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Die romanistische, germanistische und kanonistische Abteilung dieser Zeitschrift sind getrennt 
von einander zu beziohen, 


Jeder Band dieser Zeitschrift zerfällt in drei selbständige und auch 
für sich kätfliche Abteilungen, in eine romanistische, eine germanistische 
und eine kanonistische. 

Zusendungen für die romanistische Abteilung werden erbeten 
'zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Professors Dr. Josef Fartsch in Berlin (W 80, Nollendorfstraße 21). 


Zusendungen für die germanistische Abteilung werden erbeten 
“ zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Herrn 
Geheimen Justigrats Professor D. Dr. Ulrich Stute in Berlin (W 50, 
Kurfürstendamm 241). 

“ Zusendungen für die kanonistische Abterlenz werden, soweit es 
sich um Manuskripte von Abhandlungen und Miszellen handelt, erbeten zu 
Händen des Herrn Geheimen Justizrats Professor D.Dr. Ulrich Stute 
in Berlin (W 50, Kurfürstendamm 241); Rezensionsexemplare und Manu- 
skripte von Besprechungen sind dagegen einzusenden an Herrn Professor 
Dr. Hans Erich Feine in Rostock i. M. (Große Mönchenstraße 5). 


* * 
* 


Zur Sicherung rechtzeitigen Erscheinens der Bände sind die Unter- 
zeichneten, als geschäftsführende Mitglieder der Redaktion, mit der 
Verlagsbuchhandlung übereingekommen: 

Manuskripte für Abhandlungen nur anzunehmen, wenn sie bis 
spätestens 15. Juli des betreffenden Jahres in ihren Händen sind. 


Als spätester Termin für die Einsendung von Miszellen ist der 
1. September angesetzt worden. 


Ausnahmen zu gestatten behalten sich die Unterzeichneten der Ver- 
lagsbuchhandlung gegenüber vor. 


Da die Zeitschrift der Savigny-Stiftung in erster Linie die Veröffent- 
lichung selbständiger wissenschaftlicher Abhandlungen zur Aufgabe hat, 
können die geschäftsführenden Mitglieder der Redaktion keine Gewähr 
dafür übernehmen, daß jede der Redaktion zur Besprechung eingesandte 
Schrift einer Rezension unterzogen werde. Vielmehr können Rezensionen 
nur nach Maßgabe des jeweils verfügbaren Raums veröffentlicht werden. 
Doch werden die im Laufe jedes Jahrs eingegangenen, nicht zur Besprechung 
gelangenden Werke, sofern sie im Buchhandel selbständig erschienen 
sind, am Schluß jedes Bandes erwähnt werden, und zwar auch dann, 
wenn die Besprechung für einen späteren Band der Zeitschrift in Aussicht 
genommen ist. 


Ludwig Mitteis. Ulrich Stute. Albert Werminghoff. 


%* * 
* 

Da in letzter Zeit bei der Germanistischen und bei der Kano- 
nistischen Abteilung der für vorher angemeldete Beiträge bewilligte 
Raum des öfteren sehr erheblich von den Herren Mitarbeitern “überschritten 
worden ist, sieht sich die Schriftleitung der genannten beiden Abteilungen 
veranlaßt, bekannt zu geben, daß sie hinfort in solchem Falle, besonders 
aber, wenn der Umfang eines Beitrages 6 Bogen überschreitet, "auch dann 
keinerlei Verpflichtung zur Aufnahme anzuerkennen in der Lage ıst, wenn 
sie zuvor- grundsätzlich eine Arbeit anzunehmen sich bereit er klärt hat. 
Beschluß vom Juli 1915. 


H. Brunner. R. Schröder. U. Siutz. A. Werminghoff. 
# * 


* 


Um eine unnötige Verteuerung des Bandes zu vermeiden, sind wir 
genötigt, bei Korrekturänderungen, die einen Zeitaufwand von mehr als 
3- Stunden -für den Bogen erfordern, die überschreitende Zeit dem Ver- 


fasser zu berechnen. Hermann Böhlaus Nachfolger. 
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Die Xenodochien in Italien und Frankreich - 
im frühen Mittelalter.‘ 


N Von 
Herrn Privatdozenten Dr. jur. Walther Schönfeld, 


Gerichtsassessor a. D. in Breslau. 


I. 
Von den Xenodochien überhaupt. 


81. 
1. Ursprung und Verbreitung. 


Für die Kirche und ihr Reck: bildet das 4. Jahrhundert 
den Wendepunkt der Zeiten. Bis dahin verfolgt oder höch- 
stens tatsächlich geduldet, wird sie rechtlich anerkannt. 
Neben das alternde Weltreich, aus der Dunkelheit ins Helle, 
tritt die jugendstarke Weltkirche, um es allmählich zu er- 
setzen und schließlich zu beerben. Aber sie gibt mehr, als 
sie empfängt. Sie bringt der todkranken, am unversöhn- 
lichen Gegensatz von Reichtam und Armut in einem glän- 


1) Die Abhandlung ist im Sommer 1921 in Berlin begonnen und 
am 6. März 1922 im dortigen Kirchenrechtlichen Institut, dessen Assistent 
ich zwei Jahre lang war, vorgetragen worden. Herr Geheimer Justiz- 
rat Professor D. Dr. iur. et phil. Ulrich Stutz, seit langen Jahren 
um die Bearbeitung dieses Gegenstandes bemüht, hat mich zu ihr 
angeregt und die Ausarbeitung wit seinem Rat begleitet. Dafür wie 
überhaupt für alle Förderung spreche ich ihm meinen ehrerbietigsten 
und herzlichsten Dank aus. Zu danken habe ich aber auch der hohen 
rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät in Breslau. Denn indem 
sie mich für das W.-S. 1921/22 beurlaubte, hat sie mich in den Stand 
gesetzt, vor Aufnahme meiner Lehrtätigkeit diese meine Studien in Berlin 
in Ruhe abzuschließen und mir dann damit die venia legendi auch 
für Kirchenrecht zu erwerben. 
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. zenden Elend hilflos dahinsiechenden Menschheit das Evan- 
gelium von der Liebe, nicht so sehr in Worten als vielmehr 
in der Tat. Für das Römertum, trotzdem die Not zum Him- 
. mel schreit, gibt es keine soziale Frage; was es in dieser 
Hinsicht tut, erschöpft sich in dem frivolen Worte ‚panem 
et circenses“, klingt in unseren Ohren wie eine grausige 
Verhöhnung und Selbstverhöhnung.!) Erst die Kirche macht 
sich an die Arbeit, auch sie nicht so sehr, um den Leib des 
gesellschaftlichen Lebens zu heilen, als vielmehr um Seelen 
zu retten.?) Dieser Liebeswille offenbart sich vornehmlich in 
der Gastlichkeit, der hospitalitas, zu Anfang gänzlich in 
der Freiheit, seit dem zweiten Jahrhundert, als die Sonne 
den Christen zu sinken beginnt'und die Schatten der Mensch- 
lichkeit größer und dunkler werden, im Gewande des 
Rechts.?) Gegründet auf die Worte, die der Herr der Kirche 
nach seiner Verheißung am jüngsten Tag zu den Gerichteten 


1) Vgl. hierzu Robert von Pöhlmann, Geschichte der sozialen 
Frage und des Sozialismus in der antiken Welt. Bd. II. 1912. S. 437£. 
462. 491. Das Buch ist dadurch bemerkenswert, daß es am Schluß 57 
Seiten dem Christentum widmet als der „größten Massenillusion der 
Weltgeschichte“ (S. 644), ohne auch nur mit einem Sterbenswort der 
Werke der Barmherzigkeit zu gedenken. Gegen diese Einseitigkeit wendet 
sich mit Recht Ernst Troeltsch, Die Soziallehren der christlichen 
Kirchen und Gruppen. Bd. I 1912. S. 32. Über Luxus und Elend auch 
Ludwig Friedländer, Darstellungen aus der Sittengeschichte Roms I®. 
1919. S. 158ff. Hinsichtlich der Kornverteilungen Rostowzew unter 
Frumentum VII. bei Pauly-Wissowa,' Realenzyklopädie der klassi- 
schen Altertumswissenschaft. Bd. 7. 1910. Sp. 172#. 

2) Dies unterstreicht sehr stark Troeltsch, a. a. O. S. 134ff. Ab- 
schwächend Adolf Harnack, Das Urchristentum und die sozialen Fra- 
gen. Preuß. Jahrb. Bd. 130. 1908. S. 456. Basilius d. Gr. in seinem be- 
rühmten Rechtfertigungsschreiben an den Rector provinciae (372) hebt 
den usus communis seines Xenodochiums für die Provinz hervor. Migne, 
Patrol. Graeca. 32 col. 487. 

3) Den Wandel hebt hervor G. Uhlhorn, Die christliche Liebes- 
tätigkeit. Bd. I. 1882. S. 117. 198. 207. Es ist in doppelter Hinsicht, 
nach Form und Inhalt, beachtenswert, daß die älteste kirchliche 
Rechtsquelle, die um die Mitte des zweiten Jahrhunderts entstan- 
dene „Lehre der zwölf Apostel‘, sich ausführlich mit der Gastfreund- 
schaft befaßt. Ausgabe von Adolf Harnack in: Texte und Unter- 
suchungen zur Geschichte der altchristlichen Literatur. II. 1. 1884. 
S. 48. XII 1—4. 
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reden wirdt), wird diese Gastlichkeit als die höchste aller 
christlichen Tugenden gefeiert, von den Episteln des Neuen 
Testamentes?) und dem ersten Clemensbriefe?) an über die 
Schriften der Väter?) und die alten Mönchsregeln ®) bis hinein 
in die Konzilien und Kapitularien der Karolingerzeit.5) Im 
Glauben und in der Gastlichkeit sind die Jünger Jesu 
Christi unter sich und mit ihrem Haupte zur Einheit der 


1) Matthäus 25, 31—46. Daneben spielt auch Genesis 18 (Abraham 
und die Engel) eine Rolle: Cassiani Conlationes XXIV. liber XIV. 4. 
Corpus scriptorum ecclesiasticorum Latinorum vol. 13. p. 400. Rufi- 
nus, Historia monachorum cap. 7. Migne, Patrologia Latina vol. 21. 
col. 418. 

%) Belege bei Adolf von Harnack, Mission und Ausbreitung des 
Christentums. Bd. I?. 1915. S. 183 Anm. 2. 

3) Sancti Eusebii Hieronymi Stridonensis presbyteri operum Tomus 
VII. ed Vallarsi. Veronae 1737: Commentarius in epistolam ad Titum 
cap. I. col. 701: Ante omnia hospitalitas futuro episcopo denuntiatur. 
Si enim omnes illud de Evangelio audire desiderant: Hospes fui et sus- 
cepistis me, quanto magis episcopus, cuius domus omnium commune esse 
debet hospitium? Laicus enim unum aut duos aut paucos recipiens 
implebit hospitalitatis offieium. Episcopus nisi omnes receperit, inhu- 
manus est. Danach S. Isidori Hispalensis episcopi opera omnia Tom. VI. 
Romae 1802 ed. Franciscus Lorenzana. De ecclesiasticis officiis liber 
II. cap. V. De sacerdotio. p. 423. In quo etiam hospitalitas ita erit 
praecipua, ut omnes cum benignitate et charitate suscipiat. 

*) Sancti Benedicti Regula Monachorum, ed. Cuthbertus Butler. 
Friburgi Brisgoviae 1912. cap. 53. p. 90. Omnes supervenientes hospites 
tamquam Christus suscipiantur, quia ipse dieturus est: Hospis fui et 
suscepistis me. Regula monachorum Fructuosi cap. 10, ed. Lucae Hol- 
stenii Codex regularum monasticarum et canonicarum. I. 1759. p. 204. 
Hospitibus vel peregrinis fratribus cum summa reverentia charitatis et 
administrationis obsequia sunt praebenda. 

5) Coneilium Matisconense (585) can. 11. M. G. Cone. I. p. 169, 
Sectatores nos hospitalitatis esse non solum Dominus Jesus admonet, 
cum se dicit in hospidem receptum fuisse, sed etiam eiustapostolus omni- 
bus paene suis praeceptis. — Cap. missorum generale (802) cap. 27. M.G. 
Cap. I. p. 96. — Conc. Aqguisgranense (816). can. 9. In quo etiam 
et hospitalitas ita erit praecipua, ut omnes cum benignitate et chari- 
tate suscipiat. Si enim omnes fideles etc. (wie Hieronymus oben in 
Anm. 3); can. 141. Cui committi debeant stipendia pauperum. Evan- 
gelicis atque apostolicis instruimur documentis in colligendis hospi- 
tibus ante omnia operam dare:... . M. G. Conc. II. p. 325. 416. 
Episcoporum ad Hludowicum Imperatorem Relatio (829) cap. 7. M. G. 
Cap. II. p. 31. 
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Kirche als einem Leibe zusammengeschlossen.!) Gäste, 
hospites, aber sind alle, die der Heimat entbehren, die 
Armen, Kranken, Schwachen, Witwen und Waisen so gut 
wie die Wanderer und Pilger?) Für die Kirche sind die 
pauperes et peregrini eine Klasse, eine Sorge.?) Sie zu 
pflegen ist das Amt des Bischofs und seiner Gehilfen, vor- 
nehmlich der Diakone*), aber auch die Pflicht eines jeden 
Christen überhaupt, sind sie doch selbst, alleohne Ausnahme, 
nur Gäste auf Erden.?) In den Wohnungen des Bischofs 


1) Vgl. dazu Zahn, Weltverkehr und Kirche während der drei 
ersten Jahrhunderte. 1877. 

2) Hincmari archiepiscopi Rhemensis capitula ad presbyteros pa- 
. rochiae suae cap. 10: Ut curam hospitum, maxime pauperum atque 
debilium, orphanorum quoque atque peregrinorum, habeat, hosque ad 
prandium suum quotidie juxta possibilitatem convocet, eisgue hospitium 
competenter tribuat. Mansi, Sacrorum Conciliorum nova et amplissima 
collectio XV col. 477. — Smaragdi Abbatis commentarius in regulam 
S. Benedicti cap. 53. Hinc et Apostolus nos inter caetera hortatur 
dicens: „Hospitalitatem sectantes“ (Rom. 12). Dicens enim sectandam 
esse hospitalitatem, non illud solum ostendit, ut venientem ad nos ho- 
spitem suscipiamus, sed et requiramus et solliciti simus et sectemur ac 
perquiramus ubique hospites, ne ubi forte in plateis sedeant, ne extra 
tectum jaceant. Migne, Patrologia Latina 102 col. 890. — Daß die 
Armen tatsächlich auf den Plätzen herumlagen, bestätigt Capitulare 
N 2332 (789) M. G. Cap. I. p. 64. Damit vergleiche man die Frage Martials, 
warum sich solehe Leute nach einer Wohnung umsähen, da sie ja „auf 
der Brücke‘‘ umsonst wohnen, — Friedländer, a. a. O0. I. 8. 159 — 
um zu erkennen, wie es um die „größte Massenillusion der Weltge- 
schichte“ (Pöhlmann) steht. 

®) Andreas Thiel, Epistolae Romanorum pontificum. I. 1868. 
p. 380. Epistula 15 (Gelasius 494): De reditu vero ecclesise vel oblatione 
fidelium quatuor faciat portiones: quarum unam sibi ipsi retineat, alteram 
clericis pro officiorum suorum sedulitate distribuat, tertiam pauperibus 
et peregrinis, quartam ecclesiasticis fabricis noverit reservandam. Das 
wiederholt sich in der Regula Benedicti cap. 53, im Liber diumus, form. 6 
(Ausgabe Th. Sickel, 1889. p. 6), M. G. Cap. I. N 33°? (802), p. 96; N 36 
(812), p. 106; II. N 2971 (858), p. 427 und in ungezählten Privaturkunden. 
Vgl. dazu Ulrich Stutz, Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens. 
Bd. I. 1895. S. 27fi. 215 mit Anm. 75. 

#) Vgl. hierzu August Leder, Die Diakone der Bischöfe und Pres- 
byter und ihre urchristlichen Vorläufer 1905, Kirchenrechtl. Abh. herg. 
von Stutz, Heft 23/24, S. 3f. 18f. 

5) In diesem Sinne sehr schön Augustinus im 111. Sermon: Agnoseite 
hospitalitatem, per hanc perventum est ad Deum. Suscipis hospitem, 
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und der Gläubigen ist den Heimatlosen eine Stätte bereitet 
um Gotteslohn.!) Die Gastfreundschaft der vorchristlichen 
Zeit dient Handel und Gewinn ?), die hospitalitas der Kirche 
Christus und der Seele. 

Mit dem vierten Jahrhundert beginnt auch in dieser 
Hinsicht eine neue Epoche. Das Massenelend ist so groß 
geworden, daß es in der bisherigen Art und Weise von Per- 
son.zu Person nicht mehr bewältigt werden kann. Die An- 
erkennung der Kirche durch den Staat gibt den Weg zu 
neuen Formen frei. Aus der Armen-, Kranken- und Frem- 
denzelle, die wir uns im Hause des Bischofs und so manches 
Christen denken müssen, entsteht das selbständige Armen-, 
Kranken- oder Fremdenhaus, das ptochium, nosokomium 
oder xenodochium, die öffentliche Anstalt, die alle oder be- 
stimmte Arten der hospites versorgt.?) In mancher Nach- 
richt der Überlieferung ist dieser Vorgang zum Greifen 
deutlich.*) Daneben bleibt die hospitalitas alten Stils noch 


cuius et tu es comes in via: quia omnes peregrini sumus. Operum Tomus 
V. Maurinerausgabe col. 563. 


!) Georg Ratzinger, Geschichte der kirchlichen Armenpflege °. 
1884. S. 8Of. 

?) Rudolph von Jhering, Die Gastfreundschaft im Altertum, 
Deutsche Rundschau. Bd.,51. 1887/88. S. 379. 395. ‚den Armen ließ 
man verhungern, den Schuldner schlachtete man, den Fremden hegte 
und pflegte man .... Das Motiv, welches die Gastfreundschaft im 
Altertum ins Leben gerufen und sie zu dem gemacht hat, was sie ward, 
war nicht ethischer, sondern praktischer Art, nicht das uneigennützige 
der Menschenliebe, sondern das egoistische der Ermöglichung eines ge- 
sicherten Handelsverkehrs.‘“ Ebenso urteilen Schrader, Reallexikon 
der indogermanischen Altertumskunde 1901. S. 272£. und R. Leonhard 
bei Pauly-Wissowa, a. a. O. Bd. 8. 1913. Sp. 249. 

®) So stellt sich Ratzinger S. 132. 139 ff. die Entwicklung vor, sicher 
mit Recht. Was Uhlhorn, I. S. 318f. dagegen einwendet, ist ganz unklar. 

‚ *) In den Acta Archelai cap. 3. erzählt Hegemonius (Ausgabe 
Charles Henry Beeson. 1906. p. 4) Et quid amplius diam? Amator 
pauperum Marcellus cognominatus est domusque eius peregrinorum et 
pauperum hospitium dicebatur. — Paulinus von Nola schreibt an seinen 
Freund Sulpicius Severus: domus tuae hospes es, ut sit hospitium domus. | 
Corpus script. eccles. Latin. vol. 29. p. 204 N 24. — Von Pelagius 1. 
(579—590) schreibt der Liber pontificalis (ed. L. Duchesne I, p. 309): 
Hic domum suam fecit ptochium pauperum senum. — So erklärt sich auch, 
wie mir scheint, daß man zuweilen für Fremdenhaus und Fremdenzelle 
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jahrhundertelang bestehen zum Zeichen ihrer Unentbehr- 
lichkeit.!) | 

Die ‚Wiege der Xenodochien, Eevösvec, Eevodoyeian — 
schon der Name zeigt es an — hat im Osten des Reiches 
gestanden.?) Wie in den Acta Archelai®), jener Hauptquelle 
für die Erkenntnis des Manichäismus, ausführlich berichtet 
wird ®), gründet in der ersten Hälfte des vierten Jahrhunderts 
ein ebenso frommer wie reicher Christ namens Marcellus 
an der Straße von Mesopotamien nach Persien fünf hospitia 
zur Aufnahme von Armen und Fremden je eine Tagesreise 
voneinander entfernt, und um das Jahr 356 wird einem . 


dasselbe Wort gebraucht. Zur Zeit des heiligen Remigius heißt es auf 
dem Grabmal eines gewissen Attolus: Is struxit bis sena suis xenodochia 
rebus (Edmond le Blant, Inscriptions chretiennes de la Gaulel.p. 442), 
was Emile Lesne, Histoire de la propriete eccl&siastique en France. 1910. 
p. 402 mit Recht auf eine Anstalt zu 12 Plätzen, Joseph Zettinger, 
Die Berichte über Rompilger aus dem Frankenreiche bis zum Jahre 800. 
1900. S. 18 auf zwölf verschiedene Häuser, eine nahezu unmögliche Vor- 
stellung, bezieht. In einer Privaturkunde — Il Regesto di Farfa II. p. 72. 

N 75 (768) — erklärt der Stifter : et pro nostra anima orent et pro nobis, 
et peregrinos vel minus potentes ibi suscipiant, et senodochias ibidem 
faciant in ipso sancto monasterio. 


1) Vgl. Concilium Turonense (567). M. G. Conc. I. p. 123. can. 5. — 
Karoli regis Mandatum ad Arnonem archiepiscopum Salisburgensem direc- 
tum cap. 8. M. G. Conc. II. p. 214. — Formulae Marculfi N 49. M. G. 
Formulae p. 104. — Capitulare missorum generale (802) cap. 27. Pre- 
cipimusque, ut in omni regno nostro neque divitibus neque pauperibus 
neque peregrinis nemo hospitium denegare audeat, id est sive peregrinis 
propter Deum perambulantibus terram sive cuilibet iteranti propter 
amorem Dei et propter salutem animae suae tectum et focum et aquam 
illi nemo denegat. M. G. Cap. 1. p. 96. — Concilium Aquisgranense (816) 
can. 9. M. G. Conc. II. p. 325. 

2) Leon Lallemand, Histoire de la Charite tom. II. 1903. p. 127£f. 

2) Vgl. oben 8.5 Anm. 4. 

*) Cap. 3 p.5. Si quando enim ad vesperam velut peregrinans 
ad hospitium pervenisset [sc. Turbo, der Bote des Manes], quae quidem 
ipsa diversoria hospitalissimus Marcellus instruxerat, .. .. Diese latei- 
nische Übersetzung des verlorengegangenen, in der ersten Hälfte des 
vierten Jahrhunderts verfaßten Originals stammt aus der Zeit von 
392—450, wie Ludwig Traube, Acta Archelai, in Sitzungsberichte der 
philos. philol. hist. Klasse der k. b. Akademie der Wiss. zu München, 
Jahrgang 1903, S. 548 nachgewiesen hat. Viel zu früh, in das dritte Jahr- 
hundert, setzt das Werk Theodor Zahn a. a. O. S. 24 mit Anm. 18, 
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Priester Adrius!) von seinem Bischof die Sorge für ein 
. Xenodochium in Pontus übertragen, woran die wichtige 
Bemerkung geknüpft wird: Eius modi quippe domicilia 
prae amore erga hospites ab ecclesiarum antistibus excitari 
solent, in quibus mutilatos et imbecillos collocant, üsque 
ad victum necessaria pro virili suppeditant. ' Hierbei haben 
vermutlich die antiken privatwirtschaftlich betriebenen 
Herbergen in Ortschaften, an Straßen und Kultstätten 
zum Vorbild gedient.?) 

Der Verweltlichung der Kirche im vierten Jahrhundert 
folgt wie dem Licht der Schatten die Weltflucht, zuerst. im 
Anachoreten-, dann im Mönchtum. Daher der Gegensatz 
von Kirche und Kloster, wenigstens zu Anfang.?) Aber 
sind sie auch feindlich, so sind sie doch Brüder. Als Pa- 
chomius, der Begründer des Mönchswesens, in die Einsam- 
keit geht, erklärt er ausdrücklich®), daß er damit nicht nur 
die Welt, sondern auch die bis dahin an den Fremden und 
Armen geübte Gastfreundlichkeit aufgeben und der Kirche 
samt ihren Gläubigen überlassen müsse. Aber schon in der 
äthiopischen Fassung seiner Regel, die wir als deren älteste 
und auf ihn selbst zurückgehend ansehen dürfen°), wird 
der Behandlung der Fremden wieder gedacht. Freilich 
sollen sie um der Abgeschiedenheit der Brüder willen nicht 
mit diesen im Kloster, sondern in der Vorhalle versorgt 
werden.e) Aus dieser Vorhalle hat sich dann infolge des 


!) Sancti Epiphanii Panarü liber, III. tom. I. haer. 75, 1. Corpus 
Haereseologieum, ed. Franz Oehler, II. 1. p. 177. 

.2) Vgl. hierzu Friedländer, 1? S. 345ff., Erich Ziebarth, Bei- 
träge zum griechischen Recht, Zeitschrift für vgl. Rechtswiss. Bd. 19. 
1906. 8. 291ff. 296. 

®) Karl Müller, Kirchengeschichte. Bd. I. 1892. S. 215. 

*) Georg Grützmacher, Pachomius und das älteste Kloster- 
leben. 1898. 8. 4. 5) Grützmacher S. 122. 

6) Nach der Übersetzung von Eduard König — Theologische Stu- 
dien und Kritiken. Jahrgang 1878. S. 326 — lautet die Regel: „Und wenn 
ein Fremder aus einem andern Kloster ankommt, welches nicht eine 
solche Ordnung hat, so soll er weder mit ihnen essen noch trinken, noch 
soll er in ihr Kloster eintreten, außer wenn sie sich auf der Straße getroffen 
naben. Aber wer zu ihnen kommt, um zu bleiben, auch den sollen sie 
dicht in ihre Gemeinde aufnehmen, ehe er drei Jahre vollendet hat, son- 
hern sie sollen ihn in der Arbeit als Knecht verwenden, und dann, wenn er 
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starken Fremdenverkehrs das Xenodochium vor der Pforte 
des Klosters entwickelt, von dem schon Rufinus!) und Pal- 
ladius?2) in ihren ‚Mönchsgeschichten, Hieronymus®) und 
Cassianus?) in ihren Ausgaben ägyptischer Mönchsregeln, 
sämtlich um die Wende des vierten zum fünften Jahr- 
hundert?°), so ausführlich berichten. 

So treten uns gleich im Anfang der Bewegung die drei 
Mächte entgegen, die das Xenodochienwesen fast ein Jahr- 
tausend lang ausschließlich getragen haben, die Kirche, 
das Kloster, die Gläubigen. Aber wir werden doch einen 
Unterschied feststellen dürfen. Bei der Kirche und den 
Gläubigen ist das selbständige, räumlich abgesonderte 
Xenodochium mehr eine zufällige, bei den Klöstern da- 


drei Jahre vollendet hat, soll er eintreten.“ — S. 329. ‚‚Und wenn einer 
aus der Welt kommt, um Mönch zu werden, so mag man ihn zuvörderst 
das Gebet des Evangeliums lehren, und sodann mag man ihn den Palmen- 
gesang lehren, und er bleibe also in der Vorhalle, während er in der Ord- 
nung und Festsetzung der Brüder belehrt und erprobt wird, und sodann 
also mag man ihn seine Weltkleider ausziehen und ihn Kleider des 
Mönchs anziehen lassen.“ 


1) Historia monachorum — Migne, Patrol. Lat. 21. col. 391.439 — 
cap.1. De sancto Joanne (scil. Johannes von Lycopolis). Cellam sane hos- 
pitalem extrinsecus fieri permisit, in qua adventantes e longinquis regioni- 
bus paululum requiescerent, ipse vero intrinsecus solus, soli Deo vacans, 
non diebus, non noctibus a colloquiis Dei et oratione cessabat. — cap. 17. 
De monasterio abbatjs Isidori. ... . Hic ergo senior in janua, ubi ipse 
commanet, adhaerentem sibi habebat hospitalem cellulam, in qua ad- 
ventantes hospitio recipiat et omni humanitate refoveat. 

2) Historia Lausiaca. — Migne, Patrol. Graec. 34. col. 1021 — 
cap. 7: In hoc monte Nitriae una est maxima ecclesia . .. . Prope eccle- 
siam autem positum est Xenodochium, in quo venientem hospitem toto 
tempore accipiunt. 

®) S. Eusebii Hieronymi Stridonensis presbyteri translatio latina 
regulae sancti Pachomüi — Migne, Patrol. Lat. 23. col. 70 — cap. 50: 
Nemo manens in monasterio suscipiendi gquempiam ad vescendum habeat 
potestatem; sed his mittet eum ad ostium xenodochiü, ut suscipiatur ab 
his, qui huic rei praepositi sunt. 

*) Johannis Cassiani Conlationes XXIV. Corp. script. eccl. Lat. 
vol. XIIL p. 400. 515. liber XIV. 4. XVII 7. — De institutis coeno- 
biorum liber IV. 7. Corp. script. ecel. Lat. vol. XVII. p. 52. 

5) Erwin Preuschen, Palladius und Rufinus. 1897. 8.204, und 
Richard Reitzenstein, Historia Monachorum und Historia Lau- 
siaca 1916. 
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gegen eine notwendige Art ihrer hospitalitas, bei jenen durch 
die Umstände des Falles, bei diesen um der Abgeschieden- 
heit willen durch die Natur der Sache bedingt. So erklärt 
sich, zu einem guten Teil wenigstens, um das gleich hier 
vorwegzunehmen, daß man jahrhundertelang monasterium 
und xenodochium zwar unterscheidet!), aber ihre Namen 
sehr gern wechselweise für einander gebraucht?) und beide 
zusammen mit Vorliebe als einen Begriff?) betrachtet; und 
dieges wiederum ist für die Verbreitung des Xenodochien- 
wesens von großer Bedeutung gewesen. 
Vom Orient verpflanzt sich die Einrichtung sehr bald 
in das Abendland %), was bei der Ost und West umspannen- 


1) Codice diplomatico Longobardo, hrsg. von Carlo Troya, vol. V. 
N 906 (ca. 765). Et si (quod non optamus) in deterius irruerint qui de 
eodem monasterio, tunc mutetur ipse monasterium in sinedochio. — 
Pippimi Italiase regis capitulare — M. G. Cap. I. p. 192 — cap. 3:.Mo- 
nasteria virorum et puellarum, tam que in mundio palatii esse nos- 
cuntur, vel'etiam in mundio episcopales seu et de reliquis hominibus 
esse inveniuntur, distringat unusquisque, in cuius mundio sunt, ut regula- 
riter vivant; simul et senodochia, cuiuslibet sint, fratres in omnibus pas- 
cantur iuxta illorum possibilitatem. Ihre Selbständigkeit auch inM. G. 
Cap. II. p. 79, 80. N 209 (845—850), N 210 (845—850) cap. 6 und 7. 

2) M. ©. Script. r.M. III. p. 164. Vita Sancti Eugendi Abbatis 
cap. 21: Iste etiam, refutato archimandritarum orientalium instari, utilius 
omnes univit in medium. Distructis namque mansionum ediculis, uno 
cunctos secum xenodochio quiescere fecit, ut quos causa unitae refectionis 
una claudebat aedicula, discretis quoque lectulis una ambiret et mansio, 
cui tamen lumen olei, sicut in oratorium, indeficiens prebebatur. Johannis 
gesta episcoporum Neapolitanorum cap. 50: Fabricavit et idem consul 
cum coniuge sus monasterium sancti Cyrici et Julitae, in quo duodecim 
statuit cellulas, quas hospitibus peregrinisque censuit habitari. M. G. 
Scriptores rerum Langobardicarum et Italicarum. p. 428. . 

®) Das wird sich später zeigen: unten S.20. Vorläufig: Buagerü 
monachi sententia ad eos qui in coenoblis et xenodochlis habitant fratres 
— Holstenius, I. p.465 — eine erbauliche Betrachtung über die Pflichten 
der Mönche ohne jede besondere Beziehung auf Xenodochium und Gast- 
freundschaft. 

4) Spreitzenhofer, Die Entwicklung des alten Mönchtums in 
Italien. 1894. 8. 8. verlegt mit dem Mönchtum auch das Xenodochien- 
wesen schon in das dritte Jahrhundert. Allein die Passio S. Bonifacii 
martyris cap. II. 13 — Acta Sanctorum tom. 16. p. 283 —, auf die er 
sich beruft, ist schwerlich ein zureichender Beweis. Es heißt dort: Beata 
autem Aglaes abrenuntiavit mundo et pompis elus, universa quae possi- 
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den Einheit der Kirche kein Wunder und den Zeitgenossen 

noch lange im Gedächtnis geblieben ist.!) Von der im Jahre - 
400 verstorbenen vornehmen Römerin Fabiola weiß Hie- 

ronymus zu berichten, daß sie ‚als erste‘ ein Krankenhaus 

gegründet habe, in dem sie die Kranken von den Plätzen 

sammelte und pflegte?), und um dieselbe Zeit muß es ge- 

wesen sein, daß er an den reichen und frommen Pammachius 

schreiben konnte: ‚Ich höre, daß Du im Hafen von Rom . 
ein Xenodochium errichtet hast.‘“?) Wenn aber in der 
"Historia Lausiaca ce. 119%) der jüngeren Melania ohne jede 
nähere Erläuterung nachgerühmt wird, sie habe ‚in occi- 
dente‘“ Kirchen, Klöster und Xenodochien reichlich unter- 
stützt mit dem, was sie dem Löwen Alarich entrissen habe, 
so rechtfertigt das die Annahme, daß die letzteren um diese 
Zeit im kirchlichen Bewußtsein schon recht fest einge- 
bürgert waren°), finden wir sie doch im fünften Jahrhundert 
in dem entlegenen Noricum, im sechsten in Sizilien und Sar- 
dinien.e) 

Die bei der Errichtung dieser ersten Anstalten betei- 
listen Personen gehören samt und sonders der um diese 
Zeit im Abendlande einsetzenden Mönchsbewegung an. 
Hieronymus ist bekanntlich einer ihrer Hauptförderer, 


debat distribuens egenis. Einige Handschriften haben vor egenis: mona- 
steriis quoqueet xenodochis. Dies ist wohl sicher spätere Einschiebung. 


1) Passio Praeiecti episcopi et martyris Arverni (7. Jahrh.) cap. 16: 
Xenodochium quogue in propriis rebus orientalium more secutus in loco, 
qui Columbarius dicitur, fabricare curavit. M. G. S.r.M. V. p. 235. 

2) Epistola 77, 6 ad Oceanum. Migne, Patrol. lat. 22 col. 694. 

3) Epistola 66, Il ad Pammachium. Migne, Patrol. lat, 22 col. 645. 

4) Migne, Patrol. Graec. 34 col. 1230. Die Vita Sanctae Melaniae, 
ed. Cardinal Rampolla, 1905 ergibt leider nichts weiteres. 

5) Für die Klöster ebenso Hans von Schubert, Geschichte der 
christlichen Kirche im Frühmittelalter 1921. S. 400. Die rasche Ver- 
breitung der Xenodochien bezweifelt Uhlhorn, IL. S. 321. 

6) Eugippi Vita Severini cap. I. In usum scholarum p. 12. Jeden- 
falls beherrschen sie unter Gregor d. Gr. das Feld, ausweislich seiner Briefe 
nach Palermo — M. G. Ep. I.p. 10 u. II. p.65 N1.9 (590) u. NIX.35 (598) 
— und Carales — M.G.Ep. I. p. 240 u.258, NIV.8 (593) u. NIV. 24 (594). 
Sind sie aber in Sizilien und Sardinien anzutreffen, so werden wir sie auch 
anderwärts annehmen dürfen, und es liegt nur an Zufälligkeiten der Über- 
lieferung, daß wir nichts davon hören: Sardinien und Sizilien unterstanden 
dem heiligen Stuhle unmittelbar. Vgl. Stutz, Benefizialwesen. S. 26. 


Pa 
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Pammachius, Fabiola, Melania hängen ihr begeistert an.!) 
Wir werden daher vermuten dürfen, daß die Klöster, die 


man jetzt so zahlreich gründete, soweit ein Bedürfnis und 


das Vermögen dazu bestand, auch mit einem Xenodochium 
ausgerüstet waren ?), nicht nur in Italien, sondern auch in 
Gallien. In der Regula Benedicti (cap. 53) aus dem sechsten 
Jahrhundert heißt es geradezu, daß die hospites dem Kloster 
niemals fehlen. Diese Klöster leben, wie bekannt, zunächst 
nach ihrer eignen, voneinander völlig unabhängigen Ord- 


. nung?), aber sie sind doch alle nach ägyptischem Vorbild ver- 


faßt und, was an Regeln jetzt und in der Folgezeit Berühmt- 
heit erlangt, das enthält samt und sonders mehr oder weniger 
ausführliche Bestimmungen über hospites und hospitalitas. 
So die Regula S. Basilii Magni*), die Conlationes lIohannis 
Cassiani?), die beide zu Anfang das Feld beherrschten ®), 
dann die Regula Tarnatensis”?) des Musterklosters Agaunum 
(= St. Maurice) in der Schweiz®), die Regula Fructuosi?), 
Isidori episcopi!P), Magistri!!), cuiusdam patris!2), namentlich 
aber die vornehmste unter ihren Schwestern, die Regula 


t) Grützmacher, Realenzyklopädie für protestantische Theologie 
und Kirche (= R. E.) Bd. 13°. 1903. S. 228, unter Mönchtum. 

2) Ebenso Ratzinger, S. 149. 3) von Schubert, S. 612. 

*) Interrogatio 98: Pauperes venientes ad ostium et petentes, quo- 
modo dimittimus? Holstenius, I. p. 91. 

5) oben S. 8 Anm. 4. 6) Spreitzenhofer, S. 41f. 

?) Cap. 20. Feminae vestrum non frequentent habitaculum, sed 
cum pro devotione sua, vel pro amore religionis vestrae expetierint mona- 
sterium, non eis concedatur interiores monasteri, januas introire, sed in 
oratorio aut in hospitali domo reddatur illis honor et gratia: non expec- 
tationis causa, sed pro constitutione regulae, vel monasterli disciplina. 
Holstenius, I. p. 185. 

°) Dazu Theodor Sickel, Beiträge zur Diplomatik III, Wiener 
Sitz.-Ber. Bd. 47 1864, S.5. 28. 

?) Cap. 10. Holstenius, p. 204. Vgl. oben S. 3 Anm. 4. 

10%) Cap. 21. Dehospitibus. Praebeantur eis habitacula. Holstenius, 
p. 197. 

11) Cap. 79. Cella peregrinorum semote monasterio constituatur cum 
lectis stratis, ubi supervenientes fratres, maxime ignoti, dormiant et 
bisacias suas ponant. Holstenius, p. 277. 

12) Cap. 3. Intra septa monasterü vel ostia nullum virorum omnino 
vel foeminarum edere vel bibere permittant: sed omnibus advenientibus 
foris in hospitali, prout honor exigit, per abbatissae ordinationem mini- 
strent. Holstenius, p. 39. 
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Benedicti.!) Selbst der karge Columban ?), der sonst über der 
Sorge für das Seelenheil seiner Mönche alles irdische Wesen 
vergißt, hat ein Wort dafür übrig, und was seine Schotten 
für die hospitalitas in Klöstern und Hospitia geleistet haben, 
bildet ein besonderes Blatt in der ruhmreichen Geschichte 
ihrer Tätigkeit.?) Unter diesen Umständen werden wir kein 
entscheidendes Gewicht darauf legen, ob erst Cäsarius von 
Arles (470—542), wie die herrschende Meinung *), oder schon 
Sulpicius Severus (365—420), wie Hauck. meint’), das 
Verdienst zukomme, das erste Hospital in Gallien errichtet 
zu haben. Was Paulinus von Nola in diesem Betreff an 
Sulpicius Severus schreibt®), ist schwerlich ein zwingender 
Beweis für die Ansicht Haucks, und jedenfalls gab es 
schon im vierten Jahrhundert auch hier Klöster und damit 
wohl auch Xenodochien.”) 


1) Cap. 53. De hospitibus suseipiendis. Darin ist ausführlich von der 
cella hospitum die Rede; vgl. auch Cap. 31. De cellarario monasterü 
qualis sit. Cap. 56. De mensa abbatis. Cap. 61. De monachis peregrinis 
qualiter suscipiantur. Cap. 58. De disciplina suscipiendorum fratrum. 
Butler, p. 61. 90. 98. 106. Dazu Grützmacher, Die Bedeutung Bene- 
dikts von Nursia und seiner Regel. 1892. Besonders S. 49. 54ff., wo die 
Verbreitungsgeschichte dargestellt ist. 

2) Regula coenobialis (nach Seebass, Zeitschrift für Kirchenge- 
schichte. Bd. 17. 1879. 8. 225): Procuret oeconomus de humanitate 
advenientibus adhibenda, tam peregrinis, quam reliquis fratribus et omnes 
fratres parati sint ad ministrandum cum omni famulatu propter Deum. 
Quamvis oeconomus non senserit, aut praesens non fuerit, caeteri faciant 
diligenter, quod necesse est et custodiant utensilia eorum, donec assignent 
ea parata custodi. Sin autem neglexerint, poenitentia de his, ut videatur, 
adbiberi ad iudicium sacerdotis. ’ 

3) Carl Joh. Greith, Geschichte der altirischen Kirche. 1867. 
S. 155. 

%), Carl Franklin Arnold, Caesarius von Arelate. 1894. S. 395. 

5) InR.E. Bd. 213. 1908. S. 439 unter Wohltätigkeitsanstalten. 

6) oben S.5 Anm. 4. 

?) Edgar Loening, Geschichte des deutschen Kirchenrechts. Bd.1I. 
1878. 8.340. C. A. Bernoulli, R. E. Bd. 12°. 1903. 8.390, unter Martin 
von Tours, der gegen 370 bei Poitiers ‚vielleicht!‘ die erste klösterliche 
Organisation des Abendlandes gründet. Julius Schlosser, Die Abend- 
ländische Klosteranlage des frühen Mittelalters. 1889. S. 6, beruft sich 
auf eine Stelle in der Vita S. Martini des Sulpicius Severus II. 1: Oratoria 
passim bina, aliquando terna, immo et plura, princeps non raro basilica 
vocabatur, et ecclesia. Alia oratoria erant pro infirmis et pro iis, qui aut 
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Ob die Kirche mit'den Gläubigen und Klöstern von 
Anfang an in Wettbewerb gestanden hat, wie im Orient, 
läßt sich bei der Dürftigkeit der Überlieferung mit Sicher- 
heit nicht entscheiden. Prudentius will schon in der zweiten 
Hälfte des vierten Jahrhunderts große Mengen von Pilgern 
aller Völker in Rom gesehen haben!), und ein Schreiben von 
Papst Symmachus?) an Cäsarius von Arles (514) bestätigt 
das für seine Zeit. Vielleicht hat die Kirche an der Sorge 
für ihre Unterkunft sich beteiligt; Nachrichten davon er- 
halten wir freilich erst später. Von dem eben erwähnten 
Symmachus berichtet das Papstbuch®), er habe zu St. Peter, 
St. Paulus und St. Laurentius den Armen’ habitacula er- 
richtet, und ebendort ®) steht, Stephan II. habe in Rom im 
Jahre 752 vier alte, seit langen Zeiten verfallene Xenodochien * 
wiederhergestellt. 

Suchen wir einen Überblick über die Vebiatung der 
Xenodochien in der Folgezeit zu gewinnen, so ergibt sich 
uns ein sehr verschiedenes Bild: In Frankreich erreicht sie 
im sechsten und siebenten Jahrhundert den Höhepunkt?), 


secretis orare aut e communi coetu secedere volebant, processu temporis 
etiam unum pro famulis, mit dem Bemerken: ‚Das ist wohl die erste 
Spur der Spitalkirche“. Aber diese Vita Martini ist bekanntlich ganz 
wertlos — Ad. Harnack, R. E. Bd. 19°. 1907. S. 158 unter Sulpieius 
Severus — und jedenfalls enthält sie von dem angeführten Zitat kein 
Sterbenswort. Sie hat überhaupt nur ein Buch. Sulpicii Severi Vita 
Sancti Martini (cap. 1—27). Corpus Script. eccl. Lat. vol. I. p. 107—137. 


t) Carmina Peristephanon Hymnus 11. Migne, Patrol. Lat. 60 
col. 550. 

®?) Migne, Patrol. Lat. 62 col. 66. 

®) I. p. 263. 

*) I. p. 440. Mox vero restauravit quatuor in hac Romana urbe sita 
antiquitus xenodochia, quae a diuturnis et longinquis temporibus desti- 
tuta manebant. 

5) Eine reiche, wenn auch nicht vollständige Übersicht der Xeno- 
dochien Frankreichs gibt Lesne, p. 40lss. Zur Ergänzung mögen dienen 
die Angaben bei Albert Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands II. %- U-#- 
1912. S. 291 Anm. 3. — In der folgenden Zusammenstellung bedeutet 
„g die Gründung. Aus dem fünften Jahrhundert: Arles, M. G. S. r. M. 
III. p. 464 (470—542) g. — Aus dem sechsten Jahrhundert: Athies, M. G. 
S.r. M. II. p. 366 g; Bordeaux, M. G.S.r. M.1.1 p. 255; Casa Cajani, 
Pardessus, Diplomata, Chartae, epistolae, leges I N 111 (528) g (bei 
Saint-Calais); Chalons, M. G. S. rer. M. I,2 p. 803 g; Fleury-en-Vexin, 
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um dann, trotzdem der. Pilgerverkehr eher zu-, als ab- 
nimmt!), sehr bald’ schroff abzufallen; in Italien ist es um- 
gekehrt. Dies findet: in der allgemeinen Landes- und Kir- 
chengeschichte seine Erklärung. Während in Gallien die 
Franken, nachdem sie uno actu vom Heidentum zum Katho- 
lizismus bekehrt worden sind, die Kirche und ihre Einrich- 
_ tungen übernehmen?), so wie sie sind, zerstören die arlani- 
schen Langobarden bei ihrem Einfall in Italien blindwütig, 
was noch zu zerstören ist.) Die Nachrichten des Papst- 
buches über die Wiederherstellung zerfallener Xenodochien 
im achten und neunten Jahrhundert reden eine laute 
Sprache.?) Aber bald wendet sich die Wage. Den Um- 
schwung bringt dort der fortschreitende Untergang der 


M. 6. Script. II. p. 275 g; Le Mans, Acta sanctorum tom. 16 p. 604 g; 
Lyon, M. G. Conc. 1. p.105 pg; Reims, LeBlant, I. p. 442g. — Ausdem 
siebenten Jahrhundert: Autun, M. G. Ep. II. p. 371 g; Columbarius bei 
Clermont, M. G. S.r.M.V. p. 235 g; St. Denis, M. G.S.r. M. II. p. 411g; 
Le Mans, Acta sanctorum tom. 21 p. 701 g; Longyon, Mittelrneinisches 
Urkundenbuch I N 6; Maastricht, Metz, beide wie vorher; Nivelle, M. G. 
S.r.M.1II.p.458g; Poitiers, PardessusII N 438g; Pontlieue, Pardessus 
1N230; Rebais, Acta sanctorum tom. 40 p.585 g; Verdun, Mittelrhein UB. 
IN6; St. Wandrille, M. G. S. r. M. V. p. 623 g. — Aus dem achten Jahr- 
hundert: Auxerre, M. G. Script. XIII. p. 394; Corbie, M. G. Script. II. 
p- 530 g; Orleans, M. G. Poetae Latini aevil. p.554 g. — Aus dem neunten 
Jahrhundert: Mont-Cenis, Historiae patriase Monumenta Chartarum I]. 
N 18 (825) g. 


1) Vgl. darüber Joseph Zettinger, S. 47fi. Ludo Moritz Hart- 
mann, Geschichte Italiens im Mittelalter. Bd. II. 2. 1903. S. 160£. 
Alfons Dopsch, Die wirtschaftlichen und sozialen Grundlagen der 
Europäischen Kulturentwicklung aus der Zeit von Cäsar bis auf Karl 
d. Gr. Bd. II. 1920. 8. 212f. — Über Pilgerrecht Ernst Meyer, Itali- 
enische Verfassungsgeschichte. Bd. I. 1909. 8. 141f. 

2) Karl Müller, I. S. 295. 

3), Hans Graßhoff, Langobardisch-fränkisches Klosterwesen. Göt- 
tinger Phil. Inauguraldissertation, 1907. 8. 15f. 

4) Stephanus II. (752—757). I. p. 440; oben $. 13 Anm. 4. Hadrianus 
(772—"795). I. p. 505. Sergius II. (844—847). II. p. 92. Ipse vero almi- 
ficus et beatissimus papa scolam cantorum quae pridem orphanotro- 
pheum vocabatur, cum prae nimia vetustate iam emarcuerat et pene in 
ruina posita atque confracta a priscis temporibus videretur, Dei annuente 
clementia, a fundamentis in meliorem, ut olim fuerat, statim noviter 
restauravit. Leo Ill. (795—816). II. p. 28. 
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Merovinger, ihres Reichs und ihrer Kirche!), hier der all- 
mähliche Übertritt der Langobarden zum Katholizismus, 
vollendet unter Liutprand (712—744).2) Mit dem Ende des 
siebenten Jahrhunderts hören die Neugründungen in Frank- 
reich im wesentlichen auf, fangen sie in Italien an.?) Das 
Bindeglied bilden auch hier die Alpen-*) und Rheinländer.?) 


1) Albert Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands. I. % U: 4- 1904. 
S. 412, 
2) Stutz, Benefizialwesen S. 115, ®) Siehe unten 8.17 Anm.7. 
‚%) Über die Römerstraßen und die Frage ihrer Dauer Friedländer, 
1. 8. 316. 322fi., Dopsch, II. S. 426ff. 445, wo sehr reichliche Literatur- 
nachweise. — Einen guten Überblick auf Grund der Spezialliteratur gibt 
P. H. Scheffel, Verkehrsgeschichte der Alpen. II. 1914. S. 171. 
Danach wurden drei Pässe im frühen Mittelalter bevorzugt: der Mont- 
Cenis (an Stelle von Mont-Genevre und Kl. St. Bernhard in derRömerzeit), 
der Septimer (an Stelle des Splügen und Julier), namentlich aber der 
Mons Jovis, der nachmalige Große St. Bernhard. Darum finden wir auch 
gerade auf diesen drei Bergen Xenodochien: Auf dem Mont-Cenis von 
Kaiser Lothar 825 errichtet: — Chartarum I. N 18 —; auf dem Septimer (?) 
das senodochium sancti Petri von Ludwig dem Frommen dem Bischof 
von Cur 825 zurückgegeben — Codex diplomaticus Cur-Rätiens und der 
Republik Graubünden I N 19 —; über die Streitfrage, die sich hinsicht- 
lich der Lage daran knüpft, vgl. Ulrich Stutz, Karls des Großen divisio 
von Bistum und Grafschaft Chyr. Festschrift für Zeumer 1909. S. 113/14 
Anm. 2 und seither Fritz Jecklin, Urbar des Hospizes St. Peter auf dem 
Septimer, 1915. S. IV— VII, der an St. Peter in Wapitines bei Prada 
denkt; auf dem Mons Jovis, in den Annales Bertiniani für das Jahr 859 bei 
der Reichsteilung erwähnt — ed. in usum scholarum 1883 p.53. Außerdem 
finden wir Hospize in Noricum, schon im fünften Jahrhundert — Eugippi 
Vita Severinicap. 1. ed. in usum scholarum. p. 12 —, im heutigen Vorarlberg 
— Kaiser Karl schenkt 885 einen Hof samt Kirche zur Rötis in Rätien 
(bei Feldkirch) an St. Gallen ea videlicet ratione, ut deinceps de ipsis 
rebus semper XII pelegrini in monte Sancti Vicetoris pro mercede anime 
nostrae procurentur (U. B. v, St. Gallen II N 642, Adolf Helbok, 
Regesten von Voralberg I. 1920. N 92.) —; in Cur — Testament des 
Bischofs Tello von Cur (766) C. dipl. Cur-Rätiens I N9; die Klage des 
Bischofs Victor (823): distructa sunt synodochia vel pauperum suscep- 
tiones M. G. Ep. V. p. 309 N 7; U. B. St. Gallen II N 646 (885) Zins- 
zahlung ad cellam hospitum des Klosters. N 727 (903) hospitium des 
Klosters Jonswil; vgl. auch P. C. Planta, Das alte Rätien. 1872. S. 380. 
— In einem Schreiben an Karld. Gr. redet Hadrianus I. von den hospitales, 
qui per calles Alpium siti sunt, pro peregrinorum susceptione M.G. Ep. 
III. p. 623 N 87 (784791). 
5) Fulda, nach dem Vorbild von Monte-Cassino errichtet, Vita 
Sturmi cap. 14 — M. G. Script. II p. 371 —, besitzt ein hospitale (Vita 
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Was sich aus den besonderen Stiftungsurkunden ergibt, be- 
stätigt die allgemeine Überlieferung. In den fränkischen 
Konzilschlüssen!) und Formeln?) aus dem sechsten und 
siebenten Jahrhundert gedenkt man der Xenodochien im 
Verein mit Kirchen und Klöstern, ihres Vermögens und 
ihres Errichtungsgeschäfts, im achten herrscht tiefstes 
Schweigen, und im neunten macht man Wiederbelebungs- 
versuche, da offenbar ist, daß sie, insbesondere die von den 
Schotten gestifteten, vollständig verfallen und verkommen 
sind.?) In der Gesetzgebung Italiens, den Volksrechten ?®), 


Leobae abbatissae, M. G. Script. 15. cap. 23. p. 151). — Karl der Große 
gründet in Aachen ein hospitium. Monachi. Sangalli gesta Karoli I. 27. 
M. G. Script. II. p. 744. Dazu Wattenbach, Deutschlands Geschichts- 
quellen im Mittelalter Bd. I”. 1904. S. 207. Einhard schreibt in der 
Vita Karoli Magni, cap. 21: Amabat peregrinos et in eis suscipiendis 
magnam habebat curam, adeo ut eorum multitudo non solum palatio, 
verum etiam regno non inmerito videretur onerosa (in usum scholarum 
1911. p. 26). — Beim St. Gereonstift in Köln gibt es ein hospitale — U.B. 
davon N 1 (866) —; ebenso beim Kloster Münstereifel bei Prüm — Acta 
sanctorum ordinis Benedicti IV. 1. p. 615 c. 19 (836 gegründet). 


/ 2) Coneilium Aurelianense (549) can. 13. M. G. Conc. I. p. 104: Ne 
cui liceat res vel facultates ecclesis aut monasterüs vel exenodociis pro 
quacumgue elemosina cum iustitia deligatos retentare, alienare adque 
subtrahere. Dazu Concilium Agathense (506) Mansi, VIII. col. 325. 
Ebenso Concilium Arvernense (549) can. 13. Bruns, Canones Aposto- 
lorum et conciliorum II. p. 217. 

2) Formulae Marculfi II. 1. M. G. Formulae p. 70. — Vgl. auch 
Formulae Bituricenses N 17 ebendort p. 177. 

3) Konzile von Aachen 816 und 836. — M. G. Cone. II. p. 416 can. 
141; p. 455 can. 28; p. 707 can. 3. — Concilium in Francia habitum 
(816—829) c. 7. M. G. Conc. II. p. 591 — Concilium Meldense-Parisiense 
(845) (M. G. Cap. II. p. 408 can. 40): Admonenda est regia magnitudo de 
hospitalibus, quae tempore praedecessorum suorum et ordinata et ex- 
culta fuerunt et modo ad nichilum sunt redacta. Sed et hospitalia Sco- 
thorum, quae sancti'homines gentis illius in hoc regno construxerunt et 
rebus pro sanctitate sua adquisitis ampliaverunt, ab eodem hospitalitatis 
officio funditus sunt alienata. Letzteres bestätigt ein von Hinkmar ver- 
faßtes Schreiben der Synode von Chiersy (858) M. G. Cap. II. p. 427 
N 297 1%, — Vgl. hierzu auch Ratzinger, 8. 241fl. 271f. 

*) Liutprandi leges 19. I. (721), 73. IV. (726), Ahistulfi leges 16. 
VII. 17. VID. 18. 1X. 19. X. (755) — M. G. Legum IV. p. 116. 137. 201. 
202. — = > 
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Konzilsschlüssent) und Kapitularien?), erscheinen sie erst 
mit dem achten Jahrhundert, dafür fehlen sie auch hier 
während der nächsten drei Jahrhunderte nie. In den Be- 
stätigungs-?), Schutz-*) und Immunitätsprivilegien°) wer- 
den sie stets aufgeführt, mit Kirchen und Klöstern als eine 
dritte Klasse der venerabilia oder pia loca, und wenn auch 
in der Karolingerzeit über ihren und der Kirchen und 
Klöster Verfall geklagt wird ®), ihr Bestand überhaupt ist 
dadurch niemals in Frage gestellt worden. In,und bei jeder 
. größeren Stadt sind sie anzutreffen”) 


1) M. G. Conc. II. p. 576 N 46°. Concilium Romanum (826); 
p. 789 N 60. Concilium Teatinum (840). 

2) M. G. Cap. I. p. 189 N 895 (780-790), p. 191 N 9012 (781 ?), 
p. 192 N 91° (782 —786), p. 195 N 92° (787), p. 198 N 94 (787), p. 200 
N 95! (790), p. 201 N 95 ? (790), p.210 N 102? (801—810), p. 316 N 157 
(822—823), p. 328 N 164 *u. ? (825), p. 332 N 1661. 3 (825), p. 369 N 179 
(821), p. 374 N 18018, 31, 2, 26 (826). Cap. II. p. 63 N 2021 (832), p. 69 
N 204 5 (847), p. 79 N 209 (845— 850), p. 80 N 210 ®. 7 (845—850), p. 104 
N 222 ? (889), p. 107 N 224° (891), p. 116 N 228 25. 16 (850). 

3) Codice diplomatico Toscano II N 21 (783). 

*, Farfa II N 216 (815). 

5) Chartarum I N 30 (861); N 118 (962). 

6) Capitulare Mantuanum (781?) can. 12: De sinodochüs volumus 
adque precipimus, ut restaurata fiant. M. G. Cap. I. N 90. p. 191. 
Wiederholt in N 92° p. 195 und N 94 ! (787) p. 198. — Pippini capitulare 
Italicum (801—810) I N 102° p. 210: Ut episcopi et abbates per sino- 
dochia et monasteria eorum ospitalem, ubi antiquitus fuit, faciant et 
summopere curent, ut nullatenus praetermittantur. — Kaiser Lothar be- 
fiehlt 332 seinen missi, ut inquirant de singulis monasteriis velsenodochüs, 
qualiter a conditoribus ordinata sunt vel quomodo nunc permaneant et 
a quibus personis deteneantur. M. G. Cap. II. p. 63 N 2021. — Kaiser 
Ludwig II. (845—850) schärft das noch einmal ein, was die Bischöfe auf- 
nehmen. M. G. Cap. II. p. 79 N 209, p. 82 N 210 ” —. Für seine Diözese 
der Bischof von Brescia in Historiae patriae Monumenta. Chartarum Ill. 
Codex diplomaticus Langobardiae. N 140 (841). 

?) Aus dem siebenten Jahrhundert: Cremona, Troya IV N 351 (686). 
vgl. auch Chart. III N 797 (980). N 989 (1000). — Aus dem achten Jahr- 
hundert: Benevent, Troya V N 779 (762)g; Gradate, Chart. III N1l 
(745) g; Lucca, Toscano I. 14 (720)g; Troya III N476 (729) g; Toscano 1 
N 53 (757) g; Troya V N 809 (764) g; Troya V N 867 (767); Mailand, 
Chart. III N 61 (787) g; Monza, Chart. TII N 39 (769) g; Nonantula, M.G. 
Script rer. Lang. p. 567 g; Pavia, TII N 21 (760)g; N 52 (774); Pistoja, 
TroyaIV N 621 (748); Rom, Liber Pontificalis I. p.397g, IL. p. 25. 57.M.G. 
Ep. II. p. 86. 97. Mansi XII, col. 684. — Aus dem neunten Jahrhundert: 
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2. Name und Arten. 
An der großen Ausdehnung, die man dem Begriff der 


hospites gegeben hat, nimmt auch der des xenodochium | 


id est hospitale!) teil.2) Im Abendlande ist das xenodo- 
chium, scenodochium®), senodochium ®), senodoxiolum °), 
sinodochium®), sinodoxium”’), synodochium?®), exsenodochi- 
um?), exsenedotium!P), exinodochium!!), oder welche bar- 
. barisierte Form sonst noch vorkommen mag, das hospi- 
tium2), ospitium??), domus hospitalis?*), hospitale!°?) grund- 
sätzlich eine allgemeine Herberge, für alle pauperes et 
peregrini, die darin Platz haben. Ein Schreiben Alcuins, 
in dem er den Erzbischof von York auffordert, Xenodochien, 
d. h. Hospitäler, zu gründen zur Aufnahme von pauperes 
et perigrini!), bestätigt dies, da es doch offenbar mit Rück- 
sicht auf die tatsächlichen Verhältnisse des Festlandes ver- 
faßt ist. Dem zur Seite steht eine große Zahl von Grün- 


Bergamo, Chart. III N112 (830) g; Brescia, Chart. III N 140 (841); Mai- 
land, Chart. III N 287 (879) g; Neapel, M. G. S.r. Lang. p. 428 g. p. 443 g; 
Placencia, Chart. III N 287 (879)g. Padova, Cod. dipl. Padovano IN 15 
(874); Pavia, Chart. I N 49 (895), III N 276 (878); Salerno, Cod. dipl. 
Cavensis I N 64 (868). — Aus dem zehnten Jahrhundert: Gaeta Cod. dipl. 
Cajetanus I N 98 (998); Mailand, Chart. III N 402 (903)g; Verona, Not. 
Stor. delle Chiese di Verona I. p- 153 (932) g. 


1) SoinM. G. Ep. IV.p. 169 N. 114 (796) und M. G. Cap. Il. p. 427 


N 297 10 (858). 
2) Dies scheint mir als das Einfachere von Schuberts (S. 701) Er- 


klärung vorzuziehen. 
®, M. G. S. rer. Lang. p. 568. *) Toscano I N 39 (749). 
5) Pardessus, II N 438 (696). 6) Chart. III N 52 (774). 
”) Pardessus, II N 438 (696). 8) M. G. Ep. V. p.309 N7 (823). 


°\ Mittelrhein I N 6 (636). 10) Toscano I N 39 (749). 
1 M.G.8.r.M.IV. p. 682. 12) Troya IV N 647 (750).. 
13) Cavensis I N 64 (868). 14) Mittelrhein, I N 441 (1120). 


15) Annales Bertiniani (in usum scholarum) p. 53. 

16) M. G. Ep. IV. p. 169 N 1. 114 (796). In den sog. arabischen 
Canones von Nicaea (325), die in Wahrheit aus der Zeit nach Chalzedon 
(451) stammen, heißt es: Ut fit in omnibus eivitatibus locus separatus 
peregrinis, infirmis et pauperibus, qui vocetur Xenodochium, id est 
hospitium peregrinorum. Mansi, II. col. 976. can. 70. Dazu J.K. von 
Hefele, Conciliengeschichte 1?. 1873. S. 364. 
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dungsurkunden, so daß eigentlich keine Belege ängeführt 
zu werden brauchen.!) Wenn demgegenüber ein Kapitulare 
aus dem neunten Jahrhundert fein säuberlich besondere 
Arten von Häusern nach Maßgabe der darin Versorgten 
unterscheidet2), so ist das in den tatsächlichen Verhält- 
nissen , wie sie uns für das Abendland überliefert sind, nicht 
begründet und lediglich‘ eine gedankenlose oder prahlerische 
Entlehnung aus der Epitome Juliani, jenerim Westen am wei- 
testen verbreiteten abkürzenden Ausgabe der Novellen Justi- 
nians.?) Dies äußert sich auch darin, daß man den Namen 
des Xenodochiums nicht selten mit dem der matricula *) 


1) Vgl. etwa: Vita sanctae Geretrudis c. 3. M. G. Script. r. M. II. 
p. 458: Item sanctorum ecclesias et alia praecipua aedificia ex fundamentis 


construxit et orfanis, viduis, captivis, peregrinis alimonia cotidiana cum, - 


omni largitate ministravit. Toscano I. 1.14 (720) inveniatur esse peregrinus 
recipiendum, pauperis vidua et orfanis consolandum. Troya, III N 432 
(721) viduam, orfanum et pauperem consolandum, eginum et peregrinum 
recipiendum. 

2) M. G. Cap. 1. p. 310 N 153 (826?) Nulla sub Romana ditione 
constituta ecclesia vel exenodochium vel ptochotrophium vel nosocho- 
mium vel orphanotrophium vel gerontochomium vel brephotrophium vel 
monasterium ...... - Exenodochium, id est locus venerabilis in quo 
peregrini suscipiuntur. Ptochotrophium, id est locus venerabilis, in quo 
pauperes et infirmi homines pascuntur. Nosochomium, id est locus venera- 
bilis) in quo aegroti homines curantur. Orphanotrophium, id est locus 
venerabilis, in quo parentibus orbati pueri pascuntur. Gerontochomium 
id est locus venerabilis, in quo pauperes et propter senectutem solam 
infirmi homines curantur. Brephotrophium, id est locus venerabilis, in 
quo infantes aluntur. 

®) P. Krüger, Geschichte der Quellen BE Literatur des sörnllien 
Rechts ?2 1912. S. 401, 433. 

#) Gesta Dagoberti I, regis Francorum cap. 29 M. G. Script. r. 
M. II. p. 411: Nam et matriculam et senodochium ceteraque diversa 
loca ad hoc ibidem instituit, ut pauperes utriusque sexus, sive etiam qui 
sanctorum ope sanitate donari digni fuissent, in reliquum ipsius elemosinis 
sustentati, qui vellent, in servitio ecclesie acsi pro gratiarum actione 
permanerent. Pardessus, I N 230 (615): De Ponte leuga haec est matri- 
cula et xenodochium in honorem sancti Martini: hoc est, matricula sancti 
Petri et Pauli et xenodochium quod est ad Pontem Leugae. Vgl. auch 
Lesne, p. 381ff. — Auf die damit zusammenhängende, noch nicht aus- 
getragene Streitfrage nach dem Wesen der matricularii gehe ich nicht ein; 
der Stand der Meinungen bei Stutz, Göttingische Gelehrte Anzeigen 
1904 S. 4 Anm. 1 und neuerdings von Schubert, S. 697ff. 702. 
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und diaconia!) zusammenstellt, zwei Einrichtungen aus 
der Armenpflege. Am häufigsten freilich wird er mit ora- 
culum und oratorium sowie mit monasterium verbun- 
; den?), woraus sich ergibt, daß diese Anstalten sehr oft mit 
“ einem Betraum ausgestattet und einem Verein von Geist- 
lichen oder Mönchen überantwortet waren.?) Bei dem be- 
rühmten Hospital des Caesarius von Arles wird jenes als 
etwas Selbstverständliches vorausgesetzt‘), in dem Capi- 
tulare de rebus ecclesiasticis von 825 von der Weihe der 
Xenodochien im Verein mit der der Taufkirche und Bet- 
häuser geredet.?) 

Aber auch Ausnahmen von der Regel kommien vor. 
Das „Xenodochium leprosorum“‘) kann wegen der An- 
steckungsgefahr der Natur der Sache nach nur diesen Kran- 
. ken dienen, und hin und wieder begegnet eine Anstalt, die 


1) Troya III N 351 (686) ut ibi fit exenodochium ut diaconia in 

«suscepcione infirmorum et perecrinorum. Ebenso Troya, III N 476 (729). 

— Über die Diaconia vgl. Haeser, Geschichte der christlichen Kranken- 
pflege und Pflegerschaften 1857. S. 9fl. 

2) S. unten $. 33f. 

3) Amedeus Bondroit, De capacitate possidendi ecclesiae nec- 
non de regio proprietatis vel dispositionis dominio in patrimonio eccle- 
siastico aetate merovingica (a 481—751). Diss. iurid. hist. Lovaniensis 
1900. p. 85 nimmt die Verbindung mit Klöstern für seine Zeit als Regel an. 
Ebenso Lesne, p. 402 für den größten Teil der Xenodochien. — Für 
Italien vgl. jedoch oben Seite9 Anm. 1. Der Begriff des monasterium 
schwankt übrigens. Vgl. Grasshoff,S.59 und Franz Wickhoff, Die 
„monasteria‘“ bei Agnellus. M. 1. ö. G. Bd. 9. 1888. S. 34ff. 

*, Vita Caesarii episcopi Arelatensis II. 20. M. G. Script. r. M. ILL. 
p- 464. Infirmis vero adprime consuluit subvenitgue eis et spatiosissimam 
deputavit domum, in qua sine strepitu aliquo basilicae opus sanctum 
possint audire; lectos, lectuaria, sumptos cum persona, quae obsequi et 
mederi possit, instituit. 

5) M. G. Cap. I. p. 332 N 166 !: Placuit nobis, ut nullus episcoporum 
de consecratione neque dedicatione baptismalium ecclesiarum aut seno- 
dochiorum seu oraculorum pretium quodlibet contra auctoritatem canoni- 
corum patrum vel iuxta antiquam consuetudinem penitus accipere prae- 
sumat. 

6) Gregorii episcopi Turonensis liber in gloria confessorum M. G. 
Script. r. M. I. 2. p. 803 (Chalons). Solche Häuser bezeugt für Maas- 
tricht, Metz, Verdun in Mittelrhein. U. B. IN 6 (636), für St. Gallen in 
S. Otmari Vita M. G. Seripf. II. p. 42 cap. 2. — Über ihre Einrichtung 
handelt Lallemand, a. a. O. III. 1906. p. 285ft. 
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nach dem Willen des Stifters nur bestimmte Arten von 
Pfleglingen aufnehmen sollt), wodurch freilich nicht aus- 
geschlossen wird, daß im Notfalle auch andere Berück- 
sichtigung finden.?) Eine Weltstadt wie Rom besitzt außer 
“ mehreren Xenodochien?) ein orphanotrophium (Waisen- 
haus) %), ein ptochium pauperum senum (Armen- und Alters- 
heim)°), ein gerocomium (Altershaus)®), und nicht anders 
werden wir es uns in den großen Klosterunternehmungen 
zu denken haben, wie etwa in St. Riquier”) und Farfa.®) 

Davon abgesehen ist eine Sonderung nach Ständen 
festzustellen, was ja der Kultur des Mittelalters durchaus 
entspricht. In seinem auf eigner Anschauung beruhenden 
und darum als Quelle sehr wertvollen Kommentar zur 
Regula Benedicti berichtet Paulus Diaconus?), daß es zwei 
voneinander getrennte Häuser gab, das eine für die Vor- 


1) Im siebenten Jahrhundert gründet der Bischof Praeiectus in 
Clermont ein xzenodochium ita tamen, ut semper ibidem XX egroti 
mederentur, ut stipendia cibi acciperent, postquam vero convalescerent, 
aliis locum curandi darent. M. G. Script. r. M. V. p. 235. cap. 16. — 
Ebenso Pardessus, II N 438 (696). 

2) Im Jahre 787 gründet in Mailand ein Erzpriester Datheus ein 
„Xenodochium‘“ zur Pflege von Kindern aus Ehebruch bis zum voll- 
endeten achten Lebensjahr. Dabei heißt es: et si forsitan de tali pro- 
creatione parvuli nati aut iactati non fuerint quibus ipsa quarta portio 
tribuatur, tunc ex omnibus dentur egenis, pauperibus, peregrinis. Chart. 
III N61 col, 116. 

8) Über ihren Namen, ihre Lage und Verhältnisse vgl. Kehr, Re- 
gesta pontificum Romanorum I. 1906. p. 155. Neben diesen Stiftungen 
gibt es noch die scholae peregrinorum auf landsmannschaitlicher, genossen- 
schaftlicher Grundlage, worüber Ferdinand Gregorovius, Geschichte 
der Stadt Rom im Mittelalter V.5 1913 I. S. 411 zu vergleichen. 

*) Liber pontificalis II. p. 92, dazu das Formular 97 im Liber 
diurnus. j 

5) Liber pontificalis I. p. 309, gegründet von Pelagius (579—590). 

6) Liber pontificalis I. p. 397, gegründet von Gregor LI. (715—731). 

”) wo täglich 300 Arme, 150 Witwen und 60 Kleriker versorgt 
wurden, laut Inventar, abgedruckt bei Hariulf, Chronique de P’abbaye 
de Saint-Riquier, publi& par Ferdinand Lot. 1894. p. 307. 

®) Farfa ist Absteigequartier der Kaiser und Könige, worüber aus- 
führlich handelt Hugo in seiner Destructio Farfensis cap. 2 (Fonti per 
la storia d’Italia, tom. 33. p. 30). 

2) Archi-Coenobüi Casinensis monachi nunc primum ediderunt 1880. 
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nehmen, das andere für die Armen.!) Dabei macht der 
Scharfsinn, mit dem er dies rechtfertigt, seinem Ruf als 
„eleganter Schriftsteller“ alle Ehre.2) Daß dies aber nichts 
Vereinzeltes war, sondern allgemeiner Sitte entsprach, werden 
wir den Plänen von St. Gallen?) und Farfa*) entnehmen 
dürfen), welches auch immer ihre sonstige Bedeutung sein 
mag. Auch die Constitutiones Hirsaugienses aus der Clunyer 
Reformzeit bestätigen das.®) Dort erfahren wir, wer zu den 
Vornehmen gerechnet wird, in erster Linie, was sehr be- 
zeichnend ist, der zu Pferde kommt, dann die Mönche und 
einige ausgezeichnete Geistliche und Frauen”) 


t) Ad. cap. 53. p. 417. Pulchre dixit „‚congruus honor exhibeatur“, 
quia „omnibus‘ non aequalis susceptio acgepta est. Neque enim rectum 
est, si ea, quae praeparanda sunt divitia, omnia praeparentur et talia 
pauperi, id est dilectio ciborum, et potus abundantia; maius enim pec- 
catum est, quis pauper nescit se moderari; qui si tantum sicut consuevit 
potens manducavit, crapulationem ex hoc sentiet, et nobis dantibus pec- 
catum generabitur; et sicut dieit beatus Augustinus, non leve esset hoc’ 
peccatum. sSimiliter si diviti ea quae pauperi praeparanda sunt prae- 
paremus, non est rectum. Verbi gratia, si diviti solummodo fabam, aut 
tale aliquid, vel pedes lavare voluerimus, derisio est, stultitia reputabitur 
et damnum; et propterea: „omnibus congruus honor exhibeatur“, idest 
iuxta qualitatem personae, ita recipiendus est hospes. Alles sehr schön 
und vernünftig, aber was ist aus dem frommen Tiefsinn der christlichen 
Gebräuche, in Sonderheit der Fußwaschung, auf die noch Benedikt (Reg. 
cap. 53) solches Gewicht legt, geworden! 

2) Chronica monasteriü Casinensis I. 15. M. G. Script. VII. p. 591. 

2) Beste Ausgabe Ferdinand Keller, Bauriß des Klosters von 
St. Gallen vom Jahre 820. 1844. Die reiche Literatur darüber bei Ste- 
phani, Der älteste Deutsche Wohnbau und seine Einrichtungen, Bd. II. 
1903. S. 21 Anm.1. Vgl. auch Keutgen, Ämter und Zünfte 1903. 8.34. 

*) Ordo Farfensis M. G. Script. XI. p. 546. Darüber Julius 
Schlosser. S. 28ff. 42f. _ 

5) Über die Einrichtung der beiden Häuser auf Grund dieses Ma- 
terials sehr eingehend Uhlhorn, II. 1884. S. 74fi., Stephani, S. 31f. 

6) Migne, Patrol. lat. 150 col. 1066ff. Dazu Fischer, Studien zur 
Entstehung der Hirsauer Konstitutionen. Tübingen phil. Diss. 1910. 

7) Cap. 51 col. 1111ff. Auf Vornehmheit wird auch bei den Tieren 
der Gäste gesehen: Die Pferde unterstehen dem custos hospitii (nobilium), 
die Esel dem elemosynarius pauperum, cap. 52 col. 1114. — Bei der Ein- 
quartierung der Pferde ist es bisweilen sehr menschlich zugegangen, so 
daß der Klosterheilige in eigner Person für Ordnung sorgen mußte. Chron. 
mon. Cas. II. 45, M. G. Seript. VII. p. 657. 
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‚Diese Einrichtung überträgt sich dann Son den klöster- . 
lichen auch auf die kirchlichen Hospitäler.!) 


Il. 
Vom Recht der Xenodochien. 
83. 
1. Gründung und rechtliche Natur. 


Die Xenodochien sind im römischen Reich und unter 
der Herrschaft seines Rechts aufgekommen. Da die antike 
Kultur, wie wir gesehen haben, eine eigentliche Wohl- 
fahrtspflege nicht kennt, sind sie kirchliche Anstalten, auch 
wenn sie keinen gottesdienstlichen Raum enthalten und 
"nicht von der Kirche errichtet sind; sie werden in jedem 
Falle von Klerikern verwaltet?) und unterstehen dem zu- 
ständigen Bischof.?) Venerabiles domus*), religiosissima 
loca°), piae causae®) genannt, nehmen sie am Recht der 
Kirchen und Klöster teil”), soweit sich nicht aus ihrer ver- 
schiedenen Natur ein anderes ergibt, etwa hinsichtlich der 
Weihe®), falls ihnen, was wohl selten vorkommt, ein Bethaus 
mangelt. Ihr Vermögen ist Kirchenvermögen?) und nur 
wie solches veräußerlich!), ihre Dauer ewig.!!) Sie sind also 


1) Belege bei Pöschl, Bischofsgut: und mensa episcopalis, Bd. II. 
1909. S. 19. 52. 90. 

2) Corpus iuris civilis III. Novellae 123, 23. 

®) Nov. 120, 6. Cod. Justinianus I 3, 1. 45. 

*) Cod.I 3 allenthalben. 5) Cod.12,1.23.  °) Cod.13,1.45 83. 

?) Cod. 1 2, 1. 15 hinsichtlich der Gründung, 1. 19. 22 hinsichtlich 
der Beschenkung, 1. 23 der Verjährung, 1 3, 1. 32 $ 7 hinsichtlich der Pri- 
vilegierung, 1. 45 $ 9 der Bedenkung mit Legaten. . 

8, Nov. 5 cap. 1, Nov. 117, 1. 131, 7. Vgl. hierzu Glück, Ausführ- 
liche Erläuterungen der Pandekten. 40. Theil. 1838. S. 20. 28. 

%) Paul Roth, Über Stiftungen, Jherings Jahrbücher Bd. 1. 1857. 
S. 198. 10) Cod.13,1.45 811,157 81.2. Nov. 7. 

11) Cod. I 3,1. 57 $ 3. Unicuique enim homini unus vitae cursus a 
creatore datus est, cuius finis omnino mors est: venerabilibus autem do- 
mibus earumque congregationibus, quae immortales sub Deo custo- 
diuntur, non convenit finem imponere ne in possessionibus quidem, sed 
quoad durant venerabiles domus (durant autem in perpetuum et usque 
ad ipsum saeculorum finem, donec Christianorum nomen apud homines 
est et veneratur), iustum est durare etiam perpetuo relietas erogationes 
vel reditus immortales, ut semper inserviant plis actibus numquanm cessa- 
turis. Hierin. ist das ganze römische Stiftungsrecht in nuce enthalten. 
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wirtschaftlich und rechtlich ihrem Zweck unlöslich ver- 
bunden, und es ist eine Frage durchaus zweiten Ranges, bis 
zu welchem Grade die juristische Technik dieser Selbstän- 
digkeit Rechnung trägt.!) Das klassische römische Recht 
hat sich mit diesem Problem kaum befaßt, weil es an einem 
allgemeinen Anreiz dazu fehlte. War dies ausnahmsweise 
der Fall, so unterstellte es derartige Zweckvermögen der 
Herrschaft irgendeiner physischen oder juristischen Per- 
son mit der Auflage, sie nach ihrer Bestimmung zu ver- 
walten.?) Dies mochte leicht zu Unzuträglichkeiten führen, 
namentlich im Konkurs und in der Zwangsvollstreckung?), 
wenngleich wohl nicht bei Kirchengut. Immerhin setzte 
sich im fünften Jahrhundert, als das Christentum mit seinen 
Wohlfahrtseinrichtungen das Feld beherrschte®), vermutlich 
aus verwaltungstechnischen Gründen der Gedanke durch, 
derartige Gebilde als ihre eignen Subjekte, als Stiftungen 
im strengen Sinne des Wortes, wie wir heute sagen, zu be- 
trachten.°) Aber schwerlich hat man es, ebensowenig wie 


1) Als Gesinnungsgenossen darf ich wohl anführen Ferdinand 
Regelsberger, Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. 11. 1873. S. 192£., 
Pandekten I. 1893. 8. 342. 

2) Alfred Pernice, Marcus Antistius Labeo I. 1873. 8. 254. III 
1892. S. 56. 63. 150. Ludwig Mitteis, Römisches Privatrecht bis auf 
die Zeit Diokletians. I. 1908. S. 414. 

3) Diesen Gedanken betont für die Gegenwart von Tuhr, Der All- 
gemeine Teil des Deutschen Bürgerlichen Rechts I. 1910. 8. 596. 

*) K.E. Zachariae von Lingenthal, Geschichte des Griechisch- 
römischen Rechts. ? 1892. S. 205. 

5) Dies kann jetzt nicht mehr bestritten werden nach der Unter- 
suchung von R. Salleiles, Les Piae causae dans le droit de Justinien. 
Melanges G£rardin 1907. p. 518f. Zustimmend Girard (von Mayr), 
Geschichte und System des römischen Rechts. 1908. S. 260. Sohm, 
Institutionen 15 1917. Gegner aus älterer Zeitbei RBegelsberger, Pandek- 
ten 8. 350 Anm. 6, und bei Windscheid-Kipp, Lehrbuch des Pandekten- 
rechts I. ? 1906. S. 295 Anm. 5, namentlich aber Edgar Loening, 1. S. 201 
1I. S. 648. 652. Freilich, was Salleiles p. 539 ss. über die rechtliche Natur 
der piae causae im besonderen ausführt — keine deutsche, sondern eng- 
lische Treuhänderstiftung —, scheint mir reichlich kompliziert und ganz 
abwegig. Wenn er aber p. 543 schließt: C’est ainsi que la venerabilis 
domus elle-möme, comme la pia causa ou le pium corpus des textes ulte&- 
rieurs, nous apparait comme un terme abrege et representatif pour figurer 
toute la collection des beneficiaires que l’&tablissement avait en vue, so 


I 
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in der Gegenwart, bei allen ohne Rücksicht auf den einzel- 
nen Fall getan!) 

So das römische Recht, wie es im sechsten Jahrhundert 
im Codex Justinianus und den Novellen dazu ausführlich, 
wenn auch nicht in allen Fragen völlig zweifelsfrei aufge- 
zeichnet worden ist.?) Es hat auch im Abendlande gegolten 
und hier den Sturz des Reiches überdauert. Durch die 
spärlichen Reste der Überlieferung, insbesondere durch 
einige Briefe Gregors d. Gr., schimmert es für ein aufmerk- 
sames Auge deutlich hindurch: Die Xenodochien, von denen 
hier die Rede ist, sind vermögens-?) und handlungsfähig ®), 
mithm Rechtspersönlichkeiten, sie werden von religiosi 
verwaltet?) und unterstehen dem Bischof.) Als Gregor 
d. Gr. einmal in Carales auf Sardinien darauf dringt, daß 
eine letztwillig gestiftete Anstalt binnen Jahresfrist er- 


hat er damit den Nagel auf den Kopf getroffen und das Prinzip der 
juristischen Person überhaupt zutreffend formuliert, allerdings nicht 
besser, als das bereits Aloys Brinz, Lehrbuch der Pandekten IIL ?. 1889. 
S. 497 ££., IL 2 1860. S. 1042 ff., vornehmlich S. 1055 mit gewohnter Schärfe 
und vorbildlicher Klarheit getan hat, wobei höchstens die vermögens- 
rechtliche Seite zu stark betont ist. 


t) WieF.K. von Savigny, System des heutigen römischen Rechts. 
Bd. II. 1840. S. 268 meint. Vielleicht darf man sich für den Fortbestand 
unselbständiger Stiftungen neben selbständigen auf Cod. I 3, 1.41 $ 3 be- 
rufen: Nam tum quidam propter spem quam in deo habent et ut animae 
eorum salvae fiant ad sacrosanctas ecclesias accedant jisque ipsis facul- 
tates suas offerant et relinguant, ut in ptochos et pauperes aliosque pios 
usus expendantur, absurdum est episcopos haec in proprium en 
vertere vel in liberos suos cognatosque expendere. 

2) Diesem Befund entspricht August Knecht, System des Justi- 
nianischen Kirchenvermögensrechts 1905. Kirchenrechtliche Abhandl. 
hrsg. von Ulrich Stutz, Heft 22. S. 43f. 

2) M. G. Ep. p. 240 N IV. 8 (593) ut in praedio, quod appellatur Pis- 
cenas quod ad Xenodochii Thomae quondam episcopi iura pervenit. Ep. 
IL. p. 129 N IX 130 (599) quod partem aliquam substantiae suae xeno- 
dochio ... dereliquit. p. 167 N IX 170 (599) xenodochio, quod ei in octo 
unciis iure perhibetur hereditario successisse. 

4) M. G.Ep.II. p.86 N IX 66a (598) quia de possessionibus . . . - 
inter praepoSitos monasterii sanctorum Maximi et Agathae ... et e 
diverso amministratores xenodochii in hoc urbe Roma constituti . . 
longa se traxit contentio. Dazu p. 97 N IX 82 (598). 

5) M. G. Ep. I. p. 258 N IV 24 (594). 

6) M. G. Ep. II. p. 65 N IX 35 (598). 
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richtet werde, beruft er sich ausdrücklich auf die piissimae 
leges!), womit offenbar auf Cod. Just. I, 3, 45 $ 1 und Nov. 
131, 10 angespielt ist. 

Bei den Kirchen und Klöstern — darüber hat schon 
Pöschl auf Grund seines ungewöhnlich reichen Materials im 
Zusammenhange mit dem gesamten Diözesanvermögensrecht 
gehandelt — gehört die Gründung eines Xenodochiums zur 
amtlichen Tätigkeit ihrer Vorsteher, des Bischofs oder 
Abtes. Gründungsurkunden haben wir hier nicht. In der 
Regel wird nur ganz kurz erzählt: Fabricavit?), aedificavit?), 
instituit *) oder constituit°) xenodochium. , Damit verbindet 
sich, soweit es sich nicht ausnahmsweise um ein wirt- 
schaftlich ganz dürftiges Unternehmen) handelt, die Aus- 
stattung mit bestimmten Gütern aus dem Kirchen- oder 
Klostervermögen.’) Wird das Unternehmen aus privaten 
Mitteln des Bischofs oder Abtes errichtet®), so liegt natürlich 
keine kirchliche, sondern eine private Stiftung vor, für die, 


1) M. G. Ep. I. p. 243 N IV 10 (593). 

2) M. G. Script.r.M. IV. p.682 (590). Chron. mon. Cas. III 33. M.G. 
Script. VII. p. 725. 

®) M. G. Script. rer. Lang. p. 567 8. Jahrh.). 

*) Liber pontificalis I. p. 397. 

5) Vita Adalhardi c. 59. M. G. Script. IL. p. 530. 

6) M. G. Script. rer. Lang. p. 428; in quo duodecim statuit cellulas, 
quas hospitibus peregrinisque censuit habitari, qui ex ipsius ecclesise 
alerentur rebus. 

?) Acta sanctorum tom, 16. p. 604 (Bischof Domnolus von Le Mans 
7 581): Aliud quoque monasteriolum et zenodochium ultra Sartam flumen 
in honorem beatissimae Dei et virginis Mariae sapienter aedificavit atque 
suse ecclesiae rebus dotavit. — Vita Ansberti episcopi Rotomagensis 
cap. 14 M. G. Seript. r. M. V. p. 628 (7. Jahrh.): In praefato namgue 
venerabili Fontanellensi monasterio inter felicia bonitatis suae gesta 
etiam exenodochium imbecillium ac decrepitorum pauperum ad instar 
duodecim apostolici numeri constituit deputatis eisdem rebus, qui suffhi- 
cienter praeberent alimoniam. Ebenso Vita Athanasiüi episcopi Neapoli- 
tani (9. Jahrh.) M. G. Script. rer. Lang. p. 444. — Vita Anselmi Abbatis 
Nonantulani (8. Jahrh.). M. G. Script. rer. Langob. p. 568. — Liber pont. 
I. p. 440 (752). 

8) Passio Praeiecti episcopi et martyris Arverni cap. 16. M. G. Script. 
r. M. V. p. 235: xenodochium quoque in propris rebus . . . fabricare 
curavit. Chart. III N 246 (870). N 402 (903). 
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wie wir noch sehen werden, einige Besonderheiten gelten; 
auch für Mischlinge aus beiden finden sich Beispiele.!) 
Dieses Xenodochium und sein Vermögen ist gegenüber 
der Mutteranstalt selbständig und unabhängig?), womit 
nicht gesagt sein soll, daß es immer, auch unter den kleinsten 
Verhältnissen, mit eigner Rechtspersönlichkeit ausgestattet 
sein müßte) In einem Klosteretat, der adbreviatio de 
Rebus monasterii Bobiensis aus dem Jahre 862), sehen 
wir, wie jedes der sechs Xenodochien seine eignen Ausgaben 
und Einnahmen verrechnet als ein vollkommen abgeschlos- 
sener Wirtschaftskörper. Das wird. unter gleichen Um- 
ständen früher nicht anders gewesen sein. In Gregors von 
Tours Historia Francorum°) ist einmal von der basilica_ 
Sancti Juliani in der urbs Arverna die Rede und den res 
pauperum, quae ibidem fuerant adgregatae, auf dem Konzil 
zu Chalons (639—654) wird dem Bischof und seinem Archi- 
diacon verboten, von dem Vermögen des Xenodochlums 
beim Tode seines Vorstehers etwas wegzunehmen®°), und 
ganz deutlich werden gelegentlich im achten Jahrhundert 
die beiden Vermögensmassen voneinander unterschieden.”) 


} 


1) M.G. Ep. I. p. 376 N XIH 11 (602) Xenodochio quod in civitate 
Augustodonensi a Syagrio reverendae memoriae episcopo et praedicta 
excellentissima filia nostra regina constructum est. Aus späterer, Zeit 
U. B. von Straßburg I N 118 (1182). 

2) Vgl. hierzu Pöschl, I. S. 30. 111, IL. S. 19. 51. 90. 1778. 

3) Die Grenzen sind überhaupt fließend und undeutlich Pöschl, 
IL S. 1218. 3088. 

4) Bolletino Storico-Bibliografico Subalpino Bd. 8. 1903. p. 395f. 
Dazu Ludo Moritz Hartmann, Zur Wirtschaftsgeschichte im frühen 
Mittelalter. Analekten. 1904. S. 48f. 51. 

5) M. G. Seript. r.M. I, 1 p. 118. In den M. G. Diplomata Karo- 
linorum p. 11l N 77 (772—774) heißt es: quia res peregrinorum pro- 
priae sunt Tegis. 

6) M. G. Conce. I. p. 210 can. 7. 

7) Ex gestis episcoporum Autisidorensium cap. 27 (737) M. G. Seript. 
XII. p. 394: Dedit itaque basilicae sancti Stephani ad stipendium cleri- 
corum ibidem Deo deservientium villam quae dieitur Matriacus ... Item 
in pago Autissiodorensi ad xenodochium predicte matris aecclesise villam 
quae dieitur Miliciacus ... . . Ceterum basilice sancti Germani ad sti- 
pendium monachorum villam Abundiacum nomine .... Dedit idem 
ad xenodochium eiusdem basilice domni Germani villas sitas in pago 
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Dieses Gründungsvermögen wird durch Schenkungen 
Dritter vermehrt. In der collectio de ecclesiis et capellis 
Hinkmars von Reims ist von den oblationes fidelium die 
Rede, von denen die Xenodochien leben!), worunter nicht 
bloß kleine Almosen zu verstehen sind.?) Um dieselbe Zeit 
hören wir gar nicht so selten von Schenkungen an Grund- 
stücken und Grundzinsen, die entweder dem Xenodochium 
unmittelbar?) oder der Mutteranstalt zu Nutz und Frommen 
der hospites?) aufgelassen werden. 

Von den Erträgnissen seines Vermögens lebt das Hospi- 
tal. Doch scheinen sie kaum je gelangt zu haben. In den 
sogenannten arabischen Kanones des Konzils von Nicaea, die 
zwar nicht von 325, sondern aus späterer Zeit stammen, 
aber mit dieser Maßgabe voll verwertbar sind, wird dieser 
Fall ausdrücklich vorgesehen und durch Sammlungen ‚bei 
allen Christen‘ überwunden.) Sie sind auch im Abendland 
veranstaltet worden, wie man wohl aus einer Bemerkung 
Augustins®) schließen darf, sind sie doch auch heute noch 
unter uns im Schwange. In den Klöstern bildet sich, wie 
. wir aus dem Kommentar des Paulus Diaconus erfahren, 
schon früh die Übung heraus, den Zehnten sämtlicher Ein- 
künfte überhaupt dem Xenodochium zu überweisen.’) Da- 


Autissiodorensi . . . . Ob diese Selbständigkeit immer geachtet worden 
ist, ist eine ganz andere Frage. Jedenfalls ist ein Verstoß dagegen rechts- 
widrig. 

1) Abgedruckt in Zeitschrift für Kirchengeschichte Bd. 10. 1889. 
--8. 125. 

2) Stutz, Benefizialwesen S. 97 Anm. 14. 

3) Chart. III N 80 (806), St. Gallen II N 729 (903). 

4) St. Gallen II N 646 (885), Mittelrhein I N 133. (895). N 200 (956). 

5) Mansi, II col. 976. 

6) Sancti Aurelii Episcopi operum Tom. V. Maurinerausgabe Sermo 
356 col. 1388. Pecunia, quae data erat ecclesiae propter xenodochium. 
Dazu Hauck, R. E. 21? S. 439. / 

?) Ad cap. 53. p. 418. Verum quia de Hospitibus dicimus, dicendum 
est nunc, unde hospites pascere debeamus. Omne enim, quidquid venerit 
ad Monasterium, idest aurum, argentum, aes, ferrum, labores, vinum, 
poma, animalia, et religua, decimas de his omnibus in Hospitale Pauperum 
solummodo dare debemus, ut non alü, idest servi vel nobiles, sed solum 
modo Pauperes pascantur; quia sic scriptum est in lege et nullus pauper 
debet ab his decimis se excusari. Verum-quia Dominus diecit in Evangelio: 
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bei scheint man hinsichtlich der domus divitum und der 
domus pauperum nicht überall gleichmäßig verfahren zu 
sein. Nach Paulus Diaconus wird an jedes der beiden Häuser 
ein besonderer, nach den Statuta Corbeiensia!) an beide ein 
einziger gemeinschaftlicher Zehnte abgeführt. In den Con- 
stitutiones Hirsaugienses?) erhält ihn nur das Armenhaus; 
möglicherweise .soll das Hospiz der Vornehmen sich selbst 
erhalten, vielleicht auch durch Geschenke seiner Gäste. 
Durch die Aachener Regel von 816°) wird dieses Zehntrecht 
auch auf die Xenodochien der Kirchen übertragen.®) . 

Das römische Recht behandelt grundsätzlich, wie wir 
schon angedeutet haben, alle Xenodochien gleich, auch 
wenn sie von Privaten errichtet sind. Das einzige, was es 
dem Stifter zugesteht, ist die Auswahl des geistlichen Ver- 
walters°) mit der Maßgabe, daß der Bischof dessen Ge- 
schäftsführung gegenüber auf die Aufsicht beschränkt ist.) 
Demgemäß unterscheidet Novelle 120 cap. 6 $ 1”) venera- 
biles domus, „deren Verwaltung der hochheilige Ortsbischof 
' In eigner Person oder durch einen Geistlichen führt“, und 
solche ‚‚mit eigner Verwaltung“. Im übrigen besteht zwi- 
schen ihnen nicht der geringste Gegensatz. Weder im 
Codex noch in den Novellen ist auch nur eine Spur davon 
zu beobachten. Auch die von Privaten — durch Ver- 
fügung unter Lebenden oder von Todes wegen®) — ge- 
stifteten Xenodochien sind kirchliche Anstalten, gegebe- 
nenfalls mit eigener Rechtspersönlichkeit, auch ihr Ver- 
mögen ist Kirchenvermögen, verfügbar wie solches?) und 


Nisi abundaverit iustitia vestra plus quam Scribarum et Pharisaeorum, 
non intrabis in regnum Coelorum. lustitia scribarum est, de omnibus 
decimas dare; nos enim ut possimus intrare in regnum Coelorum, duas 
decimas dare debemus. ... Istam enim nonam partem debemus dare 
in Hospitale Divitum. 


!) Le moyen äge 1900 p. 370. Videtur igitur nobis, si omnis decima 
de omnibus et in omnibus, sicut constitutum est, datur, ut omnino ad 
omnes huiusmodi necessitates divitum vel pauperum sufficere debeat. 

2, Migne, Patrol. lat. 150 col. 1114. 

®) M. G. Conc. II. p. 416 N 39 181, 

#) Vgl. dazu Pöschl, II. S.52. 93. 5) Vgl. dazu Roth, 8. 198. 

6) Cod. 13, 1.46 $$ 3.4. Nov. 131, 10. 

7) Cod.13, 1.45 83. * 3) Regelsberger, Pandekten S. 347. 

®) Cod. 13, 1,57,1.2. Nov.7. 
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nutzbar wie solchest), in beiden Beziehungen der Herr- 
schaft des Stifters entzogen und nur seinem Zweck unter- 
worfen. Insoweit also dem Stifter dingliche Rechte ver- 
bleiben?), können sie nur als bedeutungslos und leer be- 
zeichnet werden.?) Der Stiftungszweck nimmt dem Eigen- 
tum jede Bewegungsfreiheit, die tote Hand der Kirche, die 
darauf lastet, lähmt ihm jede Lebenskraft. 

Auch dieses Recht hat im Abendland gegolten, in den 
Grundzügen sicher, vermutlich auch in allen Einzelheiten, 
insbesondere hinsichtlich des Rechts, den Verwalter zu er- 
nennen. Aus einer fränkischen Formel bei Marculf: Ista de 
magna rem, qui vult exsinodocium aut monasterio con- 
struere (II. 1)*) leuchtet es uns in voller Klarheit entgegen. 
Das Gründungsverfahren, wie es hier der Allgemeinheit zur 
Nachachtung "empfohlen oder vorgeschrieben wird, ge- 
staltet sich folgendermaßen: Der Stifter errichtet durch 
Verfügung unter Lebenden) ein Oratorium auf den Namen 
eines Heiligen®) und überträgt ihm und den Armen’) darin 


1) Cod. 13,1.45 $4: Pro omni autem tempore, quo scripti heredes, 
quae iussi sunt facere supersederint, fructus et reditus atque omne legi- 
timum augmentum inde a morte testatoris ab iis exigi jiubemus, ut mora 
non incipiat ex litis contestatione vel interpellatione, sed, quasi lege ipsa 
quae dicitur mora interveniat, ita fructuum aliorumque id genus accessio 
locum habeat. 

2) J. von Zhishman, Das Stifterrecht in der morgenländischen 
Kirche. 1888. 8. 35. August Knecht, S. 44. Jedes Eigentumsrecht 
verneint Nico Cotlarciuc, Stifterrecht und Kirchenpatronat im 
Fürstentum Moldau und in der Bukowina 1907. Stutz, Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen 74. S. 12f. 74f. 

3) So mit Recht Stutz, Benefizialwesen 8. 111. Thomas, Le 
droit de propriete des laiques sur les Eglises. 1906. p. 18 n. 1. 

*) M. G. Formulae p. 70. 

°) Per presentem epistolam donationis meae dono ad presente die. 

6) Oratorio ac cellula in honore sanctae ac semper virginis Mariae 
genitricis Domini nostri Jesu Christi aut in alterius sancti. . . Dies ge- 
schieht schon um der Heilwirkungen für die Gesundheit wegen. Vgl. 
Carl Albrecht Bernoulli, Die Heiligen der Merovinger. 1900. S. 296 ff. 
Vita Dagoberti cap. 29. M. G. Script. r. M. II. p. 411: matrieulam et 
senodochium . . . instituit, ut pauperes utriusque sexus, sive etiam qui 
sanctorum ope sanitate donari digni fuissent . 

?) Sicut a me hucusque possessa est, In jure oraturio sanctae Mariae et 
predictorum pauperum debeat, Deo protegente et opitulante, persistere. 
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. unter Verzicht auf sein Eigentum!) Grundsineke zu Hän- 
den.des Bischofs?), doch so, daß jede Herrschaft des Bischofs 
am Vermögen des Oratoriums ausgeschlossen ist; ®) das 
Oratorium mit seinen Armen ist vielmehr sein eigner Herr, 
der Bischof auf die Sorge für die Weihe, die Ernennung des 
geistlichen Vorstehers sowie dafür, daß alles mit rechten 
Dingen zugehe, beschränkt.*) Mit einem Wort, es handelt 
sich ganz augenscheinlich um eine Stiftung mit eigner 
Rechtspersönlichkeit, ebenso wie bei dem berühmten Xeno- 
dochium, das Childebert I. und seine Gemahlin im sechsten 
Jahrhundert in Lyon errichtet haben. Zwar besitzen wir 
seine Gründungsurkunde leider nicht, aber was wir aus den 
Schlüssen des Konzils von Orleans (549)°) darüber erfahren, 
läßt deutlich erkennen, daß das Stiftungsvermögen völlig 
selbständig und für jedermann, auch den Bischof, unantast- 


1) Mihiautem nihil exinde proprietatis titulum paenitus non reservavi. 

2) Ego namque de conlatis ac superius prenotatis rebus omnia ad 
curam et sollicitudinem aut defensionem rerum vel gubernationem ipso- 
rum pauperum sancto ac prenotato domno illius episcopo vel successori- 
bus suis, Deo sibi teste, committo et strumenta, per quod res ipsas, auxili- 
ante Deo, per eorum sollicitudinem defensentur, superscribto domno lui 
episcopo per manibus tradedi, et qualiter ibidem providi, piae, rectaene 
an secus egerit, Christo domino in se iudicio recognuscat. 

3) Remota pontifieum simulque ecclesiasticorum omnium offi- 
cialium seu publicorum omnium potestate, nullas functiones vel exactionis 
neque exquesita et lauda convivia neque gratiosa vel insidiosa munus- 
cola, neque etiam caballorum pastus aut paraverida vel carrarum angaria, 
aut quodeumque functiones titulum diei potest, de ipsa facultate paenitus 
non requiratur . . . . . nisi tantum sancti et apostolici ilius urbis epi- 
scopus, in cuius oppedum exsinodocius ipse ponetur, pro tradendis bene- 
diceionibus vel substituendis abbatibus, praesbiteris quoque et diaconibus, 
absque ulla paecuniarum adempcionem, amplius donandi, exigendi, minu- 
endi vel causam nullam habeat potestatem, sed nec per commutationis 
locum quicquam ex hoc auferendi nullo tempore occansio vel addetus 
tribuatur, sed perpetualiter in potestate prefati oraturü vel ipsorum pau- 
perum, Christo faventi, permäneat. *) Vorige Anm. 

5) M. G. Cone. I. p. 105 can. 15: nihil exinde ad se quolibet tempore 
antestis ecclesiae Lugdunensis revocet aut ad ius ecclesise transferat, 
ut succedentes sibi per temporum ordinem sacerdotes non solum aut de 
facultate exenodoci ipsius aut de consuetudine vel institutione nil mi- 
nuant. Ebenso urteilt Lesne, p. 410. Zweifelnd Loening, II. S. 651 
Anm. 2, offenbar deshalb, weil er die Rechtspersönlichkeit der piae 
causae überhaupt bestreitet. I. S. 201. II. S. 648. 652. 
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bar ist; daß aber auch hier das römische Recht im Spiele 
ist, verrät die kurze Bemerkung über die Rechnungslegung.) 

Das Gründungsrecht der Formulae Marculti läßt sich, 
wenn nicht alles täuscht, auch in Italien nachweisen, seit- 
dem mit dem Ausgang des siebenten Jahrhunderts die 
Quellen reichlicher fließen, freilich nur recht selten, was bei 
der Fülle von einschlägigen Urkunden sehr bemerkenswert 
ist. Um 765 gründet ein Geistlicher zwei Klöster, davon 
das eine mit einem Xenodochium. Beide stehen unter 
einem Abt, den die Mönche, im Notfalle unter Mitwirkung 
des Erzbischofs von Aquileja, zu wählen haben. Jede Herr- 
schaft des Stifters und seiner Erben wird ausdrücklich aus- 
geschlossen?), was sehr verdächtig klingt und eine gegenteilige 
Praxis argwöhnen läßt. Im Jahre 769?) stiftet in Monza 
ein Diaconus an der dortigen Basilica zu St. Johann durch 
Verfügung von Todes wegen zwei oracula vel exsenedocia, 
jedes auf einen besonderen Heiligen. Vollstrecker ist ein 
anderer Diaconus an derselben Kirche. Der Gründer über- 
weist beiden Häusern Grundvermögen zu Händen von 
St. Johann und seiner custodes*) mit der Bestimmung, daß 
diese sich dauernd um die Stiftung kümmern, insbesondere 
den Vorsteher und Verwalter ernennen sollen.) Genau 
Entsprechendes geschieht in einem Mailänder Testament aus 
dem Jahre 7779), wobei hervorgehoben zu werden verdient, 


1) Expensae rationem petentibus ipsis manuum nostrarum suscriptione 
firmavimus ... Dazu Nov. 123 cap. 23. sowie M. G. Ep. I. p.258 NIV. 
24 (594). 

2) Troya, V N 906: et sub nulla deinceps nostra vel heredum 
nostrorum redigatur potestate. ®) Chart. III N 39 (769). 

*) Verum etiam et confero ad jura ipsius oraculi vel exsenedocü 
nostri portionem de casa ... .. Hec omnibus rebus superius nominatis 
tam suprascripto oraculo quam et jam dicto senedochio omnia et in 
omnibus in potestate sancti Johannis domini et nutritori meo vel de ipsius 
custodes dicioni trado. 

5) Eiusdemqgue custodes inibi talem personam juxta Dei intuitum 
ordinent, qui predicti oraculi et jam Tate elemosina curam sine ull (Text 
verderbt) ..... 

6) Chart. III N 56 et confirmo ut suprascriptus oratorio sancti 
Tzenoni potestatibeati Ambrosii atque domni'Thomae archiepiscopi veleius 
successoribus subjaceat, qualiter mihi pertenuit...... Iterum et con- 
firmo, ut debeat quitune in ipso exenedochium ordinatus fuerit praepositus. 
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daß dem neu errichteten Oratorium und Xenodoechium 
die Munt über Freigelassene eingeräumt wirdt), wohl ein 
deutliches Zeichen seiner Eigenschaft als Rechtspersön- 
lichkeit.?) 
Alle Urkunden, die wir bisher vorgelegt haben, die 
fränkischen wie die italienischen, stimmen außer anderem 
darin überein, daß in keiner von ihnen dem Stifter oder 
seinen Erben, wie im Justinianischen Recht, die Befugnis 
beigelegt ist, den geistlichen Verwalter zu ernennen. Allein 
dies beweist nichts. Bekanntlich waren im Abendland ab- 
weichend vom Orient dem Gründer von Kirchen, Kapellen 
und Klöstern alle Rechte an der Gründung, insbesondere 
Ernennungs- oder Vorschlagsrechte, durchaus versagt.?) 
Die Xenodochien aber, die wir betrachtet haben, waren alle 
mit einem Oratorium oder Monasterium verbunden. Es hat 
also nichts Auffälliges, daß bei ihnen der Stifter solche Rechte 
nicht in Anspruch nimmt, und es ist keineswegs ausgeschlos- 
sen, daß bei reinen Wohltätigkeitsanstalten — ein freilich 
seltener Fall — das Gegenteil gilt. Sicher erweisen läßt es 
sich allerdings nicht. In einem Briefe Gregors d. Gr. nach 
Autun (602)*) wird den fränkischen Königen das Recht 
bestätigt, den Vorsteher eines in Autun von dem Bischof 
Syagrius und der Königin Brunhilde errichteten Xeno- 
dochium atque monasterium im Verein mit den Mönchen 
auszuwählen. Allein hier scheinen besondere Umstände 
vorzuliegen und, was das schlimmste ist, die Echtheit des 
ganzen Schreibens begegnet trotz aller Verteidigung, die es 


1) Confirmo, ut omnes servos et ancillas meas sint aldiones et per- 
teneat mundium eorum ad ipso exenodochium, aventes per caput unus- 
quis mascoli et femine solidum singolus. Vgl. auch Troya III N 381 
(708) eo quod ab omni subiugatione hominum eam absolvimus, ut . . 
negue a monasteriis subdatur, neque a zenodochio defendatur. 

2, Munt kann immer nur einem Rechtssubjekt zustehen. Hübner, 
Grundzüge des deutschen Privatrechts ®. 1919. S. 5l4fl., von Amira, 
Grundriß des germanischen Rechts ? 1913. S. 137, vor allem aber Heusler, 
Institutionen des deutschen Privatrechts. I. 1885. S. 95f. 

3) Stutz, Benefizialwesen S. 56fl. Thaner in der Besprechung 
dieses Werkes Göttingische Gelehrte Anzeigen 1898. S. 302. Pöschl, 
1. 8. 35£. 

° M. G. Ep. II. p. 376 N XIII 1. 
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gefunden hat!), sehr gewichtigen Bedenken.?) Zum min- 
desten muß damit gerechnet werden, daß es im neunten 
Jahrhundert von kirchlicher Seite ge- oder verfälscht worden 
ist, zu einer Zeit also, da das gesamte Rechtsbewußtsein, 
auch das kirchliche, wie ein einziger Blick in die römische 
Synode Eugens II. von 826°) lehrt und später. zu zeigen ist, 
durch neue Anschauungen und Strömungen gründlich yer- 
ändert ist. Darum werden wir auch kein Gewicht darauf 
legen dürfen, daß sich das vermißte Ernennungsrecht in 
einigen Urkunden des achten Jahrhunderts findet, dies um 
so weniger, wenn es gegenüber einem Xenodochium mit 
Oraculum Platz greift, was ganz offenbar im Widerspruch 
‘mit dem altrömischen Kirchenrecht des Abendlandes steht. 
So errichten im Jahre 720 in Lucca *) mehrere Brüder neben 
einer von ihnen auf eignem Grund ‚undı Boden gestifteten 
Kirche zu $t. Sylvester ein Xenodochium, statten es mit 
Vermögen aus und verzichten auf alle Herrschaftsrechte°) 
daran, jedoch ernennen sie den Geistlichen, der dies alles 
verwalten und instandsetzen soll.) Im großen und ganzen 
wird man hierher auch noch rechnen dürfen die Gründung 
eines Findelhauses durch den Mailänder Erzpriester Datheus 
aus dem Jahre 787.7) Das durch Verfügung unter Lebenden 
errichtete ‚„Xenodochium‘“ wird unter die Herrschaft des 


1) Insbesondere von dem Herausgeber Ludo Moritz Hartmann 
&. &. OÖ. p. 376. 

2) Mit Nachdruck geltend gemacht von Loening, 11. S. 392 Anm. 2. 

®) M. G. Cap. 1. p. 370ss. N 180. 

*, Toscano I. N 14. 

5) Nam nulli nostrorum offerentium exinde in aliquo subtragator 
aut ha novis minuetur, nec ulla inivi potestatem avesmus neque in ipso 
balneum invasionem faciendam, nec in nulla re quas inivi ha novis offer- 
tum est nisi in omnibus, ut prediximus, in potestatem sancti Silvestri 
inveniatur esse. 

6) Et ita addidet animus nostrus, ut ad gubernandum in potestatem 
custodis illius Gundoni presbiteri, quem inivi cum comune consilio pres- 
biterum ordinavimus, inveniatur esse peregrinus recipiendum, pauperis 
vidua et orfanis consolandum, mandatum juxta regule ordinem facien- 
dum et pro nostris facinoribus dominum deprecandum, in omnibus et 
per omnia opem ujusce Sinedoci secundum priscorum patrum traditionem 
juxta ujus sententie in omnibus adimplere diveas. 

?) Chart. III N 61. 
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erzbischöflichen Stuhles gestellt!), er hat die Aufsicht über 
die Verwalter?), aber sie werden, solange er lebt, vom Stifter 
ernannt?), bis hierher alles wie im Justinianischen Recht, 
dann aber kommt der bedeutungsvolle Satz: reservata autem 
mihi diebus vitae meae potestate inibi in omnibus impe- 
randi et gubernandi, nee non in alio modo iudicandum 
habiturus. 

Dieser Herrschaftsvorbehalt, von dem weder im Justi- 
nianischen Recht noch in dem der Formula Marculfi und 
Genossen je die Rede war, begegnet zum ersten Male in 
einer Urkunde aus dem Jahre 686): Ein Priester von St. 
Marien in Cremona errichtet im Verein mit seinen Brüdern 
ein Oraculum, damit es ein Xenodochium und eine Diäkonie 
zur Aufnahme Kranker und Fremder werde, dergestalt daß 
es zu Lebzeiten des Priesters in seiner, sodann in der Gewalt 
der Geistlichen von St. Marien stehen solle. Etwa fünfzig 
Jahre später geschieht dasselbe in Lucca°): Ein Geistlicher 
zusammen mit seinen Brüdern, die Laien sind, stiftet ein 
Oraculum mit Xenodochium, überweist ihm Grundstücke 
und Grundzehnten und bestimmt, daß zu seinen Lebzeiten 
er die potestas regendi et gubernandi haben wolle, solange 
dadurch die Stiftung gefördert werde, daß aber nach seinem 
Tode das Recht, den Verwalter zu ernennen, auf seine Brüder 
und deren Erben übergehe. In beiden Urkunden wird, was 


1) Et volo ut sit ipsum exsenodochium in potestate et iura sancti 
Ambrosiü seu pontifieis, qui pro tempore fuerit, et volo, ut regatur per 
archipresbiterum sanctae Mediolanensis ecclesiae. 

?) Quod si forte archipresbiter noluerit hujus mercedis fieri parti- 
ceps et renuerit esse praepositus, volo ut praefatus pontifex de ipso 
ordine presbiterorum seniorum, qualem meliorem praeviderit, ordinare 
dignetur, ut ipse hoc exsenodochium gubernet et perficiat universa, sicut 
supra statui per providentiam sacri pontificis. | 

®) Custodes enim praedieti exsenodochii maiores sint diebus vitae 
suae, QUoS ego aut quem me vivente ordinavero, sub cura cautae solici- 
tudinis pontificis sanctae Mediolanensis ecclesiae. 

*) Troya III N 351: quamdiu Cathaldus primerius aduixero, in 
mea sit potestate et post obitum mei Cathaldus volumus, ut in perpetuum 
maneat in potestate de reverentissimis et vener[abijlibus presbiteris et 
diaconis sce Marie majoris canonice Cremonensis cuius primerius sum licet 
indignus. 

5) Troya III N 476 (729). 
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Beachtung verdient, ausdrücklich die Zustimmung des 
Bischofs vermerkt.) 

Läßt sich diese potestas des Stifters, sofern. er Geist- 
licher ist und nicht mehr als die potestas regendi et guber- 
nandi beansprucht, ebenso wie das Ernennungsrecht der 
Erben im praktischen Ergebnis mit dem römischen Recht, 
wenigstens in der Justinianischen Überlieferung, noch 
einigermaßen in Einklang bringen, so gewinnt die Sache 
in anderen Urkunden ein höchst bedenkliches Ansehen. 
Im Jahre 763?) stattet jemand eine von ihm aus eignem Ver- 
mögen gegründete und vom Bischof geweihte Kirche zu 
St. Marien in Lucca durch Verfügung von Todes wegen mit 
einem Xenodochium aus derart, daß nach seinem Tode einer 
Verwandten des Stifters an der ‚gesamten Gründung die 
potestas zukomme regendi, gubernandi, usufructuandi et 
“ ordinationem de presbitero vel diaconum faciendi in ipsa 
ecclesia; erst nach deren Ableben soll der Bischof das Er- 
nennungsrecht erhalten. Hier wird also die potestas einer 
Frau eingeräumt und zwar in Gestalt nicht nur von Ver- 
waltungs-, sondern weit darüber hinaus auch von Nutzungs- 
rechten. Daß dies eine schwere Verletzung des römisch- 
kirchlichen Rechtes bedeutet, ist offenbar?) und auch den 
Zeitgenossen gelegentlich zum Bewußtsein gekommen.*) 
Gleichwohl fügt es sich in dem vorliegenden, besonderen 
Falle noch in den allgemeinen Rahmen der Kirchenverfas- 
sung. Das betroffene Xenodochium bleibt Stiftung, bleibt 
kirchliche Anstalt. Wie die Gründungsurkunde ausdrück- 

lich bemerkt), darf ihm sein Vermögen von niemandem ent- 


t) Troya III N 351: de auctoritate beatissimi patris nostri Desiderii 
episcopi Cremonensis. N 476: una cum auctoritate et consensu germani 
et domini mei Talesperiani episcopi. 

2) Troya V N 809; vgl. hierzu Stutz, Benefizialwesen S. 120 mit 
Anm. 45. 

3) Vgl. zu der Frage der Nutzungsrechte Thomas, p. 16. 

*, Muratori, Antiquitates V. p.417 (801): Ansuartu Amifredi .... . 
construxerunt ecclesiam monasterü b. Salvatoris in monte Montione.. . . . 
nullam potestatem heredibus suis sibi reservarunt, secundum statuta 
sanctorum canonum . . . cum Romana lege devenit in potestate eccelesiae 
nostrae s. Martini. 

5) Troya V N 809. Et ut hec omnia qualiter superius legitur a 
me decretum vel ofiertum est omni tempore in eo ordine stabile debeat 
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zogen werden, unterliegt seine Verwaltung der Aufsicht des 
Bischofs.) Von hier aus gesehen, erscheint der Inhaber der 
. potestas gleichsam als ein Organ der von ihm in ihrem Be- 
stande unabhängigen Stiftung, sein Fruchtziehungsrecht 
als Nießbrauch an fremdem Vermögen.?) Allein niemandem 
kann verborgen bleiben, daß dem Baume des kirchlichen 
Stiftungsrechts die Axt bereits an die Wurzel gelegt ist. 
Dürfen Gründer und Gründergenossen das Vermögen eines 
Xenodochiums erst einmal verwalten und gar nutzen, so 
ist es lediglich eine Frage der Zeit und der Macht, daß sie 
es, wenn Not an Mann kommt, seinem Zweck überhaupt 
entziehen, nachdem und soweit das Aufsichtsrecht des 
Bischofs gebrochen ist. Und in der Tat ist das der Lauf der 
Dinge. 

Das Xenodochium ist ein gottgefälliges Werk, pro 
remedio anime®) errichtet, aller Erleichterungen, die es in 
dieser Hinsicht gibt, teilhaftig *) und durch die Lobgesänge 


permanere et neque ad me neque ad heredes vel consortes meos neque 
a nullo homine aliquando posse disrumpi. 


1) Si quis de heredibus vel consortes meos contra hanc cartulam 

causare aut intentionare vel subtrahere presumpserit in aliquo de 
omnia suprascripta res et homenis per quolibet ingenio aut contra epi- 
scopum civitatis istius, sit eis componiturus ipsa res aut persona homenis 
omnia in ipso loco in duplo meliorata, cum quid aut qualis in die illa 
fuerit. 

2) Quidquid a me iterum injudicatum remanserit, sit in potestate 
suprascriptae ecclesiae et monasterio Sanctae Mariae ..... in tali vero 
tenore, ut si Rattruda Dei Ancilla . .. .. super decessu meo vixerit, 
in eius sit potestate ipsa Dei ecclesia et monasterio Sanctae Mariae et 
omnia suprascriptas res, quos superius in potestate de ipsa Dei Ecclesia 
decrevi, esse regendi, gubernandi, usufructuandi . . . . 

®) Codex I 3, 1. 41 $ 17 und in allen Gründungsurkunden hervor- 
gehoben samt und sonders. Ganz vereinzelt klingt einmal der sozial- 
politische Gedanke mit an, so in der Gründungsurkunde des Mailänder 
Waisenhauses für Kinder aus Ehebruch, durch den Erzpriester Datheus 
errichtet Chart. III N 61 (787): tam pro mercede animae meae quam pro 
universorum civium salute. 

*) Kein Launegild Liutprandi leges (726) 73. IV. M. G. Legum IV. 
p. 137: quia in loca sanctorum aut in exeneodochio nec thinx nec launi- 
gild inpedire devit, eo quod pro anima factum est. — Kann auch auf dem 
Seuchebette und sogar von dem Unmündigen vorgenommen werden. 
Liutprandi leges (721) 19. 1. M. G. Legum IV. p. 116: Et hoc statuimus 
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der darin Versorgten!) so manchem Gründer besonders 
wertvoll; aber eine gewinnbringende Vermögensanlage ist es 
keineswegs, selbst wenn es mit einem Bethaus oder Kloster 
verbunden ist.?) Daher liegt die Versuchung, es bei Gelegen- 
heit wieder eingehen zu lassen, besonders nahe, für‘ den 
"Stifter sowohl als namentlich für seine Rechtsnachfolger. 
Dies wird noch dadurch gefördert, daß es in aller Regel, wie 
die Gründungsurkunden lehren, ganz schlicht aus einem 
oder mehreren Wohnhäusern des Stifters besteht?), so daß 
seiner Rückverwandlung zu profanem Gebrauch so gut wie 
gar keine Schwierigkeiten im Wege stehen. Somit ist der 
Bischof sein einziger Bürge. Daher wird es ihm unterstellt, 
im römischen Recht von Gesetzes wegen, außerdem von 
manchem Stifter im besondern, wenigstens für die Zeit 
nach dem Tode; daher erklärt sich auf der andern Seite der 
Versuch, es ihm und seinen Gehilfen dauernd zu entziehen. 
Schon im Jahre 747 hält es Papst Zacharias, dessen Ver- 
dienste um die Erneuerung altkirchlichen Rechts bekannt 
sind *), für geboten°), die Vorschrift des Konzils von Chal- 
zedon (451)®), daß die Geistlichen in den Xenodochien dem 
Bischof unterstehen, wiederum einzuschärfen, und um die- 
selbe Zeit bestätigt ein Langobardenherzog einem Xeno- 


atque definimus, ut si cuicumque ante ipsos decem et octo annos evenerit 
egritudo, et se viderit ad mortis periculum tendere, habeat licentiam de 
rebus suis pro animam suam in sanctis locis, causa pietatis vel in sene- 
dochio iudicare, quod voluerit. et quod iudicaverit pro animam suam, 
stabilem deveat pennanere. Praktisches Beispiel Cod. dipl. Cavensis III. 
N 536 (1000). 


1) Chart. III N 39 (769) ut cum ex ipsis muneribus escam et potum 
perciperint et Deo gratias retulerint, mihi pertingerint possit ad exulta- 
tionem animole meae. Ebenso Toscano I N 21 (729), Troya III N 351 
(686), V N 896 (768), Padovano I N 15 (874). 

2) Wegen der großen Ausgaben. 

3) Chart. III N 11 (745) Haus und Zehnten von anderm Vermögen. 
Ebenso N 270 (877). N 39 (769) Wohnhaus mit ganzem Vermögen. N 112 
(830) Wohnhaus mit andern Häusern. 

4) Stutz, Benefizialwesen S. 218. 

5) M. G. Ep. III. p. 479 N XVII 3. 

6) Mansi, VII. p. 386 can. 8. Clerici in ptochiis et in monasterüs 
aut martyriis constituti, sub potestate sint ejus qui in ea est civitate 
episcopus, secundum traditionem sanctorum patrum. 
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dochium, daß es niemals der Botmäßigkeit des Bischofs 
unterworfen sein solle.!) In der gleichen Richtung liegt es, 
wenn so mancher Stifter das Schicksal seiner Gründung ganz 
frei bestimmt. So erfahren wir aus einem Rechtsstreit um 
ein Xenodochium vom Jahre 762, daß es dem Erzbischof 
von Pisa nur dann untergeordnet sein solle, wenn er es nicht 
vernachlässige, andernfalls einer Privatperson mit Namen 
Rottruda.2) Entsprechendes verfügt im Jahre 870 der 
Bischof von Bergamo: Das von ihm errichtete Xenodochium 
soll nach dem Tode bestimmter Nießbraucher in die Herr- 
schaft des Ambrosiusklosters zu Mailand, unter gewissen 
Voraussetzungen aber von diesem in die Herrschaft eines 
Klosters zu Nonantula kommen.) In dem gleichen Stile 
verordnet ein Stifter in Salerno (868) seinem Xenodochium 
einen Kreislauf von den Erben über zwei Klöster wieder 
zu jenen zurück.*) Dies alles ist nur möglich, weil der Grün- 
der sich die potestas zuschreibt; denn diese potestas ist 
nichts anderes als die proprietas, das Eigentum, wie in den 
beiden zuletzt genannten Urkunden ganz offen ausge- 
sprochen wird.5) Nach römischem Recht untersteht das 


ı) Troya IV N 554 (742) et nullius episcoporum aliquando subia- 
cebit ditioni, sed in suo permanebit libero arbitrio et sub privilegü ro- 
borea firmitate tenendus ad sacram nostram audientiam veniat. 

2) Troya V N 791. ®) Chart. III N 246 (870). 

2) Cavensis I N 64 Et si heredes nostri hoc non adimpleverint, 
aut si inde aliquid subtraxerint, vel si a parte palatii illorum fuerit con- 
tratum aut tultum, volo, ut veniat in potestate abbatis sancti Benedicti 

. Et siabbas monasterii sancti Benedicti ea, que supra legitur, non 
‚ adimpleverit et aliquid inde tollere aut minuere praesumpserit, volo 
enim, ut in ea ratione quomodo superius legitur, eveniat in potestate 
abbatis qui in die illo fuerit monasterü sancti Vincentü .... Etsi 
abbas ipsius monasterii hec non adimpleverit . . . tunc revertantur in 
proprietate ad heredibus meis ad dominandum vel ordinandum sicut 
propria sus rebus; nam non ut et ipsi possit ex illa rebus per quencumgque 
modo dare cuicumque aut alienare, nisi semper per ipsorum ordinationem 
ista merces se adımpleatur, ut fiat inde ospitium et elemosinam, sicut 
dudum legitur. 

5) Chart. III N 246: Nam si pontifex Mediolanensis et abbas ipsius 
monasterii eodem Gundelassium clericum canonice vivere permiserit . . . 
tunc senedochium ipsum cum omni integritate sua eo tenpore, sicut supra 
legitur, in eodem monasterio sancti Ambrosii in subsidium fratrum mo- 
nachorum ibidem Deo servencium deveniat potestatem jure proprietario 


40 Walther Schönfeld, 


Xenodochium seinem zuständigen Bischof, nicht einer will- 
kürlich vom Stifter ausgesuchten kirchlichen Anstalt, nach 
römischem Recht greift der Erzbischof ein, wenn der 
Bischof seine Pflicht verletzt!), nicht das freie Belieben des 
Gründers. Der Gegensatz der Auffassungen aber kann nicht 
deutlicher ausgedrückt werden, als wenn der Mailänder Erz- 
priester Datheus im Jahre 787 in seiner Gründungsurkunde 
die dortigen Erzbischöfe beschwört, sich seiner Stiftung 
getreulich anzunehmen, unter Verweisung auf das jüngste 
Gericht, wenn sie es unterließen.?2) Hier die alte, dort die 
neue Rechtsanschauung. 

Ist aber dem Xenodochium mit der bedingten oder un- 
bedingten Ausschaltung des Bischofs der Charakter als kirch- 
licher Anstalt genommen, so hat, ihm in aller Regel auch als 
Stiftung das letzte Stündlein geschlagen, sofern sich nicht 
die öffentliche Gewalt, der König oder Herzog, seiner an- 
nimmt und es mit ihrem Schutz umgibt.?) Denn nicht das 
mindeste hindert jetzt den ungetreuen Gründer und Grün- 
dergenossen, die Stiftung auf Grund seiner potestas oder 
proprietas ihrem mildtätigen Zwecke zu entziehen, durch 
Veräußerung, Umwandlung oder Zerstörung.*) Dies scheint 
auch gar nicht selten vorgekommen zu sein, nicht nur im 
Bereich der lombardischen Urkunden, für den wir den Ent- 
wicklungsprozeß nachweisen konnten, sondern auch in den 
übrigen Teilen der Kirche. Papst Eugen II. klagt auf der 


eo tenore, sicut supra legitur. Vgl. auch Cavensis I N64 oben 8. 39 
Anm. 4. Karl Voigt, Die königlichen Eigenklöster im Langobarden- 
reiche. 1909. S. 6, hat also die Sache ganz richtig gesehen. 


1) Cod. 13, 1.45 $ 6. i 

2) Chart. III N 61 (787): adiurans omnes pontifices sanctae ecclesiae 
Mediolanensis per inseperabilem Trinitatem adventumgue aeterni regis, ub 
hanc dispositionem meam inconvulsam et sine aliqua transmutatione 
conservent, et nullam superpositionem exsenodochio faciant, nisi in quan- 
tum mea decrevit voluntas, et si fecerint, retribuatur ilis in judicio judicis 
sempiterni. 

?) Ahistulfi Leges 17. VILL (755) M. G. Legum IV. p. 202, Pippini 
Italiae regis capitulare cap. 3 M. G. Cap. I. p. 192, Synodus Papiensis 
can. 16 (850) M. G. Cap. II. p.116. Über Wesen und Vorteile des Königs- 
schutzes Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte Bd. II. 1892. S. 48f£f., 
vgl. auch LudoM. Hartmann, Geschichte Italiens im Mittelalter. Bd. IV 
1. 1915. S. 50. 71. 2) Vgl. hierzu Stutz, Benefizialwesen 8. 224. 
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römischen Synode von 826 ganz allgemein, daß „die pia 
loca wie andere Häuser durch die Nützlichkeit weltlicher 
Menschen geschändet erfunden‘ würden.!) Dasselbe be- 
stätigen die Beschlüsse der Synode von Pavia (850)?) und 
“einige Teilungs-°?) und Veräußerungsurkunden.‘) 

So ist der Stiftungsgedanke als Rechtsbegriff mit dem 
römischen Kirchenrecht hockgekommen und, soweit dieses 
durchbrochen ist, mit ihm dahingegangen. Die auf das Recht 
am .Grund und Boden gestützte potestas des Stifters und 
seiner Genossen hat sich gegen ihn erhoben, eine Art juristi- 
sches Erdbeben ihn verschlungen. Seitdem wird das Zweck- 
vermögen der Xenodochien nicht mehr rechtlich, sondern 
nur tatsächlich, nur durch die gute Laune und Frömmigkeit 
der “ Eigentümer zusammengehalten. An die Stelle der 
ihrem kirchlichen Zweck unlöslich verbundenen Vermögens- 
einheit mit oder ohne Rechtspersönlichkeit ist das reine, 
nackte Sondereigentum in der Hand des Stifters getreten.?) 
Die getreulich weitergeführten römisch-rechtlichen For- 


1) M. G. Cap. I. p. 375 can. 24. Sunt quaedam pia loca, ut fertur, 
in diversis regionibus inventa, quae ita impis solitudine et sacerdotibus 
destituta, nulloque debito ibidem resonant nec existunt officia, ut, cum 
sint pro sola Dei laude constituta, divino attestante oraculo: „domus mea 
domus orationis est“, nunc autem ut aliae domus utilitate secularium 
hominum sordidae inveniuntur. 

2\M. G. Cap. II. p. 116 can. 15: Quodsi heredes, sive clerici sive 
seculares, adeo inportune contra maiorum suorum decreta ire tempta- 
verint, ut testatoris institutionem subprimere vel obscurare nitantur et 
inter se sinodochii substantiam dividere, nuntietur sacratissimo impera- 
torl, ut eius auctoritate huiusmodi transgressorum nequitia coherceatur. 

2) Chart. III N 149 (843) ut quandocumque germani eiusdem Limi- 
noni presbitero ad divisionem venissent, de ipsis casis vel rebus nullatenus 
exinde divisionem &ccepissent, sed ex integrum in ipso sancto senedochio 
in perpetuum permansissent pro remedio anime ipsius Liminoni presbitero. 

#) Chart. IILN 52 (774) Praeceptum Caroli Magni regis Francorum 
pro sancti Martini monasterio Furoensi: Insuper adiungimus ad pre- 
fatum locum sinodochium illum inter Padum et Ticinum. Chart. IN 49 
(895) proprium ... monasterio tradiderunt cum insula Tepleuse xeno- 
dochium ceitra ecclesia in Papia. 

5) Daß die rechtliche Bindung des Eigenkirchenvermögens zu 
einem Sondervermögen lediglich auf kirchlichen, nicht auf germa- 
nischen Rechtssätzen beruht, ergibt auch di e eindringende Unter- 
suchung von Ulrich Stutz, Das Eigenkirchenvermögen , Festschrift 
für Otto Gierke zum 70. Geburtstag. 1911 S. 1187 ., besonders S. 1262. 


N 
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. meln der Gründungsurkunden vermögen darüber nicht 
hinwegzutäuschen. Ja so stark ist die Macht dieser sachen- 
rechtlich betonten Ideen; daß sie allmählich sogar auf die 
Anstalten der Kirche selbst abfärben.!) Dies ist um so 
weniger auffällig, als die Kirche, wie wir gesehen haben, 
im Wege der Rechtsnachfolge häufig in den Besitz von 
Xenodochien neuen Stils gelangte.) In dem allgemeinen 
Niedergang der Xenodochien aber, den man zu Beginn 
und während der Karolingerzeit beklagt?), spiegelt sich 
wider, was die Zerstörung eines Rechtsgedankens in der Welt 
der Tatsachen bedeuten kann, wobei die Wirkung der kriege- 
rischen Ereignisse nicht im mindesten verkleinert werden soll. 

Diese Katastrophe hat sich, wie wir sehen, sehr rasch 
vollzogen, binnen weniger als hundert Jahren. Sie fällt 
in die Zeit, da die Germanen — in Italien die Langobar- 
den — das Übergewicht in der katholischen Kirche er- 
langen. Sie kann auch ursächlich nur darauf zurückgeführt 
werden.?) Die potestas des Gründers, die den römischen 
Stiftungsbegriff zerstört hat, ist nichts anderes — der 
Name sagt es schon?) — als die Gewere des germanischen 
Sachenrechts. In ihr ist die Fülle aller überhaupt denk- 
baren Herrschaftsrechte in ungebrochener Einheit be- 
schlossen, da die auf äußerer Zweckmäßigkeit, nicht auf 


2) M.G.Cap.1. p. 374 N 180 c. 16: Ut episcopo de subiectis plebibus 
aliisque piis locis non liceat res auferre. Nulli episcoporum liceat res im- 
mobiles de subiectis plebibus alisque piis locis in proprio usu habere, ne 
maiores enormiter locupletentur et minores tali facto pauperes inveniantur. 
Dazu Stutz, Göttingische Gelehrte Anzeigen 1904, 8. 69. — M. G. Cap. I. 
p. 316 N 157 c. 1: Capitulare Olonnense (822 —823): Si quis episcopus 
aut propinquitatis affeetu aut muneris ambitione aut causa amicitiae 
senodochia aut monasteria vel baptismales ecclesias suse ecclesise per- 
tinentes cuilibet per enfitheuseos contractus dederit se suosque successores 
poena multandos conscripserit, potestatem talia mutandi rectoribus eccle- 
siarum absque poenae conscriptae solutione concedimus — siehe auch die 
Urkunde: unten Seite50 Anm. 15. — Vgl. zu dieser ganzen Frage Stutz, 
Benefizialwesen S. 132. 219. Pöschl, II S. 308. 

2) Vgl. hierzu besonders Seite 39 Anm. 5 und Stutz, Benefizial- 
wesen S. 333£. 

3) Vgl. oben 8. 16 fl. 2) So auch Pöschl, I. S. 36. 

5) Man denke etwa an die potestas des Mittelsmannes in Lex Salica 
tit. 46. 
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innerer Notwendigkeit beruhende und darum im einzelnen 
Falle stets willkürlich vor sich gehende Aufteilung in öffent- 
lich- und privatrechtliche Befugnisse noch nicht begonnen 
hat.!) Ob dieser rücksichtslosen Durchsetzung der Gewere 
gegenüber dem römischen Kirchenrecht germanische Kult- 
anschauungen aus heidnischer Zeit zugrunde liegen, wie 
die Eigenkirchentheorie von Ulrich Stutz vermutet?), ist 
bekanntlich bestritten?) und hier nicht weiter zu erörtern. 
Wie dem auch sei, so viel ist sicher, daß dem naiven ger- 
manischen‘ Rechtsbewußtsein bei seinem Eintritt in die 
Kultur des Katholizismus der Gedanke der Stiftung un- 
bekannt war?) und unverständlich blieb, ist er doch auch 
den Römern erst ganz allmählich aufgegangen und auch 
dann noch in der Praxis nicht immer festgehalten worden, 
wie die unberechtigten Verfügungen der Stifter über 
Stiftungsgut beweisen.°) Der Germane konnte es aber erst 
recht nicht begreifen, was eigentlich kein Wunder ist, daß 
auf seinem Grund und Boden, aus seinem Vermögen, durch 
seinen Willen ein Gebilde entstehen sollte, über. das er 
keine Macht mehr hätte. Er übernahm zwar mit der christ- 
lichen Religion auch die kirchliche Kultur und förderte, 
schon um seines Seelenheiles willen, ihre Einrichtungen, 
aber er verbrannte dabei nicht alles, was er bisher angebetet 
hatte, und erst recht nicht betete er alles an, was die Kirche 
verbrannte, zumal dann nicht, wenn ihm das Verständnis 
dafür abging.e) So richtete er wohl pro remedio anime auf 
seinem Grund und Boden ein Xenodochium ein, weil das 
kirchliche Sitte war, aber er verzichtete nicht darauf, es 


1) Otto Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht Bd. II. 1873. 
S. 99. Ulrich Stutz, Die Eigenkirche 1895. S. 16. 

2) Vgl. darüber den zusammenfassenden Artikel von Stutz, Eigen- 
kirche und Eigenkloster in R. E. Bd. 23. 1913. S. 364 fl., wo die gesamte 
bis 1912 erschienene Literatur zu finden ist. 

®) Neustens mit besonderer Energie von Dopsch, 11. S! 228. 

2) In Amiras Grundriß des germanischen Rechts sucht man der- 
gleichen vergeblich. Vgl. auch Loening, II. S. 632 und namentlich 
Stutz, Benefizialwesen S. 92 hinsichtlich der nordischen Eigentempel. 

6) von Zhishman, 8. 8. 

6) Vgl. hierzu Andreas Heusler, Altgermanische Religion in 
Hinnebergs, Kultur der Gegenwart. Teill. 3. Bd. I°. 1913. S. 270. 
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wie jeden andern Teil seines Vermögens zu behandeln, es 
zu verwalten und zu nutzen und, wenn Not an Mann kam, 
zu veräußern oder umzuwandeln. Dies muß -unbefangener 
Betrachtung so selbstverständlich erscheinen, daß eher das 
Gegenteil verwunderlich wäre!), und auch das kann nicht 
auffallen, daß die germanische Anschauung den römischen 
Stiftungsbegriff nicht mit einem Schlage, sondern erst all- 
mählich zerstörte. Die Bekehrung zum Katholizismus be- 
deutet für die germanische Kultur eine Katastrophe. In 
solcher Lage pflegt der erste Ansturm alles zu vernichten; 
freilich nur oberflächlich. Ist er vorüber, dann setzt sich 
die von ihm überwältigte Eigenart, wenn sie noch Lebens- 
kraft hat, nach einer an Kämpfen reichen Übergangszeit um 
so schneller und gründlicher wieder in Geltung. So erklärt 
sich der große Erfolg des germanischen Gegenangriffs. 
Allein auch das Kirchenrecht seinerseits ist nur ge- 
schlagen, nicht besiegt. Gestärkt und gefördert durch die 
Arbeit des großen Karl und seiner Söhne?), müht es sich 
im neunten Jahrhundert, das Verlorene zurückzuerobern, 
soweit es die Verhältnisse gestatten. Die von den Ger- 
manen durch Gewalt und Rechtsbruch geschaffene tat- 
sächliche Lage der Dinge wird jetzt als Recht anerkannt, 
freilich nur deshalb, um sie von den schlimmsten Aus- 
wüchsen und Mißbräuchen zu reinigen: Es verbleibt bei 
dem vollen Eigentum des Gründers und seiner Rechtsnach- 
folger, aber der durch den Germanismus gesprengte Rah- 
men der allgemeinen Kirchenverfassung wird wieder darum 
geschlossen und damit auch der Stiftungsbegrifi wieder 
hergestellt. So bekanntlich Eugen II. auf der römischen 
Synode von 826. Was hier für Eigenkirchen und -Klöster 
bestimmt wird ?), hat auch für die Xenodochien Bedeutung, 


j 

2) Darin, daß Gelasius auf einen ausdrücklichen Verzicht aller Rechte 
dringt — Stutz, Benefizialwesen S. 59 —, zeigt sich schon, daß das Gegen- 
teil dem gemeinen Rechtsbewußtsein als das Normale erscheint. 

2) Darüber Stutz, Benefizialwesen S. 216f., 235. 

®) M. G.Cap. I. p. 374 can. 21. Monasterium vel oratorium canonice 
constructum a dominio constructoris invito non auferatur, liceatque illi id 
presbitero cui voluerit pro sacro officio illius dioeceseos et bonae auctori- 
tatis dimissoriae cum consensu episcopinne malus existat, commendare, ita ut 
ad placita et iuxta reverentiam ipsius episcopi oboedienter sacerdos recurrat. 
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nicht nur unmittelbar, da viele von diesen mit jenen ver- 
‚ bunden sind, sondern auch mittelbar. Erst von hier aus 
nämlich fällt das richtige Licht auf die Vorschriften der 
Synode, die sich mit den Xenodochia et alia pia loca im 
besonderen befassen.!) Danach sollen alle derartigen An- 
stalten von Geistlichen geleitet werden und dem Bischof 
unterstehen, entweder zu Verwaltungs- oder zu Aufsichts- 
recht. Dies sieht sich so an wie das alte Recht der Novelle 
120 cap. 6 $ 12), allein der Schein trügt. Die Privatxeno- 
dochien Justinians, wenn der Ausdruck erlaubt ist, sind wirt- 
schaftlich und rechtlich ihrem Gründer gegenüber völlig un- 
abhängig, mögen sie Rechtspersönlichkeit besitzen oder 
nicht, die Privatxenodochien Eugens II. sind das keines- 
wegs. Behält der Herr des Bethauses und Klosters sein 
volles Eigentum und damit vornehmlich sein Nutzungsrecht, 
so muß es dem Herrn des Xenodochiums erst recht zu- 
stehen, wie dies auch dem tatsächlichen Zustand der Dinge 
nach Ausweis der Urkunden?) entspricht. Freilich gehört 
es ewig seinem frommen Zweck. Es bleibt im Vermögen 
des Gründers, aber es ist wieder Stiftung geworden. Darum 
soll es dem Bischof unterworfen sein. In einem von Hink- 
mar verfa ßten Schreiben der Synode von Chiersy*) an Lud- 
wig den Deutschen, wie man die verfallenen Xenodochien 


1) M. G. Cone. II. p. 576 N 46 2 (826) De xenodochiis et aliis piis 
locis. Per sollicitudinem episcoporum, quorum dioceseos existunt, ad 
easdem utilitates, quibus constituta sunt, ordinentur, ut debiti panes 
atque cure pertinentibus revertantur. — M. G. Cap. I. p. 375 c.24. De piis 
locis, quae sine presbyteris existunt..... ... Itaque si proprio iure ecle- 
siae sint subiectae, episcopus ibidem sine intermissione presbiterum cum 
sufficiente suae utilitatis ope constituat. Et si secularium hominum sunt 
iure constituta, ab episcopo illius dioceseos admoneantur; et si admoniti 
presbiterum infra trium mensium spatium ibidem neglexerit constituere, 
curam exinde habens episcopus absque neglectu principi.suggerat, qua- 
tenus eius emendetur sententia. ?) Vgl. oben S. 29. 

3%) Chart. III N 183 (853) post nostrorum amborum dicessum volu- 
mus adque ordinamus, ut sit exenodochium, sicut superius diximus . .. 
tunc post nostrum amborum dicessum ipsas germanas nostras, dum una 
ex ipsas vixerit, diebus vite suorum eam abere et ordinare adque usum 
fruere et regere debeant diebus vite suorum. Ebenso Chart. III N 173 
(851), N 246 (870), N 270 (877). 

°) M. G. Cap. II. p. 427 N 297 10, 
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wieder aufrichten könne, tritt dieser Zusammenhang zwi- 
schen Stiftung und Bischof deutlich in die Erscheinung. 
Freilich ist diese Säule mittlerweile selbst schwach geworden 
und gerade im Begriff, von einer andern Macht ersetzt zu 
werden. Schon im Jahre 790 hat Pippin für Italien kurzer- 
hand erklärt!): De monasteria et senedochia qui per diver- 
sos comites (= comitatus) esse videntur, ut regales sint; et 
quicumque eas habere voluerint, per beneficium domno nostro 
regis habeant. Damit hängt es zusammen, daß Eugen II.?) 
sowohl als namentlich die berühmte Synode von Pavia 
(850)?) den Bischof an den weltlichen Arm verweisen, falls 
der Eigentümer eines Xenodochiums sich widerspenstig 
zeigt. Darum lassen sich die Bischöfe mit ihren Kirchen, 
Klöstern und Xenodochien von den Kaisern und Königen 
in Schutz und Schirm nehmen *), erbitten von ihnen nötigen- 
falls die Veranstaltung einer Inquisitio®) nach ihnen ent- 
wendetem Kirchengut, und schließlich machen sie selbst 
gar kein Hehl daraus, daß nach Ansicht von vielen Gläu- 
bigen ‚die höchste Gewalt“, insbesondere das sacrum 
palatium, der wirksamste Schutz der Klöster und Xeno- 
dochien sei, wobei freilich zutage tritt, daß dies mitunter 
ein Irrglaube ist.) Immerhin verdient hervorgehoben zu 
werden, daß die Synode von Pavia (850)7), ebenso wie die 


1) M.G. Cap.1. p. 201 N 95 ®. Dazu v. Schubert, 8. 611; vor allem 
Pöschl, I. S. 165 mit Anm. 2 und Theod. Sickel, Die Immunitäts- 
rechte nach den Urkunden der ersten Karolinger bis zum Jahre 840. 
Beitr. zur Dipl. V. Sitz.- Ber. der Wiener Akad. d. Wiss. Bd. 49. 1865. 
S. 311ff., bes. 8. 315. 

2) Oben Seite 45 Anm. ]. 3) Oben Seite 41 Anm. 2. 

*) 2. B. die Bischöfe von Cremona, Repertorio diplomatico Cremo- 
nese I N 2 (ca. 850), vgl. auch oben S.40. Anm. 3. 

°) So z. B. der Bischof von Bergamo Chart. III N 164 (841—842) 
de rebus prefatae sedis inquisitio fiat per circummanentes et idoneos 
homines, qui degunt in illis locis, ubi ipsae res adjacent, nec non de rebus 
baptismalium ecclesiarum vel synodochiorum ejus, ne per malorum ho- 
minum invasionem aut injustam refragationem amittat, quod ei juste et 
legaliter habere competit. 

6) M. G. Cap. II. p. 121 N 228 1% Synodus Papiensis (850). 

7) M. G. Cap. OH. p. 121 N 2285: Similiter et de synodochiis sta- 
tuimus, ut, guaecumque in episcoporum sunt potestate, secundum dispo- 
sitionem eorum, qui ea instituerunt, gubernentur; quae autem sub de- 
fensione quidem sunt ecclesiae, set juxta institutorum decreta per heredes 
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frühere Zeit), zwei Arten von Xenodochien kennt, die einen 

in potestate episcoporum, die andern sub defensione ecele- 
siae, und zwar nicht nur als frommen Wunsch, sondern als 
wirklichen Tatbestand.?2) Dies wird man, wie immer das 
Verhältnis von defensio und potestas, von Munt und Eigen- 
tum, sonst sein mäg?°), als einen Beweis dafür ansehen 
dürfen, daß es damals noch Xenodochien, von Privaten er- 
richtet, mit eigner Rechtspersönlichkeit gab. Sonst hätte der 
‚Gegensatz ja gar keinen Sinn. Indem aber überhaupt Xeno- 
dochien Privater unter dem Bischof erwähnt werden, enthüllt 
sich uns des weiteren, daß das alte Recht nicht völlig erdrückt 
sein konnte‘), mag dies auf die Bestrebungen Eugens Il. 


vel pertinentes, qui religiosam vitam duxerint, regi debent, procuret epi- 
scopus, ut ab eis non neglegantur; et siin aliquo malae tractationis obnoxü 
reperiuntur, ecclesiasticae subiaceant disciplinae. 


1) In den Leges Ahistulfi 17 VIIL (755) M. G. Legum IV. p. 202 heißt 
es: Nunc autem statuimus, ut monasteria, baselica vel exenodochia que 
ad palatii defensione esse videntur, si compositionem exegere debuerint, 
non exegant sicut de causa regia dublum, nisi sicut alia venerabilia loca 
exegunt, que ad palatio non perteneunt. Dies setzt sinnvollerweise voraus, 
daß es daneben noch Xenodochis in potestate palatii gab, bei denen dop- 
pelte Buße fällig war. Vgl. hierzu Brunner, II. S. 54 Anm. 31 und 
namentlich Voigt, S. 92ff. —. Siehe auch M. G. Cap. I. p. 192 Pippini 
Italiae regis capitulare (782—786) cap.3: Monasteria virorum et puellarum, 
tam que in mundio palatii esse noscuntur vel etiam in mundio episcopales 
seu et de religuis hominibus esse inveniuntur, distringat unusquisque in 
cuius mundio sunt, ut regulariter vivant; simul et senodochia, cuiuslibet 
sint, fratres in omnibus pascantur iuxta illorum possibilitatem. 

2) Vgl. auch Stutz, Benefizialwesen S. 122 mit Anm. 52. 

3) Vgl. hierzu Sickel, Immunitäten und Privilegien. Beitr. z. Dipl. 
III. Wiener Sitz.- Ber. Bd.47. 1864. 8. 39. 67. 69. 91. Stutz, Benefizial- 
wesen S. 126 Anm. 70, und Voigt, S. 40. 72. 79. Neuerdings besonders 
Adolf Waas, Vogtei und Bede in der deutschen Kaiserzeit I. 1919. 
S. 22. 25. 53. Dazu die Besprechung von Hans Planitz in Z. Sav. 
Germ. Bd. 41. 1920. S.427fi. Die Frage bedarf noch der Klärung. 

‚*) Ein gewisser Stabilis hat ein Xenodochium errichtet und aus- 
gestattet, seine Tochter verspricht dem Bischof von Bergamo, diese sowie 
andere Gaben zu achten. Chart. III N 112 (830). — Der Erzbischof Andreas 
von Mailand trifft im Jahre 903 sehr eingehende Verfügungen über das 
von ihm testamentarisch errichtete Xenodochium, aber die Unterstellung 
unter den Bischof erscheint ihm offenbar als selbstverständlich, wenn er 
am Schluß sagt: et siquod fieri non credo nec Deus permitat, si umquam 
in tempore ulla venerit persona vel potestas aut pontifex huius sancte 
mediolanensis ecolesie qui hanc meam statutam iudicati et hordinationis 
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zurückgehen oder nicht. Davon abgesehen freilich werden 
wir diesen Reformversuchen keine große praktische Be- 
deutung beimessen dürfen. Infolge der unaufhörlichen 
äußeren und inneren Kriege und Wirren, die das Ende der 
Karolingerzeit hüben wie drüben der Alpen ausfüllen, be- 
ginnt sich schon jetzt die tiefe Nacht herabzusenken, die 
dann im folgenden Jahrhundert das gesamte kirchliche und 
kulturelle Leben des Abendlandes in vollkommenes, fast 
undurchdringliches Dunkel hüllt.!) Auch die Schärfe des 
auf der Synode von Pavia bezeugten Dualismus werden wir 
uns in der Wirklichkeit des Rechtslebens nicht so groß vor- 
stellen dürfen, wie sie den Begriffen nach erscheint. Schon 
aus verwaltungstechnischen Gründen mußte den Eigen- 
xenodochien wenigstens der Großen, der Könige, Herzöge, 
Grafen und Klöster?) eine gewisse Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit eingeräumt sein, zum mindesten gegenüber 
Dritten. Wie sie sich aber ihren Herren gegenüber verhielten, 
worüber wir leider so.gut wie nichts erfahren?®), das wird 
sehr von den Umständen des einzelnen Falls abgehangen 
haben und noch nicht dadurch restlos entschieden, daß sie 
gelegentlich veräußert wurden.*) In einer Zeit, die den 
Gegensatz von Rechtssubjekt und Rechtsobjekt bei den 
Menschen durch zahlreiche Übergangsstufen milderte, wie 
das Recht der Halbfreien aller Art zeigt°), die gerade erst 
dabei war, die alte Vorstellung von der Veräußerlichkeit 
muntunterworfener Personen zu überwinden, wie das Ver- 
löbnis- und Eherecht lehrt ®), dürfen diese Fragen überhaupt 
nicht so scharf zugespitzt werden wie heutzutage.’) Nicht 


inrumpere quaesierint, et in ea omnia, qualiter superius legitur et mea 
decrevi voluntas, firmum et stabilem permanere non premiserit, cum Juda 
traditore sit condempnatus in perpetuum. Chart. III N 402. 


1) Ernst Sackur, Die Cluniacenser Bd. I. 1892. S. 93ff.; Pöschl, 
III. 1912. S. 3££.; v. Schubert, S. 407. 

2) Zumal wenn sie mehrere haben. Chart.III N 173 (851), N 245 (865). 

®) Dazu Voigt, 8. 80. 141. “) Oben S. 41 Anm. 4. 

5) Hübner, S. 8lf. 6) Hübner, S. 524. 544. 

”) Dies gegen Andrea Galante, La condizione giuridica delle 
cose sacre 1903. p. 106, 132 ss., 146; Il diritto diPatronato ed i Documenti 
longobardi. Studiin .. . . onore di Vittorio Seialoja 1905 p. 496, der den 
Persönlichkeitscharakter, und gegen Voigt, S. 4£. 63. 70, der den Eigen- 
tumscharakter zu stark betont. 
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Person oder Sache, sondern Bindung oder Freiheit, das 
ist die Schicksalsfrage für das Vermögen der Xeno- 
dochien, mit einem Wort, auf den Stiftungsgedanken 
kommt es an. Wird er mißachtet, dann ist es um sie ge- 
schehen, wird er hochgehalten, dann ist den Herrschafts- 
rechten des Gründers und seiner Rechtsnachfolger die 
Schlinge um den Hals gelegt, dann ist es nur eine Frage der 
Zeit und der Macht, daß die Stiftung den Stifter über- 
wältigt und zur vollen Freiheit einer selbständigen Rechts- 
persönlichkeit aufsteigt, wie dies nach langer Nacht!) in 
der folgenden Periode, dem hohen Mittelalter, als das 
Hospitalwesen zu neuer, alles Vorhergehende weit in den 
Schatten stellender Blüte gelangte?), unbestrittenermaßen 
geschehen ist.?) 


8 4. 


2. Verfassung und Verwaltung. 


Die Ordnung in den Xenodochien, die von der Kirche 
oder einem Kloster gegründet sind, wird durch deren all- 
gemeine Verfassung bestimmt. Demgemäß unterstehen sie 
zu oberst dem Bischof und dem Abt sowie deren Organen, 
dem Oeconomus oder Archipresbyter*) auf der einen, dem 
Cellerarius °) oder der Celleraria®) auf der andern Seite. 


1) Ulrich Stutz, Kirchenrecht in Holtzendorff-Kohlers En- 
zyklopädie der Rechtswissenschaft 7, Bd. V. 1914. S. 339. 

?) Aloys Schulte, Geschichte des mittelalterlichen Handels und 
Verkehrs I. 1900. S. 80f£., Scheffel, II. S. 26ff.; Heinrich Schäfer, 
Die Kanonissenstifter im Deutschen Mittelalter. 1907. Kirchenrechtliche 
Abhandlungen hrsg. von Ulrich Stutz, Heft 43/44. S. 252ff.; Hermann 
Nottarp, Die Vermögensverwaltung des münsterischen Domkapitels im 
Mittelalter. Münsterer phil. Diss. 1909. S. 11; Arnold Pöschl, Steirische 
Kirchenhospize im Mittelalter. Zeitschrift des hist. Vereins für Steier- 
mark. Luschin-Festschrift. 1922. S. 46—50. 

®) Heusler, Institutionen I. 8. 325. Otto Gierke, Genossen- 
schaftsrecht II S. 546ff. 965, woselbst mit Recht hervorgehoben wird, 
daß der Unterschied zwischen selbständiger und unselbständiger Stiftung 
gering blieb, III. 1881. S. 119£. 

#4) M. G. Ep. II. p. 420 N XIV 2 (603). 

5) Paulus Diaconus ad cap. 31. p. 313: Debet enim illi Abba con- 
stituere isto modo verbi gratia: sub cura tua sunt infantes, hospites, 
infirmi, pauperes, servi etiam qui ad usum orti vel coquinae sunt depu- 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. LIU. Kan. Abt. XII. 4. 
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Unter deren Aufsicht!) wird die unmittelbare Verwaltung 
geführt von dem amministrator?), custos®), gubernator®),_ 
minister), praepositus®), rector?) xenodochii, dem xenodo- 
chus®), bei den kirchlichen von einem Kleriker, presbyter?), 
diaconus!®) oder subdiaconus!!), bei den klösterlichen von 
einem Bruder unter dem Namen hospitalarius!?) oder elemo- 
synarius!®), für jedes Hospiz, das der Vornehmen und das der 
Armen, von einem besonderen.) Dieser Xenodochus — im 
Abendland übrigens eine sehr seltene Bezeichnung — er- 
hält in Italien eine Bestallungsurkunde.15) Nach den beiden 


tati...... Deinde debet illi constituere curam hospitum, isto modo verbi 
gratia: si venerint episcopi, abbates aut comites, tali modo illis servire 
stude, si autem venerint clerici canonici, tali modo servitium exhibe; si 
secrete venerint monachi, tali tenore illos recollige, similiter si pauperes, 
sub tali ordine. Et postremo debet illi dicere: si in his tibi dubietas 
venerit, me interroga. 

Zu Seite49. °) Holstenius, I. p. 396. Regula cuiusdam patris cap. 4. 


1) Paulus Diaconus ad cap. 31. p. 315: Sed hoc intuendum est, 
quia cum dieit „hospitum“, quod mos erat apud antiquos, ut cellararius 
curam haberet hospitum; sed nune propter multitudinem hospitum, qui 
pene omni hora ad monasterium veniunt, ideo alii constituti sunt ad 
suscipiendos hospites. 

2) M.G. Ep. II. p.86 N IX 66° (598). °) Toscano I N 14 (720). 

*) Mem. di Lucca V 2 N 643 (847). 

5) M.G. Ep. II. p. 86 NIX 66* (598). 

6) Ahistulfi Leges 16 VII (755). M. G. Legum IV. p. 201. 

?) M. G. Cap. II. p. 427 N 29710 (858). 

8, M. G. Ep. I: p. 258 N IV 24 (594). 

®) M. G. Ep. II. p. 382 N XIII 14 (602). 

10) Liber pontificalis I. p. 440 (752). 

11) M. G. Ep. I. p. 86 N IX 66° (598). 

12) Paulus Diaconus ad cap. 53 p. 420. 

13) Const. Hirsaug. cap. 52. Migne, Patrol. lat. 150 col. 1114. 

13) Paulus Diaconus ad cap. 53 p. 419: et alium fratrem debet con- 
stituere ad pauperes, alium autem debet constituere propter honoratos 
hospites. 

15) Memorie diLucca V.2. N 643 (847): Ideo consideravi una cum 
consensum sacerdotum meorum de Eccl. S. Columbani, quod est Sino- 
dochio, sita propre murus istius ceivitatis Lucense, pertinens Eccl. Epis. 
nostro S. Martini, ut magis ac magis in Dei omnipotentis laudibus proficiat. 
Propteres te Alipertum presbiterum nostrum filio quondam Aliprandi 
in prefatam Dei Ecclesiam S. Columbani, et in omnibus casis et rebus 
ejus ubicungue ad eam pertinentibus, rectorem et gubernatorem esse 
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Formularen im Liber diurnus!) wird ihm sein Amt auf 
Lebenszeit übertragen. Von Zeit zu Zeit muß er seinem 
Oberen Rechenschaft legen.2) Die Verwaltung umfaßt die 
Geschäftsführung im Innern und, soweit es in Betracht 
kommt, die Vertretung nach außen bei Rechtsgeschäften 3) 
und Rechtsstreitigkeiten.*) Dem Xenodochus unterstehen die 
höheren und niederen Bediensteten der Anstalt, wenn solche, ’ 
was von deren Größe abhängt, vorhanden sind, etwaige 
andere Geistliche®), ‚„Ärzte‘‘e), Pfleger und Pflegerinnen.?) 
Die Zahl dieser Hilfskräfte für den Fall, daß ‚viele Gäste“ 
kommen, gibt Paulus Diaconus®) auf zwei bis dreian. Nach 


constituo. Sic tamen omnibus diebus vite tue eas abendi regendi ac usu- 
fructuandi, officium Dei et luminaria per te aut per tuam dispositionem die 
noctuque in eadem Eccl. recto moderamine faciendi et semper tres diebus 
per singulas ebdomadas ibidem duodecim pauperes pascere debeas, siout 
statuta institutionem antecessorum meorum preordinatam est, mos dili- 
gentissime ad implendum ad susceptionem et refectionem pauperum, 
pro salutem et redemptionem animarum predietorum Dominorum no- 


strorum. 


Y) N 66. 67. 

2) M. G. Ep. I. p.258 N IV 24 (594). M. G. Conc. I. p. 105 Concilium 
Aurelianense (549) can. 15. 

8) Chart. III N 453 (913) Tausch; vor allem Ahistulfi Leges 16. VII, 
M. G. Legum IV. p. 201. 

#4) Oben S. 25 Anm. 4. Insbesondere Ahistulfi Leges 19. X. M. G. 
Legum IV. p. 202. 

5) Chart. III N 797 (980) Leo diaconus cardinalis sancte Marie 
maioris de Cremona, rector diaconie sancte Marie in Bethel regionis 
quinte suprascripta civitate Cremona, tibi Ambrosio presbitero per anc 
cartulam ad tuas preces facta committimus, providemus et perdonamus, 
quatinus in oraculum sito xenodochio sancte Marie in Bethel, ubi rector 
ordinatus esse videmur, pro quot tempora michi bene paruit, debeas omni 
die et noctibus residere pro bona custodia, offitio et luminaribus in pre- 
dicto oraculo; ibique, permittente episcopo, valeas libere ac liceat diebus 
dominicis celebrare missam, set ianuis clusis, ne populus a missarum 
solemniis in domo Domini a predicatione abstrahatur; aliis diebus, per- 
mittente episcopo, tibi perdonamus ut ianuis apertis valeas missam 
celebrare. 

e) Erwähnt in M. G. Script. r. M. III. p. 464 (Cäsarius von Arles); 
V. p. 235; Liber diurnus form. 66; M. G. Script. II. p. 530 (Vita Adalhardi). 
Dazu Haeser, S. 40. 

”) 2. B. Ammen für die Säuglinge Chart. III N 61 (787). 

”) Ad cap. 53. p. 420. 

4* 
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der Regula Magistri!) sollen immer zwei Brüder anwesend 
sein, schon aus Mißtrauen gegen die Besucher, ‚damit sie 
nicht statt als geistliche Gastfreunde zum Schaden plötzlich 
als Diebe erfunden werden“. Außerdem müssen alle, die 
in das Noviziat aufgenommen werden wollen, vorher eine 
gewisse Zeit in der cella hospitum Dienst tun, damit sie sich 
in der Demut üben.?) 

Die Verfassung der von Privaten gegründeten Xeno- 
dochien richtet sich nach der Stiftungsurkunde, dem ordo 
dispositionis?) oder institutionis®), auch dann, wenn sie 
durch Rechtsnachfolge in geistliche Hand gelangt sind.’) 
Dagegen scheint man sehr häufig verstoßen zu haben, wie 
die ständige Erneuerung dieses Satzes durch Konzilien und 
Kapitularien lehrt. Der Stifter bestimmt, ob seine Anstalt 
mit einem Oratorium oder Monasterlium verbunden sein 
soll oder nicht, er verordnet, welche Organe sie hat, er setzt 
den praepositus, custos oder rector ein®) nach Maßgabe der 
allgemeinen Rechtslage, wie das im vorigen Abschnitt aus- 
führlich geschildert worden ist. Er befindet endlich darüber, 


1) Holstenius, I. p. 277 cap. 79. Die Sittlichkeit der Pilger und 
Pilgerinnen ließ z, T. überhaupt sehr zu wünschen übrig, vgl. das böse 
Urteil des Bonifacius gegenüber dem Erzbischof von Canterbury. M. G. 
Ep. III. p. 354 N V1 78 (747). 

2) Regula Benedicti cap. 58, Butler, p. 99: „paucis diebus“; Reg. 
Isidori episcopi cap. 4, Holstenius, p. 189: drei Monate, Reg. S. Fruc- 
tuosi cap. 21, Holstenius, p. 206: ein Jahr. 

2) Chart. III N 61 (787). 

4) M. G. Conce. 1. p. 105 Conc. Aurel. can. 15 (549); M. G. Conce. II. 
p.591 N 487 (816— 829) Conc. in Francia habitum: Qualiter senedochiorum 
ordo servetur, promulgata ab auctoribus eorum testamenta fatentur. — 
M. G. Cap. I. p. 328 N 164 * Capitulare Olonnense ecclesiasticum (825): 
De senodochiis precipimus, ut secundum possibilitatem vel temporis fer- 
tilitatem testamentorum scripta sequantur. Ebenso M. G. Cap. I. p. 332. 
369 N 166? (825), N 179 6 (821). 

5) Oben 8. 42. 

6) Toscano I. 14 (720), Chart. III N 246 (870), N 402 (903), durch 
cartola Toscano II 1 N 29 (789) et dum ipsa ecclesia agentibus incensa et 
desolata fuisset, tum ipse Sicheradus clericus per cartulam me, qui supra, 
Jacopum Diaconum in predicta Dei Ecclesia Sancti Vitalis et in omnibus 
rebus ad eam pertinentibus rectorem et gubernatorem ordinavit, quamvis 
ipsa incensa esset Basilica, ita ut in mea esset potestatem in omnibus 
secundum Deum ordinandum et ipsos pauperes pascendum. 
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welche Art und Zahl von Gästen Aufnahme finden, welche 
Werke der Barmherzigkeit an ihnen verrichtet werden.!) 
Dies alles in seiner bunten Mannigfaltigkeit und zufälligen 
Besonderheit darzustellen, ist hier nicht der Ort. Regel- 
mäßig werden zwölf hospites nach dem Vorbild der Apostel 
verpflegt?), wenn sie krank sind, bis zur Genesung?), sonst 
üblicherweise nur auf kurze Zeit, meistens drei Tage in der 
Woche *) Zum Danke sollen sie den Ruhm des Stifters 
verkünden?) und ihm dadurch im Verein mit den Messen 
und Gebeten des geistlichenVerwalters ®) in der ewigen Hei- 
mat eine Wohnung bereiten helfen. 


Ill. 


Das ist die Geschichte der Xenodochien in Italien und 
Frankreich im frühen Mittelalter; für den Rechtshistoriker, 
der hier das Wort geführt hat, ein Schauspiel von ganz 
außergewöhnlicher Schönheit des Rhythmus. An den 
Xenodochien hat sich im römischen Recht der Gedanke der 
Stiftung zur Höhe einer selbständigen Rechtspersönlichkeit 
entwickelt, mit ihnen hat er den Sturz des Reiches im Abend- 
land überdauert. Dann ist er in der germanischen Zeit zer- 
setzt und zerstört worden, bis er in sein Gegenteil umschlug, 
die Xenodochien aus Subjekten in reine Objekte des Rechts 
verwandelnd, und schließlich haben sich gegen Ende unserer 
Epoche diese beiden Entwicklungsreihen in einer höheren 
Einheit wiedergefunden als Grundlage für neue Bildungen 
in dem darauffolgenden Zeitalter. Allein ihre Geschichte 


1) Dabei spielen Bäder eine große Rolle; vgl. etwa Troya II 
N 425 (720), Chart. III N 402 (903), Toscano II 1 N 29 (789) in der Kar- 
woche besonders; namentlich aber Speisungen, wie fast jede Stiftungs- 
urkunde lehrt. 

2) Dafür als einziges charakteristisches Beispiel Formula Marculfi 
II 1. M. G. Formulae p. 70. 

3) Pardessus, II N 438 (696) ut semper sint numero duodecim 
egrotantium, cum unus invaluerit de infirmitate et recedit, alter egrotus 
in ejus introeat locum. 

4) Troya V N 809 (764) ad mensam duodecim pauperes et perigrini 
tres dies... ut in alia Senodochia pauperes ad mensam pascere videtur. 

5) Oben S. 38 Anm. 1. 

6), Toscano I 14 (720), Troya V N 896 (768), Chart. TII N 402 (903). 
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vollendet sich nicht in der Dialektik ihres Rechtsbegriffs. 
Auch bei ihnen war zu sehen, daß sie mit der allgemeinen 
‚politischen und wirtschaftlichen Kultur standen und fielen 
im Widerschein realer Machtvorgänge. Freilich auch so 
nicht ist ihr Wesen ausgeschöpft. Wie die Menschen nicht 
vom Brot allein, also leben auch die Xenodochien nicht nur 
von Recht und Wirtschaft. In den schlichten, schönen Ver- 
sen, mit denen der Bischof Theodulf von Orleans, ein Ger- 
mane und Freund des ersten germanischen Kaisers der 
Christenheit, sein Xenodochium in Orleans gefeiert hat ®), 
wird offenbar, welcher Geist sie trug, was sie, wiewohl ein 
bescheidener Anfang?), der leidenden und pilgernden 
Menschheit ihrer Zeit für Leib und Seele bedeutet haben. 
Darum haben sie, selber ein Fremdling, den Weg zum 
Herzen der abendländischen Völker so schnell gefunden 
und diese ihre neue Heimat durch alle Stürme behauptet, 
bis auf den heutigen Tag. Freilich der griechische Name 
ist ihnen im Laufe der Zeit) abhanden gekommen; nur wie 
eine ferne, dunkle Sage klingt er im Codex iuris canoniei 
von 1917) ans Ohr der Gegenwart.. 


!) Theodulfi Carmina N 59. M. G. Poetae Lat. med. aevi I. p.554. 
— Andere Gedichte über Xenodochien Aleuini Carmina N 99 1%, N 100 8, 
M. G. Poetae Lat. I. p. 324, 328 Carmina Oentulensia N 69. 88. 119. 136. 
M. G. Poetae Lat. III. p. 320. 329. 344. 349. 

2) Ebenso v. Schubert, S. 697. 

2) Das Corpus iuris canonici, c. 39 C XVI g. 1, kennt ihn noch, 
ebenso das Urkundentum dieser Zeit: Cod. dipl. Ratisbon. IN 206 (1133), 
U. B. Straßburg I. N 94 (1144), Mittelrhein. U. B. I N 640 (1163), Cart. 
genöral de Paris I N 565 (1179), U. B. Zürich I N 354 (1191). 

*, Can. 1192. 
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IL. 


Der Rapt de seduction als Ehehindernis 
nach gallikanischem Kirchenrecht. 


Von 
Herrn Dr. theol. Max Mitterer 


in München!) 


81. 
Vorgeschichte. 


In langem Ringen mit Anschauungen des römischen 
Rechts und der deutschen Stammesrechte hatte die Kirche 
den Grundsatz zur Anerkennung gebracht, daß die Ehen 
gewaltunterworfener Personen vom Willen der Gewalthaber 
rechtlich unabhängig sein sollten. Diese Regelung der 
schwierigen Frage erscheint als die bessere, und richtigere, 
weil die Eheschließung eine höchstpersönliche Angelegen- 
heit der Kontrahenten ist. Das Kind, das unwiderruflich 
an den anderen Gatten gebunden bleibt, solange beide am 
Leben sind, ist an der Wahl desselben in erster Linie inter- 
essiert, viel mehr als die Eltern oder gar etwaige Vormünder, 
und soll darum frei nach eigenem Ermessen die Entschei- 
dung treffen können. 

Allerdings schloß diese Freiheit der Kinder auch die 
Gefahr des Mißbrauches in sich, insbesondere deshalb, weil 
die Eheschließung an keinerlei notwendige Form gebunden 


!) Die nachfolgende Studie wurde 1917/18 in München als Anhang 
zu einer auf Anregung und unter Leitung des verstorbenen Herrn Prof. 
Dr. Heinrich Maria Gietl ausgearbeiteten theologischen Doktor- 
dissertation: Geschichte des Ehehindernisses der Entführung im kano- 
nischen Rechte seit Gratian verfaßt und, nachdem sie mit jener Herrn 
Prof. Dr. Eduard Eichmann inzwischen vorgelegen hatte, am 17. Fe- 
bruar 1922 im Kirchenrechtlichen Institut des Herrn Geheimrat Prof. 
D. Dr. Ulrich Stutz in Berlin anläßlich einer nochmaligen Überarbeitung 
vorgetragen. 
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war, vielmehr auch die heimlichen, durch bloße verba de 
praesenti zustande gekommenen Ehen als gültig anerkannt 
wurden, obschon sie von der Kirche strengstens verboten 
und mit schweren Strafen bedroht waren. Zwar blieb selbst- 
verständlich die sittliche Pflicht der Kinder bestehen, vor 
Eingehung .einer Ehe die Eltern zu Rate zu ziehen und 
deren begründete Einwendungen zu beachten; aber sitt- 
liche Pflichten bilden, wenigstens in einer Zeit des Nieder- 
gangs, wie sie das ausgehende Mittelalter darstellt, keine 
genügende Schranke gegen die wilde, sinnliche Leidenschaft. 

In der Tat wurden denn auch die nie verstummten 
Klagen über die heimlichen Ehen und namentlich über 
grobe Mißachtung der elterlichen Autorität gegen Ende des 
Mittelalters immer lauter und das Bedürfnis nach gründ- 
licher Abstellung der Übelstände immer dringender, zumal 
in Frankreich, sei es, daß dort die heimlichen Ehen häufiger 
als anderswo vorkamen, sei es, was wahrscheinlicher ist, 
daß man sie sich dort mehr zu Herzen nahm. 

Abhilfe sollte das Konzil von Trient schaffen. Allein 
das Konzil, das sich schon im Jahre 1547 eingehend mit 
der Frage befaßte, konnte nicht so leicht zu einer Ent- 
scheidung gelangen.!) Zudem mußten seine Beratungen 
wiederholt auf längere Zeit unterbroehen werden, und so 
kam es, daß sich die Reform des Eherechtes weiter hinaus- 
schob, als man anfangs hatte erwarten können. 

Unterdessen ereignete sich am Hofe zu Paris ein Fall, 
der die Nachteile des bestehenden Rechtszustandes für den 
König Heinrich II. persönlich recht unangenehm fühlbar 
machte. Der junge Herzog von Montmorency hatte näm- 
lich, ohne daß sein Vater davon wußte, mit dem Hoffräulein 
Jeanne de Piennes durch bloße verba de praesenti eine Ehe 
geschlossen. Diese Ehe war aber nun gar nicht nach dem 
Wunsch des Vaters und noch weniger nach dem Wunsch 
des Königs, der den Herzog mit seiner natürlichen Tochter 
Diane de Farnese hatte vermählen wollen. Man wandte 
sich zunächst an den Papst mit der Bitte, die noch nicht 


1) Ehses-Merkle, Concilium Tridentinum I u. II, Freiburg i. Br. 
1901 u. 1911, Index s. v. Matrimonium. 
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vollzogene Ehe durch Dispens wieder zu lösen. Zugleich 
erließ König Heinrich von sich aus im Februar 1556 ein 
Edikt, in welchem minderjährige Personen, die ohne Ge- 
nehmigung ihrer Gewalthaber eine Ehe schlossen, mit schwe- 
ren Strafen, insbesondere mit Enterbung bedroht wurden.t), 
Das Edikt erhielt sogar rückwirkende Kraft für alle noch 
nicht vollzogenen Ehen. Diese an sich auffallende Be- 
stimmung erklärt sich leicht aus. der Rücksicht auf den 
besonderen Fall, dem es seine Entstehung verdankt; sie 
fand aber nicht den Beifall des Pariser Parlaments, welches 
bei der Einregistrierung neben anderen Bedingungen auch 
die beifügte, daß es nur für künftige Ehen gelten solle.2) 
Die Gültigkeit der verbotswidrig geschlossenen Ehen 
wurde durch das Edikt nicht angetastet; der König achtete 
den seit Jahrhunderten allgemein anerkannten Grundsatz, 
daß die Jurisdiktion über das Eheband ausschließlich der 
Kirche zustehe. Die Ehe des Herzogs von Montmorency 
freilich wurde, obwohl der Papst die erbetene Dispensation 
verweigerte, tatsächlich doch gelöst. Der Herzog erklärte 
nämlich nachträglich, er habe gar nicht die Absicht gehabt, 
mit dem Fräulein de Piennes eine Ehe zu schließen, habe 
vielmehr nur ein Eheversprechen geben wollen, und selbst 
dieses habe er nur zum Schein und nicht im Ernst gegeben. 
Die Lösung bzw. Nichterfüllung dieses in seinem rechtlichen 
Bestand zweifelhaft gewordenen Verlöbnisses konnte man 
schließlich ohne besondere Schwierigkeiten rechtfertigen. 
Trotz dieser Verordnung von 1556 verfolgte die fran- 
zösische Regierung ihre Pläne auf dem Konzil von Trient 
weiter, ein Beweis dafür, daß sie nicht beabsichtigte und 
sich wohl auch nicht berechtigt glaubte, aus eigener Macht- 
vollkommenheit die Frage bezüglich der heimlichen Ehen 
endgültig zu lösen. Nachdem das Konzil im Jahre 1562 
wieder zusammengetreten war, stellten die französischen 


1) Das Edikt ist abgedruckt bei A. G. Camus, Code matrimonial I, 
nouvelle Edition, Paris 1770, p. 99ss. — Ich zitiere dieses sehr wichtige 
Werk, das anonym erschienen ist, weiterhin als „Code matrimonial‘ 
ohne Angabe des Herausgebers. Verfasser des im Jahre 1766 zum ersten- 
mal erschienenen Werkes ist Pierre Le Ridant, Advokat am Parla- 
ment von Paris. ?) Code matrimonial I p. 102. 


in 


58 j Max Mitterer, 


Gesandten im Auftrag Karls IX. die Doppelforderung, daß 
die Gültigkeit der Eheschließung allgemein von der Ein- 
haltung einer bestimmten Form und außerdem bei gewalt- 
unterworfenen Personen auch noch von der Zustimmung 
der Gewalthaber abhängig gemacht werden sollte. Die 
erstere Forderung wurde vom Konzil im wesentlichen er- 
füllt, die letztere aber wurde nach eingehender Diskussion 
abgelehnt.!) 

Diese Entscheidung entsprach jedoch ganz und gar 
nicht den Wünschen der Franzosen, die auf die Bindung 
der Hauskinder an die elterliche Zustimmung mehr Gewicht 
legten als auf die Festsetzung einer bestimmten, öffentlichen 
Eheschließungsform. 2) Da auch verschiedene andere Be- 
schlüsse des Konzils der französischen Regierung nicht ge- 
nehm waren und angeblich gegen die Rechte der Krone 
und die Freiheiten der gallikanischen Kirche verstießen, 
verweigerte man trotz aller Bemühungen der Päpste und 
der französischen Bischöfe beharrlich die Annahme sämt- 
licher Disziplinardekrete desselben.) Diese wurden zwar 
im Lauf der Zeit vielfach von einzelnen Bischöfen wie von 
kleineren und größeren Synoden und in den Jahren 1615 
und 1625 vom französischen Gesamtklerus publiziert, so 
daß sie ohne Zweifel auch in Frankreich praktisch geltendes 
Kirchenrecht geworden sind; die staatliche Gewalt aber 
blieb trotzdem immer auf dem unhaltbaren Standpunkt 
stehen, daß die Disziplinardekrete des Tridentinums als 
solche in Frankreich nicht rezipiert und darum nicht ver- 
bindlich seien. 


1) 8. Pallavicino, Istoria del Concilio diTrento lib. XXII, cap. 1ss.; 
A. Theiner, Acta genuina s. oecumenici concilii Tridentini II, Zagrabiae 
1874, p. 316. 

2) Doch erscheint das, was E. Friedberg, Das Recht der Ehe- 
schließung in seiner geschichtlichen Entwicklung, Leipzig 1865, S. 505f£. 
hierüber sagt, als übertrieben; vgl. L. Bouchel, La Bibliotheque ou 
tresor du droit frangois IL, nouvelle edition par J. Bechefer, Paris 1671, 
Additions p. 20. 

3) Das 1919 zu Paris erschienene Buch von V. Martin, Le Galli- 
canisme et la reforme catholique. Essai historique sur introduction 
en France des decrets du Concile de Trente (1563—1613), war mir 
leider nicht zugänglich. 
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8 2. 
Die Verordnung von Blois. 


Während der lang dauernden Streitigkeiten um die 
Publikation der tridentinischen Reformdekrete sah sich 
König Heinrich III. im Jahre 1576 auf der Ständever- 
sammlung in Blois von zwei einander entgegenstehenden 
Parteien gedrängt, deren eine die Publikation jener Dekrete ° 
forderte, während die andere entschieden dagegen war. 
Um nach Möglichkeit beiden gerecht zu werden, schlug 
der König einen Mittelweg ein. Er rezipierte nämlich nicht 
die Konzilsdekrete als solche, setzte aber doch diejenigen 
von ihnen, die er als den Verhältnissen seines Landes an- 
gemessen erachtete, durch königliche Verordnung auch für 
Frankreich in Kraft, freilich nicht ohne mancherlei Ände- 
rungen. Er tat das in der Verordnung von Blois vom 
Jahre 1579, die für unsere Frage von größter Bedeutung 
ist. In Betracht kommen hauptsächlich die Artikel 40—42.!) 

Artikel 40 befaßt sich mit der Eheschließungsform oder 
den klandestinen Ehen im eigentlichen Sinn, ist aber sehr 
unklar. So möchte man nach dem ersten Satz meinen, 
daß das Aufgebot zur Gültigkeit der Ehe notwendig sei. 
Damit steht aber die nachfolgende Bestimmung, daß die 
Formvorschriften dieses Artikels ‚unter den von den Kon- 
zilien festgesetzten Strafen“ verpflichten, in Widerspruch; 
denn nie hat ein Konzil angeordnet, daß die Unterlassung 
des Aufgebots ein trennendes Ehehindernis bilden solle. 
Eine ähnliche Unklarheit besteht. n bezug auf die vor- 


!) Siehe Code matrimonial I p. 107. Der für unsere Frage sehr 
wichtige Artikel 42 sei hier wörtlich angeführt. Er lautet: Et ne&anmoins 
voulons que ceux qui se trouveront avoir suborne fils ou fille mineurs 
de vingt-cing ans, sous pretexte de mariage ou autre couleur, sans le 
gre, sgu, vouloir et consentement expres des peres, meres et tuteurs, 
soient punis de mort, sans esperance de grace et pardon, nonobstant 
tous consentemens que lesdits mineurs pouroient alle&guer par apres 
avoir donne audit rapt lors d’icelui ou auparavant. Et pareillement 
seront punis extraordinairement tous ceux qui aurout participe au 
rapt, et qui y auront pröte conseil, confort et ayde, en aucune maniere 
que ce soit. 
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geschriebene öffentliche Trauung und die dazu notwendigen 
Erfordernisse. 

Die Praxis hat sich unter mancherlei Schwankungen, 
die bei der Unklarheit des Gesetzes unvermeidlich waren, 
im großen und ganzen an die Formvorschriften des Konzils 
von Trient angeschlossen und die darüber hinausgehenden 
Forderungen des Artikels meist als unwesentlich erklärt in 
dem Sinn, daß deren Außerachtlassung zwar rechtswidrig 
und strafbar sei, aber nicht die Ungültigkeit der Ehe be- 
wirke. Nur bezüglich der Aufgebote pflegte man zu sagen, 
daß deren Unterlassung bei Minderjährigen die Ehe un- 
gültig mache, wenn zugleich der Konsens der Gewalthaber 
fehle; denn es sei der Zweck der Aufgebote, die letzteren 
von der geplanten Ehe in Kenntnis zu setzen, damit sie 
gegebenenfalls Einspruch erheben könnten. Waren aber 
die Eltern mit der Verheiratung ihres Kindes einverstanden, 
dann war dieses nach der gewöhnlichen Meinung einem 
Großjährigen gleichzuachten, d. h. seine Ehe wurde durch 
die bloße Unterlassung der Aufgebote nicht ungültig.) 
Anders im umgekehrten Fall, wenn zwar die Aufgebote 
vorgenommen worden waren, aber der elterliche Konsens 
fehlte, wie sich aus den weiteren Ausführungen ergeben wird. 

In den beiden Schlußsätzen des Artikels verbietet der 
König allen Priestern, Ehen von minderjährigen Personen 
einzusegnen, wenn nicht die Genehmigung der Gewalthaber 
vorliegt, und zwar unter der Gefahr, als Begünstiger des 
rapt bestraft zu werden. 

Artikel 41 hält die in früheren Verordnungen, insbeson- 
dere in der von 1556 festgesetzten Strafen für Eheschließung 
ohne elterliche Genehmigung aufrecht”) Damit wäre die 


— 


!) Durand de Maillane, Dictionnaire de droit canonique-et de 
pratique ben£ficiale I, Lyon 1770, p. 265. 

?) Die in Art. 41 neuerdings bestätigten früheren Verordnungen 
wären, da sie die Gültigkeit einer ohne elterliche Genehmigung geschlosse- 
nen Ehe nicht positiv aussprachen, sondern nur stillschweigend bestehen 
ließen, mit einer neuen Verordnung, die deren Ungültigkeit festsetzte, 
nicht unvereinbar gewesen. Darum hat Art. 41 für die Interpretation 
der Art. 40 und 42 keineswegs die Bedeutung, die Fr. Bernard, Etude 
historique et critique sur le consentement des ascendants au mariage, 
Paris 1899, p.125 und A. Vantroys, Etude historigue et juridique 


Der Rapt de seduction als Ehehindernis n. gallikan. Kirchenr. 61 


Verfehlung sicher genügend bestraft gewesen. König Hein- 
rich aber ging nichtsdestoweniger in Artikel 42 noch viel 
weiter und verordnete, daß diejenigen, welche etwa durch 
Verführungskünste eine minderjährige Person zur Ehe- 
schließung ohne Wissen und Willen der Eltern oder Vor- 
münder veranlaßt und sich dadurch des Verbrechens des 
rapt schuldig gemacht haben sollten, ohne Gnade und Er- 
barmen mit dem Tode zu bestrafen seien. Auch alle jene, 
welche ihnen durch Rat oder Tat bei ihrem Verbrechen 
Beistand leisteten, sollte schwerste Strafe treffen. 

Die drei Artikel handeln also lediglich einerseits von 
der Eheschließungsform oder der klandestinen Ehe im 
eigentlichen Sinn und andererseits von der Eheschließung 
ohne elterliche Genehmigung, die oft auch als klandestine 
.Ehe in einem weiteren Sinn bezeichnet wurde.!) Vom 
raptus violentise ist in der Verordnung überhaupt nicht 
die Rede; der wiederholt gebrauchte Ausdruck rapt bezieht 
sich immer nur auf die Eheschließung ohne elterliche Zu- 
stimmung. Bezüglich des Artikels 40 ist das ohne weiteres 
klar. Eher könnte man zweifeln bei Artikel 42; allein auch 
hier ist nirgends von einer Gewalt die Rede, sondern nur 
von der Verführung, und es wird ausdrücklich der Mangel 
der elterlichen Genehmigung hervorgehoben.?) 


sur le consentement des parents au mariage de leurs enfants, Paris 1889, 
p. 251 —253 ihm zuschreiben. 

!) In diesem weiteren Sinn war das Wort früher sehr gebräuchlich 
gewesen, aber unter dem Einfluß des tridentimnischen Rechtes und der 
Verordnung von Blois vollzog sich eine Änderung im Sprachgebrauch, 
so daß nunmehr als klandestin vor allem jene Ehen bezeichnet wurden, 
welche ohne Pfarrer und Zeugen geschlossen worden waren. Die Be- 
hauptung von Di Pauli, Das Recht des Staates bezüglich der Auf- 
stellung trennender Ehehindernisse nach der Lehre der französischen 
und deutschen Regalisten, Archiv für katholisches Kirchenrecht XCVII, 
1917, S. 45, daß in der französischen Gesetzgebung unter klandestinen 
Ehen, soweit nichts anderes bemerkt ist, immer die ohne Zustimmung 
der Eltern geschlossenen Ehen zu verstehen seien, trifft für die Zeit 
nach 1579 nicht mehr zu. 

2) Auch zeitgenössische Autoren beziehen den Art. 42 lediglich auf 
die Eheschließung ohne Zustimmung der Eltern. So schreibt z. B. 
B. Brisson, Le Code du Roy Henry III., Paris 1609, p. 207 zu den 
Worten ‚sans le gre, sceu eto.“: D’icy se cognoist que l’ordonnance 
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Ohne Zweifel bringt die Verordnung den Mangel des 
elterlichen Ehekonsenses in Zusammenhang mit dem 
Raub; dieser Zusammenhang ist nunmehr näher zu be- 


stimmen. 
Nach Artikel 40 ist es den Geistlichen verboten, die 


von den Eltern nicht genehmigten Ehen minderjähriger 
Kinder einzusegnen, und sie sollen im Fall der Zuwider- 
handlung als Begünstiger des Raubes strafbar sein. Diese 
Strafdrohung ist neu. Nichts Neues aber war es, daß man 
von rapt redete, wo bloß Eheschließung ohne Genehmigung 
.der Eltern vorlag. Die ganze Bestimmung bildete ja ledig- 
lich die Antwort des Gesetzgebers auf einen Antrag, den 
die Vertreter des dritten Standes auf der Versammlung 
von Blois im Jahre 1576 gestellt hatten, ‚‚qu’ il füt interdit 
aux cures de passer outre & la celebration des mariages, 
s’il ne leur apparait du consentement des pere, mere et 
curateur ... . sous peine d’etre punis comme fauteurs 


ne parle point du rapt faict par force, violence, et enlevement de filles, 
lequel est puny selon les rigueurs des loix, au tiltre ad leg. Iul. D. de 
vi publ. 1. un. C. de raptu virg. vidu. et sanctim. Mais que ladite ordon- 
nance s’entend seulement du rapt fait par persuasion, induction, et 
subornation, sous pretexte et couleur de mariage, pour servir de voile 
‚ et excuse au delict ... . De fagon que tel rapt peut estre ainsi appell& 
eu esgard aux parens ou tuteurs qui n’ont preste leur, consentement, 
et tout ce qui se faict outre leur gr& et consentement doibt estre estim6 
fait par force, encores que les filles mineurs l’ayent pour agreable, sui- 
vant la loy nuptiae D. de nuptiis: nuptiae consistere non possunt nisi 
consentiant omnes i. e. qui coeunt, quorumque in potestate sunt; combien 
que le droict canon en ait autrement decide, neantmoins les loix civiles 
ont este plustost suivies en ce point, et semblent y apporter plus de 
respect pour ce qui concerne l’honnestete publique: d’ailleurs aisement 
les filles se laisserdient tromper si elles n’estoient assistees de conseil, 
et la persuasion serviroit de rapt pour faire consentir par force celle 
de laquelle le consentement seul n’est capable, en laquelle persuasion 
se peut dire aussi qu'il y a de la force, voire qui contrainct plus que 
la force mesme. An der gleichen Stelle sagt Brisson später noch: Ce 
qui est du rapt des filles s’entend e converso des fils de famille ou mineurs 
seduits par des femmes aagees, outre le gr& de leurs parens et tuteurs: 
ce qui a este juge par plusieurs arrests. — Dieselbe Auffassung vertritt 
A. Theveneau, Commentaire sur les Ordonnances, Lyon 1648, p. 267: 
Cette Ordonnance ne parle pas du rapt et enlevement par voye de fait, 
ains seulement de la subornation des mineurs de 25 ans. 
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du crime de rapt“.!) Ferner bezeugt uns Pasquier, daß 
man in Frankreich schon früher bei Eheschließung mit 
Kindern unter 25 Jahren ohne Genehmigung der Eltern 
diesen auf Grund ‚älterer Gesetze immer eine Klage wegen 
rapt gab?), und ebenso kennt Guy Coquille einen rapt, 
der einzig und allein auf der Umgehung der elterlichen 
Autorität bei der Eheschließung mit einem Hauskinde, - 
gleichviel ob Tochter oder Sohn, beruhte2) 

Allein dieser rapt war kein Ehehindernis; er konnte 
vor dem kirchlichen Gericht, das über das Eheband zu 
entscheiden hatte, überhaupt nicht geltend gemacht werden. 
Er war lediglich ein Verstoß gegen ein weltliches Gesetz 
und wurde als solcher von den weltlichen Gerichten mit 
manchmal ziemlich empfindlichen Strafen, Geldstrafen, Ver- 
bannung u. dgl. belegt, nicht aber mit der Todesstrafe, 
welche man bei gewaltsamer Entführung zu verhängen 
pflegte, und welche Pasquier auch für jene anderen Fälle 
von rapt verlangte.) 

Eine Neuerung hinsichtlich der Behandlung dieses rapt 
enthielt Artikel 40 in so fern, als er verfügte, daß bei Ehe- 
schließung gewaltunterwortener Personen ohne Genehmigung 


1) Zitiert bei L. Duguit, Etude historigue sur le rapt de seduction, 
Nouvelle Revue historique de droit frangais et etranger X, 1886, p. 618. 

?\ In einem Brief an die Professoren Robert und Fournier schreibt 
er folgendes (Lettres, livre III, 1): Nos ancestres cognoissans combien 
c’estoit chose de mauvais exemple, qu’un enfant au dessous de 25 ans 
fust estime marie par les paroles de present au prejudice de l’authorite 
paternelle, introduisirent action de Rapt (que nous appellons vulgaire- 
ment Raptum in parentes) qui est incogneu® & toutes autfes nations; 
par laquelle on permettoit aux peres et meres, voire aux tuteurs, d’accuser 
devant le Juge Royal oeluy ou celle qui par telle affeterie de paroles” 
auroit attir& et suborne & un mariage, !’un de leurs enfans. — Vgl. dazu 
die beiden Urteile des Pariser Parlaments vom 3. Juni 1535 und vom 
26. März 1554 (Code matrimonial II p. 872s.). 

®) Les Oeuvres de maistre Guy Coquille I, Bordeaux 1703, p. 477: 
La loy repute que la fille est ravie quand par blandices, et allechemens 
sa volonte est gagnee. L’autre sorte de rapt est qu’on ravit et Öte aux 
pere, mere et tuteurs, Soit paternels ou maternels, l’authorite, conseil 
et commandement qu’ils ont sur les mineurs en aflaire de si grande 
importance, 

4) In dem oben Anm. 2 erwähnten Briefe. 
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der Gewalthaber fürderhin auch der trauende Priester straf- 
bar sein sollte. Auf diese Weise war eine neue Sicherung für 
die Beobachtung des alten Verbots derartiger Ehen ge- 
schaffen, aber an der bisherigen Gültigkeit derselben wurde 
durch Artikel 40 nichts geändert.!) 

Eine ganz andere Sachlage dagegen ergab sich, wenn 
die Umgehung der elterlichen Autorität bei der Eheschlie- 
Bung nicht auf den freien Willen des Minderjährigen, son- 
dern auf eine Verführung desselben durch eine dritte Person, 
vor allem durch den großjährigen Brautteil zurückging. 
Auch in diesem Fall lag natürlich rapt vor; dieser rapt 
aber hat in bezug auf die Gültigkeit der Ehe eine wesentlich 
andere Wirkung als der rapt, von dem’in Artikel 40 die 
Rede ist. 

Für die Bewertung des raptus als Ehehindernis war 
nach französischem Recht bis zur Verordnung von Blois 
ausschließlich das auch vom Staat anerkannte vortriden- 
tinische Kirchenrecht maßgebend.?) Nach diesem bildete 
er nur dann ein trennendes Ehehindernis, wenn wirklich 
die notwendige Konsensfreiheit der Entführten ausgeschlos- 
sen war. Das war ohne Zweifel der Fall bei der Anwendung 
physischer Gewalt von seiten des Entführers ; darüber konnte 
es nie eine Meinungsverschiedenheit geben. Wie aber, wenn 
nicht physische Gewalt, sondern nur die Mittel der Über- 
redung und Verführung angewendet wurden? Das Dekre- 
talenrecht hatte diesen letzteren, wie Gratian, keine oder 
doch nur geringe Bedeutung beigelegt im Unterschied vom 
römischen Recht, das bei Zustimmung des Weibes zur Ent- 
führung immer Verführung durch den Mann vermutete und 
die Verführung in ihrer Wirkung auf den Willen der Ver- 
führten der Gewalt gleichstellte.e Heinrich III. greift nun 


1) Das gilt aber nur von Art. 40, nicht auch von Art. 42, wie sich 
aus dem im Text Folgenden ergibt. 

2) Das römisch-rechtliche Ehehindernis des raptus (l. un. C. IX, 13) 
war unter dem Einfluß des kanonischen Rechtes längst außer Geltung 
gekommen und wurde auch durch die Verordnung von Blois nicht wieder 
erneuert. Das tridentinische impedimentum raptus aber war damals 
in Frankreich vom Staat noch nicht rezipiert und wurde es auch nicht 
durch die Verordnung von Blois. 
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hierin wieder auf die Anschauungen des römischen Rechtes 
zurück und nicht nur das, sondern er geht sogar, sei es 
mit bewußter Absicht, sei es in mißverständlicher Auf- 
fassung, über das römische Recht weit hinaus, indem er 
das, was das letztere nur von der Zustimmung eines Mäd- 
chens zu einer wirklichen Entführung, d. h. Wegführung 
aus dem Vaterhaus an einen anderen Ort, gesagt hatte, 
übertrug auf die einfache Eheschließung gewaltunterworfe- 
ner Personen, gleichviel ob Sohn oder Tochter, ohne Ge- 
nehmigung der Gewalthaber. Er sagt freilich nicht direkt, 
daß bei jeder Eheschließung ohne den ‘Willen der Eltern 
rapt infolge Verführung anzunehmen sei; aber er gibt zu 
erkennen, daß ein Hauptmerkmal der Verführung zu finden 
sei in dem Mangel des elterlichen Konsenses, während von 
wirklichen Mitteln oder Künsten der Verführung gar keine 
Rede ist.!) Er sagt ferner auch nicht ausdrücklich, daß 
die Verführung die Freiheit des Ehekonsenses ausschließe 
und infolgedessen die Ungültigkeit der Ehe bewirke; aber 
er belegt denjenigen, der eine minderjährige Person zur 
Eheschließung ohne Genehmigung der Eltern veranlaßt, 
mit der zivilrechtlichen Strafe des raptus, d. h. mit der 
Todesstrafe, und ordnet weiter an, daß auf die Zustimmung, 
die die Verführte vor dem rapt oder bei demselben gegeben 
hat, keinerlei Rücksicht zu nehmen sei. Die Todesstrafe 
hatte man bisher nur in Fällen wirklicher Entführung aus- 
gesprochen. Wenn der König jetzt die nämliche Strafe 
über bloße Verführung zur Eheschließung ohne Genehmi- 
. gung der Eltern verhängt, so zeigt er damit, daß er dieselbe 
jenem schweren Verbrechen gleichstellt.?2) Nach der gleichen 


t) Die Ansicht, daß der Mangel des elterlichen Konsenses in Art. 42 
deshalb hervorgehoben werde, weil er den sicheren Schluß auf das Vor- 
liegen einer Verführung gestattet, vertritt auch Brisson (vgl. die oben 
S. 61°? angeführte Stelle). Ebenso erklärt Thöveneau, daß die Ver- 
ordnung sich hinsichtlich der Frage, ob der bloße Mangel des elterlichen 
Ehekonsenses raptus begründe, nicht dem kanonischen, sondern dem 
Zivilrecht angeschlossen habe (p. 533: Toutefois par I’Ordonnance qui 
s’accorde en cecy avec le Droict Civil, il y auroit rapt). 

2) Vgl. A. Theveneau p. 267: Cette Ordonnance ne parle pas du 
rapt et enlevement par voye de fait, ains seulement de la subornation 
des mineurs de 25 ans; et pourtant elle establit une pareille peine, pource 
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Richtung weist die Anordnung, daß auf die Zustimmung 
der verführten minderjährigen Person keine Rücksicht zu 
nehmen sei; denn der Grund dieser Anordnung liegt offenbar 
darin, daß nach der Meinung des Gesetzgebers die Zustim- 
mung einer verführten Person wesentlich durch die List 
und Künste des Verführers veranlaßt, also nicht frei 
gegeben ist.!) 

Die Ungültigkeit der Ehe ergab sich daraus von selbst, 
solange noch der Satz galt, daß eine Ehe nur durch den 
freien Konsens der Kontrahenten zustande kommen könne.?) 
Von dieser Erwägung hatte sich wohl auch das Pariser 
Parlament leiten lassen, als es durch Urteil vom 17. Februar 
1544 aussprach, daß der kirchliche Richter einen Prozeß 
über das Eheband nicht mehr einleiten oder weiterführen 
dürfe, wenn der rapt offenbar als erwiesen und todeswürdig 
anzusehen sei.?) 


qu’il n’y a point de difference... . . entre l’estre force par voye de fait, 
et induit par subornation. 

1) Daß diese Anordnung im oben angegebenen Sinn gedeutet wurde, 
zeigen uns wiederum Brisson und Thöveneau. Brisson stellt die 
Überredung der Gewalt nicht nur gleich, sondern sogar noch über die- 
selbe (siehe oben 8.61?) und ähnlich bemerkt Theveneau p. 534: 
L’Ordonnance n’a point d’esgard & toutes ces distinetions (nämlich ob 
die Minderjährige der Entführung zustimmte oder nicht), et repute le 
consentement de la fille nul, pource qu’elle presume avec la loy I. Cod. 
de raptu virg. qu’elle a est& deceuö et circonvenu£. 

2) Siehe Claude Blondeau, La Bibliotheque canonique II, Paris 
1689, p. 80: La seconde est (nämlich die zweite Art, wie ein weltliches 
Gericht über das Eheband entscheiden kann), lors qu’en procedant & 
la punition d’un crime, comme celuy du rapt, qui a donn6 lieu au mariage, 
on declare qu’ilyarapt. Car en ce cas lä, quand mesme on ne prononceroit 
pas sur la validit6 du mariage, il s’ensuivroit necessairement qu’il seroit 
aneanty; parce que la declaration du rapt emporte celle de la nullit& 
du mariage. Ebenso nochmal ganz klar und deutlich p. 82. — Die erste 
Auflage dieses reichhaltigen Werkes, herausgegeben im Jahr 1628 von 
Laurent Bouchel unter dem Titel Somme ben£ficiale, konnte ich 
leider in einer deutschen Bibliothek nicht ausfindig machen; sie würde 
wohl interessantes Material für die Geschichte des rapt de seduction 
bieten. — Die nämliche Ansicht wie Blondeau vertritt Durand de 
Maillane III p. 283. 

®) Vgl. J. Paponius, Corpus Juris Francici seu Absolutissima 
Collectio Arrestorum, Coloniae Allobrogum 1624, lib. XXII, tit. VI, arr. 2. 


Der Rapt de seduction als Ehehindernis n. gallikan. Kirchenr. 67 


Dafür, daß diese zum Teil nicht gerade klar und deut- 
lich ausgesprochenen Gedanken nicht unbeachtet bleiben, 
sondern in die Praxis umgesetzt würden, bürgten dem König 
zwei Umstände, nämlich einmal die Auffassung der Juristen, 
welche die Eheschließung der Hauskinder ohne Genehmi- 
gung der Eltern verabscheuten und sich schon längst ge- 
neigt zeigten, dieselbe als durch Verführung veranlaßt und 
darum als unfrei und ungültig anzusehen); ferner die Tat- 
sache, daß die von den Juristen beherrschten Parlamente, 
wie eben bemerkt, schon einige Jahrzehnte früher begonnen 
hatten, unter Zurückdrängung der kirchlichen Gerichte die 
Rechtsprechung über jene Ehefälle, bei welchen raptus in 
Frage kam, an sich zu ziehen, womit den Juristen die Mög- 
lichkeit gegeben war, den Gedanken der Ordonnanz, die 
mit ihren eigenen so gut harmonierten, tatsächlich Geltung 
zu verschaffen. 

Das Ergebnis unserer Untersuchung über die Verord- 
nung von Blois ist also folgendes: 

Die ohne elterliche Genehmigung geschlossenen Ehen 
der Kinder werden nicht wegen dieses Mangels als solchen 
. für ungültig erklärt; wohl aber gibt der König dem Begriff 
des schweren, ehehindernden Raubes eine derartige Aus- 
dehnung, daß jene Ehen leicht darunter gebracht werden 
können. Einerseits nämlich erklärt er, daß auch durch 
bloße Verführung zur Eheschließung ohne Konsens der 
Eltern ein schwerer Raub begangen werde, und andererseits 
stellt er, wenn auch nicht mit dürren, klaren Worten, eine 
Rechtsvermutung dafür auf, daß bei Mangel der elterlichen 
Genehmigung Verführung vorliege. Daß diese Rechtsver- 
mutung als unwiderleglich anzusehen sei, ist nicht gesagt. 
Sie konnte aber in der Praxis leicht dazu werden, da der 
Mangel des Elternkonsenses, also eine in den fraglichen 
Fällen notwendig gegebene Tatsache, als Merkmal der Ver- 


— Vielleicht war anfänglich auch nur der Gedanke maßgebend, daß 
das Urteil des kirchlichen Richters überflüssig sei, da auch eine wirklich 
bestehende Ehe durch die Vollstreckung des Todesurteils alsbald auf« 
gelöst würde und ihre bürgerlichen Wirkungen durch das Urteil des 
weltlichen Gerichtes für jeden Fall völlig aufgehoben wurden. 


1) Vgl. die oben 8. 63? angeführte Äußerung von Pasquier. 
Bi 
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führung in den Vordergrund gestellt, die freie Zustimmung 
des Minderjährigen dagegen, die den wichtigsten Gegen- 
beweis bilden mußte, als völlig unbeachtlich erklärt ist. 

Alles in allem haben wir in den Artikeln 40 und 42 
unserer Verordnung eine Norm, bei der sehr viel darauf 
ankam, wie sich die Praxis zu ihr stellte. 


8 3. 
Die Verordnung von 1629. 


Die nächste für unseren Gegenstand bedeutsame Ver- 
ordnung ist jene Ludwigs XIII. von 1629; von ihr kommen 
die beiden Artikel 39 und besonders 169 in Betracht.!) 

Was zunächst den Artikel 39 betrifft, so streiten die 
Gelehrten über seine Tragweite. Die einen sind der An- 
sicht, daß durch denselben alle Ehen, welche in der Ordon- 
nanz von Blois verboten sind, für ungültig erklärt werden 
sollen; andere dagegen wollen ihn nur auf die klandestinen 
Ehen im eigentlichen Sinne beziehen, nicht aber auf die 
Raubehen, noch weniger auf die Ehen, welche zwar ohne. 
Genehmigung der Eltern, sonst aber unter Einhaltung der 
vorgeschriebenen Form geschlossen wurden. Ich schließe 
mich der letzteren Auffassung an, da der Artikel die Ver- 
ordnung von Blois nicht in ihrem ganzen Umfang ins Auge 
faßt, sondern nur in so weit, als sie sich gegen die klande- 
stinen Ehen wendet.?) Mit den klandestinen Ehen aber, 
welche in jener Verordnung genannt und für ungültig er- 
klärt werden, sind nicht die Ehen gemeint, welchen ledig- 
lich die elterliche Genehmigung fehlt, sondern nur die klande- 
stinen Ehen im eigentlichen Sinn.?) 

!) Den Text siehe im Code matrimonial I p. 113ss, 


*) Der Artikel beginnt mit den Worten: L’ordonnance de Blois, 
touchant les mariages clandestins, sera exactement observe£e. 

3) Art. 40 der Verordnung von Blois, der sich gegen die klandestinen 
Ehen wendet, ist ganz allgemein gehalten; seine Formvorschriften gelten 
für die Eheschließung aller Untertanen des Königs (‚que nos sujets, 
de quelque &tat, qualit& et condition qu’ils soient, ne pouront valablement 
contracter mariage‘). 
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Der französische Klerus erhob gegen diesen Artikel 
Vorstellungen beim König und verlangte zweierlei, nämlich: 


1. eine ausdrückliche Erklärung, daß die Worte ‚„valable- 
ment ou non valablement contract&‘“, die sich im an- 
geführten Artikel der Verordnung von Blois finden, 
nur auf den bürgerlichen und nicht auf den geistlichen 
Vertrag bezogen werden dürften, und 

2. daß der letzte Satz des Artikels 39, der die kirchlichen 
Richter an eine staatliche Verordnung band, weg- 
gelassen werde, da dieselben einzig und allein die 
Dekrete und Konstitutionen der Kirche zur Richt- 
schnur nehmen könnten.!) 


Beiden Forderungen wurde in der Antwort des Königs 
stattgegeben ; allein dieses Entgegenkommen bedeutete prak- 
tisch sehr wenig. Bezüglich des ersteren Punktes werde 
ich diese Behauptung im folgenden Paragraphen zu be- 
weisen suchen; bezüglich des letzteren braucht man sich 
nur daran zu erinnern, daß über den kirchlichen Ehegerich- 
ten immer das Damoklesschwert des appel comme d’abus 
schwebte, von dem häufig und sehr oft mit Erfolg Gebrauch 
gemacht wurde. In diesen Fällen urteilten in letzter Instanz 
die Parlamente, die ihren Entscheidungen vor allem die 
königlichen Verordnungen wie überhaupt das in erster Linie 
maßgebende französische Sonderrecht zugrunde legten und 
auch darüber zu befinden hatten, wie die kirchlichen Ka- 
nones auszulegen und anzuwenden seien. 

Artikel 169 handelt vom rapt, will aber darunter allem 
Anschein nach nicht nur die eigentliche Entführung ver- 
stehen, sondern auch die Eheschließung ohne elterliche Ge- 
nehmigung, ohne das indes mit voller Klarheit und Un- 
zweideutigkeit auszusprechen. Als Beweggründe für sein 
Vorgehen gegen den rapt führt der Gesetzgeber an die 
Erhaltung der elterlichen Autorität über die Kinder, die 
Ehre und Freiheit der Ehen, die Ehrfurcht, die einem so 


1) Die Eingabe des Klerus und die Antwort des Königs finden sich 
in Recueil des actes, titres et m&moires concernant les aflaires du Clerge 
de France V, Paris 1716, col. 692s. (ich zitiere dieses Werk fortan als 
„M&moires du Clerg&“); vel. Code matrimonial I p. 113°. 
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heiligen Sakrament gebührt!) und die Verhinderung von 
Mißheiraten, die so häufig Unfrieden in den besten und 
vornehmsten Familien des Landes verursachten. Schon 
dadurch zeigt er, daß es ihm wenigstens ebensosehr, wenn 
nicht mehr um die Wahrung der elterlichen Rechte über 
die Ehen der Kinder als um den Schutz der Eheschließungs- 
freiheit der Kinder selbst zu tun war. 

Er erneuert dann zunächst die früheren Verordnungen 
über die Bestrafung des rapt und bestimmt weiter, daß 
die über die Entführer und deren Helfer verhängten Strafen 
nicht nur jene treffen sollen, welche sich einer eigentlichen 
Entführung von gewaltunterworfenen Personen schuldig ge- 
macht haben, sondern auch jene, welche minderjährige Per- 
sonen dazu verführt haben, sich ohne Zustimmung ihrer 
Gewalthaber zu verehelichen. Ob eine solche Verführung 
immer anzunehmen sei, wenn die elterliche Genehmigung 
zur Eheschließung fehlt, wird nicht ausdrücklich gesagt; 
für die bejahende Antwort spricht aber meines Erachtens 
der Umstand, daß sonst nirgends mehr in unserer Verord- 
nung von der so sehr verpönten Eheschließung ohne Kon- 
sens der Eltern und deren Bestrafung die Rede, ist und 
ferner besonders die Tatsache, daß die Rechtsprechung 
schon damals bei solchen Ehen regelmäßig Verführung des 
minderjährigen Teiles annahm und auf Grund dieser An- 
nahme die Ehen wegen rapt für ungültig erklärte. Die 
Strafen der Entführer und ihrer Helfer und Begünstiger 
sind von einer kaum mehr zu überbietenden Strenge; jedes 
gerechte und vernünftige Maß scheint der Gesetzgeber ver- 
loren zu haben. 

Schließlich werden die genannten Verbrechen, die 
eigentliche Entführung und die ‚Verführung‘ mit den Be- 


1) Die Hervorhebung dieser Zwecke nötigt durchaus nicht, aus- 
schließlich oder vorzugsweise an den raptus violentiae zu denken, da nach 
französischer Auffassung die Ehre und die Freiheit der Ehen und die 
dem Sakrament gebührende Ehrfurcht durch „Verführung“ Minder- 
jähriger mindestens ebensosehr beeinträchtigt wurden als durch physische 
Gewalt. Vgl. z.B. die Ausführungen des Staatsanwalts Bignon im 
Prozeß Danfernel— Larchev&que im Jahr 1632 bei Pierre Bardet, Recueil 
d’Arrests du Parlement de Paris II, Paris 1690, liv. 1, ch. 6. 
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zeichnungen ‚telles entreprises““ und ‚tels crimes“ zu- 
sammengefaßt, und der König erklärt, Maßnahmen treffen 
zu wollen, welche ihnen für die Zukunft ein Ende machen 
würden. Zu diesem Zweck verordnet er, daß Ehen, die 
zwischen den entführten Personen und ihren Entführern 
geschlossen worden sind, als gänzlich ungültig und wirkungs- 
los gelten sollen „gemäß den heiligen Dekreten und den 
kanonischen Bestimmungen“. Sie sollen auch durch nach- 
trägliche Zustimmung der entführten Personen und ihrer 
Gewalthaber in keinem Fall mehr gültig gemacht werden 
können. 

Die Verordnung steht, wie man ohne weiteres sieht, 
mit dem tridentinischen Recht in schroffem Widerspruch 
und schließt sich eng an das römische Recht Justinians an. 
In der Praxis wurde sie indes kaum jemals angewendet, 
da die Parlamente aus Gründen, die uns nicht mehr bekannt 
sind, trotz aller Bemühungen des Königs beharrlich ihre 
Einregistrierung verweigerten. 


84. 
Die Eheangelegenheit des Herzogs von Orleans. 


In den dreißiger Jahren des 17. Jahrhunderts wirbelte 
die Eheangelegenheit des Herzogs Gaston von Orleans in 
den höchsten Gesellschaftskreisen Frankreichs viel Staub 
auf.!) Der Verlauf dieser Angelegenheit ist für uns sehr 
wichtig und lehrreich, da die Prinzen des königlichen Hauses 
gegenüber dem Träger der Krone in manchen Punkten und 
besonders hinsichtlich der Eheschließung ungefähr in dem 
nämlichen Abhängigkeitsverhältnis standen wie die Kinder 
gegenüber ihren Eltern und die Mündel gegenüber ihren 
Vormündern. 

Gaston, der einzige Bruder des damals noch kinder- 
losen Königs Ludwig XIII, vermählte sich nach dem 
frühen Tode seiner ersten Gemahlin Maria von Montpensier 


1) Ein eingehender Bericht über diese Angelegenheit findet sich 
im Code matrimonial II p. 786ss.; siehe auch M&moires du Clerge V 
col. 693 ss. 


72° Max Mitterer, 


im Jahre 1632 mit der Prinzessin Margareta, einer Schwester 
‘des Herzogs Karl von Lothringen, obwohl der König wieder- 
holt erklärt hatte, daß er diese Verbindung unter keinen 
Umständen dulden könne und wolle. Ludwig war auch 
gegenüber der vollendeten Tatsache keineswegs zur Nach- 
giebigkeit geneigt, tat vielmehr, sobald er von dem Ab- 
schluß der zunächst geheim gehaltenen Ehe sichere Kennt- 
nis erlangt hatte, sofort Schritte, um sie für ungültig er- 
klären zu lassen. Richelieu erzählt uns in seinen Memoiren !), 
wie man hin und her beriet, ob man die Nichtigkeitsklage 
vor dem weltlichen Gericht, dem Pariser Parlament, oder 
vor dem kirchlichen Gericht anstrengen solle. Schließlich 
erklärte der König seinen Willen dahin, die Sache vor das 
kirchliche Gericht zu bringen unter der Bedingung, daß 
der Papst durch französische Richter in Frankreich die Ent- 
scheidung fällen lasse. Papst Urban VIII. aber, der recht 
“wohl erkannte, daß es dem französischen Hof nur darum 
zu tun war, um jeden Preis ein Nichtigkeitsurteil zu er- 
langen, ging mit Recht auf diese Bedingung nicht ein, 
weshalb der König ‚aus Furcht, daß man in Rom 
die französischen Gesetze nicht genügend kenne?), und 
daß sich die Angelegenheit zu sehr in die Länge ziehen 
würde, sich entschloß, sofort vor seinem Parlament die 
Klage wegen raptus anzustrengen“.?) Er tat das am 
2. Januar 1634, und am 5. September desselben Jahres 
erklärte das Parlament die Ehe wegen raptus als non 
valablement contracte. 

‚Einige Männer, die mit diesem Urteil nicht einverstan- 
den waren, wandten sich nun an den päpstlichen Nuntius 
und stellten ihm vor, daß dasselbe einen Übergriff der welt- 


!) M. Petitot, Collection des M&moires XXVIIL Paris 1823, 
p-. 638. 

2) Der Papst hatte den Gesandten Ludwigs klar und bestimmt 
den Bescheid gegeben: Galliae speciales leges nulla vi pollere in sacra- 
mentum quod a Christo institutore et Ecclesise canonibus unice pendebat. 
Qualescumque essent civiles harum legum effectus, persistere immotum- 
que esse connubü vinculum (E.Valton in Vacant-Mangenot, Diction- 
naire de theologie catholique IV/2, Paris 1911, col. 2450). 

®) Petitot p. 68. 
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lichen Gewalt in die Rechte der kirchlichen Autorität be- 
deute. Daraufhin wandten sich die Minister des Königs 
mit Gegenvorstellungen ebenfalls an den Nuntius und er- 
klärten ihm vor allem, daß das Urteil ‚non valablement 
contracte“ sich lediglich auf den bürgerlichen Vertrag be- 
ziehe und in keiner Weise die Ehe als Sakrament berühre; 
dies ergebe sich schon aus dem Wortlaut, da die Parla- 
mente, wenn sie einer Ehe die Gültigkeit absprechen wollen, 
dieselbe als ‚non valablement contracte“ erklären, wäh- 
rend die kirchlichen Gerichte, die über den Bestand des 
Sakramentes urteilen, sie als ‚nul‘ bezeichnen!) 

Diese beschwichtigende Erklärung der französischen 
Regierung darf indes ebenso wie die bereits erwähnte, ähn- 
lich lautende Antwort Ludwigs XIII. auf die Beschwerden 
des Klerus über die Verordnung von 1629 nur im Zusammen- 
hang mit den damals in Frankreich herrschenden Anschau- 
ungen über den contrat civil und dessen Verhältnis zum 
Sakrament der Ehe gewertet werden; in diesem Zusammen- 
hang aber hat sie meines Erachtens doch einen ganz anderen 
Sinn als den, m dem der Nuntius sie nach dem Willen der 
Minister verstehen sollte, und den man zunächst tatsächlich 
aus ihr herauslesen möchte. In jener Zeit huldigten näm- 
lich nicht nur die allermeisten französischen Juristen, son- 
dern auch nicht wenige französische Theologen bereits der 
Ansicht, daß der bürgerliche Ehevertrag die Grundlage und 
Voraussetzung des Ehesakramentes als dessen Materie bilde ?), 


!) Petitot p. 74. 

?) Für die Juristen bedarf die Behauptung kaum eines Beweises. 
Für die Theologen verweise ich auf Hennequin, der damals (seit 1607) 
Professor an der Sorbonne war und das größte Ansehen genoß (siehe 
darüber den Ausspruch Pithous bei M. Covillard, Le mariage con- 
sidere comme contrat civil dans l’histoire du droit francais, Paris 1899, 
p. 39) und auf Bischof Fenoillet von Montpellier, den Präsidenten 
der Generalversammlung des Klerus von 1635. Hennequin äußert 
sich darüber (nach Jacques Boileau, Trait& des empöchemens du 
mariage in Ioannis Launoii Opera omnia IV, P. II, Coloniae Allo- 
brogum 1731, p. 318): ... . Christus Matrimonium instituendo Saera- 
mentum, nihil in illo ut contractu eivili immutavit, sed tantum ill ut 
praerequisito fundamento necessario imposuit, trunco inseruit, principali 
annexuit, materiali affixit naturam et dignitatem Sacramenti, ita ut 
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daß derselbe aber nichtsdestoweniger nach wie vor der Juris- 
diktion der weltlichen Gewalt unterstehe; demnach sei es 
Sache des Staates, die Bedingungen festzusetzen, unter denen 
ein gültiger Vertrag und damit die Materie des Sakramentes 
zustande kommen kann, und ebenso sei es Sache des Staates, 
in zweifelhaften Fällen darüber zu entscheiden, ob ein be- 
reits geschlossener Vertrag gültig war oder nicht. Lautete 
die Entscheidung auf Ungültigkeit des Vertrages, so war 
damit die Ungültigkeit des Sakramentes von selbst gegeben, 
weil dieses eben ohne einen gültigen bürgerlichen Ehevertrag 
gar nicht existieren kann. 

Daß man in den maßgebenden Kreisen Frankreichs 
damals die Dinge tatsächlich so auffaßte, ergibt sich aus 
folgenden Gründen: 

1. Nicht nur die meisten Juristen, sondern auch viele 
Theologen gestanden den weltlichen Fürsten das Recht zu, 
trennende Ehehindernisse aufzustellen, und dabei dachte 
man durchweg an Hindernisse, welche nicht nur die bürger- 
liche Geltung der Ehe hinderten, sondern überhaupt gar 
keine Ehe zustande kommen ließen, so daß natürlich auch 
vom Ehesakrament keine Rede sein konnte. Dieses Recht 
der Fürsten, trennende Ehehindernisse aufzustellen und da- 
mit auch das Zustandekommen des Sakramentes zu hindern, 
beruhte aber einzig und allein auf ihrer Jurisdiktion über 
den bürgerlichen Vertrag, der die Materie des Sakramentes 
bildet; die Jurisdiktion über das Sakrament als solches 
steht nur der Kirche zu.!) - 


matrimonium contractum civilem reliquerit huiusmodi post, cuiusmodi 
erat ante sui institutionem et elevationem in Sacramentum. — Fenoillet 
sagt in seiner Rede an den versammelten Klerus geradezu: Sa matiere 
(nämlich des Ehesakramentes) c’est le consentement des deux parties, 
marque dans le contrat civil (Code matrimonial II p. 798) und später: 
Le contrat civil n’est contrat que par l’autorite que lui donne le prince 
seculier (ibid. p. 800). 

1) Ich verweise auch hier für die Theologen wieder auf Henneguin 
und Fenoillet. Ersterer schreibt (an der eben angeführten Stelle): 
Et certe cum ex omnium consensu Principes politici Matrimonium bapti- 
zatorum Sacramentum quatenus contractum civilem possint impedire 
ne contrahatur licite, seu sub poena tam corporali exempli causa mortis, 
quam spirituali, exempli causa, peccati, proindeque privationis gratiae 
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2. Schon in der zweiten Hälfte des 16. und zu Beginn 
des 17. Jahrhunderts hatte sich der französische Klerus leb- 
haft darüber beklagt, daß die Laienrichter in Ehesachen 
so häufig auf das Rechtsgebiet der Kirche übergriffen. Ohne 
Zweitel handelte es sich bei diesen Klagen um die Recht- 
sprechung über das Eheband; denn eine Jurisdiktion über 
die bürgerliche Anerkennung und die bürgerlichen Folgen . 
der Ehe hätte die französische Geistlichkeit damals sicher 
nicht mehr beansprucht, und wenn sie es getan hätte, dann 
hätte sie ganz gewiß auf eine Unterstützung ihres Anspruchs 
durch den König in keiner Weise rechnen dürfen. Wenn 
nun dennoch die Könige Heinrich III. und Heinrich IV. 
in ihren Verordnungen von 1580 und 1606 den Beschwerden 
des Klerus wenigstens zum Teil stattgegeben haben!), so 
ist das ein sicherer Beweis, daß die Parlamente sich schon 
damals die Rechtsprechung über das Eheband selbst an- 


a 5 


Matrimonio Sacramento propriae, adhibendo impedimenta prohibentia; 
etiam poterunt impedire, ne contrahatur valide sub poena nullitatis 
adhbibendo impedimenta dirimentia: Cum tam prohibitio quam diremptio 
Matrimoni baptizatorum Sacramenti in suo ordine saltem mediate et 
indirecte Matrimonium Sacramentum respiciat et attingat. Die welt- 
lichen Fürsten können also trennende Ehehindernisse aufstellen, indem 
sie den Ehevertrag, über den sie Gewalt haben, direkt und damit indirekt 
auch das Sakrament, welches den Vertrag voraussetzt, irritieren. Boileau 
versichert überdies noch ausdrücklich (ibid. p. 319), Hennequin habe 
ihm wie vielen anderen unzählige Male gesagt, daß nach seiner Ansicht 
die Könige für die Ehen ihrer Untertanen trennende Hindernisse auf- 
stellen könnten. — Noch ausführlicher als Hennequin äußert sich 
Bischof Fenoillet in seiner schon angeführten Rede (Code matrimonial II 
p. 798ss.) über das unveräußerliche Recht der Fürsten zur Aufstellung 
trennender Ehehindernisse. Diese beiden Männer standen aber mit 
ihren Ansichten im französischen Klerus keineswegs allein. Hennequin 
beruft sich ja in der obigen Stelle selbst auf den ‚„consensus omnium“ 
und hätte seine Lehre sicherlich nicht jahre- und jahrzehntelang un- 
angefochten an der Sorbonne vortragen können, wenn nicht wenigstens 
ein großer Teil seiner Kollegen mit ihm darüber einig gewesen wäre 
(vgl. auch Boileau p. 335). Ebensowenig trug Fenoillet nur seine 
persönliche Meinung vor, sondern die Lehre, die er und seine Mitarbeiter 
beim Studium der einschlägigen Literatur und in Besprechungen mit 
den bedeutendsten Pariser Theologen als die meist vertretene und am 
besten begründete erfunden hatten. 


1) Siehe unten $ 6. 
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maßten und sich nicht mit der Rechtsprechung über die 
bürgerlichen Wirkungen der Ehe begnügten. 

Nun hat Ludwig XII. allerdings später auch noch eine 
Entscheidung der französischen Bischöfe über die Gültig- 
keit der Ehe seines Bruders herbeigeführt. Wie kam er 
dazu, nochmals das Urteil der Bischöfe anzurufen, wenn 
für ihn ohnehin schon auf Grund des Parlamentsurteiles 


mr 
Det Zn 


feststand, daß die Ehe auch dem Bande nach nichtig war’? 
Die Sache ist m. E. nicht allzu schwer zu erklären. 
Der Herzog von Orleans weigerte sich nämlich trotz allen 
Zuredens beharrlich, seine Ehe mit Margareta auf Grund 
des Parlamentsurteils als ungültig anzusehen, und berief 
sich fortwährend darauf, daß sein Gewissen ihm verbiete, 
sich dem Urteil zu unterwerfen, da über Gültigkeit und 
Ungültigkeit der Ehe nur die Kirche, ja nur der Papst 
selbst entscheiden könne. Nun aber konnte man den Bruder 
des Königs und mutmaßlichen Thronfolger doch nicht gut 
wie einen beliebigen Bürger behandeln und ihn rücksichtslos 
durch Gewalt zur Nachgiebigkeit zwingen, sondern mußte 
seinen Einwendungen wohl oder übel in etwa Rechnung 
tragen. Ebenso mußte man, zumal bei der hervorragenden 
Stellung der beteiligten Personen, auf die öffentliche Mei- 
nung einige Rücksicht nehmen; denn vom Ausland ganz 
abgesehen, waren auch in Frankreich selbst nicht einmal 
die eifrigsten Verfechter der königlichen Befugnisse über 
die Ehe durchweg davon überzeugt, daß die Ehe des Her- 
zogs wirklich ungültig war.!) Infolgedessen mußte es dem 
König naturgemäß sehr erwünscht sein, das Urteil des Parla- 
mentes durch ein kirchliches Urteil bestätigt zu sehen, und 
darum beschloß er, Jie Sache der im Jahre 1635 zusammen- 
tretenden Generalversammlung des Klerus vorzulegen. 
Dafür, daß diese Erklärung das Richtige trifft, spricht 
auch der Umstand, daß der König erst im Juni des Jahres 
1635 sich an die Bischöfe wandte, während er die Klage 
vor dem Parlament bereits im Januar 1634 erhoben hatte. 


!) So hielt, wie es heißt, Hennequin die Ehe für gültig, weil 
der König von seinem Recht, derartige Ehen für ungültig zu erklären, 
noch keinen Gebrauch gemacht hätte (Boileau bei J. Launoy 
p. 319). 


Ir 
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Warum rief er, da er doch die Ehe vollständig gelöst wissen 
wollte, nicht von Anfang an auch das kirchliche Gericht 
an, wenn er wirklich überzeugt war, daß das Parlament 
nur über die bürgerliche Gültigkeit der Ehe zu entscheiden 
habe, in keiner Weise aber, auch nicht indirekt, über das 
Eheband und Ehesakrament ? 

Aus dem Gesagten ergibt sich, wie ich Aauts,: mit 
voller Sicherheit, daß die Behauptung, das Nichtigkeits- 
urteil der Parlamente betreffe bloß den bürgerlichen Ver- 
trag und berühre in keiner Weise das Sakrament der Ehe, 
im Munde Ludwigs XIII. und seiner Minister und Räte 
tatsächlich durchaus nicht den Sinn hatte, in welchem die 
Gegenpartei sie nach dem Willen der Sprecher nehmen 
sollte, daß sie nichts anderes als eine kaum zu rechtfertigende 
restrictio mentalis war. In Wirklichkeit war nach ihrer 
Auffassung durch die Entscheidung ‚‚non valablement con- 
tracte“ dem Sakrament die notwendige Materie entzogen 
und dasselbe somit indirekt ebenfalls als nicht bestehend 
erklärt.!) 

Es steht also fest, daß das Pariser Parlament die Ehe 
des Herzogs von Orleans mit der Prinzessin Margareta von 
Lothringen dem Bande nach für ungültig erklärte, und daß 
das Urteil auch vom König und der Regierung in diesem 
Sinn aufgefaßt wurde. Die Entscheidung war gegründet 
auf den rapt de seduction. Ein Beweis, daß der Herzog 
wirklich verführt oder sein Wille in unzulässiger Weise be- 
einflußt worden war, wurde offenbar gar nicht versucht, 
hätte aber auch, wenn er versucht worden wäre, unbedingt 
mißlingen müssen; denn Gaston gab später selbst aus freien 
Stücken die Erklärung ab, von einer Verführung könne 
gar keine Rede sein, vielmehr habe er selbst als erster den 
Wunsch geäußert, mit Margareta die Ehe zu schließen, und 
ebenso mußte es bei der Entschiedenheit, mit welcher er 
von Anfang an trotz allen Drängens von seiten des Königs 
an der Verbindung mit Margareta festhielt, als ausgeschlos- 


1) Diese Wirkung einer solchen Entscheidung war aber in der 
von Jesus Christus selbst gesetzten Ordnung begründet, nicht etwa in 
einem menschlich-staatlichen Gesetz. Ja der staatliche Gesetzgeber 
war gar nicht in der Lage, dieselbe zu verhindern. 
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sen gelten, daß er dieselbe nicht mit freiem Willen, sondern 
nur gezwungen geschlossen hätte. 

Demnach lag nichts anderes vor als Eheschließung ohne 
Genehmigung des Königs, in dessen Gewalt der Herzog 
stand. Auf Grund dieses Mangels allein erhob der König 
vor dem Parlament die Klage wegen rapt de seduction mit 
dem Antrag, die Ehe für nichtig zu erklären. Diese Tat- 
sache ist sehr bemerkenswert, weil wir da an einem kon- 
kreten Beispiel sehen, wie Ludwig XIII., der Gesetzgeber 
von 1629 und 1639, den rapt de seduction auffaßte, und wie 
weit er ihn ausdehnte. Wenn man die vom König selbst 
gegenüber der Ehe des Herzogs von Orleans betätigte Auf- 
fassung in seine Verordnungen hineintrug, dann war es 
unschwer möglich, auf Grund derselben jede ohne Genehmi- 
gung der Gewalthaber geschlossene Ehe wegen rapt de se- 
duction für ungültig zu erklären. 

Basdevant meint zwar, bei der Behandlung dieser 
Eheangelegenheit hätten sich die beteiligten Personen mehr 
von politischen als von rechtlichen Erwägungen leiten 
lassen, und man könne infolgedessen daraus kaum sichere 
Rückschlüsse auf ihre Rechtsanschauungen ziehen.!) Allein 
dieser Einwand trifft m. E. nur zu hinsichtlich der Art, wie 
der Fall auf der Versammlung des Klerus erledigt wurde; 
denn von dieser Versammlung kann man mit großer Wahr- 
scheinlichkeit behaupten, daß sie zu einem anderen Ergeb- 
nis gekommen wäre, wenn nicht politische Rücksichten sehr 
stark mitgespielt hätten.?) Ganz anders dagegen liegen die 
Dinge bezüglich des vor dem Parlament geführten Prozesses. 
Hier traten nämlich gar keine Gedanken und Auffassungen 
zutage, die nicht vollständig in die damalige Gesetzgebung 
und insbesondere in die Theorie der Juristen und in die 
Praxis der Parlamente hineingepaßt hätten; vielmehr führ- 
ten schon vorher und namentlich auch unmittelbar nachher 
zahlreiche Prozesse, die von Politik gewiß nicht beeinflußt 


1) Jules Basdevant, Des rapports de l’Eglise et de l’Etat dans 
la legislation du mariage du concile de Trente au Code civil, Paris 1900, 
p- 110. 

2) Siehe die Bemerkungen von Dupleix und Pothier im Code 
matrimonial II p. 813. 
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waren, unter den nämlichen Voraussetzungen zum näm- 
lichen Resultat. 


85. 
Die Deklaration von 1639. 


Die Verordnung von 1629 hat, wie schon bemerkt, in- 
folge des Widerstandes der Parlamente keine praktische 
Geltung erlangt. Man war darum für die rechtliche Be- 
urteilung der in Frankreich so sehr verpönten Ehen ohne 
elterliche Genehmigung nach wie vor auf die alten Ver- 
ordnungen von 1556 und 1579 angewiesen. Von diesen 
enthielt die erstere unzweifelhaft nur ein Verbot solcher 
Ehen; aber auch die letztere konnte, vor allem wohl wegen 
ihrer Unklarheit und Unbestimmtheit, den Bedürfnissen 
der Praxis nicht genügen, und so ist es begreiflich, daß 
der Ruf nach einer neuen, besseren Verordnung immer 
wieder erscholl. Namentlich haben, wie berichtet wird, 
die beiden Generaladvokaten Bignon und Talon bei jeder 
sich bietenden Gelegenheit auf die dringende Notwendigkeit 
einer durchgreifenden gesetzlichen Regelung dieser Materie 
hingewiesen. Bereits im Jahre 1639 sollten ihre Wünsche 
erfüllt werden. Die unmittelbare Veranlassung zum Ein- 
greifen des Gesetzgebers gab wiederum ein in hohen Gesell- 
schaftskreisen spielender konkreter Fall. 

Ein junger Edelmann namens Cing-Mars, Großstall- 
meister von Frankreich, wollte sich nämlich entgegen dem 
Willen seiner Mutter mit einem Fräulein Marie de P’Orme 
vermählen. Die Mutter wandte sich klagend an das Parla- 
ment von Paris!), und dieses erließ ein vorläufiges Verbot 
gegen die geplante Ehe. Im weiteren Verlauf der Angelegen- 
heit wurde Generaladvokat Bignon vom König mit der 
Ausarbeitung einer neuen Verordnung über die Eheschlie- 
Bung beauftragt. Die Verordnung wurde am 26. November 
1639 in Saint-Germain-en-Laye publiziert als ‚Declaration 


!) Die Klage wegen rapt de seduction konnte schon vor Abschluß 
der Ehe erhoben werden, sofern nur Beweise dafür vorhanden waren, 
daß jemand einen Minderjährigen zur Eheschließung gegen den Willen 
der Gewalthaber zu veranlassen suchte. Vgl. M. Fournel, Trait& de 
la seduction, Paris 1781, p. 3138. 
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portant reglement sur Fordre qui doit 6tre observe en la 
celebration des mariages, et contre ceux qui commettent le 
crime de rapt“.!) 

Inhaltlich ist die Deklaration in sehr vielen Punkten 
eine Wiederholung der beiden Artikel 39 und 169 der Ver- 
ordnung von 1629. Wie diese, ja noch deutlicher, aber 
immerhin nicht mit so klaren und bestimmten Worten, daß 
jede andere Auffassung vollständig unmöglich wäre, stellt 
sie den Mangel der elterlichen Ehegenehmigung dem rapt 
gleich. Schon der Titel ist bezeichnend. Obwohl nämlich 
die Verordnung nach ihrer Entstehungsgeschichte sich vor 
allem gegen die Ehe ohne Zustimmung der Eltern wendet, 
redet die Aufschrift doch bloß von der Eheschließungsform 
überhaupt und dann noch von dem Verbrechen des rapt. 
Der Aufschrift entspricht aber auch der Inhalt. 

In einer längeren geschichtlichen Einleitung spricht der 
König nur von der durch seine Vorgänger vorgeschriebenen 
Eheschließungsform und von der Eheschließung ohne Kon- 
sens der Eltern sowie von den zahlreichen, schweren Miß- 
ständen, welche die Übertretung jener früheren Verord- 
nungen und insbesondere die häufige Umgehung der elter- 
lichen Autorität im Gefolge hat. Sobald er aber auf die 
Gegenwart zu sprechen kommt, bezeichnet er das letztere 
Vergehen ganz allgemein als ‚„subornation et enl&vement“ 
der Kinder und bald darauf geradezu als ‚rapt“. Ferner 
heißt es in Artikel 2, daß die Strafen des rapt aufrecht- 
erhalten bleiben sollen trotz einer etwa nachträglich ge- 
gebenen Zustimmung der Gewalthaber, und im Zusammen- 
hang damit werden gewohnheitsrechtliche Bestimmungen, 
daß Kinder über 20 Jahren der elterlichen Genehmigung 
nicht mehr bedürfen, ausdrücklich aufgehoben; von einer 
etwaigen nachträglichen Zustimmung der geraubten Person 
ist nicht die Rede, wohl deshalb, weil eben der ganze rapt 
des Artikels 2 überhaupt nicht auf dem Mangel des Kon- 
senses der letzteren Person, sondern nur auf dem Mangel 
des Gewalthaberkonsenses beruht; dieser Mangel wird also 
auch hier wieder dem rapt gleichgesetzt. Endlich wird in 


!) Den Text derselben siehe im Code matrimonial I p. 121ss, 
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Artikel 3 verordnet, daß entführte Personen, die’ nach 
Wiedererlangung ihrer Freiheit unter Berufung auf ihre 
Großjährigkeit in die Ehe mit dem Entführer willigen, 
vollständig erbunfähig sein sollen „‚conform&ment & ce que 
nous ordonnons contre les personnes ravies par suborna- 
tion“. Diese Bemerkung kann sich nur auf den voraus- 
gehenden Artikel 2 beziehen und auf die Strafen, welche 
dort festgesetzt werden gegen die ‚„veuves, fils et filles 
moindres de vingt-ecing ans, qui auront contract6e ma- 
riage contre la teneur desdites ordonnances“. 
Ebendiese Personen aber, d. h. die Minderjährigen, welche 
ohne Genehmigung der Eltern heiraten, werden hier in 
Artikel 3 als ‚‚personnes ravies par subornation‘ bezeichnet, 
so daß wir also auch hier wieder die Gleichstellung der 
Eheschließung ohne Genehmigung der Eltern mit dem rapt 
finden. 

Von den Sieben Artikeln der Deklaration sind Artikel 2 
und 3 für unser Thema von Wichtigkeit. Artikel 2 bezieht 
sich nur auf die Eheschließung ohne elterliche Genehmigung. 
Die älteren Vorschriften bezüglich derselben, nämlich das 
Edikt von 1556 und die Artikel 41, 42, 43 und 44 der Ver- 
ordnung von Blois werden ausdrücklich wiederum bestätigt 
und in verschiedener Hinsicht ergänzt und verschärft. Über 
die Gültigkeit oder Ungültigkeit der Ehen, die im Wider- 
spruch mit Artikel 2 ohne Konsens der Eltern geschlossen 
wurden, wird jedoch eine klare Entscheidung nicht direkt 
gegeben. Sicher ist das eine, daß der König nicht den 
Mangel des elterlichen Konsenses als solchen für ein Ehe- 
hindernis erklären wollte. Wohl aber stellt er, wie bereits 
gezeigt worden ist, diesen Mangel dem rapt gleich, unter- 
läßt es jedoch freilich wieder, daraus die entsprechende 
Folgerung zu ziehen und ausdrücklich die Ungültigkeit der 
Ehe auszusprechen. Allein diese Unterlassung hat nicht 
viel zu bedeuten. Denn wenn es feststand, daß der 
rapt jedesmal, sooft er vorlag, ein trennendes Ehe- 
hindernis bildete, und daß rapt immer anzunehmen 
sei, wenn bei der Ehe Minderjähriger die Zustimmung 
der Eltern fehlte, dann konnte der Gesetzgeber es ruhig 
der Praxis überlassen, aus diesen beiden Vordersätzen die 

Zoitschrift für Rechtsgoschichte. XLUI. Kan. Abt, XIT, 6 
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notwendige Konsequenz a en Nichtigkeit der Ehe zu 
ziehen.!) 

Was nun den ersteren Satz betrifft, so haben wir zwar 
in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts noch einen weite- 
ren raptus-Begriff gefunden; aber dieser hat sich unter dem 
Einfluß der Verordnung von Blois in Bälde verloren, und 
in der Zeit, der unsere Deklaration angehört, war es längst. 
ausgemacht, daß jeder rapt ein trennendes Ehehindernis 
bilde. Was den zweiten Satz anbelangt, so findet m. E. 
die Ansicht, daß beim Mangel der elterlichen Ehegenehmi- 
gung eine unwiderlegliche Vermutung für den rapt bestehe, 
in der Deklaration eine sehr gute Stütze, zumal wenn man 
noch einige andere Punkte mitberücksichtigt. Der Gesetz- 
geber kannte nämlich recht wohl die Anschauung der Ju- 
risten, welche zum weitaus größten Teil für die Ungültigkeit 
der Ehe auf Grund der erwähnten Rechtsvermutung ein- 
traten. Er kannte auch die Praxis der Parlamente, welche 
schon auf Grund der Verordnung von Blois die ohne Kon- 
sens der Eltern geschlossenen Ehen wegen rapt für ungültig 
zu erklären pflegten; ja er hatte sich diese Rechtsprechung 
wenige Jahre vorher gegenüber der Ehe seines Bruders 
selbst unbedenklich zunutze gemacht und vor dem Parla- 
ment die Klage auf Nichtigkeit der Ehe wegen rapt erhoben, 
obwohl von einem wirklichen rapt gar keine Rede sein 
konnte. Auch jetzt tat er nicht das mindeste, um jene 
unwiderlegliche Vermutung zu vernichten, sondern ver- 
schärfte umgekehrt die Maßnahmen gegen jene Ehen, in- 
dem er nicht nur ihre Gleichstellung mit dem rapt wieder- 
holte, sondern auch noch neue schwere Strafen festsetzte, 
was natürlich die erwähnten Anschauungen der Juristen 
und die Praxis der Parlamente nur festigen und fördern 
konnte. Endlich können wir auch recht wohl den Grund 
angeben, wartm der Gesetzgeber seine Absicht nicht so 
offen und klar aussprach, wie er es bei der Wichtigkeit 
der Sache hätte tun müssen. Er mußte nämlich fürchten, 
daß er durch offenes Auftreten gegen das kirchliche Ehe- 
recht in schwere Kämpfe mit der Kirche verwickelt würde, 


1) Vgl. übrigens oben S. 66°. 
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deren Ausgang immerhin nicht so ganz sicher für ihn war. 
Ganz naturgemäß hatte er den Wunsch, diesen Kämpfen, 
wenn möglich, aus dem Wege zu gehen. Er konnte das 
um so leichter tun und sich in seinen Verordnungen um 
so unbedenklicher eine weitgehende Zurückhaltung auflegen, 
als er begründete Hoffnung hatte, daß er mit Hilfe der 
Rechtsprechung das gewünschte Ziel dennoch im wesent- 
lichen erreichen würde, eine Hoffnung, welche ihn in der 
Tat nicht getäuscht hat.!) 

Aus dem oben Gesagten können wir mit Sicherheit 
den Schluß ziehen, daß Ludwig XIII. die ohne elterliche 
Genehmigung geschlossenen Ehen wirklich für ungültig er- 
klären wollte, und zwar wegen rapt de seduction. Wenn 
also die späteren Juristen in ihrer weitaus überwiegenden 
Mehrheit die Ansicht vertraten, daß bei Mangel des Eltern- 
konsenses eine durch direkten Gegenbeweis nicht zu wider- 
legende Rechtsvermutung für den rapt bestehe, so konnten 
sie sich dafür mit vollem Recht auf den Gesetzgeber von 
1639 berufen. 

Abgesehen von der Ungültigkeit der Ehe soll die Ehe- 
schließung ohne Zustimmung der Eltern auch noch eine 
Reihe schwerer Strafen nach sich ziehen. Die schuldigen 
minderjährigen Personen sollen nämlich durch ihr Vergehen 
allein, also ohne daß Klage und Richterspruch notwendig 
wäre, ebenso wie ihre etwaigen Kinder und alle ihre sonstigen 
Erben zu jeder Erbfolge gegenüber ihren Eltern, Großeltern 
und übrigen Verwandten der geraden wie der Seitenlinie 
für immer unfähig sein und ebenso aller Rechte und Vorteile, 
die ihnen aus Eheverträgen oder Testamenten, durch die 
Gewohnheiten oder die Gesetze des Königreiches zufallen 
könnten, ja sogar des Rechtes auf den Pflichtteil verlustig 
gehen. Verfügungen, welche im Widerspruch mit dieser 
Verordnung zugunsten der beiden Gatten oder von diesen 
zugunsten ihrer Kinder getroffen werden, sind ungültig, und 
(die Vermögensbestandteile, über welche in solch gesetz- 
widriger Weise verfügt wurde, sollen unwiderruflich dem 


!\ Ein solches behutsameres Vorgehen entsprach überdies durchaus 
dem Wesen des Gallikanismus, der nicht ein direkter Feind von Kirche 


und Religion ist und sein will (siehe unten $ 8). 
6*F 
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Fiskus verfallen sein und Krankenhäusern oder anderen 
frommen Werken zugute kommen. Den raptor aber trifft 
die Strafe des raptus, d. h. also die Todesstrafe gemäß 
Artikel 42 der Verordnung von 1579. 

Artikel 3 der Deklaration handelt nicht vom. raptus 
seductionis, sondern vom raptus violentiae. Dies ergibt 
sich daraus, daß nicht nur Minderjährige, sondern Personen 
jeden Alters und Standes als Gegenstand dieses raptus in 
Frage kommen können), und daß auch von einer erst nach- 
träglich gegebenen Zustimmung der entführten Person zur 
Ehe die Rede ist. Im Einklang mit dem Kirchenrecht ° 
verordnet der König, daß eine gültige Ehe zwischen dem 
Entführer und der -Entführten nicht möglich sein solle, 
solange diese sich in der Gewalt des ersteren befindet. So- 
fort aber entfernt er sich wieder vom Boden des Kirchen- 
rechtes in seiner Stellungnahme zu einer späteren Ehe- 
schließung zwischen den beiden genannten Personen. Wäh- 
rend nämlich das Tridentinum verordnet hatte, daß einer 
solchen Ehe nichts in den Weg gelegt werden solle, wenn 
die Entführte, vom Entführer getrennt und an einen freien 
und sicheren Ort gebracht, derselben freiwillig zustimmt, 
will der französische Gesetzgeber von einer derartigen Ver- 
bindung durchaus nichts wissen. Deshalb verordnet er, 
daß die Entführte, wenn sie großjährig ist und nunmehr, 
nach Wiedererlangung ihrer Freiheit, in die Ehe mit dem 
Entführer willigt, jedwedes Erbrecht gegenüber ihren Eltern 
und Verwandten verlieren soll, genau so, wie das in Artikel 2 
bezüglich der ‚personnes ravies par subornation‘ verfügt 
worden ist; desgleichen sollen die Eltern der Entführten, 
wenn sie etwa Eine solche Ehe durch Rat oder Tat irgendwie 
begünstigen, und ihre Erben auch ihrerseits gegenüber dem 
betreffenden Kind kein Erbrecht mehr haben. Den zu- 
ständigen Staatsanwälten aber wird ausdrücklich aufgetra- 
gen, die Entführer, auch wenn von privater Seite keine 


1) Gegenstand des rapt de seduction konnten nur Minderjährige 
sein, niemals Großjährige, weil dieser rapt ja ausschließlich ein Ver- 
brechen gegen die Gewalthaber ist; ist ein Minderjähriger gewaltfrei, 
so kann er auch nicht mehr Gegenstand des rapt de seduction sein; 
vgl. Fournel p. 305 und unten $ 7 am Ende. 
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Klage gestellt wird, mit allen Mitteln zu verfolgen, und den . 
Richtern wird befohlen, dieselben zum Tod und Verlust 
des Vermögens zu verurteilen, „ohne daß diese Strafe ge- 
mildert werden könnte“. Mit ähnlicher Strenge soll gegen 
jene vorgegangen werden, welche den Entführern bei ihrer 
Tat oder nachher Hilfe und Beistand geleistet haben. 

Über die Frage, ob. eine Ehe, die dennoch zwischen 
dem Entführer und der Entführten geschlossen wurde, 
gültig war oder nicht, spricht sich der König nicht aus. 
Er konnte das auch kaum; denn schließlich muß doch jeder 
Gesetzgeber voraussetzen, daß seine Anordnungen auch aus- 
geführt werden, und unter dieser Voraussetzung war die 
Frage gegenstandslos, da ja der Entführer immer mit dem 
Tode bestraft werden sollte. 

In Artikel 4 endlich verbietet der König, um seinen 
Abscheu gegenüber dem Verbrechen des rapt möglichst 
kräftig zum Ausdruck zu bringen, allen Großen seines 
Reiches, irgendwelche Schritte für eine Begnadigung solcher 
Personen zu tun, welche wegen dieses Verbrechens für erb- 
folgeunfähig erklärt worden waren. Zudem erklärt er jeden 
etwa dennoch erlangten Gnadenakt im vorhinein für un- 
gültig und verbietet den zuständigen Hofbeamten die Aus- 
fertigung und allen Richtern die Beachtung eines solchen 
Gnadenbriefes. 

Mit der Deklaration von 1639 war die französische 
Gesetzgebung über den rapt de seduction in der Haupt- 
sache abgeschlossen; nur eine einzige Verordnung ist aus 
der späteren Zeit noch zu erwähnen, nämlich die Deklaration 
Ludwigs XV. vom 22. November 1730%), die indes nichts 
Neues bringt, sondern nur den Zweck hatte, eingerissene 
Mißbräuche zu beseitigen und den genauen Vollzug der 
früheren Verordnungen wieder einzuschärfen. In verschiede- 
nen Gegenden nämlich, vor allem in der Bretagne, hatte 
sich die Gewohnheit gebildet, daß man in jedem unerlaubten 
Geschlechtsverkehr mit einer minderjährigen Frauensperson 
einen rapt de seduction erblickte.?) Falls das Mädchen mit 


!) Text im Code matrimonial I p. 159ss. 
2) Diese Gewohnheit reicht in ihren Anfängen sehr weit zurück 
(siehe Code matrimonial I p. 442, II p. 875ss.). Vielleicht hat sie an- 
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der Behauptung, daß es verführt worden sei, klagte, so 
genügte schon der Beweis des intimen Verkehrs, um den 
schuldigen Mann zum Tod zu verurteilen. Zu einer Voll- 
streckung des Urteils kam es allerdings selten. Vielmehr 
konnte der Verurteilte, wenn das Mädchen ihn zur Ehe 
begehrte, durch Einwilligung in die Ehe sein Leben retten 
und die Freiheit wiedererlangen. Hatte er seine Zustimmung 
erklärt — und dies geschah natürlich unter diesen Um- 
ständen fast immer —, so wurde er, die Eisen an den Füßen, 
von einem Parlamentskommissär zur Kirche geführt, und 
dort wurde ohne Aufgebot, ohne Zustimmung des Pfarrers 
und ohne Erlaubnis des Bischofs, einzig und ällein auf die 
Autorität des weltlichen Richters hin, die Ehe geschlossen. 
Ein solches Verfahren widersprach aufs schärfste dem Wort- 
laut und dem Geist der Ordonnanzen. Diese wollten die 
Ehen ohne elterliche Genehmigung verhindern; hier wurde 
der Wille der Eltern gänzlich umgangen. Sie wollten Miß- 
heiraten hintanhalten; das Verfahren der Parlamente aber 
führte regelmäßig zum Abschluß der Ehe, indem der Ver- 
führer, der. in Wirklichkeit häufig der Verführte war, unter 
Androhung des Todes zur Einwilligung gezwungen wurde. 
Endlich maßten sich die Gerichte dabei auch ein Begnadi- 
gungsrecht an, das ihnen durchaus nicht zustand. 

Alle diese Mißbräuche wollte die Deklaration von 1730 
beseitigen. Zu diesem Zwecke verordnete der König, daß 
anter dem rapt de seduction nur die Verführung einer 
minderjährigen Person (Sohn, Tochter oder Witwe) zur Ehe- 
schließung ohne Wissen oder gegen den Willen ihrer Ge- 
walthaber zu verstehen, daß aber dieser rapt gemäß dem 
Artikel 42 der Verordnung von Blois und der Deklaration 
von 1639 unweigerlich mit dem Tod des Schuldigen zu 
ahnden sei, ohne daß irgendein Richter das Recht haben 
sollte, diese Strafe zu mildern oder dem Angeklagten die 
Wahl zu lassen zwischen dem Tod und der Ehe mit der 
Verführten; das sollte selbst dann gelten, wenn die Ver- 


geknüpft an Art. 42 der Verordnung von Blois, die von Verführung 
„sous pretexte de mariage ou autre couleur“ redet; Fournel p. 3088. 
meint, die Worte „ou autre couleur‘ seien nichts weiter als ein Redak- 
tionsfehler. 
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führte und deren Gewalthaber ausdrücklich die Ehe mit 
dem Verführer verlangten. . 

Des weiteren wird verfügt, daß außerehelicher Ge- 
schlechtsverkehr nie mit dem Tode bestraft werden dürfe, 
abgesehen von besonders schweren Fällen, daß aber auch 
im letzteren Fall kein Richter das Recht habe, dem Schul- 
digen die Wahl zu lassen zwischen Tod und Ehe. 

Ein letzter Artikel endlich schärft die genaue Beob- 
achtung der früheren Verordnungen über die gewaltsame 
Entführung und über die Form der Eheschließung ein. 

Bemerkt sei noch, daß die Deklaration von 1730 der 
erste Gesetzestext ist, der den Terminus ‚‚rapt de seduction“ 
anwendet zur Bezeichnung der Eheschließung ohne elter- 
liche Genehmigung, und daß sie diesen rapt auch direkt 
als Ehehindernis anspricht. Die Theorie vom rapt de se- 
duction war eben damals schon längst vollkommen aus- 
gebildet und den Franzosen sozusagen in Fleisch und Blut 
übergegangen. Wenn ferner Ludwig XV. mit aller Ent- 
schiedenheit verlangt, daß die von seinen Vorgängern auf 
den rapt de seduction gesetzten barbarischen Strafen, ins- 
besondere die Todesstrafe, von den Gerichten immer wirk- 
lich verhängt und ohne Gnade vollstreckt werden sollen, 
so können wir daraus entnehmen, wie wenig jenes Argument 
begründet ist, welches bei der Interpretation der Verord- 
nungen Heinrichs III. und Ludwigs XIII. manchmal an- 
gewendet wird, das Argument nämlich: Dieser Artikel, dieser 
‚oder jener Abschnitt kann sich nur auf den raptus violentise, 
nicht aber auf die bloße Eheschließung ohne elterliche Ge- 
nehmigung beziehen, weil es ganz undenkbar ist, daß der 
König das letztere verhältnismäßig harmlose Vergehen mit 
dem Tode hätte bestrafen wollen.!) Wer möchte behaupten, 
daß Heinrich III. und Ludwig XIII. das nicht hätten wollen 
und verordnen können, was Ludwig XV. ohne Scheu mit 
den klarsten Worten verordnet hat? 


—— 


!) Vantroys p. 260ss., 288. 
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8 6. 
Die Rechtsprechung der Parlamente. 

Von großer Bedeutung für die Entwicklung des Rechtes 
über den rapt de seduction war die Rechtsprechung der 
Parlamente, die der Gesetzgebung zum Teil sogar voraus- 
eilte. Ursprünglich waren in den Fällen des Raubes das 
kirchliche Verfahren über das Eheband und das weltliche 
Strafverfahren ganz unabhängig nebeneinander hergegangen. 
Aber schon in den Jahren 1541 und 1544 hatte sich das 
Pariser Parlament, das als oberstes Gericht des ganzen 
Landes das größte Ansehen genoß!), dahin ausgesprochen, 
daß zunächst das Verfahren vor dem weltlichen Gericht 
durchzuführen sei, und daß der kirchliche Richter von jedem 
Eingreifen bzw. von der Weiterführung des Verfahrens ab- 
zusehen habe, wenn die Anklage wegen Raubes auf Leben 
oder Tod ging.?) Die Gründe, welche zu dieser fortan fest- 
gehaltenen Entscheidung führten, sind nicht recht klar. 
Vielleicht meinte man, daß die Ungültigkeit einer etwa 
geschlossenen Ehe in solchen Fällen notorisch sei, oder man 
hat die tatsächliche Auflösung des Ehebandes durch die 
Hinrichtung des Verurteilten ins Auge gefaßt. Vielleicht 
war noch’ mehr die Überlegung maßgebend, daß der kirch- 
liche Richter, falls er sich für die Gültigkeit der Ehe aus- 
sprach, damit eine deutliche, wenn auch nur indirekte Kritik 
an dem Urteil des weltlichen Gerichtes geübt hätte, was 
ein „Mißbrauch‘‘ gewesen wäre. Sicher wollte das Parla- 
ment mit der erwähnten Entscheidung nicht eine Juris- 
diktion über das Eheband als solches für sich in Anspruch 
nehmen?), aber dieselbe bedeutete gleichwohl eine schwere 
‚Behinderung der kirchlichen Gerichtsbarkeit, weshalb der 
Klerus im Jahre 1560 dagegen beim König Vorstellungen 
erhob#), freilich ohne Erfolg. 


!) E. Maugis, Histoire du Parlement de Paris I, Paris 1913, p. 368 ss. 

2) Paponius, lib. XXIL, tit. VI, arr. 2; L. Bouchel, La Biblio- 
theque ou tresor du droit frangois III, nouvelle edition par J. Bechefer, 
Paris 1671, p. 48. 

2) Bouchel II p. 680. 4) Code matrimonial I p. 183. 
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Auf der Ständeversammlung von Blois am 8. Februar 
1577 beschwerte sich der Klerus neuerdings wegen der Ein- 
mischung der weltlichen Gerichte in die kirchliche Ehejuris- 
diktion bezüglich der Verwandtschaft und in den Fällen 
des Raubes. In letzterer Hinsicht forderte er, daß das 
Recht des kirchlichen Richters, auch während des Straf- 
: verfahrens gegen den Räuber über das Eheband zu erkennen, 
anerkannt werde.!) 

Daraufhin untersagte eine Verordnung Heinrichs III. 
vom Februar 1580 im Artikel 25 den königlichen Richtern, 
das kirchliche Gerichtsverfahren unter dem Vorwand ‚des 
Raubes zu behindern ‚sans grande et apparente raison“. 
Zugleich wurden aber die Bestimmungen des Artikels 40 
der Verordnung von Blois über die Einsegnung der Ehen 
von Gewaltunterworfenen nochmal eingeschärft. Das Pa- 
riser Parlament hat bei der Einregistrierung dem Artikel 
die vielsagenden Worte beigefügt: Y sera pourvu selon les 
ordonnances et arröts. Ebenso fügte das Parlament von 
Grenoble der ganzen Verordnung die Klausel bei: Sans 
prejudice des appellations comme d’abus.?) 

Neue Vorstellungen in der gleichen Sache erhob der 
Klerus im Jahre 1605. Aber die Verordnung Heinrichs IV. 
von 1606?) brachte keinen besseren Erfolg als die eben 
genannte von 1580. Die Praxis der Parlamente wurde 
nicht nur nicht gemildert, sondern erfuhr um die Jahr- 
hundertwende sogar eine wesentliche Verschärfung in dem 
Sinne, daß die Parlamente nunmehr dazu übergingen, über 
das Eheband als solches zu entscheiden. 

Den Ausgangspunkt scheint dabei Artikel 40 der Ver- 
ordnung von Blois gebildet zu haben, nicht etwa Artikel 42 
derselben, der die bloße Verführung einer Minderjährigen 
‘zur Eheschließung ohne elterliche Genehmigung für ein 
todeswürdiges Verbrechen, für einen raptus capitalis er- 
klärte und so nach der herrschenden Gerichtspraxis eine 


!) M&moires du Clerge XIII, Paris 1740, col. 1022; Code matri- 
monial 1 p. 185. 

?) Code matrimonial I p. 109; vgl. A. Esmein, Le marlage en 
droit canonique I, Paris 1891, p. 41ss. 

®) Code matrimonial I p. 112. 
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bequeme Handhabe zur Ausschaltung der kirchlichen Ge- 
richtsbarkeit über diese Fälle geboten hätte; denn die fran- 
zösischen Parlamente mochten sich nie dazu verstehen, über 
solche ‚‚Verbrecher“ die Todesstrafe zu verhängen. Artikel 40 
dagegen ist in der Hauptsache geltendes Recht geworden 
Er verlangte für die Gültigkeit der Eheschließung die Ein 
haltung einer bestimmten Form. Wer sollte über die Be 
obachtung dieser Anordnung wachen, wenn nicht die Be- 
amten des Königs, der sie erlassen hatte? Und wer anders 
sollte berufen sein, über die Rechtsfolgen einer Mißachtung 
zu entscheiden als die staatlichen Gerichte, insbesondere 
die Parlamente? Die Neuheit des Prinzips, daß staatliche 
Gerichte nach einer staatlichen Norm über Gültigkeit oder 
Ungültigkeit einer christlichen Ehe entscheiden sollten, und 
die Unklarheit ebendieser Norm mögen es erklären, daß 
auch dieser Artikel nicht ohne Schwierigkeiten und Hemm- 
nisse sich durchsetzte. Doch hat das Pariser Parlament 
wenigstens seit dem Jahr 1595 die formlos geschlossenen 
Ehen regelmäßig für ungültig erklärt.!) 

Damit war der erste entscheidende Schritt geschehen, 
und es überrascht uns nicht, daß man nunmehr auch hin- 
sichtlich der ‚Raub‘“ehen einen Schritt weiter ging und 
unter völliger Ausschaltung der kirchlichen Gerichte die 
weltliche Jurisdiktion auch auf das Eheband als solches 
ausdehnte, wie das in der Tat seit dem Beginn des 17. Jahr- 
hunderts geschah. So hat am 31. August 1602 das Pariser 
Parlament auf die Klage des Vaters eine Ehe wegen rapt 
für ‚ungültig erklärt, die ein junger Mann, ein königlicher 
Sekretär, mit einem übelbeleumundeten Mädchen geschlos- 
sen hatte.?) Im gleichen Sinn urteilte das Parlament von 
Rouen im Jahre 1608°), wiederum das Pariser Parlament 
in den Jahren 1622*, und 1626.) Von da an werden die 


2) G. Louet-J. Brodeau, Recueil d’aucuns notables arrests donnez 
en la Cour de Parlement de Paris, dixiöme edition, Paris 1636, p. 481. 

2) Paponius, lib. XXII, tit. VI appendix, arr. 4; Code matrimo- 
nial II p. 873s. 

®) Bouchel III p. 47. 

*% Bardet ILL, liv. 6, ch. 6. 

5) Code matrimonial II p. 874. — Vgl. zum Ganzen noch die Aus- 
führungen der Staatsanwälte in anderen ähnlichen Prozessen jener Zeit 


r 


Der Rapt de seduction als Ehehindernis n. gallikan. Kirchen. 91 


Urteile rasch häufiger, und aus dem vierten Jahrzehnt des 
17. Jahrhunderts findet sich deren bereits eine ganze Anzahl. 
Durch die Deklaration von 1639 wurde diese Rechtsprechung 
bestätigt und befestigt und hat sich von da an bis zur 
Revolution ununterbrochen behauptet. 

Wenn also in der Folgezeit eine ohne elterliche Ge- 
nehmigung geschlossene Ehe von den Eltern angefochten 
wurde, so erging von seiten des Parlaments fast immer ein 
Nichtigkeitsurtel. Die Grundlage dieses Urteils bildete 
freilich durchaus nicht immer ausschließlich der rapt de 
seduction, sondern oft lag ein anderes trennendes Ehehinder- 
nis vor, nämlich die Klandestinität im eigentlichen Sinn. 
Man hatte ja, um die Durchführung der Verordnungen über 
die Notwendigkeit des elterlichen Ehekonsenses zu sichern, 
den Pfarrern unter strenger Strafe verboten, Ehen von ge- 
waltunterworfenen Personen zu assistieren, wenn die Ge- 
nehmigung der Gewalthaber nicht vorlag. Die Pfarrer ver- 
weigerten darum in solchen Fällen meistens die Trauung, 
und so waren die Kontrahenten, wenn sie die Genehmigung 
der Eltern nicht erlangen konnten, aber auch von ihrem 
Vorhaben nicht abstehen wollten, gezwungen, sich an einen 
anderen Priester zu wenden, der entweder überhaupt will- 
fähriger war oder, da er Personen und Verhältnisse nicht 
genügend kannte, leichter getäuscht werden konnte. Solche 
Ehen, vor einem nicht zuständigen und nicht bevollmäch- 
tigten Priester geschlossen, waren nun allerdings auch nach 
kirchlichem Recht ungültig; dennoch stand das ganze Ver- 
fahren mit dem Geiste des Kirchenrechts in schroffem Wider- 
spruch, da man es ja den Kontrahenten mit voller Absicht 
unmöglich machte, die vorgeschriebene Form einzu- 
halten.") 


(Bardet], liv. 2, ch. 17; IL, iv. 5, ch. 11; II, liv. 2, ch. 47; insbesondere 
IL, liv. 1, ch. 6). 

!) Die Klandestinität hat aber in der Praxis nur eine ganz unter- 
geordnete Rolle gespielt neben dem rapt de seduction. Es war für den 
Kläger viel bequemer, dieses letztere Hindernis geltend zu machen, 
da er es nicht zu beweisen brauchte. Der Beweis lag ja schon in der Klage- 
stellung als solcher, da ein mit der Eheschließung einverstandener Ge- 
walthaber überhaupt nicht geklagt hätte. 
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Aber auch wenn Klandestinität sicher nicht vorlag, 

konnte die ohne elterliche Genehmigung geschlossene Ehe 
dennoch auf Grund des rapt de seduction für ungültig 
erklärt werden, und das geschah sehr häufig; es ließe sich 
eine große Anzahl von Urteilen anführen, welche sich auf 
diesen rapt stützten, obwohl in Wirklichkeit nur die elter- 
liche Genehmigung fehlte und von irgendeiner Verführung 
gar keine Rede war. Nur zwei markante Beispiele seien 
herausgegrifien: 
Ein gewisser Pollart, Bürger von La Rochelle, hatte 
mit dem Gerichtsbeamten Pichon im Mai 1685 eine Ver- 
einbarung getroffen über die Verheiratung seiner Tochter 
Jeanne mit Pichons Sohn Joseph; später aber wollte er 
ohne ersichtlichen Grund von der Erfüllung dieser Ver- 
einbarung nichts mehr wissen. Das Mädchen, das inzwischen 
in einem klösterlichen Institut untergebracht war, verließ 
dasselbe im Herbst 1687 und schloß mit Dispens von zwei 
Aufgeboten in Gegenwart von vier Zeugen vor einem be- 
vollmächtigten Priester, aber ohne Wissen des Vaters mit 
dem jungen Pichon die Ehe. Pollart legte gegen diese Ehe 
appel comme d’abus ein. Abgesehen von einigen bedeutungs- 
losen Unregelmäßigkeiten in der Verkündigung des einen Auf- 
gebotes und der Dispensation von den beiden anderen lag 
nichts weiter vor als der Mangel der Zustimmung des Braut- 
vaters. Dennoch wurde die Ehe durch Urteil des Pariser 
Parlamentes vom 10. Januar 1689 wegen rapt de seduction 
für ungültig erklärt. Staatsanwalt Bignon machte sich in 
seinem Plädoyer selbst den Einwand, daß doch nach dem 
Konzil von Trient die elterliche Genehmigung zur Gültig- 
keit der Ehe nicht notwendig sei. Er antwortete darauf, 
daß der rapt de seduction auch nach kirchlichem Recht 
ein trennendes Ehehindernis bilde, und daß derselbe immer 
vorliege, wenn der Konsens des Vaters fehlt.!) 

Der dreiundzwanzigjährige Musketieroffizier Herr von 
Bapaume lernte im Hause seiner Mutter in Paris ein Mäd- 
chen aus Lüttich, namens Maria Ida Cabo kennen. Als die 
Cabo wieder nach Lüttich zurückgekehrt war, ging er eben- 


un 


!) Code matrimonial II p. 867 ss. 
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falls dorthin und schloß mit ihr unter Einhaltung der vor- 
geschriebenen Form, aber ohne Wissen seiner Mutter die 
Ehe. Als die Frau von Bapaume davon Kenntnis erhielt, 
strengte sie eine Klage wegen rapt an. Die beklagte Cabo 
machte geltend, daß die Ehe in Lüttich geschlossen sei und 
nach den dortigen Gesetzen, nicht nach den französischen, 
die sieals Ausländerin nicht kannte, beurteilt werden müsse!) ; 
daß die erste Anregung zur Eheschließung nicht von ihr, 
sondern von dem Herrn von Bapaume ausgegangen sei, 
wie sie durch Briefe beweisen könne;-endlich, daß ein drei- - 
undzwanzigjähriger Offizier doch schwerlich Gegenstand und 
Opfer einer Verführung hinsichtlich der Ehe sein könne. 
Trotzdem wurde die Ehe in zwei Instanzen für ungültig 
erklärt und die Cabo. zur Strafe auf die Dauer von drei 
Jahren aus dem Gerichtsbezirke von Paris verbannt.) 
Es liegt nun allerdings auch eine Reihe von Urteilen 
vor, durch welche Ehen, die von Minderjährigen ohne Ge- 
nehmigung der Gewalthaber geschlossen worden waren, trotz 
dieses Mangels für gültig erklärt wurden, wenigstens dem 
Bande nach, manchmal sogar auch hinsichtlich der bürger- 
lichen Wirkungen. Allein von der Gesamtzahl aller der- 
artigen Fälle muß man vor allem diejenigen wegnehmen, 
in denen es sich um Männer zwischen 25 und 30 Jahren 
handelte; denn die öfter vertretene Ansicht, daß auch diese 
zur Gültigkeit der Ehe der Genehmigung der Eltern be- 
dürften, hat nie allgemeine Anerkennung gefunden. Ebenso 
sind wegzunehmen manche Fälle, in denen die während 
der Minderjährigkeit geschlossene Ehe von dem inzwischen 
volljährig gewordenen Gatten noch längere Zeit ohne An- 
fechtung fortgesetzt oder etwa gar noch ausdrücklich an- 
erkannt worden war.?) 


!) Dieser Umstand wäre einige Jahrzehnte früher wohl berück- 
sichtigt worden; vgl. ein Urteil des Pariser Parlaments vom 26. März 
1624 (M&moires du Clerg& V col. 883ss.) und ein Urteil des Parlaments 
der Provence vom 11. Juni 1662 (ibid. col. 829ss.). Inzwischen hatte 
aber namentlich die Deklaration vom 16. Juni 1685 (ibid. col. 755s.) 
die Eheschließung im Ausland bzw. die Einwilligung und Mitwirkung 
der Eltern hierzu unter strenge Strafe gestellt, freilich ohne sie für un- 
gültig zu erklären. *) Code matrimonial II p. 874s. 

3) Siehe die Urteile des Pariser Parlaments vom 26. März 1654, 
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Bei den Urteilen, die dann noch übrigbleiben, handelt 
“es sich fast durchweg um besonders gelagerte Fälle. Das 
eine Mal konnte die bestrittene Minderjährigkeit nicht sicher 
bewiesen werden, ein anderes Mal sprach vieles dafür, daß 
die Eltern die jetzt von ihnen angefochtene Ehe vor ihrem 
Abschluß wenigstens stillschweigend gebilligt hatten; ein 
drittes Mal hatten die Eltern, obwohl sie von der Ehe- 
schließung wußten, lange nichts gegen dieselbe unternom- 
men, woraus man auf nachträgliche Billigung derselben 
. schließen konnte.!) In manchen anderen Fällen handelte 
es sich um eine offenbar ganz unvernünftige Weigerung?) 
oder um pflichtvergessene Eltern, die sich früher lange Zeit 
wenig oder gar nicht um das betreffende Kind gekümmert 
hatten, weshalb sie auch jetzt kein Recht und keine Gewalt 
mehr über dasselbe sollten beanspruchen können.?) In eini- 
gen wenigen Fällen endlich scheint die Tatsache, daß der 
klagende Vater dem reformierten Bekenntnisse angehörte, 
für die Abweisung der Klage bestimmend gewesen zu sein.?) 

In all diesen Fällen wurde demnach ein Beweis, daß 
der Minderjährige nicht verführt war, weder verlangt noch 
erbracht, sondern die Klage wurde lediglich deshalb ab- 
gewiesen, weil die Klagesteller, Eltern oder Vormünder, 
aus irgendwelchen anderen Gründen als ‚non recevables“ 
erschienen. Die Rechtsvermutung der Verführung wurde 
also hier nur durch eine Art Gegenvermutung, die auf rein 
äußeren Gründen beruhte, beseitigt, nicht durch einen tat- 
sächlichen Gegenbeweis. Solche tatsächliche Gegenbeweise 
wurden vielmehr auch dort, wo sie zweifellos erbracht waren, 
regelmäßig nicht beachtet. Auch wenn die Beweisaufnahme 


vom 4. August 1664 und vom 1. März 1691 (Code matrimonial II p. 569, 
570s., 572). \ 

1) Vgl. besonders das Urteil des Pariser Parlaments vom 27. Juli 
1657 und das Urteil des Parlaments von Dijon vom 26. Januar 1683 
(Code matrimonial II p. 569, 574). 

?) Urteil des Pariser Parlaments vom 27. Januar 1663 (ibid. p.569s.). 

®) Siehe das Urteil vom 1. März 1691 (ibid. p. 572) und das vom 
7. Juli 1727 (ibid. p. 574s.). 

4) Urteil des Pariser Parlaments vom 15. Mai 1648 (ibid. p. 562). 
Vgl. auch das Urteil desselben Parlaments vom 30. Juli 1664 (Memoires 
du Clerge V col. 833ss., insbesondere col. 84438.). 
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klar ergab, daß die ‚„Verführte“ alles getan hatte, um ihr 
Ziel, die Ehe mit dem ‚Verführer‘ zu erreichen!), auch 
wenn sie ihre Ehe selbst noch im Prozeß mit allem Nach- 
druck verteidigte und zu retten suchte?), ja selbst wenn 
die „Verführerin‘‘ beweisen konnte, daß die erste Anregung 
gar nicht von ihr ausgegangen war, und daß sie nur ungern 
von dem ‚„Verführten‘“ sich zur Einwilligung in die Ehe 
hatte bewegen lassen®): die Ehe wurde dennoch wegen rapt 
de seduction für ungültig erklärt. Den entgegenstehenden 
Tatsachen trug das Gericht allenfalls dadurch Rechnung, 
daß es den „Verführten“ in eine Buße zugunsten der ‚Ver- 
führerin‘“ verurteilte.?) 

Normal gelagerte Fälle aber, in denen trotz des Mangels 
der elterlichen Zustimmung eine Ehe für gültig erklärt 
wurde, sind derart selten, daß man ruhig den Satz anwenden 
kann: Ausnahmen bestätigen nur die Regel. 

Versuche, ein von einem Parlament gefälltes Nichtig- 
keitsurteil durch Anrufung einer römischen Instanz um- 
zustoßen, sind wohl nie gemacht worden, wären übrigens 
bei der Eifersucht, mit welcher die Parlamente ihre Juris- 
diktion über die Ehe hüteten, sicher erfolglos geblieben und 
hätten nur schwere Strafen für die Appellierenden nach sich 
gezogen. Nur ein einziger Fall ist mir bekannt, der hier 
erwähnt zu werden verdient. Das Parlament von Aix hatte 
im Jahre 1705 eine zwischen Joseph Coulon und Gabriele 
Arnaud geschlossene Ehe für ungültig erklärt, weil die noch 
minderjährige Gabriele die Genehmigung ihres Vaters nicht 
gehabt hatte. Als Coulon später, wie es scheint in Italien, 
eine anderweitige Ehe schließen wollte, wurden die römi- 
schen Behörden auf jene erste Ehe aufmerksam. Die Sache 
kam zur Verhandlung vor der Konzilskongregation, und 
diese erklärte durch Entscheidung vom 17. November 1708 
das Urteil des Parlaments von Aix für nichtig und die Ehe 


1) Bardet Il, liv. 2, ch. 47; II, lv. 6, ch. 29. 
2) Code matrimonial II p. 8798. 
®) Fall Bapaume-Cabo; siehe oben S. 921. 


*) Code matrimonial II p. 874 (Urteile des Pariser Parlaments vom 
23. Juni 1626 und vom 18. März 1651). 
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zwischen Coulon und Gabriele Arnaud für gültig und zu 
Recht bestehend.!) 

Was die Bestrafung des rapt de seduction betrifft, so 
“mochten sich die Parlamente fast nie dazu verstehen, die 
in den königlichen Verordnungen immer wieder festgesetzte 
Todesstrafe über den raptor zu verhängen.?) Die gewöhn- 
lichen Strafen waren und blieben vielmehr die Enterbung, 
die aber zunächst die ‚„Verführte‘“ traf, sodann für den 
Verführer Geldstrafen, Gefängnis oder Verbannung. Im 
allgemeinen kann man nicht sagen, daß die verhängten 
Strafen außergewöhnlich streng gewesen wären, wenn man 
die Auffassung der Parlamente, daß Verleitung einer minder- 
jährigen Person zur Eheschließung ohne Genehmigung der 
Gewalthaber ein schweres Verbrechen sei, berücksichtigt.?) 


8.7. 
Der rapt de seduction in der Doktrin. 


Die bisherige Darstellung hat gezeigt, daß zwischen der 
kirchlichen Gesetzgebung und der Gesetzgebung des fran- 
zösischen Staates hinsichtlich der Notwendigkeit des elter- 
lichen Ehekonsenses ein Widerspruch bestand. Während 
nämlich die Kirche diesen Konsens zwar als sehr wünschens- 
wert, aber immerhin als unwesentlich und entbehrlich er- 


1) Analecta Juris Pontifici XXVIII, 1888, p. 375s.; Riganti, 
Commentaria in regulas ... . Cancellariae Apostolicae, in reg. 49, n. 131. 

2) Blondeau II p. 77 sagt hierüber: En France ol les Juges se 
persusdent que toutes les peines sont arbitraires, quoy que les Ordon- 
nances les prononcent, ils se relächent volontiers de la rigueur de la loy. 
M. Fournel p. 326 rechnet es seiner Zeit geradezu zur Ehre an, daß 
die beleidigten Familien (entgegen dem Gesetz!) regelmäßig lieber nach- 
träglich in die Ehe willigen, als den Beleidiger der Todesstrafe über- 
liefern wollten. 

®) Dagegen hatte bei dem Vergehen, das man sonst als raptus 
seductionis zu bezeichnen pflegt, d. h. bei wirklicher Entführung-einer 
zustimmenden Minderjährigen aus dem väterlichen Haus zum Zweck 
der Eheschließung, der Täter die Todesstrafe zu gewärtigen. Siehe das 
Urteil des Parlaments von Dijon vom 10. Februar 1738 gegen den Marquis 
de Tavannes (Code matrimonial II p. 620) und Fournel p. 331. Vgl. 
auch das -Todesurteil gegen Pierre de Chaulnes (Code matrimonial II 
p. 879). 
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klärte, verlangte ihn der Staat mit größtem Nachdruck. 
Die französischen Könige waren aber bei all ihren Maß- 
nahmen in dieser Sache sichtlich von dem Bestreben. ge- 
leitet, einen offenen Konflikt mit der Kirche zu vermeiden, 
und gingen darum nie so weit, dem Drängen der Juristen 
zu folgen und den Mangel des elterlichen Konsenses direkt 
als trennendes Ehehindernis zu erklären. Man erreichte 
das gewünschte Ziel in anderer Weise, nämlich dadurch, 
daß man den Begriff des raptus, welch letzterer auch von 
der Kirche als trennendes Ehehindernis anerkannt war, 
dergestalt erweiterte, daß auch die Eheschließung ohne Kon- 
sens der Eltern oder sonstigen Gewalthaber darunter fiel. 

Den entscheidenden Anfang damit machte Heinrich III. 
in der Verordnung von Blois, indem er wenigstens indirekt 
erklärte, daß ein ehehindernder raptus auch durch bloße 
Verführung Minderjähriger zur Eheschließung ohne Wissen 
und Willen der Eltern begangen werden könne. Zugleich 
bestimmte er, daß bei der Untersuchung über die Verführung 
und bei der Bestrafung des durch die Verführung begangenen 
raptus die Zustimmung der verführten Person außer Be- 
tracht zu lassen sei, und deutete an, daß man ein besonderes 
Merkmal für das Vorliegen von Verführung in dem Mangel 
des elterlichen Konsenses erblicken könne.!) Nimmt man’ 
dazu die Tatsache, daß man in Frankreich schon vor dieser 
Verordnung die bloße Eheschließung ohne elterliche Ge- 
nehmigung als raptus bezeichnete, also einen raptus ohne 
abductio mulieris kannte?), und daß nach dem römischen 
Recht, an welches sich der König anschloß, die Zustimmung 
zum raptus immer auf die Verführung des Weibes durch 
den Mann zurückgeht, dann wird man sich nicht darüber 


— 


1) Siehe oben S. 64fl. 

2) Siehe oben S.62 ff. Auch der bloße Zwang zur Eheschließung 
unter Mißbrauch obrigkeitlicher Gewalt und Mißachtung des Willens 
der Gewalthaber wurde manchmal als rapt bezeichnet; vgl. Art. 3 der 
Verordnung Karls IX. vom Jahre 1560 (Code matrimonial I p. 105) 
und Art. 281 der Verordnung von Blois (ibid. p. 108). Dadurch, daß 
die französische Doktrin schon vorher die Ansicht vertrat, daß die ab- 
ductio zum Begriff des raptus nicht erforderlich sei, wurde die Ausbildung 
der Theorie vom rapt de seduction wesentlich erleichtert. 
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wundern, daß die Parlamente auf Grund dieser Verordnung 
dazu übergingen, die ohne elterliche Einwilligung geschlosse- 
nen Ehen minderjähriger Personen wegen raptus, begangen 
durch Verführung, für ungültig zu erklären. 

Der Weg, auf welchem man zur Ungültigkeitserklärung 
gelangt war, war freilich etwas umständlich, aber es war 
immerhin ein Weg, und die französischen Juristen betraten 
ihn mit aller Entschiedenheit, da sich ihnen ein besserer 
nicht darbot.!) So scheinen die beiden Sätze, daß durch 
Verführung ebensogut wie durch Anwendung physischer 
Gewalt raptus begangen werden könne, und daß Verführung 
beim Mangel der elterlichen Genehmigung immer zu ver- 
muten sei, sehr rasch in den weitesten Kreisen zur An- 
erkennung gelangt zu sein. 

Schon etwa seit dem Ende des 16. Jahrhunderts war 
der rapt de seduction das Mittel, welches die Parlamente 
anwendeten, um die ohne elterlichen Konsens geschlossenen 
Ehen minderjähriger Kinder für ungültig zu erklären), die 
Theorie von demselben war also offenbar bereits damals 
im wesentlichen entwickelt. In der Tat finden sich ihre 
Hauptelemente schon bei den ersten Kommentatoren der 
Verordnung von Blois, Brisson und Theveneau?°), und 
in den Plädoyers der Staatsanwälte am Pariser Parlament 
Servien, Talon und Bignon sehen wir sie bereits im 
ersten Drittel des 17. Jahrhunderts klar und deutlich dar- 
gestellt.*) Ihre volle Ausgestaltung erfuhr sie dann in der 
Folgezeit im Anschluß an die Deklaration von 1639 und 
an die Rechtsprechung. Pothier formuliert sie klar in 
folgender Weise: 

Verführung liegt dann vor, wenn eine minderjährige 
Person ohne Anwendung physischer Gewalt durch verweıf-. 
liche Mittel veranlaßt wird, ohne Wissen und Willen der 


!) Auch später wurde von französischen Juristen noch öfters der 
Wunsch geäußert, die Könige möchten den Mangel des Gewalthaber- 
konsenses als solchen zu einem trennenden Ehehindernis erklären. 

2) Conferences ecclesiastiques de Paris sur le mariage II, 3. edition, 
Paris 1748, p. 419ss. 

®) Oben S.61?, 651, 661. 

*) Oben 8. 90°. 


Der Rapt de seduction als Ehehindernis n. gallikan. Kirchenr. 99 


Eltern eine Ehe zu schließen. Diese Verführung ist nach 
französischem Recht ebenso ein Ehehindernis wie der rapt, 
ja sie gilt geradezu als die eine Art des rapt, nämlich als 
rapt de seduction neben der zweiten Art, dem rapt de 
violence. Die Verführung wird von Rechts wegen immer 
präsumiert, wenn ein gewältunterworfenes Kind sich ohne 
Zustimmung der Gewalthaber verheiratet.!) 

‘Fast noch mehr tritt die Verführung in den Hinter- 
grund bei Fournel. Zwar definiert er den rapt de seduction 
als ‚Fusage de quelgues manoeuvres pour engager un fils 
ou une fille de famille & contracter mariage & Pinsgu et 
contre le consentement de ses parens‘“?), erklärt aber anderer- 
seits, daß derselbe unmittelbar die Familie treffen, und 
Autorität verletzt wird, so sehr, daß ein Minderjähriger, 
“ der keine Familie und keinen Vormund hat, überhaupt nicht 
Gegenstand des rapt de seduction sein kann, sowenig wie 
eine großjährige Person. Offen gibt er zu, daß man dieser 
rapt auch in Frankreich nicht kennen würde, wenn es nicht 
dort Gesetze gäbe, welche die Ehen der Hauskinder von 
der Zustimmung der Eltern abhängig machen, da gerade 
die Verletzung der elterlichen Autorität den rapt de s6- 
duction charakterisiere. ?) 

Die französischen Juristen haben sich nicht sonderlich 
bemüht, ihre Theorie von der Verführung zu beweisen. 
Im allgemeinen begnügten sie sich ‚damit, die einzelnen 
Behauptungen aufzustellen und sie als etwas Selbstverständ- 
liches zu behandeln, an dem vernünftigerweise niemand 
zweifeln könne. Mit den entgegenstehenden Entscheidungen 
des Konzils von Trient fand man sich ab, zumeist, indem 
man erklärte, daß die Disziplinardekrete des Konzils in 
Frankreich nicht rezipiert seien und infolgedessen dort über- 
haupt keine Geltung hätten. Bezüglich des Anathems aber, 
welches das Konzil über jene ausgesprochen hatte, die fälsch- 
lich behaupten, daß die ohne elterliche Genehmigung ge- 
schlossenen Ehen der Kinder ungültig seien und die Eltern 
sie gültig oder ungültig machen könnten, pflegte man zu 


1) R.J. Pothier, Trait& du contrat du mariage n, 228, 229, 326. 
2) pP: 311. 2) pP 305. 
m 
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sagen, daß es sich nur äuf die Häretiker beziehe, welche 
lehrten, daß solehe Ehen kraft natürlichen oder positiv 
göttlichen Rechtes ungültig seien, und daß darum jene Be- 
fugnis der Eltern auf dem gleichen Rechte beruhe-und durch 
menschliche Gesetze gar nicht aufgehoben werden könne. 
" Wohl der schwächste Punkt in der ganzen Theorie vom 
rapt de seduction war die Aufstellung der Rechtsvermutung, 
daß bei Eheschließung eines Minderjährigen ohne elterliche 
Genehmigung immer Verführung vorliege, zumal man die- 
selbe geradezu als an sich unwiderleglich betrachtete.) Die 
Juristen konnten sich allerdings dabei mit gutem Grund 
auf den Gesetzgeber berufen, und es ist nicht an dem, als 
ob sie die erwähnte Rechtsvermutung in ganz willkürlicher 
Weise in die königlichen Verordnungen hineingetragen hät- 
ten. Trotzdem wird man sie mehr ihnen als dem Gesetz- 
geber zurechnen müssen; denn dieser hat im großen und 
ganzen nur das sanktioniert, was die Juristen längst ge- 
“fordert und in der Rechtsprechung zum Teil schon früher 
praktisch betätigt hatten, und außerdem waren die Ver- 
ordnungen nicht so klar und bestimmt gefaßt, daß eine 
mildere Auslegung nicht möglich gewesen wäre, zumal bei 
der oft sehr weitgehenden Freiheit, die sich die französischen 
Parlamente im allgemeinen gegenüber den königlichen Ver- 
erdnungen wahrten, auch gegenüber jenen, die den rapt 
de seduction betrafen. 

Eine möglichst milde Auslegung der einschlägigen Ge- 
setzestexte wäre hier um so mehr am Platz gewesen, als 
die fragliche Rechtsvermutung in den tatsächlichen Ver- 
hältnissen absolut nicht begründet ist. Man sagte, ein Kind 
würde sich nie zu einer derartigen Mißachtung der elter- 
lichen Autorität verstehen, wenn es nicht von anderer Seite 
verführt wäre. Allein die traurige Erfahrung zeigt nur zu 
oft, daß sich minderjährige Kinder gegenüber ihren Eltern 
viel schlimmere Dinge zuschulden kommen lassen, als es 
die eigenmächtige Wahl eines Lebensgefährten oder einer 
Lebensgefährtin ist. Schließlich sind ja doch die Kinder 
und nicht die Eltern am meisten und unmittelbarsten an 


— 


1) Oben 8. 94. 
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dieser Wahl interessiert, so daß es begreiflich ist, wenn sie 
dieselbe nach eigenem Wünsch und Willen treffen wollen. 

Aber auch die andere Behauptung, daß die Verführung 
ebenso wie die Anwendung physischer Gewalt nach bürger- 
lichem wie nach kirchlichem Recht das trennende Ehehinder- 
nis des raptus begründe, ist, wenngleich nicht durchweg un- 
richtig!), so doch in der maßlosen Ausdehnung, in welcher 
man sie in Frankreich aufgestellt hat, vollkommen unhalt- 
bar; denn ein auf dem Mangel der Konsensfreiheit basieren- 
des Ehehindernis kann man vernünftigerweise nur dort an- 
nehmen, wo die notwendige Freiheit entweder sicher fehlt 
oder ihr Mangel wenigstens mit guten Gründen zu vermuten 
ist. Bei der Eheschließung Minderjähriger ohne elterliche 
Genehmigung ist aber regelmäßig weder das eine noch das 
andere der Fall, selbst dann nicht, wenn wirklich von dritter 
Seite durch Geschenke, Versprechungen oder Zureden auf 
die Minderjährigen eingewirkt wird; denn zum Abschluß 
einer gültigen Ehe genügt vollständig und muß genügen 
jener Grad von Freiheit, welcher unter Menschen normaler- 
weise unschwer erreicht werden kann und bei anderen ähn- 
lich wichtigen Akten vom natürlichen wie vom positiven 
Gesetz als genügend erklärt wird. Diese wesentliche Frei- 
heit des Konsenses wird aber nicht schon durch Schmeiche- 
leien, Geschenke, Versprechungen oder Bitten, auch nicht 
durch Zureden oder einfaches Drängen aufgehoben; sonst 
müßte man zweifellos einen recht beträchtlichen Teil nicht 
nur der Ehen von Minderjährigen, sondern auch viele Ehen 
von Großjährigen?) für ungültig ansehen, und zwar sicher 
noch öfter wegen des Druckes, den die Eltern auf ihre 
Kinder, vor allem die Mädchen, bei der Eheschließung aus- 
üben, als wegen einer Verführung von seiten des anderen 


1) Auch das kirchliche Recht jener Zeit hat einen raptus, begangen 
an einem zustimmenden Weib, gekannt; aber es verlangte zu demselben 
vor allem immer eine wirkliche abductio (de loco in locum) und nahm 
ihn außerdem nur dann an, wenn die Entführte nicht vor der Entführung 
ihre Zustimmung zur Ehe gegeben hatte. 

2) Wenn nämlich die „Verführung‘“ wirklich die Freiheit aufhöbe, 
könnte man ihre Wirkung nicht durch Gesetz auf die Minderjährigen 
einschränken, sondern müßte von Fall zu Fall untersuchen. 
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Brautteils oder sonstiger dritter. Personen. Damit käme 
man zu Folgerungen, die den sicheren Bestand der Ehen 
und darum das Wohl der Familien und der ganzen mensch- 
lichen Gesellschaft schwer gefährden, ein Beweis, daß der 
eine Vordersatz falsch ist, der Satz nämlich, daß durch 
Versprechungen, Geschenke und dergleichen die Freiheit 
der Eheschließung ebenso aufgehoben werde wie durch 
physische Gewalt. Aber freilich, den französischen Juristen 
jener Zeit war es ja auch gar nicht darum zu tun, die Freiheit 
der Minderjährigen bei der Wahl des Gatten zu schützen; 
sie wollten vielmehr nur den entscheidenden Einfluß der 
Eltern auf jene Wahl sicherstellen, und einzig und allein 
um dieses Zweckes willen stellten sie die genannten unhalt- 
baren Sätze auf, da sie den Gesetzgeber nicht dazu ver- 
anlassen konnten, den Mangel des elterlichen Ehekonsenses 
‚als solchen zu einem trennenden Ehehindernis zu erklären.!) 

Nicht ganz soweit wie die Juristen gingen die gallikani- 
schen Theologen. Zwar verteidigten auch sie den Satz, 
daß bei Minderjährigen die Verführung ebenso wie die phy- 
sische Gewalt das kirchenrechtliche Ehehindernis des raptus 
begründe, und sie suchten diesen Satz auch zu beweisen. 
Gerbais z.B. sagt, daß das Charakteristische des vom 
Tridentinum neu aufgestellten Ehehindernisses des raptus 
eben die Verführung sei, nicht die Gewalt, da die letztere 
schon an und für sich nach wie vor ein Ehehindernis bilde, 
und da das Hindernis des raptus auch noch fortdauere, 
wenn die Gewaltanwendung aufgehört hat, solange bis die 
Eintführte vom Entführer vollständig getrennt und an einen 
freien und sicheren Ort gebracht wird. Auch liege das Er- 
bärmliche und Ungerechte des raptus nicht immer in der 
Anwendung offener Gewalt, sondern sehr oft auch in der 


1) Manche Juristen vertraten übrigens die Ansicht, daß nach den 
Verordnungen von 1579 und 1639 der Mangel des Gewalthaberkonsenses 
als solcher in Frankreich ein trennendes Ehehindernis bilde (vgl. Code 
matrimonial II p.547ss.); sie vermochten aber damit in der Praxis 
nicht durchzudringen. Immerhin finden sich manche Urteile, durch 
welche Ehen von Minderjährigen, denen der Konsens der Gewalthaber 
fehlte, eben wegen dieses Mangels, aber ohne formelle Bezugnahme auf 
den rapt de seduction für „abusif“ und darum nichtig erklärt wurden 
(Code matrimonial II p. 539, 542s.). 
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Verführung, die Herz und Sinn einer jugendlichen Person 
 gefangennehme und ihr die Freiheit der Entscheidung 
raube.!) 

Den anderen Satz aber, daß beim Fehlen der elterlichen 
Zustimmung immer eine geradezu unwiderlegliche Rechts- 
vermutung für das Vorliegen der Verführung bestehe, ließen 
sie nicht im vollen Umfang gelten, da sie wohl einsahen, 
daß er mit den Dekreten des Konzils von Trient nicht ver- 
einbar .sei. Praktisch freilich war der Unterschied nicht 
von Bedeutung; denn mit Rücksicht auf die ständige, 
gleichmäßige Rechtsprechung der Parlamente gaben auch 
die Theologen wiederum zu, daß beim Mangel des elter- 
lichen Konsenses ‚‚fast immer‘ ?) Verführung vorliege. Nur 
das wollten und konnten sie grundsätzlich nicht zugeben, 
daß jener Mangel in allen Fällen und notwendig den Rück- 
schluß auf die Verführung verlange, weil diese Auffassung 
in direktem Widerspruch mit dem Konzil von Trient 
stand. 

Einen interessanten Beleg dafür, daß zwischen der Lehre 
der Juristen und jener der Theologen kein wesentlicher 
Unterschied bestand, finden wir in den ‚Conferences eccle- 
siastiques‘.?) Dort heißt es nämlich am Schluß der Aus- 
führungen über den rapt de seduction, daß dieser fast immer 
vorliege, wenn Personen unter 25 Jahren ohne Genehmi- 
gung ihrer Gewalthaber eine Ehe schließen, und daß darum 
der ganze Streit strenggenommen nur ein Streit um Worte 
sei. Wenn also, heißt es weiter, die Parlamente diese Ehen 
wegen rapt de seduction (und nicht wegen des Mangels der 
elterlichen Genehmigung) für ungültig erklären, so tun sie 
das aus Achtung vor dem kanonischen Recht, welches im 
ersteren ein trennendes Ehehindernis sieht, im letzteren 
dagegen nicht. 

Die „Conferences“ zählen auch die Bedingungen auf, 
die zusammentreffen müssen, damit man von rapt de se- 


1) Jean Gerbais, Traite pacifique du pouvoir de l’Eglise et des 
Princes sur les emp&chemens du mariage, 2. edition, Paris 1696, p. 5168. 
Ganz ähnlich die Conferences ecclesiastiques II p. 378 ss. 

2?) Gerbais p. 494; Conferences eceles. II p. 423. nn 

3) II p. 423s. 
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duction sprechen könne.!) Die wichtigsten sind folgende 
zwei: = 
1. Die verführte Person muß minderjährig sein; groß- 
jährige Personen können nicht mehr Gegenstand einer Ver- 
führung hinsichtlich der Eheschließung sein. Das ergibt 
sich schon aus den einschlägigen Verordnungen, die immer 
nur von Minderjährigen reden. Auch stehen ja großjährige 
Kinder nicht mehr unter der Gewalt ihrer Eltern, und man 
kann darum nicht sagen, daß man sie diesen durch die 
Verführung wegnehme oder raube. 

2. Die Verführung muß vollzogen werden ohne Wissen 
der Eltern. Der rapt de seduction ist ja nach den Grund- 
sätzen des hl. Thomas und der Kanonisten eine Art Dieb- 
stahl gegenüber den Eltern und darum mit deren Wissen 
und Einverständnis nicht möglich. Man kann auch gar 
nicht von Verführung reden, wenn das Kind sich zu einer 
Ehe entschließt, welche die Eltern ihm vorschlagen und 
anraten, weil ihnen dieselbe für das Kind wie für die Familie 
vorteilhaft zu sein scheint. Sollten also in einem Fall, wo 
das Einverständnis der Eltern mit der Ehe gegeben ist, 
positive Beweise für eine Verführung vorliegen, so wäre 
denselben doch weiter keine Beachtung zufschenken. 


8 8. 
Die Gründe der französischen Sondergesetz- 
gebung. 

Es ist von Interesse, nach den Gründen zu suchen, 
welche zu der im vorausgehenden dargestellten Sonder- 
gesetzgebung in Frankreich geführt haben mögen. 

Die unmittelbarste Ursache lag sicher in den unleug- 
baren Mißständen, die mit den klandestinen Ehen ver- 
bunden waren und allgemein beklagt wurden. Zur Beseiti- 
gung dieser Mißstände wurde von vielen Seiten, besonders 
auch von französischer Seite vorgeschlagen, man solle die 
Gültigkeit der Ehen Minderjähriger entweder überhaupt 
oder doch bis zur Vollendung etwa des 18. oder 20. Lebens- 


‚ahnen 


1) II p. 384. 
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jahres von der Zustimmung der Gewalthaber abhängig 
machen. Das Konzil von Trient, welches, wie schon er- 
wähnt, diese Frage sehr eingehend erörterte, glaubte indes 
an der Eheschließungsfreiheit der Kinder festhalten zu 
müssen, machte aber den klandestinen Ehen im eigentlichen 
Sinn ein Ende, indem es die öffentliche Eheschließung vor 
dem Pfarrer und zwei oder drei Zeugen unter Strafe der 
Ungültigkeit der Ehe vorschrieb. Damit waren die alten 
Mißstände im wesentlichen beseitigt; denn einerseits wurde 
der Bestand der Ehen und ihre Beweisbarkeit gesichert, und 
andererseits bewirkte die Formvorschrift eine gewisse Er- 
schwerung der Eheschließung, womit auch einige Sicherung 
gegen vorschnelle, unüberlegte Eheschließung gegeben war. 

Gleichwohl hielt man in Frankreich ganz entschieden 
an der Forderung des elterlichen Konsenses fest, selbst dann 
noch, als durch die Verordnung von Blois die tridentinische 
Eheschließungsform auch für Frankreich wenigstens im 
wesentlichen eingeführt worden war. Welche Gründe mag 
man wohl dafür gehabt haben ? 

Duguit!) führt deren zwei an, nämlich den Einfluß 
des römischen Rechts und die Reformation mit ihren Lehren 
über den rein weltlichen Charakter der Ehe: 

Was zunächst die Reformation betrifft, so glaube ich 
nicht, daß dieselbe in so hohem Grade auf die Behandlung 
der Frage eingewirkt hat, wie Duguit und andere an- 
nehmen. Von einem direkten Einfluß wird schon deshalb 
schwerlich die Rede sein können, weil die französischen 
Könige wie auch die Parlamente der Reformation im all- 
gemeinen durchaus feindselig gegenüberstanden, und weil 
sie gerade die reformatorische Lehre, daß die Ehe etwas 
rein Weltliches sei, nie anerkannten, sondern immer an dem 
sakramentalen Charakter derselben festhielten. Aber auch 
ein indirekter Einfluß reformatorischer Ideen dürfte in unse- 
rer Frage kaum nachzuweisen sein. 

Wesentlich anders liegt die Sache hinsichtlich des römi- 
schen Rechts. Dieses bildete, wie mir scheint, teils in sich, 
teils in der besonderen Ausgestaltung, die der eine oder 


— 


1) p. 601ss. 
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andere seiner Grundsätze durch den Gallikanismus erhielt, 
so ziemlich ausschließlich die Veranlassung, daß der fran- 
zösische Staat überhaupt mehr und mehr zu einer selb- 
ständigen Gesetzgebung in Ehesachen überging, und daß 
er insbesondere auch die Unentbehrlichkeit des elterlichen 
Konsenses bei der Ehe von minderjährigen Kindern unter 
allen Umständen festhalten zu müssen glaubte. 

Von jeher war. es den Juristen ein Dorn im Auge, 
daß die Kirche im Gegensatz zum Zivilrecht den minder- 
jährigen Kindern die Möglichkeit gewährte, ohne Ge- 
nehmigung ihrer Eltern eine gültige Ehe zu schließen. 
Lange Zeit hindurch mußten sie -sich freilich im der 
Praxis mit dieser Regelung abfinden, aber ihre Ab- 
neigung und ihr Widerstand dagegen wurde doch immer 
größer und stärker, zumal in Frankreich, wo die poli- 
tischen Verhältnisse zu einer Hebung der staatlichen 
Macht und Schwächung des kirchlichen Einflusses ge- 
führt hatten, so daß hier eher als anderswo Aussicht vor- 
handen zu sein schien, die Wünsche der Juristen durch- 
zudrücken. Als nun im 16. Jahrhundert feststand, daß das 
Konzil von Trient eine gründliche Reform des Eherechts vor- 
nehmen müsse, traten vor allem die Juristen, insbesondere 
die französischen, dafür ein, daß die Gültigkeit der Ehen 
gewaltunterworfener Personen von der Zustimmung 
der Gewalthaber abhängig gemacht werden solle. Die fran- 
zösische Regierung machte sich, wie wir oben gesehen haben, 
diese Forderung ganz zu eigen, und man hoffte zuversicht- . 
lich, daß dieselbe erfüllt würde. Als nun die Entscheidung 
des Konzils wider Erwarten ablehnend ausfiel, wandten sich 
manche französische Juristen in der schärfsten Form da- 
gegen, und wir haben hier wohl auch einen Grund mit, 
warum die Disziplinardekrete des Konzils in Frankreich 
nicht rezipiert wurden. Während der französische Klerus, 
der ursprünglich ebenfalls die Forderung der Regierung 
unterstützt hatte, sich schließlich der Entscheidung des 
Konzils fügte, drangen die Juristen von nun an fortwährend 
in die Könige, sie sollten ihrerseits den Mangel des elter- 
lichen Ehekonsenses zu einem trennenden Ehehindernis er- 
heben, eine Forderung, die, wie wir gesehen haben, von 
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den Königen zwar der Sache nach, nicht aber der Form 
nach erfüllt wurde. 

Wenn so überhaupt das gesamte Vorgehen der fran- 
zösischen Gesetzgebung veranlaßt war durch die Anschau- 
ungen, welche die Juristen aus dem römischen Recht ge- 
schöpft hatten, so läßt sich der Einfluß dieses Rechtes auch . 
. im einzelnen vielfach nachweisen. Vor allem legte man in 
Übereinstimmung mit demselben auch in Frankreich das 
Hauptgewicht beim raptus nicht auf die Verletzung der. 
Persönlichkeit der Entführten, sondern auf die Verletzung 
der elterlichen Autorität. Das geht so weit, daß man wenig- 
stens vereinzelt die Ansicht vertrat, das Verbrechen und 
das Ehehindernis des raptus liege dann nicht vor, wenn 
die Entführung eimer minderjährigen Person zwar gegen 
deren Willen, aber mit Zustimmung der Eltern erfolgte.!) 
Ebenso stammt die Rechtsvermutung, daß bei Zustimmung 
der Minderjährigen zur Eheschließung ohne Konsens der. 
Eltern Verführung vorliege, ganz sicher aus dem römischen 
Recht. Das gleiche gilt bezüglich der Todesstrafe für den 
Entführer, und werin man liest, daß dieselbe zu vollstrecken 
sei „sans esperance de grace et‘ de pardon‘, so denkt man 
unwillkürlich an die Bestimmungen Konstantins und Justi- 
nians, daß dem verurteilten raptor jede Appellation ver- 
sagt sein solle. 

Die Juristen machten übrigens auch gar kein Hehl 
daraus, daß das französische Recht in der Auffassung und 
Behandlung des raptus in weitgehendem Maß dem römi- 
schen Recht folgte, in mancher Beziehung über dasselbe 
hinausging, in anderen Punkten hinter ihm zurückblieb.?) 

Einen wertvollen Bundesgenossen fand das römische 
Recht im Gallikanismus, der seinerseits freilich wieder zu 
einem guten Teil auf jenes Recht zurückgeht. Der Galli- 
kaniısmus war unter anderem besonders darauf bedacht, 
die völlige Unabhängigkeit der staatlichen Gewalt von der 
Kirche sicherzustellen und jeden auch nur indirekten Ein- 


nn 


1) Hier läge allenfalls das Ehehindernis des Zwanges vor, aber nicht 
das der Entführung; vgl. Durand de Maillane IV p. 238. 


2) Oben S. 61?, 651, 66%. 
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fluß der Kirche auf das weltliche Gebiet auszuschalten; 
dagegen sollten umgekehrt alle Äußerungen des kirchlichen 
Lebens der staatlichen Aufsicht unterstehen. 

Wenn nun das römische Recht gegenüber der kirch- 
lichen Lehre, daß die Ehe als Sakrament ganz und aus- 
schließlich der Kirche unterstehe, sich darauf berief, daß 
die Ehe wesentlich auch Vertrag sei und darum wie jeder 
andere Vertrag dem Einfluß der weltlichen Gewalt unter- 
liegen müsse, so verstärkte der Gallikanismus diese Beweis- 
führung, indem er lehrte, daß die Gesetzgebung und die 
Rechtsprechung über die Ehe als solche, d. h. über das Ehe- 
band, wenigstens indirekt auch auf die bürgerlichen Wir- 
kungen der Ehe Einfluß habe und schon deshalb nur dem 
Staat und nicht der Kirche zustehen könne, da ja der Kirche 
jede direkte oder auch nur indirekte Einwirkung auf welt- 
liche Angelegenheiten versagt sei gemäß dem Worte Christi: 
„Mein Reich ist nicht von dieser Welt.“ 

Ein weiterer Grundsatz des Gallikanismus besagte, wie 
eben bemerkt wurde, daß das gesamte kirchliche Leben im 
Lande der Oberaufsicht des Königs unterstehe. Daraus 
folgerte man für diesen das Recht, die Disziplin der galli- 
kanischen Kirche zu regeln, kirchliche Gesetze, die ihm 
ungeeignet erschienen, abzulehnen oder zu verbessern, end- 
lich etwaige Lücken der kirchlichen Gesetzgebung durch 
eigene Verordnungen auszufüllen. Desgleichen ergab sich 
daraus das Recht des Königs, von allen Akten der kirch- 
lichen Verwaltung und Rechtsprechung Kenntnis zu nehmen 
und sie, wenn sie nach seiner Auffassung mit dem öffent- 
lichen Wohl oder mit den alten Kanones in Widerspruch 
standen, für ungültig zu erklären oder durch seine Gerichte 
für ungültig erklären zu lassen. Fühlte sich ein Untertan 
des Königs durch eine solche kirchliche Entscheidung be- 
schwert, so konnte er beim Parlament appel comme d’abus 
einlegen und dadurch sein Recht beim staatlichen Gerichte 
suchen, das dann in letzter Instanz entschied. 

Nach diesen Grundsätzen war es dem Staat unschwer 
möglich, auch hinsichtlich der Notwendigkeit des elterlichen 
Ehekonsenses seinen Willen gegenüber der Kirche durch- 
zusetzen. Sie hätten es gestattet, den Mangel jenes Kon- 
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senses direkt zum trennenden Ehehindernis zu erheben. 
Wenn man das nicht tat, sondern lieber den Umweg über 
den raptus, der auch ein kirchliches Ehehindernis bildete, 
wählte und beibehielt, so entsprach das ganz dem Wesen 
des Gallikanismus, der durchaus kein grundsätzlicher Geg- 
ner der Kirche sein will, sondern nur danach strebt, sie 
zu beherrschen und ihren Einfluß auf das Volk unmittelbar 
den staatlichen Interessen dienstbar zu machen. 

Zuasammenfassend können wir über die französische 
Gesetzgebung bezüglich des elterlichen Ehekonsenses sagen: 
Das römische Recht mit seiner Auffassung von der Un- 
beschränktheit der väterlichen Gewalt und der absoluten 
Notwendigkeit der elterlichen Ehegenehmigung stellte die 
treibende Kraft dar, der Gallikanismus aber half als ge- 
treuer Sekundant mit, die Hindernisse wegzuräumen, welche 
eine starke, einflußreiche Kirche der praktischen Verwirk- 
lichung jener Anschauung des Zivilrechtes in den Weg ge- 
legt haben würde. 
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II. 
Die Entwicklung der staatlichen Kongrua-Gesetz- 
gebung in Österreich.’ 

Von 


Herrn Bezirksrichter Dr. Julius Bombiero -Kremenac 
in Mödling bei Wien. 


I. Verordnungen in Kongruasachen in der Zeit 
vor Kaiser Joseph 11. 


Vor Joseph II. beschäftigte sich in Österreich die welt- 
liche Gesetzgebung verhältnismäßig nur selten mit der Rege- 
lung des standesgemäßen Minimaleinkommens der Seel- 


1) Über die allgemeine kirchenrechtliche Entwicklung der Kon- 
grua vgl. Julius Bombiero-Kremenat, Geschichte und Recht der 
„‚portio congrua‘“ mit besonderer Berücksichtigung Österreichs, in der 
Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Kanonistische Ab- 
teilung Bd. XI, 1921, S. 31ff. — Als Vorarbeit für die vorliegende Unter- 
suchung fand sich die sehr gedrängte rechtsgeschichtliche Darstellung 
unseres Gegenstandes im zweiten Abschnitte des treffllichen Artikels 
„Kongrua“ von Heinrich Singer im Österreichischen Staatswörter- 
buche, Handbuch des gesamten österreichischen Öffentlichen Rechtes, 
herausg. von Mischler-Ulbrich, 2. Aufl., III. Bd., Wien 1907, S. 149. 
— Wertvolles rechtsgeschichtliches Material enthält der Motivenbericht 
zum Gesetz vom 19. April 1885, R.-G.-Bl Nr. 47 (Beilagen zu den stenogr. 
Protokollen des Abgeordnetenhauses, IX. Session, Nr. 111), abgedruckt 
bei Burckhard, Gesetze und Verordnungen in Kultussachen, 3. Aufl., 
Wien 1895, 2. Abt., S. 225. — Im übrigen beschäftigte sich die Literatur 
bisher hauptsächlich mit der Darstellung des jeweils geltenden Rechtes 
in Kongruasachen, ohne auf die rechtsgeschichtliche Entwicklung weiter 
einzugehen. Auf die einschlägige Literatur wird in den Anmerkungen 
hingewiesen. — Bemerkt sei, daß sich die vorliegende Untersuchung auf 
die Entwicklungsgeschichte der den katholischen Seelsorgeklerus be- 
treffenden Kongrua- Gesetzgebung beschränkt. Bezüglich der Vorschriften 
über die Kongrua der griechisch-orientalischen Geistlichkeit vgl. 
etwa Singer a.a. 0. S. 159/160. 
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sorger, mit der „Kongrua““ oder, wie sie auch in manchen 
älteren Erlassen genannt wurde, mit der ‚portio canoniea“. 
Erst mit Beginn des 18. Jahrhunderts finden sich darauf 
bezügliche Anordnungen. So bestimmten die ‚„Observatio- 
nes pro Directione“ zum Ah. Reskript vom 28. April 1724, 
daß bei Neuerrichtung von Pfarren ‚gleich vom Anfange 
mit dem Herrn Erzbischofe zu stabiliren ist, und man 
ausmache die Portionem canonicam eines Pfarrers, um sich 
darnach wissen zu reguliren‘.!) Eben dieses Reskript ordnet, 
„da in dem Königreiche Böhmen die leidige Ketzerey in 
verschiedenen Orten annoch glimmet, ... . . zur Ausrottung 
dieses Unheils“ als ‚„nothwendigstes und zulänglichstes 
Mittel‘ eine Vermehrung der Pfarren in Böhmen an. Wohl 
zu dem Zwecke, um bei solchen Pfarrgründungen eine ge- 
wisse Grenze für die nötige Dotation zu bekommen, setzten 
die Hofdekrete vom 21. April und 16. Oktober 1727?) die 
Höhe der Kongrua der Pfarrer auf 300 Gulden fest und be- 
stimmten zugleich, ebenso wie die viel spätere Gubernial- 
verordnung vom 23. November 1769°), daß die Stoleinkünfte 
in die Kongrua nicht einzurechnen sind, welche Vorschrift 
die letztgenannte Gubernialverordnung damit begründet, 
daß die Stoleingänge „nicht wohl pro parte Fundationis, 
sondern vielmehr für ein ungewisses Accidentale anzusehen 
seyen‘“. Die Kongrua sollte eben ein sicheres Einkommen 
darstellen, weshalb auch die beiden angeführten Hofdekrete 
vom Jahre 1727 weiter vorschrieben, daß wenigstens zwei 
Drittel der ‚portio canonica“ durch den Ertrag der Bene- 
fizialfrüchte gesichert sein sollten: das letzte Drittel konnte 


!) Peter Karl Jaksch, Gesetzlexikon im Geistlichen, Religions- 
und Toleranzfache für das Königreich Böhmen von 1601 bis Ende 1800 
(Bd. I--VI) und von 1801 bis Ende 1825 (Bd. VII—X), Prag 1828—1830, 
IV. Bd., S. 371 Punkt 6. (Dieses Werk wird im folgenden zitiert als 
Jaksch unter Beisetzung der Band- und Seitenzahl.) — Hier sei auch 
bemerkt, daß die älteren durch „. .... “ als wortgetreu bezeichneten 
Zitate in der alten Rechtschreibung der Quellen wiedergegeben werden. 

2) Jaksch IV 8. 487; Wekebrod, Sammlung der seit dem Jahre 
1600 bis zum Jahre 1740 ergangenen Allerh. Gesetze S. 185 Nr. 474; 
Joseph Helfert, Von dem Kirchenvermögen, 3. Aufl., 2 Bde., Prag 
1834, II S. 149. 

2) Jaksch V S. 506. 
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etwa durch Zehnten oder ähnliche Giebigkeiten gedeckt 
sein.?) 

Dieser ganz richtige Standpunkt der Nichteinrechnung 
der Stolgebühren in die Kongrua vermochte jedoch in der 
Praxis nicht festgehalten zu werden, und wir erfahren zum 
Beispiel aus der Gubernialverordnung vom 18. November 
1768 sowie aus der Stoltaxordnung vom 30. Mai 17502), daß 
in manchen Gegenden ‚‚ein gewisses Quantum stolae gleich 
a primaevo bei Stiftung dieser oder jener Pfarrey unter 
anderen Emolumenten zugleich ad Portionem canonicam 
eingerechnet‘ wurde?°), ein Vorgehen, das wohl in ärmeren 
Gegenden geübt wurde, um die Errichtung notwendiger 
neuer Seelsorgeämter, für die sonst die Kongrua nicht’ hätte 
aufgebracht werden können, zu ermöglichen. Im. übrigen 
wurde jedoch die mit 300 Gulden festgesetzte Kongrua der 
Pfarrer) tatsächlich berücksichtigt, wie zum Beispiel aus 
den Vorschriften über die Pfründenverleihungstaxe°) her- 
vorgeht, welche diejenigen Pfarrer nicht zu entrichten haben, 
die ein geringeres Einkommen als 300 Gulden, also nicht 
die ‚volle Congruam‘ beziehen. Gleicherweise waren Pfarrer 
und geistliche Benefiziaten, „welche nicht mehr, als die in 
jedem Lande gewöhnliche sogenannte Congruam genießen“, 
von der Entrichtung des Erbsteueräquivalentes in vollem 
Umfange befreit®), und ebenso traf die Zuschußpflicht zu 
Bauauslagen’) nur solche Pfarrer, die an Pfarreinkünften 


t) Vgl. Singer a.2. 0. 

2), Jaksch V 8.557 und 551. 

8) Vgl. auch das Hofdekret vom 25. April 1778 (Jaksch V S. 561), 
welches von Orten spricht, ‚wo die das Patentalausmaß (d. i. das in der 
Stoltaxordnung festgesetzte Ausmaß) überschreitenden Stolataxen in 
den Errekzionsinstrumenten ausdrücklich in die kanonische Porzion ein- 
berechnet‘ werden. 

4) Über die Kongrua der Pfarrprovisoren und das Gehalt der 
Kooperatoren vgl. das Hofdekret vom 16. April 1757 (Codex Austria- 
cus, 5. Teil [Supplementum, Wien 1777] S. 1178). 

5) Hfd. (Hofdekret) vom 31. Dezember 1772 (Jaksch IV S. 465). 
Vgl. auch Hfd. vom 2. Februar 1765 (ebd. 8. 463). 

6) Patent vom 6. Juni 1759 und Ah. Reskript vom 25. Juni 1764 
(Jaksch II S. 167 und 172). 

?”) Ah. Reskript vom 25. Mai 1770 Punkt 3 und 5 (Jaksch I 
S. 191/192). 
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einen Überschuß ‚über die kanonische Porzion und über 
die Unterhaltung derer .... nothwendigen Kaplänen“ 
bezogen, und auch solche nur ‚‚mit der billig mäßigen Ein- 
theilung, daß ihnen allemal ihre Kongrua frey bleibe‘“. 

Soweit sich also die vorjosephinische Gesetzgebung mit 
der Kongrua beschäftigt hat, enthielt sie hauptsächlich 
Kompetenzvorschriften, d. h. die Kongrua sollte frei von 
jeder Schmälerung dem Seelsorger verbleiben. Von irgend- 
einer Zuschußleistung oder gar Zuschußverpflichtung des 
Staates bei jenen .Pfarren, deren Einkünfte nicht einmal 
die festgesetzte Höhe der Kongrua erreichten, war jedoch 
keine Rede, obwohl es solche dürftiger dotierte Pfarren in 
den österreichischen Landen nicht wenige gab. 


Il. Die staatlichen Kongrua-Vorschriften 
im Anschluß an die josephinische Pfarr- 
regulierung. 

Als Joseph II. in Verfolgung staatskirchlicher Absichten 
in den Jahren 1782—1786 die Pfarregulierung in den öster- 
reichischen Landen energisch durchführte!), wurde es drin- 
gendes Bedürfnis, daß sich die Staatsgewalt nun auch um 
die Regelung und Sicherstellung der Dotation der Seelsorger 
entsprechend annahm. Ausgehend nämlich von dem Ge- 
danken, der bereits der von Maria Theresia beabsichtigten 
Pfarregulierung?) zugrunde gelegen hatte und von Joseph II. 


!) Vgl. insbesondere die Hfd. über die Pfarreinrichtung vom 16. Jän- 
ner, 4. Februar, 12. September und 1. Oktober 1782; 26. April, 20. Mai 
und 24. Oktober 1783; 14. Februar und 6. April 1784; 2. April, 24. Sep- 
tember und 9. Dezember 1785 und 20. Oktober 1786 (Jaksch IV 8. 378 
bis 400). An Literatur s. Fritz Geier, Die Durchführung der kirch- 
lichen Reformen Josephs II. im vorderösterreichischen Breisgau, Stutt- 
gart 1905, S. 173£f., und I. R. KuSej, Joseph II. und die äußere Kirchen- 
verfassung Innerösterreichs, Stuttgart 1908, S. 249ff., beide Werke er- 
schienen in den von Ulrich Stutz herausgegebenen Kirchenrechtlichen 
Abhandlungen, Heft 16/17 und 49/50. Vgl. ferner Hermann Franz, 
Studien zur kirchlichen Reform Josephs U. mit besonderer Berück- 
sichtigung des vorderösterreichischen Breisgaus, Freiburg i. B. 1908, 
8. 175£. 

2) S. insbesondere das Hfd. vom 26. Juli 1777 Punkt 3 (Jaksch 
IV 8.376). Vgl. auch die Gubernialverordnungen vom 24. September 
1772 und vom 7. und 28. Jänner 1773 (ebd. 8. 374/5). 
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zur Durchführung gebracht worden war, es solle jedermann 
ohne übergroße Beschwerlichkeit imstande sein, der Pflicht 
des Kirchenbesuches zu genügen und der. Wohltaten der 
Seelsorge teilhaftig zu werden!), war eine so größe Anzahl 
neuer Pfarren und Lokalkuratien geschaffen worden, daß 
die für den Unterhalt der Seelsorgegeistlichkeit zur Ver- 
fügung stehenden kirchlichen Mittel weder nach ihrem Aus- 
maße noch nach ihrer bestehenden Verteilung hinreichten, 
um allen Seelsorgern ein standesgemäßes Einkommen zu 
gewähren. Die Mittel hierzu mußten anderwärts beschafft 
werden. Wie dabei Joseph II. über die Beschaffung der 
nötigen Bedeckungsmittel dachte, hat er in dem oft zitierten, 
an den nachmaligen Präsidenten der geistlichen Hofkom- 
mission Baron Kresel gerichteten Kabinetsschreiben vom. 
17. Jänner 1783?) klar ausgesprochen ; 


„Die Versehung der Seelsorge in den gesammten 
Ländern ... . liegt der Geistlichkeit ohne Zweifel vor- 
züglich ob. Diese muß durch die wahre Hierarchie ge- 
leitet und geführet werden, also muß ein billiges Maaß 
zwischen Obern, so ihre Untergebenen übersehen können, 
seyn, dann auf die Erziehung der jungen Geistlichkeit 
zum Nachwachs, und die Vorsorge für die Alte und Ge- 
brechliche, die ihrer Schuldigkeit nicht mehr obliegen 
können, getroffen werden. 

Dieses zu bewerkstelligen ist ungezweifelt die Pflicht 
des Landesfürsten, und muß das Nöthige ohne Ersparung 
zu diesem schuldigen und heilsamen Zweck aus den klare- 
sten Einkünften des Staats vorzüglich genommen wer- 
den;... 

..... Es bleiben also, selber. abzuhelfen nur zween 
Weege übrig, nämlich zu sagen: 


!) Vgl. die Direktivregeln zum Hfd. vom 12. September 1782 
(Jaksch IV 8.380). 

?) Abgedruckt in: Gesetzliche Bestimmungen über die Er- 
richtung, Verwaltung und Verwendung der Religionsfonde 
der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder. 
Veröffentlicht im Auftrage des k. k. Ministers für Kultus und Unterricht, 
Wien 1871, S. 16. 
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Der Staat übernimmt alle geistlichen Einkünfte der 
gesammten Monarchie, und mißt einem jeden einen hin- 
länglichen Gehalt aus; oder: Er hebt den bestehenden 
Stand des geistl. Vermögens, sieht, wieweit er mit selbem 
auslangen könne, und wo und wann sich ein wirklicher 
Abgang gegen den Bedarf äußert, und nirgends kein 
Überfiuß mehr vorhanden wäre, so ersetzt Er selben aus 
den Staatseinkünften. ö 

Ich will Mich also nur an diesen zweyten Weeg, so 
zwar der weitwendigste ist, in so weit halten, als die 
Unmöglichkeit, mit selben zum Ziel zu gelangen, sich 
nicht äußerte, wo alsdann ersterer, als der unfehlbarste, 
müßte ergriffen werden... . .“ 

Joseph II. sprach in diesem Schreiben in klarer Weise 
aus, daß er die Sorge für den Unterhalt der Seelsorgegeist- 
lichkeit für eine Aufgabe des Staates hielt, und er ent- 
schied gleichzeitig, daß der Staat dieser Aufgabe in der 
Form gerecht werden solle, daß er das unzulängliche Ein- 
kommen einzelner Seelsorger aus Staatseinkünften er- 
gänze, sobald zwecks dessen Ergänzung nicht anderweitiges 
reichlicheres geistliches Einkommen zu Beitragsleistungen 
herangezogen werden könne. Dieser Gedanke der sub- 
sidiären Staatsaushilfe wurde mit Hilfe des im Jahre 
1782 geschaffenen und mit der Prager Salzkasse vereinigten 
Religionsfonds!) in die Tat umgesetzt, indem in den die 
Pfarregulierung in den österreichischen Ländern durchfüh- 
renden Hofdekreten die Kongrua der Seelsorger an allen 
nicht Klöstern oder Stiftern übertragenen neu errichteten 
Seelsorgeämtern aus dem Religionsfonds sichergestellt und 
dem Religionsfonds weiter die Ergänzung der Kongrua jener 
Seelsorger an bereits bestehenden Seelsorgeämtern auf- 
getragen wurde, die durch staatliche Verfügungen eine Ein- 
buße an ihrer Kongrua erlitten hatten. Da zunächst durch 
die Religionsfonds- oder geistliche Aushilfssteuer reichlichere 


1) S. hierzu die in der vorausgehenden Anmerkung angeführten 
„Gesetzlichen Bestimmungen“. Vgl. ferner Joseph Heltert 
2.2.0. 158.343. Vgl. auch den sehr ausführlichen Artikel ‚‚Religions- 
fonds“ von Max v. Hussarek im Österreichischen Staatswörterbuch, 
2. Aufl., IV. Bd., Wien 1909, 8. 92f. 


gr 
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Bee Einkommen zur Beitragsleistung für den Religions- 
fonds herangezogen wurden und erst bei Unzulänglichkeit 
der Mittel des Religionsfonds der Staat in Form von Vor- 
schüssen auszuhelfen hatte, entsprach diese Regelung den 
vorangeführten Grundsätzen.!) Für die Zwecke unserer 
Untersuchung lassen sich folgende hierbei in Betracht kom- 
mende Richtlinien der josephinischen Pfarregulierung her- 
ausheben: 


I. Die ‚‚alten‘‘ Pfarrer, d. h. die Piarrer an bereits 
vor der Regulierung bestehenden Seelsorgeposten blieben 
grundsätzlich im Bezuge ihres bisherigen Einkommens?), 
und es gebührte ihnen aus dem Religionsfonds nur dann 
der Ersatz einer Schmälerung ihrer mit 300 fl.?) fest- 


!) Nach der ursprünglichen Absicht sollte die zuerst für das Jahr 
1788 ausgeschriebene Religionsfondssteuer nach einem jährlich wechseln- 
den Prozentsatze derart ausgemessen werden, daß das jeweilige Fonds- 
defizit dadurch vollständig gedeckt und ein Zuschuß aus Staatsmitteln 
entbehrlich gewesen wäre. Es ließ sich dies jedoch nur im ersten Steuer- 
jahre in diesem Sinne wirklich durchführen, während später die Bedeutung 
dieser Abgabe immer geringer und das Erfordernis des Föndes immer 
größer wurde. Vgl. das Kapitel ‚Die Religionsfondssteuer‘ in den mehr- 
fach zitierten ‚„Gesetzlichen Bestimmungen“ S.42fl. Vgl. ferner 
den Motivenbericht zum Gesetz vom 19. April 1885, R.-G.-Bl. Nr. 47, 
abgedruckt bei Burckharda.a. O. S. 228. (Diese Quelle wird im folgen- 
den bloß als Motivenbericht zitiert werden.) — Nebenbei sei bemerkt, 
daß die Prager Salzkasse bereits seit längerer Zeit zu einer Beitrags- 
leistung zwecks Ergänzung der Kongrua gering dotierter Pfarren in 
Böhmen herangezogen wurde. Vgl. die Hid. vom 30. Juni 1767 und 
1. März 1771 (Jaksch IV 8.410 und 373). 

2) Punkt 8 und 9 der „Nachricht“ zum Hfd. vom 24. Oktober IT 83 
(Jaksch IV S. 387/8). 

8) Verordnung vom 17. Juni 1786 (abgedruckt bei Franz Rieder, 
Handbuch der k. k. Gesetze und Verordnungen über geistliche An- 
gelegenheiten vom Jahre 1740 bis 1855, 2 Bde., 1. Band 2. Aufl. Wien 
1848, 2. Band Wien 1855, I S. 356 [im folgenden wird dieses Werk zitiert 
als Rieder]): ‚„‚Gleichwie aber den alten Pfarrern von der einen Seite 
nichts entzogen wird, so haben sie sich von der andern, wo es um Ent- 
schädigung zu thun ist, auch mit der von jeher bestandenen Congrua 
zu 300 fl. zu begnügen und nach solcher werden ihre Entschädigungs- 
gesuche abgemessen.‘‘ Dieser Betrag erhöhte sich für Pfarrer, welche aus 
ihren Einkünften einen Kaplan erhalten mußten, auf 500 A.; vgl. Hfd. 
vom 16. April 1786 (Jaksch II 8.402). S. auch Helfert a.a.O. II 
S. 158. — Für die Pfarrer ‚‚der k. prager Städte‘ wurde die für die Ver- 
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gesetzten Kongrua, wenn diese Schmälerung durch auf 
Grund von Verfügungen ‚in publico ecclesiastieis“ er- 
folgte Aufhebung sonst ihnen zuteil gewordener Einkünfte, 
wie der Taufstola, der Gebühren für das Ausräuchern der 
Häuser u. &. m. verursacht worden war, anläßlich welcher 
Verfügungen der Staat den Ersatz der Einbuße an der 
Kongrua zugesichert hatte.!) 

Il. Für den angemessenen Unterhalt der Seelsorger 
an Klöstern oder Stiftern übertragenen neu errichteten 
Seelsorgeämtern hatten eben diese Klöster oder Stifter 
und zwar im allgemeinen in der Höhe des im Vermögens- 
bekenntnisse für 1783 für einen Geistlichen angesetzten 
jährlichen Beköstigungsbetrages aufzukommen.?) 

Ill. Die Besoldung aller übrigen neu anzustellenden 
Seelsorger wurde aus dem Religionsfonds sichergestellt 3) 
und zwar wurde die Kongrua derselben im allgemeinen 
für Pfarrer mit 400 fl., für Lokalkapläne mit 300 fl. und‘ 
für Hilfspriester mit 200 fl. festgesetzt.*) Zu diesen ‚‚neu- 


gütung von Taufgebühr- und Kolledaentgängen maßgebende Kongrua 
sogar auf 600 fl. festgesetzt (Hfd. vom 25. Oktober 1786, Jaksch II 
8.403). Über den Vorgang bei der Anspruchserhebung auf eine solche 
Entschädigung s. Hfd. vom 13. Februar 1788 und Gubernialverordnung 
vom 27. August 1788 (Jaksch II S. 404). 


ıy Helfert a.a. O. II S. 157. S. auch Punkt 15 der „Nachricht“ 
zum Hid. vom 24. Oktober 1783 (Jaksch IV S. 389): „Ebenfalls wird 
von dem 1. November an die in der Stolaordnung befindliche Taxe für 
die heilige Taufe gänzlich aufgehoben: ... . Dasjenige, so die Pfarrer 
erweisen können, daß ihnen dadurch von ihrer Kongrua entgehe, wird 
ihnen aus der Religionskasse sogleich ersetzt werden.“ Auch Hid. vom 
24. September 1785 (Jaksch V S. 562). 

2) Punkt 7 der ‚Nachricht‘ zum Hifd. vom 94. Oktober 1783 
(Jaksch IV S. 387) und Hfd. vom 6. März 1784 (Rieder I S. 108). 

3) Punkt 6 der ‚Nachricht“ zum Hfd. vom 24. Oktober 1783 
(Jaksch IV S.387) und Hfd. vom 6. März 1784 (Rieder I S. 108); 
ferner Hfd. vom 14. Februar 1784 (Jaksch IV 8. 391), wo es bezüglich 
der Dotierung der neuen Seelsorger in Punkt 3 heißt, es habe ‚„‚dieß- 
falls nur bei dem Principio stehen zu bleiben, daß die alten Pfarrer bei 
ihrem Genusse zu verbleiben nn und die neuen aus dem Fundo 
religionis dotiret werden müssen“ 

a, Hid. vom 24. September 1785 (bzw. vom 24. Oktober. 1783, 
Jaksch II S. 401): ‚Für die neu anzustellenden Pfarrer auf dem Lande 
wird der Gehalt auf 400 Al., für die Lokalkapläne auf 300 fl. und für die 
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gestifteten‘‘ Seelsorgern zählten auch die Inhaber ver- 
schiedener in Kuratbenefizien umgewandelter bisheriger 
„beneficia simplieia‘“. Dieselben blieben im Genusse ihres 
bisherigen Einkommens, das ihnen jedoch, wenn es die 
festgesetzte Kongrua nicht erreichte, auf die Höhe der- 
selben aus dem Religionsfonds ergänzt wurde.!) Die Do- 
tation aus dem Religionsfonds war nicht lastenfrei, son- 
dern mit der Verpflichtung zur unentgeltlichen Persolvie- 
rung einer bestimmten Anzahl der sogenannten ‚Beli- 
gionsfondsmessen‘‘?) verknüpft, und zwar mußte ein Pfar- 
rer 200, ein Lokalkaplan 180 und ein Kooperator 150 
solcher gestifteter Messen alljährlich lesen.?) 


Die dargestellte unterschiedliche Behandlung der alten 
. und neuen Pfarrer widerspricht etwas den im angeführten 


bei den Pfarrern anzustellenden Kooperatoren auf 200 fl. aus dem Reli- 
gionsfonde bestimmt.“ Ebenso die Hofverordnung vom 18. Juni 1785 
(Rieder I S. 108). Für bestimmte Städte und selbst Länder wurden 
jedoch teils von vornherein, teils erst in der Folge bedeutend höhere 
Kongrua-Ansätze aufgestellt. So wurde z. B. mit Hfd. vom 24. Oktober 
1783 Punkt 6 der dazugehörigen „Nachricht“ (Jaksch IV S. 387) für 
Niederösterreich das Gehalt der Pfarrer mit 600 fl., der Lokalkapläne 
mit 350 fl. und der Kooperatoren mit 250 fl. ausgemessen. Über die ört- 
lich verschiedene Höhe der Kongrua s. die bei Rieder I S. 108/9 und in 
den „Gesetzlichen Bestimmungen“ S. 55/56 angeführten Verord- 
nungen. Vgl. auch Helfert a. a. 0. IL S. 150—153. 


1) Überstieg aber ihr bisheriges Einkommen die Kongrua, dann 
blieb es ihnen unverkürzt. Hifd. vom 24. September und 9. Dezember 
1785 (Jaksch II 8.401/2). Vgl. auch Franz a.a.0. S. 182—184. 
S. ferner Punkt 5 der „‚Nachricht‘ zum Hfd. vom 24. Oktober 1783 und 
Punkt 4 des Hfd. vom 14. Februar 1784 (Jaksch IV 8. 387 und 391). 

2) Das sind diejenigen Messen, welche auf Grund der zahlreichen 
auf den vom Religionsfonds übernommenen geistlichen Vermögenschaften 
haftenden Messestiftungen zu persolvieren waren. 

3) Geier 2.2.0. S. 177 und Franz a.a. O. S.185. Die Zahl der 
unentgeltlich zu persolvierenden Messen dürfte anfänglich sogar noch 
bedeutend größer gewesen sein. Vgl. Helfert a.a.0. I S.131. Hifd. 
vom 25. Oktober 1788, Gubernialverordnung vom 4. März 1789 und vom 
16. März 1797 (Jaksch V 8.107, 108 und 110). Dazu kamen dann 
noch ungefähr 68 an den Sonn- und Feiertagen des Jahres für die Pfarr- 
kinder zu lesende Messen, und erst an den übrigbleibenden Tagen konnten 
Freimessen gegen Meß-Stipendien gelesen und dadurch das priesterliche 
Einkommen verbessert werden. 
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kaiserlichen Handschreiben enthaltenen Grundsätzen!), nach 
welchen man eine gleichartige Berücksichtigung der „alt-“ 
und ‚‚neugestifteten‘ Pfarrer wenigstens in so weit erwartet 
hätte, daß auch ersteren ein gewisser Mindestgehalt aus 
dem Religionsfonds auf jeden Fall?) sichergestellt worden 
wäre. Der Grund für dieses Vorgehen lag in den beschränkten 
zur Verfügung stehenden Mitteln. Anfänglich bewilligte 
man ja tatsächlich ausnahmslos auch allen alten Pfarrern, 
deren Einkommen 300 fl. jährlich nicht erreichte, auf ihr 
Ansuchen die Kongruaergänzung aus dem Religionsfonds 
und zwar ohne einen Unterschied zu machen, ob der Ab- 
gang auf den Ausfall von Stoltaxen u. dgl. oder auf eine 
von vornherein zu geringe Dotation zurückzuführen war.?) 
Erst als diese liberale Praxis bei der großen Anzahl gering 
dotierter „altgestifteter‘‘ Pfarrer die Mittel des Religions- 
fonds allzu stark in Anspruch nahm, stellte sich die Hof- 
buchhalterei auf den in den vorangeführten Richtlinien dar- 
gelegten und in der Folge noch öfter betonten Standpunkt ®), 
daß den alten Pfarrern eine Kongruaergänzung rechtlich 
‚nur‘ bei Schmälerung ihrer 300 fl. Kongrua durch solche 
staatliche Verfügungen gebührte, anläßlich deren sich der 
Staat ausdrücklich zum Ersatze verpflichtet hatte, während 
bei sonstigem Nichterreichen dieses Gehaltsminimums der 
Religionsfonds zu einer Ergänzung überhaupt nicht ver- 


!) Es ist ja dort vorbehaltlos von der im Falle der Notwendigkeit 
zu leistenden Staatsaushilfe die Rede, ohne daß zwischen den Seelsorge- 
stationen unterschieden wird. j 

2) Also nicht bloß in den Fällen der Schmälerung der Kongrua 
durch staatliche Verfügungen! 

®) Vgl. Kusej a.a. O. 8. 304/B. 

4) ZB. Hofkanzleidekret vom 14. Juli 1825 (Rieder I 8.113): 
„Der Religionsfond ist nicht verpflichtet, die Congrua aller altgestifteten 
Pfarren mit 300 fl. C. M. zu ergänzen.“ Auch Hifd. vom 14. November 
1821 (Jaksch VIIL S. 510). — Nur die Besoldung notwendiger Hilfs- 
priester wurde, insoweit sie nicht aus dem Pfarreinkommen bestritten 
werden konnte, ohne Unterschied der alten und neuen Pfarrstationen 
vom Religionsfonds übernommen. Hifd. vom 30. Juli 1785 („Gesetz- 
liche Bestimmungen“ S. 57), Hfd. vom 25. Oktober 1786 und Hfkzld. 
vom 30. Juni 1825 (Rieder I S. 221). Die Hilfspriesterkongrua war für 
die alten Pfarren ursprünglich mit 150 fl. festgesetzt und dann auf 200 fl. 
wie bei den neuen Pfarren erhöht worden. Vgl. Helferta. a. 0. ILS. 150. 
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pflichtet sei und ausnahmsweise trotzdem bewilligte Zu- 
schüsse als gnadenweise gewährte Unterstützungen ange- 
sehen werden müßten. " : i 

Um eine Kongruaergänzung zu erlangen, mußte der 
diese ansprechende Pfarrer zunächst ein detailliertes, alle 
pfarrlichen Einkünfte und Auslagen aufweisendes Pfründen- 
erträgnisbekenntnis (Fassion) verfassen. Von der Aufnahme 
in das Bekenntnis waren bloß etwaige freiwillige, ohne stän- 
dige Verpflichtung von der Gemeinde oder Obrigkeit ge- 
- währte Unterstützungen!) und die Kurrentmeßstipendien?) 
ausgenommen. Dagegen waren, entgegen dem bisherigen, 
‚wenigstens im Prinzip festgehaltenen, dem kanonischen 
Rechte entsprechenden Standpunkt, die Stolgebühren nach 
einem mehrjährigen Durchschnittsbetrage ebenfalls einzu- 
bekennen?) Das Gesuch um Zuerkennung der Kongrua- 
ergänzung mußte unter Anschluß des Pfründenerträgnis- 
bekenntnisses bei der Landesstelle®) eingebracht werden. Die 
Entscheidung darüber behielt Joseph II. der allerhöchsten 
Entschließung vor.?) 


1) Hfd. vom 22. Dezember 1787 betr. Inner-Österreich (Rieder I 
S. 112). 

2) Bereits im Hfd. vom 19. Februar 1780 über die Pfründenerträgnis- 
ausweise werden die Kurrentmeßstipendien ‚‚weilen solchesehrungewiß sind 
und auch als kein eigentlicher Theil‘ des Pfründenerträgnisses angesehen 
werden können, von dem Einbekenntnisse ausgenommen (Jaksch IV 
S. 454). Vgl. weiter die Hfd. vom 22. Mai 1798 und 1. Juli 1800 (‚‚Unter- 
richt“ Punkt 4) u.a. m. (Jaksch IV S.469 und 470). 


8) Schon nach dem Hifd. vom 19. Februar 1780 (Jaksch IV S. 454) 
sollten die Stolgebühren ‚als der wahre und hauptsächlichste Theil‘ 
des Pfründenerträgnisses nach einem zehnjährigen Durchschnitte ein- 
bekannt werden. Sie kamen in der Folge sowohl für die Berechnung 
der Pfründenverleihungstaxe als auch für die Frage einer etwaigen 
Kongruaergänzung als Teil des Pfründeneinkommens in Betracht. Vgl. 
die Hfd. vom 7. November 1782 und 1. Juli 1800 (‚„Unterricht‘“ Punkt 4) 
u.a.m. (Jaksch IV S. 381 und 470); s. auch Singer a.a. O0. 8. 150. 

*) Das Gesuch um Kongruaergänzung war entweder unmittelbar 
bei der Landesstelle oder mittelbar bei derselben im Wege des Kon- 
sistoriums oder des Kreisamtes einzureichen. Hierüber und über den 
weiteren Geschäftsgang s. Helfert a.a. O. IT S. 169/170. 

5) Vgl. Hfd. vom 25, Jänner 1784 (Jaksch II S.400) und Hid. 
vom 9. Oktober 1788 (Jaksch III S. 578): „Die den Pfarrern bewilligten 
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Da die Kongrua ein nicht verminderbares Minimalein- 
kommen darstellte, waren die bloß die Kongrua beziehenden 
Weltgeistlichen natürlich auch von der Entrichtung der 
früher erwähnten Religionsfonds- oder geistlichen Aushilfs- 
steuer befreit.) Diese Steuer wurde in der Folge ohnedies 
nur noch von denjenigen Bischöfen und Erzbischöfen, deren 
Dotation 12 000fl. bzw. 18 000 fl. jährlich überschritt, so- 
wie vom begüterten Regularklerus und den größeren Pfrün- 
den eingehoben, während die Domkapitel und einfachen 
Pfründen, unter welchen man auch die Pfarren verstand, 
gänzlich davon befreit wurden.?) In eben dieser Loszählung 
der Bistümer und Erzbistümer von der Entrichtung der 
Religionsfondssteuer bei einem geringeren jährlichen Ein- 
kommen als 12000 fl. bzw. 18 000 fl. will Helfert?®) die 
indirekte Festsetzung einer Kongrua für Bischöfe und Erz- 
bischöfe erblicken, weil sie bei diesem Einkommen als ge- _ 
rade nur für die eigenen Bedürfnisse angemessen dotiert 
und zu einem Beitrage für fremde unvermögend erachtet 
würden. Diese Beweisführung ist nicht ganz zutreffend, 
da es sich hier um eine Kompetenzfestsetzung handelt und 
Kompetenz und Kongrua nicht notwendigerweise zusammen- 
fallen müssen. Immerhin ist zuzugeben, daß Joseph II. bei 
Bistumserrichtungen das aus dem Religionsfonds sicher- 


Kongruaentschädigungen sind künftighin von dem Tage der erfolgenden 
höchsten Entschließung anzuweisen.“ — Helfert a.a. 0. S. 169. 


1) Die Religionsfondssteuer traf ja auch von vornherein (so z.B. 
Hfd. vom 28. Februar 1788, Jaksch V 8.126) nur jene geistlichen 
‚Pfründeninhaber, welche im Genusse eines 600 fl. übersteigenden jähr- 
lichen Einkommens standen, es wurde aber noch ausdrücklich mehrmals 
betont, daß diese Steuer die Kongrua nicht vermindern dürfe. Vgl. 
z. B. die Hfd. vom 18. April und 15. Juli 1788 (Jaksch V 8. 127 und 129) 
und insbesondere Hfd. vom 10. Februar 1789 (Jaksch V S. 130): „Jedem 
Pfründler, welcher zur Entrichtung der geistlichen Aushülfssteuer an 
seiner Kongrua verkürzt werden würde, müsse deren Erlassung ganz 
zu statten kommen.“ 
2) S. die Hfd. vom 17. August 1790, 28. Juni 1793 und 2. Jänner 
1798 (Jaksch V S. 131—133). Vgl. auch Helfert a.a. 0. I S. 350f. 
und II S. 222. 
») A.a.0.I1 8.149. 
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gestellte Einkommen der neuen Bischöfe auf 12 000 fl. jähr- 
lich festsetzte.!) 

Schließlich sei auch noch kurz der Verfügungen Jo- 
sephs II. hinsichtlich der Versorgung der Defizientenpriester 
gedacht.2) Um die Verwaltung der Pfarren dauernd durch 
dienstfähige Priester sicherzustellen, verordnete Joseph II. 
ursprünglich in Abweichung von den Vorschriften des ge- 
meinen Kirchenrechtes, daß durch Krankheit oder Alter 
laut ärztlichem Zeugnis zur ferneren Seelsorge gänzlich un- 
taugliche Priester unter Gewährung einer vom Religions- 
fonds?) zu leistenden, im allgemeinen 200 fl. jährlich be- 
tragenden Defizientenpension und mit: dem Anspruch auf 
freie Wohnung in einem Kloster oder Stifte in den Ruhe- 
stand zu versetzen wären.*) Da diese Regelung jedoch für 
die altgedienten Pfarrer eineHärte bedeutete, änderte sie 
Joseph II. selbst wieder ab und bestimmte durch Hofdekret 


2) Vgl. z.B. das Hfd. vom 18. bzw. 19. Jänner 1789 (Jaksch I 
S. 326) bezüglich des neuerrichteten Bistums Budweis und das Hfkzld. 
gleichen Datums (Rieder I S. 84) bezüglich des neuerrichteten Bis- 
tums Linz. 

2) Vgl. Helferta. a. O.ILS. 173—178. — Obwohl genau genommen 
nicht zu den Kongruavorschriften im eigentlichen Sinne gehörig, muß 
dennoch der Vollständigkeit halber in der vorliegenden Untersuchung 
auch auf diese Frage eingegangen werden, da in Österreich, insbesondere 
in neuerer Zeit, die Versorgung der Defizientenpriester stets in engem 
Zusammenhange mit’ der Regelung der Kongrua behandelt wurde. 

®) Mit dem Religionsfonds waren ja auch die früher-in einigen Pro- 
vinzen bereits bestandenen, meist sehr schwachen Emeriten- und Defi- 
zientenfonde vereinigt worden. S. Helfert a.a.0O. IS. 345. 

*) Hid. vom 14. April und 6. Juli 1785 (Jaksch IV 8. 338), vom 
24. September 1785 [zu Ende] (Handbuch aller unter der Regierung 
des Kaisers Joseph des II. für die k. k. Erbländer ergangenen Verord- 
nungen und Gesetze, herausg. von Joseph Kropatschek, 18 Bde., 
Wien 1785—1790, 8. Bd., 8. 688) und vom 29. Juni 1787 (Jaksch I 
S. 483). Der Aufenthalt in einem Kloster oder Stift zur freien Wohnung 
war keine Verpflichtung, sondern nur ein Recht, auf welches der Defizient 
verzichten konnte (Hfd. vom 17. Februar 1785, Rieder I S. 132). — 
Bezüglich der „Halb-Defizienten‘“, d. h. derjenigen Priester, die nur für 
einige Zeit oder nur betr. bestimmter Seelsorgeverrichtungen dienst- 
untauglich sind, bestimmte das angeführte Hfd. vom 6. Juli 1785, daß 
der Ordinarius durch ein Provisorium für die ordentliche Versehung der 
Seelsorge eventuell unter Heranziehung von Exreligiosen und Religiosen 
Vorsorge treffen solle. 
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vom 26. Dezember 17881), und zwar diesmal wieder in An- 
näherung an die kirchenrechtlichen Vorschriften, daß ‚‚wirk- 
liche Pfarrer, die durch eine längere Reihe von Jahren die 
Seelsorge mit Eifer und Treue verwaltet haben, 

Alters und Gebrechlichkeitshalber, wenn sie nicht zu allen 
Seelsorgeverrichtungen gänzlich und für beständig untaug- 
lich sind, wider ihren Willen von ihrer Pfarre nicht zu ent- 
fernen und in den Defizientenstand zu setzen“ sind, und 
daß sie ‚die Seelsorge durch ihre Kapläne unter ihrer Leitung 
‘und Mitwirkung fortzuführen“ haben; wenn sie keinen 
Kaplan hätten, dann sei ihnen auf ihre Kosten, wenn ihre: 
Einkünfte dazu langten, ein Kooperator, sonst aber ein 
Ordensgeistlicher auf Kosten seines Klosters oder Stiftes 
zur Aushilfe beizugeben. 


Ill. Die Weiterentwicklung der josephinischen 
Kongrua-Vorschriften und deren Mängel. 


Die dargestellte, unter Joseph II. geschaffene Regelung 
der Dotation der Seelsorgegeistlichkeit wurde in der Folge- 
zeit durch eine Unmenge von Hofdekreten und sonstigen 
staatlichen Verfügungen bis in die letzte Einzelheit aus- 
gebaut?), wobei es allerdings bei der großen Zahl der wenig 
einheitlich erlassenen, oft bloß einzelne Fälle regelnden Vor- 
schriften und bei der aus der früheren Verwaltung der ge- 
trennten Hofkanzleien herübergekommenen Gewohnheit, 
alles nach Provinzen zu regeln, zu manchen Widersprüchen 
und sachlich oft nicht gerechtiertigten örtlichen Verschieden- 
heiten kam und die so notwendige leichte Übersehbarkeit der 
geltenden Vorschriften vollständig schwand.?) Ein Eingehen 
auf alle Einzelheiten würde zuweit führen und manche über- 


1) Punkt 4. Jaksch IV S. 345. Dasselbe Hfd. regelt in Punkt 3 
auch die Verwendung der „Halb-Defizienten‘ näher. 

2?) Eine hübsche Darstellung der zu seiner Zeit geltenden Vor- 
schriften bringt Johann Georg Wörz, Kongrua der Kuratgeistlichkeit 
in der Provinz Tirol und Vorarlberg, Innsbruck 1847. S. auch von dem- 
selben: Die Dotationsverhältnisse der katholischen Seelsorgegeistlich- 
keit, Wien 1872. 

3) Über die verwirrende Menge der ziemlich planlos erlassenen 
Vorschriften s. die Bemerkungen im Motivenbericht 8. 240. 
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holte Bestimmung bringen. Die folgende Darstellung wird 
sich daher auf das für die Rechtsweiterbildung Wesent- 
liche beschränken. 

Vor allem wurde der bereits den josephinischen Vor- 
schriften innewohnende Gedanke, den Geistlichen ein ge- 
wisses Existenzminimum auf jeden Fall sicherzustellen, 
weiter ausgebaut. So bestimmten einige Hofdekrete vom 
Jahre 1791!), daß die Einkünfte einer geistlichen Pfründe 
nur so weit der Exekution unterzogen werden dürften, daß 
dem Pfründeninhaber ein jährlicher Unterhaltsbetrag von 
300 fl. frei verbliebe, eine Vorschrift, die in gleicher Weise 
für Pfarrer alter und neuer Stiftung Geltung hatte.2) Wei- 
ter wurde solchen Geistlichen, die keine Pfründe inne- 


1) S. die Hfd. vom 27. Juni, 8. und 15. Juli 1791 (Rieder I S. 365; 
II S.67 und Jaksch IV S. 457) mit nahezu gleichlautendem Inhalte. 

2) Vgl. den Wortlaut dieser Bestimmung (nach Rieder I S. 365): 
„Bei Executirung eines mit einer geistlichen Pfründe versehenen Geist- 
lichen ... ... können die Einkünfte der Pfründe, insoweit dem Geist- 
lichen der Genuß und die Verwaltung derselben zusteht, dergestalt mit 
Verbot und Execution belegt werden, daß hievon dem der Execution 
“ unterzogenen Geistlichen vor Allem der Unterhalt, welcher in der 
Congrua von jährlichen 300 fl. zu bestehen hat, verabfolgt werden 
müsse.“ Hier wird der Ausdruck „Congrua‘“ in der Bedeutung des 
exekutionsfreien Existenzminimums, also gleichbedeutend mit „Kom- 
petenz‘‘, gebraucht, wie ja auch in der vorjosephinischen Zeit die Fest- 
setzung der 300-fl.-Kongrua vornehmlich den Sinn einer Kompetenz- 
vorschrift gehabt hat. Die Vorschrift vom Jahre 1791, die ja auch dem 
Wortlaute nach ganz allgemein alle mit einer geistlichen Pfründe ver- 
‚sehenen Geistlichen betraf, bezog sich daher auch’ nicht bloß auf die 
„alten“ Pfarrer, sondern auch auf die im Genusse einer höheren ‚Kon- 
grua‘“ (im eigentlichen Sinne) stehenden ‚neuen‘ Pfarrer, denen bei 
einer Exekutionsführung zwar nicht ihre ganze Kongrua, aber doch 
wenigstens wie den alten Pfarrern ein Betrag von 300 fl. freizubleiben 
hatte. Vgl. Wörz, Kongrua der Kuratgeistlichkeit S. 31. S. auch den 
Wortlaut des Hfkzld. vom 13. August 1824 (Rieder II S. 67), welches 
in ganz gleicher Weise zwischen Kongrua im Sinne von Kompetenz und 
Kongrua im eigentlichen Sinne unterscheidet: „Etwas anderes ist die 
Congrua, welche an keinem Pfründner alter oder neuer Stiftung durch 
irgend eine Auflage auf die Pfründe geschmälert werden soll, und jene 
Congrua, welche die Staatsverwaltung aus öffentlichen Fonds aus be- 
sonderen Rücksichten selbst verabreicht. Jenes ist die Summe von 
300 fl. C.M.... Dieses ist die Summe, welche die Staatsverwaltung den 
Pfarrern, welche sie gestiftet hat, zu geben zugesichert hat.“ 
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hatten, mit Hofdekret vom 25. Oktober 1798!) nach Ana- 
logie der den Staatsbeamten zugestandenen Begünstigung 
die Befreiung ihrer Kongrua von gerichtlicher Exekution 
und Pfändung gewährt, eine gesetzliche Wohltat, welche 
schließlich auch den Defizientenpriestern hinsichtlich ihres 
aus dem Religionsfionds bezogenen Defizientengehaltes zu- 
gebilligt wurde.?) 

Die Kongrus, und zwar die nach den verschiedenen 
Dienstposten in verschiedener Höhe bemessene Kongrua 
durfte ferner in ihrem gesetzlich festgesetzten Ausmaße 
weder durch die Entrichtung der Grundsteuer®), noch durch 
Gerichts- und Gemeindeumlagen*) geschmälert werden. 


i) Bzw. vom 26. Jänner 1799, 19. Dezember 1800 und 30. August 
1805; Rieder IL S. 67. 

2) Hfkzld. vom 13. Oktober 1843 (Rieder I 8. 109): ‚‚Die pfarr- 
liche Congrus mit 300 fl. und der aus dem Religionsfonde entrichtete 
Deficienten-Gehalt des Curat-Klerus dürfen nicht mit Execution belegt 
werden.“ 

8) Eröffnung des Hfkzl.-Präsid. vom 28. April 1821 an das Gubermn. 
in Graz (Rieder I 8. 475): ‚Die h. Hofkanzlei ist, nach Einvernehmen 
mit dem k. k. Finanz-Ministerium, dahin übereingekommen, daß die 
Grundsteuer von allen ihr obliegenden Objecten ohne Unterschied, mit- 
hin auch von denjenigen, in deren Besitz die Ourat-Geistlichkeit ist, zu 
entrichten sey, der Curat-Klerus aber in den Fällen, wo die ihm gesetz- 
lich bemessene Congrua durch die Entrichtung dieser Steuer geschmä- 
lert würde, zu entschädigen wäre.‘ Ähnlich Hfkzld. vom 29. März 1833 
(ebd.). Ferner Circul.-Verordn. d. o. e. Reg. vom 14. Februar 1845 
(Rieder IS. 113) und Erl. d. o. e. Statthalt. vom 1. Oktober 1850 (Rie- 
der II 8. 68). Vgl. auch Deer. d. o. e. Reg. vom 1. August 1831 (Rieder 
I 8.113) und die ausführliche Darstellung bei Helfert a. a. O. IL S. 165 
bis 168; ferner das Hfd. vom 5. September 1825, Prov.-Ges. Mähr., 7. Bd. 
S. 222 (und die Ausführungen bei Helfert a. a. O. II S. 171/2), wonach 
bei Exekutionsführung gegen einen Kuratgeistlichen wegen Steuerrück- 
ständen die Kongrua stets unverletzt zu bleiben hatte. — Die angeführten 
Bestimmungen über die Kongruaergänzung bei Schmälerung der Kongrua 
durch geleistete Grundsteuer betrafen sowohl die Pfarrer neuer als auch 
alter Stiftung und gehörten somit zu jenen besonderen Vorschriften, 
durch welche auch den alten Pfarrern in bestimmten Fällen Kongrua- 
ergänzungen zugesichert worden waren. Vgl. darüber die „Gesetz- 
lichen Bestimmungen“ S. 57 und die dort angsführten analogen Vor- 
schriften betr. der Kuponsteuer und der Zuschläge zur Grundsteuer. 

*) Die sogenannten „Wustungen“ in Tirol. S. die ausführliche Dar- 
stellung bei Wörz a.a. OÖ. S.31—46 und die dort angeführten gesetz- 
lichen Vorschriften. 
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Zahlreiche weitere Vorschriften betrafen Form und In- 
halt der Pfründenfassionen und die Form des Ansuchens 
um Kongruaergänzung!), deren Bewilligung nunmehr?) der 
Amtswirksamkeit der Landesstellen zugewiesen wurde.?) 

Eine wichtige Neuerung brachte die Ah. Ent- 
schließung vom 25. April 1840%), die verordnete, daß das 
Stoleinkommen nur dann und in dem Maße in die Kongrua 
einzurechnen wäre, als es jährlich den Betrag von 50fl.K.M. 
übersteige, eine Begünstigung, die man allerdings nur den 
neugestifteten Pfarrern zubilligte°), da man offenbar die alt- 
sestifteten Pfarrer trotz ihrer geringeren Kongrua immer 
noch für besser dotiert hielt, weil sie mehr Naturalnutzungen 
genossen als die meist nur auf ein Geldeinkommen an- 
gewiesenen ‚neuen‘ Pfarrer.) Wichtig ist, daß hierbei 
die sogenannten ‚‚Inzerten‘ nicht als Stolgebühren einzu- 
bekennen waren, worunter man insbesondere alle freiwilligen 
Beiträge oder Gaben für selbstgeforderte, nicht vorgeschrie- 
bene priesterliche Verrichtungen verstand.’) Dagegen durfte 


1) Vgl. darüber Wörz a.a. 0. 8. 6—29.° 

2) Während sie ursprünglich (s. oben) der Allerhöchsten Ent- 
schließung vorbehalten gewesen und dann (durch Ah. Kabinetsschreiben 
vom 24. Jänner 1800, Pol. Ges. 15. Bd. S.4) der Hofstelle ohne be- 
sonderen Vortrag eingeräumt worden war. Vgl. Helferta. a. O.IIS. 169. 

3) Hfkzld. vom 16. Mai 1807 und 2. Juni 1832 (Rieder I S. 114). 

a) RiederlS.112. Vgl. auch Erl. d. Min. f. Kult. u. Unterr. vom 
19. Februar 1853 (Rieder II S. 69). 

5) S. den in der vorhergehenden Anmerkung genannten Min.-Erlaß. 

6) Vgl. Motivenbericht S. 233. — Volkswirtschaftlich interessant 
ist, daß man auch den bloß in Geld dotierten Pfarrern von jeher wenig- 
stens ein kleines Stückchen Grund und Boden zuzuweisensuchte. Hfd. vom 
12. August 1790 (RiederIl S. 67): ‚Den bloß mit Geldeinkommen dotirten 
Pfarrern ist ein Gärtchen und ein kleiner Wiesengrund zuzutheilen.‘“ 

”), Wörza.a.0.S.11. Vgl. auch Prov.-Gesetzs. Tirol Jahrg. 1824, 
Bd. XT, S. 615, und Motivenbericht 8.238. In gleicher Erwägung 
wurde auch wiederholt neuerlich eingeschärft, daß Kurrentstipendien 
für Manualmessen in die Dotation der Pfarrer nicht einzurechnen wären. 
Dekret d. Finanz-Hofstelle vom 22. Mai 1798 (Rieder I S. 113), Hifd. 
vom 2. April 1802 (Jaksch VIII S. 586), Gubernialdekret vom 24. Mai 
1817 (Prov.-Gesetzs. Tirol Jahrg. 1817, I S. 561; Wörz a. a. O. S. 10/11) 
u.a.m. Dem gleichen Gedankengange, daß freiwillige und daher un- 
sichere Leistungen nicht als ständiges Amtseinkommen angesehen werden 
könnten, entsprach die Bestimmung des Hfkzld. vom 25. Jänner 1820 
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andererseits das Alumnatiküm als eine persönliche Abgabe 
der Geistlichkeit nicht unter den Ausgaben zur Gutlassung 
in die Fassion eingesetzt werden.!) 

Zum Kapitel der Pfründenfassionen gehört auch die 
Frage der Einrechnung des Einkommens aus geistlichen 
Stiftungen in die Kongrua. In diesem Punkte war die 
Praxis längere Zeit schwankend.2) Im allgemeinen ging 
sie allerdings dabin, daß mindestens das Einkommen aus 
neu (d. h. nach der josephinischen Pfarregulierung) errich- 
teten Stiltungen den Seelsorgern neben ihrer Kongrua zu- 
gute kommen sollte und nicht zu fatieren wäre, da doch 
die Stifter offenbar eine Aufbesserung des normalmäßigen 
Einkommens der Seelsorger, nicht aber eine Entlastung des 
Religionsfonds beabsichtigt hätten, ein Standpunkt, dem 
auch das Hofidekret vom 20. Februar 1840, Z. 31523), wenig- 
stens bezüglich der neuen Pfarren Rechnung trug, während 
bei den alten Pfarren die Stiftungsbezüge weiterhin in die 
Kongrua eingerechnet wurden. Doch bereits das Hof- 
kanzleidekret vom 2. Dezember 1842*) schränkte diese Be- 
günstigung auf jene Pfarrer ein, während deren Amtswirk- 
samkeit die Stiftung angefallen war, wogegen ihre Amts- 
nachfolger das Stiftungseinkommen bereits wieder fatieren 
mußten. Eine einheitliche Regelung brachte erst der Kultus- 
ministerial-Erlaß vom 29. Dezember 1851°), wonach der 


(Rieder I S. 112), wonach ‚‚die hier und da üblichen Sammlungen der 
Geistlichkeit als Urbarial-Bezüge selbst dann nicht angesehen werden 
können, wenn sie in bestimmten Beträgen bestehen, und in den Grund- 
büchern vorgemerkt wären; weil sie ihrem Ursprunge nach freiwillige 
Leistungen sind.“ 

ı) Hfd. vom 16. November 1826 (Rieder I S. 113). 

?) Vgl. Motivenbericht S. 238/239. 

®) Zitiert im Motivenbericht S. 239. 

a) Rieder I 8.484: „..,.. daß unter neuen Stiftungen, welche 
bei neuen Pfründen nicht in die Congrua einzurechnen sind, solche 
Stiftungen zu verstehen seyen, welche erst während des Nutzgenusses 
eines Pfründners zugewachsen sind, dem sie daher für seine Person nach 
bereits geschlossenem Dotations-Acte mit Rücksicht auf seine früheren 
Tinkünfte, auf die er schon investirt ist, freizulassen sind, wogegen sie 
seinem Nachfolger, anstandslos wieder zur Last zu schreiben sind.“ 

5) Rieder IL 8.145: „In der Berücksichtigung, daß der Errichtung 
der geistlichen Stiftungen nicht blos die Verrichtung einer gottesdienst- 
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Stiftungsbezug künftig (d. i. nach diesem Erlasse) zu er- 
richtender Messenstiftungen von der Einrechnung in die 
Kongrua der Seelsorger ausgenommen war, welche Bestim- 
mung der Kultusministerial-Erlaß vom 20. Mai 1866, 2.3374!) 
noch ausdrücklich als auch auf die alten Pfarren an- 
wendbar erklärte.?) 

Alle neuen Verordnungen bedeuteten jedoch keine tat- 
sächliche Reformierung der bestehenden Kongrua-Vorschrif- 
ten, da sie deren Hauptmängel — die unterschiedliche Be- 
handlung der alt- und neugestifteten Pfarrer, die sachlich 
inkonsequent durchgeführte Einrichtung der Lokalkapla- 
neien und insbesondere die im allgemeinen zumeist bereits 
von vornherein zu niedrig angesetzten und im Verlaufe der 
Zeit immer unzureichender werdenden Kongruaziffern — 
nicht berührten. So wurde vor allem die wegen Unzuläng- 
lichkeit der zur Verfügung stehenden Mittel von Joseph II. 
eingeführte, oben bereits besprochene Unterscheidung zwi- 
schen alt- und neugestifteten Pfarrern bei der in der Folge 
stets mehr hervortretenden Unvermögenheit des Religions- 
fonds, die an ihn gestellten immer wachsenden Ansprüche 
zu befriedigen, ein volles Jahrhundert hindurch festgehal- 
ten.) Bloß in Böhmen hatte man einmal den Versuch 
gemacht, diese in vieler Hinsicht unbillige Unterscheidung 
zu beseitigen, indem man mit den Hofdekreten vom 30. April 
1807, Z. 7879), und vom 11. Februar 1808, Z. 27195), wenig- 


lichen Handlung, sondern auch die Absicht der Verbesserung des Seel- 
sorgers zu Grunde liegt, findet man sich durch mehrfache Anfragen 
zu der Anordnung veranlaßt, daß bei künftig zu errichtenden Messen- 
Stiftungen der Stiftsbezug in die Congrua (sc. der Seelsorger) und Dota- 
tion der Mendikanten nicht einzurechnen sei.“ Aus Erlaß des o. e. Statt- 
halters vom 23. Mai 1852 (Rieder II 8.247) ergibt sich, daß im vor- 
stehenden Erlasse nach dem Worte ‚„Congrua“ die Worte ‚‚der Seel- 
sorger‘‘ dem Sinne nach einzuschieben sind. 

t) Zitiert im Motivenbericht 9. 239. 

?) Damit war eine ausnahmslose Regelung hergestellt, und die Frage 
der Einrechnung der Messenstiftungen, welche bei manchen Pfarren einen 
nicht unbedeutenden Teil des Einkommens darstellten, regelte sich nun- 
mehr ganz einfach einzig danach, ob sie vor oder nach dem erwähnten 
Ministerialerlasse vom 29. Dezember 1851 errichtet worden waren. 

®) Vgl. hierzu insbesondere Motivenbericht S. 232—235. 

4) Zitiert im Motivenbericht S. 233, 

5) Jaksch VIII 8. 508. 


wir 
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stens den Seelsorgern an jenen altgestifteten Pfarren, die 
entweder mit gar keinen oder nur geringen Naturalbezügen 
dotiert waren, die erhöhte Kongrua der neuen Pfarrer und 
Lokalkapläne und deren Anspruch auf Kongruaergänzung 
aus dem Religionsfonds zuerkannte, eine Begünstigung, die 
jedoch bereits mit Hofdekret vom 28. Dezember 1811!) mit 
der Wirkung wieder aufgehoben worden ist, daß in der Folge 
der alte Standpunkt um so stärker betont wurde.2)- 

In der Praxis wurden allerdings aus Gründen der Billig- 
keit vielen altgestifteten Pfarrern, als sie durch das Finanz- 
patent vom Jahre 1811 weit unter die alte 300 fl.-Kongrua 
fielen, ganz allgemein bis zum Betrage von 300 fl. K.M. 
Unterstützungen aus dem Religionsfonds gewährt?), doch 
wurde der Grundsatz festgehalten, daß dies keine ‚Kongrua- 
ergänzung‘, sondern eine ohne Verpflichtung gnadenweise 
gewährte Unterstützung wäre. 

Abgesehen von der Unbilligkeit der verschiedenen Be- 
handlung der alten und neuen Pfarrer, ergaben sich auch 
Schwierigkeiten bei der Anwendung dieser Unterscheidung 
auf jene Länder, in denen die josephinische Pfarregulierung 


!) Jaksch VII S. 509. 

2) Hfd. vom 21. März 1822 (Jaksch VIII S. 512), wonach ‚‚der 
Religionsfond im Allgemeinen rücksichtlich der Pfarrer alten Ursprungs 
die Verpflichtung der Kongruaergänzung nie übernommen hat“; ferner 
Hfkzld. vom 14. Juli 1825 (Rieder I 113) u. a. m. Nur der bereits ur- 
sprünglich den alten Pfarrpfründen zugebilligte Anspruch auf Ent- 
schädigung einer Verminderung ihrer Kongrua unter 300 fl.”K. M. durch 
Staatsverfügungen wurde anerkannt (Hfkzld. vom 13. Januar 1820 
2.579, Ministerialdekrete vom 27. Dezember 1866 und 19. Februar 1867 
Gesetzliche Bestimmungen S8. 57). 

®) Hfd. vom 6. Februar 1812 (Jaksch VIIL S. 109): „Bine Kongrua- 
vermehrung kann dermalen höchstens nur dann eintreten, wenn die 
Einkünfte eines Pfarrers unter 300 fl. durch die Interessenverminderung 
herabfielen.‘“‘ Ähnlich die Hfd. vom 24. Februar 1812 und vom 27. De- 
zember 1821 (Jaksch VIII S. 509 und 512). Hikzld. vom 14. Dezember 
1825 2. 37863 (Gesetzliche Bestimmungen S. 57), wonach ‚‚die so- 
genannten alten Pfarren bis zur Completirung ihres fassionsmäßigen 
Einkommens bis zu dem Betrage von 315 Al. (gleich 300 fl. K. M.) unter- 
stützt werden‘ können. „Jedoch darf (Ministerialdekr. vom 11. April 
1868 Z. 2353, n. Steierm., Gesetzliche Bestimmungen S8. 57) dieser 
Antrag nur im äußersten Nothfalle gestellt werden.“ S. auch Hifkzld. 
vom 19. März 1840 (Rieder II S. 67). 
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nicht durchgeführt worden war, oder die erst später dem 
österreichischen Staatsverbande einverleibt wurden.!) Aber 
auch in den Ländern der, josephinischen Pfarreinrichtung 
war es oft nicht leicht, im einzelnen Falle die Eigenschaft 
einer Pfarre als alte oder neugestiftete festzustellen, so daß 
diese Unterscheidung zu dauernden Streitigkeiten Anlaß, 
gab.?) Eine Reform in diesem Punkte war deshalb dringend 
nötig. 

Eine ähnliche Unbilligkeit wie die Unterscheidung von 
„alten‘ und ‚neuen‘ Pfarrern lag in der Unterscheidung 
zwischen Pfarrern und ‚„Lokalkaplänen‘, welche letztere 
eine Neuschöpfung der josephinischen Pfarreinrichtung?) 
darstellten. Anknüpfend nämlich an die an vielen Orten 
bereits vorher bestehende Einrichtung der exponierten Hilfs- 
priester, der sogenannten Kuratkapläne, Lokalisten oder 
Expositen, die an im Pfarrbezirke liegenden Neben- oder 
Filialkirchen den Seelsorgedienst versahen, waren bei der 
josephinischen Pfarreinrichtung neben zahlreichen neuen 
Pfarren noch zahlreichere ‚„Lokalkaplaneien‘“ errichtet wor- 
den.) Während aber die alten Kuratkapläne mehr oder 
minder abhängige Gehilfen des an der Mutterpfarre residie- 
renden Pfarrers darstellten, waren die neuen Lokalkapläne 
durchaus selbständig und mit voller pfarrlicher Jurisdiktion 
ausgestattet, hatten also faktisch die Stellung selbständiger 
Pfarrer, hinter denen sie aber durch Titel und geringere 
Dotation (meist 300 statt 400 fl. K. M.) zurückstanden.?) 


1) Spätere Pfarregulierungen erfolgten in der Bukowina im Jahre 
- 1811, in Salzburg im Jahre 1819, im exvenetianischen Istrien im Jahre 
1825 und in Dalmatien im Jahre 1849 (s. Gesetzliche Bestimmungen 
S. 55). 

2) Motivenbericht S. 234. 

®) Hfd. vom 9. Mai 1822 (Jaksch VIII 8.512) lit. a: „Lokal- 
kapläne alter Stiftung giebt es im freyen Sinne keine, da diese eine 
Kreazion der neuen Pfarregulirung sind.‘ 

4) Motivenbericht S. 235/236. 

5) Vrdg. vom 6. März 1784 an die o. e. Rgg. (Rieder I S. 108): 
„Obgleich den Localkaplänen ein geringerer Gehalt als den Pfarrern 
bestimmt ist, gleichwie sie auch für jene Gemeinden angetragen worden 
sind, die minder zahlreich sind; so müssen sie doch in der geistlichen 
Jurisdiction mit den Pfarrern ganz gleich seyn, somit alle Parochialia 
ausüben, und so wie diese dem nächsten Rural-Dechante unterstehen.‘ 
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Da diese Unterscheidung zwischen Pfarrern und Lokal- 
kaplänen ziemlich systemlos und ohne viele Rücksicht auf 
die örtlich verschiedenen Seelsorgebedürfnisse durchgeführt 
wurde und sogar aus finanziellen Gründen das Streben her- 
vortrat, die neuen Pfarren so viel als tunlich als Lokal- 
kaplaneien zu konstituieren!), ergab sich mancherorts die 
sachlich durchaus ungerechtfertigte Folgeerscheinung, daß 
in dichtbevölkerten Seelsorgebezirken und unter schwierigen 
Pastorierungsverhältnissen nur Lokalkaplaneien und in weni- 
ger bevölkerten Bezirken und unter viel einfacheren Ver- 
hältnissen Pfarren bestanden. Erwägt man weiter, daß 
sich die Lokalkapläne infolge ihres Titels von den älteren 
unselbständigen exponierten Kuratkaplänen nicht genügend 
unterschieden und dies nicht selten Anlaß zu Zweifel und - 
Streit über ihre kirchliche Stellung und Rechte gab?), so 
wird klar, daß hier eine Reform im Sinne einer vollständigen 
Gleichstellung der Lokalkapläne mit den Pfarrern ein drin- 
gsendes Bedürfnis war. 


Die Hauptschwäche der josephinischen Kongrua-Vor- 
schriften lag jedoch in der von vornherein zu knapp be- 
messenen Dotation der Seelsorger, deren ‚„systemmäßig‘ 
eingeräumte Kongruabezüge der großen Mehrzahl nach 
kaum zur Deckung der bescheidensten Lebensansprüche 
hinreichten, weshalb das Bestreben nach Erhöhung der- 
selben fast ebenso alt ist wie ihre Einrichtung selbst. Be- 
reits das infolge der „Klagen der Bischöfe über den Mangel 
an Nachwachs der Geistlichkeit“ am 25. Oktober 17923) 
erlassene, Anordnungen zur ‚„Geistlichkeitsmangelabhelfung‘“ 
treffende Hofdekret stellte eine (hernach aber nicht zur 
Durchführung gelangte) Kongruaerhöhung in Aussicht, „um 


Dieser ganz richtige Grundsatz, Lokalkaplaneien nur für weniger bevöl- 
kerte Seelsorgebezirke zu konstituieren, wurde allerdings in der Praxis 
durchaus nicht konsequent durchgeführt. 

1) Vgl. z.B. Kusej a. a. O. 8. 255—265, wo aus dem Angaben über 
die Pfarregulierung in Krain, Steiermark und Kärnten die bedeutend 
größere Zahl der Lokalkaplaneien gegenüber den Pfarren unter den neu- 
gegründeten Seelsorgestationen deutlich hervortritt. 

2) Motivenbericht a.a. 0. 

®) Jaksch II S. 428. 


9%* 


- 
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den Reitz zur Annahme des geistlichen Standes zu vermeh- 
ren‘. Tatsächliche ziffernmäßige, durch die zunehmende 
Teuerung‘ allerdings wieder wettgemachte Aufbesserungen 
brachten erst einige Hofdekrete des beginnenden 19. Jahr- 
hunderts, die teils zu den bisherigen Kongruaansätzen Teue- 
rungszulagen bewilligten), teils den nur mit Bargeld dotier- 
ten Seelsorgern dem enorm sinkenden Werte des Papier- 
geldes entsprechende Prozentualzuschüsse gleichwie den 
Staatsbeamten gewährten.?) Diese Aushilfen waren jedoch, 
entsprechend ihrem Anlasse, nur vorübergehend. So wurden 
nach dem Erscheinen des Finanzpätentes vom Jahre 1811 
mit Hofdekret vom 28. Dezember desselben Jahres?) alle 
Teuerungszulagen wieder abgeschafft und die Höhe der Kon- 
grua auf den alten Stand vom Jahre 1798 zurückgeführt. 
Auch die Prozentualzuschüsse hörten schließlich wieder auf, 
seitdem die aus dem Religionsfonds geleisteteten Bezüge 
mit Wirksamkeit ab 1. November 1818 wieder in Metallgeld 
ausbezahlt wurden.?) 

Die tatsächliche Erhöhung der Seelsorgergehälter, die 
bereits 1813 für unmittelbar bevorstehend gehalten wurde), 


1) Mit Hfd. vom 2. April 1802 (Jaksch X S. 664; Rieder 18. 111. 
Vgl. auch Hfkzld. vom 26. Juli 1804, Rieder I S. 111) wurde den mit 
nicht mehr als 300 fl. bzw. 150 fl. dotierten Lokalkaplänen und Koopera- 
toren eine jährliche Zulage von 50 fl. gewährt, welche Begünstigung 
mit Hfd. vom 26. Februar 1805 (Jaksch X S. 666) auch auf die nicht 
mehr als 350—400 fl. beziehenden neuen Pfarrer und Lokalkapläne aus- 
gedehnt wurde. Mit Hfd. vom 9. Oktober 1807 (Jaksch VIII S. 508) 
wurde dann die Kongrua für die nur mit barem Gelde dotierten neu- 
gestifteten Seelsorger unter Einziehung der bisherigen Teuerungszulagen 
für Pfarrer von 400 fl. auf 500 fl., für Lokalkapläne von 350 fl. auf 400 Al. 
und für Kooperatoren von 200 fl. auf 300 fl. erhöht. 

2) S. die Hfd. vom 21. Februar und 5. Juli 1810, 1. März 1811, 
13. Februar, 1. Mai und 8. August 1815, 30. April und 21. August 1818 
(Jaksch X S. 667 —676). 

®) Jaksch VIII S. 509. 

*) S. Hfd. vom 27. März 1819 und Gubernialverordnung vom 
6. Dezember 1821 (Jaksch VIII 8.113 und 511). 

5) Hfd. vom 26. Februar 1813 (Jaksch VIIL S. 510): ‚Es hat vor 
der Hand noch bei der alten ursprünglichen Kongrua der Religions- 
fondskuraten .... .. zu verbleiben; da ohnehin über eine Verbesserung 
des Schicksals der Religionsfondsseelsorger eine besondere Verhandlung 
im Zuge ist.“ 
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ließ jedoch endlos auf sich warten. Allerdings wurde sie 
nicht eigentlich vergessen. So verfügte Kaiser Franz 1. 
mit Ah, Entschließung vom 25. September 1816, die Hof- 
kanzlei habe „das schon lange verzögerte Operat wegen 
der allgemeinen Congruaregulierung für die zu gering dotirte 
"Curatgeistlichkeit möglichst zu beschleunigen“. Im Jahre 
1822 wurde dieser Auftrag betrieben und mit Ah. Ent- 
schließung vom 18. Jänner 1824 sprach der Kaiser aber- 
mals die Zuversicht aus, daß das neue „Congrua-Bemes- 
sungsoperat‘“ binnen drei Monaten vorgelegt werde. Mit 
Ah. Entschließung vom 25. April 1826 wurde befohlen, daß 
dieser Gegenstand in einer eigenen Zusammentretungmit 
dem Finanzministerium reiflich zu erwägen sei, und weitere 
Ah. Resolutionen aus den Jahren 1834, 1837 und 1841 be- 
trieben die Angelegenheit neuerdings.!) Obgleich also die : 
Kongruaregulierung dauernd ‚im Auge behalten‘ wurde, 
kam es trotzdem noch lange nicht zu ihrer tatsächlichen 
Durchführung. Der schon von vornherein überlastete und 
allzu bureaukratisch verwaltete Religionsfonds war eben in 
der Finanzkrise des zweiten Jahrzehntes des 19. Jahrhun- 
derts unrettbar passiv geworden und verlangte ohnedies 
bereits so bedeutende staatliche Zuschüsse, daß man diese 
noch mehr zu steigern nicht den Mut hatte. 

Wie im Vormärz, so beeilte man sich auch nach dem 
Jahre 1848 durchaus nicht mit’ der Aufbesserung der Kon- 
gruabezüge. Trotz einer Eingabe der im Jahre 1849 m 
Wien versammelten Bischöfe an den Minister des Innern, 
worin neben anderen Wünschen die Erhöhung der Bezüge 
der Seelsorger ‚auf angemessene, den Zeitverhältnissen 
besser entsprechende Beträge‘ verlangt wurde, und trotz 
einer Äußerung des Finanzministeriums vom 17. Januar 
1853, Z. 587, worin die Kongruaaufbesserung ‚eine durch 
die höchsten Gründe der Staatsweisheit geforderte Maß- 
regel‘ genannt und zugegeben wurde, daß die Lage des 
Klerus infolge der gestiegenen Preise, der erhöhten Steuern 


1) Motivenbericht S.241 und Bericht des Kongrua-Aus- 
schusses des Abgeordnetenhauses vom 15. März 1884 (Beilagen zu den 
stenograph. Protokollen des Abgeordnetenhauses, IX. Session, Nr. 882), 
abgedruckt bei Burckhard a.a. 0. II S. 261. 
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und der Ablösung aller Grundlasten sich ganz bedeutend 
verschlechtert habe, blieb es auch weiterhin bei jahrzehnte- 
lang sich hinziehenden fruchtlosen Verhandlungen.!) Die 
Zahl der in materielle Bedrängnis geratenden Seelsorger 
wurde bei ihrer immer unzulänglicher werdenden Besoldung 
eine immer größere, und als natürliche Folge dieser Verhält- 
nisse fanden sich immer weniger Anwärter für den geist- 
lichen Stand, so daß schließlich in den meisten Diözesen 
ein Priestermangel fühlbar wurde. Derart war die Kongrua- 
regulierung zu einem unbestreitbaren Bedürfnisse geworden, 
das schließlich einen weiteren Aufschub nicht mehr duldete.?) 


1) Motivenbericht S.242 und Bericht des Kongrua-Aus- 
schusses a. a. O0. S. 261/262: Vgl. auch Art. XXVI des Konkordates 
von 1855, wonach ‚‚die Ausstattung der Pfarren, welche keine nach den 
Verhältnissen der Zeit und des Ortes genügende Kongrua haben, so 
bald es möglich ist, vermehrt... .. werden wird“. S. hierzu Max 
Hussarek, Die Verhandlung des Konkordats vom 18. August 1855, 
im Archiv für österreichische Geschichte, herausg. von der Aka- 
demie der Wissenschaften in Wien, 109. Bd., 2. Hälfte, 1922, S. 447fl. 
Insbesondere (im Texte) S. 498, 566 Anm. 240, 627—630, 666 (und in 
den Beilagen) 760, 788, 797, 801 und 806. Doch trotz dieser Bestimmung 
des Konkordats und trotz des neuerlichen Drängens der im Jahre 1856 
abermals in Wien versammelten Bischöfe wurde die allgemeine Kongrus- 
Regulierung mit Rücksicht auf die triste Finanzlage des Staates noch 
immer nicht in Angriff genommen. 

2) Eine weitere, hier noch kurz zu erwähnende, reformbedürftige 
Unvollkommenheit der josephinischen und nachjosephinischen Kongrua-- 
vorschriften lag in der Planlosigkeit, mit der man teils von vornherein, 
teils erst später für die Seelsorger bestimmter Städte und selbst ganzer 
Länder höhere Spezialkongruen festgesetzt hatte. Vgl. hierzu Gesetz- 
liche Bestimmungen S. 55/56; Hikzld. vom 135. August 1824 (Rieder 
IlS. 67) und insbesondere Motivenbericht S. 240/241 und Singer 
a.2. 0. 8. 149/150. Es war ja gewiß geboten und wohl begründet, daß 
man besonderen örtlichen Verhältnissen durch Erhöhung der Kongrua 
Rechnung trug; da man aber diesbezüglich nicht gleichmäßig vorging, 
von Fall zu Fall anders entschied, einmal höhere Kongruen bewilligte 
und in anderen gleichartigen Fällen nicht die geringste Rücksicht walten 
ließ, und da man schließlich die Kongruaziffer in der allerverschiedensten 
Art, weit über die durch die Lokalverhältnisse gebotenen Unterschiede 
hinaus, festsetzte, hatte dieses Vorgehen nur zu oft völlig unbegründete 
örtliche Verschiedenheiten und damit gewisse Unbilligkeiten zur Folge. 
Ganz richtig fragt der Motivenbericht (S. 241), indem er Stichproben 
hervorhebt: ‚Warum soll z. B. der Pfarrer in Brünn. nicht die gleichen 
Ansprüche zu Recht haben, wie jener in Prag und Lemberg, der Pfarrer 


F 
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IV. Das Gesetz vom 19. April 1885, 
R.-G.-Bl. Nr. 47. 


Als die dringliche Notwendigkeit einer Kongruaregulie- 
rung bereits nicht mehr zu übersehen wart!), ordnete endlich 
im Jahre 1870 das Ministerium für Kultus und Unterricht 
genaue Erhebungen über die Dotation der Pfründen und 
Klöster, über die rechtlichen und ökonomischen Verhältnisse 
des Religionsfonds und über die erforderliche Mehrbelastung 
desselben bei einer den Landesverhältnissen entsprechenden 
Erhöhung der Pfarrdotationen an. Während diese Vor- 
arbeiten noch im Zuge waren, wurde die Kongruafrage auch 
im Abgeordnetenhause zur Sprache gebracht, indem in der 
Sitzung vom 14. März 1871 der Abgeordnete Kanonikus 
Dr. Ginzel den Antrag stellte; ‚Es solle der bisherige, für 
die katholische Seelsorgegeistlichkeit, das ist für die Pfarrer 
und deren Kooperatoren, zu ihrem Lebensunterhalte gesetz- 
lich bestimmte Jahresbetrag in einem der Würde und den 
Anforderungen ihres Standes und den Zeitverhältnissen ent- 
sprechendem Maße erhöht werden“. 

Da die legislative Regelung der Kongruafrage bei den 
umfassenden Vorarbeiten nicht rasch genug durchgeführt 


in Olmütz nicht gleichstehen jenem in Steyr oder Vöckla-Bruck ?“ 
Zweifellos war auch in diesem Punkte eine Neuregelung dringend geboten. 


1) Die Gesetzgebung war jetzt immerhin bereits von anderen An- 
sichten geleitet als seinerzeit Kaiser Joseph IL., und derMotivenbericht 
zum Gesetz vom 19. April 1885 (a. a. O. S. 230) sagt: „Allerdings läßt 
sich heutzutage die staatliche Fürsorge für die Kirchendiener nicht mehr 
aus dem Gesichtspunkte rechtfertigen, daß ein solcher Funktionär staat- 
liche Aufgaben versieht, wohl aber ergibt auch die der katholischen 
Kirche gewahrte Eigenschaft einer großen Öffentlichen Korporation, an 
deren Bestand und geregelten Tätigkeit der Staat das allergrößte Interesse 
hat, daß Letzterem die unentbehrlichen materiellen Bedürfnisse dieser 
Korporation und ihrer Diener nicht gleichgiltig sein können, und es folgt 
weiters aus der historischen Durchbildung dieser Verhältnisse, aus den 
geschichtlich erwachsenen Beziehungen zwischen der Staats- und der 
Kirchengewalt, aus der Einziehung von so vielem Kirchengut, aus der 
eigentümlichen, kirchlich-staatlichen Einrichtung des Religionsfondes und 
aus noch vielen anderen positiven Momenten, daß auch die regelmäßige 
Fürsorge für den Unterhalt der dem Staate wichtigsten Klasse von kirch- 
lichen Organen, der Seelsorger, nicht über die Grenze jenes staatlichen 
Interesses an der Kirche hinausgeht.“ 
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werden konnte, kam auf Antrag der Regierung, da ‚die 
traurige ökonomische Lage des katholischen Seelsorgeklerus 
dringend Abhilfe verlange‘‘, als ‚provisorische Maßregel zur 
Linderung des drückendsten Notstandes““ das Gesetz ‘vom 
3. April 1872, R.-G.-Bl. Nr. 51, zustande, womit die Regie- 
rung ermächtigt wurde: ‚Seelsorgern, deren Einkommen 
den Bedürfnissen nicht entspricht, auf ihr Ansuchen für 
das Jahr 1872 und ohne Verbindlichkeit für die Folgezeit 
eine provisorische Verbesserung ihrer Bezüge bis zum Ge- 
samtbetrage von 500 000 fl. aus dem Religionsfonde zu ge- 
währen‘. Die Verteilung erfolgte durch das Kultusministe- 
rium auf Grund der Anträge der Ordinariate und der Landes- 
stellen. Dieselbe Unterstützung wie für das Jahr 1872 wurde 
auch noch für die Jahre 1873—1875 bewilligt, während seit 
dem Jahre 1876 an deren Stelle das mit 600 000 f. präli- 
iminierte Erträgnis der durch das Gesetz vom 7. Mai 1874, 
R.-G.-Bl. Nr. 51, neugeregelten Religionsfondssteuer trat.!) 


Nachdem inzwischen die Vorarbeiten zum Abschlusse 
gekommen waren und durch die beiden Gesetze vom 7. Mai 
1874, R.-G.-Bl. Nr. 50, über die äußeren Rechtsverhältnisse 
der katholischen Kirche, und R.-G.-Bl. Nr. 51 über die Reli- 
gionsfondsbeiträge, die kirchenpolitische Reform in die Wege 
geleitet worden war, in deren Rahmen sich nach Ansicht 
der Regierung auch die Regelung der Dotationsfrage ein- 
fügen sollte, brachte die Regierung im Jahre 1876 eine Ge- 
setzesvorlage, betreffend die Dotation der katholischen Seel- 
sorgegeistlichkeit aus dem Religionsfonde, ein. Da diese 
Vorlage in der laufenden VIII. Session des Reichsrates nicht 
zur Verhandlung gelangte, wurde sie von der Regierung unter 
besonderer Betonung der Dringlichkeit der Sache nach Zu- 
sammentritt des neugewählten Abgeordnetenhauses, im we- 
sentlichen gleichlautend, zu Beginn des Jahres 1880 erneuert 
und nach Durchberatung im Kongrua-Ausschusse des Ab- 
geordnetenhauses?) und in der Kommission des Herren- 


1) Motivenbericht S. 243f. 
2) Vgl. den bereits oben erwähnten Bericht des Kongrua-Aus- 
schusses des Abgeordnetenhauses. 
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hauses!) mit zum Teil recht wesentlichen Änderungen?) am 
19. April 1885 zum Gesetz erhoben. 

Das Gesetz vom 19. April 1885, mit welchem pro- 
visorische Bestimmungen über die Dotation der 
katholischen Seelsorgegeistlichkeit erlassen wer- 
den, R.-G.-Bl. Nr. 47, ausgegeben am 30. April 1885, V.-Bl. 
Nr. 17°), brachte endlich an Stelle der bisherigen zahllosen, 


t) 8. den Bericht der Kommission des Herrenhauses vom 19. März 
1885 (Beilagen zu den stenograph. Protokollen des Herrenhauses, IX. Ses- 
sion, Nr. 561), abgedruckt bei Burckhard a. a. O. II S. 270ff. Vgl. auch 
die Erklärung, die der Kardinal-Fürst-Erzbischof Ganglbauer vor Er- 
öffnung der Spezialdebatte im Namen sämtlicher österreichischen Bischöfe 
zu den Protokollen des Herrenhauses gab, abgedruckt im Archiv für 
katholisches Kirchenrecht LIV, 1885, S. 147. 

?) Eine besonders wesentliche Abänderung gegenüber der Regie- 
rungsvorlage bedeutetees, daß im Gesetze bzw. in dem diesem angeschlosse- 
nen Schema I die Kongruabeträge ziffernmäßig genau bestimmt wurden, 
während nach der Regierungsvorlage die Festsetzung der Höhe derselben 
der Regierung im Verordnungswege nach Maßgabe der jeweils in den 
Finanzgesetzen bewilligten Kredite hätte vorbehalten werden sollen, 
was die Stabilität der Seelsorgergehälter ins Ungewisse gestellt hätte. 
— Die Regierungsvorlage findet sich abgedruckt in J. Martini (Pseudo- 
nym für Bischof Missia), Zur Congrua-Frage des kath. Seelsorge-Clerus 
in Österreich, Graz 1883, S. 225, welche Schrift im übrigen sehr ein- 
gehend auf die Mängel der damals bestehenden Kongruavorschriften 
sowie auf die eben im Zuge befindliche Neuregelung derselben eingeht 
und beachtenswerte Reformvorschläge macht. 

®) Die dazu gehörige ursprüngliche Durchführungsverordnung, 
welche am 2. Juli 1885, R.-G.-Bl. Nr. 99, erlassen worden war, wurde 
durch die wesentlich abgeänderte Verordnung des Min. f. Kultus u. Unterr. 
und des Fin.-Min. vom 20. Januar 1890, R.-G.-Bl. Nr. 7, ersetzt. — Als 
Ausführungsverordnungen kommen die beiden Verordnungen des 
Min. f. Kultus u. Unterr. und des Fin.-Min. vom 8. Dezember 1885, 
R.-G.-Bl. Nr. 170, bzw. vom 19. Juni 1886, R.-G.-Bl. Nr. 107, in Betracht, 
welche festsetzen, mit welchen Beträgen gemäß $ 3, 2b des Kongrua- 
gesetzes die Kanzleiauslagen der Seelsorger für die Matrikenführung 
bzw. die mit der Führung des Dekanatsamtes verbundenen Auslagen in 
die Pfründenfassionen als Ausgaben einzusetzen wären. Einige Nach- 
tragsverordnungen dazu s. Ernst Mayrhofer, Handbuch für den poli- 
tischen Verwaltungsdienst in den im Reichsrate vertretenen Königreichen 
und Ländern, IV. Bd., 5. Aufl., Wien 1898, S. 207 Anm. — Als Ergän- 
zung kommt endlich die Verordnung des Gesamtministeriums vom 
26. April 1891, R.-G.-Bl. Nr. 55, hinzu, welche die aus Anlaß der voll- 
zogenen Vereinigung der Vororte mit Wien eintretenden Änderungen 


- 
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zum Teil auf ein Jahrhundert zurückgehenden, nicht selten 
widerspruchsvellen und in ihrer Menge unübersichtlichen 
Kongrua-Vorschriften eine einheitliche Regelung des Gegen- 
standes und bedeutete bereits dadurch einen wesentlichen 
Fortschritt. Aber auch in der Sache selbst stellte das Gesetz 
einen bedeutenden Schritt nach vorwärts dar, indem die 
alte, längst unhaltbar gewordene verschiedene Behand- 
lung der neu- und altgestifteten Pfarrer sowie der Pfarrer 
und der Lokalkapläne endgültig aufgegeben wurde. Sie 
alle wurden unter der gemeinsamen Bezeichnung ‚‚selb- 
ständige katholische Seelsorger‘ unterschiedslos zusammen- 
gefaßt!), und es wurde ihnen sowohl wie den systemisierten?) 
Hilfspriestern der Anspruch auf Kongruaergänzung aus den 
Religionsfonden bzw. aus deren staatlicher Dotation ge- 
währt, soweit die ihnen zukommende Kongrua nicht aus 
dem mit dem geistlichen Amte verbundenen Einkommen 
gedeckt war.?) 


(in den Aktivitätsbezügen der Staatsbeamten und) in der Kongrua der 
Seelsorger betraf. 

1) 8. $ 1 des Kongruagesetzes: „Selbständigen katholischen Seel- 
sorgern und systemisierten Hilfspriestern wird das standesgemäße Mini- 
maleinkommen (Kongrua), insoweit dasselbe durch mit dem geistlichen 
Amte verbundene Bezüge nicht gedeckt ist, aus den Religionsfonden, 
beziehungsweise aus der staatlichen Dotation derselben ergänzt .. . .“ 
Vgl. übrigens zum ganzen Gesetz Mayrhofer a.a. O. S. 169—208 und 
die dort angeführten zahlreichen Reichsgerichts- und Verwaltunugs- 
gerichtshofs-Erkenntnisse. S. ferner im Archiv f. kath. Kirchenrecht 
LVII, 1887, S. 423—466: „‚Aktenstücke in Betreff der Kongruaregulierung 
in Österreich (1885— 1886)‘ und ebd. LIX, 1888, S. 101 ff. die Mitteilung 
von V. Renard: „Zur Auslegung des österr. Kongruagesetzes vom 
19. April 1885. 

2) Als „‚systemisiert‘“ im Sinne des Kongruagesetzes ist nur jener 
Hilfspriester anzusehen, dessen Posten von der Staatsverwaltung als not- 
wendig anerkannt in das System der Seelsorge aufgenommen worden ist. 
S. die bei Mayrhofer a.a. O. S. 175 Anm. 1 lit. a angeführten Erkennt- 
nisse des Verwaltungsgerichtshofes. — Ein vom Bischof nur ad personam 
beigegebener Hilfspriester hat daher keinen Kongruaanspruch (Erk. d. 
Reichsger. vom 22. April 1890, Sammlung der nach gepflogener mündl. 
Verhandlung geschöpften Erkenntnisse des k. k. Reichsgerichtes, be- 
gründet von Anton Hye Freiherrn von Glunek, fortgesetzt von 
Karl Hugelmann, Wien, IX 483). 

3) Insoweit ein Dritter zur Dotation der Pfarrgeistlichkeit ver- 
pflichtet ist (z. B. der Patron oder die Gemeinde infolge übernommener 


$ 
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Des weiteren regelte das Gesetz die Entlohnung der 
Provisoren erledigter Pfründen!) und erkannte schließlich 
auch den ‚ohne ihr Verschulden leistungsunfähig geworde- 
nen Seelsorgern‘“, „ohne Rücksicht auf ihr etwaiges Privat- 
einkommen“, den Anspruch auf einen Ruhegehalt zu, der, 
insofern er nicht aus dem Pfründeneinkommen gedeckt wer- 
den konnte, aus den Religionsfonden bzw. aus deren staat- 
licher Dotation zu bestreiten war.?) 

Mit den Bestimmungen des Gesetzes vom 19. April 1885 
war endlich die Grundlage für eine umfassende Do- 
tationsreform der katholischen Seelsorgegeistlichkeit ge- 


Unterhaltungsverpflichtung) besteht überhaupt keine Verpflichtung des 
Religionsfonds. Vgl. die bei Burckhard a.a. O. II S.277 Anm. 191 
und bei Mayrhofer a. a. O. S. 169/170 Anm. angeführten Erkenntnisse 
des Reichsger. und des Verw.-Ger.-H. — Vgl. übrigens auch $ 8 des 
Kongruagesetzes. 


1) $5 des Kongruagesetzes. — Der geringste Provisorengehalt be- 
trug 30 Gulden monatlich! 

2) $ 6 des Kongruagesetzes. — Die Höhe des Ruhegehaltes richtete 
sich nach dem dem Gesetze angeschlossenen Schema II. — Die Regie- 
rungsvorlage hatte die Bezüge der Defizientenpriester ursprünglich ganz 
außer dem Bereiche ihrer Fürsorge gelassen und dies damit begründet, 
„daß die Rücksicht auf die Finanzlage keine Aufbesserung der Defizienten- 
bezüge gestatte“. Der Kongrua-Ausschuß des Abgeordnetenhauses sprach 
sich jedoch für die untrennbare Behandlung beider Fragen, der Kongrua- 
regulierung und der Defizientenversorgung, aus, und wies darauf hin, daß es 
notorisch sei, daß die karge Versorgung der Defizienten im Dotationswesen 
der katholischen Geistlichkeit vielleicht den wundesten Punkt bilde und 
die Rufe nach einiger Abhilfe gerade in bezug darauf am drängendsten 
sich geltend machten. — Der Beisatz ‚ohne Rücksicht auf ihr etwaiges 
Privateinkommen“ bedeutete eine bisher nicht geübte, billige Rücksicht- 
nahme, da infolge der Bestimmung des Hfd. vom 26. Dezember 1788, 
Nr.5 (Jaksch IV 8.346), daß defizienten Priestern Gehalte aus dem 
Religionsfonds ‚nur im Falle der äußersten Noth‘ verabfolgt werden 
sollten, nach der bisherigen Praxis Defizienten, rücksichtlich derer heraus- 
kam, daß ihnen „anderweitige Subsistenzmittel‘“ zu Gebote standen, 
in demselben Maße von dem Anspruche auf einen Bezug aus öffentlichen 
Mitteln ausgeschlossen wurden. Vgl. Burckhard.a.a. O. II S. 313/314. 
— Bezüglich der bisherigen Bestimmungen über die Defizientenversorgung 
s. oben S. 122/123, ferner insbesondere das Hfd. vom 15. März 1792 
(Jaksch IV S. 347), weiter die bei Rieder I S. 127—133 und Gesetz- 
jiche Bestimmungen 8. 60/61 angeführten Gesetzesstellen. Vgl. end- 
jich Helfert a.a. O. II S. 173—187 und Martini a.a. O. S. 180-190. 
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schaffen worden. Das Gesetz erhob ja auch gar nicht den 
Anspruch, eine endgültige Regelung getroffen zu haben, 
weshalb es sich selbst als ‚provisorisch‘ bezeichnete. Es 
war auch tatsächlich noch sehr verbesserungsfähig, ja sogar 
teilweise verbesserungsbedürftig, wie im folgenden kurz ge- 
zeigt werden soll. 

Eine Hauptschwäche des provisorischen Kongrua- 
gesetzes bestand darin, daß die Aufbesserungen der Kongrua- 
ansätze im allgemeinen äußerst bescheiden und noch immer 
unzureichend waren. Die Regierung hatte allerdings bei 
Einbringung der Gesetzesvorlage die Notwendigkeit einer 
ausreichenden Dotationsaufbesserung klar eingesehen, da 
„die Notlage des Seelsorgeklerus wirklich bis zu einem Grade 
gestiegen wäre, wo der Staat schon um seiner selbst willen 
Hilfe bringen müsse‘) Die Regierung hatte auch zu- 
gegeben, daß sie ‚die ursprünglich von den Landesbehörden 
und den ÖOrdinariaten beantragten und selbst die von ihr 
zuerst ins Auge gefaßten Ziffern wiederholt reduziert habe, 
bis endlich eine Grenze erreicht schien, die wohl als 
das nicht weiter herabsetzbare Minimum einer 
Aufbesserung gelten konnte“, und sie hatte ihr Vor- 
gehen damit begründet, daß ‚ihr durch die besonders un- 
günstige Finanzlage die strenge Verpflichtung auferlegt ge- 
wesen wäre, sich auf der äußersten Linie des Unent- 
behrlichen und Unerläßlichen zu halten“. Die Regie- 
rung hatte aber auch erklärt, „daß einer der Gründe, warum 
vorläufig nur eine provisorische Kongruaaufbesserung be- 
antragt werde, darin liege, daß sie sich der Erwartung hin- 
gebe, es werde nach Ablauf des Provisoriums eine aus- 
giebigere Erhöhung möglich sein‘.?) Die das Gesetz be- 
schließenden Vertretungskörper, Abgeordnetenhaus und Her- 
renhaus, hatten die Unzulänglichkeit der vorgeschlagenen 
Aufbesserungen ebenfalls wohl eingesehen?), mußten aber 


t) Motivenbericht S. 255. 

2) Motivenbericht S. 255. 

3) Die Kommission des Herrenhauses ‚erkannte die im Gcsetz- 
entwurfe enthaltenen ziffernmäßigen Ansätze einstimmig als solche, wie 
sie nach den geltenden Lebensbedürfnissen, geschweige denn nach den 
Ansprüchen eines standesmäßigen Unterhaltes knapper nicht ausgemessen 


Die Entwickl. d. staatl. Kongrua-Gesetzgebung in Österreich. 141 


schließlich infolge einer auf Grund eines einstimmigen Mi- 
nisterratsbeschlusses abgegebenen Regierungserklärung, bei 
größeren, eine bedeutende Erhöhung des präliminierten 
Staatsbeitrages herbeiführenden Änderungen des proviso- 
rischen Regulierungsplanes den Gesetzentwurf der Aller- 
höchsten Sanktion nicht unterbreiten zu können, den Regie- 
rungsentwurf bezüglich der Ziffernansätze im großen und 
ganzen ziemlich unverändert annehmen, um nicht das Zu- 
standekommen des Gesetzes überhaupt zu gefährden.!) Aus 
gleichem Grunde wurden trotz mancher laut gewordenen 
Bedenken auch die zweifellos vom Seelsorgeklerus hart 
empfundenen und geradezu eine reformatio in pejus dar- 
stellenden Bestimmungen des Regierungsentwurfes über die 
Einrechnung der Stolgebühren und der Zustiftungen?) in 
das Gesetz aufgenommen. 

Die Stolgebühren waren nach dem provisorischen Kon- 
gruagesetze in einem von der Landesbehörde im Einver- 
nehmen mit dem Diözesanbischofe festzusetzenden Pauschal- 
betrage nach Abzug eines Betrages von 30 fl. in die Kongrua 
einzurechnen.?) Da bisher gemäß dem bereits oben) er- 
wähnten Kultusministerialerlasse vom 19. Februar 1853, 
7.3154, das Stolerträgnis der neugestifteten Pfarren bis 
einschließlich zum Jahresbetrage von 50 fl. K. M. in die 
Kongrua nicht einzurechnen gewesen war, bedeutete die 
Neuerung eine gewisse Verschlechterung des bestehenden 
Zrastandes. 


werden konnten‘. Insbesondere ‚‚in Betreff der Provisorengehälter wurde 
die niedrigste Stufe von 30 fl. monatlich einstimmig als solche erkannt, 
mit der sich selbst in den wohlfeilsten Gegenden kaum leben lasse“. 
Die Regierung wies aber nach, daß jede scheinbar auch nur geringe 
Erhöhung der Ziffernansätze ansehnliche, das Budget bedeutend be- 
lastende Mehraufwände erfordert hätte. So hätte z.B. die Erhöhung 
des niedrigsten Provisorengehaltes von 30 fl. auf 40 fl. einen Mehraufwand 
von 66 000 fl. zur Folge gehabt. 


!) Burckhard a.a. O.II S. 275. 

2) $ 3, I lit. £ und g des Kongruagesetzes. 

2) Gemäß $ 4, L lit. £ der Durchführungsverordnung vom 20. Jänner 
1890, R.-G.-Bl. Nr. 7, ist als Grundlage für die Pauschalierung der Durch- 
schnittsstolertrag der letzten sechs Jahre heranzuziehen. 

*) 8.126 Anm. 4 und 5 
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Noch bedeutend härter war die neue Bestimmung be- 
treffend die Einrechnung der Zustiftungen in die Kongrua. 
Nach $ 3, 1 lit. g war nunmehr das Erträgnis aller vor Wirk- 
samkeit des provisorischen Kongruagesetzes (d. i. vor dem 
15. Juni 1885) errichteten Meßstipendien und Stiftungen 
für gottesdienstliche Funktionen in die Kongrua einzurech- 
nen, wenn deren Einrechnung keine Bestimmung des Stift- 
briefes entgegenstand.!) Da zufolge des früher?) besproche- 
nen Kultusministerialerlasses vom 29. Dezember 1851, 2.169, 
alle nach diesem Erlasse erfolgten Messenstiftungen von der 
Einrechnung in das Pfründeneinkommen freigeblieben waren, 
so bedeutete die neue Bestimmung eine wesentliche Ver- 
schlechterung gegenüber dem bisherigen Zustande, die sich 
nur unter Hinweis auf die schlechte Finanzlage des Staates 
einigermaßen rechtfertigen ließ.?) 

Aber auch in methodischer Hinsicht wies das provi- 
sorische Kongruagesetz Mängel äuf. Die Hauptschwäche 
in dieser Richtung lag in der mangelhaften Präzision, mit 
welcher der Begriff des ‚selbständigen Seelsorgers‘‘ im Ge- 
setze festgestellt worden war. Nach $ 1 Absatz 2 sind unter 
dem Ausdrucke ‚selbständige Seelsorger‘ ‚alle jene Geist- 
liche zu verstehen, welche auf Grund kanonischer Ein- 
setzung von Seite des Diözesanbischofs in einer bestimmten 
kirchlichen Gemeinde die Seelsorge auszuüben das Recht 
und die Pflicht haben oder sonst durch den Diözesanbischof 
zur selbständigen Ausübung der Seelsorge berechtigt sind, 
wie die Lokalkapläne, die Pfarrvikare usw.‘. Die politischen 
Verwaltungsbehörden legten nun diese Gesetzesstelle in dem 
Sinne aus, daß nur diejenigen als ‚selbständige Seelsorger“ 
gelten könnten, welche auf einer vom Staate als selb- 
ständig anerkannten Seelsorgestation die volle pfaır- 


1) Entscheidend ist der Wortlaut des Stiftbriefes und nicht die 
stifterische Willenserklärung als solche. Vgl. die bei Burckharda.a. O. 
II S. 298 Anm. 210 und die bei Mayrhofer a.a. 0. S. 181 Anm.1 an- 
geführten Erkenntnisse des Verwaltungs-Ger.-H. 

2) S. 1271. 

®) Ein Belassen bei der günstigeren Bestimmung des im Texte 
erwähnten Kult.-Min.-Erl. vom 29. Dezember 1851 hätte ein jährliches 
Mehrerfordernis von 290 355 fl. bedeutet (Burckhard.a.a.O.II S. 274), 


> 
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liche Jurisdiktion auszuüben das Recht hätten.!) Dagegen 
gab es Beschwerden, und jetzt begann die Schwierigkeit, 
da sich außer dem Verwaltungsgerichtshofe auch das Reichs- 
gericht für zuständig erklärte), beide Gerichtshöfe aber in 
ihren Entscheidungen zu durchaus entgegengesetzten An- 
schauungen gelangten. 


!) „Das Erfordernis der staatlichen Anerkennung erscheint 
zwar in dem $ 1 des Kongruagesetzes nicht ausdrücklich normiert, kann 
aber nach den jederzeit festgehaltenen, dermalen in $ 20 Ges. vom 7. Mai 
1874, R.-G.-Bl. Nr. 50, zum Ausdrucke gelangten Grundsätzen des kirch- 
lich-staatlichen Verhältnisses in Österreich zweifellos überall in Anspruch 
genommen werden, wo es sich nicht lediglich um eine innerkirchliche 
Beziehung, sondern um ein Verhältnis von allgemeiner öffentlicher Gel- 
tung oder gar, wie bei der Kongruaergänzung, um eine staatliche Leistung 
handelt.“ (Verwaltungs-Ger.-H.-Entscheidung vom 31. Dezember 1887, 
Budwinski, Sammlung der Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes, 
Wien, XI 3851; vom 25. April 1888, B. XII 4066; vom 9. Mai 1888, 
B. XII 4097; vom 13. Juni 1888, B. XII 4159; vom 20. Juni 1888, B. XII 
4174; vom 17. April 1889, B. XIII 4641; vom 9. Oktober 1889, B. XIII 
4869 u. a. m.) 

2) Die Zuständigkeit des Verwaltungs-Ger.-H. zur Überprüfung 
der administrativen Judikatur in Kongruasachen gründet sich auf die 
Bestimmung des Art. 15 des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
R.-G.-Bl. Nr. 144, bzw. auf $ 2 des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R.- 
G.-Bl. Nr. 36 ex 1876. Andererseits fand auf Grund der Art. 1 und 3 
lit. a des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. Nr. 143, 
auch das Reichsgericht seine Kompetenz zur Judikatur in Kongrua- 
sachen gegeben, da nach den Bestimmungen des Kongruagesetzes sich 
der Anspruch auf Kongruaergänzung gegen die Religionsfonde bzw. deren 
staatliche Dotation und somit gegen den Staat kehre und öffentlich- 
rechtlicher Natur wäre. Das Reichsgericht hat bezüglich seiner Kom- 
petenz und der Voraussetzungen seiner Judikatur in Kongruasachen 
zahlreiche, zum Teil prinzipielle Entscheidungen gefaßt, welche bei 
Mayrhofer a. a. ©. S. 171—173 zusammengestellt erscheinen. Diese 
Doppelkompetenz der beiden genannten Gerichtshöfe in Kongrua- 
sachen hat zu manchen unliebsamen Konsequenzen geführt und lag 
gewiß auch nicht in den Intentionen der Gesetzgebung. Die Kom- 
petenz des Reichsgerichtes in Kongruasschen ist auch in der Praxis 
bereits mehrfach angefochten worden, während die des Verwaltungs- 
Ger.-H. unbestritten ist. In der Allgemeinen Österreichischen 
Gerichts-Zeitung, herausg. in Wien, 51. Jahrg. 1900, Nr. 42, S. 344 
bis 346 bekämpft Benno Fritsch in geistreicher Weise die Kom- 
petenz des Reichsgerichtes sowohl speziell in Kongruasschen als auch 
in Sachen der administrativen Judikatur überhaupt. 
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Der Verwaltungsgerichtshof entschied konsequent im 
Sinne der eben dargelegten Rechtsansicht der Verwaltungs- 
behörden. Das Reichsgericht dagegen sah die Frage der 
staatlichen Anerkennung der Selbständigkeit der Seel- 
sorgestation für nicht entscheidend an und erkannte bereits 
allen jenen Kuratgeistlichen die Rechte ‚selbständiger Seel- 
sorger‘ zu, denen für ihren Bezirk vom Diözesanbischofe 
die selbständige Ausübung der ganzen pfarrlichen Juris- 
diktion übertragen worden war. Das Reichsgericht ent- 
schied die Frage der ‚Selbständigkeit‘‘ demgemäß auf Grund 
des Inhaltes bischöflicher Dekrete und Zeugnisse. 

An welchen der beiden Gerichtshöfe sich die Be- 
schwerdeführer in der Folge wandten, ist leicht zu erraten. 
Dazu kam, daß nach weiteren Erkenntnissen des Reichs- 
gerichtes die Einbringung der Klage bei demselben an keinen 
Termin gebunden und die Rechtskraft der verwaltungs- 
behördlichen Entscheidungen hierfür bedeutungslos war und 
selbst die Anhängigkeit der Sache beim Verwaltungsgerichts- 
hofe die Zuständigkeit des Reichsgerichtes nicht ausschloß. 
Die Verwaltungsbehörden mußten sich daher schließlich 
dazu bequemen, allen Seelsorgegeistlichen, die ein ‚‚bischöf- 
liches Selbständigkeitszertifikat‘‘ vorzulegen vermochten, 
ad personam die höhere Kongrua anzuweisen.!) Daß dieser 
unklare Zustand eine Abhilfe dringend erforderte, braucht 
wohl nicht näher erörtert zu werden. 


V. Das Gesetz vom 19. September 1898, 
R.-G.-Bl. Nr. 176. 


Obwohl die Mängel des provisorischen Kongruagesetzes 
vom Jahre 1885 bald offenbar wurden und auch wiederholte 
Beschwerden des Episkopates?) und eine Unzahl von Peti- 


1) Über diese Kontroverse zwischen Verwaltungsgerichtshof und 
Reichsgericht s. die bei Mayrhofer.a.a. O. S. 173—175 und bei Burck- 
harda.a. 0. S. 279—284 angeführten zahlreichen Entscheidungen beider 
Gerichtshöfe. S. auch Singer a.a. 0. 8. 153. 

2) Vgl. die Zusammenstellung „Verhandlungen des österreichischen 
Episkopates mit der Regierung betr. die Kongruaregulierung und der 
gegenwärtige Stand dieser Frage (Kirchenpolitische Akten über die 
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tionen, die aus der Mitte des Seelsorgeklerus an das Ab- 
geordnetenhaus gerichtet wurden!), zu einer neuerlichen 
Reform drängten, mußte man sich doch mangels der nötigen 
Mittel zunächst damit begnügen, in zwei kurzen Nachtrags- 
gesetzen vom 13. April 1890, R.-G.-Bl. Nr. 65, und vom 7. Jän- 
ner 1894, R.-G.-Bl. Nr. 16, wenigstens die Kongrua der 
„exponierten Hilfspriester‘“, d. i. jener „systemisierten Hilfs- 
priester, welche mit Seelsorgefunktionen an einer außerhalb 
des Pfarrortes befindlichen Kirche betraut sind und bei der- 
selben ihren Amtssitz haben‘, entsprechend -ihrer erhöhten 
Verantwortung und in Ansehung der größeren Auslagen 
ihrer notwendigerweise gesonderten Wirtschaftsführung um 
100 bzw. 160 fl. jährlich zu erhöhen?) 

Wichtiger war das Gesetz vom 7. Jänner 1894, R.-G.-Bl. 
Nr. 153), welches unter im großen und ganzen dem Kongrua- 


Kongrua in Österreich 1885—1894)“ im Archiv für katholisches 
Kirchenrecht LXXIV, 1895, S. 227—296. 


1) Vgl. den Bericht des Budgetausschusses über den Regierungs- 
entwurf zum Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176 (Beilagen 
zu den stenograph. Protokollen des Abgeordnetenhauses XT. Session 1897, 
Nr. 1690), abgedruckt in der Ausgabe eben dieses Gesetzes samt ein- 
schlägigen Materialien und Entscheidungen von Benno Fritsch, Wien 
1901, 8. 20£. 

2) Vgl. Mayrhofer a.a. 0. S. 208/209. 

3) Dazu gehörig die Durchführungsverordnung vom 15. April 1894, 
R.-G.-Bl. Nr. 15. — Vgl. Mayrhofer a.a.0. 8.209ff. und Singer 
a. a. OÖ. S. 1581. — Der Titel des Gesetzes lautet: ‚‚Gesetz vom 7. Jänner 
1894 betr. die Aufbesserung der Bezüge der Dignitäre und Kanoniker 
bei den Metropolitan-, Kathedral- und Konkathedral-Kapiteln der katho- 
lischen Kirche des lateinischen, griechischen und armenischen Ritus“. 
Diese sonst gewöhnlich nicht übliche Bezugnahme auf die drei Riten der 
katholischen Kirche ist hier bloß eine vollere Ausdrucksweise ohne tiefere 
Bedeutung, da ohnedies alle in Österreich für die katholische Kirche 
überhaupt und zwar ohne Betonung ihrer verschiedenen Riten erlassenen 
staatlichen Rechtsvorschriften für sämtliche Riten der katholischen 
Kirche Geltung haben. Die drei Riten sind eben nicht als verschiedene 
Glaubensgesellschaften, sondern nur als getrennte Organisationen der 
gleichen Religionsgenossenschaft anzusehen. (Vgl. Max von Hussarek, 
Grundriß des Staatskirchenrechts, 2. Aufl., Leipzig 1908, 8.26.) Vgl. 
auch $ 35 des Gesetzes vom 7. Mai 1874, R.-G.-Bl. Nr. 50, welches die 
Teilung der katholischen Kirche in verschiedene Riten ausdrücklich an- 
erkennt, und die Ah. Entschließung vom 9. Mai 1855 (zitiert im Motiven- 
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gesetze von 1885 analogen Grundsätzen den Dignitären und 
Residentialkanonikern des staatlich anerkannten Per- 
sonalstandes der Metropolitan-, Kathedral- und Konkatbe- 
dralkapitel ein in der Höhe nach den verschiedenen Kron- 
ländern abgestuftes Minimaleinkommen aus den Religions- 
fonden bzw. aus der staatlichen Dotation derselben gewähr- 
leistete. Diese Bestimmung war ganz neu, denn eine ‚„Kon- 
grua‘‘ im eigentlichen Sinne hatte bisher nur für die Seel- 
sorgegeistlichkeit bestanden.!) 

Erst im Jahre 1896, als durch in Aussicht genommene 
neue Steuergesetze über die Erhöhung der Börsen-, Brannt- 
wein- und Biersteuer die Deckungsfrage der Mehrauslagen 
gelöst schien, legte die Regierung dem Reichsrate den auf 
Grund von Verhandlungen mit den Bischöfen?) vorbereiteten 
Entwurf eines neuen Gesetzes über die Dotation der katho- 
lischen Seelsorgegeistlichkeit vor, welches nach Ansicht der 
Regierung geeignet war, „sowohl die der staatlichen Kultus- 
verwaltung zukommenden Rechte genauer zu präzisieren, 
als auch eine Korrektur jener Vorschriften, die für die 
Seelsorgegeistlichkeit beschwerlich erschienen, eintreten zu 
lassen‘‘.3) Dieser Gesetzentwurf wurde mit verschiedenen 
Abänderungen nach ziemlich lebhaften Debatten im Ab- 
geordneten- und Herrenhause®) schließlich angenommen und 
erhielt am 19. September 1898 die kaiserliche Sanktion.?) 


bericht zum provisor. Kongruagesetze von 1885 a. a. O. 8. 242), welche 
die Gleichstellung der griechisch-katholischen Geistlichkeit mit der 
römisch-katholischen grundsätzlich anerkennt. 


1) Vgl. den Motivenbericht zum provisorischen Kongruagesetze 
vom Jahre 1885 a. a. 0. S. 287. 

2) Vgl. die bereits oben (S. 144 Anm. 2) erwähnten ‚Kirchenpoli- 
tischen Akten über die Kongrua‘ im Archiv für kathol. Kirchen- 
recht LXXIV, 1895, S. 227 —29. 

3) Fritsch, Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, 
„Erläuternde Bemerkungen“ 8.7. 

4) Fritsch a. a. O. 8. 32—88, wo die Debatten im Abgeordneten- 
und Herrenhause wiedergegeben werden. 

5) Dazu die Durchführungsverordnung vom 16. November 1898, 
R.-G.-Bl. Nr. 205. — Vgl. Balthasar Kaltner, Das neue Congruagesetz 
für den katholischen Clerus Österreichs, im Archivfürkathol. Kirchen- 
recht LXXVII, 1897, 8. 718-741; Singer a.a.0. 8. 153fi.; Ernst 
Mayrhofer, Handbuch für den polit. Verwaltungsdienst, II. Ergänzungs- 
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Obgleich auch dieses Gesetz, wie der Budgetausschuß in 
seinem Berichte selbst zugeben mußte!), mit Rücksicht auf 
die Staatsfinanzen durchaus nicht allen berechtigten Wün- 
schen der Seelsorger hatte gerecht werden können, so brachte 
es doch gegemüber dem provisorischen Kongruagesetze von 
1885 verschiedene Verbesserungen, deren wichtigste im fol- 
genden kurz angeführt seien. 

Zunächst wurde im $ 1 zu der im übrigen unverändert 
gelassenen, bereits im $ 1 des provisorischen Kongruagesetzes 
vom Jahre 1885 enthaltenen Definition des „selbständigen 
Seelsorgers‘‘ der Zusatz aufgenommen; „sofern ..... die 
betreffende Seelsorgestation staatlicherseits als selbstän- 
dig anerkannt ist“. Damit war der Begriff des ‚‚selb- 
ständigen Seelsorgers“ im Sinne der Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofes eindeutig bestimmt und die oben 
besprochene Auslegungsschwierigkeit, welche zur Kontro- 
verse zwischen dem Reichsgerichte und dem Verwaltungs- 
gerichtshofe geführt hatte, endgültig beseitigt. 

Ferner wurde in Anerkennung des Grundsatzes, daß 
gleiche Mühewaltung auch gleichmäßig zu entiohnen ist, 
der Unterschied zwischen systemisierten und Personalhilfs- 
priestern fallen gelassen und der Anspruch auf die neue 
Hilfspriesterkongrua nur davon abhängig gemacht, daß die 
Beigebung des Hilfspriesters mit staatlicher Genehmigung 
erfolgt sei.?) ü 


band, Wien 1913, S. 346f.; Hussarek a.a.0O. S.33f. — Durch das 
neue Kongruagesetz von 1898 wurde außer dem provisorischen Kongrua- 
gesetz von 1885 auch noch das oben erwähnte Gesetz vom 7. Jänner 1894, 
R.-G.-Bl. Nr. 16, über die Aufbesserung der Expositen-Kongrua, dessen 
Bestimmungen in $ 2 des neuen Kongruagesetzes aufgenommen worden 
waren, ausdrücklich (im $ 17) außer Kraft gesetzt. Dagegen blieben die 
beiden Verordnungen über die Pauschalierung der mit der Führung des 
Dekanatsamtes bzw. mit der Matrikenführung verbundenen Auslagen 
vom 19. Juni 1886, R.-G.-Bl. Nr. 107, und vom 8. Dezember 1885, 
R.-G.-Bl. Nr. 170, ferner das Gesetz vom 7. Jänner 1894, R.-G.-Bl. Nr. 15, 
betr. die Bezüge der Dignitäre und Kanoniker der verschiedenen Kapitel 
auch weiterhin in Geltung. 

1) Fritsch &.2.0. 8.21. 

2%) Bisher hatten die nicht systemisierten, nur ad personam einem 
dienstunfähigen selbständigen Seelsorger beigegebenen Hilfspriester bloß 
auf die alte Hilfspriesterkongrua von 210 fl. (200 fl. K. M.) Anspruch 

10° 
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Um hinsichtlich der bereits bestehenden Seelsorge- 
stationen, bei denen mitunter der Nachweis der staatlichen 
Genehmigung schwer zu erbringen gewesen wäre, lang- 
wierige Erhebungen und Nachforschungen zu vermeiden, 
wurde im vierten Absatze des $ 1 für die bei dem Insleben- 
treten des kaiserlichen Patentes vom 5. November 1855, 
R.-G.-Bl. Nr. 195 (des Konkordates!), bereits bestandenen 
und seither nicht ausdrücklich aufgelassenen Seelsorge- 
stationen und Hilfspriesterstellen die gesetzliche Vermutung 
ihrer Systemisierung aufgestellt.!) 

Bezüglich der Einrechnung der Stolgebühren in die 
Kongrua blieb es bei derselben Anordnung wie im Gesetz 
von 1885. Dagegen aber wurde in Abänderung der dies- 
bezüglichen, vom Seelsorgeklerus hart empfundenen Be- 
stimmungen des provisorischen Kongruagesetzes im $ 5 des 
neuen Gesetzes das Erträgnis der Messenstiftungen und der 
Stiftungen für sonstige gottesdienstliche Funktionen nun- 
mehr von der Einrechnung in das Lokaleinkommen aus- 
nahmslos befreit?) und wurden ebenso im $ 6 die Erträg- 


gehabt. (Reichsgerichtsentsch. vom 22. April 1890, Z.43, Sig. Hye- 
Hugelmann IX 483.) — Vgl. Fritsch a.2. 0. 8.8. 


1) Fritsch a.a.0. 8.8 (Erläuternde Bemerkungen) und S$. 22 
(Bericht des Budgetausschusses). — Eine ähnliche gesetzliche Vermutung 
stellte bereits seinerzeit die Min.-Verordnung vom 13. Juni 1858, R.-G.- 
Bl. Nr. 95, auf, nach welcher ($ 4) ‚„Konvente, welche schon vor der 
Wirksamkeit des mit Ah. Patente vom 5. November 1855, R.-G.-Bl. 
Nr. 195, kundgemachten Konkordates vom 18° August 1855 in Österreich 
bestanden, auf Grundlage dieser Tatsache als gesetzlich bestehend an- 
zusehen“ sind. — Den Anspruch auf die Hilfspriesterkongrua erkannte 
das Gesetz von 1898 (im $ 1) übrigens billigerweise auch Inhabern ein- 
facher Benefizien und Religiosen zu, wenn sie eine systemisierte Hilfs- 
priesterstelle versehen und diese Hilfeleistung vom Diözesanbischofe im 
Einvernehmen mit der staatlichen Kultusverwaltung als notwendig an- 
erkannt werde. Vgl. Fritsch a. a. O0. S. 8/9 (Erläuternde Bemerkungen) 
und 8.23 (Bericht des Budgetausschusses). 

*) Die Regierung begründete diese Neuregelung ganz richtig damit, 
daß die bisherige Einrechnung derartiger Stiftungen in bezug auf das 
Einkommen hierarchisch sonst gleichgestellter Seelsorgegeistlicher un- 
billige und an sich widerspruchsvolle Konsequenzen ergeben hätte. Da 
nämlich Manual- oder Kurrentmessen zum Zwecke der Bemessung der 
Kongruaergänzung auch bisher nicht zur Anrechnung gelangt seien, 
andererseits aber ein Seelsorgegeistlicher, welcher wenige oder gar keine 
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nisse der nach Wirksamkeit des neuen Kongruagesetzes 
durch Liberalitätsakte einer bestehenden Pfründe zugewach- 
senen Vermögenschaften aus den einzubekennenden Ein- 
nahmen ausgeschieden.t) 

Einer der Hauptpunkte des neuen Kongruagesetzes war 
naturgemäß die Festsetzung der Kongruasätze. Erhöht 
wurden im allgemeinen die Kongruaansätze für Galizien 
und Dalmatien und die Ruhegehälter der Defizienten.?) 
Diese Erhöhungen waren jedoch nicht besonders groß, und 
die Kongruasätze und Ruhegehälter blieben noch immer 
fast durchwegs sehr bescheiden ausgemessen®) und befrie- 


Messenstiftungen zu persolvieren hatte, viel mehr Manualmeßstipendien 
erlangen konnte, habe sich letzterer einer viel günstigeren finanziellen Posi- 
tion als ein mit Stiftmessen belasteter erfreut. Jn dem Maße, als bei 
einer Seelsorgestation mehr einrechenbare Stiftungen bestanden, habe 
sich die Lage des Seelsorgegeistlichen, gewiß im Widerspruch mit den 
Absichten der Stifter, verschlechtert, weil ihm das gestiftete Meßstipen- 
dium an seiner Kongruaergänzung in Abzug gebracht worden sei, gleich- 
zeitig ihm aber mit jeder neuen Stiftmesse ein Tag des Jahres bzw. die 
Möglichkeit, ein Manualmeßstipendium zu erwerben, verloren gegangen 
sei. Dem Wesen nach wären eben gestiftete Messen von Manualmessen 
nicht verschieden und verlangten daher eine gleiche Behandlung. Vgl. 
Fritsch a.a. O0. S. 9/10. 

t) Es bedeutete dies ein Eingehen auf die Absichten der Stifter, 
welche doch regelmäßig eine Aufbesserung des Einkommens der Pfründen- 
besitzer und nicht eine Entlastung des Religionsfonds im Auge haben. 
Vgl. Fritsch a. a. O. 8.10 (Erläuternde Bemerkungen) und S. 24/25 
(Bericht des Budgetausschusses). 

?) Die Kongruasätze bewegten sich nach dem Gesetz vom 19. Sep- 
tember 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, abgesehen von Wien, zwischen 600 und 
1200 fi. für den selbständigen Seelsorger, zwischen 300 und 400 fl. für 
den Hilfspriester und zwischen 460 und 560 fl. für den Expositen. Die 
Ruhegehälter stellten sich auf 400—800 fl. für den selbständigen Seel- 
sorger und auf 225—350 bzw. bis 400 fl. für den Hilfspriester. 

8) Wie Benno Fritsch in dem Artikel ‚‚Studien zum österreichi- 
schen Kongruagesetze vom 19. September 1898“ im Österreichischen 
Verwaltungsarchiv, I. Jahrgang, Wien 1904, 8. 258/259 nachwies, 
stellte sich die durchschnittliche Hilfspriesterkongrua in allen Kronländern 
niedriger als das Durchschnittsgehalt des nicht definitiven Lehrers (des 
Unterlehrers), während selbst die Durchschnittskongrua des Pfarrers in 
mehreren Kronländern noch immer hinter den Durchschnittsbezügen des 
definitiven Volksschullehrers mit zehnjähriger Dienstzeit zurückblieb. 
Die Bezüge der Staatsbeamten (Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.- 
Bl. Nr. 172) waren nur in der untersten Rangklasse den Kongrua- 
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digten eigentlich niemanden vollständig, wie aus der daran 
geübten Kritik in den parlamentarischen Debatten hervor- 
geht.!) Diese geringen Kongruasätze wurden allerdings da- 
durch erträglicher, daß infolge der sehr wohlwollenden Be- 
stimmungen über die in das Lokaleinkommen einzurechnen- 
den Einnahmen und die gutzulassenden Ausgaben?) die 
Pfründenfassionen durchaus kein wahres Bild des Pfründen- 
einkommens lieferten und die tatsächlichen Bezüge der 
aktiven Seelsorger die gesetzliche Kongrua fast immer um 
ein Beträchtliches überstiegen. Dies führte aber anderer- 
seits wieder zu durch nichts gerechtfertigten Ungleichheiten 
in den Bezügen sonst sich gleichstehender Seelsorger, je 
nachdem sich das Pfründeneinkommen mehr aus vom Ge- 
setz besonders begünstigten oder mehr aus nach dem Gesetz 
voll einzubekennenden Einnahmen zusammensetzte. Es 
war daher dieses allerdings ‘von jeher mehr oder weniger 
bestehende ‚System der fiktiven Fassionen‘ gewiß nicht 
zu billigen. 

Ferner haftete den Kongruasätzen als hauptsächlichster 
Fehler außer dem von vornherein sehr bescheidenen Aus- 
maße eine gewisse Starrheit an, da das Gesetz keine Dienst- 
alterszulagen vorsah und sonach der auf einer bestimmten 


sätzen einigermaßen ähnlich, überstiegen diese aber infolge der Dienst- 
alterszulagen bei längerer Dienstzeit auch hier. Selbst die Bezüge der 
Amtsdiener (Gesetz vom 26. Dezember 1899, R.-G.-Bl. Nr. 255) über- 
stiegen die Kongruasätze in den meisten Relationen bedeutend! 


1) Vgl. die bei Fritsch, Ausgabe des Gesetzes vom 19. September 
1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, S. 32—88 wiedergegebenen Debatten des Ab- 
geordneten- und Herrenhauses. 

2) 8. 88 4—7 des Gesetzes vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. 
Nr. 176, und die bei Fritsch, Studien zum Kongruagesetze, a. a. O. 
S. 259 und 264 gemachten Ausführungen. Fritsch bemängelt dort ganz 
richtig insbesondere die nur in der Höhe des Katastralreinertrages, also 
meist nur zu einem geringen Bruchteile des wirklichen Ertrages vor- 
geschriebene Einbekennung des Bodenertrages und ferner die Unbillig- 
keit des im Gesetze gemachten Unterschiedes zwischen Messenstiftungen 
im eigentlichen Sinne und Dotationsstiftungen, die mit Messen belastet 
sind, und von denen die ersteren von der Einrechnung in das Lokal- 
einkommen durch $ 5 gänzlich befreit wurden, während nach $ 4 der 
Ertrag der letzteren unterschiedslos und vollständig dem Einbekenntnisse 
unterliegt. 
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Station befindliche Seelsorger die für diese Station be- 
stimmte Kongrua ohne Rücksicht auf sein Dienstalter un- 
verändert erhielt und ein Vorrücken in der Kongrua bei 
Verbleiben auf demselben Seelsorgeposten überhaupt nicht 
möglich war.!) 


Nach dem Gesagten ist nicht zu verwundern, daß auch 
das Gesetz von 1898, obgleich es sich nicht mehr als pro- 
visorisch bezeichnete, doch auch nicht als definitiv gelten 
konnte und allgemein eine. künftige neuerliche Regulierung 
bei günstigerem Stande der Staatsfinanzen erwartet wurde. 
Kam es auch nicht so bald zu dieser neuerlichen Kongrua- 
regulierung, so wurde doch immerhin das Gesetz von 1898 
verhältnismäßig bald durch zwei Nachtragsgesetze aus den 
Jahren 1902 und 1907 in wichtigen Belangen ergänzt. 

So wurde mit Gesetz vom 19. Februar 1902, R.-G.-Bl. 
Nr. 482), der Personenkreis derer vermehrt, denen ein An- 
spruch auf die Gewährleistung eines Ruhegehaltes aus den 
Religionsfonden bzw. aus der staatlichen Dotation derselben 
zustand, indem katholischen Seelsorgern an gemeinnützigen, 
vom Staate, einem Lande, einem Bezirke, einer Gemeinde 
oder aus einem öffentlichen Fonds erhaltenen Anstalten und 
priesterlichen Beamten bei den katholischen Ordinariaten, 
Konsistorien und an bischöflichen Seminaren ein Ruhegehalt 
gewährleistet wurde, der je nach der Art ihrer Dienstleistung 
dem im Gesetze vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, 
festgestellten Ruhegenusse eines selbständigen Seelsorgers 
oder eines Hilfspriesters an dem Orte der letzten Dienstes- 
verwendung gleichkam.?) 


!) Fritsch, Studien zum Kongruagesetze, a. a. O. S. 259. 

?) Dazu die Durchführungsverordnung vom 12. März 1902, R.-G.- 
Bl. Nr. 54. 

®) Vgl. Fritsch, Studien zum Kongruagesetz a. a. O. 8. 260; 
Benno Fritsch, Dotation der katholischen Seelsorgegeistlichkeit, Ergän- 
zungsheft, Wien 1907, S.1ff.; Hussarek a. a. O. 8.35. — Schon in der 
Debatte des Abgeordnetenhauses über das Kongruagesetz von 1898 war 
in der Sitzung am 21. Jänner 1897 auf den Antrag des Abgeordneten 
Treuinfels folgende Resolution angenommen worden: „Die k. k. Regie- 
rung wird aufgefordert, in einer Gesetzesnovelle auch die Kongrua jener 
Mitglieder des katholischen Klerus zu ordnen, die nicht mit der Ausübung 


- 
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Von weit allgemeinerer Bedeutung war das Gesetz vom 
24. Februar 1907, R.-G.-Bl. Nr. 56%), nach welchem sich 
das im Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, 
festgesetzte Minimaleinkommen selbständiger Seelsorger 
oder Hilfspriester nach je fünf vor oder seit der Wirksamkeit 
des Gesetzes vom 24. Februar 1907 in der Seelsorge oder 
in einem anderen öffentlichen kirchlichen Dienste zurück- - 
gelegten Jahren bis einschließlich des vierzigsten Jahres der 
Dienstleistung, also zusammen achtmal, um je 100 Kr. er- 
höhte. Durch die Einführung dieser Quinquennalzulagen 
war endlich die bereits oben besprochene bisherige Starrheit 
der Kongruabezüge durchbrochen und eine billige Rück- 
sicht auf die Länge der Dienstzeit genommen, was um so 
wohltätiger empfunden wurde, als diese Erhöhung des Mi- 
nimaleinkommens auch nach der Übernahme in den Ruhe- 
stand als Erhöhung des Ruhegenusses gebührte.?) 


der Seelsorge im gewöhnlichen Sinne des Wortes, das heißt als Pfarrer 
oder Hilfspriester betraut sind, aber trotzdem Seelsorgediensten obliegen, 
sei es unmittelbar wie die verschiedenen Kapläne in Seminarien, Spi- 
tälern, Waisenhäusern, Strafanstalten, Klöstern weiblicher Genossen- 
schaften usw., sei es mittelbar, indem sie die Amtsgeschäfte zur Leitung 
der Seelsorger besorgen, wie die verschiedenen Beamten und Sekretäre 
bei den Ordinariaten, oder indem sie den Bischof in der Führung der 
Amtsgeschäfte auf verschiedene Weise unterstützen usw.‘‘ Bei Fritsch, 
Ausgabe des Gesetzes vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, S. 81. 


1) Dazu die Durchführungsverordnung vom 6. März 1907, R.-G.-Bl. 
Nr. 63; Fritsch, Dotation der kathol. Seelsorgegeistlichkeit, Ergän- 
zungsheft S. 10f£.; Hussarek a.a. O. 8. 34. 

2) Dieses"Gesetz über die Dienstalterszulagen der katholischen Seel- 
sorgegeistlichkeit stellt sich als Teil einer damals beabsichtigten, jedoch 
aus finanziellen Gründen nicht voll zur Durchführung gelangten um- 
fassenderen Kongruaregulierung dar. Schon im Jahre 1905 hatte die 
Regierung den Gesetzentwurf einer Kongruanovelle (s. die Beilagen zu 
den stenograph. Protokollen des Abgeordnetenhauses, XVII. Session, 
1905, Nr. 2293) im Abgeordnetenhause vorgelegt, welche außer Dienst- 
alterszulagen und einigen anderen Neuerungen insbesondere eine ‚‚den 
Zeitverhältnissen entsprechende Erhöhung der Kongruasätze‘ vorschlug. 
Aus finanziellen Gründen nahm man jedoch von der vollen Durch- 
führung dieser Kongruanovellierung, welche einen jährlichen Mehrauf- 
wand von 9300000 Kr. erfordert hätte, Abstand und begnügte sich 
mit der Einführung der Dienstalterszulagen, wodurch sich der erforder- 


En 
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VI. Die neueste Entwicklung 
und der heute geltende Rechtszustand. 


(Die Kongruanovelle vom 13. Juli 1921, B.-G.-Bl. Nr. 403). 


Die bereits seit 1905 in Aussicht genommene und im 
Jahre 1907 zum großen Teile vertagte Kongruaregulierung 
kam über die Entwürfe nicht hinaus. Inzwischen brach im 
Sommer 1914 der Weltkrieg aus. Wenn nun auch die Ab- 
sperrung der Mittelmächte und die Kriegsmaßregeln eine 
sprunghafte Verteuerung der Lebenshaltung anfänglich ver- 
hinderten, so stiegen doch allmählich und insbesondere seit 
dem Jahre 1916 immer fühlbarer die Preise aller Bedarfs- 
gegenstände und die vor dem Kriege doch immerhin end- 
lich auf eine bescheidenen Ansprüchen genügende Höhe 
gebrachten, "jedoch fast während der ganzen Kriegszeit 
" gleichgebliebenen Bezüge der Seelsorgegeistlichkeit begannen 
neuerlich unzureichend und unzulänglich zu werden. Schließ- 
lich sah sich die Regierung angesichts des immer mehr 
sinkenden Geldwertes ganz ebenso wie seinerzeit in den 
beiden ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts genötigt, 
der Geistlichkeit gleichwie den Staatsbeamten der Teuerung 
entsprechende Zulagen zu gewähren. Das erstemal geschah 
dies durch die Verordnung des Ministeriums für Kultus und 
Unterricht im Einvernehmen mit dem Finanzministerium 
vom 21. November 1917, R.-G.-Bl. Nr. 453, ‚mit welcher 
Zuwendungen an die katholische Geistlichkeit aus Anlaß 
der durch den Krieg geschaffenen außergewöhnlichen Ver- 
hältnisse gewährt‘ wurden.t) Mit dieser Verordnung hatte 


MT 


liche Mehraufwand auf zirka 4 800 000 Kr. jährlich reduzierte. Derart 
hatten wieder einmal wie bereits so oft die ‚finanziellen Bedenken“ 
eine ausgiebigere Verbesserung der Kongruabezüge vereitelt. Vgl. hierzu 
„uch Singer a. a. O. 8. 157/8. 


1) Diese Verordnung bewilligte nach Analogie der den Staatsbeamten 
Teuerungszulagen gewährenden Verordnung des Finanzministeriums vom 
14. Juli 1917, R.-G.-Bl. Nr. 295, außer den auf eine Kongruaergänzung 
anspruchsberechtigten Seelsorgegeistlichen ($ lc) und den Dignitären 
und Residentialkanonikern der verschiedenen Kapitel ($ la) auch den 
im Gesetz vom 19, Februar 1902, R.-G.-Bl. Nr. 48, genannten Personen 
(8 1d) und den Professoren der katholischen Zentral- und Diözesanlehr. 
anstalten (‚wenn deren Besoldung ganz oder teilweise aus den Religions. 


s 
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nunmehr auch für die Geistlichkeit jener wilde, auch heute 
noch nicht zum Stillstand gekommene Wettlauf zwischen 
der immer wahnsinniger werdenden Teuerung und der nach- 
hinkenden Erhöhung der Bezüge begonnen, in welchem die 
Fixbesoldeten, zu denen ja auch der Großteil der Geistlich- 
keit zälht, bis jetzt noch immer bei weitem im Hintertreffen 
geblieben sind. 

Ebenso wie die eben genannte Ministerialverordnung 
hatte auch das Gesetz vom 28. März 1918, R.-G.-Bl. Nr. 115, 
„mit welchem Erhöhungen des Minimaleinkommens und der 
Ruhegenüsse der katholischen Seelsorger sowie des Minimal- 
einkommens der Dignitäre und Kanoniker bei den Metro- 
politan-, Kathedral- und Konkathedralkapiteln der katho- 
lischen Kirche des lateinischen, griechischen .und armeni- 
schen Ritus festgestellt‘‘ wurden, in erster Linie das Be- 
streben, die Bezüge der Geistlichkeit der immer mehr steigen- 
den Teuerung anzupassen. Immerhin trug dieses Gesetz 
nicht so sehr wie die Verordnung von 1917 den Charakter 
einer provisorischen Maßregel als vielmehr den einer für die 
Dauer berechneten Kongruanovellet) und brachte auch 
tatsächlich außer einer der Teuerung entsprechenden Er- 
höhung der in den Gesetzen vom 19. September 1898, 
R.-G.-Bl. Nr. 176, und vom 7. Jänner 1894, R.-G.-Bi. 
Nr. 15, festgesetzten Kongruasätze und Ruhegehälter noch 
folgende Neuerungen: 


fonds erfolgt‘) für das Verwaltungsjahr 1917/18 Zulagen aus den Reli- 
gionsfonds bzw. aus der staatlichen Dotation derselben. Hierzu ist zu 
bemerken, daß diese Zusammenstellung der mit Zulagen bedachten 
Priesterkategorien aus rein praktischen Gründen erfolgte und durchaus 
nicht die Bedeutung hat, daß die Bezüge derselben gleicher Rechtsnatur 
wären. Insbesondere die Besoldung der Professoren an den katholischen 
Zentral- und Diözesanlehranstalten, die Regelung der Bezüge derselben 
und die Rechtsentwicklung der diesbezüglichen Vorschriften steht in 
keinem Zusammenhang mit der Rechisentwicklung der Kongruavor- 
schriften und kommt für die vorliegende Untersuchung nicht in Betracht. 
S. die diese Professoren betr. Vorschriften etwa bei Mayrhofer, Hand- 
buch, IV. Bd., S.227ff. und zweiter Ergänzungsband S. 376f. 

1) Dazu die Durchführungsverordnung vom 19. Juni 1918, R.-G.-Bl. 
Nr. 228. — Vgl. die von Johann Köck herausgegebene Zusammenstel- 
lung: Das Kongruagesetz (Gesetze, betreffend die Dotation und Ruhe- 
genüsse des katholischen Klerus), Graz 1918. 
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Erstens wurde (Art.I $ 2) die bisher den Expositen 
gewährte erhöhte Hilfspriesterkongrua nunmehr auch den 
als Hilfspriester systemisierten Chorvikaren an Domkirchen 
zuerkannt.!) 

Zweitens wurden (Art. II) unter gleichzeitiger Auf- 
hebung des Gesetzes vom 24. Februar 1907, R.-G.-Bl. 
Nr. 56, an Stelle der seit letzterem Gesetze geltenden 
acht Quinquennien zu je 100 Kr. fünf Triennal- und an diese 
anschließend fünf Quadriennalzulagen bis einschließlich des 
fünfunddreißigsten Jahres der Dienstleistung zu- je 200 Kr. 
für die Seelsorgegeistlichkeit eingeführt und wurden ana- 
logerweise (Art. IV) auch den Dignitären und Residential- 
kanonikern der verschiedenen Kapitel Dienstalterszulagen 
zuerkannt. 

Die Bestimmungen dieses Gesetzes vom 28. März 1918, 
R.-G.-Bl. Nr. 115, hätten tatsächlich eine ausreichende Auf- 
besserung der Minimaleinkommenssätze und Ruhegnüsse 
der katholischen Geistlichkeit bedeutet, wenn nieht die un- 
ablässig weiter ansteigende und insbesondere seit dem Zu- 
sammenbruche der Monarchie ihr Tempo erheblich beschleu- 
nigende Teuerung geradeso wie bei den Staatsbeamten fort- 
während neuerliche Erhöhungen der Bezüge erfordert hätte, 
die auch in immer kürzeren Zwischenräumen durch die 
Gesetze vom 18. Dezember 1919, St.-G.-Bl. Nr. 5962), vom 


— 


!) Entsprechend ihrer zweifachen Dienstleistung! — Die Regelung 
der Dotation der Chorvikare ist von der Kultusverwaltung bereits seit 
einigen Jahrzehnten in Aussicht genommen (s. die Kult.-Min.-Erlasse 
vom 25. März 1886, 2. 3854, und vom 2. Oktober 1888, Z. 12 644 !), aber 
erst jetzt durchgeführt worden. Vgl. die diesbezüglichen Ausführungen 
des Abgeordneten Peric in der Debatte des Abgeordnetenhauses am 
21. Jänner 1897, abgedruckt bei Fritsch, Ausgabe des Gesetzes vom 
19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, S. 40. 

?) Dazu die Vollzugsanweisung vom 11. Februar 1920, St.-G.-Bl. 
Nr. 60. Dieses Gesetz, ‚‚mit welchem vorläufige Erhöhungen des Minimal- 
einkommens und der Ruhegenüsse der katholischen Seelsorger sowie des 
Minimaleinkommens der Dignitäre und Kanoniker bei den Metropolitan- 
und Kathedralkapiteln der katholischen Kirche festgestellt‘‘ wurden, kam 
gleichzeitig mit dem die Besoldungsverhältnisse der Zivilstaatsbedienste- _ 
ten vorläufig regelnden Besoldungsübergangsgesetze vom 18. De- 
zember 1919, St.-G.-Bl. Nr. 570, zustande. Außer Erhöhungen der Bezüge 
führte es (Art. II) an Stelle der gemischten Triennien und Quadriennien 
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18. März 1920, St.-G.-Bl. Nr. 1321), vom 22. März 1920, 
St.-@.-Bl. Nr. 1472), vom 16. Dezember 1920, B.-G.-Bl. . 
Nr.4von 19213), und vom 17. März 1921, B.-G.-Bl. Nr. 167%), 
in mehr oder minder ausreichendem Ausmaße gewährt wur- 
den. Auf die Einzelheiten dieser doch nur provisorischen 
und kurze Zeit geltenden, die Grundlagen der bisherigen 
Kongrua-Gesetzgebung nicht ändernden ‚Teuerungs‘‘gesetze 
näher einzugehen, entspräche nicht dem Zwecke der vor- 
liegenden Untersuchung. Nur darauf sei hingewiesen, daß 


der Kongruanovelle vom 28. März 1918, R.-G.-Bl. Nr. 115, zwölf nach 
dem zweiten Jahre der Dienstleistung einsetzende Triennalzulagen zu 
je 400 Kr. ein. Im Titel und im Texte dieses Gesetzes wird der Kon- 
kathedralkapitel keine Erwähnung mehr getan, weil es solche in dem 
verkleinerten Territorium der Republik Österreich eben nicht mehr gab. 
Konkathedralkapitel, d. h. fortbestehende Kapitel am ehemaligen Sitze 
aufgelassener und mit anderen unierter Bistümer, hatten nur zu Pola, 
Capodistria und Macarsca bestanden. Vgl. Mayrhofer a. a. O., IV. Bd. 
S. 70/71. x 

1) Dieses Gesetz, welches gleichzeitig als sogenanntes ‚„Pensionisten- 
gesetz‘ die Bezugsverhältnisse der im Ruhestand befindlichen Staats- 
angestellten regelte, stellte ebenso wie für diese auch für die katholischen 
Seelsorger die nach dem 1. November 1918 als Stichtag sich regelnde 
Unterscheidung zwischen Pensionisten der Republik Österreich 
und etwas schlechter gestellten altösterreichischen Pensionisten 
auf (s. VI. Hauptstück $ 35). Das Pensionistengesetz verlangt als Vor- 
aussetzung seiner Anwendbarkeit ($ 1), daß „‚der katholische Seelsorger 
seinen letzten ständigen Dienstort im Gebiete der jetzigen Republik 
Österreich hatte und ..... am 31. Oktober 1918 in einer nach dem 
Staatsvertrage von St. Germain zur Republik Österreich gehörenden Ge- 
meinde heimatsberechtigt war und es geblieben ist.‘ 

2) Mit welchem Gesetze „Zuschläge zu dem Minimaleinkommen 
und zu den Ruhegenüssen der katholischen Seelsorger sowie zu dem Mini- 
maleinkommen der Dignitäre und Kanoniker bei den Metropolitan- und 
Kathedralkapiteln der katholischen Kirche festgestellt‘‘“ wurden. Dazu 
dıe Vollzugsanweisung vom 10. April 1920, St.-G.-Bl. Nr. 205. 

3) Welches als vierter Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetze 
in den Artikeln I—-IX die Bundesangestellten und in Artikel X die katho- 
lischen Geistlichen betraf und ihre Bezüge und Ruhegenüsse weiter er- 
höhte. Dazu die Durchführungsverordnung vom 7. Jänner 1921, B.-G.-Bl. 
Nr 51. 

*), Welches Erhöhungen sowohl der Ruhe(Versorgungs-)genüsse 
der Staats (Bundes-) angestellten und ihrer Hinterbliebenen als auch der 
Ruhegenüsse katholischer Geistlicher zum Gegenstande hatte. 
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sich aus diesen Gesetzen eine gewisse gleichzeitige!) und 
in manchen Beziehungen sogär gleichartige Behandlung der 
ja auch von der Teuerung gleichmäßig betroffenen katho- 
lischen Geistlichkeit mit den Staatsangestellten ergibt, und 
daß in $ 37 des Pensionistengesetzes vom 18. März 1920, 
St.-G.-Bl. Nr. 132, die Regierung ermächtigt wurde, allen 
unter die verschiedenen Kongruagesetze fallenden katho- 
lischen Geistlichen, ob sie jetzt aktive Dienste leisteten 
oder pensioniert waren, so lange, als die Staatsangestellten 
Teuerungszulagen erhielten, ebenfalls Teuerungszuwendun- 
gen, und zwar im Ausmaße von 70 %, der den ledigen Zivil- 
staatsangestellten bzw. den staatlichen Pensionisten jeweils 
zukommenden Teuerungszulagen und gleitenden Zulagen 
zu gewähren, welche Teuerungszulagen dann auch tatsächlich 
den Geistlichen halbjährlich nachbezahlt wurden. 

Durch die große Zahl der rasch nacheinander erschiene- 
nen Besoldungsvorschriften hatte sich sowohl bezüglich der 
Bundesangestellten als auch bezüglich der katholischen 
Geistlichen ein unklarer und unbefriedigender Zustand er- 
geben, der zu einer einheitlichen, den Zeitverhältnissen ent- 
sprechenden Regelung drängte. Diese Regelung geschah 
wieder gleichzeitig für beide Gruppen, und zwar einerseits 
durch das Bundesgesetz vom 13. Juli 1921, B.-G.-Bl. Nr. 376, 
zur Regelung der Besoldungsverhältnisse der Bundes- 
angestellten (Besoldungsgesetz) und andererseits durch das 
Bundesgesetz gleichen Datums, B.-G.-Bl. Nr. 403, ‚womit 
einige Bestimmungen des Gesetzes vom 19. September 1898, 
R.-G.-Bl. Nr. 176, betreffend die Dotation der katholischen 
Seelsorger, und des Gesetzes vom 7. Jänner 1894, R.-G.-Bl. 
Nr. 15, betreffend die Bezüge der Dignitäre und Kanoniker 
bei den Metropolitan- und Kathedralkapiteln der katho- 
lischen Kirche, abgeändert und ergänzt werden (Kongrua- 
novelle 1921) .2) 


1) Diese Gleichzeitigkeit der Regelung der Bezüge der Staaisbeamten 
und der Kongruabezüge hatte auch bereits früher bestanden. So ist 
zum Beispiel das Kongruagesetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. 
Nr. 176, gleichzeitig mit dem die Bezüge der Staaisbeamten regelnden 
Gesetz vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 172 erschienen. 

2) Dazu die Durchführungsverordnungen vom 29. August 1921, 
B.-G.-Bl. Nr. 502, und vom 29. Oktober 1921, B.-G.-Bl. Nr. 612. 
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Auch dieses neueste Kongruagesetz ließ den bereits 
seit Kaiser Joseph II. bestehenden Grundgedanken der 
bisherigen Kongrua-Gesetzgebung unverändert, daß nämlich 
gewissen Kategorien geistlicher Amtsträger ein bestimmtes 
standesgemäßes Mindesteinkommen staatlicherseits in der 
Weise gewährleistet werde, daß dieses zunächst in dem mit 
dem geistlichen Amte verbundenen Einkommen seine 
Deckung zu finden habe und erst bei dessen Unzulänglich- 
keit aus den Religionsfonds bzw. aus der staatlichen Dota- 
tion derselben zu ergänzen sei. Es stellte jedoch bezüglich 
der Berechnung und Höhe dieses standesgemäßen Mindest- 
einkommens vollständig neue Grundsätze auf und brachte 
auch im übrigen manche wesentlichen Neuerungen!) 


1) Die Richtlinien der Kongruanovelle von 1921 ergeben sich am 
besten aus den bei der Vorlage des Gesetzentwurfes von der Regierung 
beigeschlossenen ‚‚Erläuternden Bemerkungen‘ (Nr. 362 der Beilagen zu 
den stenograph. Protokollen des Nationalrates, 1921), deren wesentliche 
Stellen niermit wiedergegeben seien: ‚Seit längerer Zeit wurde gelegent- 
lich von Regelungen der Besoldungsverhältnisse der Staatsbeamten stets 
auch die materielle Lage jenes Teiles des Klerus, der nach den bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften mit der Ergänzung seiner Kongrua an die Reli- 
gionsfonds gewiesen ist, einer entsprechenden Verbesserung zugeführt. ... 
Der Grundgedanke der bisherigen Gesetzgebung geht dahin, 
ein standesgemäßes Mindesteinkommen zu garantieren, wel- 
ches, soweit es in den mit dem geistlichen Amte verbunde- 
nen Bezügen nicht gedeckt werden kann, aus den Religions- 
fonds beziehungsweise aus der staatlichen Dotation dersel- 
ben zu ergänzen ist. An diesem Grundsatz soll auch in Hin- 
kunft festgehalten werden. Es muß nun weiter darauf hingewiesen 
werden, daß die bisherigen Kongruasätze erheblich hinter jenen 
Beträgen zurückbleiben, welche den Staatsbeamten mit glei- 
cher Vorbildung, gleichem Dienstalter und analoger sozialer 
Stellung zukommen. In diesem Zusammenhang darf die bisherige 
Art der Einbekennung des mit dem geistlichen Amte verbundenen Ein- 
kommens nicht außer acht gelassen werden. Die Fassionen können näm- 
lich nach den bisherigen gesetzlichen Anordnungen das bezügliche Ein- 
kommen vielfach nicht mit dem vollen Ertrage erfassen. Ihre Angaben 
können zwar in jenen Fällen ein annähernd richtiges Bild der tatisäch- 
lichen Verhältnisse liefern, in denen es sich nicht um eine Ruralpfründe 
handelt, oder in denen keine größeren Messenstiftungen bei der Pfründe 
bestehen; andernfalls aber hat der Benefiziat gemäß den bestehenden 
gesetzlichen Vorschriften nicht den tatsächlichen Ertrag von Grund und 
Boden, sondern den Katastralreinertrag einzubekennen; weiters hat er 
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Zunächst wurde abermals der Personenkreis der auf 
eine Kongruaergänzung anspruchsberechtigten Geistlichen 
erweitert, indem nunmehr (Art. I) auch den im Gesetz vom 
19. Februar 1902, R.-G.-Bl. Nr. 48, berücksichtigten katho- 
lischen Seelsorgern an einer Reihe gemeinnütziger Anstalten 
und den ebendort angeführten priesterlichen Beamten bei 
den katholischen Ordinariaten, Konsistorien und bischöf- 
lichen Seminarien, denen bisher auf Grund des genannten 
Gesetzes Ruhegehälter aus den Religionsfonds bzw. aus 
der staatlichen Dotation derselben gewährt wurden, der 
Anspruch auf ein standesgemäßes Mindestenkommen (Kon- 
grua) zuerkannt wurde, wobei diese Geistlichen je nach 
ihrer Dienstleistung selbständigen Seelsorgern bzw. Hilfs- 
priestern gleichgestellt wurden.!) 


Es wird sonach heute folgenden geistlichen Amtsträgern 
ein standesgemäßes Minimaleinkommen (Kongrua) aus den 
Religionsfonds bzw. aus der staatlichen Dotation derselben 
gewährleistet; 


1. Den im $ 1 des Gesetzes vom 19. September 1898, 
R.-G.-Bl. Nr. 176, angeführten selbständigen katho- 
lischen Seelsorgern und Hilfspriestern sowie den dort 


Ke— - 


das Recht, die Messenstiftungen aus der Fassion auszuscheiden. . . . . Daß 
der Klerus in seiner weitaus überwiegenden Mehrzahl mit den durch die 
gegenwärtigen Gesetze fixierten Kongruabeträgen das Auslangen in keiner 
Weise mehr zu finden vermag, bedarf schon im Hinblick auf die Entwertung 
des Geldes und die schwierigen Lebensverhältnisse keiner weiteren Aus- 
führung. Es tritt daher an die widmungsgemäß verpflichteten Religions- 
fonds beziehungsweise an die Staatsverwaltung die Aufgabe heran, dem 
Klerus jene Einkommensbeträge zu sichern, welche alsstandesgemäßes Min- 
desteinkommen bezeichnet werden können. Um nun in dieser Hinsicht 
gerecht vorgehen zu können und die vorgeschilderten Ungleichheiten 
zu vermeiden, erscheint es angemessen, die bisherigen Be- 
stimmungen über die Einbekenntnisse einer Novellierung in 
der Richtung zu unterziehen, daß diese Einbekenntnisse 
ein zutreffendes Bild des mit dem kirchlichen Amte ver- 
bundenen Einkommens liefern. Dann aber ist es auch ein 
Gebot der Gerechtigkeit, die Kongruasätze auf eine den ge- 
gebenen Verhältnissen entsprechende Höhe zu bringen.“ 


1) Vgl. das hierüber in den ‚‚Erläuternden Bemerkungen‘ der Regie- 
rungsvorlage a. a.0. S. 16 Gesagte. 
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genannten, systemisierte Hilfspriesterstellen versehen- 
den Inhabern einfacher Benefizien und Religiosen!); 

3. den im Gesetz vom 19. Februar 1902, R.-G.-Bl. 
Nr. 48, berücksichtigten katholischen Anstaltsseel- 
sorgern und priesterlichen Beamten; 

3. den Dignitären und Residentialkanonikern des staat- 
lich anerkannten Personalstandes der Metropolitan- 
und Kathedralkapitel.?) 


Dieses standesgemäße Minimaleinkommen (Kongrua) 
besteht aus einem Grundbezug und einem Ortszuschlag 
(Art. II, $ 1) und wird auf folgende Art berechnet?): 

Zunächst (Art. II, $ 3) erscheinen die anspruchsberech 
tigten Geistlichen nach ihrer Dienstleistung in sechs Gruppen 
mit verschieden hohen jährlichen Anfangsbezügen em- 
geteilt.*) Für den einzelnen Geistlichen berechnet sich nun 


1) Der $ 1 des Gesetzes vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, 
wurde voll aufrecht erhalten. — Im Texte wird im Anschluß an die Be- 
sprechung der Neuerungen der Kongruanovelle von 1921 eine Übersicht 
über die wesentlichsten Grundlagen der heute geltenden Kongrua- 
vorschriften geboten. Ein Eingehen auf alle Einzelheiten würde 
über den Rahmen dieser Untersuchung weit hinausgehen. Vgl. darüber 
die recht praktische Zusammenstellung der geltenden Vorschriften bei 
Jakob Fried, Die Kongruagesetze in Österreich, Wien 1921. Fried 
bringt im ersten Abschnitte (8. 3—15) einen historischen Überblick über 
die Entwicklungsgeschichte der Kongrua, welche ziemlich populär ge- 
haltene Darstellung aber offensichtlich nur zur Orientierung des das 
Büchlein praktisch anwendenden Lesers dienen soll und keinen Anspruch 
auf wissenschaftlichen Wert erhebt. 

2) Gesetz vom 7. Jänner 1894, R.-G.-Bl. Nr. 15. Die bei Fried 
2.2.0. 8.16 offenbar versehentlich noch angeführten Konkathedral- 
kapitel gibt es nach dem oben S$. 155 Anm. 2 Bemerkten im Gebiete der 
Republik Österreich nicht mehr. 

3) Diese etwas komplizierte Berechnungsart ist ganz gleich wie jene, 
welche durch das Besoldungsgesetz vom 13. Juli 1921, B.-G.-Bl. Nr. 376, 
für die Berechnung des Einkommens der Bundesangestellten eingeführt 
worden ist. 

*#) Art. II $ 3: „Die unter dieses Gesetz fallenden Geistlichen — mit 
Ausnahme der unten genannten Hilfspriester — werden in nachstehende 
Gruppen eingereiht: 

Gruppe: Hilfspriester nach Vollstreckung einer zweijährigen Dienst- 
zeit im Öffentlichen kirchlichen Dienste, mit Ausnahme der in 
der Gruppe 2 genannten mit ... 2 22.2.2000. 17 200 Kr. 


Die Entwickl. d. staatl. Kongrua-Gesetzgebung in Österreich. 161 


der Grundbezug derart, daß für ihn der Anfangsbezug der 
Gruppe, in welcher.der Geistliche seine Dienstleistung be- 
ginnt, die Grundlage bildet und dazu einerseits sogenannte 
Vorrückungsbeträge (Art. II, $ 4 und 5) und anderer- 
seits sogenannte Unterschiedsbeträge (Art. II, $ 9) hin- 
zugerechnet werden. 

Die Vorrückungsbeträge sind alle zwei Jahre bis zur 
Vollendung des effektiven vierzigsten Dienstjahres anfal- 
lende, in den verschiedenen Gruppen verschieden hohe 
Dienstalterszulagen. Die Unterschiedsbeträge dagegen tre- 
ten nur in Wirksamkeit, wenn ein Geistlicher in eine höhere 
Gruppe übertritt, und bestehen aus der Differenz zwischen 
dem Anfangsbezuge der Gruppe, in welcher sich der Geist- 

Gruppe 2: Hilfspriester nach Vollstreckung einer zweijährigen Dienst- 
zeit im Öffentlichen kirchlichen Dienste, sofern sie am Sitze des 


Diözesanbischofs, in einer Landeshauptstadt oder an einer außer- 
halb des Pfarrortes befindlichen Kirche ihren Amtssitz haben, 


ib: a we we een ee 18 200 Kr. 
Gruppe3: Selbständige Seelsorger mit Ausnahme der in der Gruppe 4 
Eonannten; Mila. SEE LE EI 22 300 Kr. 
Gruppe 4: Selbständige Seelsorger am Sitze des Diözesanbischofs 
oder in einer Landeshauptstadt mit ..... 2... 25 500 Kr. 
Gruppe 5: Dignitäre und Residentialkanoniker der Metropolitan- und 
Kathedralkapitel mit . . 2... 2222er. 33 000 Kr. 
Gruppe 6: Erster Dignitär an den Metropolitan- und Kathedral- 
kapıteln, mi era na read 44. 000 Kr. 


jährlichem Anfangsbezug. 

Vor Vollstreckung von zwei Jahren im öffentlichen kirchlichen 
Dienste erhalten Hilfspriester einen nicht steigerungsfähigen Grundbezug 
von 15 300 Kr. Der Anspruch dieser Hilfspriester auf Einreihung in die 
Gruppe 1 oder 2 ist nach Vollendung der zweijährigen Dienstzeit vom 
Anspruchsberechtigten bei der zur Anweisung des Minimaleinkommens 
berufenen Behörde anzumelden.“ 

Es verdient erwähnt zu werden, daß sich die Angleichung der Kon- 
gruabezüge an die Bezüge der Bundesangestellten nicht so sehr daraus 
ergibt, daß nunmehr ihre Berechnung ganz analog der Berechnung der 
Bezüge der Bundesangestellten erfolgt, als vielmehr daraus, daß die 
Anfangsbezüge in den genannten sechs Gruppen den Anfangsbezügen 
der akademisch vorgebildeten Bundesangestellten in den Besoldungs- 
gruppen XII bis XVIII angeglichen wurden, wobei nur mit Rück- 
sicht auf die Besonderheiten der kirchlichen Stellung wie namentlich 
auf den regelmäßigen Genuß einer Naturalwohnung u. dgl. ein Abschlag 
von durchschnittlich 10 bis 20%, gegenüber den Anfangsbezügen der korre- 
spondierenden Besoldungsgruppen der Bundesangestellten gemacht wurde. 
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liche bis jetzt befand, und dem Anfangsbezug der Gruppe, 
in welche er neu eintritt. Einem in eine höhere Gruppe 
eintretenden Geistlichen wird sonach sein bisheriger aus 
dem ursprünglichen Anfangsbezuge und den seither an- 
gefallenen Vorrückungsbeträgen sich zusammensetzender 
Grundbezug um den eben erklärten Unterschiedsbetrag er- 
höht und wachsen nunmehr die zweijährig anfallenden Vor- 
rückungsbeträge in dem für die neue Gruppe bestimmten 
Betrage (s. Art. II, $5) zu.)) 

Zu dem, wie eben auseinandergesetzt, aus dem Anfangs- 
bezuge, aus den Vorrückungsbeträgen und aus allfälligen 
Unterschiedsbeträgen sich zusammensetzenden Grundbezuge 
kommt noch der Ortszuschlag hinzu, welcher nach einem 
für die verschiedenen Dienstorte verschieden festgesetzten 
Prozentsatze vom jeweiligen Grundbezuge berechnet wird.?} 

Das aus dem Grundbezug und dem ÖOrtszuschlag be- 
stehende Minimaleinkommen stellt den normalen Gehalts- 
bezug dar. Mit Rücksicht auf die derzeitigen außergewöhn- 
lichen Währungs- und Teuerungsverhältnisse wurden in 
Art. VIII Teuerungszulagen vorgesehen und zwar wurde 
in weiterer Angleichung an die Bezüge der Bundesangestell- 
ten allen unter dieses Gesetz fallenden aktiven sowie im 
Ruhestande befindlichen Geistlichen der Anspruch auf ab- 
baufähige Teuerungszulagen in jenem Ausmaße und unter 
jenen Voraussetzungen zuerkannt, welche für ledige Bundes- 


1) Es ist sonach das Dienstalter von gewichtigem Einfluß auf die 
Höhe der jeweiligen Kongrua eines Geistlichen. In Entgegenkommen 
gegenüber vielfach geäußerten Wünschen der Geistlichkeit wurde in 
Art. II $ 11 der Kongruanovelle von 1921 auch für die Geistlichen ebenso 
wie für die Bundesangestellten eine besondere Anrechnung der während 
des Krieges geleisteten aktiven Militärdienstzeit bzw. während desselben 
im öffentlichen kirchlichen Dienste zurückgelegten Dienstzeit für die Er- 
reichung von Vorrückungsbeträgen und für die Bemessung der Ruhe- 
genüsse vorgesehen. Die darauf bezüglichen Ausführungsbestimmungen fin- 
den sich in der Verordnung vom 5. November 1921, B.-G.-Bl. Nr. 614 

2) Art. IT 812. Der Ortszuschlag ist mit dem für die Bundesbeamten 
festgesetzten identisch und beträgt für Wien 100 %, für die Ortsklasse I 
90%, für die Ortsklasse la 80% und für die Ortsklasse II 70% vom 
Grundbezuge. Die Einreihung der einzelnen Dienstorte in die Ortsklassen 
ist durch die Verordnung vom 18. Januar 1921, B.-G.-Bl. Nr. 72 erfolgt. 
Eine Novellierung der Ortsklasseneinteilung ist im Zuge. 
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.beamte bzw. pensionierte Bundes (Zivilstaats-) beamte an 
dem in Betracht kommenden Orte jeweils festgesetzt sind. 
Diese Bestimmungen über die Teuerungszulagen haben sich 
in der Folge als ganz besonders praktisch wichtig erwiesen, 
weil sich die Verhältnisse derart entwickelt haben, daß der- 
zeit die Teuerungszulagen den weitaus überwiegenden Teil 
des Einkommens darstellen und es durch die erwähnten 
Bestimmungen ermöglicht wurde, ohne Erlassung neuer ge- 
setzlicher Vorschriften das Einkommen der unter dieses 
Gesetz fallenden Geistlichen in analoger Weise wie dasjenige 
der Bundesbeamten der immer _wahnsinniger werdenden 
Teuerung wenigstens etwas anzupassen. 

Allen unter die Bestimmungen der Kongruanovelle von 
1921 fallenden katholischen Geistlichen erkennt dieses Ge- 
setz (Art. VII) für den Fall ihrer Dienstunfähigkeit den 
Anspruch auf Ruhegenüsse zu. Dies bedeutet eine wichtige 
Neuerung, weil dadurch in Ergänzung der Bestimmungen 
des Gesetzes vom 7. Januar 1894, R.-G.-Bl. Nr. 15, auch 
die Domherren für den Fall ihrer Inhabilität ruhegenuß- 
anspruchsberechtigt wurden. 

Auch die Grundlagen der Ruhegenußberechnung, welche 
nunmehr in Prozenten bestimmter Bestandteile der Aktiv- 
bezüge nach der Anzahl der Dienstjahre erfolgt, wurden 
jener der Bundesbeamten angeglichen. Nur so viel sei 
erwähnt, daß der Ruhegenuß von nun ab nach einer an- 
rechenbaren Dienstzeit von 35 Jahren im allgemeinen den 
vollen normalen aus Grundbezug und Ortszuschlag bestehen- 
den Aktivbezügen gleichkommt!), und daß auch Zulagen 
unter bestimmten Voraussetzungen für die Ruhegenuß- 
berechnung in Betracht kommen können. Diese neue Ruhe- 
genußberechnung war außer dem Umstande, daß sie eine 
angemessene Erhöhung der bisherigen ziemlich unzureichen- 
den Ruhegehälter brachte, auch dadurch notwendig ge- 
worden, daß das bisherige Pensionssystem mit Rücksicht 
auf den nunmehrigen Aufbau der Kongrua unanwendbar 
geworden war.?) 


t) „im allgemeinen‘, denn die Bestimmungen des Art. VII $ 2/2 
und 3 können auch da noch gewisse Verschiedenheiten begründen. 
?) Die Regelung der Ruhegehälter der geistlichen ‚,Altpensionisten‘“ 
149 
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Entsprechend dem beibehaltenen Grundgedanken der. 
bisherigen Kongrua-Gesetzgebung, daß für die Deckung des 
standesgemäßen Mindesteinkommens in erster Linie die mit 
dem geistlichen Amte verbundenen Bezüge in Betracht kom- 
ment), hat auch nach der neuesten Kongruanovelle das 
Einbekenntnis der mit dem geistlichen Amte verbundenen 
Einnahmen und Ausgaben seine Bedeutung beibehalten. 
Ja es hat in gewissem Sinne sogar noch an Bedeutung ge- 
wonnen, da mit Rücksicht auf das Bestreben der Kongrua- 
novelle von 1921, den Zeitverhältnissen angemessene, eine 
standesgemäße Lebenshaltung tatsächlich ermöglichende 
Bezüge festzusetzen, jeder Grund einer besonderen Be- 
günstigung wegfiel und deshalb mit dem bisherigen System 
der „fiktiven Fassionen‘“ gebrochen wurde. Die Einbekennt- 
nisse sollen von nun an ein möglichst wahres Bilä des tat- 
sächlichen Reineinkommens liefern. Dies machte Ände- 
rungen in den einschlägigen bisherigen Vorschriften not- 
wendig. Insbesondere ist nunmehr (Art. IIL/2 und Art. IV/l) 
der Ertrag von Grund und Boden nicht mehr nach dem 
Katastralreinertrage, sondern nach dem tatsächlichen Rein- 
ertrage in seiner wirklichen Höhe einzubekennen. Ferner 
unterliegt von jetzt ab (Art. IIl/4 und Art. IV/2) entgegen 
den bisherigen Bestimmungen auch ‚‚das Erträgnis der mit 
einem bestimmten Betrage errichteten Stiftungen für Messen 
und andere gottesdienstliche Handlungen“ der Einrechnung 
in das Lokaleinkommen. Um durch Stiftmessen belastete 
Pfründeninhaber für den Entgang etwaiger Manualmeß- 
Stipendien schadlos zu halten, wurde (Art. IIl/6 und 
Art. IV/5) die Einsetzung des ‚„diözesanüblichen Stipen- 
diumbetrages für die auf dem Einkommen haftenden 


soll durch ein voraussichtlich noch im Jahre 1922 zur Verabschiedung 
gelangendes Gesetz erfolgen. Den Text der darauf bezüglichen Gesetzes- 
vorlage bringt Fried a.a. O. S. 100. 

1) Vgl. die aufrecht erhaltenen darauf bezüglichen Bestimmungen 
des Gesetzes vom 7. Jänner 1894, R.-G.-Bl. Nr. 15, $1 Abs. 1, vom 19. Sep- 
tember 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, $ 1 Abs. 1 und $ 13 Abs. 2, vom 19. Fe- 
bruar 1902, R.-G.-Bl. Nr. 48, $ Id und $ 2, und auch Art. VIII Abs. 2 
der Kongruanovelle von 1921. Vgl. auch Abs. I der ‚„Erläuternden Be- 
merkungen‘“ der Regierungsvorlage a.a.0. 8.15 (zitiert auch in der 
vorliegenden Untersuchung oben 8. 158 Anm.]). 
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Messen, soweit derselbe das Erträgnis der betreffenden 
Stiftungen nicht überschreitet‘, unter die Ausgabeposten 
gestattet.!) 

Im vorstehenden wurden die Grundlinien der nach der ' 
Novelle von 1921 derzeit geltenden Kongrua-Vorschriften?) 
unter Betonung der Neuerungen kurz dargestellt. Bezüglich 
der Einzelheiten und weniger wesentlichen Bestimmungen 
muß auf das Gesetz verwiesen werden?) Nur darauf sei 
noch hingewiesen, daß die durch die Kongruanovelle von 
1921 durchgeführte Angleichung der Gehalts- und Ruhe- 
genußbezüge der katholischen Geistlichen an die Besoldungs- 
ordnung der Bundesbeamten auch für die Zukunft auto- 
matisch dadurch gesichert erscheint, daß Art. XI der No- 


1) Natürlich sind auch die in Pauschalbeträgen einzusetzenden 
Ausgabeposten auf eine den heutigen Zeitverhältnissen entsprechende 
Höhe zu bringen. Dies wurde bezüglich der in den Einbekenntnissen 
der Seelsorger zu passierenden Kanzleiauslagen für die Matrikenführung 
durch die Verordnung vom 5. November 1921 , B.-G.-Bl. Nr. 613, bereits 
durchgeführt. Bezüglich der Auslagen für die Führung des Dekanats- 
amtes ist eine ähnliche Verordnung in Aussicht gestellt (lt. Verordn. 
vom 29. Oktober 1921, B.-G.-Bl. Nr. 612, $4, A/IIb). — Vgl. auch den, 
Weisungen für die Fassionslegung enthaltenden Kult.-Min.-Erl. vom 
29. Oktober 1921, 2.2600 (bei Fried a.2.0. 8. 78ff.). 

2) Außer der Kongruanovelle vom 13. Juli 1921, B.-G.-Bl. Nr. 403, 
gelten in Kongruasachen derzeit (wenn man von den geistlichen Alt- 
pensionisten absieht) nur noch die mit der genannten Novelle nicht im 
Widerspruch stehenden Bestimmungen der Gesetze vom 7. Jänner 1894, 
R.-G.-Bl. Nr. 15, vom 19. September 1898, R.-G.-Bl. Nr. 176, und vom 
19. Februar 1902, R.-G.-Bl. Nr. 48. 

®) Dies gilt insbesondere hinsichtlich einzelner Bestimmungen über 
die Vorrückungsbeträge und die allfällige zeitweise oder dauernde Ein- 
stellung des Anfalles derselben (Art. II, $ 5—7), ferner hinsichtlich der 
Bestimmungen über den Eintritt aus einer höheren in eine niedrigere 
Gruppe (Art. II, $ 10), über die die Einbekenntnisse betreffenden Einzel- 
heiten (Art. III—V), über die Remunerationen der Provisoren erledigter 
Pfründen, der Exkurrendoprovisoren, der Hilfspriester, welche einen 
dauernd dienstunfähigen selbständigen Seelsorger gänzlich vertreten, 
und der selbständigen Seelsorger, welche neben den ihnen selbst obliegen- 
den Verbindlichkeiten auch noch die systemisierte, aber vakante Stelle 
eines Hilfspriesters versehen (Art. VI, $ 1—3), weiter hinsichtlich 
der Bestimmungen über die Hintanhaltung von Doppelbezügen (Art. VI, 
$ 4 und Art. VIII, Abs. 4), über die Auszahlung der Bezüge an Geist- 
jiche, die ihren Dienstort im Zollausland haben (Art. IX) u. dgl. m. 
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velle vorschreibt; ‚Werden die Bestimmungen des Bundes- 
gesetzes vom 13. Juli 1921, B.-G.-Bl. Nr. 376, wegen Rege- 
lung der Besoldungsverhältnisse der Bundesangestellten 
' (Besoldungsgesetz) über die Bezüge dieser Angestellten 
geändert, so ist im gleichen Verhältnis auch die Änderung 
der Bezüge der unter das gegenwärtige Gesetz fallenden 
Geistlichen durchzuführen.“ 


VII. 'Schlußbemerkung. 


Wenn wir die Ergebnisse der vorliegenden Arbeit über- 
blicken, dann finden wir, daß es eigentlich nicht das Wesen 
des Rechtsinstitutes der staatlichen Kongrua als solches 
gewesen war, welches den Gegenstand der Entwicklung 
gebildet hatte. Die Rechtsnatur der staatlichen Kongrua 
als eines standesgemäßen Mindesteinkommens, das gewissen 
Kategorien geistlicher Amtsträger, insbesondere den Seel- 
sorgern, zuerkannt wird und das zunächst aus den mit dem 
geistlichen Amte verbundenen Bezügen zu ist decken und 
bei deren Unzulänglichkeit aus den Religionsfonds bzw. aus 
der staatlichen Dotation derselben und somit vom Staate 
gewährleistet wird, erhellt ja bereits aus den josephinischen 
Kongrua-Vorschriften und ist bis heute unverändert fest- 
gehalten worden. Auch nicht die Ausgestaltung der durch 
die Verschiedenheiten der praktischen Fälle erforderten zahl- 
losen Anwendungsvorschriften bildete den Hauptgegenstand 
der Entwicklung. Der Grund, warum sich die Gesetzgebung 
so oft mit der „Kongrua“ zu beschäftigen hatte, lag viel- 
mehr in erster Linie darin, daß teils infolge Unzulänglichkeit 
der zur Verfügung stehenden Mittel, teils infolge ungleicher 
Berücksichtigung sonst gleichartiger Verhältnisse schon von 
vornherein und auch in der Folge die sonst klar erkannten 
Prinzipien des Rechtsinstitutes der Kongrua weder restlos 
noch gleichmäßig zur Anwendung gelangten. Es sei nur 
daran erinnert, was hierüber insbesondere im Kapitel II gesagt 
worden ist. Die Entwicklung ist nun dahin gerichtet ge- 
wesen, diese Mängel der jeweiligen Kongrua-Vorschriften 
zu beseitigen. Genau betrachtet ging also die Entwicklung 
dahin, den Grundsätzen des Rechtsinstitutes der Kongrua 
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volle Geltung zu verschaffen. Haben wir dies einmal er- 
kannt, dann will es uns scheinen, daß die Kongrua-Gesetz- 
gebung in Österreich gegenwärtig zu einem gewissen Ab- 
schlusse gelangt ist, denn durch die Kongruanovelle von 
1921 ist tatsächlich den Grundprinzipien unseres Bechts- 
institutes im weitesten Maße Rechnung getragen worden: 
die Kongruasätze erscheinen nach Vorbildung, Rang, Dienst- 
alter und Ortsverhältnissen entsprechend ausgemessen, der 
Personenkreis der auf eine Kongruaergänzung anspruchs- 
berechtigten Geistlichen ist so weit gezogen worden, daß 
eine noch weitergehende Ausdehnung desselben wohl nicht 
begründet wäre, und durch das in den Vorschriften über 
die Einbekenntnisse des Lokaleinkommens zum Durchbruch 
gelangte Prinzip der Wahrheit sind einerseits grundlose Ver- 
schiedenheiten beseitigt und ist andererseits die Möglichkeit 
ziemlich ausgeschlossen worden, daß sachlich ungerecht- 
fertigte Kongruaergänzungen gewährt werden. Berück- 
sichtigt man weiter, daß dieser den allerdings durch lange 
Zeit nicht restlos und konsequent durchgeführten, aber im- 
mer anerkannten Prinzipien der österreichischen Kongrua- 
Gesetzgebung voll entsprechende Rechtszustand durch die 
gesetzlich vorgesehene automatische Angleichung an etwaige 
Änderungen in der Besoldung der Bundesbeamten auch für 
die Zukunft gewahrt zu sein scheint, dann erscheinen zu- 
künftige wesentlichere Änderungen der heute geltenden 
Kongrua-Vorschriften wenig wahrscheinlich, mindestens, so- 
lange sich das heutige Verhältnis von Staat und Kirche in 
Österreich nicht wesentlich ändert. Es kann daher die vor- 
liegende Untersuchung den Anspruch erheben, ein sowohl 
sachlich als auch zeitlich in sich abgeschlossenes Kapitel 
der Geschichte des österreichischen Staatskirchenrechtes zur 
Darstellung gebracht zu haben. 
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“V. 
Heinrichs IV, Absetzung 1105/06. 


Kirchenrechtlich und quellenkritisch untersucht. 


Von 


Herrn Professor Dr. Bernhard Schmeidler 
in Erlangen.*) 


Die Absetzung Heimrichs IV. durch seinen Sohn und 
den deutschen Reichstag zu Mainz-Ingelheim ist fast immer, 
angefangen von den eigenen Briefen und Manifesten des 
Kaisers selbst und den sonstigen Quellen der Zeit bis zu 
den wissenschaftlichen Forschungen und Darstellungen der 
Gegenwart stark überwiegend vom moralischen und ge- 
fühlsmäßigen Standpunkt aus behandelt und beurteilt wor- 
den. Alles ist voll von Klagen über das inauditum. scelus, 
den nichtswürdigen Betrug des Sohnes am Vater, die Tat- 
sächlichkeit der Ereignisse tritt dahinter noch immer allzu- 
sehr zurück. Auch in der modernen wissenschaftlichen 
Literatur gibt es nur wenige andersartige Erscheinungen. 
von Druffel!) hat die Ereignisse auch der Jahre 1105/06 
in einer möglichst unbefangenen und sachlichen, dabei stets 


*) Obwohl in der nachstehenden Untersuchung Quellenkritik und 
rein historische Betrachtungsweise stark überwiegen, bringen wir sie 
doch an dieser Stelle zum Abdruck, weil wir der Meinung sind, ihr Ver- 
fasser erwerbe sich mit ihr schon dadurch ein Verdienst, daß er es unter- 
nimmt, diesen in der deutschen Geschichte zu trauriger Berühmtheit 
gelangten Fall auch einmal in das Licht des Kirchenrechts zu stellen, 
und weil wir hoffen, seine Arbeit werde zu noch genauerer kirchenrecht- 
licher Prüfung der hier in Rede stehenden Vorgänge an Hand des zeit- 
genössischen Materials und durch besondere Kenner der Geschichte des 
mittelalterlich-kirchlichen Bußrechtes führen. — Für die Red.: U. Stutz. 


1) Kaiser Heinrich IV. und seine Söhne. Regensburg 1863. Über 
den Reichstag zu Mainz-Ingelheim handeln S. 60-62. Exkurs II S. 89 
bis 93 behandelt: Die Briefe Heinrichs IV. an den König von Frankreich 
und den Abt von Clugny. 
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zur Eintlastung Heinrichs V. neigenden Weise darzustellen 
gesucht und besonders an zwei Briefen des Kaisers eine 
allerdings bei weitem nicht ausreichende und viel zu wenig 
tief eindringende Kritik geübt. Jedoch nicht weniges von 
seinen Thesen ist mit Recht von G. Buchholz, Ekkehard 
von Aura!) zurückgewiesen worden, der selbst eine neue, 
eindringliche, allerdings, wie hier gezeigt werden soll, keines- 
wegs zu voll befriedigenden und annehmbaren Ergebnissen 
kommende Erörterung gibt; aber von Druffels Betrach- 
tungs- und Behandlungsweise hat daraufhin doch nur wenig 
oder gar keinen Anklang und Nachfolge mehr gefunden. 
Ranke?) hält sich in seiner Darstellung auf einer bewun- 
dernswerten Höhe objektiver Reflexion, aber vielen und 
sehr wesentlichen Punkten seiner Ansichten über die Tat- 
sächlichkeit der Ereignisse ist man doch mit Recht nicht 
gefolgt. Er gibt auch seinem Unbehagen?) über die Quellen 
zur Sache Ausdruck, die mehr von den Tränen, die geflossen 
seien, zu berichten wüßten, als von den Verhandlungen, 
die doch die Hauptsache ausgemacht haben müßten. Aber 
die wenigen Seiten seiner Darstellung konnten doch bei 
weitem nicht ausreichen, um einen Umschwüng herrschender 
Meinungen herbeizuführen.*) Zuletzt hat MeyervonKno- 
nau°) auf Grund und mit Heranziehung aller bekannten 
Quellen®) eine Darstellung von den Vorgängen des Jahres 
1105/06 gegeben, die in wichtigen und wesentlichen Punkten, 


1) E. von Aura, Untersuchungen zur deutschen Reichsgeschichte 
unter Heinrich IV. und Heinrich V. Erster Teil (allein erschienen), 
Leipzig 1888. Die Ereignisse vom Ausbruch der Empörung Heinrichs V. 
bis zur Abdankung Heinrichs IV. sind ausführlich auf S. 175—254 be- 
handelt, speziell die Vorgänge der Abdankung auf 8. 237 — 254. 

2) Weltgeschichte Bd. VII 8. 333—339. , 

®) 8.338. Vgl. unten 8. 211, N. 1. 

4) Giesebrecht, KZ. III 2, 5. Aufl. S. 1196f. wendet sich aus- 
drücklich gegen die Rankesche Darstellung. 

5) Jahrbücher des Deutschen Reiebes unter Heinrich IV. und Hein- 
rich V., Bd. V, besonders etwa von 8. 239f. an. 

6) Besonders über die einschlägigen Briefe und Manifeste des 
Kaisers selbst siehe Meyer von Knonau S. 252 N. 62, dessen abgekürzte 
Bezeichnungsweise als I (an Hugo von Cluny), II (an Philipp von Frank- 
reich), III (an Heinrich V.), IV (an die sächsischen Fürsten) und V (an 
alle Fürsten) ich hier übernehme. Dazu kommt noch ein zweiter Briei 
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mit denen wir uns hier zu beschäftigen haben werden, mit 
den Erörterungen von Buchholz übereinstimmt und auf 
ihnen beruht. Sie beide nehmen, hierin in Übereinstimmung 
mit fast der ganzen übrigen Literatur, aus Heinrichs Briefen 
unbedenklich und uneingeschränkt an, daß der Kaiser eine 
direkte Bedrohung und Lebensgefahr durch seinen Sohn 
in den Tagen von Böckelheim-Ingelheim mehrfach erfahren 
habe. Und es ist weiterhin gegen ihre und überhaupt die 
übliche Darstellung der Ereignisse einzuwenden, daß sie 
erstens den gesamten rechtlichen, besonders kirchenrecht- 
lichen Charakter der Ereignisse, die Grundlage, auf der sie 
sich abgespielt haben, vollkommen verkennen oder außer 
acht lassen, und zweitens gerade darum in einem wichtigen 
besonderen Punkte nicht das Rechte treffen. Es kann in 
Wahrheit nicht zugegeben werden, daß Heinrich IV. in 
Ingelheim ein demütigendes und entehrendes, dabei für ihn 
gänzlich nutz- und erfolglos gebliebenes Sündenbekenntnis 
wirklich abgelegt hat. 

Es ist freilich eine sehr starke und fast einmütige Über- 
einstimmung der bisherigen Literatur, gegen die wir uns in 
dem letzten Punkte wenden, eine solche Übereinstimmung, 
die nicht auf Gefühlsmomenten oder ungeprüften Annah- 
men, sondern auf eigenen kritischen Untersuchungen beruht. 
Hauptsächlich Buchholz!) hat der Frage, ob Heinrich IV. 
das verlangte Sündenbekenntnis wirklich abgelegt hat oder 
nicht, eine eingehende Erörterung von fünf Seiten gewidmet, 
und sich schließlich, nicht ohne Hervorhebung der entgegen- 
stehenden Bedenken, für die bejahende Antwort entschieden. 
Vornehmlich auf seiner Argumentation beruht die gleich- 
falls eigens kritisch begründete Darstellung von Meyervon 
Knonau.) Auch Ranke?°) nimmt ausdrücklich an, daß 
der Kaiser sich gegen die Kirche schuldig bekannte und 
Satisfaktion versprach. Dagegen stimmt Druffel, unter 
Heinrichs an Hugo von Cluny, gleichfalls bei D’Achery, Spicilegium 
III 442f., der aber nicht mehr eine Darstellung der Ereignisse wie I—V 
enthält, sondern weitere Aufträge und Verhaltungsmaßregeln für die 
vom Kaiser erbetenen, durch Hugo einzuleitenden Verhandlungen, was 
weiter unten hier mit heranzuziehen ist. 


1) 8. 249 — 254. 
2) 8. 268—270, mit N.85 auf 8. 270-272. 2) 8.8839. 
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voller Verwertung der Briefe des Kaisers, doch nur in etwas 
unbestimmterer Form zul), und nur Giesebrecht?) end- 
lich verbleibt bewußt und mit Begründung bei der eigenen 
Darstellung Heinrichs in seinen Briefen, besonders für diesen 
Punkt in II, und läßt danach den Kaiser in hypothetischer 
Form das Sündenbekenntnis anbieten, ohne zu behaupten, 
daß es nach und trotz der Ablehnung der Absolution dann 
tatsächlich doch geleistet worden sei. Wir werden sehen, 
daß das allein ganz richtig ist. Aber in der jetzt geltenden 
Literatur nimmt auch Hampe?°) an, daß Heinrich IV., wie 
einst Ludwig der Fromme, im Beisein des Sohnes und 
päpstlicher Legaten gezwungen wurde, ein lächerliches Sün- 
denbekenntnis abzulesen, das unter seinen Vergehen selbst 
die Anbetung von Götzen aufzählte*) und bestimmt war, ihn 
moralisch zu vernichten. Auch die direkte Bedrohung mit 
dem Tode — auf offenem Reichstage — spielt die übliche 
Rolle in Hampes Darstellung, sie gibt wieder, stark mora- 
lisch und gefühlsmäßig gefärbt, fast allein die Auffassung 
von Heinrichs Briefen wieder. Wenn ich also hier meine, die 
Tatsachendarstellung von Heinrichs Briefen als die 
allein mögliche und annehmbare erweisen zu können, dagegen 
seine Auffassung und gesamte Beleuchtung der Vorgänge 
als eine stark einseitige und subjektive abweisen zu müssen, 
so bedarf das wohl einer recht eingehenden Erörterung 
der Quellen und Tatsachen. Ehe ich aber in diese Einzel- 
erörterung eintrete, müssen einige Bemerkungen über den 
allgemeinen Charakter und Zusammenhang der Ereignisse 
notwendig vorausgeschickt. werden. 


!) Seine Ansicht begründet ihm ‘nicht bloß Ekkehard, sondern 
auch der Verfasser der Hildesheimer Jahrbücher, dessen ziemlich partei- 
lose Darstellung uns wohl am richtigsten führen wird’. 

2) Kaiserzeit III 1 (5. Auflage) S. 746f., III 2 S. 1199: Druffels 
Kritik an Heinrichs Briefen sei zu weitgehend. ‘Auch die anderen Berichte 
sind durch das Parteiinteresse getrübt und ihren Verfassern stand über- 
dies noch weniger eine genaue Kenntnis zur Seite. Man wird deshalb 
wohl am sichersten gehen, wenn man vor allem den eigenen Mitteilungen 
des Kaisers folgt’. 

?) Deutsche Kaisergeschichte in der Zeit der Salier und Staufer. 
4. Auflage, Leipzig 1919, S. 74. 

4) Über diesen besonderen Irrtum vgl. unten 8. 204 N. 2. 
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I. 


Ein Hauptbeschwerdepunkt des Kaisers in den meisten 
seiner Briefe sind die Todesdrohungen, denen er vielfach 
ausgesetzt gewesen sei; usque ad 'mortis articulum, heißt 
es häufig!), sei er bedroht worden, nur unter diesem fort- 
währenden furchtbaren Druck habe er diese und jene Zu- 
geständnisse gemacht. Auch die Vita Heinrici IV. impera- 
toris berichtet bei einem Umstand, der Botschaft Wiprechts 
von Groitsch am 27. Dezember 1105, sie habe gelautet, ut, 
si vitam servare vellet, absque mora sibi crucem . . . ce- 
teraque regalia transmitteret et munitiones . . transferret?). 
Ob die Natur dieser Quellen und ihre Übereinstimmungen 
freilich die Tatsächlichkeit dieser Todesdrohungen wirk- 
lich erweisen können, bleibt nachher noch sehr genau zu 
untersuchen. Aber selbst wenn sie diesen Beweis ebenso 
liefern sollten, wie ich überzeugt bin, daß sie es nicht tun 
und nicht tun können, so würde das eine andere Erwägung 
von viel größerem Gewicht nicht ausschließen, die sich mit 
zwingender Notwendigkeit aus der Natur der Dinge ergibt. 
Heinrich V. konnte im Ernste gar nicht daran denken, 
seinen Vater am Leben zu bedrohen, es ihm gar wirklich 
nehmen zu wollen. Die kirchliche Partei war gewiß fanatisch 
über alle Maßen und kannte in mißgünstiger Beurteilung 
Heinrichs IV. keine Grenzen. Aber selbst die wütendsten 
Kirchenmänner hätten es doch nicht ohne Bedenken mit 
ansehen und ohne Einwand hinnehmen können, wenn 
Heinrich V. geradezu als Vatermörder — mochte eine ent- 
scheidende Handlung durch wen immer und in welcher Weise 
immer vollzogen werden, der Sohn blieb stets in den Augen 
der Öffentlichkeit der vor allen anderen oder auch allein 
Verantwortliche — aus dem Kampfe hervorgegangen wäre?). 


1!) Die kritische Einzelerörterung der Zeugnisse folgt unten 8. 175ff. 

?) Kap. 10, SS. rer. Germ. ed. W. Eberhard S. 34. 

3) Heinrich V. sagt das selbst in der Rede bei Ekkehard, SS. VI 229, 
die in den Worten gipfelt: Parricida vocari vel esse nolo.. Schon das 
vocari war für ihn im höchsten Maße bedenklich und gefährlich, er mußte 
es unter allen Umständen zu vermeiden suchen. Auch Buchholz, 
Ekkehard von Aura S. 208f. charakterisiert diese Rede als ‘sehr gut 
aus richtiger Erkenntnis der damaligen Lage heraus gedacht’. 
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Und wie hätte Heinrich V. selbst hoffen können, jemals die 
Anhänger seines Vaters sich zu gewinnen, eine unbestrittene 
Herrschaft im Reiche ausüben zu können, wenn er mit dem 
Fluche des Vatermordes belastet dagestanden hätte? Mag 
man ihn noch so sehr für skrupellos und rein persönlich ehr- 
geizig ansehen und ihm alle objektive Sorge für das Reich 
und die Dynastie, die z.B. Ranke ihm in vollem Maße zu- 
billigt, absprechen, so konnte doch auch gerade ein persön- 
lich ehrgeiziger Politiker die Gefahr der Be- und Verurteilung 
als Vatermörder unmöglich auf sich nehmen. Das würde 
den Zwist im Reiche nicht beendet, sondern im Gegenteil 
erst recht verschärft und verewigt haben. Und in Wahrheit 
hat ja auch der Sohn dem Vater nicht ein Haar gekrümmt; 
nachdem er von ihm erpreßt hatte, was er wollte, die Über- 
gabe der Herrschaft, hat er ibn ruhig und unbehelligt in 
Ingelheim gelassen, ihm diesen königlichen Hof in ausdrück- 
licher Verfügung und Ordnung seiner Verhältnisse ange- 
wiesen!). Mit dem Gedanken des Vatermordes kann ein 
Politiker wie Heinrich V. höchstens gespielt und ihn als ein 
brauchbares Mittel, wenn die Gegenpartei — Heinrich IV. — 
sich dadurch überrumpeln ließ, benutzt haben. Ob in Wahr- 
heit der alte Kaiser auf dieses Pressionsmittel, wenn der 
Sohn es wirklich angewendet hat, so sehr hineingefaHlen-ist, 
wie seine Briefe auf den ersten Einblick zu ergeben scheinen, 
bleibt gleichfalls später?) noch sehr eingehend zu erwägen. 
Aber mag man dies dann ansehen wie man will, kein Beur- 
teiler von unbefangener Gesinnung darf sich dem zwingen- 
den Gewicht der Erwägung entziehen, daß Heinrich V. aus 
eigenstem Interesse unmöglich jemals, in einem einzigen 
“Augenblick, seinen Vater kann ernsthaft haben umbringen 
lassen wollen, und daß diese objektive Sachlage bei aller 
Einzelbeurteilung der Zeugnisse mit zu berücksichtigen, j& 
entscheidend zugrunde zu legen ist. 

Daneben ist noch ein anderer Sachzusammenhang als 


1) Wie die Tatsächlichkeit der Vorgänge hier, die sehr verschieden 
aufgefaßt werden können, m. E. zu beurteilen ist, wird nachher noch 
näher erörtert, vgl. unten S. 213f. 

2) Vgl. unten 8. 183f., 209 ff. über die Aufrichtigkeit von Heinrichs IV. 
Klagen über die Todesgefahr, in der er geschwebt habe. 
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Rahmen oder vielmehr auch als Grundlage!) für das Ver- 
ständnis der Vorgänge auf dem Reichstag zu Ingelheim 
heranzuziehen, was bisher so gut wie ganz?) unbeachtet ge- 
blieben ist, nämlich das Kirchenrecht. Die kirchliche Partei 
betrachtete Heinrich IV. als dauernd im Banne befindlich, 
das ist der Hauptgrund zu den immer wiederholten Empö- 
rungen gegen ihn, auch Heinrich V. hat das, um in der Spra- 
che seiner Gegner zu reden, als bequemen Vorwand benutzt, 
um seiner Herrschsucht und persönlichem Ehrgeiz frönen 
zu können. Sobald er und seine Anhänger den alten Kaiser 
durch listige Mannöver in die Hand gebracht hatten, be- 
handelten sie ihn als Gebannten und entzogen ihm zum 
Weihnachtsfest das Abendmahl und alle kirchliche Gemein- 
schaft. Er selbst wiederum verhandelte auf dem Reichstag 
mit seinen Gegnern, wie hier gezeigt werden wird, über die 
Möglichkeit und die Bedingungen seiner Wiederaufnahme 
in die Kirche, über die etwaige ihm aufzuerlegende Buße. 
Ein Hauptteil der Vorgänge zu Ingelheim ist überhaupt nur 
richtig zu verstehen als ein wenigstens versuchtes und dem 
Kaiser zugemutetes öffentliches Bußverfahren, über dessen 
Rahmen und Zusammenhang im allgemeinen wir ja aus- 
reichend unterrichtet sind. Das liefert aber ein neues Mittel 


a ne 


1) Über den allgemeinen Zusammenhang und Charakter der Vor- 
gänge zu Ingelheim hat nur Buchholz 8. 238f. einige Vermutungen 
geäußert, der es als ein Gerichtsverfahren mit Klage der päpstlichen 
Legaten ansieht; vgl. dazu Meyer von Knonau N.85 (S. 271), der 
auf Waitz, Verfassungsgeschichte VIII 34 N. 7 und 8 hinweist, wovon 
man aber die Anwendbarkeit auf den vorliegenden Fall bezweifeln kann. 
Lassen wir hier die Einleitung und den ersten Teil des Verfahrens auf 
sich beruhen, so ist doch sicher, daß der zweite Teil ein versuchtes öffent- 
liches Bußverfahren und daß das bisher noch niemals bemerkt wor- 
den ist. 

2) Es ist zwar bei den Forschern gelegentlich, wie das ganz unver- 
meidlich ist, von kirchenrechtlichen Dingen die Rede und werden ent- 
sprechende Ausdrücke gebraucht (‘kirchlicher Büßer’ bei Druffel S. 57; 
“Was die Ablegung des Sündenbekenntnisses bedeutet, ist klar und 
kirchlich feststehend’, meint Buchholz 8. 252, und ähnliches sonst), 
aber noch keiner hat mit dem nötigen Nachdruck sich und anderen zur 
Anschauung gebracht, welches der kirchenrechtliche Zusammenhang und 
die Natur der Vorgänge zu Böckelheim und Ingelheim gewesen ist, 
welche Hilfe das zur Deutung und Bewertung der Quellen ergibt. 


m 
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zur Interpretation und Kritik der Quellen und ihrer ein- 
zelnen Nachrichten, die daraufhin zu prüfen sind, wieweit 
sich ihre Aussagen in den Rahmen eines öffentlichen Buß- 
veriahrens einfügen oder nicht. Von diesen beiden all- 
gemeinen Voraussetzungen aus, daß 1. Heinrich V. niemals 
ernstlich beabsichtigt haben kann, seinem Vater ans Leben 
zu gehen, und 2. der Zusammenhang eines wesentlichen, des 
späteren Teils der Ereignisse auf dem Reichstag zu Ingel- 
heim!) als ein öffentliches Bußverfahren verstanden werden 
muß, treten wir nunmehr in die Einzelkritik der Vorgänge 
und Quellen ein. 


LI. 


Zuerst ist zu prüfen, ob quellenkritisch irgendwie er- 
wiesen werden kann, daß Heinrich V. seinem Vater tatsäch- 
lich in irgend einem Zeitpunkt einmal nach dem Leben ge- 
trachtet habe, zu diesem Zweck gehe ich alle Aussagen 
dieses Inhalts von dem alten Kaiser in seinen Briefen und 
die etwa ergänzenden Mitteilungen anderer Quellen durch. 
In I behauptet er sogleich nach Schilderung des Abfalls 
seines Sohnes von ihm, er habe ihm von da an immer nach 
dem Reich und Leben getrachtet (cupiens nos regno privare 
et vita). Eine so allgemeine Behauptung ist nicht nach- 
prüfbar und in dieser Form von keinem Gewicht. Dann 
sagt er genauer von Böckelheim: nec etiam relictus est 
nobis sacerdos, cum de vita nostra desperaremus, 4 
Quo possemus corpus et sanguinem Domini pro viatico 
accipere. Eine deutliche objektive Einzelveranlassung 
(außer der Gefangennahme) zu dieser Befürchtung ist nicht 
angegeben, es ergibt sich nur, daß (nach dieser Darstellung) 
der Kaiser selbst jedenfalls seine letzte Stunde für gekom- 
men hielt. Er klagt dann weiter, er sei gewesen: afflicti . . 


!) Die Versammlung zu Ingelheim ist ja nur eine solche von An- 
hängern Heinrichs V., die vom Reichstag zu Mainz dorthin gezogen 
sind; sie kann, streng genommen, nicht ein eigentlicher, voller Reichstag 
genannt werden und ist daher bei Guba, Der deutsche Reichstag in 
den Jahren 911—1125 (Leipzig 1884) S. 128 mit Recht nicht als solcher 
bezeichnet und mitgezählt. Aber der Kürze halber und da die Sache 
unmißverständlich ist, darf ich wohl im folgenden immer von dem ‘Reichs- 
tag zu Ingelheim’ sprechen. 
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fame et siti et omni genere contumeliae, terroris!) usque ad 
ipsum artieulum mortis, ita ut certissimum nobis esset, 
nos ulterius non posse vivere, quantum in ipso erat, nisi 
voluntati eius satisfaceremus, und er bleibt in diesem Vor- 
stellungskreise auch später, wenn er dann den Bewahrern 
der Reichsinsignien zu Hammerstein deren Auslieferung be- 
fiehlt, ut saltem hoc modo vitam nobis redimerent . .. Qui 
periculum vitae nostrae intelligentes praefatam crucem usw. 
Es ist sehr zu betonen, daß in diesem Briefe, im Unterschied 
von den anderen, späteren, nicht ein einziger positiver, 
äußerer Vorgang namhaft gemacht wird, beidem dem Kaiser 
von außen eine bestimmte Todesdrohung entgegengebracht 
worden sein soll. Vielmehr erscheint im allgemeinen Rah- 
men der Vorgänge seiner Gefangennahme der Todesgedanke 
fast nur als subjektive Befürchtung des Kaisers (an den ge- 
sperrt gedruckten Stellen des Textes), und als einzige Bot- 
schaft von außen teilt er sogar mit (nach satisfaceremus): 
Interea mandatum est nobis (durch Wiprecht von Groitsch), 
quod liberationis nostrae nullum esset consilium, wenn 
er nicht die Reichsinsignien ausliefere. Hier ist als Inhalt 
der Botschaft Wiprechts ausdrücklich angegeben, Heinrich 
müsse ausliefern, wenn er wieder frei sein wolle, nicht: wenn 
ihm sein Leben lieb sei. Irgend ein Anhaltspunkt für eine 
bestimmte Todesandrohung ist bisher (für Böckelheim) in 
diesem Briefe nicht gegeben, es folgt ebensowenig einer in 
der weiteren Schilderung, die sich auf Ingelheim bezieht. 
Als da der Kaiser nach längeren Erörterungen, die sum- 
marisch wiedergegeben werden?), gefragt habe, „si qua spes 
vitse aut salutis vel quae tandem esset [nobis®) deinceps] 


1) Die auch an dieser Stelle etwas unverbundenen und hart neben- 
einander gesetzten Worte des mehrfach mit Lücken überlieferten Briefes 
können wohl nach III (Acta et Constitutiones I n. 77 S. 129) verbessert 
werden: omni genere contumeliae et terroris afflieti compulsi sumus 
ferme venire usque ad mortis articulum. 


2) Vgl. darüber weiter unten S. 194 N.1. 


®) Im Druck bei D’Achery stehen hier Punkte (stets von geringer 
Ausdehnung), es ist wohl durch Flecken oder Löcher im Pergament 
kleiner Textverlust verursacht gewesen. Ich ergänze nach dem Sinn, 
der nirgends zweifelhaft sein kann. 
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copia liberationis, tum!) nobis responsum est, quod a gravi 
captivitate ita [liberi?) esse] possemus, wenn er feierlich 
öffentlich auf die Krone verzichte. Was mehr? Nachdem 
man alles von uns nach Belieben dem Befehl gemäß erpreßt 
hatte, ging man fort nach Mainz und ließ den Kaiser in 
Ingelheim ohne Ehre zurück. Da sei ihm gemeldet worden, 
guod, nisi aeternam captivitatem subire vellemus, so 
müsse er sich schleunigst davon machen; so habe er ein 
Schiff bestiegen und sei eiligst nach Köln gefahren. 

So erscheint in I als bestimmter Inhalt aller äußeren 
Zuamutungen und Drohungen an den beiden einzigen Stellen, 
wo nicht nur in allgemeinen Redensarten, sondern mit ge- 
naueren Worten davon die Rede ist: aeterna captivitas, und 
das ist sehr wohl glaublich. Heinrich V. konnte allerdings 
vielleicht daran denken und jedenfalls dem Vater drohen, 
ihn zeitlebens in Haft zu behalten, und konnte diese: Dro- 
hung durch die härteste Ausführung der Haft jetzt in Böckel- 
heim wirksam unterstützen, wenn der Kaiser sich nicht mit 
Auslieferung der Insignien und Verzicht auf die Herrschaft 
willfährig erweise.. Daß der König selbst oder irgend je- 
mand in seinem Auftrage ihm mit ausdrücklichen Worten 
den Tod angedroht habe, steht in I nicht, es wird vielmehr 
durch seine Darstellung an mehreren Stellen ganz bestimmt 
ausgeschlossen. Heinrich IV. stellt die Todesgedanken 
mehrfach ganz deutlich als lediglich seine subjektive Be- 
fürchtung dar —, wie weit auch nur das ganz ernst zunehmen 
ist, bleibe hier noch dahingestellt. 

Das alles ist in IL allerdings sehr verändert, da erschei- 
nen die Todesgedanken mehrfach als objektiv von außen, 
bei verschiedenen Gelegenheiten ergangene positive Dro- 
hungen. Zunächst in der allgemeinen Schilderung von Hein- 
richs V. Verhalten nach dem Abfall heißt es, es sei soweit 
gekommen, daß er ‚„omnem naturae affectum abiciens in 
salutem et animam meam intenderet“. Das entspricht der 
gleichen Stelle in I und ist von wenig Belang. Von Böckel- 


t) Bei D’Achery: Tum, mit Punkt davor, gegen den Sinn und die 
Konstruktion. 
2) Siehe 8. 176 Anm. 3. 
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heim wird gesagt; „Nam . ut taceam obprobria, iniurias, 
minas, gladios in cervicem meum exertos, nisi omnia im- 
perata facerem, . .; das ist rhetorischer Ausdruck für eine 
harte, eines Kaisers unwürdige, vielleicht unmenschliche 
Behandlung, aber kein Beweis für die tatsächlichen Absich- 
ten einer verantwortlichen Stelle (des Königs oder Reichs- 
tags), das Leben des Kaisers zu bedrohen. Eben dies soll 
nun allerdings hier in II der Inhalt der Botschaft Wiprechts 
von Groitsch gewesen sein: dicens nullum vitae meae 
esse consilium, nisi sine ulla contradietione omnia regni 
insignia traderem ex voluntate et imperio principum. At 
ego . . nolens vitam regno commutare ... . In I hieß der 
Inhalt der gleichen Botschaft: quod liberationis nostrae 
nullum esset consilium nisi . ... Eins von beiden kann 
nur richtig sein, entweder man hat dem Kaiser ewige Ge- 
fangenschaft oder man hat ihm den Tod angedroht. Ent- 
weder er hat in I dieWahrheit abgeschwächt und gemildert, 
oder er hat in II übertrieben. Aber warum sollte er in I ab- 
schwächen, unter dem frischen Eindruck der Erlebnisse, voll 
Erbitterung und Schmerz wie er war? Ist unter solchen Um- 
ständen eine Abmilderung gegen die Wirklichkeit durch die 
Schilderung des Betroffenen und tief Verletzten überhaupt 
denkbar? Und nicht umgekehrt die Steigerung und über- 
treibende Ausmalung im Laufe der Zeit von einer Schilde- 
rung zur anderen die natürlichste Sache von der Welt? 
M. E. genügt der Widerspruch zwischen I und II in diesem 
Punkte vollständig, um I den Vorrang vor II zu verschaffen 
und die Darstellung von II hierüber vollkommen auszu- 
schließen). 

Der gleiche Widerspruch zwischen I und II findet sich 
in der Szene zu Ingelheim. Nach I hat man den Kaiser vor- 
geführt ad crudelissimas questiones et iniquas exactiones, 
presente nuntio papae, ubi multa inconvenientia non 


1) Es ist zu beachten, daß 1 ja aus anderen als den hier besprochenen 
Gründen früher als II zu seizen und auch von Meyer von Knonau 
gesetzt ist; das hier analysierte Verhalten bestätigt also nur den auch 
sonst festgestellten Tatbestand. — Über die angebliche Bestätigung 
der Darstellung von II durch die Vita Heinrici imperatoris siehe unten 
S. 184f. 
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tam zelo rectitudinis quam studio nostrae damnationis sunt 
nobis ab inimicis nostris obiecta, quaecumque scilicet saluti 
et honori nostro poterant esse contraria!). Nach langer 
Erörterung hin und her habe der Kaiser gefragt: si qua 
spes vitae aut salutis usw., vgl. oben S.176f. Multa in- 
convenientia, saluti et honori nostro contraria, so kenn- 
zeichnet Heinrich die Fragen und Begehren der Gegner, 
die Frage nach der spes vitae geht von ihm aus. Damit 
vergleiche man II: simili modo et ipsi minabantur mihi, 
nisi omnia imperata facerem, nullum vitae meae con- 
sultum posse fieri. Tunc ego: Quia, inguam?), de sola 
vita mea agitur, ... . ., ecce facio. Auch hier sollen die 
Gegner wieder von sich aus und zuerst den Tod angedroht 
haben, wo sie in I als vom Höchsten und Schlimmsten 
nur von Gefangenschaft gesprochen haben. Die Wieder- 
holung der Steigerung und Übertreibung macht sie nicht 
glaubwürdiger. 

II führt die Szene aber auch noch erheblich weiter 
als I. Cumgque inquirerem, si saltem sic de vita mea certus 
et securus esse deberem, eiusdem apostolicae sedis legatus 

. . respondit me nullo modo eripi posse nisi ... Daß 
sich an den Verzicht auf Krone und Reich eine Erörterung 
mit dem Legaten angeschlossen hat, ist auch durch andere 
Quellen bezeugt und sicher; auch der Ausgang der Er- 
örterung, daß sich nämlich der Legat für unzuständig zur 
Erteilung der durch den Kaiser von ihm erbetenen Ab- 
solution erklärte und ihn an den Papst nach Rom wies, 
stimmt mit den anderen Berichten überein. Aber die Über- 
leitung zu dieser Szene in II ist ganz unverständlich und 
selbst unlogisch. Auf Heinrichs oben mitgeteilte Frage soll 
der Legat, an den sie nach dem ganzen Zusammenhang 
der Erörterung unmöglich gerichtet gewesen sein kann, in 
offenbarer Einmischung also, geantwortet haben, daß der 
Kaiser nullo modo eripi posse, wenn er nicht öffentlich 
bekenne (nisi publice confiterer), dies und das. Der Kaiser 
verlangt darauf eine öffentliche Erörterung der Beschuldi- 


1) Die Fortsetzung dieser Sätze siehe unten S. 194 N. 1. 
2) Über den Ursprung und Wert dieser Sätze in II vgl. noch unten 


S. 217£. 
12° 
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gungen vor geeigneten Instanzen und bietet für den Fall 
seiner Überführung penitentia und satisfactio an; aber der 
Legat verlangt sofortige Erledigung, aut nulla spes esset 
mihi evadendi. Und als der Kaiser in dieser Not fragt, 
ob seine Beichte, wenn er alles bekennen würde, was man 
von ihm verlangte, für ihn Verzeihung und Lossprechung 
(veniam et absolutionem) zur Folge haben würde, erklärt 
sich der Legat für unzuständig und weist ihn an den Papst. 

Hier ist wieder mehrfach, wenn auch nur andeutungs- 
weise, von Heinrichs Lebensgefahr die Rede (eripi posse, 
spes evadendi), aber die Erzählung hat keinen logischen 
inneren Zusammenhang. Sie geht von der — angeblichen 
— Bedrohung von Heinrichs Leben und den Bedingungen 
seiner Erhaltung, bei einem ganz unmotivierten und un- 
verständlichen Eingreifen des Legaten, aus und endet mit 
der Erörterung der Möglichkeit seiner Absolution. Nach 
der Überleitung in II müßte man annehmen, daß, wenn 
Heinrich nicht öffentlich bekannt hätte, nach dem aus- 
drücklichen Ausspruch des Legaten sein Leben verwirkt 
gewesen wäre. Da er doch aber nicht hingerichtet worden 
ist, muß man entweder schließen), daß er das verlangte 
Sündenbekenntnis abgelegt hat, oder aber, daß seine Über- 
leitung falsch ist, daß es sich bei der Auseinandersetzung 
mit dem Legaten von vornherein nicht um die Erhaltung 
seines Lebens, sondern um seine Absolution gehandelt hat. 
Dann ist aber auch wahrscheinlich, daß nicht der Legat 
unmotiviert und unberechtigt eingegriffen, sondern der 
Kaiser sich an ihn gewendet hat. Beide Schlüsse sind offen- 
bar ganz richtig, da sie von anderen und in sich ganz ent- 
gegengesetzt gerichteten Quellen bestätigt werden. So sagt 
mit klaren und deutlichen Worten die Vita Heinrici IV. 
imperatoris, der man gewiß nicht Voreingenommenheit 
gegen den Kaiser und Beschönigung des Vorgehens seiner 
Feinde vorwerfen wird, deren Verfasser Erlung 2) aber höchst- 


!) Wie das Buchholz, Meyer von Knonau, Hampe und andere 
tun, hauptsächlich auch auf andere Quellen außerhalb der Briefe des 
Kaisers gestützt. Über die Zuverlässigkeit dieser anderen Quellen vgl. 
weiter unten S. 203#. 

2) Ich schließe mich in dieser Frage vollständig den Darlegungen 


u 
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wahrscheinlich der Szene beigewohnt hat!): Sed et pedibus 
apostolici legati advolvitur, orans et obsecrans, ut se a 
banno solveret et communioni ecclesiae redderet. Ebenso 
schreiben die Annales Hildesheimenses a. 1106 (sogen. Li- 
bellus de rebellione), SS. rer. Germ. ed. Waitz S. 55: im- 
perator . . . regnum filio tradidit, atque omnium pedibus 
provolutus, precipue cardenali legato apostolicae sedis, 
veniam et absolutionem banni precabatur, confitens se usw., 
was erst später zu erörtern ist. Das ist alles ganz klar 
und logisch. Nach dem Verzicht auf das Reich, der durch 
die Drohung ewiger Gefangenschaft erpreßt ist, wendet sich 
der Kaiser, aus eigenem Antriebe und von sich aus, der 
Frage seines Seelenheiles zu und bittet den päpstlichen 
Legaten um Lösung vom Banne. Darauf verlangt dieser ein 
öffentliches Sündenbekenntnis und die Szene geht weiter, 
wie sie der Kaiser in II schildert. Aber ihre erste Voraus- 
setzung daselbst, daß es sich dabei um die Frage der Er- 
haltung des Lebens Heinrichs IV. gehandelt habe, ist weder 
mit der Vernunft der Dinge noch mit dem Fortgang der 
Handlung noch mit dem Bericht der Vita und der Ann. 
Hildesheimenses oder endlich des Kaisers selbst in I zu 
vereinen. Abermals in II hat er eine objektive Bedrohung 
seines Lebens in den Gang der Ereignisse hineingelegt, wo 
I nichts davon weiß und sie nicht stattgefunden haben kann. 

Endlich zum dritten Male ist dieselbe Wandlung des 
Berichtes in II gegen I bei der Botschaft zu beobachten, 
die die Getreuen des Kaisers ihm in Ingelheim nach Fort- 
gang des Sohnes und der Fürsten zukommen lassen. In I 
lautet sie: quod, nisi aeternam captivitatem subire velle- 
mus, quantocyus discederemus. In II: ut, si quidem ad 
momentum ibi remanerem, aut inde in perpetuam capti 


von Holder-Egger, N. Archiv Bd. 26 8. 176—185 und Tangl, ebenda 
Bd. 31 S. 476—481 an, und sehe dadurch die Autorschaft Erlungs für 
ausreichend gesichert an, ohne freilich die früheren Argumente der für 
andere Verfasser eintretenden Forscher ganz durchgeprüft zu haben. 

») Er ist nach seiner zweiten Entsetzung etwa im Oktober 1105 
vom Bistum Würzburg durch Heinrich V. von diesem in die Zahl seiner 
Kapläne aufgenommen worden und hat den König bis längere Zeit 
nach Heinrichs IV. Tode dann dauernd begleitet. Über seine vermut- 
liche Augenzeugenschaft in Ingelheim vgl. noch unten S. 200f. 
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vitatem raperer aut in eodem loco decollarer. Hier 
ist der Zusatz und, sagen wir sogleich, die plumpe Erfindung 
handgreiflich. Womit wollten Heinrich V. und die Fürsten 
jetzt, nach dem Reichstage, die Hinrichtung begründen ? 
Woher hatten denn die Getreuen des Kaisers von dieser 
Absicht etwas erfahren, von der sie in I noch gar nichts 
wußten? Die Behauptung ist innerlich unmöglich und un- 
anneh mbar. 

IL verschärft überall (an drei Stellen) die Darstellung 
von I dadurch, daß es den Gedanken eines möglichen Todes 
(Hinrichtung oder Ermordung) des Kaisers, der in I deut- 
lich nur als seine subjektive Befürchtung erscheint, als 
objektiven Inhalt der ihm entgegengebrachten Drohungen 
und Botschaften erscheinen läßt, z. T. mit offenkundiger 
Veränderung, d. h. Verfälschung des echten, in I mit- 
geteilten Inhalts.) Ehe wir an eine Nachprüfung dieses 
Ergebnisses durch die anderen, außenstehenden Quellen 
herantreten, sind erst die weiteren Briefe des Kaisers heran- 
zuziehen. 

In III (an Heinrich V. selbst gerichtet) sagt er nur 
von Böckelheim: ubi omni genere contumeliae et terroris 
afflicti compulsi sumus ferme venire usque ad ipsum mortis 
articulum. Das ist nur die allgemeine Behauptung der 
angeblich erlittenen Todesgefahr, ohne bestimmten Beleg, 
und enthält nicht viel mehr als die subjektive Ansicht des 
Kaisers, die sich sicherlich inzwischen bei ihm, wenn man 
ihm volle Gutgläubigkeit für diese Behauptungen zubilligen 
will, festgesetzt hatte. Genauer sagt er dann noch: In 
captione vero . . . et omnia regalia vi et timore mortis — 
ut ipse bene scis et omni ferme notum est christianitati — 
a nobis extorsisti, vix relicta ipsa vita. Hier ist charakte- 
ristischerweise wieder nur vom timor mortis, der Todes- 
furcht des Kaisers, die Rede, unter Berufung auf das 
eigene Wissen des Sohnes. Die Behauptung von einer ob- 


t) Wenn Meyer von Knonau Bd. V 8.267 N. 81 ausdrücklich 
meint feststellen zu können, daß Brief II mit I sich nicht in Widerspruch 
befinde, so muß ich gestehen, daß mir das unverständlich ist. Beispiels- 
weise Floto, Kaiser Heinrich IV. und sein Zeitalter Bd. II S. 405 N. * 
hat den Widerspruch sehr wohl bemerkt. 
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jektiv ergangenen Todesdrohung wagt er ihm nicht direkt 
zu schreiben, ohne aber darum auf das dankbare Motiv 
von dem Todesgedanken ganz zu verzichten. Gewiß mußte 
er in einem Briefe an den Sohn, der alles mit am besten 
wußte, nicht jeden einzelnen Umstand ausführlich erläutern, 
es genügte, wenn er ihn an sein eigenes Wissen und Ge- 
wissen erinnerte. Dennoch kann die Tatsache, daß er hier 
vor diesem besten Kenner der Ereignisse nur von der Todes- 
furcht und mit der unbestimmten Wendung: ferme venire 
usque ad mortis articulum redet, daß keinerlei bestimmte 
Bezugnahme auf einzelnes, wie etwa die Botschaft Wiprechts 
von Groitsch (was, wenn ein offizieller solcher Schritt Hein- 
richs V. wirklich vorlag, keinesfalls hier fehlen durfte), hier 
auftaucht, nicht zufällig sein; sie kann das Ergebnis der 
Vergleichung von I und II nur bestätigen: II hat nach- 
träglich übertrieben und entstellt. 

Nicht anders steht es mit IV, dem Briefe an die sächsi- 
schen Fürsten, bei denen er gleichfalls an ihre Augenzeugen- 
schaft und eigene Kenntnis appelliert. Da spricht er erst 
von der unmenschlichen und unwürdigen Behandlung und 
Beraubung, der er vor ihren Augen ausgesetzt gewesen sei, 
und muß damit Ingelheim meinen. Dann erläutert er das 
noch näher durch Schilderung derselben Szene und sagt, 
der Sohn habe sich nicht gescheut: non est veritus . 
nos contra datam fidem capere et usque ad articulum mortis 
ferme ducere. Das ist wieder dieselbe unbestimmte Aus- 
drucksweise, von einer offiziellen Androhung des Todes und 
Verhandlung darüber vor offenem Reichstage ist keine Rede. 

Man wird eine positive Ansicht über die Geistesver- 
fassung, in der Heinrich IV. nachträglich zu den gekenn- 
zeichneten Übertreibungen und den Behauptungen von den 
tatsächlichen äußeren Todesdrohungen gelangt ist, nicht 
leichthin aufstellen und sich nicht vorschnell zu der An- 
nahme entschließen wollen, daß er sie mit vollem Bewußt- 
sein und der Absicht einer Wahrheitswidrigkeit erdacht und 
fingiert habe. Erst die weiteren Feststellungen über den 
Charakter der Vorgänge, die sich in Ingelheim abgespielt 
haben, werden neues Material für die Lösung auch dieser 
psychologischen Frage an die Hand geben, das der Willkür 
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und persönlichem Ermessen doch einigermaßen entrückt ist. 
Immerhin kann man doch auch jetzt schon so viel sagen, 
daß, wenn es von vornherein aus sachlichen Erwägungen 
als ausgeschlossen erscheinen konnte, daß Heinrich V. das. 
Leben seines Vaters emstlich habe bedrohen wollen, so auch 
die Analyse der Briefe des Vaters nunmehr ergibt, daß man 
auf sie eine solche Behauptung nicht begründen kann. Dann 
ist noch die Vita des Kaisers zu analysieren, die wenigstens. 
für einen Vorgang gleichfalls die Anwendung einer Todes- 
drohung behauptet. 

Als der Kaiser (in Böckelheim) gefangen saß, behauptet 
Erlung, habe der Sohn: Statim misso legato patri mandavit, 
ut, si vitam servare vellet, absque mora sibi crucem, 
coronam et lanceam caeteraque regalia transmitteret et 
munitiones, quas firmissimas tenebat, in manum eius trans- 
ferret. Das ist die Botschaft Wiprechts von Groitsch in 
der Fassung von II, was die Drohung anbelangt; nur ist 
hier auch gleich noch das Verlangen auf Auslieferung aller 
Burgen, über die der Kaiser etwa noch verfügt, in Wiprechts 
Botschaft mit hineingenommen, das diese nach II nicht 
enthielt, das II vielmehr erst nach Schluß der Schilderung 
des Reichstags und offenbar als einen Vorgang auf diesem 
berichtet. Erlung, damals als Kaplan im Gefolge, d. h. in 
einer Art ehrenvoller Haft, des Königs, wurde von diesem 
ganz gewiß nicht in den Inhalt der Botschaft Wiprechts 
eingeweiht. Daß sie Heinrich IV. mit dem Tode bedroht 
habe, konnte er aus II, das der Kaiser als Manifest urbi et 
orbi bekanntgemacht hat!), entnehmen; und daß er tat- 
sächlich darauf beruht, macht die Übereinstimmung seiner 
weiteren Worte mit denen des Kaisers selbst?) in II höchst- 
wahrscheinlich. Erlung sagt; Nec ille cunctabatur omnia, 
quae iussus fuerat facere nec imperium pluris habebat quam 
se. Heinrich: At ego, etsi omnis terra quantum inhabitatur 
regni mei terminus esset, nolens vitam regno commutare 

. coronam sceptrum crucem lanceam et gladium misi 


1) Sigebert von Gembloux hat den Briefim Wortlaut seiner Chronik 
einverleibt, Hermann von Tournay (SS. XII 662) nimmt auf ihn Bezug. 


2) Über deren Ursprung und Sinn vgl. weiter unten S. 217£. 
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Mogontiam, und nachher noch: Tunc ego: Quia, inguam, 
de sola vita mea agitur, qua nihil preciosius habeo, ... 
quieguid imperatis, ecce facio. Erlungs Zeugnis kann in 
diesem Punkte einen selbständigen Beweiswert nicht be- 
anspruchen!) und die innerlich unmöglichen Behauptungen 
des Kaisers in II gegen I (und III. IV.) nicht stützen. 


I. 


Dann ist weiter zu prüfen, wie sich nun besonders die 
Szene mit dem päpstlichen Legaten zu Ingelheim abgespielt 
und ob sie zur tatsächlichen Ablegung eines öffentlichen 
Sündenbekenntnisses des Kaisers geführt hat oder nicht. 
Oben ist bereits?) als allgemeine Ansicht formuliert worden, 
daß sich die Szene als die Einleitung zu einem öffentlichen 
Bußverfahren darstellt. Wie dabei die Vorgänge im ein- 
zelnen gewesen und wie sie zu beurteilen sind, kann ohne 
einiges Eingehen auf das Bußverfahren und besonders auf 
die öffentliche Buße im Abendlande unmöglich richtig ver- 
standen werden; einige Hauptzüge der Entwicklung dieses 
Verfahrens?) müssen hier vorweg kurz dargelegt werden, 


!) Das wird auch durch die nachher hier vertretene Annahme 
von der persönlichen Anwesenheit Erlungs auf dem Reichstag zu Ingel- 
heim nicht abgeschwächt oder widerlegt. Jeder, der sich näher mit; der 
Vita beschäftigt hat, weiß, wie selbstherrlich Erlung mit den Ereignissen 
in seiner Darstellung umgeht und sie färbt. Hier benutzte er für seine 
Schilderung in einem Punkte, über den er aus eigener Kenntnis nichts 
wissen konnte, den Brief des Kaisers, zumal er zu seiner eigenen Tendenz 
vortrefillich paßte; darum konnte er sogleich darauf doch für andere 
Umstände aus eigener Beobachtung und zuverlässigem Wissen berichten. 

2) Vgl. oben S. 174. 

3) Wohl weniger der allgemeine Charakter des Bußsakraments als 
die historische Folge seiner Erscheinungen und seines Auftretens ist 
zwischen katholischen und protestantischen Forschern strittig, indem 
die Katholiken eine viel größere Gleichmäßigkeit und Ausbildung schon 
in der frühesten Zeit (Einsetzung durch Christus) annehmen als die Prote- 
stanten, die in vielem erst späte historische Entwicklung sehen wollen, 
vielleicht nicht immer ganz mit Recht. Führende protestantische Dar- 
stellung ist Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Prote- 
stanten in Deutschland Bd. TV und V, dagegen vielfach Hermann 
Joseph Schmitz, Die Bußbücher und die Bußdisziplin der Kirche 
(Bd. T), Mainz 1883; Bd. II: Die Bußbücher und das kanonische Buß- 
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um alle Einzelheiten der Vorgänge zu Ingelheim richtig ver- 
ständlich zu machen. 

Die christliche Kirche kennt von jeher das Sakrament 
der Buße, ‘durcht) welches die Vergebung der nach der 
Taufe begangenen Sünden und der Erlaß der ewigen Strafen 
derselben . . . bewirkt, also die durch die Sünde verloren 
gegangene Gnade der Rechtfertigung wieder hergestellt 
wird. Für das Bußsakrament wesentlich sind (zunächst 
hier) erstens die nach der Taufe begangenen Sünden, be- 
sonders Todsünden, sodann die Reue des Sünders (contritio), 
seine Beichte (confessio, conf. sacramentalis) und endlich 
die satisfactio, die Leistung der von dem Minister des Sakra- 
ments dem Poenitenten auferlegten Bußwerke. Die die Er- 


verfahren, Düsseldorf 1898. Doch ist der Versuch von Schmitz, in 
der Entwicklung der Bußbücher und Bußsätze eine römisch-kirchliche 
(gemeinkirchliche) Quelle von großem Einfluß nachzuweisen, von A. Four- 
nier nach heute wohl allgemein geltendem Urteil zurückgewiesen worden. 
Vgl. die Bußbücherstudien von W. von Hörmann in dieser Zeitschrift, 
Kan. Abt., Bd. I—-IV, besonders Bd. I S. 201 mit N. 2, und neuestens 
H. von Schubert, Geschichte der christlichen Kirche im Frühmittel- 
alter (Tübingen 1921) S. 673£., 678. Die Systematik der katholischen 
Gedankenwelt auf diesem Gebiete brachten mir in vielfach lehrreicher 
Weise die Artikel "Beichte’ und ‘Buße’ von Wildt in Wetzer und Weltes 
Kirchenlexikon, 2. Auflage, Bd. II Sp. 221—247 und 1590—1613 nebst 
verwandten, daselbst genannten Artikeln zur Anschauung. Ich kann 
mir in den schwierigen strittigen Fragen, die ein umfangreiches und 
eindringendes Studium erfordern, kein eigenes Urteil zusprechen, aber 
eben diese Differenzen sind für die hier zu behandelnden und zu erklären- 
den Vorgänge belanglos. Hier kommt es auf die großen systematischen 
Grundgedanken des Bußwesens an, die dem Streit kaum unterliegen, 
und auf solche Realisierungen und Ausführungen, die für die Zeit um 
1100 jedenfalls nicht zweifelhaft sind. Nur so viel glaube ich selbständig 
sagen zu dürfen, daß verschiedene Vorgänge gerade des Reichstags 
zu Ingelheim in die von Hinschius gezogenen Linien der historischen 
Entwicklung vorzüglich hineinpassen. Ich habe daher die hier gegebene, 
möglichst kurze Darstellung des Bußwesens, die sich auf die für das 
Verständnis von Ingelheim notwendigen Züge beschränkt, auf Hinschius 
begründet und mit Zitaten aus ihm belegt, aber mich durch Nachprüfung 
ankatholischen Darstellungen darüber zu vergewissern gesucht, daßich mich 
nur aufsichere, auch von katholischer Seite anerkannte Haupt- und Grund- 
sätze dabei bezogen habe. Etwa bestrittene oder bestreitbare Sätze sind im 
folgenden nach bestem Wissen und Vermögen als solche gekennzeichnet. 
!) Hinschius Bd. IV S. 84. 
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teilung des Sakraments vollendende priesterliche absolutio 
kann aber schon vor der Ableistung der Bußwerke gespendet 
werden und wird selbst durch ihre danach unterlassene Aus- 
führung nicht wieder hinfällig. 

Buße ist besonders erforderlich und geradezu das einzige 
Mittel zur Fernhaltung ewigen Schadens im Falle der Ex- 
kommunikation!), der Ausschließung des Sünders aus der 
Kirchengemeinschaft. Konnte diese nach Hinschius im 
Laufe der Zeit und derhistorischen Entwicklung eine wech- 
selnde Bedeutung und jeweils verschiedene Schwere haben, so 
gilt jedenfalls bereits lange vor der hier fraglichen Zeit die 
Anschauung, daß die Kirche einem jeden, auch dem Tod- 
sünder, die Möglichkeit einer vollen Wiederaufnahme in 
die Kirchengemeinschaft bei Erfüllung aller vorgeschriebe- 
nen Bedingungen offen halten muß, da ‘das?) Sakrament 
der Buße für den Christen gerade das Mittel ist, die Ver- 
gebung der Sünden und die verloren gegangene Gnade der 
Rechtfertigung wieder zu erlangen, und die Kirche keinem 
Sünder den Weg zu seinem Heile versperren darf’. Freilich 
sind die Bedingungen dazu in ziemlich festen Formen ent- 
wickelt worden und verpflichteten die Kirche nicht, jeden 
reuigen Büßer sofort aufzunehmen, sondern nur nach Inne- 
haltung eben der vorgeschriebenen Formen. 

Die Beichte als Teil des Bußsakraments konnte eine 
private oder Öffentliche sein. Die öffentliche Beichte kam 
von jeher besonders bei Todsünden, und zwar bei solchen, 
die öffentlich begangen und allgemein bekannt waren, zur 
Anwendung. Die öffentliche Buße?) war schon in der apo- 
stolischen®) und nachapostolischen Zeit bekannt, besonders 


!) Ebenda 8. 797. 

2) Ibenda S. 112. Wenn Hinschius nach diesem Satze (hinter 
‘darf’) fortfährt: “Nur derjenige, welchem die aktive Rechtsfähigkeit 
auf dem kirchlichen Gebiete fehlt, also der excommunicatus, gleichviel, 
ob er toleratus oder vitandus ist, entbehrt dieses Rechtes’, so besagt 
das nur, daß der Exkommunizierte im Stande der Exkommunikation 
nicht das Bußsakrament empfangen darf, schließt aber nicht aus, daß 
er nicht die Lösung vom Banne durch reuige Buße eventuell erringen 
und dann das volle Bußsakrament erhalten kann. Vgl. weiter unten 
S.188£. nach Hinschius Bd. V S. 109. 

®) Hinschius Bd. IV 8.715. *) Ebenda S. 6951. 
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im Morgenlandet) hat sie bestimmte und mannigfaltige For- 
men entwickelt mit den verschiedenen Bußstationen oder 
-stufen der Weinenden, der Hörenden, der Liegenden und 
der Stehenden. Ob im Abendlande neben der öffentlichen 
Buße die private und geheime schon von jeher bestanden 
hat oder erst unter iro-schottischem und englischem Einfluß 
später auf dem fränkischen Festlande eingeführt worden 
ist, ob die Grundgedanken des Bußsakraments sich dabei 
gewandelt haben, ist zwischen katholischen und protestan- 
tischen Forschern strittig, aber für das Verständnis der hier 
zu behandelnden Vorgänge bedeutungslos. Hier wesentlich, 
aber auch sicher ist, daß die öffentliche Buße im Abend- 
lande von früher Zeit an bis tief ins Mittelalter hinein stets 
bestanden hat und da niemals aufgegeben worden ist.?) 
Dabei ist die Art der Bußwerke für die öffentliche Buße 
in der karolingischen®?) und nachkarolingischen *) Zeit eine 
recht mannigfaltige, als einen Hauptsatz dafür kann man 
annehmen, daß allerhand Milderungen und individuelle Be- 
handlung je nach der Art des Falles eingetreten sind. Ein 
wichtiger Satz der Zeit und für alles Bußwesen ist auch, 
daß°®) dem Büßer im Falle der Todesgefahr (in articulo 
mortis) unter allen Umständen das Abendmahl als viaticum 
gewährt werden mußte. Eine andere Entwicklung kenn- 
zeichnet Hinschius®) mit folgenden Worten: ‘Eine weitere 


ı) 8.715fl. Freilich behauptet Ludwig, Die Bußstationen in der 
abendländischen Kirche. Archiv für kathol. Kirchenrecht III. Folge 
Bd. 7 (der gesamten Zeitschrift Bd. 83), 1903, 8. 219—225 mit Nach- 
druck, daß auch der abendländischen Kirche die verschiedenen Buß- 
stationen nicht so unbekannt gewesen seien, wie sonst allgemein an- 
genommen wurde. en Al far en 

2) Ich darf hier vielleicht ein populäres, mir zufällig gerade vor- 
gekommenes Zeugnis des 12. Jahrhunderts über Öffentliche Buße an- 
führen, Ysengrimus V. 9751. (ed. Ernst Voigt 8.65): Hanc priuata 
nequit confessio soluere culpam Publica deprensos exigit ira reos. 

3) Hinschius Bd. V 8. 95£. *, Ebenda S. 104ff. 

5) Ebenda S. 98f; Wildt Sp. 238 und 239. 

6) Hinschius Bd. V 5.109. Ob diese Anschauung über den Cha- 
rakter der Buße erst als Wandlung im Mittelalter eingetreten ist oder 
darüber andere Sätze zu gelten haben, kann wieder zweifelhaft sein. 
Aber es ist sicher, daß sie zu Heinrichs IV. Zeit und gerade für ihn selbst 
(die ganze Szene von Canossa beruht eben darauf!) Gültigkeit und Kraft 
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Änderung in der Bußdisziplin mußte auch der Umstand 
herbeiführen, daß die öffentliche Zwangsbuße seit der karo- 
lingischen Zeit als Ersatzstrafe für die Exkommunikation 
betrachtet und diese letztere als Mittel zur Erzwingung 
der Übernahme der Buße verwendet wurde. Die Folge 
davon war, daß, wenn der Exkommunizierte sich zu der 
letzteren verstand, nunmehr die Aufhebung des Kirchen- 
bannes und seine Wiederzulassung mindestens zur kirch- 
lichen Gemeinschaft und zum bürgerlichen Verkehr mit 
den übrigen Gläubigen wieder erfolgen mußte, und daß man 
jedenfalls später in diesen Fällen, mochte auch die Buß- 
leistung eine noch so harte sein, die Büßer nicht mehr vom 
Abendmahl oder von sonstigen kirchlichen Rechten aus- 
schloß, sondern ihnen nach der Übernahme der Buße die 
Rekonziliation erteilte’. 

Eine besondere Frage war gerade in dieser Zeit (11. Jahr- 
hundert) die Befugnis der Päpste!), in das Bußwesen ein- 
zugreifen und eine oberstrichterliche Instanz in der Kirche 
zu bilden. Doch kann diese Frage nicht ohne ein erneutes 
Zurückgreifen auf weitere allgemeinste Grundlagen des Buß- 
wesens richtig verstanden und behandelt werden. 

Neben den anderen, bereits genannten Umständen für 
das Sakrament der Buße und seine gültige Vollziehung 
wesentlich war von jeher die Befugnis des Spendenden gegen- 
über dem Empfangenden, die potestas ordinaria. Diese 
befugte Jurisdiktion kommt nach heutiger Lehre dem Papst 
im ganzen Gebiete der Kirche über alle Gläubigen zu, ferner 
seit alter Zeit den Bischöfen über ihre Diözesanen, den 
Pfarrern über ihre Pfarreingesessenen. Außerdem können 
noch Delegationen an andere Personen stattfinden. Die 
Spendung des Sakraments durch einen Unbefugten an einen 
seiner Jurisdiktion nicht Unterstehenden oder durch jemand, 
der nicht ausdrücklich Delegation von dem Befugten er- 
halten hat, ist ungültig und wirkungslos. 

Aus doppelter Wurzel entwickelte sich seit dem 11. Jahr- 


hatte und daher auch für die Vorgänge von Ingelheim am 31. Dezember 
1105 zur Erklärung herangezogen werden kann und muß. 


1) Hinschius Bd. V S. 1061. 
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hundert eine gesteigerte potestas des Papstes über alle 
Gläubigen, die bis dahin so nicht zu beobachten ist. Ein- 
ma] aus den Bedürfnissen der Kirche selbst. ‘Schon!) im 
9. Jahrhundert hatten einzelne Bischöfe sich in zweifelhaften 
Bußfällen an die Päpste gewendet, und es waren auch viel- 
fach solche Personen, welche schwere Sünden auf sich ge- 
laden hatten, nach Rom gepilgert, um sich vom römischen 
Bischof Anweisung über die von ihnen zu leistende Buße 
zu erbitten. Im 11. Jahrhundert wurde das letztere immer 
häufiger, und trotz manchen Widerstandes einzelner Bi- 
schöfe, etwa Aribos von Mainz auf der Synode zu Seligen- 
stadt?) und anderer, wurde das Verfahren fest geregelt. 
‘Sol) konnten seit der zweiten Hälfte des 11. Jahrhunderts 
die Päpste die erwähnten Rechte unbeanstandet ausüben, 
und Gregor VII. hat sich schon veranlaßt gesehen, die An- 
ordnung zu treffen, daß bei der Kurie kein Büßer ohne 
Legitimation seines Bischofs angenommen werden sollte’. 
Von anderer Wurzel gehen die sogenannten Reservatfälle?) 
aus, bezüglich derer zuerst im 12. Jahrhundert durch das 
Konzil zu Reims 1131, dann durch das zweite Laterankonzil 
von 1139 und weiterhin öfter bestimmt worden ist, daß 
bei Vergehen wie die körperliche Verletzung oder Bedrohung 
eines Klerikers oder Mönches, später besonders der Kar- 
dinäle, Verletzung des Kirchengutes®), Behinderung der 
kirchlichen Beamten bei Ausübung der Strafjurisdiktion usw., 
worauf excommunicatio maior stand, dem Papste die Ab- 

1) Hinschius Bd. V S. 1068. _ 

2) Vgl. darüber zuletzt A. Werminghoff. Nationalkirchliche Be- 
strebungen im deutschen Mittelalter (Kirchenrechtliche Abhandlungen 
herausg. von Ulrich Stutz, Heft 61), Stuttgart 1910, S. 8—10. 

®) Hinschius Bd. IV 8.102 N. 2. 

*) Zerstörung von Kirchen ist einer von den drei Gründen, welche 
nach Eike von Repgow und dem Schwabenspiegel das von ihnen be- 
hauptete Exkommunikationsprivileg des Kaisers (in Wahrheit das Vor- 
recht, nur vom Papste gebannt werden zu dürfen) durchbrechen. Vgl. 
über diese Gedanken Eduard Eich mann, Das Exkommunikations- 
privileg des deutschen Kaisers im Mittelalter, in dieser Zeitschrift, Kan. 
Abt., Bd. I S. 160—194. In den gegen Heinrich zu Ingelheim erhobenen 
und als Begründung seiner Exkommunikation angeführten Vorwürfen 
dürften diesen Punkt die Worte betreffen (in seinem Briefe II): iniusta 
persecutio in apostolicam sedem et omnem ecclesiam. 
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solution von derselben vorbehalten wurde. Es handelte sich 
in allen diesen Fällen nach Hinschius in erster Linie nicht 
um die Vergebung der begangenen Sünde, um die Absolution 
von dieser, sondern um schwere Vergehen gegen die kirch- 
liche Rechtsordnung und die Lossprechung von der für 
dieselben angedrohten Exkommunikation, meistens um Ver- 
gehen, deren Unterdrückung die Kirche gerade im hierarchi- 
schen Interesse wünschen mußte. 

Eine besondere Regelung der potestas zum Beicht- 
hören der Fürsten ist seit dem 13. Jahrhundert getroffen 
worden, wo sich die ersten päpstlichen Privilegien für Für- 
sten finden, ‘sicht), sei es unbeschränkt, sei es nur unter 
gewissen Beschränkungen, ihren Beichtvater auszuwählen’. 
Einer eigenen Regelung bedurfte zweifellos das wandernde 
deutsche Königtum des früheren Mittelalters, das keiner 
Pfarrei oder keinem Bistum angehörte bzw. unterstand und 
daher keinen nach den allgemeinen Regeln der damaligen 
Kirchenverfassung zuständigen Beichtvater haben konnte. 
Sicherlich am ersten berufen, als solcher zu gelten, war der 
Erzbischof von Mainz als das Haupt der königlichen Kapelle?) 
und in dessen Abwesenheit gewiß der ranghöchste oder von 
ihm mit der Stellvertretung beauftragte Geistliche der könig- 
lichen Kapelle. Ob ein Mitglied derselben aber in einem 
so schweren Falle wie dem gegenwärtigen der Exkommuni- 
kation Heinrichs IV. in den Jahren 1105/06, der wir uns 
nun wieder zuwenden, die ausreichende Autorität zur Voll- 
ziehung der Absolution haben konnte, mochte durchaus 
zweifelhaft sein wie so vieles andere, was nunmehr zu be- 
handeln ist. 

Nachdem Heinrich IV. in die Gewalt seines Sohnes 
und seiner kirchlichen Gegner gekommen ist, wird als deren 
erster Schritt berichtet, daß sie ihn seiner geistlichen Be- 
gleitung und der durch diese ihm vermittelten kirchlichen 


2) Hinschius Bd. IV S. 112. 

2) Über diese vgl. A. Werminghoff, Verfassungsgeschichte der 
Deutschen Kirche im Mittelalter (Grundriß der Geschichtswissenschaft 
von A. Meister II 6), 2. Auflage, S. 53, wo aber die hier aufgeworfene 
Frage nicht behandelt oder berührt ist, und H. Breßlau, Handbuch 
der Urkundenlehre I? S. 406 ft. 


192. Berchard Schmeidler, 


Kommunion beraubten. Nur drei Laien!) werden mit ihm 
auf Böckelheim eingelassen, non balneatus?) et intonsus et 
ab omni Dei servitio privatus muß der Kaiser das Weih- 
nachtsfest auf der Burg zubringen. Es wird ihm die Haltung 
des Büßers mit Gewalt, sehr wider seinen Willen, auf- 
genötigt. Als er dann in Ingelheim nach dem Verzicht 
auf das Reich sich an den Legaten wegen der Absolution 
wendet, verlangt dieser nach der für diese Vorgänge aus- 
führlichsten Darstellung in II vom Kaiser ein öffentliches 
Sündenbekenntnis, dessen Inhalt er ihm vorschreibt. Er 
könne nicht freikommen, nisi publice confiterer me iniuste 
Hildebrandum persecutum fuisse; Wicpertum iniuste ei 
superposuisse; et iniustam persecutionem in apostolicam 
sedem et omnem ecclesiam hactenus exercuisse. Daraufhin 
will Heinrich verlangt haben, ut locus et tempus mihi dare- 
tur, ubi in praesentia omnium principum, unde innocens 
essem, ex iudicio omnium me expurgarem; wovon er sich 
dagegen für überführt hält, dafür will er nach dem DUrteil 
aller, die eine sanior sententia haben, penitentia und satis- 
factio zu leisten suchen; und für diese seine Verpflichtung 
bietet er den Fürsten als Geiseln seine Getreuen, die immer 
sie haben wollten. Eine so eingehende und detaillierte 
Schilderung der Szene wird man nicht leichthin verwerfen 
wollen, sie müßte dann von Heinrich ganz und gar und mit 
vollem Bewußtsein und Absicht erfunden und erlogen sein. 
Einen solchen gänzlichen Mangel an Wahrheitsliebe bei ihm 
anzunehmen berechtigen doch seine bisher behandelten Über- 
treibungen bezüglich seiner angeblichen Lebensgefahr noch 
keineswegs. Aber diese Szene ist bisher noch niemals nach 
ihrem Sinn und im Zusammenhang der ganzen Ereignisse 
richtig behandelt worden. 


!) Heinrichs Brief I an Hugo von Cluny: exclusis omnibus nostris 
preter tres laicos; Brief II an Philipp von Frankreich: Ex omnibus meis 
quartus ego sum inclusus. 

2) Ann. Hildesheimenses a. 1105. Das ist Bußwerk; vgl. Stephan V. 
und Nicolaus I. bei Gratian c. 8. C. XXXIII qu. 2, auch c. 15. eadem (. 
(ed. Friedberg, Corpus iuris canoniei Bd. I, Sp. 1153, 1157): in balneo 
numquam laveris, in convivis letantium numquam te misceas. Hin- 
schius V S.97 N.3 (mit nicht ganz korrektem Zitat). 
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Dem Begehren Heinrichs nach Aufschub und Entschei- 
dung erst vor einer neuen Versammlung liegen mehrere 
Motive zugrunde. Einmal ist es nur als Kritik an der 
gegenwärtigen Versammlung verständlich, in Heinrichs Wor- 
ten muß der Schwerpunkt auf: in praesentia omnium prin- 
cipum, ex iudicio omnium, ex consilio omnium sanioris 
sententiae gelegt werden. Er weiß sehr wohl, daß seine 
Anhänger auf arglistige Weise von Ingelheim ferngehalten 
worden sind und er sich fast nur unter Feinden befindet, 
und verlangt also eine neue Versammlung mit besserer 
Gewähr für unparteiische Behandlung und gerechtes Ge- 
richt. Aber in der Tatsache dieses seines Begehrens liegt 
sogleich noch etwas anderes, in seinem Begehren und dem 
des Legaten nach öffentlichem Schuldbekenntnis stoßen zwei 
von vornherein und grundsätzlich einander entgegengesetzte 
Auffassungen zusammen. Die Gegner behandeln ihn als 
offenkundigen Todsünder, der nur durch reumütige Buße 
in öffentlichem Verfahren vorerst eine Vorbedingüng zur 
Aufhebung des auf ihm lastenden Bannes schaffen kann. 
Heinrich verlangt eine gerichtliche Erörterung und Fest- 
stellung seiner Schuld, was nach Auffassung seiner Gegner 
nicht nur überflüssig ist, sondern dem Sinn und Zusammen- 
hang eines Bußverfahrens vollkommen widerspricht.!) Ein 


1) Zur Kennzeichnung der katholischen Gedankenwelt in diesem 
Punkte kann ich mir nicht versagen, ein paar Sätze aus dem Artikel 
von Wildt über die Beichte bei Wetzer und Welte II Sp. 223f. hierher- 
zusetzen: “Die Beichte bildet im Bußgericht die Anklage und das Zeugen- 
verhör; zugleich ist sie als von Reue erfülltes Geständnis Schutzrede 
und das Motiv der Lossprechung. Ohne die Beichte würden folglich 
dem Bußgericht die wesentlichsten Momente fehlen, welche demselben 
den Charakter eines wahren und wirklichen Gerichts verleihen, und es 
wäre die Entscheidung, ob Absolution oder Vorbehaltung der Sünden, 
alsdann ein Urteil ohne Gericht, also Willkür. Solcher Willkür aber 
die Verwaltung des Bußsakraments preiszugeben, konnte nicht in der 
Intention seines göttlichen Stifters liegen’. Freilich nicht ein derartiges 
‘Gericht’, in dem das Verfahren von vornherein mit einem reuigen Schuld- 
bekenntnis des einen Teils zu beginnen hatte, verlangte Heinrich, viel- 
mehr ein mehrseitiges Gerichtsverfahren, wie man es in weltlicher, staat- 
licher Justiz mit Rede und Gegenrede mehrerer Parteien und möglichst 
unbefangener Entscheidung durch eine dritte, unbeteiligte Instanz allein 
als Gericht zu bezeichnen und darunter zu verstehen pflegt. 
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Todsünder, der nicht reumütig bekennt, kann gar nicht 
absolviert, das Sakrament kann gar nicht an ihm voll- 
zogen werden. Heinrich lehnt also durch seine Haltung 
zunächst tatsächlich die Annahme und Anerkennung des 
öffentlichen Bußverfahrens ab.!) Dann aber fragt er den 
Legaten, ob er, wenn er das verlangte Sündenbekenntnis 
sogleich jetzt leiste, dann auch sogleich jetzt Absolution 
erhalten könne. Darauf habe der Legat sich für unzuständig 
erklärt und den Kaiser an den Papst nach Rom verwiesen, 
trotz seines Einwandes: Quicumque confitentem audet reci- 
pere, confessum debet absolvere. 

Zum Verständnis dieser Vorgänge ist mehreres zu be- 
rücksichtigen. Daß der Legat sich für unzuständig erklärt, 
ist sehr begreiflich. Er hatte regulärerweise keinerlei pote- 
stas ordinaria über den Kaiser und konnte zur Zeit, als er 
vom Papste den Legationsauftrag erhielt (etwa September 
11052)), kaum eine Delegation als Beichtvater für diesen 


!) In Brief I, wo an sich anscheinend die Argumente der beiden 
Erörterungen, erstens über den Verzicht aufs Reich, zweitens über die 
Absolution, etwas miteinander vermischt und zeitlich nıcht auseinander 
gehalten sind, ist doch dieser Gegensatz zwischen dem Wunsche Hein- 
richs nach unparteiischer gerichtlicher Erörterung und dem Verlangen 
der Gegner nach vorherigem bußmäßigem Bekenntnis (das aber in 
diesem seinen spezifischen Charakter, wohl mit Absicht, nicht scharf 
gekennzeichnet ist) sehr klar zum Ausdruck gebracht. Nach den Worten: 
poterant esse contraria (oben S. 179) fährt Brief I fort: At vero nos 
cum postularemus, ut liceret nobis respondere et de omnibus obiectis 
digna ratione satisfacere, illi pro imperio renuerunt, quod etiam barbari 
alicui servo non facerent. Cum ergo videremus nobis violentiam et prae- 
udicium feri, tunc praevoluti ad pedes eorum coepimus suppliciter 
implorare, cum pro Deo, tum pro suo honore, ut hulusmodi quaestiones 
et obiectiones differrent usque ad apostolicam sedem, concessa interim 
nobis dignitate propriae libertatis, usque ad locum praefatae sedis, ubi 
praesente Romano clero et populo, remoto odio et invidia et caeteris, 
. quae iustitise sunt contraria, liceret de obiectis vel digne purgare vel 
humiliter satisfacere. At cum id quoque nobis inhumane denegaretur, 
habe der Kaiser gefragt, si qua spes vitae usw. oben S. 176. 


2) Bis zum 8. September 1105 ist er in den päpstlichen Urkunden 
bezeugt nach Otto Schumann, Die päpstlichen Legaten in Deutsch- 
land zur Zeit Heinrichs IV. und Heinrichs V. (1056—1125). ID. Marburg 
1912, 8.81.‘ Dann scheint er sogar zunächst noch eine Legation nach 
Lothringen angetreten zu haben und erst unmittelbar zu Weihnachten 
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Fall mit erhalten, den man damals unmöglich in Rom be- 
reits vorhersehen konnte.!) Bei der Schwierigkeit des Falles 
ist es begreiflich, wenn er die Verantwortung so ganz un- 
vorbereitet nicht übernehmen wollte, bei der im 11. Jahr- 
hundert mehr und mehr vordringenden Anschauung?), daß 
der Papst die oberste Stelle zur Handhabung der Bußgewalt 
in der ganzen Kirche sei, sowie bei der Tatsache, daß Hein- 
richs Exkommunikation vom Papste ausgegangen war, ist 
es ganz sachgemäß, wenn er die Lösung dem Papste vor- 
behielt.?) Heinrichs Fall dürfte einer der ersten und wichtig- 
sten gewesen sein, die zur Ausbildung der Lehre von den 
casus reservati im 12. Jahrhundert?) seit 1131 den Anstoß 
gegeben haben, und der Legat bzw. seine Partei hat hier 
vermutlich erstmalig und nach einiger Überlegung so ge- 
handelt, wie es dann allgemeine Norm und Vorschrift des 
Kirchenrechts geworden ist. Andererseits ist aber auch 
Heinrichs Forderung, daß, wer jemandes Buße entgegen- 
nimmt, ihn auch müsse lossprechen können, nicht ganz ohne 
Grundlage im Kirchenrecht. Zwar so allgemein ist das 


1105 nach Mainz gekommen zu sein, ebenda Exkurs VI S. 178f. Um 
so weniger kann erwartet werden, daß er schon im September 1105 
Aufträge und Vollmachten für die Ereignisse, die sich sehr schnell und 
in den Einzelheiten doch ziemlich unerwartet und nicht vorhersehbar 
im November und Dezember dieses Jahres in Deutschland abgespielt 
haben, hätte erhalten können. 


i) Es ist danach ganz gerechtfertigt, wenn die Ann. Hildesheim. 
a. 1106 sagen: Cardenalis, qui inopinate ad haec facta convenerat, und 
nicht richtig, wenn von Druffel 8.62 diese Mitteilung für “höchst 
unwahrscheimlich’ erklärt. 


2) Hinschius Bd. V S. 106£f., oben 8. 189 ff. 


®) Bereits von Druffel S.62 hat dem Gedanken Ausdruck ge- 
geben, daß es für Heinrich doch nur ehrenvoll gewesen sei, wenn seine 
Absolution der höberen Stelle des Papstes selbst vorbehalten wurde. 
Das ist zwar so nicht richtig und trifit die Situation nicht, die obigen 
kirchenrechtlichen Erwägungen sind wohl sachgemäßer. Aber ein richtiger 
Kern schon seines Gedankens ist doch wohl, daß die Ablehnung der 
Absolution nicht so sinnlos aus blinder Feindschaft hervorging, wie man 
es gewöhnlich auffaßt und darstellt, sondern ihre ganz guten, zum min- 
desten erwägenswerten Gründe hatte. 


4, Hinschius Bd. IV S. 102 N. 2, oben 8. 190f. 
13*F 
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nicht richtig, allgemein bußrechtlich gilt nur umgekehrt 
der Satz, daß nur der eine Beichte (geheim oder öffentlich) 
hören und eine Buße auferlegen darf, mit Befugnis und 
sakramentalem Erfolg, wer die potestas ordinaria über den 
Büßenden hat, aber nicht, daß der befugt Hörende auch 
sofort und vollständig absolvieren muß. Aber nachdem 
seit karolingischer Zeit!) die Exkommunikation als ein 
Mittel zur Erzwingung der Öffentlichen Zwangsbuße ver- 
wendet wurde, war die Folge, daß, wenn der Exkommuni- 
zierte sich zu der letzteren (der Zwangsbuße) verstand, nun- 
mehr die Aufhebung des Kirchenbannes und seine Wieder- 
zulassung mindestens zur kirchlichen Gemeinschaft und zum 
bürgerlichen Verkehr mit den übrigen Gläubigen wieder 
erfolgen mußte. Heinrich hatte das alles ja selbst einmal 
in Canossa durch Übernahme der Buße erzwungen, seine 
Forderung vertritt also wohl die allgemeinen, vielleicht die 
populären Anschauungen der Zeit. Aber was er einmal, 
einem Papste gegenüber, erzwungen hatte, das konnte er 
jetzt nicht wieder durchsetzen. Die kirchliche Partei ver- 
langte ein so weitgehendes Sündenbekenntnis von-ihm;-daß 
sie ihn damit moralisch unmöglich machen mußte und er 
sich — das ist sogleich nachher zu beweisen — nicht darauf 
einließ. Und sie hatte es nicht schwer, sein Begehren für 
den Augenblick abzulehnen, da sie ihn, kirchenrechtlich 
ganz wohlbegründet, an die höchste Instanz der Kirche 
als die alleinbefugte Stelle weisen konnte. Nach der ganzen 
Sachlage ist es doch sehr begreiflich, wenn sie auf ihn, den 
seit Jahrzehnten gehaßten und verabscheuten Gegner, nun 
sie ihn endlich einmal vollständig in der Hand hat, die 
ganze Strenge der kirchenrechtlich irgendwie geltenden 
Sätze auch anwendet. Tatsächlich ist in dem, was von ihm 
verlangt oder auf sein Gegenbegehren erwidert worden ist, 
nirgends eine ganz besondere persönliche Bosheit oder ein- 
malige neue Erfindung zu seinen Ungunsten nachweisbar; 
die gesamten Auseinandersetzungen bewegen sich auf dem 
Boden allgemein geltender kirchlicher Rechtssätze, die viel- 
leicht mit einiger Schärfe auf ihn angewendet worden sind, 


1) Ebenda Bd. V S. 109, oben 8. 1881. 
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aber ganz unabhängig von seinem Fall und lange vor ihm 
Dasein und volle rechtliche Gültigkeit in der Kirche ge- 
habt haben. 


IV. 


Nach Klarstellung dieses Hauptinhaltes der Szene zu 
Ingelheim bis zum Absolutionsbegehren des Kaisers und 
seiner Ablehnung durch den päpstlichen Legaten ist nun- 
mehr zu fragen, ob sich an diese Erörterung das Sünden- 
bekenntnis des Kaisers, obwohl er eine sofortige Lösung 
vom Banne damit nicht erhoffen durfte und nicht erlangt 
hat, nun tatsächlich doch noch angeschlossen hat oder nicht. 
Heinrich selbst sagt nichts davon, die Annales Hildes- 
heimenses, Casus monasterü Petrishusensis und Ekkehard 
behaupten est), und die moderne wissenschaftliche Literatur 
hat das Zeugnis dieser Quellen über die eigenen Briefe 
des Kaisers gestellt. Aber die innere Wahrscheinlichkeit 
dafür ist aus den verschiedensten Gründen sehr gering, viel- 
mehr ganz abzulehnen. Der durchschlagende Grund ist 
der folgende. Heinrich wendet sich eben durch unseren, 
hier so viel benutzten Brief ] an Hugo von Cluny, er geht 
ihn ausdrücklich darum an, daß er ihm neue Verhandlungen 
mit dem apostolischen Stuhle vermitteln möge; er sichert 
ihm zu, quidquid de nostra cum apostolico reconciliatione, 
quidquid de pace et unitate sanctae Romanae ecclesiae, 
salvo honore nostro faciendum esse decreveris, das wolle 
er willig und bestimmt tun. Und in einem zweiten nach- 
gesandten Briefe?) beklagt er sich darüber, daß, als er 
coram Romano nuntio de causa, quae est inter nos et pa- 
pam, consilio religiosorum pleniter agere?) wollte, man ihn 


1, Die eine oder andere Quelle sagt es auch noch in einem kleinen 
Satze nebenbei (vgl. Meyer von Knonau Bd. V 8.270 N.85), doch 
ist das neben den hier genannten und in der Literatur vorangestellten 
drei Hauptquellen von keinem Gewicht und bedarf nach deren Wider- 
legung keiner eigenen Erörterung mehr. 

2) Gleich hinter dem ersten bei D’Achery, Spicilegium III 442f£. 
Ob die zeitliche Ansetzung des Stückes bei Giesebrecht, KZ., 5. Aufl. 
III, S. 756 und danach bei Meyer von Knonau V S. 304 nicht etwas 
zu spät ist, will ich hier nicht untersuchen. 

3) Das heißt eben gerichtlich verhandeln, nicht bußmäßig bekennen. 
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auf keine Weise angenommen habe. Darum fordert er 
Hugo jetzt‘ auf, mit beliebigen anderen zu beurteilen, wie 
er behandelt worden sei, und stellt ihm alles anheim, ita 
ut salvo honore nostro totum papae faciam, quod dispo- 
sueritis. Alles dies mit den immer wiederholten Vorbehalten 
seiner Ehre hat gar keinen Sinn, wenn er das verlangte 
Schuldbekenntnis bereits geleistet hat. Dann muß er unter 
allen Umständen dem angerufenen Vermittler dasselbe mit- 
teilen, damit dieser es dem Papste, wenn das noch nötig 
wäre, richtig weitergeben und der dann wieder sachent- 
sprechend handeln kann. Aber in Wahrheit würde ja eine 
Vermittlung gar nicht notwendig und der Papst würde 
längst, durch den Legaten, über das geleistete Sünden- 
bekenntnis und die Bereitwilligkeit des Kaisers zur Buße 
unterrichtet sein. Es ist nach katholischer Kirchenlehre 
einfach undenkbar, daß der Legat den wirklich büßenden 
und bekennenden Kaiser völlig abwies; seine tatsächlich 
erfolgte Ablehnung konnte, wenn das Bußbegehren des 
Kaisers vorbehaltlos und uneingeschränkt war, nur einen 
aufschiebenden Charakter!) haben, aber nicht die Einleitung 
des wirklichen, vollen Absolutionsverfahrens, zu dem sich 
Heinrich dann bereit erklärt hätte, hindern. Hatte Hein- 
rich vorbehaltlos bekannt, so war er im Stande der Büßer 
vor der Lossprechung; als solcher hatte er nicht das Recht, 
sich der Kirche gegenüber seine Ehre vorzubehalten; er 
hatte dann bedingungslos und reumütig eine Schuld be- 
kannt und erwartete nun nur noch seine Versöhnung mit 
dem Himmel von dem Gericht der Kirche. Heinrich aber 
will nach wie vor verhandeln, er will auch jetzt nicht reu- 
mütig bekennen, es ist dadurch ausgeschlossen, daß_er be- 
reits reumütig bekannt und sich dem Urteil der Kirche 
überliefert hat. Selbst wenn er seinen Sinn wieder gewandelt 
hatte, so konnte er nicht diese Briefe an Hugo von Cluny 
schreiben und ihm, dem Abte, dem erbetenen Vermittler, 
diese kirchenrechtlich entscheidende Tatsache des geleisteten 


!) Das betont auch, in diesem Punkte ganz mit Recht, der sonst 
tendenziöse und unzuverlässige Ekkehard: Cui cum legati communionem 
seu poenitentiae modum absque generalis synodi et apostolicse discus- 
sionis censura reddere ad presens non possent, SS. VI 231. 
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Sündenbekenntnisses vollkommen unterschlagen. Es wäre 
der Gipfel einer ganz zwecklosen und nur ihn selbst schädi- 
genden Verlogenheit gewesen, da doch seine Gegner über 
das öffentlich vor ihnen selbst geleistete Bekenntnis ganz 
genau unterrichtet sein mußten!) und diesen Versuch einer 
Anknüpfung von neuen Verhandlungen auf einer zu seinen 
Gunsten, ihren Ungunsten verschobenen Grundlage nur mit 
Hohn und verständlicher Verachtung abweisen konnten. 
Man muß sagen, die beiden Briefe des Kaisers an Hugo 
von Oluny gehen nicht nur mit Stillschweigen über ein 
abgelegtes Sündenbekenntnis hinweg, sondern schließen es 
mit vollkommen zwingender Kraft aus?), daß ein solches 
vor ihnen, zu Ingelheim, abgelegt worden sein kann.®) 


!) Ich unterlasse es, in dieser ganzen Untersuchung Parallelen auf 
Versailles und die Gegenwart zü ziehen; aber sie liegen, durch innere 
Verwandtschaft der Ereignisse, ohne jede Gewaltsamkeit der Interpre- 
tation, sehr nahe und werden jedem Deutschen der Gegenwart diese 
Vorgänge und ihre Untersuchung, wie ich denke, sehr verständlich 
machen und leicht nahebringen. 

2) Es ist also hier nicht der Bericht der Briefe über den Bericht 
des Libellus usw. gestellt, sondern die Zweckbestimmung der Briefe 
als Verhandlungsinstrumente über den Bericht des Libellus usw. Metho- 
dologisch-technisch ausgedrückt: der Überrest schlägt die Tradition. 

®) Daneben sind andere Gründe nicht von so zwingender Beweis- 
kraft, aber doch auch erwähnenswert. Wäre das Sündenbekenntnis 
uneingeschränkt in dem von der Kirche geforderten Umfang tatsächlich 
abgelegt worden, so wäre geradezu unbegreiflich, warum Heinrich das 
nicht auch mitgeteilt hat. Er verfolgt in seinen Briefen wahrlich nicht 
das Bestreben, sich selbst und seine Empfindlichkeit — modern an- 
gesehen — zu schonen, viel eher übertreibt er absichtlich seine erlittenen 
Demütigungen und Gefahren, um die Bosheit und unmenschliche Nieder- 
tracht seiner Gegner ins rechte Licht zu setzen. Welchen Trumpf gegen 
seine Feinde hätte er sich entgehen lassen, wenn er auf eine Ablehnung 
seines Bußbegehrens, die ihm trotz seines vollkommen reumütigen und 
im geforderten Umfange geleisteten Sündenbekenntnisses gegen alles 
katholische Recht — das doch auch damals schon ein festes Gefüge 
von allgemein bekannten und geltenden Sätzen war —, zuteil geworden 
wäre, nicht mit allem erdenklichen Nachdruck hingewiesen hätte! Eine 
Hervorhebung und selbst Übertreibung dieses Punktes — er übertreibt 
ja sonst, wo er irgend kann —, konnte nur seinen Feinden aufs schwerste 
schaden, nicht aber ihm. Nach seiner Darstellung in II ist auch die Aus- 
einandersetzung mit dem Legaten eine relativ ganz bewußte und gefaßte 
gewesen, die keineswegs auf ein in fassungsloser Erschütterung und 
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Zu diesem Ergebnis aus Heinrichs Briefen stimmt durch- 
aus die Darstellung in Erlungs Vita Heinrici!) Nach Er- 
zählung der Botschaft Wiprechts von Groitsch an Hein- 
rich IV. in Böckelheim geht er auf des Kaisers Erscheinen 
in Ingelheim über: Sed non in hoc satisfecisse videbatur,, 
nisi et ipse coram veniret et in conspectu omnium imperio 
renunciaret. Er läßt also für die Vorführung Heimrichs IV. 
einen Befehl des jungen Königs und des Reichstags maß- 
gebend sein, wieder übereinstimmend mit Heinrichs eigener 
Darstellung, wonach er, scheinbar nach Mainz, um dem 
Wunsche seiner Getreuen zu willfahren, in Wahrheit in 
betrüglicher Weise nach Ingelheim gebracht worden sei; 
diese Initiative des Königs bzw. seiner Anhänger kann ganz 
wohl stattgefunden haben und den von Erlung angeführten 
Beweggrund gehabt haben. Wenn andererseits der sog. 
Libellus de rebellione?) und Ekkehard®) die Vorführung 
auf einen Wunsch des Kaisers zurückführen, so kann das 
möglicherweise bei dem immerhin voraussetzbaren Seelen- 
zustand des Kaisers in jenen Tagen auch richtig sein. 
Eine Entscheidung ist da kaum möglich, jede Partei rückt 
natürlich in ihren Manifesten und Darstellungen den Anteil 
des Gegners an den Ereignissen in solche Beleuchtung, wie 
es ihr am besten paßt. Erlung fährt fort: Heinrich IV. 


Verzweiflung abgelegtes Sündenbekenntnis notwendigerweise schließen 
läßt. Er fragt nach den Bedingungen einer etwa möglichen Absolution, 
erfährt eine erste solche (das Sündenbekenntnis), fragt weiter, ob, wenn 
er dieser genüge, er dann absolviert werde und erhält zur Antwort, das 
gehe dann auch noch nicht. Die logische Folge davon kann doch nur die 
sein, daß er den fruchtlosen Versuch hier unterläßt und sich an die ihm 
bezeichnete, allein zuständige Stelle wendet. Das tut er ja eben auch, 
durch den Brief an Hugo von Cluny, freilich noch immer nicht als Büßer, 
sondern wieder, um zu verhandeln. In diesem ganzen Zusammenhang 
hat, wie im Text gezeigt, ein vorangegangenes Bußbekenntnis gar keinen 
Raum mehr, es wäre unbegreiflich, wenn seine Feinde ihm das nunmehr 
nicht als Beweis abermaliger Treulosigkeit mit größter Schärfe vor- 
geworfen hätten. 

1) Vgl. oben 8. 184. 

®) A. 1106, 8.55: Imperator .... timens sibi multo peiora & 
principibus futura, rogat episcopum Spirensem se presentari. 

®) S. 231: dum ipse se de castello quo manebat Magontiam exhibere 
temptaret ... . 


Heinrichs IV. Absetzung 1105/06. ’ 201 


} 


sei also (nach Ingelheim)!) gekommen, unter fremdem 
Zwang, und habe scheinbar und seinen Worten nach frei- 
willig auf das Reich verzichtet. Die scheinbare Freiwillig- 
keit des Verzichts wird durch ein Schreiben der Heinrich V. 
anhängenden Fürsten in der Fassung D. E bei Ekkehard 
zum Jahre 1106 bestätigt?) und ist ein zweifellos richtig 
von Erlung mitgeteilter Zug. Heinrich IV. hatte kaum ein 
Interesse daran, diese von ihm unter Druck ausgesprochene 
Freiwilligkeit zu berühren, sie konnte allzu leicht als Waffe 
gegen ihn verwandt werden. Und die Gegner taten viel- 
leicht auch besser daran, diesen Punkt nicht zu sehr hervor- 
zuheben, dessen Unwahrheit. aller Welt durch die späteren 
Ereignisse offenbar war. Im Augenblick des Reichstags 
selbst konnte man vielleicht hoffen, mit dem erpreßten 
Geständnis der freiwilligen Übergabe noch eine besondere 
Sicherung gewonnen zu haben. Erlung hat daher mit diesen 
Zeilen einen Teilbestand der Ereignisse ganz richtig allein 
etwas ausführlicher überliefert, und das spricht dafür, daß 
er, als Kaplan im Gefolge Heinrichs V., Augenzeuge der 
Vorgänge auf dem Reichstag gewesen ist. Denselben Schluß 
legt die folgende Schilderung der Wirkung der Rede des 
Kaisers nahe, Seufzer und Tränen bei vielen, nur der Sohn 
blieb unbewegt.: Et cum caderet ad pedes filii orans, ut 
recogitaret in se saltem ius naturae, nec vultum nec animum 
ad patrem reflexit. Das macht stark den Eindruck, selbst 
gesehen zu sein, dann fährt Erlung fort: Außerdem (nach 
dem Verzicht) habe der Kaiser alle um Verzeihung gebeten, 
die er jemals ungerecht verletzt hätte. Aber auch den 
apostolischen Legaten habe er um Lösung vom Banne und 
Wiederaufnahme in den Schoß der Kirche gebeten. Die 
Laien, voller Rührung, hätten Verzeihung gewährt, der 
Legat aber die Absolution verweigert mit der Begründung, 
dafür nicht bevollmächtigt zu sen. “Was mehr?’ Nach 
Verzicht auf die kaiserliche Würde ging er als Privatmann 
fort auf einen Hof?°), den der Sohn ihm zum Lebensunter- 


!) Er nennt, hier wie fast stets, den speziellen Namen nicht. 

2) SS. VI 237: tamquam voluntarius, sed, ut iam eius fatentur 
litterae, nimis invitus. 

3) Aus dieser Erzählung und Ausdrucksweise könnte man einen 
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halt ausgesetzt hatte’. Auch hier ist von einem tatsächlich 
erfolgten Sündenbekenntnis nicht mit einem Worte die Rede; 
dabei ist die Erzählung klar, anschaulich, in den meisten 
Punkten beweisbar richtig oder höchst wahrscheinlich, ihr 
Verfasser war allem Anschein nach Augenzeuge. Ein Motiv, 
das tatsächlich erfolgte Sündenbekenntnis zu unterdrücken, 
hatte er sowenig wie der Kaiser selbst, er schildert ja sonst 
alles und hebt hervor, was die Gehässigkeit und Übertreibung 
des Verfahrens der Gegner ins Licht setzen kann. Gegen 
diese Übereinstimmung der Sache (Bußrecht), der Selbst- 
zeugnisse des Kaisers und der in vielen wichtigen Punkten 
zuverlässigen Darstellung Erlungs nach Augenzeugenschaft 
wird man nun schon kaum mehr glauben, ein beweiskräftiges 
Zeugnis im entgegengesetzten Sinne beibringen zu können; 
die Quellen, die ein wirklich erfolgtes Sündenbekenntnis 
des Kaisers behaupten, sind nunmehr eingehend zu unter- 
suchen. 


Einwand gegen die angenommene Augenzeugenschaft Erlungs zu Ingel- 
heim herleiten wollen. Denn der Hof, den Heinrich V. dem Vater aus- 
gesetzt hatte (die Nachricht findet sich in dieser spezifischen Weise 
und ausdrücklichen Fassung sonst nirgends, nur Brief II, anderes hervor- 
hebend, sagt: in eadem villa reliquerunt me. In qua cum aliquo tempore 
moratus essem, et filius meus ex eodem fraudis suae consilio demandasset, 
ut eum expectarem ...) kann nach den eigenen Erzählungen Hein- 
richs IV. nur eben Ingelheim selbst gewesen sein, und dazu scheint der 
Ausdruck: privatus discessit et ad quandam curtem ... . recessit, 
nicht zu passen. Außerdem könnte man beanstanden, daß Erlung den 
Namen des Ortes, an dem er selbst diese Ereignisse mit erlebt haben 
soll, nicht nennt und ihn so unbestimmt als quandam curtem bezeichnet. 
Aber der letztere Einwand besagt bei der bereits oben (8.185 N.]1) 
gekennzeichneten selbstherrlichen Art Erlungs nicht viel, er geht auch 
sonst über die Einzelheiten von Zeit und Ort flüchtig hinweg und verweilt 
immer nur bei dem, was ihm jeweils gerade wichtig ist. Und auch die 
erste Schwierigkeit ist nicht so sehr erheblich. Der Reichstag dürfte 
in der Pfalz zu Ingelheim stattgefunden haben, und wenn die Räumlich- 
keiten der curtis, die Heinrich IV. zum Aufenthalt angewiesen waren, 
auch nur wenig davon entfernt waren, so konnte ein Schilderer die Tat- 
sache, daß Heinrich IV. den Reichstag verließ, um seine eigenen Räum- 
lichkeiten aufzusuchen, sehr wohl mit den Worten Erlungs: discessit 
et ... . recessit ausdrücken, ohne daß man darum auf das Beziehen 
eines weit entfernten Hofes und auf eine Unkenntnis der tatsächlichen 
Vorgänge bei Erlung zu schließen braucht. 
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In erster Linie steht da der sog. Libellus de rebellione 
Heinrici V. regis in den Hildesheimer Annalen!), ein zeit- 
genössischer, d. h. nach 1106 und vor 1111 abgefaßter?) 
ausführlicher, trotz einiger kirchlicher Voreingenommenheit 
sehr wertvoller Bericht über die Dinge. Er ist sicherlich 
oder wenigstens nach der weitaus überwiegenden Wahr- 
scheinlichkeit im St. Albanskloster bei Mainz geschrieben 
worden?), dessen Abt Dietrich ist z. T. sehr eng an den 
Vorgängen beteiligt gewesen. Die hier wesentlichen Sätze 
lauten: imperator . . . regnum filio tradidit, atque omnium 
pedibus provolutus, precipue cardenali legato apostolicae 
sedis, veniam et absolutionem banni precabatur, confitens 
se multo tempore anathematizatum esse a papa Hildibrando 
et iniuste super eum constituisse Wicbertum papam, et suis 
temporibus rem publicam nimis esse turbatam; et cuncta, 
quae sibi obiecerant, confessus est, excepto quod idola non 
adoraret. Cardenalis autem, qui inopinate ad haec facta 
convenerat, dicens se nullo modo tam magnam personam 
suscipere, propter quam tanta mala in toto regno sunt 
perpetrata, nisi ipsemet apostolicus adveniret. Der Inhalt 


1) Die Jahre 1103—1106, vielleicht noch 1107—1109 daselbst um- 
fassend, nicht ohne Einmischung andersartiger Bestandteile. Die Be- 
zeichnung Libellus de rebellione geht auf den Vorschlag von Buchholz, 
Die Würzburger Chronik (ID. Leipzig 1879) S. 70 zurück, ist aber nicht 
gerade sehr geschickt gewählt, da die Schrift ganz auf kirchlichem Boden 
steht, für Heinrich V. eingenommen ist und dessen Vorgehen ganz gewiß 
nicht als rebellio bezeichnet. Indessen ist der Name heute allgemein 
angenommen. 

2) Das beweist, in diesem Punkte ganz richtig, Wilhelm Schum, 
Die Jahrbücher des Sanct- Albans-Klosters zu Mainz (ID. Göttingen 1872), 
S. 52f. 

3) Der Meinung ist Paul Scheffer-Boichorst, Die Paderborner 
Annalen (Innsbruck 1870) S. 5 N. 2 (und S. 186), und Historische Zeit- 
schrift Bd. 28 S. 427f. Wenn auch Scheffers Meinung, der (später sogen.) 
Libellus sei in wörtlicher Abschrift ein Teil der alten St. Albaner Annalen 
gewesen — vgl. dagegen Schum S. 51fi. Waitz, GGA. 1857, Nachrichten 
S. 58; GGA. 1870 S. 1794 — nicht richtig ist, und der Libellus vielmehr 
eine ursprünglich von den Annalen verschiedene, selbständige Aufzeich- 
nung gewesen ist, so ist mir doch nach ihrem Tenor und Inhalt deren Ent- 
stehung in Mainz weitaus am währscheinlichsten und viel wahrschein- 
licher als Ursprung in Speyer oder unmittelbar am Hofe Heinrichs V., 
wie sonst vorgeschlagen worden ist. 
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des angeblichen Bekenntnisses stimmt fast wörtlich!) mit 
dem überein, was nach Heinrichs Brief II der Legat vom 
Kaiser verlangt, dieser aber nicht geleistet hat.?2) Auf diese 
Übereinstimmung gründen offenbar auch die modernen Hi- 
storiker ihr Zutrauen zum Libellus in dieser Hinsicht, ihre 
Annahme, daß der Kaiser das tatsächlich erfolgte Bekennt- 
nis verschwiegen habe. Aber die Übereinstimmung ist, wie 
gesagt, nur eine fast wörtliche, in einem Punkte weicht 
der Libellus ab, und der verdient eine eingehende Erwägung. 
Excepto quod idola non adoraret, soll der Kaiser danach 
bekannt haben. Nimmt man das als einen Teil der auf dem 
Reichstag angeblich gepflogenen Verhandlungen, so liegt 
die Unmöglichkeit davon auf der Hand. Es gehörte zu 
dem törichtsten Gerede der wütendsten und haßerfülltesten 
Feinde?) des Kaisers, daß er Götzenbilder verehre, und steht 


1) Aber es ist bei genauerer Beobachtung doch zu bemerken, daß 
die drei Bedingungen in Heinrichs Briefe (II) viel exakter und klarer ge- 
faßt sind als in dem Libellus, dessen Bericht man es wohl anmerken kann, 
daß er mündlich durch mehrere Zwischenglieder gegangen ist und nicht 
die Schärfe des Briefes von Heinrich hat, der als unmittelbar Betroffener 
aus eigenstem Erleben berichtet. 

2) Nur die Worte des Libellus: excepto quod idola non adoraret sind 
ein sachliches Plus bei diesem gegenüberlI. Siekönnen doch wohl nurheißen 
(von: et cuncta an): alleshabe der Kaiser bekannt, was man ihm vorwartf, 
nur den Götzendienst nicht. Dieses Bekenntnishateralsonach demLibellus 
gerade nicht geleistet, und es ist ein Mißverständnis und Versehen, wenn 
Hampe (vgl. oben S. 171) die Szene mit den Worten wiedergibt: (der 
Kaiser) “ward . . gezwungen, ein lächerliches Sündenbekenntnis abzu- 
lesen, das unter seinen Vergehen selbst die Anbetung von Götzen auf- 
zählte und bestimmt war, ihn moralisch zu vernichten’. Diesen einen 
Punkt hat der Kaiser, selbst nach der kirchlichen Quelle, eben nicht “ab- 
gelesen’, selbst wenn man das Verlesen des Sündenbekenntnisses im übrigen 
und allgemeinen annehmen will. Vgl. auchBuchholz, Ekkehard S. 249. 

3) Der Vorwurf findet sich in den Casus monasterii Petrishusensis 
II 26 SS. XX S. 645, und in anderer Fassung beim Annalista Saxo a. 1069 
SS. VI 697 und wörtlich gleich in den Ann. Palidenses a. 1068 SS. XVI 70. 
Diese und ähnliche Aufzeichnungen voll Feindschaft gegen Heinrich IV. 
gehen nur mit einiger, verschieden großer Wahrscheinlichkeit auf Ent- 
stehung in Sachsen zurück (vgl. Meyer von Knonau Bd. IV S. 54lff.), 
während anderes bestimmt auf eine verlorene sächsische Schrift von ca. 
1096 zurückzuführen ist, über die zuletzt M. Manitius, Über eine sächsi- 
sche Geschichtstradition aus der Zeit Heinrichs IV.; Historische Unter- 
suchungen Ernst Förstemann .. gewidmet. Dresden 1894 S. 71—79, ge- 
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auf einer Stufe mit vielem anderen Geschwätz derart, das 
kein ernsthafter moderner Historiker mehr nachzuschreiben 
für zulässig hält. Man stelle sich vor, der Legat habe im 
offiziellen Bußgerichtsverfahren vor versammeltem Reichs- 
tag und ernsthaften Leuten mit dem Kaiser verhandelt, 
ob er ein Götzenanbeter sei, und habe ihm schließlich zu- 
gegeben, die Anschuldigung wolle er nicht aufrecht erhal- 
ten —, man braucht nicht den abweichenden Bericht von 
II und der Vita Heimrici, um solchen Unsinn zu verwerfen. 
Die Erklärung, wie dieser Irrtum des Berichtes entstanden 
sein kann, ist durchaus nicht unmöglich oder auch nur 
schwierig. Wollte man freilich annehmen, daß der Verfasser 
als Augenzeuge vom Reichstage berichtet, so müßte man 
ihm schon ein großes Teil an parteiischer Verbohrtheit zu- 
trauen, um ihm zu unterstellen, daß er das vom Kaiser 
verlangte, aber nicht geleistete Sündenbekenntnis irrig, 
wenn auch vielleicht im guten Glauben, als geleistet an- 
sieht, daß er die Frage der Abgötterei, von der offiziell 
nicht mit einem Worte auf dem Reichstag die Rede gewesen 
sein kann, überhaupt in den Bericht über den Reichstag 
hineinbrachte. Aber es ist nichts von solcher Art in dem 
Bericht enthalten, was eine unmittelbare Augenzeugenschaft 
des Schreibers selbst anzunehmen durchaus nötigtel); in 
seinem Kloster bei Mainz, ganz nahe bei den Ereignissen, 
konnte er sowohl von seinem Abte, der an den Vorgängen 
selbst teilnahm, als auch von vielen anderen Personen guten 
und zuverlässigen Bericht über die Vorgänge von Ingelheim, 


handelt hat. Vielleicht ist besonders das Schauermärchen von dem idolum 
durch die Bibelstelle I. Reg. 15, 23 zu erklären: et quasi scelus idololatriae 
nolle acquiescere. Nach dem Nachweis von Caspar zu Gregors Registrum 
IV 1 S. 292°N. 2 (und öfter) ist das eines der häufigsten Bibelzitate bei 
Gregor, und wird jedenfalls, soviel ich sehe, mehrmals besonders auf Hein- 
richs Anhänger von ihm angewendet. Da konnten eifrige und fanatische 
Anhänger des Papstes sehr leicht aus dem bildlichen Vorwurf einen im 
Wortsinne verstandenen, aus dem scelus idolatriae, dem Ungehorsam, 
eine Götzenanbetung im buchstäblichen Sinne des Wortes machen. War 
der Gedanke als solcher erst einmal ausgesprochen, so konnte es bald an 
der einzelnen und anschaulichen Ausmalung nicht fehlen. 


1) Wie in der Schilderung Erlungs über die Haltung Heinrichs V- 
und der Laien auf der Versammlung. 
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die zumal in und um Mainz, aber auch'’noch weithin, da- 
mals das allgemeine Tagesgespräch gewesen sind, erhalten. 
Dann ist alles sehr leicht, beispielsweise etwa auf folgende 
Weise, zu erklären. Der Schreiber des Libellus hat gehört, 
daß die und die Punkte mit dem Kaiser verhandelt worden 
seien, er meint auch und hält dafür!), daß der Kaiser sie 
bekannt habe. Er selbst ist fanatischer kirchlicher Eiferer 
und von allen Schlechtigkeiten des Tyrannen überzeugt, 
so fragt er seinen Gewährsmann: “Und der Götzendienst ?’ 
‘Nein’, erwidert der, ‘davon ist nicht die Rede gewesen 
und hat er nichts bekannt’. Und um der Pflicht der Ge- 
rechtigkeit zu genügen, die er ganz ernst nimmt, verzeichnet 
er, der Kaiser habe alle seine Sünden (diese und jene) 
bekannt, nur des Götzendienstes sei er nicht überführt 
worden und dessen offenbar unschuldig. Jedenfalls, -wie 
man sich auch den Bericht als entstanden denken und 
ihn erklären will, ist es absolut unzulässig, ihn über die 
eigenen, in zwingender Weise von der Notwendigkeit der 
Sache unterstützten Aussagen des Kaisers und über den 
hier besonders zuverlässigen Bericht des zweifellosen Augen- 
zeugen Erlung zu stellen. 

Nicht anders, vielmehr noch viel ungünstiger steht es 
mit der zweiten Quelle, die man als Beleg für ein tatsäch- 
lich abgelegtes Sündenbekenntnis Heinrichs hat anführen 
wollen, den Casus monasterii Petrishusensis.?) In der vor- 
liegenden Gestalt stammt das ganze Werk aus den fünfziger 
Jahren des 12. Jahrhunderts, für die fragliche Zeit und 
die hier behandelten Vorgänge ist z. T. eine der schon er- 
wähnten gregorianisch-sächsischen Streitschriften gegen 
Heinrich IV. (vgl. Meyer von Knonau Bd. IV S. 541f.), 
z. T. und besonders eine verlorene ältere Vita des Bischofs 
und päpstlichen Legaten Gebehard III. von Konstanz be- 
nutzt, die vermutlich doch erst nach dessen im Jahre 1110 
erfolgten Tode geschrieben sein wird. Welches aber auch 


t) Wie diese Meinung auch bei gut unterrichteten Berichterstattern 
sehr leicht entstehen konnte, vgl. sogleich weiter unten S. 209. 

?) Vgl. darüber die Dissertation von Karl Hunn, Quellenkritische 
Untersuchungen zur Petershauser Chronik (Freiburg i. Br. 1905), und dazu 
die Anzeige von OÖ. Holder-Egger, N. Archiv XXXI S. 500. 
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Alter und Entstehungsweise dieser Quelle im einzelnen sein 
mag, ihre Fassung an dieser Stelle schließt es aus, daß 
man auf ihre Nachricht von der wirklich geleisteten Buße 
des Kaisers etwas geben kann. Die Casus berichten erst 
über die Vorgänge zu Ingelheim selbst, daß der Kaiser 
Krone und Regalien übergeben habe, dann: ipseque se ante 
Gebehardum, utpote sedis apostolicae legatum, in terram 
prostravit et multum flens absolvi se ab exeommunicatione 
postulavit. Quod ille facere se propterea renuit, quoniam 
timebat, ne, si forte eum absolvisset, regnum ad eum iterum 
transiret et fieret error posterior peior priore (Matth. 27, 64). 
Hier ist, in der Schilderung der Ingelheimer Vorgänge selbst, 
nur das negative Ergebnis der Verhandlungen mit dem 
Legaten richtig festgehalten, daß der Kaiser ein Bekenntnis 
in dem vom Legaten geforderten und vorgeschriebenen 
Wortlaute wirklich geleistet habe, wird hier positiv noch 
gar nicht behauptet. Die Begründung aber, mit der der 
Legat ihn abgewiesen haben soll, stimmt nicht zu den 
anderen Quellen und ist so ganz bestimmt nicht aus- 
gesprochen worden. Heinrich IV. selbst würde sich das 
dankbare Motiv dieser rein politischen Ablehnung seines 
kirchlichen Begehrens zweifellos nicht haben entgehen 
lassen, der mit ‘quoniam timebat’ beginnende Satz ist nur 
spätere Reflexion des Verfassers der verlorenen Vita oder 
dessen der Casus selbst. Und daß alles dies frühestens 
1111/12 geschrieben sein kann, zeigen die weiteren Sätze: 
Attamen cum non multum post Spire obisset (Heinrich IV.! 
Vielmehr in Lüttich, das weiß dieser Verfasser nicht!), filio 
apud Paschalem papam impetrante aecclesiasticam sepul- 
turam promeruit propter satisfactionem, quam prostratus 
publice coram clero et populo facere non erubuit. Hier 
steht nun erst nachträglich die Behauptung von der tat- 
sächlich geleisteten satisfactio, aber wie sie ist zustande ge- 
kommen? Der streng kirchlich gesinnte Verfasser weiß, 
daß Heinrich IV. in Speyer ehrenvoll in den Kaisergräbern 
beigesetzt ist, das ist inm und wobl den Lesern, die er vor- 
aussetzt, em starker Stein des Anstoßes. Aber er weiß 
sich und sie zu beruhigen: der Sünder hat ja tatsächlich 
Buße geleistet, also durfte der Papst ihm später immerhin 
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schon ein kirchliches Begräbnis gönnen. Daß er aber tat- 
sächlich Buße geleistet hat, ergibt sich dem Verfasser nur 
aus dem, was er vorher selbst berichtet hat: multum flens 
ab excommunicatione absolvi postulavit. Die Tränen des 
Kaisers, seine Bitte um Lösung sind ganz richtig, nur die 
tatsächlich geleistete satisfaetio nicht: die ist nur ein in 
Wahrheit ungerechtfertigter Schluß?) des späten und über 
die Tatsachen ganz ununterrichteten Verfassers aus der 
vorherigen positiven und richtigen Angabe seiner Quelle: 
multum Sens ... . absolvi postulavit. Noch weniger als 
der Libellus können die späten, mit groben Irrtümern an- 
gefüllten Casus die eigene briefliche Darstellung des Kaisers 
widerlegen und ein von ihm nicht berichtetes Sünden- 
bekenntnis als geschehen erweisen. 

Endlich sagt Ekkehard?) B zum Jahre 1106: Qua de 
causa dum ipse se de castello quo manebat Mogontiam 
exhibere temptaret, principes propter cavendum tumultum 
vulgi, suae potius quam filii parti favere solentis, ipsi In- 
gilenheim occurrerunt; tandemque generali illum eircumve- 
nientes consilio usque ad reatus confessionem satisfactionis- 
que professionem perducunt. Oui cum legati communionem 
seu poenitentiae modum absque generalis synodi et aposto- 
licae discussionis censura reddere ad presens non possent, 
ipse partis utriusque consiliis annuens regalia vel imperialia 
insignia . . . filii potestati reddidit, prospera illi imprecans, 
illum primatibus multo fletu commendans, et extunc iuxta 
summi sacerdotis totiusque aecclesiae decreta suae consul- 
turum animae promisit. Buchholz, Ekkehard von Aura 
S. 237ff., besonders S. 241ff. hat die tendenziöse Haltung 
des Berichtes und seine mehrfachen Fehler nachgewiesen ; 
die Reihenfolge der Ereignisse darin ist umgekehrt, von 
der Gewalt, die dem Kaiser geschehen ist, schweigt Ekke- 
hard vollständig; Buchholz glaubt seinen Bericht als offi- 
ziöse, vom königlichen Hof gewünschte Darstellung der 


1) Daß hier tatsächlich nur ein solcher subjektiver Schluß vorliegt, 
ergibt sich besonders noch durch die beigefügten erläuternden Worte: 
prostratus publice coram clero et populo, die deutlich auf das vorherige 
se .. in terram prostravit et .. postulavit Bezug nehmen. 

2) SS. VI S. 231. 


Heinrichs IV. Absetzung 1105/06. 209 


Ereignisse charakterisieren zu können; unzuverlässig sei sie 
auf jeden Fall, sei es nun aus Tendenz oder aus Unwissen- 
heit. Unter diesen Umständen kann man auch auf die 
Behauptung von dem tatsächlich abgelegten Sündenbekennt- 
nis des Kaisers bei Ekkehard nichts geben, zumal sie ganz 
zu dessen allgemeinen Tendenzen paßt und man noch einen 
weiteren, besonderen Umstand dabei berücksichtigen muß. 

Schon die tatsächlich stattgehabten Vorgänge, wie der 
Kaiser selbst sie schildert, sen bußmäßig ausgestrecktes 
Liegen auf der Erde mit Flehen und Weinen um die Ab- 
solution, auch ohne daß er das ihm zugemutete öffentliche 
Sündenbekenntnis wirklich aussprach, mußten weithin den 
stärksten Eindruck machen, sie konnten außerordentlich 
leicht in der Phantasie aller fernerstehenden Hörer ver- 
gröbert und umgestaltet werden, schon in gutem Glauben, 
erst recht in bewußter Absicht und Tendenz. Der Kaiser 
hat tatsächlich eine Erörterung mit dem Legaten über seine 
Missetaten gehabt; er hat besprochen, ob er sie in der vor- 
gelegten Form bekennen solle, hat mit Tränen in den Augen 
um Absolution gebeten. Wie leicht konnte daraus das über- 
treibende Gerücht, wie viel leichter noch die feindliche 
Stimmungsmache ein tatsächlich abgelegtes Schuldbekennt- 
nis machen! ‘Der Kaiser selbst hat bekannt, was brauchen 
wir weiter Zeugnis?’ Das war eine starke und furchtbar 
gefährliche Argumentationsweise, deren Möglichkeit und 
Kraft heutige deutsche Zeitgenossen doch wohl sollten ein- 
schätzen können. Gegen die sehr klare und ins einzelne 
gehende Darstellung des Kaisers, gegen die Logik der Tat- 
sachen und die selbständig übereinstimmende Schilderung 
des Augenzeugen Erlung können die Behauptungen der vor- 
eingenommenen Gegner und Erzeugnisse der Greuelpropa- 
ganda wahrlich nicht aufkommen. 

Ist es somit sicher, daß der Kaiser das öffentliche 
Sündenbekenntnis im Rahmen des ihm zugemuteten Buß- 
verfahrens nicht geleistet hat, so muß noch auf einen be- 
sonderen Punkt der obigen Untersuchungen zurückgegriffen 
werden, ehe das allgemeine Ergebnis für die ganze Szene 
von Ingelheim gezogen werden kann. Oben!) ist nach- 


1) 8.177—182; 183 unten f. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLII. Kan. Abt. XII. 14 
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gewiesen worden, daß der Kaiser in II die Todesgefahr, 
in der er geschwebt habe, weit mehr übertreibt als in I, 
sie für bestimmte Umstände behauptet, in denen sie nach 
I nicht vorlag; es wurde offen gelassen, ob man Heinrich 
dabei etwa eine bewußte Absicht und Entstellung zutrauen 
könne oder nicht. Nachdem nunmehr der Charakter der 
Erörterungen von Ingelheim als ein dem Kaiser zugemutetes, 
von ihm abgelehntes öffentliches Bußverfahren klargestellt 
worden ist, empfängt vielleicht doch auch die gekennzeich- 
nete Übertreibung eine neue Beleuchtung. Der Kaiser 
wollte Absolution erhalten, wie er das klar und deutlich 
vor dem Legaten und Reichstag ausgesprochen hat, und 
sein Begehren ist wohl ein ziemlich dringliches gewesen, 
da er dafür von einem bußmäßigen Liegen mit Weinen 
und Flehen nicht zurückgeschreckt ist und selbst die Ab- 
legung des ihm vorgelegten Sündenbekenntnisses, wenn er 
dafür die Absolution auf der Stelle erhalten hätte, wenig- 
stens mit in Erwägung gezogen hat. Nun gab es eine 
Lage der Dinge, in der jeder katholische Priester unter 
allen Umständen, ohne jede Rücksicht auf seine reguläre 
Befugnis über den Beichtenden, die Absolution spenden 
konnte und mußte, nämlich im Falle der unmittelbaren 
Todesgefahr des reumütig Bekennenden, in articulo mortis.?) 
Heinrich aber versichert beständig, einmal schon in I, mehr- 
fach und bestimmter in II, usque ad articulum mortis sei 
er bedroht gewesen, in maxima contritione cordis, bei be- 
ständigem Weinen und Flehen. Alle Artikel des Buß- 
sakramentes waren auf seiner Seite vorhanden und trotz- 
dem hat es ihm die Bosheit und Niedertracht seiner geist- 
lichen Gegner vorenthalten! Welchen Eindruck mußte das 
auf eime katholische Welt machen, mußte sie nicht mit 
dem Kaiser selbst die unerhörte und wahrhaft unmensch- 
liche Herzenshärtigkeit seiner Gegner verabscheuen und 
ganz für dessen unterdrückte Unschuld und Gerechtigkeit 
gewonnen werden ? Dann ist die oben aufgeworfene Frage 
zweifellos dahin zu beantworten, daß Heimrich sehr bewußt 
in seiner Darstellung von I zu 1I die angeblich erlittene 


1) Vgl. oben 8. 188. 
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Todesgefahr gesteigert und übertrieben hat, daß sie ihm 
ein ganz bewußt gehandhabtes Mittel gewesen ist, den Geg- 
ner ins Unrecht zu setzen, und in Wahrheit von Todes- 
gefahr des Kaisers, nach dieser Analyse der Briefe und ge- 
samten Vorgänge überhaupt nicht mehr die Rede sein kann, 
wie das sachlich von seiten Heinrichs V. aus gesehen von 
vornherein höchst unwahrscheinlich war und durch die 
formell-kritische Untersuchung der Briefe auch schon nicht 
unterstützt wurde. e 

Dann ist aber die Darstellung von Heinrichs Briefen, 
dann ist auch schon seine ganze Haltung zu Ingelheim für 
sehr politisch und bewußt zu nehmen, für sehr viel über- 
legter, als das in den Briefen und anderen Berichten mit 
der vielen Hervorhebung des äußerlichen, bußmäßigen Wei- 
nens und Flehens zum Ausdruck kommt!) und jedenfalls 
bisher erkannt worden ist. Sein Begehren in Ingelheim 
wie einst in Canoss& ist auf Absolution gerichtet, alle Be- 
standteile des Bußsakramentes bringt er an. sich zur Dar- 
stellung, betont aber ebenso bestimmt die Grenzen, die er 
nicht überschreiten will: ‘salvo honore nostro’. Es heißt 
wohl kaum, dem langjährig geschulten Taktiker, der einst 
in Canossa seinen Zweck erreicht hatte, zuviel oder etwas 
Unbilliges unterstellen, wenn man voraussetzt, er habe auch 
hier wieder die Absolution nur oder wenigstens hauptsäch- 
lich darum erzwingen wollen, weil er von vornherein den 
Gedanken der Wiederaufnahme der Herrschaft trotz des 
erzwungenen Verzichts ins Auge gefaßt hatte. In den Formen 
des öffentlichen Bußverfahrens hat sich zu Ingelheim ein 
hartnäckiger und beiderseits zäh und geschickt geführter 
politischer Kampf um die Herrschaft vollzogen. 

Dann kann der Inhalt der Szenen und Verhandlungen 
zu Böckelheim und Ingelheim in großen Zügen nunmehr 


!) Wenn Ranke (vgl. oben S. 169) daran Anstoß nimmt, daß in den 
Berichten über die Dinge mehr von den Tränen die Rede sei, die geflossen 
seien, als von den Verhandlungen, die doch die Hauptsache ausgemacht 
haben müßten, so ist darauf zu erwidern, daß die Tränen im öffentlichen 
Bußverfahren ein sehr wesentlicher Teil der Ereignisse sind, und die Quellen 
also ganz sachgemäß auch über die entscheidenden Vorgänge berichten, 
die nur bisher in ihrer Bedeutung nicht richtig erkannt worden sind. 
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ganz klar und kurz vor Augen gestellt werden. Der Kaiser 
ist erst, wenn er jemals wieder auf Freilassung aus seinem 
harten Kerker hoffen wolle, gezwungen worden, den Befehl 
zur Auslieferung der Reichsinsignien zu erteilen, dann viel- 
leicht auf eigenes Ersuchen, vielleicht auch auf Befehl Hein- 
richs V. und des Reichstages, nach Ingelheim geführt worden. 
Dort wurde er zur Bekräftigung des in der Auslieferung 
der Reichsinsignien liegenden Verzichts aufs Reich durch 
eine neue, feierliche, scheinbar freiwillige Erklärung genötigt, 
wiederum unter der Drohung, daß er anders auf eine Frei- 
lassung nicht hoffen dürfe. Darauf bat er den anwesenden 
apostolischen Legaten um Lösung vom Banne. Der aber 
verlangte zuvor im öffentlichen Bußverfahren ein reuevolles 
Sündenbekenntnis von ihm, dessen Inhalt er ihm vorschrieb. 
Die Ablegung dieses Bekenntnisses aber verweigerte der 
Kaiser, verlangte vielmehr eine unparteiische gerichtliche 
Erörterung seiner etwaigen Verfehlungen vor einem anderen 
Forum, doch wurde ihm das abgeschlagen und nochmals 
unbedingtes reumütiges Sündenbekenntnis von ihm ver- 
langt. Auf dieses ließ sich aber Heinrich nach einigem 
Hin und Her schließlich doch nicht ein und stand von 
seinem Begehren ab, die ganze Erörterung über diesen 
Gegenstand endete ergebnislos. Der Kaiser war auf das 
von seinen Gegnern geforderte öffentliche Zwangsbußver- 
fahren nicht eingegangen, diese hatten ihm die auf einige 
persönliche Buß- und Demutsbezeigungen geforderte Ab- 
solution nicht gewährt. 

In dieser Beleuchtung haben die Vorgänge eine sehr 
erhebliche und in die Augen springende, soeben schon ge- 
streifte Ähnlichkeit mit Canossa. Dort hatte Heinrich da- 
mals Gregor VII. mit Erfolg dazu genötigt, ihn vom Banne 
loszusprechen und ihm die politische Handlungsfreiheit zu- 
rückzugeben, jetzt wollte er wieder durch persönliche Buß- 
fertigkeit, Reuebezeigungen und Tränen und, wenigstens 
nachher vor der Öffentlichkeit, durch die Behauptung an- 
geblich erlittener Todesgefahr, den Gegner zwingen, ihm 
die Kommunion wieder zu erteilen, und damit ein Haupt- 
argument seiner Gegner (und seines Sohnes) entkräften, 
daß er im Banne des römischen Stuhles sei. Aber diesmal 
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_ drang er nicht durch. Die kirchliche Partei verlangte eine 


so weitgehende Bußerklärung von ihm, daß sie ihn moralisch 
unmöglich machen mußte und er sich nicht darauf einließ. 
Und sie weigerte sich, ihn sogleich auf der Stelle und durch 
eine andere als die höchste Instanz der Kirche selbst frei- 
zusprechen, und wehrte damit, kirchenrechtlich ganz wohl- 
begründet, diesen Angriff auf ihre Position, diesen Rehabi- 
litierungsversuch des Gegners, damit er wieder in den Kampf 
eingreifen könne, ab. So ist Ingelheim taktisch zunächst 


“eine volle und uneingeschränkte Niederlage des Kaisers 


gewesen, aus der er gleichwohl moralisch und gefühlsmäßig 
nachher, durch seine Briefe, herauszuholen sucht, was immer 
noch möglich ist. Dieser Fortgang der Ereignisse ist noch 
etwas weiter zu verfolgen. 


V. 


2 


Durch die bisherigen Ergebnisse ist nicht nur Hein- 
richs IV., sondern auch seines Sohnes Verhalten in ein 
doch wohl vielfach anderes Licht, gerückt worden, als zur 
Zeit meist gilt. Er hat dem Vater niemals das Leben nehmen 
gewollt — konnte es gar nicht wollen — und hat bei aller 
Schärfe des Vorgehens doch wohl auch alle noch mögliche 
Rücksicht auf ihn genommen, nur eben das sachlich un- 
bedingt Notwendige getan.!) Auch für sein weiteres Vor- 
gehen sind noch andere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, 
als zur Zeit üblich ist. 

Zum Abschluß der Verhandlungen von Ingelheim hat 
er dem Vater die curtis Ingelheim als Aufenthaltsort und 
zum Unterhalt angewiesen, das melden ausdrücklich und 
übereinstimmend die Vita Heinrici imperatoris?) und Hein- 
richs IV. eigener Brief Il.2) Er wird dabei vorausgesetzt 


1) Es wird bei mehreren Gelegenheiten von verschiedenen Quellen 
berichtet, daß Heinrich V. den Vater gewarnt und geschont habe, ich 
glaube kaum, daß es gerechtfertigt ist, wenn die moderne Forschung das 
alles immer als falsch und unmöglich verwirft. Aber ebenso Lier wie in 
dieser ganzen Untersuchung kann ich nicht alle einzelnen Fragen aufwer- 
fen und ausführlich darstellen, sondern nur einzelnes, für den hier ver- 
folgten Zusammenhang Wesentliches, herausgreifen. Wenn ich anderes 
nur andeute, so darf ich wohl hoffen, daß man in solchen Punkten ein 
endgültiges Urteil noch zurückstellen wird. 

2) Vgl. oben S. 201 mit N. 3. 
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haben, daß der Vater durch den feierlichen öffentlichen 
Verzieht nach dem Willen der weitaus überwiegenden Mehr- 
heit der Fürsten ungefährlich geworden sei, und schwerlich 
irgendeine weitere Feindseligkeit gegen ihn beabsichtigt 
haben. Es war durch diesen, wenn auch erzwungenen, 
aber gerade auch durch den von der Mehrheit der Fürsten 
erzwungenen Verzicht doch eine Tatsache geschaffen, der 
gegenüber der alte Kaiser es schwer haben mußte, noch 
einmal Ansprüche auf eigene Herrschaft zu erheben. Der 
junge König konnte wohl mit einigem Rechte glauben, 
politisch am Ziele zu stehen und den Vater daher sich selbst 
überlassen. Er hat ihn in Ingelheim anscheinend über- 
haupt nicht!), jedenfalls nicht streng bewachen lassen, da 
eine Botschaft seiner Anhänger — nach Heinrichs IV. eigener 
Darstellung, wenn diese ganz zuverlässig ist — ungehindert 
zu ihm gelangen konnte. “Ob unter allen vorliegenden Um- 
ständen diese Botschaft (wenn man sie so annimmt), des 
Inhalts, der Kaiser möge schleunigst fliehen, wenn er ewiger 
Gefangenschaft entgehen wolle?), ganz zuverlässig und 
genau unterrichtet war, kann man wohl dahingestellt sein 
lassen. 

Wenn Meyer von Knonau?) die Entfernung Hein- 
richs IV. von Ingelheim und die folgende Wiederaufnahme 
des Kampfes um die Krone als etwas für Heinrich V. gänzlich 
Unerwartetes darstellt, so ist wohl die ganze Beleuchtung, 
in die er die Dinge rückt, nicht richtig und in manchem 
Punkte stark verbesserungsbedürftig. Heinrich V. ist in 
seinem ganzen Leben ein sehr klarer und erfolgreicher Rech- 
ner gewesen, er hat sich schwerlich über die in seinem Vater 
noch lebendige moralische Widerstandskraft so grundlegend 


1) Heinrich selbst in II (an der oben 8.201 N. 3 angeführten Stelle) 
sagt von Bewachung und Haft überhaupt kein Wort, sondern nur, der 
Sohn habe ihm (betrüglich, wie er meint) sagen lassen, er möge ihn er- 
warten. Ist es denkbar, daß er bei der Tendenz seiner Schreiben die Aus- 
malung einer erneuten Haft sich würde haben entgehen lassen ? Aber in 
der modernen Literatur sind alle dieseVorgänge noch über Heinrichs Briefe 
hinaus sentimental entstellt und vergröbert. 

2) Über die Vergröberung des Inhalts dieser Botschaft von I in II 
siehe oben S. 181£. 

3) Bd. V S. 2861f. 


Heinrichs IV. Absetzung 1105/06. 215 ° 


geirtt, wie der Verfasser der Jahrbücher das nach seiner 
ganzen Auffassung der Ingelheimer Vorgänge annehmen 
muß. Ein so scharfer Psycholog wie er wird doch den 
politischen Kampf, der sich zu Ingelheim zwischen Hein- 
rich IV. und der kirchlichen Partei — der Sohn selbst 
hielt sich klüglich zurück — abgespielt hatte, und die dabei 
bewiesene Zähigkeit des alten Kaisers richtig durchschaut 
und eingeschätzt haben. Wenn er sich also überhaupt 
in seinem. Verhalten nach Ingelheim in einer Beziehung 
geirrt hat, so hat sich das wohl nachweisbar eher auf 
die Anhängerschaft erstreckt, die der Vater nunmehr noch 
finden könne und die ihm in der Tat etwas unerwartet 
gewesen zu sein scheint!), als auf die Persönlichkeit des 
Vaters selbst. Hier ist nur dies zu betonen, daß auch die 
Vorgänge nach Ingelheim mehr sachlich-politisch als so 
stark stimmungsmäßig-persönlich zu betrachten sind, wie 
das meist und auch bei Meyer von Knonau geschieht, 
und ist noch die Beziehung einiger weiterer Ereignisse zu 
den Ingelheimer Vorgängen auseinanderzusetzen. 


Das Chronicon s. Huberti Andaginense 2) berichtet zum - 
Jahre 1106, Heinrich IV. sei von seiner Flucht aus Ingel- 
heim nach Köln von dort aus: indeque ut privatus nudis 
pedibus in asperrima hieme Aquisgrani palatium peraccessit. 
Das ist vorgeschriebenes Bußwerk für den öffentlichen 
Büßer?), man könnte daraus den Schluß ziehen wollen, 
daß Heinrich in Ingelheim das verlangte Sündenbekenntnis 
doch geleistet habe und nun mit diesem Bußwerk einer 
ihm auferlegten Pflicht genüge. Aber damit sind eben 
Heinrichs Briefe, vor allem der an Hugo von Cluny (I), 
unvereinbar, die erst eine Einigung mit der Kirche salvo 
honore nostro herbeiführen wollen und eine vorherige Unter- 
werfung und Annahme von Bußdiktaten ausschließen. Dann 
kann die Leistung dieses Bußwerkes nur eine freiwillige 
oder von anderer Seite auferlegte sein. Beides zusammen 
wird zutreffen. Der Kaiser hat sich ja auch in Ingelheim 


2) Man denke an die Vorgänge in Ruffach und nachher am Nieder- 
rhein. 
2) SS. VIII 629. 3) Hinschius Bd. V S. 97 N. 3, 
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als gebannt bekannt — durch die Bitte um Lösung vom 
Banne —, hat, durch Liegen an der Erde und Weinen und 
Flehen, die Haltung des Büßers angenommen, hat sich also 
zu Buße und Bußwerk grundsätzlich bereit erklärt. Nur 
die Buße, die die kirchliche Partei von ihm verlangte, 
mit dem Sündenbekenntnis, das sie ihm vorschrieb, die 
hat er nicht angenommen. Damals, in der Gewalt seiner 
Gegner, die jede geistliche Einwirkung seiner Anhänger 
von ihm ausgeschlossen hatten, konnte er eine andere Buße 
auf mildere Bedingungen nicht erlangen. Aber nun war 
er ja wieder frei, Otbert von Lüttich und seine Geistlichen 
hatten ungehinderten Zutritt zu ihm, sie sind zweifellos 
seinem Absolutionsbegehren sehr viel geneigter entgegen- 
gekommen als der päpstliche Legat. Heinrich wird alle 
ihre Bedingungen willig angenommen haben und daraufhin 
nach einiger Zeit von ihnen in den Schoß der Kirche, so- 
weit sie das vermitteln zu können meinten und auf sich 
nahmen, wieder aufgenommen worden sein. So ist diese 
Wanderung mit bloßen Füßen im Winter und seine ganze 
sonstige, zunächst zu beobachtende Zurückhaltung ein ihm 
auferlegtes und von ihm anerkanntes und übernommenes. 
Bußwerk, das aber nicht von der päpstlichen Partei, sondern 
von seinen eigenen Anhängern ihm auferlegt war. Zweifellos 
ist auch das wieder eine wesentlich politisch gedachte Hand- 
lung, wohl nicht so sehr darauf berechnet, ‘der päpstlichen 
Partei genug zu tun!)’, als vielmehr darauf, ihr den Wind 
aus den Segeln zu nehmen, die kirchlich untadelig korrekte 
Haltung des Kaisers neben der unmenschlichen Härte seiner 
Feinde zu zeigen. Der Vorgang ist nicht etwa eine direkte 
Folge von Ingelheim — wie derjenige, der das Sünden- 
bekenntnis des Kaisers daselbst als wirklich geleistet an- 
sieht, eigentlich unbedingt annehmen müßte —, sondern viel- 
mehr eine in der wiedererlangten Freiheit nun erst möglich ge- 
wordene Abwehr und Wiederaufnahme des in der ersten 
(Zwangs-)Instanz verlorenen geistlich-weltlichen Prozesses. 


I) Giesebrecht, KZ. III 1 (5. Aufl.) S. 753. 
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Die persönliche Haltung des Kaisers in diesen Jahren 
und Vorgängen bedarf noch einiger Untersuchung. Er hat 
in seinen eigenen Briefen Aussagen darüber niedergelegt, 
die sehr. unumwunden und zunächst, könnte man sagen, 
etwas befremdlich klingen. Im Briefe an Philipp von Frank- 
reich (II) schildert er seine Bedrängnisse zu Ingelheim und 
sagt: At ego, — etsi omnis terra, quantum inhabitatur, 
regni mei terminus esset, nolens vitam regno commutare —, 
quia nollem vellem sic agendum . . . intelligebam, coro- 
nam .’. . misi Mogontiam. Und weiter unten; Quia, in- 
quam, de sola vita mea agitur, qua nichil preciosius 
habeo, ut saltem vivens penitentiam meam exhibeam Deo, 
quicquid imperatis, ecce facio. Gerade nach überwältigen- 
dem Bekennermut des Kaisers klingt das nicht, und die 
Anschauungsweise eines Schillerschen Idealismus, daß das 
Leben der Güter höchstes nicht sei, liegt dem Kaiser offen- 
bar recht fern!) Man darf an den Politiker niemals die 
Anforderungen eines sittlichen Rigorismus stellen —, und 
wird doch vielleicht Heinrichs Formulierungen noch besser 
verstehen können, wenn man sie mit ihrer bisher noch nie 
bemerkten Quelle vergleicht. Boethius, De consolatione 
philosophiae, liber II, prosa IV sagt: Estne aliquid tibi 
te ipso preciosius? Nihil, inquies. Igitur si tui compos 
fueris, possidebis, quod nec tu amittere umquam velis nec 
fortuna possit auferre. Hier ist allerdings das Leben als 
geistiges Dasein über den Besitz äußerer Güter gestellt. 
Heinrich benutzt das, um seine Unterwerfung unter äußere 
Gewalt zur Erhaltung schlechtweg des äußeren Lebens (und 
der Möglichkeit der Buße) zu rechtfertigen, mit einiger 
Umbiegung des Gedankens. Daß ihm gleichwohl Boethius 
nicht unbekannt gewesen ist und hier ganz gewiß vor- 
geschwebt hat, ergibt sich mit einem hohen Grade von 
Wahrscheinlichkeit, wenn man noch den parenthetischen 
Nebensatz Heinrichs in die Untersuchung mit einbezieht. 


1) Floto, Kaiser Heinrich IV. und sein Zeitalter Bd. 2 S. 404 hat 
das ganz wohl empfunden und mit dem Beichtbedürfnis des Kaisers zu 
erklären gesucht (nach Heinrichs Worten: ut saltem vivens usw.). 
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Er sagt: etsiomnisterra, quantuminhabitatur, regni 
mei terminus esset, Boethius aber liber III, prosa V: Sed 
quamvis late humana tendantur imperia, plures ne- 
cesse est gentes relingui, quibus regum quisque non imperet. 
Die Glückseligkeit der Könige muß also stets notwendiger- 
weise durch die Unseligkeit des Vorhandenseins von ihnen 
nicht beherrschter Völker vermindert und sogar ganz auf- 
gehoben werden. Wieder spielt Heinrich auf den Gedanken 
des Boethius — daß die Glückseligkeit eventuell (nach der 
Ansicht der weltlichen, äußerlich gerichteten Menschen) auf 
der Weite der Herrschaft beruhen könne — nur an und 
biegt ihn um, aber seine ganze Darlegung erscheint nun- 
mehr doch in so hohem Maße mit Gedanken des Boethius 
durchsetzt, daß ich wenigstens keinen Augenblick mehr 
daran zweifele und auch einen Zweifel kaum mehr für be- 
rechtigt halte, daß ihm bei seinen Sätzen wirklich diese 
Stellen des Boethius vorgeschwebt haben. 

Das scheint in eigentümlicher Weise noch dadurch be- 
kräftigt zu werden, daß einige Sätze in Erlungs Vita Heinrici 
in kombinierender Weise auf diesen selben beiden Stellen 
des Boethius beruhen. Er sagt in Kap. 10: Quam impotens 
potentia mundi, quam incerta, quam instabilis. Sed nec 
potentia dicenda est, quae ad omnia quae vult efficax 
non est, et quam qui assequitur amittere potest. Damit 
vergleiche man die soeben zitierten Worte aus Boethius 
Il, 4: quod nec tu amittere umquam velis nec fortuna 
possit auferre, und liber III, prosa V: O praeclara po- 
tentia, quae ne ad conservationem quidem sui satis effi- 
c&x invenitur, und: Quae igitur haec potestas, quae .. ., 
und: An tu potentiam censes, quam videas velle, quod 
non possit efficere? Die ganze Formulierung des Satzes 
der Vita gehört aufs deutlichste der rabulistischen Gedanken- 
welt des Boethius zur Widerlegung des Wertes der äußeren 
Güter, besonders der weltlichen Herrschaft, an und hat die 
unverkennbarsten Anklänge daran. Dann ist es nur um so 
wahrscheinlicher, daß auch der literarisch gebildete Hein- 
‘ Tich mit diesem Buche vertraut war. In den vielen Kümmer- 
nissen seines Lebens hatte er wahrlich reiche Veranlassung, 
zum “Troste der Philosophie’ zu greifen, und mit einem 
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Vertrauten wie Erlung kann er sehr wohl dieses Buch ge- 
lesen und seine Gedankengänge besprochen haben.!) 

Es verdient noch Betonung, daß diese Benutzung eines 
Buches zur Wiedergabe der angeblich vom Kaiser mit seinen 

Gegnern auf dem Reichstage gepflogenen Verhandlungen 
sich nur in II findet; im I sind diese Gespräche, die Forde- 
rungen der Gegner und Antworten des Kaisers, ganz andere, 
bereits oben ergab sich?), daß nur I, nicht II glaubwürdig 
sein kann. Das wird allerdings durch den Nachweis, daß 
II auf literarischen Anleihen beruht, nur aufs schönste be- 
stätigt. — Dann ist das Material für eine kurze, vorläufige, » 
im wesentlichen nur auf diese Vorgänge von 1105/06 be- 
gründete Schlußcharakteristik des Kaisers nunmehr bei- 
sammen. 

Seine Handlungsweise war, wie fast stets im Mittel- 
alter, ganz anders als seine Theorie. Ist diese weinerlich, 
unkräftig und weltabgewandt, so jene zielbewußt und zäh 
bis zum äußersten. Aber es ist doch sehr die Frage, ob 
man sie sachlich-inhaltlich bei unbefangener Betrach- 
tungsweise ganz billigen kann, ob sich nicht auch hier noch, 
wie fast immer in seiner ganzen Regierungszeit, mehr wie 
senug Gelegenheit und Veranlassung zu sehr wesentlicher 
Beanstandung seiner gesamten Haltung und vieler einzelner 
Handlungen bietet. Der in den Jahren 1105/06 geführte 
letzte Kampf um die Krone enthält gewiß wie der gesamte, 
mit bewundernswerter Zähigkeit geführte Lebenskampf des 
Kaisers ein allgemeines, ideelles Moment der Verteidigung 
der Rechte des weltlichen Staates gegen die Kirche in sich, 
wie das z. B. aufs allerdeutlichste in der Ablehnung des 
öffentlichen Bußverfahrens und in dem Verlangen nach 
unparteiischem Gericht zutage tritt. Aber man kann doch 
fragen, ob jede Phase dieses Kampfes, besonders die Wieder- 
aufnahme nach Ingelheim, vom Standpunkt des Reiches 


1) Eben diesen persönlich-literarischen Verkehr des Kaisers mit 
seinen Klerikern bezeugt Ekkehard Rec. C ad. a. 1106 SS. VI 239: More 
patris sui clericos et maxime literatos adherere sibi voluit, hosque honori- 
fice tractans nunc psalmis nunc lectione vel collatione, sive scripturarum 
ac liberalium artium inquisitione secum familiarius occupavit. 

2) 8. 175—182. 
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und sogar auch des Kaisers selbst, notwendig und nützlich 
war. Als wahrhaft überlegener Staatsmann hätte er sich 
vielleicht doch sagen müssen, daß er persönlich zur erfolg- 
reichen Führung dieses Kampfes für den Staat kaum mehr 
fähig war. Er war, nicht ohne erheblichen Anteil von eigener 
Schuld, so oft exkommuniziert worden, so sehr mit dem 
Haß der Gegner beladen, daß er objektiverweise wirklich 
nicht darauf rechnen konnte und durfte, selbst diesen Kampf 
noch zu einem befriedigenden Ende führen zu können. Wenn 
er auch jetzt wieder, nach Ingelheim und seiner erzwungenen 
+ Abdankung, den Kampf aufs neue aufnahm, den Abt von 
“ Cluny und die ganze öffentliche Meinung aufbot, um seine 
Absolution trotz allem zu erzwingen, wenn er selbst nach 
einiger Zeit den Anspruch auf die Krone wieder erhob und 
durchzusetzen sich anschickte oder jedenfalls den erzwunge- 
nen Verzicht nicht mehr als gültig anerkennen, ihn erneut 
erörtern wollte, so ist das bestimmt ein Zeugnis für eine 
wunderbare und gar nicht zu überwältigende Tatkraft, aber 
wohl kaum ein gleiches für eine ebenso überlegene Einsicht. 
Man kann sich sehr wohl einen Gang der Dinge denken, 
wonach er im Sinne des Reiches und im eigenen Interesse 
besser daran getan hätte, wenn er seine Person aus dem 
Streite ausgeschaltet und dessen Führung dem Sohne über- 
lassen hätte. Die Bedingungen der Absolution für ihn 
konnten, wenn er die Führung des Kampfes aufgab, bei 
der offenkundigen Sympathie, die er in weiten Kreisen und 
auch bei einem Teile der Fürsten noch genoß, nicht er- 
drückende sein, es besteht kein Anlaß anzunehmen, daß 
der Sohn, der den Vater trotz mancher Härte der Jahre 
1105/06 doch in manchem auch ganz vorsichtig und sach- 
lich bebandelt hat und nach seinem Tode durchaus für 
sein Andenken eingetreten ist, sich nicht mit seiner ganzen 
durchdringenden Klugheit und Energie für ihn verwendet 
haben würde Gewiß kann man auch darauf hinweisen, 
daß eine Unterwerfung für Heinrich sehr schwer war, daß 
eine ruhige Existenz als Privatmann neben dem Sohn als 
Herrscher für ihn nicht leicht gewesen wäre, selbst nur 
unter dem Gesichtspunkte, daß Anhänger von ihm immer 
leicht geneigt sein konnten, ihn wieder gegen den Sohn 
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auf den Schild zu erheben. Aber der Möglichkeiten sind 
viele —, sicher ist, daß eigenes Begehren und eigener Wille 
dabei waren, wenn er auch 1106 den für ihn hoffnungs- 
losen Kampf wieder aufnahm. Es würde gewiß einen 
sehr überlegenen Geist erfordert haben, der 1105/06 einen 
gangbaren und leidlich ehrenvollen Ausweg aus den furcht- 
baren Schwierigkeiten der Lage Heinrichs gefunden hätte, 
aber ich meine, er wäre eben überhaupt nicht in diese Lage 
gekommen, wenn er damals und früher schon diese wahre 
Überlegenheit des Geistes bewährt hätte. Er ist wohl 
immer mehr ein leidenschaftlicher Willensmensch von star- 
kem Drange nach Herrschaft und Macht, als ein bis zum 
letzten klarer und überlegter Geist und vorsichtiger Staats- 
mann gewesen, sicherlich und jedenfalls auch noch 1105/06. 

Manches, was hier nur angedeutet wurde, möchte wohl 
eine weitere Ausführung verlangen, um voll überzeugend 
wirken zu können, anderes glaube ich doch ausreichend 
bewiesen zu haben. So, daß man Heinrichs V. Vorgehen 
gegen den Vater mehr sachlich-politisch, im Sinne Rankes 
(und Druffels), betrachten kann, als zur Zeit üblich ist, 
daß man die Vorgänge von Ingelheim nur auf der Grund- 
lage des Kirchenrechts wahrhaft verstehen und würdigen 
kann. Es gibt, wie ich glaube, noch manche Einzelvorgänge 
und größere Zusammenhänge in der mittelalterlichen deut- 
schen Kaisergeschichte, die einer neuen Würdigung dringend 
bedürfen. 
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V. 
Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg. 


Von 


Herrn Pastor emer. Dr. jur. et phil. Theodor Apel 
inMarburg i.H. 


Mit der Revolution von 1918 ist das Staatskirchentum 
in Deutschland zusammengebrochen, und es ist, wie auch 
die Zukunft sich gestalten mag, ein Wiederaufleben des- 
selben kaum zu erwarten. Der landesherrliche Summepi- 
skopat, dieser Notbehelf der Reformationszeit, der nicht so 
segensreich, aber erst recht nicht so verderblich war, wie 
man ihn von der einen oder der andern Seite darzustellen 
beliebt, hat aufgehört. Auch das Landeskirchentum hat 
einen Stoß erlitten, die evangelische Kirche wird wohl 
neue Wege und Formen suchen müssen, sie wird an Zahl der 
Mitglieder verlieren, aber an innerer Stärke und Geschlossen- 
heit gewinnen. Und noch weniger hat vielleicht die katho- 
lische Kirche mit ihrer fester gefügten Organisation von der 
gegenwärtigen Krise zu fürchten. 

Im öffentlichen Leben wird die Kirche allerdings mehr 
als bisher zurücktreten, und ihr Einfluß auf das öffentliche 
Leben wird geringer werden. Aber das ist eine Erscheinung, 
der wir nicht erst in unsrer Zeit, auch nicht einmal erst seit 
der Reformation, die viele von den bis dahin der Kirche 
obliegenden Aufgaben, Pflichten und Rechte auf ‚eine christ- 
liche Obrigkeit‘, staatliche oder städtische übertragen hat, 
sondern schon seit dem ausgehenden Mittelalter begegnen. 
Der Raum, den die Kirche im Leben der Völker und speziell 
im Leben des deutschen Volkes eingenommen, der Einfluß, 
den sie darauf ausgeübt hat, ist im Mittelalter ein unendlich 
viel größerer als heute gewesen. Die Kirche war damals 
tatsächlich die Vormünderin und Erzieherin unseres Volkes 
wie der andern christlichen Nationen. Klarer noch als in 
der Geschichte der Völker, im Streite zwischen kaiserlicher 
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und päpstlicher, bischöflicher und Fürstengewalt tritt uns 
das entgegen, wenn wir die Kirchengeschichte im engeren 
Kreise, das kirchliche Leben der Städte und das Verhältnis 
von Stadt und Kirche im Mittelalter betrachten. | 

Das Verhältnis von Kirche und Stadt im Mittelalter 
ist seit Stutz, von Below und Alfr. Schulze Gegenstand 
einer eignen Fachwissenschaft geworden. Eine Reihe von 
Einzeldarstellungen aus den Federn von Karl Müller!), 
Joh. Dorn?), Kelleter?), Roth®), Joh. Heepe?), Nied- 
ner6) u. a. haben neuerdings Material herzugetragen, 
Steine und Steinchen gesammelt zu dem Mosaik, das, wenn 
es ein einigermaßen vollständiges Bild des Gegenstandes 
geben soll, noch zahlreicher anderer Arbeiten bedürfen wird. 

Die nachfolgende Arbeit möchte ein weiteres Steinchen 
dazu bieten. Das Verhältnis von Stadt und Kirche ist frei- 
lich im mittelalterlichen Marburg in so fern nicht zum vollen 
und reinen Ausdruck gelangt, als hier die Landgrafen Stadt- 
und Grundherren waren, die zwar dem Deutschen Orden, 
jedoch nicht der Stadt einen Teil ihrer Rechte übertrugen, 
wohl aber mit ihrem steten und oft ziemlich brüsken Hinein- 
regieren in die städtische Verfassung und Verwaltung das 
Maß ihrer Selbständigkeit im Vergleich zu anderen, größeren 
Städten sehr einschränkten, und weil infolgedessen trotz der 
Überschwemmung der kleinen Stadt mit kirchlichen In- 
stituten und Genossenschaften das Material für die Rechts- 
fragen zwischen Kirche und Stadt hier in mancher Be- 
ziehung spärlicher fließt. Ein Eigenkirchen- oder Patronat- 
recht hat Marburg nie gehabt; kirchliche Vermächtnisse 


und Seelgeräte sind nur in beschränktem Maße durch die 


1) Die Eßlinger Pfarrkirche, Württb, Viertelj.-Hefte 1907. 

2) Der Ursprung der Cölner Pfarreien, Zeitschr. der Savigny- 
Stiftung f. Rechtsgeschichte XXX VI, Kanon. Abt. V, 1915. 

3) Zur Geschichte des Cölner Stadtpfarrsystems im Mittelalter, 


‚zum. 80. Geburtstage G. v. Mevissens, 1895. 


*) Die Einführung der Reformation in Nürnberg, 1885. 

5) Die Organisation der Altarpfründen an den Pfarrkirchen der 
Stadt Braunschweig, Göttinger phil. Diss. 1913. 

6) Die Entwicklung des städtischen Patronats in der Mark Branden- 
burg, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Stutz, 
Heft 73/4, Stuttgart 1911. 
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Hände des Rats gegangen, und noch schwächer entwickelt 
war die „genossenschaftliche Selbstbestimmung‘‘ der Stadt, 
die jurisdictio ordinaria, die sie für die in ihrem Gebiete 
liegenden Kirchen in Anspruch nahm. Um so zahlreicher 
entwickelten sich freilich die persönlichen und materiellen 
Beziehungen zwischen Stadt und Kirche, die vielfach zu 
gegenseitigen Anschuldigungen, Beschwerden und Streitig- 
keiten führten. 

Wir werden uns hiernach im folgenden zuerst mit den 
kirchlichen Einrichtungen und Anstalten des mittelalter- 
lichen Marburg zu beschäftigen haben, demnächst mit den 
verschiedenen persönlichen, rechtlichen und wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen Stadt und Kirche, ferner mit 
den Übergriffen, Beschwerden und Streitigkeiten, die aus 
diesen Beziehungen erwuchsen, um dann zum Schlusse 
einen Blick auf die Neuordnung dieser Beziehungen in der 
Reformation zu werfen. 


Erster Abschnitt: 
Das mittelalterliche Marburg und seine kirchlichen Einrichtungen. 


Marburg ist keine von den gewachsenen und geworde- 
nen, sondern eine von den gegründeten Städten. Sie stammt 
aus der Periode, da die Landesfürsten zum Schutze gegen 
mächtige Nachbarn ihre Grenzen durch Festungen sicherten, 
und ist von den Thüringer Landgrafen, denen das Gebiet 
aus der Gisonischen Erbschaft zugefallen war!), zum Schutze 
ihrer Grenzen, wahrscheinlich gegen Kurmainz, gebaut, 
wenn auch nicht direkt als Grenzburg, so doch als eine Art 
Zentralfeste ihres Grenzgebietes. Eine Burg gleichen Na- 
mens wird — nach dem urkundlichen Vorkommen von 
Personennamen mit dem Zusatz ‚von Marburg‘ zu urteilen 
— etwa seit 1130 vorhanden gewesen sein?), ziemlich ebenso 
alt wird der herrschaftliche Fronhof und die Hofstadt am 
Fuße des Burgberges sein, an dessen Südabhange allmählich 
eine Ansiedlung entstand, und schon um das Jahr 1194 


!) Küch, Quellen zur 'Rechtgeschichte der Stadt Marburg I. 
Mbg. 1918. 8. 3, 

2) Daselbst; vgl. Bücking, Mittelalterl. Baugeschichte der Stadt 
Marburg. Oberhess. Zeitung 1898. 
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muß eine eigene Münzstätte hier vorhanden gewesen sein. 
Zur Stadt wurde Marburg erst durch die Ansiedelung von 
Bewohnern der benachbarten Ortschaften Lamersbach, 
Aldenzhausen, Walpertshausen, deren Almenden in die Stadt 
aufgingen, während die Dörfer Weidenhausen und Zahlbach 
als Vorstadt blieben und die Bewohner etlicher andrer nahe- 
gelegenen Dörfer im Laufe des Mittelalters allmählich nach 
Marburg übersiedelten und ihre Dörfer eingehn ließen. Am 
‚ Anfang des 13. Jahrhunderts wurden Burg und Stadt durch 
Landgraf Hermann von Thüringen mit einer starken Mauer 
umgeben und dadurch zu einer Befestigung, einem ‚‚Schlosse“ 
vereinigt. Die Oasseburg (jetzt Kirchspitze) und Lützelburg 
(jetzt Augustenruhe) müssen schon damals nicht mehr be- 
festigt gewesen sein. 

Das älteste Gotteshaus der Stadt ist wohl die in der 
Nähe des Marktplatzes liegende St. Kilianskapelle, die 
wahrscheinlich vom Ende des 12. Jahrhunderts stammt, 
vielleicht aber schon eine Vorgängerin gehabt hat und mit 
einem Totenhof verbunden war. Ein Priester Werner von 
Marburg wird uns im Jahre 1214 genannt.!) Als erster 
Pfründeninhaber der Pfarrstelle Marburg begegnet uns im 
Jahre 1210 derplebanus Wideroldus, Sekretär des Erzbischofs 
von Mainz.?2) Doch ward Marburg erst im Jahr 1227 zur 
selbständigen Pfarrei erhoben, während es bis dahin Filial 
von Oberweimar war.) Es liegt nahe anzunehmen, daß 
die Kilianskapelle wenigstens eine Zeit lang die Pfarrkirche 
von Marburg gewesen sei. Allein Küch*) deutet mit Recht 
darauf hin, daß dann die Rechte der Pfarrkirche später von 
der Kilianskapelle auf die Marienkirche hätten transferiert 
werden müssen, und daß über diese Translation jede urkund- 
liche Nachricht fehlt. Er weist auch überzeugend nach, 
daß die spätere gotische Pfarrkirche, deren Chor 1297 voll- 


!) Dobenecker, Regesta diplomat. nec non epistolaria historise 
Thuringiae. Jena 1895, II. 1585. _ 

2) Küch a.2.0. 8.6. 

®) Publikationen aus den Kgl. preuß. Staatsarchiven. Hess. 
Urk.-B. I: Wyß, Urk.-B. der Ballei Hessen (I—1300, II—1360, 
IIT—1399) I, 16. 

*) Hessenkunst 1912: Die älteste Pfarrkirche Marburgs. 
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endet ward, schon eine romanische Vorgängerin gehabt hat, 
und daß diese, die „größere Kirche“, die die Reinhards- 
brunner Chronik aus dem Jahre 1222 erwähnt?), die ur- 
sprüngliche Pfarrkirche Marburgs gewesen ist. 

Was dem kirchlichen Leben Marburgs sein eigentliches 
Gepräge gab, war nicht in erster Linie die Pfarrkirche und 
die Pfarrgeistlichkeit, sondern es waren die Ordensnieder- 
lassungen, vor allen der Deutsche Orden. 


l. Die Deutsch-Ordens-Niederlassung 
zu Marburg. 


Der Deutsch-Orden ist vielleicht nicht der erste, der 
sich in Marburg niedergelassen hat, denn schon vor ihm 
saßen — angeblich auf demselben Grundstück — im Jahre 
1225 die Franziskaner dort.?) Aber er ist der eigentlich maß- 
gebende, für das kirchliche und wirtschaftliche Leben Mar- 
burgs einflußreichste gewesen und mehr und mehr geworden, 
und ihm gebührt in einer Darstellung der Beziehungen zwi- 
schen Stadt und Kirche in Marburg die erste Stelle. 

Das Marburger Ordenshaus ist nicht das älteste Deutsch- 
Ordenshaus in Hessen. Auf dem Hoftage zu Nordhausen 
im Sommer 1207 schenkte Landgraf Hermann I. von Thü- 
ringen, Graf von Ziegenhain-Wildungen, nebst andern Glie- 
dern des Ziegenhainschen Grafenhauses zur Sühne ihrer 
Sünden und zur Förderung ihres Seelenheils in des Königs 
und der Fürsten Gegenwart dem Deutsch-Orden, den sie 
schon früher im Morgenlande kennengelernt — Landgraf 
Hermann war sogar Mitstifter — die Kirche des in ihrer 
Besitzung in Hessen liegenden Dorfes Reichenbach nebst 
ihren Besitzungen und Einkünften daselbst im guten Glau- 
- ben an ihr Eigentum.?) Im Jahre 1211 bestätigte Erz- 
bischof Siegfried II. von Mainz die Schenkung, um kurz 
danach die Bestätigung zurückzuziehen, weil die Ziegen- 


!) Monum. Germ. histor. scriptor. XXX S. 597f. 

2) Dersch: Hessisches Klosterbuch, 1915 S. 85. 

8) Voigt, Geschichte des Deutschen Ritter-Ordens IS. 20f. 0. Held- 
mann, Geschichte der D. Ordensballei Hessen etc. in d. Zeitschr. d. 
Vereins f. hess. Geschichte u. Ldskunde. N.F. XX. Bd., der ganzen Folge 
XXX. Band, 1895. 
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hamer, wie sich inzwischen herausgestellt, das Patronat 
verloren hatten, und die Kirche von sich aus dem Orden 
zu übergeben. Dieser Besitz wurde noch wesentlich ver- 
mehrt, als im Jahre 1219 Graf Heinrich III. von Ziegenhain- 
Reichenbach-Wezebach mit seinem ältesten Sohn in den 
Orden eintrat und ihm seine im Gericht Reichenbach ge- 
legenen Orte zubrachte; Reichenbach wurde damit zur 
ordentlichen Kommende erhoben. Durch Privileg vom 
Jahre 12251) verzichtete der Landgraf mit Zustimmung 
seiner Brüder zugunsten des Ordens für alle Zeiten in seinen 
Landen auf alles Gericht in den Ordensbesitzungen und be- 
freite die Deutschherren von jeglichem Zoll und Bede in 
allen Ländern seines Herrschaftsgebietes. Sie erlangten 
dadurch in Hessen volle Immunität. 

Als dann im Jahre 1227 der junge Landgraf Ludwig 
auf der Fahrt zum heiligen Lande vom Tode ereilt war, zog 
sich seine zwanzigjährige Witwe Elisabeth, ihrem Beichtvater 
Konrad von Marburg folgend, in dessen Heimat auf ihr Wit- 
tum zurück, um zeitlebens Gott und ihren siechen Mitmen- 
schen zu dienen. Hier baute sie im Sommer 1228?) ein 
Spital zu Ehren des hl. Franziskus mit einer Kapelle und 
trat selbst als Tertiarın dem Franziskanerorden bei; mit 
zwei Gefährtinnen diente sie in dem Spital und starb in ihm, 
24 Jahre alt, im Jahre 1231. Bestimmte Anordnungen über 
die Fortführung ihres Werkes und die künftige Leitung ihres 
Spitals scheint sie nicht hinterlassen zu haben. Die ın 
Wiesenfeld angesiedelten Johanniter, die mit Berufung auf 
solche nach dem Tode der Landgräfin hervortraten, wurden 
auf den Protest der Landgrafen und den Widerspruch des 
Erzbischofs von dem zum Schiedsrichter bestellten Konrad 
von Marburg mit ihren Ansprüchen abgewiesen und unter- 
warfen sich diesem Schiedsspruch, der die päpstliche Be- 
stätigung erhielt.?) Noch leitete Konrad mit eigner Hand 
das Hospital und betrieb eifrig, wenn auch zunächst erfolg- 
los, die Heiligsprechung seines Beichtkindes. Nach seiner 
Erschlagung vereinigte der Stadtpfarrer Hermann das 


1) Wyß a.2.0.1,13. 2) Heldmann 8. 13. 
») Wyß a.a.0. I, 25. 26. 27. 
15* 
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Pfarramt der Stadtkirche, dessen Patronat inzwischen dem 
Spital übertragen war, mit dem Amte des Spitalvorsteherst), 
und der Bischof von Hildesheim wurde zum Beschützer des 
Spitals ernannt. Auf einer Romfahrt, die er zur Lösung 
vom Banne antreten mußte, erreichte dann Landgraf Kon- 
rad 1234 durch persönliche Fürsprache beim Papst die 
Heiligsprechung seiner Schwägerin?) und die Unterstellung 
des Franziskushospitals unter den Deutschorden?), von dem 
einzelne Mitglieder schon 1233 in Marburg wohnten, der 
im gleichen Jahre die Fuldaer Klostersitze in Roßdorf und 
Merdorf erworben hatte*) und jetzt auch das Patronatrecht 
über die Marburger Kirchen und die Bestätigung Kaiser 
Friedrichs II. in seinem Besitzstand erhielt.) Konrad selbst 
trat im November 1234 mit einer Anzahl von Rittern im 
Ordenshause zu Marburg als Ordensritter ein und veranlaßte 
dadurch viele zu seiner Nachfolge. Zu seiner Entschuldung 
— nach den ÖOrdenssatzungen durften verschuldete Per- 
sonen nicht aufgenommen werden — wies ihm sein Bruder 
Heinrich Raspe 400 Mk. Jahresrente auf unbelastete Güter 
an und übergab dem Orden gleichzeitig als Mitgift für seinen 
Bruder einen größeren Grundbesitz mit einer Jahresrente 
von 300 Mk., nämlich 64 Hufen in Griefstedt, Willstedt und 
Firchstedt, die zur Gründung der Kommende Griefstedt 
den Anlaß gaben, und die Mühle beim Hospital, alle land- 
gräflichen Allode in der Mark von Marburg und alle Güter 
des landgräflichen Hauses in Merdorf und Werflo (Kirchhain) 
mit voller Abgabenfreiheit, Gerichtsbarkeit und Bann- 
gewalt.®) 

Dieser Grundbesitz wurde dann schon in den nächsten 
Jahren wesentlich vermehrt durch zahlreiche Schenkungen 
von weltlichen und geistlichen Fürsten, von Adligen und 
Bürgern, auch durch käuflichen Erwerb von Gütern, Mühlen, 
Fischereien, Leibeignen, Patronaten und Gerichtsbarkeiten 
und andern Rechten und Ansprüchen.’) Schon 1234 erwarb 
der Orden vom Grafen Wittekind von Naumburg dessen Güter 


ı) Wyß 2.2.0. I, 22. 37. 2) Das. I, 43 mit 54. 
3) Das. I, 41. *) Das. I, 37. 
5) Das. IL, 40.42. °) Das. I, 44. 45. 7) Das. 61-75, 
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in Altendorf, Wildungen, Amönau und Oberndorf!), im 
gleichen Jahre vom Abt Konrad von, Fulda das Amt Seel- 
heim?), wo der Ordensbesitz später immer mehr erweitert 
wurde und zu verschiedenen Streitigkeiten Anlaß gab. 
Inzwischen war das vom Landgrafen Konrad beantragte 
Kanonisationsverfahren zum Abschluß gekommen, und am 
1. Juni 1235 verkündete Papst Gregor IX. die am Pfingst- 
feste geschehene Heiligsprechung der Elisabeth durch die 
Bulle Gloriosus in majestate und gebot, ihren Todestag zu 
feiern mit dem Versprechen eines 40tägigen Ablasses für 
die Besucher ihres Grabes; nachdem er zwei Tage“ vorher 
bekanntgemacht, daß der Deutsch-Orden zu Ehren der 
hl. Elisabeth in Marburg, wo ihr Grab durch Wunder glänze, 
begonnen habe, eineKirche zu bauen.?) Gleiche Ablaßver- 
sprechen des Erzb. Siegfried von Mainz und Papst Inno- 
zenz IV. folgten.*) Der Grundstein der Kirche ward am 
1. Mai 1236 im Beisein Kaiser Friedrichs II., des Hoch- 
meisters und zahlreicher Erzbischöfe und Bischöfe zugleich 
mit der Erhebung der Gebeine der Heiligen gelegt und der 
Name der kleinen Lahnstadt dadurch in der ganzen Christen- 
heit bekannt. Die Zahl der am: Hospital und der Kirche 
dienenden Geistlichen wurde vom Deutsch-Ordensmeister 
unter Bestätigung des Papstes auf sieben Priester und je 
zwei Diakonen, Subdiakonen, Akoluthen festgesetzt®), jedoch 
schon nach wenigen Jahren (1265) durch den Hochmeister 
Anno um einen Priester®) und später noch wiederholt ver- 
mehrt. Zur Vermehrung der Baumittel und zur Ausstattung 
der Altäre schenkte nicht nur die Landgräfin Sophie, für 
deren Erbrecht der Orden eingetreten war, dem Orden die 
Patronate der Kapelle zu Wehrda und der Kirche zu Ober- 
walgern?) sowie die Kirche von Felsberg®), sondern Papst 
Alexander IV. gestattete auch dem Orden, durch Wucher, 
Raub oder sonst auf schlechtem Wege erworbenes Geld, 
wenn der Beeinträchtigte nicht auffindbar war, sowie Ver- 
mächtnisse ohne nähere Angabe zu frommen Zwecken, Los- 
kaufssummen für getane Gelübde usw. bis zum Betrage 


I) Wyß a.a.0. 1], 47. 2) Das. I, 511. ®) Das. T 53 54. 
4, Das. I, 59. 60. 76. 5) Das. I, 77. 6) Das. I. 210. 
?) Das. I, 97. 153. 214. ®) Das. I, 82. 86. 116. 155. 
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von 300 Mk. anzunehmen!) und bestimmte später?), daß 
solche, die gelobt hatten, die Kirche zuMarburg, in welcher 
die hl. Elisabeth begraben liege, zu besuchen, sich jedoch 
an der Ausführung ihres Vorhabens gehindert sahen, von 
ihrem Gelübde frei sein sollten, wenn sie eine entsprechende 
Summe zur Vollendung des Kirchenbaues beitrügen. Der 
Hochmeister des Ordens befahl, daß die Bücher der in den 
Gebäuden des DH. in Marburg sterbenden Priesterbrüder 
zugunsten des Baues der Kirche verkauft werden sollten.?) 
Zahlreiche Bischöfe förderten den Bau durch Ablaßver- 
sprechen an die Besucher.%) 

Gleichzeitig mit dem Kirchenbau wurde wohl der Bau 
der Wohn- und Wirtschaftsgebäude des Ordens begonnen, 
die durch starke Mauern gegen die Stadt Marburg abge- 
schlossen wurden und den Namen des ‚Deutschen Hauses 
bei Marburg“ oder „vor Marburg“ rechtfertigten.) Der 
überaus zahlreiche Besuch des Grabes der hl. Elisabeth ver- 
anlaßte den Papst Innozenz IV., durch den Erzbischof von 
Mainz eine zweite Übertragung der Gebeine der Heiligen 
vornehmen zu lassen.) Der Besitz des Deutschhauses in 
Marburg aber dehnte sich durch Schenkungen und andere 
Erwerbungen nach den verschiedensten Richtungen (Eb- 
storfer Grund, Seelheim, Roßdorf, Kommende Ober-Flörs- 
heim, Soest, Gelnhausen?)) immer weiter aus, so daß die 
Kommende Marburg schon um 1255 zur Landkommende, 
zur Ballei Hessen erhoben ward, wenn auch der Titel eines 
Landkomturs erst 300 Jahre später in Gebrauch kam. Die 
Zahl der Konventsbrüder ward um 1280 auf 17 Ritter und 
10 Priester erhöht, und auch die Stellung des Ordens, des 
Schützers des Grabes der hl. Elisabeth, des Vorkämpfers 
gegen die Slaven, sein Ansehen im deutschen Volk stand 
damals auf der Höhe. Nicht minder. war das Verhältnis 
zwischen Orden und Landgrafenhaus das denkbar beste, 
wie das in allerlei Schenkungen des letzteren, in der Errich- 


ı) Wyß1], 154. 2) Das. IL, 157. 3) Das. II, 38. 

*) Das. I, 125. 223. 403. 408. 479 u.a. 

°) Heldmann a.a. 0. 8.29. e%) Wyß a.2.0.1, 9. 

?) Das. 1, 48. 102. 196. 200. 211. 235. — 105. 117. — 101. 109. 162. 
170. — 103. 110. 128. 202. — 118. — 157. 385. 517. 
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tung einer eignen Priesterpfründe zu einer täglichen Messe 
für die Wohltäter des Ordens von seiten des ersteren seinen 
Ausdruck fand.!) Durch einen Vertrag vom 3. Dezember 
12652) wurden die Zehnten und Gefälle der Novalien 
zwischen der Kirche zu Marburg als Patronatspfarrei des 
Hospitals und der Landesherrschaft geteilt, so daß die 
älteren dem Orden, die jüngeren der Herrschaft zufielen. 
Die Zusicherung von Schutz und Schirm seitens der letzte- 
ren?) war der erste Ansatz zu einer landgräflichen Vogtei 
über die Kommende. Ein Streit zwischen beiden über das 
Verhältnis der Ordenskolonen zur Landesherrschaft wurde 
vorläufig ausgeglichen, brach aber 40 Jahre später aufs 
neue aus.?) 

Inzwischen war der Bau der Elisabethkirche so weit 
fortgeschritten, daß wenigstens ein Teil derselben in Ge- 
brauch genommen werden konnte. Eine Art Vorspiel dazu 
war die Einweihung der kleinen Michaeliskapelle auf dem 
Friedhof der Siechen und Fremden (cimeterium infirmorum 
et peregrinorum), die der Mainzer Weihbischof Dietrich von 
Wirland im Jahre 1270 vornahm, nachdem der Erzbischof 
Werner von Mainz schon zwei Jahre zuvor den Besuchern 
des Friedhofs und der im Bau befindlichen Kapelle einen 
40tägigen Ablaß verheißen hatte.5) Der Grund und Boden, 
auf dem die Kapelle stand, ging übrigens erst im Jahre 1315 
durch Schenkung der Burggräfin Agnes von Nürnberg an 
den Orden über.) Im Jahre 1356 erfolgte eine Sühnung 
und Neuweihung der Kapelle und des Friedhofs, wahrschein- 
lich infolge irgendeiner Bluttat.”) Am 1. Mai 1283 geschah 
die Einweihung von Chor, Kreuzvierung, Schiff und Seiten- 
armen der Elisabethkirche, deren Besuchern am Einwei- 
hungstage durch die Bischöfe von Basel, von Litauen und 
einige andre Ablaß erteilt war. Doch waren noch mehrere 
Kapellen und Altäre im Bau begriffen?) So wurde der 
hl. Kreuzaltar 1287 gestiftet), der Hochaltar 1290 geweiht!P), 
der Elisabethaltar vom Pfalzgrafen Otto, Herzog von 


\ Wyß a.a.0. I, 210. 2) Das. I, 2181. 
3) Das. I, 216. 217. 218. #) Das. I, 380f. II, 380£. 
5) Das. I, 244. 260. 6) Das. II, 275. ?) Das. III, 1207. 


3) Das. I, 460. 472. 525. °) Das. I, 471. 474. 10) Das. I, 649. 
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Bayern 1294 mit 100 Mk. dotiert, wofür ein besonderer Prie- 
ster gehalten werden solltet), wie überhaupt in jener Zeit 
mehrere neue Pfründen gestiftet wurden. ?) 

Nach Anschluß der Kommende Griefstedt an die Ballei 
Hessen (zwischen 1283 und 1288), der Errichtung eines 
eigenen Ordenshauses in Wetzlar (1287) und einer Filiale 
desselben in Herborn und dem Erwerb weiterer Besitzungen 
in der Wetterau, besonders in der Friedberger Gegend ?°), 
stand die Ballei am Ende des 13. Jahrhunderts auf dem 
Gipfel ihrer Entwickelung, und nicht nur äußerlich an 
Macht und Besitz, sondern auch im inneren Leben des 
Ordens scheinen die idealen Bestrebungen, die einst seinen 
Stiftern vorschwebten und die dem Orden im ersten Jahr- 
hundert seines Bestehens seine starke Werbekraft gaben 
und ihm Mitglieder gerade aus den Reihen der Besten zu- 
führten, noch durchaus unvergessen gewesen zu sein. 
C. Heldmann®) zitiert dafür den Dominikaner Dietrich 
von Apolda, welcher das Leben und Treiben im Marburger 
Ordenshause in dem Jahrzehnt 1280—90 kennenlernte 
und nicht genug zu rühmen weiß, welch große Zahl frommer 
Männer dort die Armen pflegen und erquicken, die Nackten 
kleiden, die Fremden und Pilgrime herbergen, der Kranken 
warten und an allen Leidenden Werke der Liebe und Barm- 
herzigkeit vollbringen.®) 

Die nächsten Jahrzehnte bis etwa 1360 dienten dem 
Ausbau der Ballei Hessen, der Abrundung seiner großen, 
namentlich oberhessischen Gutsbezirke durch Neuerwer- 
bungen, vornehmlich um Kirchhain und Seelheim. Der 
fromme Sinn der Bewohner, das hohe Ansehen, in dem der 
Orden stand, die Aufnahme neuer Ordensritter, die regel- 
mäßig eine reiche Mitgift zugunsten des Ordens erhielten, 
brachten dem Orden immer neue Güter ein, und die für 
damalige Verhältnisse erheblichen Barmittel erlaubten ihm, 
die Lücken durch Ankäufe auszufüllen. Die Salbücher 
des Deutschen Hauses und der Pietanz zu Marburg vom 
Jahre 1358 geben die Flächengröße des von Marburg aus 
verwalteten Kommendebesitzes auf rund 7800 Morgen 


!) Wyß 1, 583. 2) Das. 1, 596. 623. ?) Das. I, 475. 11, 97. 
#4) 2.2.0. S. 49. °) Lambecks Bibl. Caes. Vindob. II S, 884. 
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Ackerland, 800 Morgen Wiesen und 200 Morgen Rottland 
an, ohne die Waldungen.!) Nicht minder mehrte sich der 
Besitz der Ballei, besonders durch die Überweisung des 
1129 von der Gräfin Clementia v. Gleiberg gestifteten, 
inzwischen aber verkommenen Augustiner Chorherrnstifts 
Schiffenberg bei Gießen an den Deutschen Orden durch 
den Erzbischof Balduin von Trier, allerdings unter Wah- 
rung der Vogteirechte durch die Herren v. Merenberg und 
Grafen von Nassau?), und durch den Übergang des Erfurter 
Ordenshauses als eigener Kommende von der Ballei Thü- 
ringen an die Ballei Hessen.?) 

Mit dem Beginn des 14. Jahrhunderts vollzieht sich 
der Übergang von der Naturalwirtschaft zur Geldwirt- 
schaft. Angekündigt wird derselbe durch eine Reihe von 
Geldlegaten, die gegen Ende des 13. Jahrhunderts dem 
Orden zuteil werden, je 100 Mk. von dem Ritter Raben 
von Pappenheim ®), von Pfalzgraf Otto von Bayern) und 
einem Biedenkopfer Ehepaar), 55 Mk. von der Königin Agnes 
von Ungarn?) und 132 Mk. von einer Begine.®) Mit dem zu- 
nehmenden Kapital steigerte sich aber auch die Neigung 
des Ordens zu Geldgeschäften. Der Deutschorden ent- 
wickelt sich allmählich zum Bankier von Kaisern und 
Fürsten, Bischöfen, Klöstern und Städten?); in Flörsheim 
hat die Ballei nach Heldmann!®) geradezu enorme Summen 
umgesetzt. Natürlich war mit diesen Geldgeschäften ein 
Risiko verbunden, und es konnte nicht ausbleiben, daß 
auch einmal Verluste vorkamen und Krisen eintraten. In 
den 20er Jahren des 14. Jahrhunderts glaubt Heldmann 
dann — infolge der kostspieligen Gutsspekulationen zum 
Ausbau des Ordensbesitzes — eine starke Unterbilanz fest- 
stellen zu sollen!!), weil der Orden zur Bezahlung der schwe- 


1) Heldmann a.a. O. S.54 u. Tab. 1. 

?) Wyß a.a. 0.11, 447. 451. 453. 456/8. 462. 551. 667/8. 685. 688. 
726/7. 741. 750. 752. 760 usw. 

3) Das. II, 41. 568. *) Das. I, 600. °) Das. I, 583. 

6) Das. I, 623. ”) Das. II, 139. 8) Das. II, 56. 

®) Das. II, 944. IIL, 1004. 1029. 1110. 1125. D.O.-Repertorium im 
M. St.-A. 1422. I, 26. — 1464. VIl, 16 u.a. 

10) 2.2.0. 8. 56. 11) Das. 
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ren und drückenden Schuldenlasten von einem Geistlichen!), 
600 Mk., von einem andern 1002), von einem dritten?) 300 % 
Heller aufnehmen und mit einer Rente verzinsen mußte. 
Ich weiß nicht, ob es nötig ist, die Aufnahme dieser Gelder, 
deren Zinsfuß durchaus nicht über das damals übliche 
Maß hinausging, als Anleihen anzusehen, zu denen eine 
Notlage den Orden gedrungen, auch wenn der Wortlaut 
der Urkunden darauf deutet, denn ein wenig Klagen über 
die schlechten Zeiten und die eigne Notlage hat immer zu 
dem Geschäftsgebrauch kirchlicher Anstalten und Gesell- 
schaften gehört, ohne daß man daraus den Schluß zu ziehen 
brauchte, daß es ihnen wirklich schlecht erging. Ob es sich 
nicht einfach um deposita irregularia handelte, die der 
Orden verzinste und im übrigen in seinem Interesse arbeiten 
ließ? Und wenn es sich wirklich um eine Notlage gehandelt 
hat, so ist es jedenfalls nur eine vorübergehende gewesen, 
und es scheint mir nicht berechtigt, mit Voigt®) von einer 
Verschuldung und Verarmung des Ordens seit Mitte des 
14. Jahrhunderts zu sprechen. Wenn er speziell von der 
Ballei Marburg berichtet?): ‚1411 erklärte der Landkomtur 
die Hilfssteuer für den Hochmeister nicht aufbringen zu 
können, da seine Ballei schwer verwüstet und ihrer besten 
Einnahmen beraubt sei. Weder auf das Haus zu Marburg 
noch auf die Ballei überhaupt könne irgendwie Geld auf- 
genommen werden, weil sie selbst noch mit der drückenden 
Schuld belastet sei, die der Römerzug des römischen Königs 
und die Kriegsrüstung zum Zug nach Preußen ihr auf- 
gebürdet habe“, so waren das Entschuldigungen und Über- 
treibungen, mit denen die DO.-Balleiı Marburg Anforde- 
rungen, die an sie gestellt wurden, von sich abschob, was 
sie allezeit sehr gut verstanden hat, natürlich mit so viel 
Wahrheit oder Wahrscheinlichkeit gemischt, daß sie ge- 
glaubt wurden. 

Daß in andrer Beziehung seit dem 14. Jahrhundert 
ein Verfall des Ordens Platz gegriffen hat, ist nicht wohl 
zu leugnen. Die Ideale, die einst die Gründer des Ordens 


!) Wyßa.a. O. II, 400 (Fr. Raustein). 
2) Das. II 598. ®) Das. II, 629 (Widekind). 
4) 2.2.0. 580ff. 5) ..2.0. 634. 
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bewegt, mit denen Hermann von Salza, dem Rufe Konrads 
von Masovien folgend, nach Preußen hinausgezogen war, 
und mit denen die ersten Marburger Ordensbrüder den 
Schutz des Grabes der hl. Elisabeth und ihre Nachfolge 
in Werken der Barmherzigkeit übernommen hatten, diese 
Ideale waren stark im Schwinden. Seit Mitte des 14. Jahr- 
hunderts wurde der Orden mehr und mehr ein Hospital des 
Adels, zu dessen Pfründen und Würden sich die nach- 
geborenen Söhne vornehmer Familien drängten, wie schon 
König Rudolf von Habsburg bemerkt.!) Die Folge da- 
von war ein Nachlassen der Teilnahme der Laien an dem 
Orden, ein inneres, sittliches Verderben, Genußsucht und 
prunkendes Auftreten nach außen hin bei innerer Hohl- 
heit.?2) Oft genug kam es zu Krieg und Fehde, Raub und 
Brand zwischen der Ballei und ritterlichen Räubern. 
Selbst Ordensherren, wie Walt v. Bechtheim und Heinrich 
v. Löwenstein scheuten sich nicht, ihre Ordenshäuser Ober- 
flörsheim und Fritzlar durch Raub zu schädigen.?) 

Aber in materieller Beziehung ist von einem Verfall 
des Ordens noch vor Beginn des 16. Jahrhunderts wenig zu 
spüren. Vielleicht, daß die Schenkungen nicht mehr ganz 
so dicht fließen wie in der Zeit, da der Elisabethkultus erst 
aufkam, aber es sind doch noch ungeheure Mengen von 
Gütern und Gerechtsamen, die in der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts durch Schenkung, Kauf usw. in verschie- 
denen Gegenden bis an den Rhein hinüber, selbst aus der 
Hand von Geistlichen und Klöstern in den Besitz des Ordens 
kommen, meist zur Sicherung des Seelenheils der Spender, 
oft beim Eintritt von Familiengliedern in den Orden oder 
bei andern Gelegenheiten. Ein kurzer Auszug aus dem 
Urkundenbuch der DO.-Ballei Hessen, beliebig herausge- 
griffen, mag das bestätigen: 


1) Voigt a.a. 0. S. 580. 

2) Darauf geht wohl auch die Verordnung des DO.-Meisters, daß 
kein O.-Mitglied eignes Vermögen haben dürfe ohne Wollen der Oberen, 
und daß jährlich dem DO.-Meister ein Verzeichnis von diesem Privat- 
eigentum einzureichen sei. Regest d. DO.-Urkunde im M. St.-Archiv 
III: 1448. IV, 16. 

») Wyß a.a. 0. II, 190. 283. 296. 306. 331. 
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1316. XI. 5: Die Johanniter zu Hangenweisheim verkaufen ihre Güter 
zu O.-Flörsheim dem DH. daselbst. 

1318. V. 1: Die Begine Immicha Raustein schenkt dem DH. ihre Güter 
zu Roßdorf und Aßbach. ı 

1319. VII. 6: Der Geistl. Fr. Raustein schenkt dem DH. sein Haus 
am Kilianskirchhof zu Marburg. 

1320. VIII. 8: Ldgr. Otto v. Hessen gibt dem DH. die bisher vorent- 
haltenen Güter, 9 Huben und 2 Höfe in Niederweimar, die 
Mühle am Grün nebst den Äckern und Zinsen des Hosp. zurück. 

1320. IX. 25: Ldgr. Frdch. v. Thür. gibt dem DH. Güter zu Hausen 
und Willstedt und befreit dieselben von der Landbete. 

1322. I. 21: Das Nonnenkloster in Cölleda übergibt dem DH. in Griet- 
stedt !/, Hube und !/, Hof zu Leubingen. 

1322. II. 28: Bisch. Ludw. v. Münster bezeugt, daß Alheid Zeusel 
und ihr Sohn dem DH. all ihre Habe vermacht haben. 

1322. IV. 25: Die Nonnen zu Dorlar übertragen ein ihnen zugefallenes 
Vermächtnis auf das DH. 

1322. XI. 16: Die Begine Hetta Renharten schenkt dem DH. all ihre 
Habe. 

1324. VI. 8: Meckla und Kunigunde Weißgerber schenken dem DH. 
ihr im Bau begriffenes Haus zu Marburg. 

1324. XII. 14: Burggräfin Agnes v. Nürnberg schenkt dem Franziskus- 
hospital des DH. ein Haus zu Marburg. 

1325. II. 27: Wwe. Kunigunde v. Girmer setzt das DH., dem ihr Sohn 
angehört, zum Erben all ihrer Güter ein. usw. 


Und noch im Anfang der 60er Jahre des 14. Jahrhun- 
derts finden sich folgende Gütererwerbungen usw.verzeichnet: 


1360. II. 11: Eckart Houelich, Bürger in Gelnhausen, und Frau geben das 
Erbteil ihres Sohnes, der in den O. aufgenommen ist, dem DH. 
VII. 28: Schöffe Dietrich im Hofe zu Marburg fügt 1% Heller und 
5 Schill. Heller Geldes jährl. Zinse dem Gründonnerstags-Legat 
hinzu. 
IX. 7: Der Barfüßer-Konvent zu Marburg bekennt, 100 Gold- 
gulden vom DH. geliehen zu haben. 
1361. X. 27: Conrad v. Gelnhausen und Frau, deren Sohn in den DO. 
aufgenommen ist, schenkt dem DH. ein Vorwerk mıt Zubehör. 
1362. IIL. 20: Schiedsrichter sprechen dem DH. die Ganerbschaft des 
Hofes in Cyriaksweimar zu. 
„ IX.4: Die Stadt Kirchhain, die vom Ldgr. dem DH. verpfändet 
ist, verspricht letzterem 200 % Heller an Steuer zu entrichten. 
1363. V. 11: Ldgr. Heinr. bekennt, daß das DH. gegen Verpfändung 
eine Rente von 20 Mk. bei Bürgern zu Göttingen für ihn 200 Mk. 
Silber aufgenommen habe und verpfändet ihnen dafür seine 
Gülte von der Neumühle und seinen Zehnten zu Schröck. 
1365. X. 28: Konrad Russe, der in den DO. aufgenommen ist, über- 
gibt ihm all sein Gut zu Dudinrode. 
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Aus einer: Aufzeichnung des Komturs zu Marburg 
aus dem Jahre 1364 über Rechnungsablage, Ausgaben und 
Personalbestand der Ballei geht hervor, daß die Ausgaben 
1706 Gulden betrugen, davon 963 Gulden allein für eine 
Monstranz.!) Noch im letzten Jahrzehnt des 14. Jahrhun- 
derts flossen die Spenden zugunsten des DO. und DH. 
reichlich; im 15. lassen sie allmählich nach, aber es mehren 
sich die Schenkungen und Seelgeräte zugunsten der unter 
dem Patronat des DO. stehenden und diesem inkorporier- 
ten Pfarrkirche und des Pfarrers, die also tatsächlich auch 
dem DO. zugute kamen. Die zahlreichen Verpfändungen 
von Ortschaften an den Orden seitens der hessischen Land- 
grafen oder der'Mainzer Erzbischöfe?) und die noch größeren 
Forderungen, die — wenn auch vergeblich — an ihn ge- 
stellt wurden®), die Anleihen, die Fürsten, Städte und 
Adlige beim Orden machten®), die zahlreichen Güteran- 
käufe des Ordens, die noch im 15. und 16. Jahrhundert 
seschahen (so 1483, 1489, 1491/2, 1497, 1500£., 1517££.)®), 
endlich die Quittung der Türkensteuererheber für das Ober- 
fürstentum Hessen über die vom DO. erhobene Türken- 
steuer im Jahre 1533 (t/,, des jährlichen Einkommens ‚‚wie 
die andern vom Adel‘), die mit über 354 Mk. — jedenfalls 
möglichst niedrig — bemessen ist®), erwecken durchaus 
nicht den Eindruck einer bedrängten materiellen Lage des 
Ordens. 

Seit jenem Privileg des Landgrafen Hermann vom 
Jahre 1325 häuften sich die Gunstbezeigungen weltlicher 
und geistlicher Fürsten auf dem Haupte des Ordens. Schon 
Kaiser Friedrich II. bestätigt zu Rieti am 1. Juli 1234 den 
Besitzstand des Franziskushospitals.”) Ebenso bestätigt 


ı) Wyß a.a.0. III, 1046. 

2) Wyß II, 543. 992. Regest der DO.-Urk. im M. St.-Archiv IH. 
1422, I. 26. 1464. VII. 16. 

®) Der Erzb. v. Trier forderte 1481 vom Orden 15000 fl. subsidü 
caritativi: Regest III. 1481. V. 29. 

4) Daselbst 1493. VI. 17. (Stadt Allendorf 1000 Gulden), 1509. I. 15. 
(Die Urkunden der Ermela v. Claaren 3000 Mk.), 1540. X. 23. (Landgraf 
Philipp 5000 A.), 1535. VIIL. 1. (Wilhelm v. Nassau 3500). 

5) Regest. III und IV. 6) Desgl. IV. 1533, I. 21. 

”) Wyß I], 42. 
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Landgraf Albrecht von Thüringen 1267 die Ordensprivilegien 
und verzichtet auf die Gerichtsbarkeit über die Ordens- 
güter.!) Landgraf Friedrich von Thüringen gibt dem DO. 
1320 Güter zu Hausen und Willstedt zu eigen und befreit 
denselben nebst allen von den Landgrafen Ludwig, Konrad 
und Hermann dem Hause gegebenen Gütern von der Land- 
bete.?2) Kaiser Karl IV. nimmt den Orden in seinen besonde- 
ren Schutz und bestätigt ihm das Privileg Kaiser Fried- 
richs II. vom April 1221.?) Unter dem 18. Mai 1357 ernennt 
er den Prior des DH. und seine Nachfolger zu kaiserl. Haus- 
kaplänen und schenkt ihm zum Zeichen dessen einen kost- 
baren Ring.*) Noch 19 Jahre später verbietet er, den Orden 
mit ungewöhnlichen Forderungen gegen die kaiserlichen 
Privilegien zu beschweren), und sein Nachfolger Wenzel 
wiederholt die Privilegien seines Vorgängers.) Papst Jo- 
hann XXI. erlaubt den Deutschherren, wenn die Mainzer 
Diözese unter Interdikt liegt, in ihrer Kirche oder der 
Kapelle, in welcher der Leib der hl. Elisabeth ruht, Gottes- 
dienst zu halten.’) Das Konstanzer Konzil bestätigt nicht 
nur die dem Orden vom Papst Honorius III. erteilten Privi- 
legien®), sondern beauftragt auch den Erzbischof von 
Mainz und die Bischöfe von Straßburg und Würzburg, 
auf Beschwerde des DO. über ungerechte Besteuerung, 
diesem Unrecht abzuhelfen?), und das Baseler Konzil be- 
freit den Orden von dem gegen die Hussiten ausgeschriebe- 
nen Zwanzigsten.!0) Besonders reich aber sind die Gunst- 
bezeigungen, die Martin V. dem Orden erwies. Er be- 
stellt nicht nur den Abt von St. Aegidien in Nürnberg und 
eine Anzahl anderer Geistlichen zu Konservatoren des 
Ordens mit dem Befehl, den Orden gegen alle Bedrückun- 
gen, ungerechte Besteuerungen usw. zu schützen!*), er er- 
teilt den Ordensgliedern auch durch Bulle vom 13. Juni 
1422 das Recht, das Zivilrecht zu studieren und sich darin 


1) Wyß I, 232. 2) Das. II, 386. ”) Das. II, 909. 925. 954. 
*, Das. II, 955. 5) Das. III, 1148. 6) Das. III, 1187. 

?) Das. III, 1313. 

®) Repert. üb. d. DO.-Urk. III im M. St.-Archiv 1417. VID. 12. 
°», Das. 1417. IX. 4. 10) Das. 1424. X. 17. 

11) Das. 1421. IX. 24. 
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zu Doktoren promovieren zu lassen!); dem DO.-Prior aber 
gestattet er, Mitra, Ring und Stab und die andern Bischofs- 
abzeichen zu tragen?); kein Wunder, daß der Orden schleu- 
nigst an ihn appelliert, als Bischof Friedrich von Worms 
entgegen seinen Privilegien ihn besteuern will.?) Erneue- 
rungen der bisherigen Privilegien finden sich ferner von 
Friedrich III.2) und Paul II), von Maximilian I.s) und 
Alexander VI’) Maximilian hat dem Orden auch das neue 
Privileg erteilt, daß in seinen Städten, Dörfern usw. „nach 
dem Recht des Reiches Recht gesprochen werde und nicht 
nach des Orts Gewohnheit‘, und der Orden hat von diesem 
Recht sofort Gebrauch gemacht, indem der Deutschordens- 
meister Hartmann von Stockheim den Johann von Hohen- 
fels mit des Ordens Halsgericht in Marburg beauftragte®), 
und Karl V. erneuerte dem Orden seine gerade in der Re- 
formationszeit stark angefochtenen Privilegien auf Bitten 
des Administrators des Hochmeistertums, Walter von Cron- 
berg, speziell das Privileg König Ruprechts, wonach alle 
DO.-Personen nur von den Richtern des Ordens Recht 
nehmen und empfangen sollten.) Eine besondere Ver- 
günstigung, auf die später noch näher einzugehen sein wird, 
war es, daß Landgraf Philipp 1523 dem Orden gestattete, 
jährlich 52 Fuder Wein zollfrei einzuführen!) 

Diesen Privilegien entsprach denn auch die Stellung 
des Landkomturs zu den Landesfürsten. Der Hochmeister 
\das Oberhaupt des ganzen Ordens] war längst als Landes- 
fürst anerkannt; im Jahre 1494 ward auch der Deutsch- 
meister von Kaiser Max mit allen Regalien belehnt und 
damit zum Reichsfürsten"), und auch die Stellung des 
Komturs der Ballei Hessen, der bedeutendsten im Reiche, 
war fast eme fürstliche; war doch dem ihm unterstellten 
Pfarrer an St. Elisabeth Bischofsrang verliehen. So ver- 


!) Repertor. der DO.-Urk. III im M. St.-Archiv 1422. IX, 1. 


2) Das. 1426. VIIL. 31. 3) Das. 1428. I. 25. 
4) Das. 1442. VII. 18. 5) 1466. X. 15. 6) 1494. VII. 4. 
7) 1495. IIT. 10. 8) Das. 1500. IX. 12; 1503. III. 16. 


®) Das. 1530. VII. 17; 1541. V. 17. VI. 15; 1542. VIIT. 3. 
10) Das. 1523. IV.7, vgl. IX. 4. 
1) Voigt a.a. 0. 1, 190. 
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kehren denn die Landesherren mit den Komturen, wenn 
nicht direkt aufdem Fuße der Gleichberechtigung, so doch auf 
einem sehr freundschaftlichen Fuße; sie erweisen einander 
und empfangen voneinander Gefälligkeiten, die Komture 
werden zuweilen zu wichtigen Verhandlungen vom Landes- 
fürsten neben seinen Räten hinzugezogen!), Umstände, 
die bei der Behandlung von Streitfragen zwischen dem 
Orden und Dritten immerhin ins Gewicht fielen. 

Kehren wir nach diesem Überblick über die Entwick- 
lung der Ballei und des Gesamtordens zu der speziellen 
Marburger Wirksamkeit des Ordens, besonders zu seiner 
Bautätigkeit zurück. Mit der Weihe des Chors der Elisabeth- 
kirche im Jahre 1283 und des Hochaltars 1290 war der Bau 
noch nicht vollendet. Der Bau der Türme, der viel Zeit 
und Geld kostete, währte bis über die Mitte des 14. J ahr- 
hunderts hinaus. Das alte Franziskushospital und Kapelle 
waren beim Bau der Elisabethkirche, deren Grundmauern 
das Gebäude durchschnitten, niedergelegt; infolgedessen 
wurde ein neues Hospital zu Ehren der ‚hl. Elisabeth mit 
anstoßender Kapelle errichtet und dazu die nötigen Ab- 
lässe gewährt.) Die Einkünfte des Franziskushospitals 
gingen auf das Elisabethhospital über und standen unter 
einem eignen magister hospitalis.?) 

Für die erkrankten Brüder des DH. wurde in der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts an Stelle des Elisabeth-Häus- 
chens, das bisher diesem Zwecke gedient hatte, die Infirmerie 
oder Firmanei errichtet, in welche 1287 die Witwe des 
Schöffen Eckard zu Wetzlar, Hedwig, ebenso wie für den 
Altar des heil. Kreuzes in der Elisabethkirche eine ewige 
Lampe stiftete) Eine ähnliche Stiftung veranlaßte die 
Begine Emecha oder Immicha Raustein, vielleicht die 
Schwester des Geistlichen Friedrich Raustein zu Marburg, 
der im Jahre 1321 dem DO. 600 Mk. übergab, und jeden- 
falls Schwester eines Priesters Rudolf Raustein; sie hatte 
im Jahre 1318 ihre Güter in Roßdorf und Asbach dem DH. 
geschenkt und sich lediglich einen jährlichen Zins von 1 Mk., 


1) Wyß a.a.0. III, 1284—86. Repert. d. DO.-Urk. IIl. 1466.1X.12. 
2) Vgl. Wyß a.a.0. I. 460. 472. ®) Bücking a.2.0. 
*) Wyß a.a. 0. 1. 471. 474. 
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den die Traperie zu zahlen hatte, vorbehalten.t) - Diesen 
Zins verspricht der Orden nach dem Willen der Stifterin 
zur Unterhaltung je einer ewigen Lampe auf den Friedhöfen 
von St. Elisabeth und St. Michael zu verwenden), die auch 
während der Nacht in einer Totenleuchte brannte. Die 
Stiftung für den Michaelsfriedhof scheint durch eine solche 
des Siegfried von Weidenhausen (f 3. November 1392) er- 
gänzt zu sein, dessen Name und Todestag uns in einem 
Nekrolog vom Ende des 14. Jahrhunderts genannt wird, 
von dem wir aber sonst nichts wissen.®) Östlich der Kapelle 
stand übrigens auf diesem Friedhof, dessen Gräber wegen 
des beschränkten Raumes wohl ziemlich oft geräumt und 
neu belegt wurden, ein Beinhaus mit einer Piet& (Miseri- 
cordia Domini).*) | 

Nach dem Tode Heinrich Raspes und dem Erlöschen 
des Thüringer Mannesstammes ging Hessen 1247 an Sophie 
von Brabant, die Tochter der hl. Elisabeth über, die im 
folgenden Jahre nach Marburg zog und hier in der Hof- 
statt residierte.e Das Schloß wurde damals in gotischem 
Stile umgebaut, und der Bau hat bei der beständigen Geld- 
knappheit hessischer Landgrafen sehr lange, wohl ziemlich 
bis Ende des Mittelalters gewährt (Hauptbau und Wilhelms- 
bau). Die Schloßkapelle wurde im Jahre 1288 der hl. Ka- 
tharina geweiht, nachdem schon von 1280 an zu ihren Gun- 
sten von verschiedenen Bischöfen und anderen Geistlichen 
Ablässe und Indulgenzen denen erteilt waren, ‚‚die die 
Kapelle an gewissen Festtagen besuchen oder für das Seelen- 
heil des edlen Mannes, Herrn Heinrichs Landgrafen von 
Hessen, des Enkels der hl. Elisabeth, und der edlen Frau 
Mathilde, der Gemahlin desselben, welche die Kapelle er- 
bauten, beten würden“.d) Daneben gab es in der Kapelle 
auch noch einen St. Georgenaltar, der im Jahre 1353 einen 
eignen Kapellan, Herrn Hartmann hatte, dem bzw. dessen 
Nachfolgern im Amt Pfarrer Thomas zu Elnhausen und 


1) Wyß a.a. O. II, 334. 364. 2) Das. II, 384. 

3) Das. III, 1292. 4) Bücking a.a. 0. 

5) M. St.-Archiv: Hessen-Cass. Gen.-Repertor. 1268. 1288. 1290 
(XT. 15). 1293. Urkunden der Schloßkapelle 1289. IT. 22; 1290. VI. 21; 
1290. XI. 24; 1292. XII. 26; 1353. ILL. 3. 
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seine Schwester Bertha ihren Hof zu N iederwetter, genannt 
der Hof mit dem Baumgarten, an Sabbatho ante dominicam 
Laetare genannten Jahres übergaben.!) Ein Katharinen- 
altar, gestiftet vom Landgrafen Heinrich und seiner Ge- 
mahlin Mathildis, bestand übrigens auch in der St. Elisabeth- 
kirche und war mit dem Patronatrecht der Kirche zu Ober- 
walgern dotiert.?) 

Seit der Erweiterung Marburgs zur Stadt und der Ver- 
größerung der Einwohnerschaft durch Zuzug aus den um- 
liegenden Orten genügte die alte Marienkirche am Schloß- 
berge ihrem Zwecke als Pfarrkirche nicht mehr, und es mußte 
an den Bau einer neuen Pfarrkirche gedacht werden. Das 
Patronatrecht an den Kirchen zu Marburg, das den Land- 
, grafen als Stadtherren zustand, war auf Bitten der hl. Elisa- 

beth mit Bestätigung Papst GregorsIX. vom 11.März 1231 auf 
die Brüder des Franziskushespitals übertragen.?) Am 1. Juli 
1234 überwies derselbe Papst dies Patronatrecht auf Bitten 
der Landgrafen mit dem Franziskushospital dem DO.%), 
dem die Kirche inkorporiert wurde, gegen Zahlung von 
jährlich 2 Mk. an den Mainzer Erzbischof als Diözesan, und 
die Pfarrei ist deshalb jederzeit vom DO., und zwar immer 
mit DO.-Priestern besetzt worden. Beim Bau einer neuen 
Kirche hatte der Patron herkömmlich den hohen Chor, die 
Gemeinde (die Stadt) das Schiff zu errichten. Aber der 
Orden, der mit dem Bau seiner eigenen Kirche, seines Hospi- 
tals und seiner Wirtschaftsgebäude noch überreich beschäf- 
tigt war, übereilte den Neubau der Pfarrkirche nicht. Erst 
am 1. Mai 1297 wurde der Chor der Kirche als selbständiges 
Kirchengebäude geweiht, und aus demselben Jahre stammt 
ein Ablaßbrief, in welchem eine große Zahl zu Rom ver- 
'sammelter Bischöfe den Besuchern der Pfarrkirche (und 
des Elisabethhospitals) zu Marburg und allen, die die Kirchen- 


!) Hessen-Cass. Gen.-Repert. 1353. III. 2. 

2) Wyß I, 153. 214. II, 44. 

®) Wyß I, 22. Das ‚in ecclesiis de Marburch‘‘ scheint außer der 
Pfarrkirche auch die Kilians- und die Schloßkapelle zu umfassen, doch 
ist letztere unter dem Patronat des Ldgr. geblieben, vgl. Hess.-Cass. 
Gen.-Repert: Nr. 866. 

*) Das. I, 40. 41. 
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fabrik mit Lichten, Büchern, Gewändern usw. beschenkt 
haben, einen vierzigtägigen Ablaß verheißen.!) Ein weiterer 
Ablaßbrief von 1318 aus Avignon, von Erzbischöfen und 
Bischöfen ausgestellt für die Besucher und Wohltäter der 
Pfarrkirche, bestätigt durch Erzbischof Peter von Mainz, 
gibt Zeugnis davon, daß auch die Stadt ihre Bautätigkeit 
begonnen hat.?) Aber ihre Mittel waren zunächst durch 
den Bau der Stadtmauern und großer Toranlagen so stark 
in Anspruch genommen, daß sich der Bau der Kirche dann 
durch das 14. Jahrhundert hinzog, der Turm erst im 15. 
gebaut ward.) Die Kirche war ‚unser lieben Frauen 
St. Marien‘ gewidmet, und der Gottesdienst darin wurde 
von fünf Priestern, dem Pfarrer und vier Kaplänen gehalten, 
die gemeinsam das der Kirche westlich gegenüberliegende 
Pfarrhaus bewohnten. Noch vor Vollendung der Pfarrkirche 
ließ die Stadt in deren unmittelbarer Nähe zur Aufnahme 
der auf dem Pfarrkirchhof ausgegrabenen Totengebeine ein 
Beinhaus, den ‚Kerner‘ errichten, dessen unteres Geschoß 
zu einer Kapelle ausgebaut wurde, während das obere in 
Ermangelung eines eigentlichen Rathauses von der Stadt 
als solches benutzt wurde. Das Präsentationsrecht für den 
Altar in der Kapelle, ‚den Dreikönigsaltar“, ging im Jahre 
1344 von dem Ritter Heinrich Zolner, der den Altar dotiert 
und das Recht der Präsentation dadurch erlangt hatte, an 
den DO. über.®) 


Il. Die übrigen Ordensniederlassungen 
zu Marburg. 


Neben dem Deutschritterorden waren noch eine ganze 
Reihe anderer geistlicher Genossenschaften in Marburg ver- 
treten, aber keine derselben erreichte auch nur annähernd 
die Macht und den Besitz sowie die Bedeutung für das 
kirchliche und wirtschaftliche Leben der Stadt wie der 
Schützer des Grabes der hl. Elisabeth. 


ı) Wyß 1, 620. 
2) Repertorium u. d. Urk. der Stadt Marburg im M. St.-Archiv. 
®) Näheres darüber im II. Teil dieser Arbeit. 
*ı) Wyß a. a. O. IL, 744. Ursprünglich war eine Kapelle im 
oberen Geschoß. 
16* 
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Der erste Orden, der sich in Marburg, vielleicht schon 
im Jahre 1225 und vor dem DO. niederließ,; ist der der 
Franziskaner oder Minoriten, auch Barfüßer genannt, 
der angeblich zuerst auf dem späteren DO.-Grundstück, 
seit 1234 im Südwesten der Stadt, an der Stadtmauer — 
am heutigen Barfüßertor — sich ansiedelte und dort sein 
Kloster zu dem hl. Peter und Paul gründete und seine 
Kirche baute. Er scheint still für sich gelebt, im kirchlichen 
Leben der Stadt kaum irgendwelche Rolle gespielt und mit 
der Stadt und den übrigen Orden Frieden gehalten zu haben. 
Wenigstens weisen darauf die spärlichen Erwähnungen des 
Ordens in den Urkunden. Als der Orden einmal einen Teil 
des Stadtgrabens, der unmittelbar an sein Grundstück stieß, 
in einen Garten umgewandelt, muß er auf Bitten der Stadt 
an den Landgrafen Hermann II. im August 1375 diesen 
Teil wieder herausgeben und zur Befestigung einrichten 
lassen.!) Mit dem Dominikanerorden verträgt er sich durch 
Vermittlung des Landgrafen Heinrich von Hessen über das 
Fest Conceptionis Mariae, daß es hinfort nicht mehr unter 
dem Namen Sanctificatio gefeiert werden soll?), und den 
DO. pumpt er an, wie die meisten andern.?) Mit Schen- 
kungen und Seelgeräten wird er im Verhältnis zu den ande- 
ren nur ziemlich selten bedacht®); aber von der Messe- und 
Armenstiftung des Bischofs Johann Spender von ÜOyrene 
(1495/6) hat er, wie die anderen Klöster der Stadt, auch 
sein Teil erhalten), und ebenso hat die Landgräfin Anna 
von Hessen geb. Herzogin von Mecklenburg ihm 50 Gulden 
für ein ewiges Gedächtnis vermacht.®) Desgleichen hat der 
Ritter Hemeradus von Elben den Apostelaltar in der Mino- 
ritenkirche mit 50 Mk. zum Seelenheil des Landgrafen Otto 
dotiert.”) Er scheint weniger bekannt und populär als der 
Predigerorden oder das Fraterhaus vom Löwenbach gewesen 
zu sein und weniger imponiert zu haben als der DO. Nach- 


1) Küch a. a. O. Nr. 41. 

2) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1479. I. 20. 

®) Wyß II, 1004. 

4) Repert. über die Urk. der Stadt Marburg: 1369. VII. 24; 1474. 1.4. 
6) Küch 150. 6) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1515. III. 31. 

7) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1328. VII. 2. 
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dem sein Kloster 1493 und 1497 reformiert war (Einführung 
der Observanz), wurde es nach Einführung der Reformation 
1528 verlassen, 1529 als Kollegiengebäude eingerichtet.) 
Weit volkstümlicher als der Franziskaner-, war der 
 Dominikaner- oder Predigerorden, dessen Marburger Nie- 
derlassung im Jahre 1291 unter Heinrich I. gegründet, ihr 
Kloster an der Stadtmauer gegenüber dem Fronhof, an der 
Stelle der heutigen Universität, und daneben ihre zwei- 
schiffige (jetzt reformierte) Kirche erbaute. Gerade durch 
seine Predigttätigkeit hatte er stärkeren Einfluß auf die 
Gemüter, der sich in der größeren Häufigkeit der Stiftungen 
und Vermächtnisse zu seinen Gunsten kundgab. Unter den 
Stiftern und Schenkern finden sich nicht nur Personen von 
hohem Rang, wie die Witwe König Adolfs von Nassau und 
ihr Sohn Walram, Graf von Nassau, die dem Predigerkloster 
ein Haus in ihrer Stadt Weilburg mit voller Steuerfreiheit 
schenkten?), jedenfalls dasselbe, in dem der Orden später 
seine Weilburger Terminei hatte?); der Landgraf Heinrich 
von Hessen, der dem Orden 60 Gulden zum Seelgedächtnis 
seines Sohnes, Landgrafen Ludwigs, und wenige Jahre später 
das Medem zu Reidenhausen als seinen Anteil an einem 
Seelgerät zur Lesung einer täglichen Messe schenkte®); der 
Erzbischof Hermann von Cöln, der als Vormund der hinter- 
lassenen Kinder Landgraf Heinrichs für die von demselben 
testamentarisch vermachten 175 fl. eine jährliche Gülte von 
81/, fl. aus dem Zoll zu Treysa verschrieb®); die Landgräfin 
Anna von Hessen geb. Herzogin von Mecklenburg, die dem 
Predigerkonvent 20 Gulden zur Haltung einer jährlichen 
Seelenmesse auf einen jeden Montag nach dem Sonntag 
Jubilate verordnete®), und der schon genannte Bischof i. p. 
Spender mit seiner Stiftung für alle Ordensniederlassungen 
der Stadt. In den siebziger und achtziger Jahren des 14. 
und vollends in den fünfziger und sechziger Jahren des 


1) Dersch, Hess. Klosterbuch, S. 85. 

2) Hess.-Cass. Gen.-Repert. im M. St.-Archiv 1317. VIII 6, dgl. 
Urk. des Pred.-Klosters. 

3) Vgl. Dersch, Hess. Klosterbuch, S. 86. 

4) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1478. X. 13; 1480. V. 13. 

5) Das. 1487. 1.8. 8) Das. 1515 Nr. 44. 
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15. Jahrhunderts finden sich ganze Serien von Stiftungen 
und Seelgeräten aus Marburger Bürger- und anderen Kreisen 
zugunsten des Dominikanerordens.!) Ao. 1380 feria quarta 
post festum b. Iohannis baptiste „verkaufen Bruder Peter 
von Wetter, Prior, Bruder Conrad von Wetzlar, Subprior, 
und die andern Brüder und der gemeine Convent des Pre- 
diger-Ordens zu Marburg an Joh. Scheiber von Bydencap 
3 Schilling Pfennige erblichen Bodenzinses, die Abt Funk- 
hobener dem Konvent gegeben hatte zu einem Seelgerede, 
mit Namen auf dem Hause und Garten zu Helbach gelegen, 
für eine Summe Geldes, welche bezahlt ist“. Der Käufer 
hat diese „3 Schilling Geldes dem Konvent abgekauft zu 
Ehren unser lieben Frau vom Himmelreiche‘ und hat sie 
dem Konvent gegeben, ‚daß sie erblich fallen sollen in die 
Küsterei, zur Beleuchtung der Lampe, welche vor unser 
lieben Frauen Bilde in dem Chor hängt“. Auch will der 
Konvent, ‚den Herrgott treulich für den Geber bitten und 
seiner, seiner Frau und Schwester, welche an allen guten 
Werken der Konventsbrüder Anteil haben sollen, Jahres- 
zeiten begehen, alle Jahre mit Vigilien und Seelenmessen“. 
Der Konvent will diese 3 Schillinge ‚nicht versetzen, ver- 
kaufen oder in fremde Hände lehnen, oder er will sein Recht 
daran verloren haben“. In den 1450er Jahren folgen zwei 
Vermächtnisse von je 100 Gulden?), in den sechzigern das 
Brauergut zu Steynhartshausen, das Sinninggut zu Möschte, 
die Hälfte des Bonsaghgutes zu Schrigkh nebst 31 fl. an 
einem Kelche usw. Das letzte Vermächtnis von 50 fl. in 
Gold wird im Jahre 1527 dem Konvent vermacht, ‚solange 
er noch bestehen sollte. Sonst sollen sie dem Prior zu- 
fallen.“ Schon im gleichen Jahre wurde der Orden auf- 
gehoben, die Mönche abgefunden und das Klostergebäude 
für die Universität (juristische Fakultät) verwendet. 
Reicher als für die Niederlassungen der Franziskaner 


!) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1384. 1370. XI. 10; 1380. VI. 20. 
Repertorium der Stadt Marburg 1403. IX. 29; 1452. VIII. 22; 1459. 
VIII 15; 1465. 1. 13; 1467. V. 18; 1468. VI. 17; 1527. 1. 8. 

2) Nach Bücking, Mittelalterl. Baugeschichte der Stadt Marburg 
(Oberhess. Zeitung 1894) sind die vom Pfarrer Lentzen in Schweinsberg 
geschenkten 100 Gulden „am Schafhause und Rebentur‘ verbaut worden. 
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and Dominikaner in Marburg fließt das urkundliche Quellen- 
material für das Kugelhaus der Brüder vom gemein- 
samen Leben (Fraterherren) zu den hl. Johannes Evangelist, 
Jacobus und Anna.!) Sein Gründer ist Heinrich im Hobe 
(Imhof, in curia oder ex curia) genannt Rode, der letzte 
Sprosse einer Marburger Patrizierfamilie, die außerordent- 
lich viel für kirchliche Zwecke und Stiftungen getan, von 
der auch ein Glied, gleichfalls ein Heinrich, Deutschordens- 
priester und Stadtpfarrer zu Marburg war. Der erstgenannte 
Heinrich hatte in Leipzig studiert (1425), war magister art. 
lib. und bacc. decretorum geworden und stand in seiner 
Vaterstadt, der er in vielen Angelegenheiten gedient, in 
hohem Ansehen. Er war zweimal verheiratet, das zweite- 
mal mit Elisabeth von Treisbach, aber beide Ehen waren 
kinderlos. So kam er mit seiner zweiten Frau überein, ihr 
gemeinsames Vermögen zu Gottes Ehre und zum Heil ihrer 
und aller Gläubigen Seelen zu geben und damit eine Stiftung 
für Geistliche zu gründen, die mehr als die andern Orden 
der Pflege der Wissenschaft, dem Unterricht der Jugend 
in Sprachen und Künsten u. dgl. gewidmet sein sollte, wie 
es schon zwei derartige Stiftungen in Hessen, nämlich in 
Cassel und Butzbach, gab. Der Stifter dieser Kongregation 
klösterlich beieinander wohnender Chorherren (canonici re- 
gulares), Gerhard Groot (1350—84), erstrebte mit seiner 
Einrichtung eine bessere Bildung und einen tadellosen 
Lebenswandel der Kleriker. Vorbilder für das Marburger 
Haus waren die Fraterhäuser zu Münster, Cöln, Niederwesel, 
von denen das erstgenannte die drei ersten Insassen des 
Marburger Bruderhauses hergab. Sie nannten sich fratres 
communis vitae und hießen im Volke nach ihrer Kopf- 
bedeckung Kogel- oder Kugelherren. Heinrich und Elisa- 
beth Rode gaben zur Errichtung eines solchen Fraterhauses 
ihre an der westlichen Stadtmauer gelegene, aus mehreren 
Häusern und Höfen bestehende Besitzung her. Durch 
landesherrliche Genehmigung vom 15. März 1473?) wurde 
die Stiftung gleich den andern Klöstern von allen weltlichen 


t) Vgl. Bücking, Geschichte des Kugelhauses. 
2) Verzeichnis der von der Kgl. Universität Marburg im Kgl. St.- 
Archiv Marburg im Jahre 1872 deponierten Urkunden Nr. 216. 
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und geistlichen Abgaben befreit und mit dem Versprechen 
landesherrlichen Schutzes unter die Aufsicht des Abtes 
von Bursfelde und des Priors der Karthäuser vom St. Jo- 
hannisberge gestellt. Die päpstliche Einwilligung Sixtus’ II. 
vom 1. Mai 1477 erteilte den Brüdern die Erlaubnis, ‚‚die 
Kirche mit Turm und Glocke, den Totenhof, die nötigen 
officinae (Vorratsräume) und insignia (Abzeichen) eines Kol- 
legiums in die Ehre des hl. Evangelisten Johannes, der 
beiden Jakobi und der hl. Anna zu stiften und anzulegen, 
das officium nach Mainzer (nicht nach römischer) Gewohn- 
heit zu halten, und gestattete dem Rektor, an seinen Brüdern 
Seelsorge zu üben unter Wahrung des Rechtes der Pfarr- 
kirche. Am 21. Oktober 1477 wurde die Stiftung mit drei 
Klerikern aus dem Münsterer Fraterhause eröffnet. Diesen 
übergab Heinrich Imhof sein Haus, seinen oberen und unte- 
ren Hof und noch zwei andere Höfe nebst allen Rechten 
und Zubehörungen und erklärte sie und ihre Nachfolger für 
seine legitimen Erben. Sie nannten sich Fratres Domini 
Rivileonis 'in Marburg, Brüder des Fraterhauses zum Lewen- 
bach, ein Name, der zuerst in der geistlichen Bulle vom 
1. Mai 1477 vorkommt, aber offenbar vom Magister Hein- 
rich selbst erfunden ist, der in seinem Familienwappen einen 
Löwen und einen fließenden Bach führte. 

Landgraf Heinrich Ill. überließ, nachdem er dem 
Meister Heinrich im Hobe genannt Rode et uxori ihre Be- 
hausungen in Gottes Dienst zu geben und auch dabei eine 
Kapelle und andere Notdurft zu bauen gestattet hatte, 
den Geistlichen und Brüdern, die darin wohnen, solchen 
Flecken und Gessichin vor ihrem obersten Hobe zwischen 
ihren andern zwei Häusern eines- und dem Höfchen und 
Häusern der Barfußen und der Arnspurger Behausungen 
andernteils gelegen, erblich (20. Oktober 1478)!), und die 
Stadt erlaubte ihnen, in die Straße hmeinzubauen, welche 
zum Kalbstor und in die Rittergasse führt, damit sie da- 
durch Raum zur Anlegung eines Totenhofs gewönnen, gegen 
die Verpflichtung, das Straßenpflaster an der Stelle in Bau 
und Besserung zu halten.?) Zunächst hielten sie in Er- 


1) Verzeichnis der Univers.-Urk. Nr. 217. 
®2) Küch a.a. 0. Nr. 198. 
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mangelung eines eigenen Gotteshauses ihren Gottesdienst 
im Kerner, sehr rasch aber fingen sie ihre eigene Kirche zu 
bauen an. Übergriffe in der Seelsorge führten jedoch zu 
einem Konflikt mit dem DO. als Inhaber der Pfarrkirche 
und einer Verwehrung des Weiterbaues. Wahrscheinlich 
durch Vermittlung Heinrich Imhofs, der dem DO.-Pfarrer 
zu Marburg eine jährliche Gülte aus zwei Häusern am 
Rubenstein aufließ!), kam es jedoch am 17. Dezember 1481 
zu einem Vergleich zwischen den’ Fraterherren und dem 
DO., wodurch jenen die ungehinderte Fortführung des 
Baues und die Abhaltung ihres Gottesdienstes gestattet 
ward, jedoch sollten sie niemand, der in die Pfarrkirche 
gehört, ohne Willen des Pfarrers begraben, auch jährlich 
zu Ostern dem Hochaltar der Kirche 1 Pfund Geldes geben.?) 
Von da an ging der Bau der Kugelkirche rasch vorwärts. 
Schon 1482 war er im Äußeren vollendet. Am Sonntag 
Reminiscere dieses Jahres bekundet Johannes Episcopus 
Syronensis ecclesie als Vikar des Erzbischofs von Mainz, 
Capellam ecclesie sanctorum apostolorum Johannis, utrius- 
que Jacobi et beate Annae conjunctam cum uno altari 
und außerdem noch zwei Altäre in derselben Kirche geweiht 
zu haben.?) 1485 war das Gotteshaus mit Dach und Turm 
fertig, und der erzbischöfliche Generalvikar Johannes Lasphe 
weihte vier weitere Altäre und den Totenhof.*) Einen dieser 
Altäre, der keinen Patron erhalten, weihte 29 Jahre später 
(11. Oktober 1514) ein anderer Vikar von Mainz, der Bischof 
Paulus von Askalon, zur Verehrung omnium sanctorum. 
Die Brüder gaben sich gern gelehrten Beschäftigungen, 
besonders der Vervielfältigung von Büchern, die damals 
noch durch Abschreiben geschah, hin, hielten auch an- 
scheinend in ihrem Hause ein Internat von Schülern, die 
sie unterrichteten (vgl. die Beschwerdeartikel der Stadt von 
1523, Nr. 6), waren aber daneben vorzügliche Haushalter. 
In dem halben Jahrhundert, das sie bestanden haben, eke 
die Reformation ihnen (1526) ein Ende machte, haben sie 
es verstanden, ein Menge Güter zusammenzubringen. Ge- 


1) Repert. der D-O.-Urk. II im M. St.-Archiv 1479. VI. 24. 
2) Verzeichnis der Univers.-Urk. Nr. 227. 
3) Univers.-Urk. Nr. 229. *) Das. Nr. 232, 
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rade vor Schluß des Mittelalters,’ wo für die andern Kon- 
gregationen der Strom der Schenkungen und Vermächtnisse 
trotz zunehmendem Wohlstande der Bürger schon spär- 
licher zu fließen begann, ist auf das Fraterhaus zum Lewen- 
bach, das wegen seiner Neuheit und vielleicht auch wegen 
seiner wissenschaftlichen Bestrebungen in die Mode kam, 
noch ein reicher Regen von Spenden und Stiftungen aller 
Art herniedergegangen. Geschickte Erwerbungen durch 
Kauf und Tausch usw.’vermehrten den Besitz, der schon 
von Anfang an durch die Imhofsche Stiftung eine solide 
Grundlage gewonnen hatte und durch die Erklärung der 
Fraterherren zu Universalerben seitens der Witwe Magister 
Heinrichs im Jahre 1492 noch einen ansehnlichen Zuwachs 
erhielt.!) Schon 1504 konnten die Brüder der Stadt Mar- 
burg 100 Gulden zu der pfalzgräflichen Fehde vorstrecken 
und auf Rückgabe verzichten, 1523 sogar dem Landgrafen 
zu der Sikingenschen Fehde 500 Goldgulden herleihen, die 
sie natürlich nicht wiedergesehen haben. Nach Ankauf 
mehrerer benachbarter Häuser erbauten sie ein neues Frater- 
haus hart an die Stadtmauer, mit der vom Rate erteilten 
Erlaubnis, den Giebel auf die Mauer zu setzen, aber nach 
der Mauer eine verschließbare Tür zu Dienst der Stadt 
anzubringen und die Mauer an der Stelle in Bau und Besse- 
rung zu halten.?) Ein Kreuzgang verband Haus und Kirche. 
Das Präsentationsrecht für den St. Barbaraaltar in der 
Pfarrkirche zu Goßfelden, das ihnen aus der Imhofschen Erb- 
schaft zugefallen war, übertrugen die Kugelherren 1509 an 
das DH. in Marburg, dem die Kirche einverleibt war?®), 
mit Zustimmung des Mainzer Erzbischofs Uriel.®) 

Bei Aufhebung des Ordens im Jahre 1526/7 kamen die 
Gebäude an die Universität, (theologische Fakultät); die 
Kirche ist seit 1827 der katholischen Gemeinde überlassen. 

Nur selten Erwähnung geschieht der Franziskanerin- 


I) Univers.-Urk. Nr. 12—17. 87. 139. 142. 233—35. 245—47. 250. 
254. 257. 259. 276. 411—418. Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1484. VIIL 3; 
1496. V. 20. 1494. IV. 28. 

2) Küch a.a. 0. Nr. 172. 

3) Repert. der DO.-Urk. IV. 1509. V. 29. 

*) Das. 1509. XII. 4. 


Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg. 251 


nen (Tertiarinnen), denen einst die hl. Elisabeth angehört 
hatte. Nur gelegentlich hören wir aus Urkunden, daß in der 
Untergasse zu Marburg ein Nonnenkonvent vorhanden wart), 
an dessen Nebenhause Hermann Swengke, Bürger zu Mar- 
burg, und seine Tochter Katharina dem DO. einen Boden- 
zins geschenkt; oder daß die Äbtissin des Klosters zu Caldern 
samt dem Konvent bekennt, ihre Hobestad uff der Nuwen- 
stadt zu Marburg, bi dem Süster Convent, mit dem Grunde, 
Gärtchen und Heimlichkeit hinten gelegen und mit aller 
Zugehörung an Eckard Kannegießer, Bürger daselbst, nach 
Erblehensrecht verliehen zu haben.?) 1479 uff decollatio Jo- 
hannis verkauft Heinrich Kissilburg zu Marburg den Ter- 
tiarinnen daselbst 5 Pfund Geldes Marburger Währung jähr- 
licher Gülte®), und am 14. Dezember 1521 verkaufen Johann 
d. J. von Linsingen und seine Ehefrau dem Konvent des 
Franziskaner Schwesternhauses zu Marburg ihren eigenen 
Hof zu Gisselberg für 300 fl. Doch sollen die Käuferinnen 
jährlich 2 Pfund Geld an die Siechen von Marburg liefern.) 
Hiernach scheint die Niederlassung nicht unvermögend ge- 
wesen zu sein, sie sind aber anscheinend viel umhergewan- 
dert und haben ihr Haus nacheinander an verschiedenen 
Plätzen der Stadt (Untergasse, Judengasse, Neustadt) ge- 
habt5); ihr letztes Domizil war an der Ecke der Untergasse, 
wo sie Hof, Scheuer und Garten von der Witwe des Schöffen 
Geil im Jahre 1512 gekauft.6) Irgendwelche größere Be- 
deutung für das kirchliche Leben Marburgs scheint das 
Haus. Nazareth — so nannten sie ihre Niederlassung — 
nicht gehabt zu haben. 1508 durch den Abt von Spieskappel 
visitiert, 1523 reformiert, sind sie 1530 aufgelöst worden.”) 

Ungefähr ebenso liegt die Sache mit den Beginen, 
die hin und wieder genannt werden, so die Begine Hilla 
in Sinkershausen bei Gladenbach®), die 1279 mit ihren Ge- 


1) Wyß a.a. 0. III, 1269. 

2) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1417. II. 2. ®) Das. 1479. VIII. 29. 
#) Urkunden der Franziskanerinnen zu Marburg 1521. XIT. 14. 
5) Dersch: Hess. Klosterbuch, 8. 87. 

6) Bücking, Wegweiser durch Marburg, S. 34. 

?) Dersch a.a. 0. 

s) Wyß a.a.0. I, 359. 
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schwistern vor dem scultetus Marburgensis und einigen 
scabini ac cives Marburgenses als Zeugen einen Vergleich 
schließt, und die oben schon genannte Immicha Raustein, 
die 1318 ihre Güter zu Roßdorf und Asbach dem DO. 
sehenkt und eine Stiftung für die ewige Lampe auf den 
Friedhöfen von St. Elisabeth und St. Michael macht.!) Nach 
Dersch ?) werden sie zwischen 1279 und 1345 genannt. Eine 
eigene Niederlassung scheinen sie in Marburg nicht gehabt 
zu haben. 

Dagegen haben eine ganze Anzahl auswärtiger Or- 
densniederlassungen in Marburg ihre Termineien und 
Höfe gehabt, so die Alsfelder Augustiner, die seit 1414 
an der Ecke der Untergasse ihren Sitz hatten®); die Arns- 
burger Zisterzienser, die, schon 1230 genannt, ihr Haus 
an der Barfüßerstraße hatten*); die Calderner Kloster- 
jungfrauen, die ihr Haus in der Wettergasse,,bei dem Süster- 
convent‘“ (Franziskanerinnen), in der Neustadt belegen, 1417 
mit allem Zubehör an Eckard Kannegießer in Erbleihe 
geben°); die Karmeliter von Frankfurt®); die Grünberger 
Antoniter, deren Präzeptor ein Haus am Renthof besaß, 
das 1525 in den Besitz des Hofschneiders Kraushaar kam’); 
das Kloster Haina, das 1285 ein Haus in Marburg erwarb®), 
desgleichen das Kloster Hachborn, seit 1324°); endlich 
haben die Klosterjungfrauen von Aldenburg bei Wetz- 
lar!0) in Marburg ein Haus gehabt, das in dem Gäßchen 
oben gegenüber dem Barfüßerkloster hinter der Arnsburger 
Haus gelegen war und am 1. Februar 1477 in den Besitz 
des Meister Heinrich im Hofe gen. Rode überging.") 

Nach dem allen wird die Klage der Beschwerdeartikel (6) 
verständlich, die Stadt Marburg sei ‚mit geistlichen Per- 
sonen zu viel belästiget‘‘.1?) Und dabei gab es neben den 


ı) Wyß a.a.O. II, 334. 364. 384. 

2) 2.2.0. 3) Univers.-Urk. 1439. Stadt-Urk. 1471. 
*#) Dersch: Hess. Klosterbuch, 8. 87. 

5) Hess.-Cass. Gen.-Repert. 1417. II. 2. s. o. 

6) Univers.-Urk. 228 (1482. V. 30). 

?) Dersch a.a.0. S. 88, 8) Daselbst. 

®) M. St.-Archiv, Urkunden Hachborn. 

10) Univers.-Urk. Nr. 206. 207. U) Das. Nr. 221. 

12) Marburger Artikel von 1525, Küch a.a. O. 212. 213. 
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eigentlichen geistlichen Genossenschaften noch eine ganze 
Reihe von Bruderschaften, die fast ausschließlich aus 
Laien bestanden — nur in der Kalandsbruderschaft waren 
sie mit Geistlichen gemischt!) —. Allen voran steht die 
eben genannte Kalandsbruderschaft, die mehrfach mit recht 
erheblichen Spenden aus den Kreisen der Bürgerschaft be- 
dacht ist gegen das Versprechen, daß der Schenkgeber ‚‚der 
guten Werke der Bruderschaft teilhaftig werden solle“2); 
sie besaß ein eigenes Haus in der Burgstraße hinter der 
Pfarrkirche, mit dem sie im Jahre 1525 den Jakob Heppen- 
heim von Carlstadt, Hauskeller auf dem Schloß Marburg, 
auf Lebenszeit gegen Zahlung von 12 Gulden belehnte. 
Weniger bedeutsam waren: die Prozessionsbruderschaft, 
deren Zweck, wie der Name sagt, die Förderung von Pro- 
zessionen und die Anordnung und Ausführung der bei be- 
sonderer Gelegenheit damit verbundenen geistlichen Spiele 
war, daher sie auch kurzweg Spielbrüderschaft genannt 
wurde. Ihr hat der Schöffe Hermann Giese und dessen 
Ehefrau im Jahre 1462 einen halben Morgen Land zu An- 
zefahr überlassen.®) Ferner die St. Sebastiansbruderschaftt, 
nach dem durch Pfeilschüsse getöteten Märtyrer, dem hl. 
Sebastian, genannt, eine Schützenbruderschaft, deren ‚Ge- 
luchte‘““ Johann Waner zu Marburg 13 Pfennige Zins aus 
dem Orthause übergibt), die St. Severusbruderschaft, der 
Sophie, die Witwe des Marburger Bürgers Hans von Gönnern 
erblich ihr Haus am Bilchenstein um 8 fl. mit dem Vor- 
behalt lebenslänglicher Wohnung im Hause verkauft®), die 
St. Jostbruderschaft zum Observanten, die vermutlich zu- 
erst zur Beerdigung Aussätziger gestiftet war, denn St. Jost 
(Jodocus) ist ja der Aussätzigenheilige®), die St. Jakobs- 
bruderschaften zu den Predigern und zu der Pfarrkirche, 
deren weiter unten unter III gedacht wird, die Rosenbruder- 
schaften zu den Predigern und zum Deutschen Hause, wohl 


1) Repert. über die DO.-Urk. III im M. St.-Archiv von 1442. II. 27 
unterscheidet ‚Die Herren und Brüder des Kalands‘““. 

2?) Repert. der Stadt-Urk.: 1424. T. 9; 1476. IX. 10. Akten der 
Kal.-Brdsch. 1525. ; 

3) Repert. der Stadt-Urk. 1462. X. 18. 1) Das. 1483. I. 2. 

5) Das. 1513, III. 28. 6) Das. 1501. IX. 17. 
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die jüngsten von allen, denen gerade vor Toresschluß eine 
Anzahl Schenkungen zufallen.!) Das auf der Superinten- 
dentur zu Marburg aufbewahrte Inventarverzeichnis, das 
bei der Säkularisation der kirchlichen Stiftungen und Ge- 
nossenschaften durch Philipp den Großmütigen im Jahre 
1527 aufgenommen ward, nennt daneben noch eine St. Ki- 
lians- und eine St. Rupertusbruderschaft?), über die ich 
aber keine weiteren Urkunden gefunden habe. Das Ver- 
zeichnis ergibt, daß alle diese Stiftungen wohl-, zum Teil 
reichbegütert waren und aus der Hand der Gläubigen zahl- 
reiche und stellenweise recht wertvolle Geschenke erhalten 
hatten. Neben ihren besonderen Zwecken dienten alle diese 
Bruderschaften der Förderung des religiösen Lebens, teil- 
weise wohl auch der Pflege der Geselligkeit und gegen- 
seitigen Unterstützung ihrer Mitglieder. Insbesondere be- 
schäftigten sie sich mit Andachtsübungen zum Zweck der 
Erwerbung der ewigen Seligkeit für die Teilnehmer. Von 
den Päpsten waren die Bruderschaften mit den Überschüssen 
dergutenWerkeder Heiligen ausgestattet, die Verdienste eines 
Mitgliedsder Bruderschaftkonntenanderen zugutekommen.?) 


Ill. Andere kirchliche Einrichtungen und Ver- 
anstaltungen im mittelalterlichen Marburg. 


Zu den kirchlichen Emrichtungen Marburgs sind noch 
eme Anzahl von Häusern und Baulichkeiten zu rechnen, 
die außerhalb der eigentlichen Stadtmauern lagen. Das 


— 


!) Repert. der DO.-Urk. IV. 1519. IL. 3. 1522. II. 14. 

2) Vgl. Kolbe, Marburg im Mittelalter, 1879 S. 13. 

3) Lemme, Die drei großen Reformationsschriften Luthers vom 
Jahre 1521?, 1884 S.53, Anm. 2, berichtet (nach Freytag) von der Bruder- 
schaft der 11 000 Jungfrauen, St. Ursulas Schifflein genannt: ‚Dieser 
Verein hatte an geistlichen Schätzen, die den Brüdern zur Erwerbung 
der ewigen Seligkeit helfen sollten, aufgesammelt 6455 Messen, 3650 ganze 
Psalter, 200 000 Rosenkränze, 200 000 Te deum laudamus, 1600 Gloria; 
ferner 11 000 Gebete für die Patronin St. Ursula und 630 000 mal 10 000 
Paternoster und Ave Maria usw. Und die ganze erlösende Kraft dieses 
Schatzes kam den Mitgliedern der Bruderschaft zugute. Ein Laie ver- 
diente die Bruderschaft, wenn er in seinem Leben einmal 11 000 Pater- 
noster und Avemaria betete; betete er täglich 32, so erwarb er sie in 
einem Jahre, mit 16 in 2 Jahren.“ 
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war vor allem das St. Jakobshospital in Weidenhausen, 
auch das „Gotteshaus genannt, das, mit einer Kapelle 
verbunden, der Marburger St. Jakobsbrüderschaft gehörte 
und ursprünglich eine Herberge für arme durchreisende 
Pilger war.!) Elschen von Lare hatte ihm 1476 1 Pfund 
Geldes jährlichen Zins von ihrem Erbhause vermacht, ‚‚den 
armen Leuten daselbst Holz zu kaufen‘“2), und Heinrich 
Sinnyng, Bürger zu Marburg, bedachte es in seinem Testa- 
mente mit einer Stiftung für Arme?°); noch im Jahre 1557 
nehmen der Schöff Dietz, der Unterbürgermeister und die 
beiden Vorsteher des Gotteshauses den Lindenhenchen von 
Wehrda und seine Frau, die dem Gotteshause ihre ganze 
Habe, 70 fl. Landeswährung, vermacht haben, in dasselbe 
zur Verpflegung auf und weisen ihnen Stube und Kammer 
in dem neuen Hinterhause nach der Fortgasse an.) Es 
ist nicht zu verwechseln mit dem Siechenspital des DO., 
mehrfach auch ‚Sondersiechen‘‘ genannt, dem eine große 
Anzahl Schenkungen zufielen. 

Gleichfalls in Weidenhausen lagen die beiden Siechen- 
höfe für Männer und für Frauen, kurzweg Mannssiechen 
und Frauensiechen genannt; ursprünglich Aussätzigenhäuser, 
wie es sonst seit den Kreuzzügen, die den Aussatz aus dem 
Orient nach Europa verschleppt, vor den Toren aller deut- 
schen Städte gab, wurden sie später, als der Aussatz in 
Deutschland zurückging und allmählich ausstarb, zu Asylen 
für altersschwache Männer und Frauen, ebenso wie das schon 
&enannte St. Jakobshospital; bei den Frauensiechen er- 
innerte noch der alte Name St. Josts-Hof an die ehemalige 
Bestimmung. Zu jedem dieser Höfe gehörte eine Kapelle 
'mit einem eigenen Kaplan. Eine längere Reihe von Stif- 
tungen und Seelgeräten zugunsten der Manns- und Frauen- 
siechen zeugt davon, daß man ihrer nicht vergaß?°), ja daß 
man mit seinen Spenden auch über die dringendste Not- 


1) Bücking, Mittelalterl. Baugeschichte von Marburg. 

2) Repert. der Stadt-Urk. 1476. 3) Das. 1530. VIILL 1. 

*, Das. 1557. IX. 29. 

5) Repert. der Stadt-Urk. 1409. I. 9; 1422. XI. 30; 1447. X.]; 
1462. IV. 28; 1465. V. 29; 1477. VIII. 10; 1509. X. 22; 1527. VIL 8. 
Küch a.a. O. 169. 175. 182. 
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durft hinausging; denn der Schöffe Ewalt Romer zu Mar- 
burg stiftete 1477 50 Rhein. Gulden, von deren Zinsen den 
Manns- und Frauensiechen zu Marburg an den vier hohen 
Festen (Weihnachten, Ostern, Pfingsten und Allerheiligen) 
je eine Flasche guter Wein zur Mahlzeit geliefert werden 
sollte; desgleichen Johann Stein 100 Rhein. Gulden zu Wein 
und Weißbrot für dieselben; Hans Kompen Wein, Weißbrot 
und Gänsefleisch!), während Junker Apel von Grüsen 
(Greussen) ihnen Häringe für die Fastenzeit spendete.?) 
Auffallend ist, daß man den Einwohnern der Siechenhöfe 
selbst ein gewisses Bestimmungsrecht über das Vermögen 
der Anstalten einräumte. Während heute die Insassen 
solcher Häuser lediglich als Destinatäre gelten und die 
Verwaltung ausschließlich in den Händen von städtischen, 
kirchlichen oder eigenen Stiftungsbehörden liegt, war es 
damals möglich, daß die Frauen des Siechenhauses bzw. 
St. Josthofes dem Pfarrer des St. Jostaltars 8 Pfund Heller 
vom Stiftungsvermögen aufließen, wofür er wöchentlich 
eine Messe zu ihren Gunsten lesen mußte.?) 

Wenn wir dann noch „das heil. Kreuz‘, ein Heiligen- 
häuschen auf der Weidenhäuser (Botenbergs-) Brücke nen- 
nen, dem der Marburger Bürger Ludwig Hertichen sich ver- 
pflichtet, jährlich !/, Pfund Wachs, offenbar für eine in dem 
Häuschen anzuzündende Kerze, zu liefern®), ferner die 
Klause am Bilchenstein (Pilgrimstein)®) und eine Kapelle 
vor dem Barfüßertor®), so dürfte die Zahl der kirchlichen 
Baulichkeiten des mittelalterlichen Marburg damit er’ 
schöpft sein. 

Aber reichlicher noch und bedeutsamer für das kirch- 
liche Leben Marburgs als diese Einrichtungen waren die 
mancherlei kirchlichen Veranstaltungen und Feiern inner- 
halb und außerhalb der Gotteshäuser, von denen uns die 
Urkunden berichten. Da hatte der Frankfurter Bürger 


1) Küch a.a.O. 161 (1498. VIII. 4). Das. 158. Stadt-Urk. 1498. IX. 1. 
2) Küch 163° (1499. V. 31). 

3) Repert. der DO.-Urk. III. 1422. III. 27. 

*#) Repert. der Stadt.-Urk. 1423. V. 23. 

°) Kolbe, Die Einführung d. Reformation in Marburg, 1871 8.16. 52. 
6) Bücking, Gesch. Bilder aus Marburgs Vergangenheit, 1901 S. 85. 
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Siegfried zum Paradies mit seinen Brüdern im Jahre 1356 
eine Stiftung gemacht, deren Zinsen jährlich ‚‚uf sente Mer- 
tinis dage‘ fällig waren und „gade czü lobe und czü erin 
unde für sines fadir unde mutir sele Sifredis von Bydinkap, 
genant der Riche, .. . unde Meckelin uz dem Hobe, siner 
elichin häsfrawin, unde andris fur allir errir aldrin sele, 
den got allin gnedig sye‘, verwendet werden sollten, um 
„uf den heiligin gronen donirstag des morgenes for der 
hohin messe“ auf dem Pfarrkirchhof zu Marburg 72 armen 
Männern, „dy der almuse noitorftig sin“, eine Tafel zu 
decken mit einem weißen Tuche und jeglichem darauf zu 
setzen und mit heimzugeben ‚„ezwei schonebroit von fyr 
hellern, ein halbes winis mit deme kroge des bestin winis, .. 
eine schoßelin mit kalden erweißin ünde czwene heyringe 
von drin hellern“. Der .Pfarrer mit seinen Gesellen soll 
den armen Leuten die Füße waschen, auch soll einer das 
Evangelium des Tages lesen, und der Schulmeister mit seinen 
Schülern soll das Responsorium ‚homo quidam‘“ singen. 
Danach soll der Pfarrer mit den Schülern und den armen 
Leuten über Siegfrieds undMeckelinsGrab gehen und unsern 
Herrn Gott mit einem Miserere und einer Kollekte für ihre 
Seelen bitten.!) 

Schon vier Jahre später wurde diese Gründonnerstag- 
Stiftung durch den Schöffen Dietrich Imhof zu Marburg 
vermehrt?), und abermals nach 35 Jahren?) fügte der Schöffe 
Konrad Gutgemut der Gründonnerstag-Stiftung für die 
Männer eine gleiche für 72 arme Frauen hinzu, „gode unde 
unser lieben frauwen zu lobe unde zu eren unde vor syner 
aldren sele, siner husfrauwen, Conrad sines sones, syner 
kyndere sele, sin unde allen gleubigen selen, den goid allen 
gnedig si“. Die Bestimmungen sind ziemlich dieselben 
wie bei der Stiftung Siegfrieds zum Paradies, nur erhalten 
die Frauen anstatt des Kruges Wein je 6 Heller bar Geld 
in dieHand. ‚Unde wan man die almuse also gegeben had, 
unde die armen lude ufisten, so sol iglich arme mensche, 
die die almuse genommen han, funff pater noster unde funff 


1) Kücha.a. O. Nr. 15: 1356. X. 6. 
2) Das. Nr. 20: 1360. VII. 28. 
3) Das. Nr. 58: 1395: X1. 1. 
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ave Maria sprechen uff synen knyhen“. Darauf folgt der 
Umgang über die Gräber mit Miserere, De profundis, Salve 
regina und Kollekte. Es muß übrigens ein abgehärtetes 
Geschlecht gewesen sein, von dem alte Männer und Frauen 
es vertrugen, am Gründonnerstagmorgen im Freien an einer 
Tafel zu sitzen und sich die Füße waschen zu lassen und 
dann noch auf den kalten Erdboden niederzuknien, um die 
vorgeschriebenen Paternoster und Avemaria zu sprechen. 

Auch auf dem St. Kilianskirchhof geschah später eine 
ähnliche Verteilung, wenn auch mit geringerer Feierlichkeit. 
Der Hofmeister Hans von Dörnberg stiftete im Jahre 1497 
„gode dem almechtigen, Marien, siner werden mutir, und 
allem himmelschen here zu lob und zu eren, allen gleubigen 
selen zu hulf und zu troist ein ewig testament, selegerede 
und spende“, wonach ‚alle wochen eine motte korns Mar- 
purgs maiß an husleube, alzo zu Marpurg gewonlich ist, 
zu broit gebacken und uf ein iglichen sonnabint des morgens 
zu sieben uhern zu sanct Kilians kirchen ein iglicher leub 
zu fier teil geschnidden und iglichem armen menschen, jung, 
und alte, so dahin komen werden, ein teil gegeben und 
furandelogt werden sall“. Ober- und Unterbürgermeister 
oder deren einer und die Stadtknechte sollten jeden Sonn- 
abend um 7 Uhr in der Kirchen zu St. Kilian sein, die armen 
Leute darin versammeln, die Kirche zuschließen und 
einen Priester veranlassen, der das Volk daselbst erinnere 
und vermahne, daß jeder mit gebeugten Knien ein Pater- 
noster und Avemaria für die Stifter dieses Testaments und 
für alle gläubigen Seelen spreche, und dann soll die Brot- 
verteilung beginnen.) Durch eine zweite Stiftung von 
100 Gulden ergänzte Hans von Dörnberg im folgenden Jahre 
jene erste: sie war bestimmt, den Armen an jedem Sonn- 
abend in der Fastenzeit zu dem Brote Heringe zu ver- 
abreichen.?) Nicht minder stiftete er im gleichen Jahre 
eine Rente von 56 Gulden zur Beschaffung von grauem 
Tuch für die Armen Marburgs an den vier Fronfesten.?) 
Indessen gehört diese Stiftung strenggenommen nicht, 


1) Küch a. a. O. Nr. 156: 1497. VII. 9. 


2) Kücha. a. O. Nr. 160: 1498. VIL. 9. 
3) Das. Nr. 159: 1498. V. 21. 
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hierher, da sie mit keinerlei äußerer Feier kirchlicher Art, 
verbunden war. Eher ist hier zu nennen die schon erwähnte 
Stiftung des Junkers Apel von Grüsen, die er „gott 
dem allmächtigen, Mariae, seiner werten Mutter, und allen 
himmlischen heer zu lobe und allen christglaubigen seelen 
zu steuer und zu trost .. .. gesatzt, bestalt und gemacht 
hait“, bestehend in 225 Gulden Frankf. Währung, aus deren 
Zinsen jährlich vor dem Sonntag Estomihi zwei Tonnen 
Heringe angeschafft und zur Hälfte an die zwei Siechen- 
häuser von Marburg, die andere Hälfte aber an den Fasten- 
sonnabenden im Kilian mit der Döringschen Spende ‚ar- 
men, notdurftigen oder hausarmen leuten‘ gereicht werden 
sollten.) 

In den ‚Aufzeichnungen über die Armenspenden und 
über die Bestellung der Wachen am Walpurgismarkte‘“2) wer- 
den nicht weniger als dreizehn verschiedene Spenden auf- 
geführt, deren Verteilungstage und Stifternamen genannt 
sind, und die sämtlich den Armen zugute kommen. Aber 
die Verteilung geschah, wenn auch vielleicht öffentlich, so 
doch ohne irgendwelche Feier kirchlicher Art außer bei den 
beiden zuletzt genannten Gründonnerstag-Spenden und den 
nur anhangsweise erwähnten Dörnbergschen und Apel von 
Greusenschen. 

Was sonstige kirchliche Feiern angeht, so findet sich 
ım klemen Stadtbuch, Bl. 7b®), eine Ordnung, die die 
Reihenfolge der Handwerke usw. bei der Fronleichnams- 
prozession bestimmt. Danach gehen voran die Leineweber; 
ihnen folgen die Lohgerber, danach die Schuhmacher, da- 
nach die Krämer, danach die Bodenbinder (Böttcher); ferner 
die Zimmerleute, Sattler, Schmiede, danach die Fleischhauer 
(Metzger). ‚Darnach der burger kleyne kertzin. Darnach 
die wyngerter. Darnach die wollinwebir. Darnach die 
wynceppir. Darnach steynmetze. Darnach beckere. Dar- 
nach . ... . 4) schuler, Barfußen, Prediger und der staid 
kertzin vor unsers hern licham.“ 

Das Fronleichnamsfest war vom Papst Urban IV. (seit 


1) Küch a.a. 0. Nr. 163°: 1499. V. 31. 
2) Das. Nr. 182 (um 1512). ®) Das. 8. 4841. 
4) Hier folgt eine Lücke. 
17* 
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1261) gestiftet, die Bulle, die es festsetzte, aber erst unter 
Klemens V. veröffentlicht; durch Johann XXII. (1316 bis 
1334) wurde es in das Corpus iuris (Clementinen) aufgenom- 
men. Von ihm wurde auch die Prozession an diesem Tage 
angeordnet. Da das kleine Marburger Stadtbuch nach 
Küch!) aller Wahrscheinlichkeit nach in den Jahren 1420 
bis 1428 niedergeschrieben ist, so ist die Niederschrift der 
Marburger Prozessionsordnung um 90—100 Jahre jünger 
als die Anordnung Johanns XXII. . Aber die Ordnung 
selbst wird schon eine Zeit lang vor ihrer Niederschrift be- 
standen haben und bedurfte wohl auch erst einiger Jahr- 
zehnte, um herausgebracht und genau festgesetzt zu werden, 
wie überhaupt erst einige Zeit vergehen mußte, ehe das 
Fest sich ganz eingebürgert hatte. Es wurde und wird noch 
heute am zweiten Donnerstag nach Pfingsten gefeiert, war 
mit reichlichen Ablässen, viel äußerem kirchlichen und welt- 
lichen Pomp und Jahrmarktstrubel verbunden und war 
bald das glänzendste der katholischen Kirche, bedeutete 
aber eine starke Veräußerlichung ihrer Religiosität. Dazu 
wurden andere Kirchenfeste mit Fronleichnamsmessen und 
-prozessionen verbunden und damit in diese veräußerlichende 
Art hineingezogen. Nach Kolbe?) wurde die Prozession 
am Himmelfahrtstage, am Fronleichnamstage und am Sonn- 
tag danach gehalten. Ritterschaft, Welt- und Ordensgeist- 
lichkeit, Bürgermeister und Rat, Laienbrüderschaften und 
Züänfte und die ganze Gemeinde nahmen daran teil. „Von 
der Pfarrwiese aus begab sich der Zug in das Deutsche 
Haus zu St. Elisabeths Grab. Voran gingen die Spielleute 
und vier Stadtknechte mit brennenden Kerzen. Dann folgte 
die Geistlichkeit mit dem Sakrament in silberner Monstranz. 
Darüber trugen die Ratsdiener einen kostbaren Teppich 
an Stangen. Hieran schlossen sich dann die übrigen geist- 
lichen und weltlichen Korporationen mit Fahnen und golde- 
nen Kreuzen an. Jede Zunft führte ihre eigenen Embleme 
und Kerzen mit. Vom Deutschen Hause nahm alsdann 
die Prozession ihren Gang zu allen Klosterkirchen und kehrte 
zuletzt wieder in die Pfarrkirche als ihrem Ausgangspunkt 


1) A.2.0. 8.61. 
2) Marburg im Mittelalter, S. 14£. 
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zurück. Bei besonderen Anlässen und an bestimmten Tagen, 
z.B. am Fronleichnamstage, ging die Prozession über den 
Burgberg um den Hain zum Deutschen Haus.“ Wie weit 
die Angaben richtig sind, läßt sich nicht nachprüfen, da 
Kolbe — wie gewöhnlich — keine Quelle angibt. Nach 
einer Urkunde aus dem Jahre 15021) gewährte der Kardinal- 
presbyter Raimund von S. Maria nova aus Gurk, päpst- 
licher Legat für Deutschland pp., der Stadt Marburg ihre 
Bitte, daß jährlich an fünf Festen in ihrer Pfarrkirche eine 
Messe zu Ehren des Leibes Christi gehalten werde und dabei 
die Hostie in feierlicher Prozession umhergetragen werden 
dürfe. Daß die breite Menge an diesen Fronleichnams- 
prozessionen mit ihrem Lärm und Gepränge Gefallen fand, 
darf man aus den Stiftungen schließen, die — zum Teil 
von recht erheblichem Wert?) — zu ihren Gunsten ge- 
macht sind. 

Am Sonntag nach Fronleichnam wurden, ebenso wie 
„in den Oster heiligen Tagen‘ in der Pfarrkirche geistliche 
Spiele — theatralische Darstellungen aus der Passions- oder 
sonstigen biblischen Geschichte — durch Geistlichkeit und 
Brüderschaften aufgeführt, die sich eines so ungeheuren Zu- 
laufs erfreuten, daß man an allen Pforten der Stadt und 
auf dem Dammelsberg Männer ‚‚in Harnisch“ als Wächter 
aufstellen mußte, um die Ordnung zu wahren. Die gleiche 
Vorsichtsmaßregel mußte am 1. Mai getroffen werden, der 
als Tag der Erhebung der Gebeine der hl. Elisabeth mit be- 
sonderem Glanze, unter Ablaßerteilung in der Elisabeth- 
und Pfarrkirche wie in der Schloßkapelle, zugleich mit 
einem Jahrmarkt gefeiert ward.?) 


Zweiter Abschnitt: 


Die Beziehungen zwischen Kirche und Stadt im mittelalterlichen 
Marburg. 

Haben wir im vorstehenden versucht, die Grundlagen 
darzustellen, auf denen die Beziehungen zwischen Kirche 
und Stadt im mittelalterlichen Marburg sich entwickelten, 
die Gegenstände, Einrichtungen und Veranstaltungen, an 


I) Repert. der Stadt Marburg 1502. VII. 13. 
2) Das. 1504. XI. 30. 1505. IV. 11. ») Kolbe a.a. 0. 8.14.15. 
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die sie sich knüpften, so gilt es nun, diese Beziehungen 
selbst darzulegen, die Beziehungen zwischen Kirche und 
Stadt, d. h. zunächst zwischen der Geistlichkeit und den 
kirchlichen Einrichtungen auf der einen und der amtlichen 
Vertretung der Stadt, Bürgermeister, Rat, Schöffen und 
der „ganzen Gemeinde“ auf der anderen Seite. Allein wir 
würden die Grenzen zu eng ziehen und manche nicht un- 
interessante Beziehungen ausscheiden müssen, wenn wir 
uns allein auf die offizielle Stadtvertretung beschränkten, 
es gibt auch Beziehungen zwischen der Kirche und einzel- 
nen bestimmten Kreisen der Bürgerschaft, ja selbst ein- 
zelnen Bürgern, die hierher gehören. Und die Beziehungen 
selbst können wieder der verschiedensten Art sein, sie können 
aus persönlicher Berührung der beiderseitigen Vertreter, sie 
können aus Verträgen und Rechtsverhältnissen hervorgehen, 
sie können endlich auch materielle Güter, Vorteile oder Schä- 
den betreffen. Oft wird eine Scheidung schwer sein: der 
Marburger Bürger, der vom DO. ein Stück Ordensland in 
Erbleihe erhielt, knüpfte damit ein gewisses persönliches 
Band und ein rechtliches Verhältnis zum Orden an und 
kam auch in materielle Abhängigkeit von ihm; in solchem 
Fall wird die bedeutsamste Beziehung maßgebend sein und 
für die Besprechung der Sache zugrunde gelegt werden. 
Im allgemeinen wird man persönliche, rechtliche und ma- 
terielle Beziehungen zwischen Kirche und Stadt unter- 
scheiden können. 


I. Die persönlichen Beziehungen zwischen Kirche 
und Stadt im mittelalterlichen Marburg. 


‚Die persönlichen Beziehungen zwischen der Kirche und 
der Stadt bzw. ihren Bürgern waren nicht etwa etwas Selbst- 
verständliches, sich aus den Verhältnissen von selbst Er- 
gebendes. Der DO. hat eine ganze Reihe von Jahren in 
oder vielmehr vor der Stadt Marburg existiert, ohne mit 
ihr in persönliche Beziehungen zu treten, ja ohne von ihrem 
Vorhandensein überhaupt Notiz zunehmen, und ebenso hat 
es eine ganze Weile gewährt, ehe die Marburger Bürger 
sich — außer etwa zur Befriedigung ihrer Neugierde — 
um den Orden kümmerten. Der Franziskaner- oder Bar- 
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füßerorden hat fast in der ganzen Zeit seines Bestehens 
ohne nennenswerte Berührung mit Stadt und Bürgerschaft 
für sich gelebt. Die Erhebung Marburgs zur eigenen Pfarrei, 
die Übertragung des Patronats auf das Franziskushospital 
und nachher auf den DO. ist eine Sache, bei welcher Rat, 
Bürgerschaft und Gemeinde gar nicht einmal um ihre Mei- 
nung gefragt sind — wie denn in Hessen das Kirchenregi- 
ment stets, auch später in evangelischer Zeit, über die 
Köpfe der ‚Untertanen‘ hinweg geübt worden ist. Die 
Formel, mit der die älteren Urkunden die Zugehörigkeit 
zum Stadtbezirk bezeichnen: ‚‚waz in die pfarre hored zu 
Marpurg‘‘, enthält noch keine persönlichen Beziehungen zwi- 
schen Stadt und Kirche. Vielmehr haben sich diese erst 
langsam geknüpft und sind ein Produkt jahrhundertelanger 
Entwicklung gewesen. 

Fangen wir mit dem Innerlichsten an, mit der persön- 
lichen Stellung zur Kirche und zu den religiösen Fragen 
überhaupt, so geben hierüber häufig die Einleitungen der 
Stiftungs- und Schenkungsurkunden Auskunft, in denen 
die Spende, das Seelgerät usw. seitens des Stifters oder der 
Stifter motiviert wird. So bekunden Mechthild von Maul- 
bach und ihre Tochter Irmentrud, deren Beziehungen 
zu Marburg durch Zuziehung von Marburger Schöffen und 
Bürgern als Zeugen und Beglaubigung der Urkunde mit 
dem Marburger Stadtsiegel bewiesen werden!): ‚Profitemur, 
quod ex deliberatione maturs, volentes consulere saluti ani- 
marum nostrarum ac incertam horam mortis certa rerum 
nostrarum disposicione Juxta sapientis consilium prevenire, ad 
honoremdeiomnipotentiset gloriose matris ejusvirginisMarie, 
in remedium quoque et salutem animarum nostrarum per- 
sonas nostras et res nostras seu bona nostra mobilia et 
immobilia, que nunc possidemus vel in futurum poterimus 
possidere, damus religiosis viris..., commendatori et fratri- 
bus domus Teuth. apud Marpurg“ usw. Kürzer fassen sich 
Gelud Ottin?): „Ich... . gebin miner frowin sente Elsebede, 
dem commentüre unde den broderen des Tütschin husis zu 
Marpurg minin lip unde min güt allız daz ich han“, und 


1) WyB a.a. 0. IL, 37 (1302. VI. 3). 
2) Das. IL, 813. 
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Gela von dem Rade!): ‚„Noverint universi, quod ego Gela 
filia Conradi dieti von dem Rade ob anime mee nec non 
parentum meorum remedium res meas universas... commen- 
datori ceterisque fratribus dom. Theut. prope Marpurg dedi 
donatione legitima inter vivos‘‘, während Dymar Zelud und 
Frau bekennen?): ‚„daz wir lüterlichen durch got, unsir 
frauwin willin sinre uzerweltin müdir und zu erin und lobe 
der heiligin fraüwin sant Elzebede hain gebin zu rechtim 
lütern. selgerede den erwerdin geistlichin lüden hern Jo- 
hanne vom Heyn comthüren .... unsir Ip und unser 
gud . .. .“ Eingehender "motivieren Heinrich von Dyliin- 
berg und sein Bruder Hermann ihre Schenkung?): ‚„daz 
wir angesehin han dy kürczede dyses virgencglichin lebins 
unde han gegeben den geistlichin unsern lieben herren. . 

unsir lip unde gdäd.. ... zu eym rechten selgerede, unde han 
daz getan zü lobe unserm herren gode, zü eren unser lieben 
frauwin unde der heilgin fraüwin sente Elsebeten unde 
zü tröste unsir unde allir unser aldern sele ....“ Es ist 
die echt mittelalterliche Frömmigkeit, die sich in all diesen 
Stiftungen und Seelgeräten und den beigefügten Motivie- 
rungen kundtut, die durch Spenden zu kirchlichen und 
andern wohltätigen Zwecken das eigene Seelenheil und das 
der Angehörigen glaubte sicherstellen zu können. Es ist 
daher begreiflich, daß mit dem Eintreten der Reformation 
und der Verbreitung protestantischer Anschauungen diese 
Seelgeräte aufhören und die kirchlichen und wohltätigen 
Stiftungen, soweit sie noch vorkommen, einen andern Cha- 
rakter annehmen. Außerordentlich bezeichnend ist hierfür 
die Zurücknahme zweier im Jahre 1519 bei den Domini- 
kanern hinterlegten Testamente*) durch notarielle Erklärung 
der Witwe Gela Buchseck geb. Frey zu Marburg im Jahre 
1526. Sie erklärt darin: ‚Dweil aber itzt durch erleuchtung 
des heiligen wort gotis und cristlich verstentnis dem al- 
mechtigen zu lobe besser ordenung und clerlicher woltate 
an tag kommen und durch vil frommer leute, geistlich und 
werntlich personen, mann und frauen, dis leste jar wol under- 
richt ist worden, auch selbs gehort, gemirkt und gesehen, 


1) Wyß a.a.O. II,895. 2) Das. III, 1084. 2) Das. III, 1171. 
4) Küch aa. 0. Nr. 215. 


Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg. 265 


hat sie sich besorgt, das solch zweit testament bi obgenann- 
ten Predigern kein bestant haben mug“ und daß ihre Güter 
nach ihrem Tod unnütz zerstreut und die darin festgesetzten 
Seelenmessen und Vigilien nicht gehalten werden. Damit 
nun ihr letzter Wille ‚mit iren gutern nach dem willen 
gotis zu lob und eren notturftiger und nutzer, auch seliger 
vorgnommen und geordent werde“, so widerruft sie das 
zweite Testament und bestimmt folgendes: 1. Sie gibt Gott 
ihre Seele, ihren Leichnam der Erde. 2. Von ihren Gütern 
soll ein Teil ihren armen Freunden und Versippten, 3. ein 
Teil ‚armen, notigen und dorftigen husleuten, als armen 
erben Christi‘, 4. 300 Gulden zu einer besonderen Spendelt), 
5. für Manns- und Frauensiechen vor Marburg je 5 Gulden 
und ein weiterer Teil zu Einzellegaten für eine Reihe von 
Personen verwandt werden. 

Die erste persönliche Berührung, in die der DO. mit 
Marburger Bürgern geriet, stammt aus dem Jahre 1254, 
einer Zeit, da das DH. zu Marburg schon 20 Jahre bestand, 
von Papst und Kaiser, Fürsten und Bischöfen, Adligen und 
Klöstern mit zahllosen Privilegien, Rechten und Gütern 
reichlich ausgestattet war; da verkaufte der Marburger Bür- 
rer Albert gen. von Amöneburg in Gemeinschaft mit Konrad 

’uzel aus Dillenburg ihren Hof in Beltershausen dem DH.?) 
Ind weitere 30 Jahre hat es gewährt, ehe dem Orden von 
ür Begine Aba, der Tochter Gerlach Cruses, aus Marburger 
Brgerkreisen eine Schenkung zuteil ward ®) (1291, 29. März). 
Uerhaupt sind der Stiftungen für den DO. aus Marburg 
niisehr viel gewesen, denn der Orden hat sich in der Mar- 
burger Bürgerschaft nie besonderer Beliebtheit erfreut, dazu 
lagı der Klagen und‘ Beschwerden über den Orden) zu 
vielyor, auch gingen die Interessen und Gedankenkreise 
der tterlichen Ordensherren und der Kleinstadtbürger zu 
weit,useinander. Erst mit der Erbauung der neuen Pfarr- 
kirch mehrten sich die Spenden für diese, für den Pfarrer 


"Yon den Testamentsvollstreckern sind die Zinsen zur Ausstat- 
tung elr armen tugendhaften Magd aus Marburg bestimmt, vgl. Küch 
a. a. 0..250, Anm. 3; 8. 301, Anm.]. 

)Tyß 2.2.0.1, 121. 8) Das. 1, 526. 

2) u. III. Abschnitt. 
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und seine Gesellen, für das Geluchte der Kirche, für die 
Fronleichnams- und andere Messen, die indirekt dem DO. 
als Kirchenpatron und Inhaber der ihm inkorporierten 
Kirche zugute kamen!), wenn auch die Marburger Bürger 
sie für ihre Kirche und ihren Pfarrer stiften wollten. Ein- 
zelne Patrizier- und Schöffenfamilien Marburgs waren es 
vor allem, die sich durch ihren kirchlichen Sinn und ihre 
offene Hand auszeichneten, so die Gutgemut, von Treisbach, 
von St. Nabor, Sinning, von Sassen, Brüning u. a., Allen 
voran &aber steht die Familie Imhof (im Hobe, in curia), 
genannt Rode, offenbar gleichen Stammes mit den Hobe- 
herren in Seelheim, die sehr begütert, gebildet und religiös 
gesinnt, außerordentlich viel für kirchliche Einrichtungen 
und Stiftungen getan hat. Ein Schöffe Dyderich inme Hobe 
vermehrt im Jahre 1360 die Gründonnerstags - Stiftung 
Siegfrieds zum Paradiese?), ein‘ anderer Schöffe, Ludwig 
im Hobe (f 1364), hat das Wandtabernakel in der Pfarr- 
kirche gestiftet.?) Dessen Zeitgenosse Albert in curia war 
Stifter und Patron des St. Michaelsaltars in der Pfarrkirche, 
dessen Patronat nachher auf die Kugelherren übergin 
Ein Heinrich im Hobe genannt Rode war DO.-Priester u 
Stadtpfarrer zu Marburg. Der bekannteste und letzte Spre 
seines Zweiges der Familie aber ist sein Namensvetter, er 
schon oben genannte magister artium et bacc. jur. H&- 
rich in curia gen. Rode, der mit seiner Gattin ren 
von Treisbach sein ganzes Vermögen dem von ihm gestiftien 
Fraterhaus zum Löwenbach zuwandte. Schon sein Vier, 
Peter im Hobe, Patron des St. Barbara-Altars in der Kiche 
zu Goßfelden, hatte einen Streit mit dem DO. über deses 
Patronat, den der Offizial der Propstei S. Peter in Ninz, 
Nikolaus Snabil, zugunsten des ersteren entschied.* Ein 


1) Repert. der Stadt-Urk. 1371. VIL. 27; 1407. V. 23; 140801. 25; 
1411. X. 18; 1425. VI. 17.; 1466. XI. 11; 1471. XI. 15; 1498.,IIL. 3; 
1499. V. 5; 1502. XI. 25; 1504. XI 30; 1505. IV. 11.... Univers.irk. 314. 
Wyß. II. 654. 864. 876. III. 1108. 1192. 1225. 1238. 1263. pert. d. 
DO.-Urk. III. 1424, VII. 3; 1449. VII. 15; 1477. VI. 8; 147 VI. 24; 
1490. XI. 3; 1499. I. 10. IV. 1508. II. 29; 1509. XII. 4; 15} IX. 29. 

?2) Küch a.a. 0. Nr. 20. 

?) Bücking, Geschichte des Kugelhauses. 

1) Repert. der DO.-Urk. III. 1453. VI. 9. 
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weiterer Streit zwischen Heinrich im Hobe und dem Pfarrer 
Werner in Goßfelden über Mitbenutzung des Missale und 
der Ornamente beim Messelesen wurde von den Mainzer 
Richtern gleichfalls zugunsten des im Hobe entschieden.!) 
Sie beauftragen bei dieser Gelegenheit die Pfarrer zu Mar- 
burg und Goßfelden, den DO.-Komtur und die magistri 
fabricae zu Goßfelden, die in der Sache gegen Rode ihrer 
Zitation nicht gefolgt sind, zu exkommunizieren.?) Später 
erfolgt dann Einigung mit Rode und Absolution. Ich habe 
die Deutschherren stark im Verdacht, daß sie den kleinen 
Streit mit Heinrich Imhof und ihre eigene Verurteilung — 
die allen Gewohnheiten widerspricht, denn die Urteile fallen 
sonst regelmäßig zugunsten des Ordens aus — absichtlich 
herbeigeführt haben, um sich hinterher mit ihm versöhnen 
und bei dem reichen, kinderlosen Manne ein wenig erb- 
schleichen zu können. Das Erbe ist ihnen aber entgangen 
und — einschließlich des St. Barbara-Altars — den Kugel- 
herren zugefallen. Dagegen haben sie ein paar Jahre später 
einen Ebirt Rode in den Orden aufgenommen, nachdem 
seine Brüder Dietrich und Johann bezeugt haben?), daß 
ihr Bruder ‚an Vernunft, Gliedern und Leibe ungebrechlich, 
auch von Vater und Mutter edel und Wappengenosse sei“, 
und sich verpflichtet, wenn derselbe DO.-Herr geworden 
sei und sich gegen den Orden auflehne, ihm nicht beizu- 
stehen, Erklärungen und Versprechungen, wie sie ähnlich 
vor jeder Aufnahme in den Orden von den Angehörigen 
abgegeben zu werden pflegten. Im Jahre 1500 wird auch 
ein Bürgermeistersohn von Marburg, anscheinend bürger- 
lichen Bluts, in den DO. aufgenommen, nachdem seine 
Eltern Johann Grewe und Frau dem Orden Güter und 
Zinse in Anzefahr verschrieben haben.?) 

Noch geringer waren, wie schon gesagt, die persönlichen 
Beziehungen der Stadt und Bürgerschaft zu dem Franzis- 
kaner- oder Barfüßerorden. Näher stand den Bürgern der 
Dominikanerorden durch seine Predigttätigkeit, wie aus den 
oben zitierten Schenkungen an den Orden hervorgeht, nicht 


t) Repert. der DO.-Urk. III. 1454. V. 14. 
2) Das. 1454. IX. 17. 3) Das. 1466. II. 5. 
#) Repert. der DO.-Urk. IV. 1500. XI. 21. 
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minder aus dem Umstand, daß die Bürgerschaft mehrfach 
die Seelsorgetätigkeit der Predigermönche in Anspruch ge- 
nommen hat, was jedesmal zu Streitigkeiten mit dem Stadt- 
pfarrer und dem DO. als Patron der Pfarrkirche führte, 
die dann durch den Scholastikus von B. Mariae ad gradus 
in Mainz geschlichtet wurden.!) Noch mehr war dies der 
Fall bei den Brüdern vom gemeinsamen Leben, den Kugel- 
herren, die die ganze Existenz ihres Hauses der Munifizenz 
des Imhofschen Ehepaares und der Begeisterung der Mar- 
burger Bürger für die neue Einrichtung verdankten, aber 
auch bei den städtischen Behörden in Sachen ihres Kirchen- 
und Hausbaues viel Entgegenkommen fanden. Über die 
Beziehungen der Marburger Bürgerschaft zu den beiden 
Siechenhäusern vor Marburg und die wenigstens zum Teil 
aus Marburger Bürgerkreisen stammenden Armenstiftungen 
hat der erste Abschnitt dieser Arbeit das Erforderliche 
mitgeteilt. 

Einer besonderen Pflege erfreuten sich die persönlichen 
Beziehungen zwischen Kirche und Bürgerschaft in den ver- 
schiedenen Bruderschaften, deren Zweck neben wechsel- 
seitiger materieller Hilfe (besonders in Notfällen und bei 
Beerdigungen) doch gerade die Förderung des kirchlichen 
Lebens war. Die Mitglieder gehörten wohl in erster Linie 
den kleinbürgerlichen und Zunftkreisen an. Nur in der 
Kalandsbruderschaft waren — wenigstens in Marburg, wäh- 
rend das anderwärts rein geistliche Gesellschaften zu sein 
pflegten — weltliche und geistliche Mitglieder gemischt, 
was ja in besonderem Maße zur Förderung der persönlichen 
Beziehungen zwischen Stadt und Kirche, Geistlichkeit und 
Bürgerschaft gedient haben muß. Akten, die uns in das 
innere Leben dieser Brüderschaften einen Blick tun ließen, 
sind uns leider nicht erhalten. 


ll. Die rechtlichen Beziehungen zwischen 
Kirche und Stadt im mittelalterlichen Marburg. 
Ausgedehnter und mannigfaltiger als das Gebiet der 
persönlichen ist das der rechtlichen Beziehungen zwischen 
Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg, und hier 


I) Repert. der DO.-Urk. ILL. 1454. III, 1. IV. 1504. IU. 1. 
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handelt sich’s bei der „Stadt“ nicht nur um die Bürgerschaft 
oder einen Teil derselben, sondern um die rechtlich verfaßte 
Stadt, um Bürgermeister, Rat und Schöffen. 

Es ist ja nur eine verhältnismäßig kleine Zahl von 
mittelalterlichen Städten, die über Eigenkirchen verfügen, 
d.h. die auf eigenem Grund und Boden mit eigenen Mitteln 
ihre Kirchen gebaut und deshalb von vornherein das Patro- 
natrecht inne hatten. Meistgehörteder Baugrund demKönige, 
Landesherrn, Bischof oder irgendeinem Grundherrn. Aber 
es kam vor, daß die fürstlichen usw. Patrone ihre Rechte 
ganz oder zum Teil auf die von ihnen gegründeten Städte 
übertrugen, wie Konrad von Zähringen und Heinrich der 
Löwe das in Freiburg i. Br., Braunschweig-Hagenstadt und 
Lübeck taten, oder daß die Stadtgemeinden in langwierigen 
Verhandlungen mit den Stadtherren und Bischöfen, halb 
mit List, halb mit Gewalt, durch Erbittung päpstlicher Pri- 
vilegien und selbst mit gefälschten Urkunden ein Patronats-, 
' Präsentations- oder Pfarrwahlrecht erlangten, so daß doch 
eine verhältnismäßig große Zahl von städtischen Pfarr- 
wäahlrechten (Beispiele sind Augsburg, Cöln, Erfurt, Meers- 
burg, Frankfurt a.M., Holzminden, Freiburg i. Br., Prag, 
Straßburg, Bonn, Zürich und die obengenannten) aus dem 
Mittelalter vorliegt.!) Von dem allen finden wir in Marburg 
gar nichts. Hier hat von Anfang an bei Errichtung der 
selbständigen Pfarrei Marburg der Landgraf als Grundherr 
. sein Patronatrecht geltend gemacht, um es gleich darauf 
nicht auf die noch höchst unentwickelte Stadt, sondern auf 
das Franziskushospital und nachher mit diesem auf den 
DO. bzw. das DH. in Marburg zu übertragen.?) Der DO. 
hat dann durch alle Jahrhunderte sein Patronatrecht der- 
gestalt ausgeübt, daß er den von ihm erwählten Pfarrer 
— in der Pfarrkirche waren es durchweg DO.-Pfarrer — 
dem Offizial des Propstes von St. Stephan zu Mainz prä- 
sentierte. Letzterer gab darauf den Auftrag, den neuen 
Pfarrer als solchen in der Kirche zu proklamieren, damit 
die, welche Einspruch erheben wollen, ihn bis zum folgenden 


1) Vgl. meine Marburger jur. Dissertation 1919 über städtische 
Kirchenpatronate, besonders im ehemaligen Kurhessen S. 18f. 
2) Wyß.a.a.0. 1. 40. 
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Sonntag bei ihm vorbringen können. Ein Einspruchsrecht, 
ein sog. votum negativum, war also der Gemeinde gegeben, 
aber man hört nicht, daß letztere jemals davon Gebrauch 
gemacht hätte. Ebensowenig wurde von der Stadt oder der 
Bürgerschaft je ein Versuch angestellt, auf die Besetzung 
der Pfarrstelle oder der anderen geistlichen Stellen Einfluß 
zu gewinnen; nicht einmal die Besetzung von Altaristen- 
stellen, die sie verhältnismäßig leicht hätte beeinflussen 
können, hat sie sich gesichert. Selbst in den Beschwerde- 
artikeln vom Jahre 1525, also nach Anbruch der Reforma- 
tion, hat die an die Unterordnung unter den Landesherrn 
gewöhnte Stadt es nicht gewagt, um freie Pfarrerwahl zu 
bitten, und erst im Casseler Rezeß von 1648 ist ihr, nicht 
etwa auf eigenes Betreiben, sondern durch die Fürsorge 
der hessen-darmstädtischen Regierung, ein Präsentations- 
recht zugewandt, das in den neunziger Jahren vorigen Jahr- 
hunderts auf Klage des Marburger Stadtrats von den hessi- 
schen Gerichten als Patronatrecht anerkannt wurde.!) 
Damit soll keineswegs gesagt sein, daß die städtischen 
Behörden ohne Einfluß auf das kirchliche Leben der Ge- 
meinde gewesen seien. Sie waren ja damals, als kirchliche 
und politische Gemeinde noch ungeschieden und noch keine 
Kirchenvorstände vorhanden waren, die gegebenen Ver- 
treter auch der Kirchengemeinde. Als solche teilten sie 
sich mit dem Patron in die Baupflicht der Pfarrkirche; 
während der DO. den hohen Chor zu errichten hatte, er- 
baute die Gemeinde das Schiff. Es bestand eine eigene Ver- 
waltung für den Bau?), die durch drei, später zwei Bau- 
meister ausgeübt wurde. Der Kirchenkasten hatte sein 
eigenes, von den übrigen städtischen Einkünften getrenntes 
Vermögen, weshalb die Rechnungen auch in den Haupt- 
rechnungen keinen Niederschlag gefunden haben. (Mit der 
Reformation gingen diese Rechnungen auf in die durch 
vier Kastenmeister geführten Kastenrechnungen, von denen 
eine Anzahl Jahrgänge auf der Superintendentur vorhanden 
sind.) Auch sind uns noch eine Anzahl Urkunden erhalten, 
welche auf die Entwicklung des Kirchenbaues und die Mit- 


1) Vgl. meine oben zitierte Inaug.-Dissertation S. 43fl. 
2) Küch a.a.0. 8.63. 


Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg. 271 


wirkung der städtischen Behörden daran ein Licht werfen. 
In einem Revers von 13751) bekennt der Steinmetz Tyle 
von Frankenberg, ‚„daz dii ersamen wiisen lude burger- 
meister, schefin unde rad zu Marpurg mit mir unde ich 
mit ien gered unde ubirkumen sin, in ere parrekirchin czu 
buwene‘“, In einer Erklärung vom 29. November 13982) 
befreit die Stadt Marburg den Goldschmied Heinrich wegen 
einer für die Pfarrkirche angefertigten Monstranz von allen 
bürgerlichen Lasten, ‚also daz derselbe Heinrich, diiwil 
daz he lebit unde bi uns wanhafftig ist, geschoßis, bede, 
wachte unde allis dinstes von der stat wegin fryhe unde 
ledig sin sal“. Mit Peter Mokes schließt die Stadt am 
12. März 14243) einen Vertrag wegen Reparatur der Glas- 
fenster in der Kirche und im Kerner: ‚Wir burgermeistere, 
scheffen unde raid zü Marpurg bekennen vor uns unde alle 
unser nachkommehden in disseme... briffe, das wir mit wissen 
unde willen Heinrich Holezheymers, Wentzil von Giessen unde 
Heinrich Goldsmes, zu disser cziid büwemeistere unde luchte- 
meistere unser lieben frauwen parrekyrchen daselbis zu Mar- 
purg, unde dorch notz unde nottorfft desselben büwes eyn- 
trechtlichen obirkommen sin mit Peter Mokes, also das he, 
dywile he lebet, sal alle glasefinstere an der obgenanten 
parrekircken in deme kore, in der kirchen, in der sacristien, 
an allen enden unde iren zugehorungen unde darezu alle 
glasefinstere an deme kerner, oben unde unden, kleyne unde 
groß, bynnen disseme jare widdermachen, wo des noid ist, 
mit bilden, geferbetem unde gebrantem glase, wo unde wie 
sich das gehoret usw.“ 

Zur Zeit Tyles von Frankenberg wurde wahrscheinlich die 
Kirche mit dem schon stehenden, vom DO. erbauten Chor 
verbunden. Daß es dabei nicht ohne Schwierigkeiten ab- 
gegangen ist, ergibt sich aus der Gegenbeschwerde des DO. 
gegen die Beschwerde der Stadt (1370—1375)*), worin er 
sich beklagt: ‚‚daz sy unser kirchin zu der parre abe gebrochin 
hant und intecket (abgedeckt) me denn sy gebuwin mogin 


— 
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Marburgs in: Hessenkunst 1912. 


u 


272 Theodor Apel, 


alz ziitlich alz dez not were, und der elter eynteyl alz un- 
befredit sten, daz grobelich foichte ist, dazampt der heylgin 
messe zu ubene‘“; mit andern Worten, es ist der westliche 
Abschluß des vom Orden erbauten Chors damals abge- 
rissen und ein Teil des Daches abgedeckt, um Chor und 
Schiff zu vereinigen, so daß es in die Messe hineinregnete. 

Übrigens beschwert sich der Orden in der gleichen 
Klagschrift nicht nur, daß die Bürger in ihrer Pfarre Bau- 
meister einsetzen ohne Wissen und Willen des Pfarrers 
und diese dem Pfarrer keine Rechnung tun — ein Zeugnis, 
daß die Stadt auf diesem Gebiete, des Patronats ungeachtet, 
ziemlich selbständig vorging —, sondern auch darüber, daß sie 
den Pfarrgarten unter dem Pfarrhofe geöffnet und einen 
Weg durchgelegt haben (es war ein öffentlicher Weg, den 
den Pfarrer hatte vermauern lassen), und daß sie das Pfarr- 
haus abgebrochen und dadurch den Kirchhof erweitert 
haben. Dies hatte geschehen müssen, weil sich beim Bau 
des Schiffes herausstellte, daß der vorhandene Platz nicht 
ausreichte, zumal der Pfarrer seine ‚Heimlichkeit‘‘“ direkt 
an der Straße stehen hatte!) Die Pfarrer haben dann 
Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre des 14. Jahrhun- 
derts einen neuen Pfarrhof, die jetzige Superintendentur 
gebaut und dazu unbefugterweise Steine und anderes 
zum Bau der Kirche bestimmtes Material im Werte von 
30 Mk. Pfennigen, das auf dem Bauplatz lagerte, an sich 
genommen. Hierbei sind auch behauene Steinreste der 
früheren Pfarrkirche mit verbaut worden.?) 

Überhaupt tritt uns überall das doppelte Bestreben 
der Stadt entgegen, einerseits dem übermächtigen Einfluß 
der Geistlichkeit entgegenzuwirken, anderseits selbständig 
in die kirchlichen und verwandten Fragen einzugreifen. 
Schon in dem Stadtrecht des Landgrafen Heinrich II. vom 
7. Dezember 1357?) wird das Sendgericht über die Mar- | 
burger Bürger abgelehnt: ($ 21) ‚„Ouch ensal nyman obir 
unse burgire sehind sitzin, als unse eldirn und wir daz her- 
brochit han“, die Bedepflicht für alle „dy in dy pharre zcu 
Marpurg gehorin und dy zcu dem Tutschin huse gesezzin sin 


ı) WyBßa.a. O.1IIINr. 1099. 2) Küch, Dieälteste Pfarrkirche. 
®) Küch, Quellen z. Rechtsgesch. Nr. 16. 
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odir andirswo, dy da koifin und virkoifin‘ ($ 6) eingeschärft!) 
und der Verkauf von Gütern, die an die tote Hand gefallen 
sind, binnen Jahresfrist ($ 8) gefordert: ‚Ouch wilchirley 
erblich gud odir gulde unse burgire zcu Marpurg, man odir 
‚ frouwe, han gegebin, gebin, han bescheidin odir vor ire_ 
sele bescheidin geistlichin ludin oder wertlichin phaffin, 
dy sullin daz in der jarfrist virkoifin umme eyn mogelichin 
phennyng den nestin odir unsirn burgirn zcu Marpurg‘“. 
Andrerseits finden wir neben der Bestellung von 
Kirchenbaumeistern auch die eines Opfermanns seitens 
der Stadt. Im großen Stadtbuch findet sich auf Bl. 24b 
aus dem Jahre 1396 die Eintragung?): ‚Anno domimi 
MCCOOLXXXX sexto hant unse herrin burgermeistere, schef- 
fin unde rad abgesat Rudolfin vom oppirampte unde han Hein- 
rich Hademar an syne stat gesast. Es ist eyn alde gewonheid 
unde recht von aldere herbracht allewege, daz wan ez dü 
burgermeistere, schefin unde rad geluste, so mochtin si ein 
oppirman setzin, wen si wolden unde also dicke sii wolden, 
unde wider entsetzin, unde han dez gude macht an alle 
widerrede eynes perhers unde anders allirmenlichs. Unde der 
oppirman muste globen unde sweren, dem buwe getruwe 
zu syne unde dem perher unde sin gesellin unde den bur- 
gern gementlichen unde der stat gemenlichen gereyde unde 
gehorsam zusyne...undedem oppirampte recht zu tune unde 
zu bewarne an alle argelist unde gefirde. Unde so sullen sii eme 
dan dii slußele antwurten unde den ornatum der kirchen unde 
sullen dem perher unde sin gesellen sagin, daz he sal ein 
oppirman sin, unde sulle en gereyde sin, wan sii en heischin.“ 
Auch die Schulmeister mit ihren Gesellen werden von 
der Stadt angestellt, obwohl ein großer Teil ihres Dienstes 
Kirchendienst oder Vorbereitung für diesen (Übung des 
Kirchengesangs) war.) Eine eigne Ordnung der Marburger 
Stadtschule wurde am 14. Mai 1431 von Bürgermeister, 
Rat und Schöffen der Stadt herausgegeben?) und am 
12. April 14485) und abermals am 22. Februar 14608) mit 


1) Näheres darüber im III. Abschnitt. 

2) Kücha. a. O. Nr. 69. ®) Das. Nr. 104. 178. 
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Nachträgen versehen, aus der wir folgende wichtige Be- 
stimmungen mitteilen: „$ 11: Eyn oberschulmeister sal 
mit sinen undermeistern unde mit sinen schulern alle son- 
tage unde alle fihertage dorch das jar in der parrekirchen 
metten singen unde alle dage dorch das jar hohe messe unde 
vesper singen. Eyn obermeister sal auch bestellen, das in 
der kirchen redeliche gesongen werde an alle confusien. 
$ 12. Keyn burgersson ensal eyme obermeister oder under- 
meistere geld oder wert geben, das he nicht sulle zu der 
metten geen uff die sontage unde uff die fihertage. $ 14. Eyn 
oberschulmeister, sin undermeistere unde alle schuler, die 
burgerskynde sin, sollen alle sontage, alle fihertage zcu der 
messe unde alle heiligeobend zu der vesper, unde darczu, 
wann des gewonlich ist, in iren korruckelinen zu kore geen. 
s 15. Eyn obermeister unde undermeistere sollen alle ire 
schuler darczü halden, das sie in deme kore zcolchtig syn unde 
nicht rüffen unde sich nicht zcocken oder stossen. $ 16 (nach 
dem Gottesdienst auf dem Kirchhof oder der Gasse nicht 
raufen oder andre Torheit treiben). $ 17 (Übungen im 
Kirchengesang betreffend). $ 24 (von 1460): Der schul- 
meister locaten (Stellvertreter) nach ire schuler ensoln auch 
uff die sontage und andere ereliche fest durch daz jar in unser 
parrkirchen keyn selemesse singen nach singen lassen, an 
geverde. 826. Uff die sontage, aposteln und andere erelich 
fiertag wollen wir in der pharkirchen zu Marpurg officia 
geborlich und gewonlich denselben tagen nach gesetze der 
heiligen kirchen gehalten und gesongen werden und keyn 
singende reguiemsmesse, und abe dawidder gesonnen ader 
begeret wurde, sal sich der schulmeister, sin undermeistere 
und schulere nicht cruddyn, an geverde. $ 27. Der schule- 
meister und undermeistere soln in die schule, in stoben oder 
kammern daselbs, keyne frauwen heischen nach kommen 
laßen in wolstehin der schule und unnocze gedangke ader 
geroichte dadorch zu verhuden.“ 

Die Sabbatordnung vom 19. Oktober 1491!) ist vom 
Landgrafen (Wilhelm III.) selbst an die Bürgermeister und 
Räte seiner Städte erlassen: „Auch gebieten und wullen 
wir, das die unsern zu N. alle geboten fiertsge und sonder- 
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lich die heilgen sontage ganz us fiern und mit aller arbeit 
und unordenlichen werken stille stehin sullen. Und wer 
das nit halten und in der fier der heilgen tage ubirtreten 
wurde, der sulte uns mit zweien pfunden wachses, ein der 
kirchen bü uch und das ander uns zu werden, verfallen sin.“ 
Sie ist angeschlossen an eine andre Verordnung des Land- 
grafen vom gleichen Datum betreffend Maßregeln gegen 
Trinken und Spielen!): „Lieben getruen. Wir haben be- 
tracht und mit ziitigem raite der unsern bewegen, was un- 
raits und verderblicheit den unsern us zudrinken und aus 
trungheit und auch von usuberigem, unordenlichem spielen 
erwachset, darumb geursacht, solichs in allen unsern sloi- 
Ben, stetten, dorfern und flecken zu verpieten. Begern 
darumb an uch ernstlich, ir wollet solich unordenlich zu- 
drinken und spielen alle den unsern binnen N. bü einer 
buesse, die wir unserm schultheißen ufzunemen bevolhen 
haben, der uch des underrichten wird, verbieten und nie- 
mands solichs zu tun gestaten, auch diese unser gebote 
uffintlich under der glocken verkundigen laissen, das sich 
mit unwissenheit keiner entschuldigen muge. Dan wer 
dorpobin in verachtung solicher unser gebote straflich er- 
funden wurde, so haben wir unsern amptluten und schult- 
heißen bevolen, den darumb zu strafen. Darnach mag sich 
ein jeder wissen zu richten.“ 

Aber auch die Stadt selbst hat sich um das kirchliche 
und sittliche Leben ihrer Bürger gekümmert. Schon unter 
dem 20. August 1395 erließ der Stadtrat in Übereinstimmung 
mit andren Landvögten, Rentmeistern, Schultheißen, Bür- 
germeistern, Schöffen und Räten eine Bestimmung gegen 
das Schwören?): „daz nymand sweren sal bii gode, mit 
namen daz sich gode unser schepfer odir unsir liben frawin oder 
godis heyligin zu smacheid geheischin moge in keyne wiüiz. 
Werabir daz tede, wer der wereunde wo daz were, der saleyn 
phund waßes bußin, das sal in godis dinstkomen, alsedicke he 
daz vorbrichit. Unde in wilches wirtes huse daz geschüt, dü 
geschichte, dii eyde odir bosen wurte geschen, der wirt sal 
daz forbaz an den schultheißen unde burgermeister brengin 
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unde di bejagin ....‘““ In der Zeit zwischen 1401 und 1413 
und später noch einmal im Mai 1480 schritten die städtischen 
Behörden gegen den überhandnehmenden Aufwand bei 
kirchlichen Feierlichkeiten ein mit einer Ordnung betreffend 
die Feier von Hochzeiten, Kindtaufen und andern Festlich- 
keiten.t) In der ersten Ordnung heißt es: ‚‚Nota, ez ist zu 
wißin, daz dy burgermeistere, scheffin unde raid czu Mar- 
purg mit rade, wißin unde willin dez hochgeborn forsten, 
unsers liebin gnedigen junchern, junchern Hermans lant- 
graven zu Hessen eyndrechtliche obirkommen sin, gesast 
unde gemacht han umme gemeyns guden unde nutzis 
willin, daz man alle kindere,dy hii in der stat geborn werden 
unde der dauffe enpern mogen, vor der hohin gesungen phar- 
meße brengen unde dy deuffen sal, unde sullen alle frauwen, 
dy hii kindere geneßen, ses frauwen zu der kindtauffe biden 
ghen unde zu dem ymmeße und eßen han unde nicht me. 
Item ouch wanne die frauwin der kinde zu der kirchen ghen, 
so sullen si ouch ses frauwin zu dem kirchgange han unde 
nicht me, unde ouch zu dem eßen. Item sullen dy manne, 
den man diikinde uff der dauffe hebit, mit den gefatirn keyn 
koste haben in den husen adir daruße. Item insal nymand 
kein kind ußwendig der stad in der dauffe hebin.... Item wer 
ouch eyn liche beghed, der insal zumale keyn kost darumme 
habin. Item wer ouch eyn hochezit machen unde haben 
wil, der mag selbseste ghen, sine frunde darzu zu biden unde 
zu laden, unde nicht me, unde mag der zu dem rechten 
ymmeße und eßen laden zu 25 schußiln unde darober nicht... 
Item wanne man ouch lude zur heiligen ee zu hauffe gebit, 
da insal man mit eßen keyn koste haben, dan man mag eyn 
firteil wins darabir drynken unde nicht me. Item wer ouch 
gewollit hette ader in eyn huß geczogen were, der insal ouch 
keyn koste darumme habin ader thun, unde insal en ouch 
nymand darumme schenken... ...“. Übertretungen werden 
mit Geldbußen bedroht. Bei der späteren Ordnung von 1480 
sind die Grenzen viel weiter gezogen, ein Zeugnis der zu- 
nehmenden Wohlhabenheit in den Bürgerkreisen: ‚„Wilch 
man ader frau zu Marburg nu furbasser zu elichem begriffe 
sich selbs eyns ader me irer kinde bestaden und eyne hoch- 
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cziit machen ader haben weil, mugen ire frunde bit 

haben zu irem hocheziitdage als uff funffczig schosselriii 
sin hundert personen, und czu irem laden ader laded 
czehen schosseln, daz sin 20 ‘personen, unde nicht mai 
pene und busse nageschrebin. Wer eyn kintbette sine 
frauwen haben und sine frunde dazu heisschen und Dieses 
weil, sal zur kintdauffe eyn essen ader malezüt zu 6 schoss 
daz sin 12 person, haben und nicht me. Zum kirchgan Nee ö 
deßglichen und nicht daruber, und sunderlich der ader die- es 
jhenen, zu gefatern gebeden und daz kint uß der dauffe 
heben wirdet, mag dem kinde geben eyn golden und der 
gefatern vier, funff ader seß wißpenge und nicht me, bie 
pene und busse hie unden geschrebin. Item nachdem un- 
der den czunfiten und auch etlichen bruderschefften zu Mar- 
purg vormals bedrenglichkeit vorgenommen gewest, also 
so eyn man sine frauwen, die frau iren man ader ire kinde 
etc. nach irem tode und sterben begehin wolten, sich dorch 
gebodde und auch dorch pene und busse zu begengknisse 
großer samenunge des fulgks und menningfeldigks oppers 
me, danne herkommen ader gewonlich gewest, gedrongen 
und genodiget haben ete., setzen und uberkommen darumbe 
also. Wer den sinen ader sinen frunt begehin weil, mag 
sine frunde dazu heisschen und bitden eyn male ader zu 
eym begengknisse, und die mugen, so man in der selemesse 
daz offertorium. singet’ ader leßit, zum altar gehin, darufi 
legin und oppern ire gewonlich opper eynmal und nicht me, 
unde solichs sal geschen von eigem guden willen sunder 
alle gebott, bedrenglichkeit an busse und an pene, an alle 
geverde.‘‘ Diese Ordnungen sind gewiß im Interesse der 
Wirtschaftlichkeit und der Vermeidung unnützen Auf- 
wands und Gepränges, wie es zumal durch die Zünfte und 
Brüderschaften (wie heute durch das Vereinswesen und die 
Vereinsfeste) noch vermehrt wurde; aber sie bedeuten doch 
einen ziemlich weitgehenden Eingriff in kirchliche Dinge 
und Gewohnheiten — in der ersten Ordnung wird ja direkt 
der Parochialzwang für Kindtaufen festgesetzt, seitens der 
weltlichen Obrigkeit festgesetzt —, daß man sich wundert, 
daß sich die Kirche das hat bieten lassen. Zu erklären ist 
es wohl nur daraus, daß die Stadt diese Ordnungen im Ein- 
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Ben mit dem Landgrafen erlassen hat, und daß der 
der Patron der Pfarrkirche und überhaupt die kirch- 
Br, maßgebende Institution für Marburg war, nicht daran 
hte, um einer solchen Ordnung willen, die ohnehin nicht 
;e gehalten wurde, sich mit dem Landgrafen zu ent- 
on. 

Nach der Reformation ist ja die Stadtbehörde mit 
Beren Anordnungen für das kirchliche und sittliche Leben 

der Bürger noch wesentlich weiter gegangen, wie die Stadt- 
ratsbeschlüsse betreffend Kirchenordnung und Polizei vom 
3. Juli 1539 — 2. September 1540!), betreffend Bestrafung 
der öffentlichen Gotteslästerung vom 3. April 15502) und 
betreffend nächtlichen Unfug der Studenten vom 24. April 

1550 — 17. Dezember 1551?) beweisen. 

Eine wesentliche Ausdehnung ihrer Machtbefugnis in 
kirchlichen Dingen haben in größeren Städten die städti- 
schen Behörden oft dadurch erlangt, daß die Stadt, der Rat 
oder einzelne Ratspersonen, Bürgermeister oder die beiden 
ältesten Schöffen als Treuhänder die Seelgeräte, die Schen- 
kungen und Stiftungen zu kirchlichen und andern frommen 
Zwecken in Verwahrung nahmen und für ihre Ausführung 
und die treue Erfüllung der daran geknüpften Vorschriften 
und Bedingungen eintraten. Das ist im mittelalterlichen 
Marburg auch geschehen, aber nicht in dem Maße, wie man 
das bei der Menge der hiesigen kirchlichen Körperschaften 
und der zu ihren Gunsten ergangenen Spenden, Vermächt- 
nisse und Seelgeräte erwarten dürfte. Denn bei weitem die 
meisten Vermögenszuwendungen — ich rede nicht nur von 
den aus Marburg selbst stammenden — sind zugunsten 
des DO. geschehen, und der ließ niemand andern als Treu- 
händer zu, sondern verbürgte sich selbst in juristisch un- 
anfechtbaren Urkunden für die Erhaltung, Verwaltung und 
sorgfältige Ausführung der ihm zugeflossenen Schenkungen. 
Auch ist die Betreuung der städtischen Behörden mit der 
Verwaltung und Ausführung der Schenkungen nie so weit 
gegangen, daß der Rat die Altarpfründen selbst in seinc 
Treuhand bekam und damit Einfluß auf die Besetzung er. 
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hielt. Endlich aber fehlten im Marburger Stadtrecht die 
Bestimmungen über den erblosen Nachlaß von Bürgern, 
der, aus dem Freiburger Gründungsprivileg stammend, 
anderswo von selbst und von Rechts wegen in die Treu- 
händerschaft des Rates fiel. 

Immerhin bleiben noch eine ganze Reihe von Zu- 
wendungen, bei denen der Stadt die Treuhänderschaft auf- 
getragen ist. Dazu zählen die Gründonnerstagsstiftung 
Siegfrieds zum Paradieset!) und deren Ergänzungen durch 
Dietrich Imhof?) und Konrad Gutgemut.?) In der über 
erstere aufgenommenen Urkunde bescheinigen Bürger- 
meister, Schöffen, Rat und die gemeinliche Stadt zu Mar- 
burg, daß ihnen der Frankfurter Bürger Siegfried zum 
Paradiese mit Rat und Hilfe seiner zwei Brüder von dem 
Gelde, das sein verstorbener Vater zu Wetzlar für seine 
Seele beschieden ‚‚hait küntliche unde wol bewiset, uf- 
gegebin unde czü gedrüwir hant bevalin eylf pünt hellir geldis 
ewigir und jerlichir gülde“ (folgen die näheren Bestimmun- 
sen). „Wer ouch des jaris bürgirmeistir ist, unde der eldeste 
scheffin von deme geslechte uz deme Hobe (Imhof), von 
. wilchir sytin daz si, dy czwene süllin von der stat wene 
procuratores unde formünder sin der egenantin gülde“ (folgen 
die Vergütungen für Verwalter, Pfarrer, Opferleute, Schul- 
meister usw.). „Ouch reddin wir der burgermeistir, dy 
scheffin unde der rait gemeinlichin czü Marpürg alle disse 
vorgeschrebin stücke und artikele, dy in disseme bribe ge- 
schrebin stent, stede unde feste czü haldene unde darczü 
czü düne, als wir bilche dün und es vor gade firantwürtin 
wüllin.‘‘ Für Versäumnis übernimmt die Stadt die Schuld. 
In weit kürzeren Worten übergibt der Schöffe Dietrich Im- 
hof seine Ergänzungsspende ‚„zü dem mandate, daz des 
rychen Syfridis kinde gemachet han“ dem Bürgermeister, 
„und der sal en vorwert zu dem mandate geben und ande- 
legen“. (Wenn es verfällt, soll es den Herren vom DH. über- 
geben werden.) Die Ausführungen des Reverses der Stadt 
Marburg über die Stiftung des Schöffen Konrad Gutgemut 
sind ähnlich wie die in der Urkunde über die Siegfriedsche 
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Gründonnerstagsstiftung. Nur sind die Strafandrohungen 
für den Pfarrer und seine Gesellen, wenn sie des eines ver- 
brechen und nicht halten, noch weiter ausgeführt: es soll 
ihr Teil der Gülte der Kirchenbaukasse und dem Geluchte 
der Pfarrkirche verfallen; ebenso sollen Bürgermeister, Bau- 
meistern und Schöffen, wenn sie die Bestimmungen nicht 
alljährlich erfüllen, die dafür ausgesetzten Vergütungen ent- 
zogen werden und dem Pfarrer und seinen Nachkommen 
zufallen. 

Besonders reich fließen die Spenden, die der Stadt zu 
treuen Händen übergeben werden, um die Wende des 15. 
zum 16. Jahrhundert — ein Zeugnis sowohl für anwachsen- 
den Wohlstand und die größere Selbständigkeit der Städte, 
wie für das zunehmende Mistrauen gegenüber der Geist- 
lichkeit. Selbst ein Kirchenfürst übergibt seine Schenkung 

dem Rate seiner Vaterstadt Marburg. Am 21. April 1496?) 
erscheint vor dem Notar Bertramus Jodynck Herr Johann 
Spender, Bischof zu Cyrene, ordinis sancti Francisci, Doktor 
der hl. Schrift, Generalvikar des Erzbischofs Hermann zu 
Cöln, und übergibt Bürgermeister, Rat und Schöffen der 
Stadt Marburg einen Brief über 30 Gulden Erbrente, die 
er von der Stadt Cöln gekauft hat, die Bürgermeister, Rat 
und Schöffen fortan zu ewigen Tage nach des Bischofs 
Tode zu Testament und in Testamentsweise aufheben sollen, 
davon zu jedem Quatember dem Pfarrherrn und seinen 
Kaplanen und den drei Klöstern der Stadt je ein Gold- 
gulden gezahlt werden soll für je eine Messe und Vigilie für 
Herrn Johanns, seiner Eltern und aller gläubigen Christen- 
menschen Seelen, und die armen Leute sollen dabei Almosen 
erhalten. ‚Item sullen die burgermeister und zwene scheffen 
van dem gemeinen rait darzu ordinert, sten in der vor- 
schreben selemesse in dem vorgenanten cloister der bar- 
fussenbruder, in dem choer mit angezogen kogelen bedrup- 
lich, also das zu begengknisse gewonlich ist, van anbegin 
und einde, und flislichen merken, das alle ding von den vor- 
genannten herrn und bruderen, als vorschreben stet, gehalten 
werde.“ (Folgen Bestimmungen über Almosen.) ‚Item 
were is saiche, das die erbar stat van Collen denselben vor- 
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genanten breif uf die drisich gulden sprechende abelosen 
worden nach uiswisunge desselben breifs, so sullen die 
egenanten burgermeister, rait und scheffen zu Marpurgk 
mit wissen, raide und vulbart des perners, priors, - gwar- 
dians und paters der cloister vorschreben sulich gelt, da 
der breif mit geloist worde, wederumb belegen an ander 
einde an gewisse rent in der besten wise und noitorftickeit 
und van sulchen renten bestellunge doin und hailden die 
begenknisse vorschreben, als hie oben beroirt ist, zu godes 
eeren und selickeit der selen.‘“ Als Marburger Kind, das sein 
erstes Sakrament der Christenheit daselbst empfangen und 
seine ersten Buchstaben in der dortigen Schule gelernt hat, 
„hait derselbe her Johan bischof obergeben den burger- 
meistern und rait ein ornament, als casulen und dienerocke, 
mit des vorschreben herrn Johans bischofs namen und wapen 
gezeichent, die sie sullen geben der vorschreben parkirchen, 
uf hoichzide der hoichgeloibten und gebenediten muter 
godes Marien, darinne messe zu singen“. Nachdem sich die 
Stadt Marburg durch einen Reversalbrief verpflichtet hat, 
alle Punkte des Testaments zu halten, hat der Bischof fünf 
Exemplare des Instruments anfertigen lassen”und je eins 
der Stadt, dem Pfarrer und den drei Klöstern übergeben 
lassen. 

Es folgen in den Jahren 1497 und 1498 die oben schon 
genannten Dörnbergschen Armenstiftungen zum Ankauf von 
Brot!), Heringen?) und grauem Tuch?°), alle drei dem Bürger- 
meister, Rat und Gemeinde zur Wartung zu treuen Händen 
übergeben. Werden die dazu angesetzten Einkünfte, die 
aus Höfen, angelegten Kapitalien fließen, abgelöst, so sollen 
sie anderweit angelegt werden. ‚Und ich obgemelter Hans 
von Doringberg setzen, geben und bevelhen dis testament, 
selegerede und spende den burgermeinstern, rait und ganzer 
gemeinde der stadt Marpurg uf ire lieb, sele und ere.‘“ Bei 
der Tuchstiftung findet sich die Bestimmung: ‚Und ob die 
obgemelten burgermeistere, raitund ganze gemeinde die ob- 
gemelte jarrente nicht usrichten und vorgnugeten und die zur 
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almuse nud giftigunge des wullen tuchs alle jar zu iglicher 
ziit, wie obgeschreben, nicht gebruchten, sundern darin su- 
mig oder vorzogig worden, . . .... so mogen und sollen ich, 
min erben und erbnemen solch 56 gulden von ine manen, 
infordern und ufheben und die sunsten an andern enden 
armen luten, wie obgerurt, geben und anders nirgen ge- 
bruchen, keren oder wenden.‘‘ Bei der zwischen den Dörn- 
bergschen Spenden liegenden testamentarischen Armenstif- 
tung des ehemaligen landgräflichen Dieners Kompenhans 
vom 18. Oktober 14971) findet sich in dem Revers der Stadt 
der Zusatz: „Unde uf das soliche zinse unde gulde ge- 
hantrecht unde gehalten werden, vorsprechen unde gereden 
wir ... an eines rechten, gesworen eids stait uf unsern 
lieb, sele unde ere, solich testament, selegerede unde spende, 
wie obgerurt unde gemeldet wirt, zu follenenden, uszu- 
richten unde zu hanthaben.“ 

In der Apel von Grüsenschen Stiftung vom 31. Mai 
14992) (zwei Tonnen Heringe für die Siechenhäuser und 
die Armen der Stadt) ist dem Bürgermeister, Schöffen und 
Rat eine gewisse Bewegungsfreiheit gelassen: ‚ein tonnen 
herings in die zwei siechenhäuser vor Marpurg gelegen nach 
irem gutdunken und der armen anzahl, gelegenheit und 
notdurft zu geben und die andre tonne herings allen sonn- 
abend in der fasten umb sieben uhr im Kilian.“ Es soll 
dem Rat auch gestattet sein, die gestifteten 225 Rhein. 
Gulden wieder herauszugeben, und sie sollen für den Fall 
neu angelegt werden. 

Noch mehr Spielraum ist dem Schöffen Hans von St. 
Nabor zu Marburg gelassen, der als Testamentsvollstrecker 
des kurkölnischen Kanzlers Dr. Johann Menche seinen aus- 
sätzig gewordenen Klienten vormals im Siechenhaus zu 
Marburg untergebracht hat.?) ‚Und so nu min gunstigen 
lieben hern des roit zu Marpurg so gutwillig gwest sint 
und das siechhuis auch fast noittorfiig ist, so habe ich in 
dasselbige siechhuis erblich und ewiglichen in er kochen 
jorlich gegeben us dem testament mins hern doctor seligen 
echte tornes und ein hune, darzu dri wißpenge und ein 
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hune, ader ein wißphennig vor das hune, jorlicher gulde 
zum Kirchein fallende .....“ Ganz in das Ermessen des 
Rats gestellt ist eine Zuwendung vom 10. Mai 1512!), wo 
Bürgermeister, Rat, Zünfte und ganze Gemeinde zu Mar- 
burg dem Junker Goiffert von Treyßpach acht Rhein. Gul- 
den Frankf. Währung, jährlich an Martini zählbar, für 
200 Gulden verkaufen. Wenn der Käufer Hauptgeld oder 
Zinsen zu Gottes Ehre oder für die Armen anlegen will, 
soll er dazu Macht haben, sofern dies in Marburg mit Wissen 
und Willen des Rats geschieht. Wenn er sich verheiratet 
und Leibeserben gewinnt, sollen Zinsen und Hauptgeld nach 
seinem Tode diesen zufallen. Stirbt er ohne Leibeserben, so 
soll die Stadt nach bestem Gewissen das Geld zu Gottes 
Ehre oder für die Armen verwenden. 

Die Übertragung einer Stiftungsverwaltung von einem 
andern Treuhänder auf den Bürgermeister zu Marburg findet 
sich im Großen Stadtbuch, Bl. 10la, verzeichnet.?2) Der 
Barfüßerkonvent zu Marburg und Wigant Clinghart, Schöffe 
daselbst, geben Henne Gnau zu Amenau und Lutze, seiner 
Ehefrau, einen Hof daselbst in Erbleihe, den die verstorbene 
Emelud Pochelmeus vormals gegeben hat ‚zu eym ewigen 
selegerede und almuse, alle jare zu gebin uf aller gleubigen 
sele dag sebinczig armen, notdurfitigen mentschen von den 
jerlichen pachten, die gefallen von demselben hobe und 
von eym hobe zu Crombach gelegin, des wir uff beyde 
sütten rechte vormonder und ußrichter sin“. Nach Wigands 
Tode soll der jeweilige Bürgermeister an seiner Stelle Aus- 
richter sein. 

Auch für eine auswärtige kirchliche Anstalt hat die 
Stadt Marburg einmal die Treuhänderschaft einer Schen- 
kung übernommen, nämlich für das Jungfrauenkloster in 
Caldern, dem ein ungenannter Schöffe am 16. Dezember 1370 
eine Zuwendung gemacht hat?), über die die Stadt die Ur- 
kunde aufnimmt, sich zugleich für rechte Ausführung ver- 
bürgend. 

Einen wahren Rattenkönig von Testamenten, Vermächt- 
nissen usw. hat Elisabeth Schönbach genannt Lasphen, 
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Bürgerin zu Marburg hinterlassen, deren Ausführung in 
den meisten Fällen dem Rat zu Marburg, in einem Fall 
auch Bürgermeister und Rat der Stadt Siegen übertragen 
ist. Unter dem 8. August 1527!) bekennen Bürgermeister 
und Rat zu Marburg, daß Elisabeth, Witwe des Joh. Lasphe, 
den Frauensiechen verschrieben hat Zinsgerechtigkeiten aus 
dem Hause des Vulpert Versin zu Weidenhausen und 
5 Pfund Geldes. Auch hat sie gebeten, falls die Frauen- 
siechen besagtes Haus und Garten mit Arrest belegen, was 
dem Joh. Lasphe durch Spruch des Stadtgerichts Marburg 

zugestanden ist, daß sie dann die kranke Frau des Vulpert 
in das Siechenhaus aufnehmen möchten. Am Montag nach 
Catharine (2. Dezember) 1532?) bezeugt Elisabeth Schön- 
bach, genannt Lasphen, testamentarisch gewisse Einkünfte 
für den ganzen armen Haufen zu Marburg und für die jähr- 
liche Ausstattung .einer Bürgerstochter in Siegen bestimmt 
zu haben. 1534, am 19. April?) bekennen Bürgermeister 
und Rat zu Marburg, daß Elisabeth Schönbach, Witwe des 
Schöffen Joh. Lasphe, testamentarisch dem Bürgermeister 
und Rat der Stadt Siegen 10 fl. jährlich aus Häusern in 
der Kremer- und Untergasse zu Marburg und zu Weiden- 
hausen ausgesetzt hat, um eine Jungfrau zu Siegen damit 
auszusteuern, und verpflichten sich, jährlich 10 fl. nach 
Siegen zu zahlen. Am 13. Mai 1534 bekennen Bürgermeister 
und Rat zu Siegen dasselbe.*) Unterm 19. Mai 15355) be- 
zeugt der Marburger Bürgermeister und Rat, daß El. Schön- 
bachs, Witwe Joh. Lasphis, jährlich 50 fl. für Marburger 
Arme testamentarisch ausgesetzt hat. Unterm 14. März 
15396) hat dann Elisabeth Schönbachs ein neues Testament 
gemacht. Endlich stiften am 12. November 1544”) die 
Testamentsvollstrecker der inzwischen verstorbenen Witwe 
Lasphe — die bei Lebzeiten zwar sehr wohltätig, aber wahr- 
scheinlich nicht ganz leicht zu behandeln war — die 800 fl. 
Kapital und 40 fl. Zinsen, die sie nach Austeilung der im 


!) Stadt-Repert. im St. A. Urk. mit gleichem Datum. 
2) Großes Stadtbuch Bl. 123a, Küch a. a. O. S. 469. 
3) Stadt-Repert. Urk. mit gleichem Datum. 
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Testamente bestimmten Legate übrig behalten und über 
die folgende vier Briefe ihre Anlegung ausweisen: 1. 1543, 
22. Februar über 400 fl. (20 fl. Zins) bei der Universität 
Marburg. 2. 1539, 22, Februar über 100 fl. (5 fl. Zinsen) 
bei Joh. Fenner. 3. 1543, 28. Februar über 200 fl. (10 fi. 
Zinsen) bei Jakob Geise, Bürger zu Marburg. 4. 1544, 
4. Januar über 100 fl. (5 fl. Zinsen) bei Geil Werner, Bürger 
zu Marburg, zu einem Stipendium für einen Studenten der 
Theologie auf sieben Jahre, wobei Marburger Söhne den 
Vorzug haben sollen. 

Damit dürften die milden Stiftungen, deren Verwaltung 
und Ausrichtung der Stadt Marburg und ihren Behörden 
anvertraut war, im wesentlichen erschöpft sein, und wir 
können das Ergebnis der Untersuchung über die Bedeutung 
dieser Treuhänderschaft für das kirchliche Leben und die 
kirchlichen Machtbefugnisse der Stadt dahin zusammen- 
fassen, daß damit wohl ein großer Teil der Wohltätigkeit, 
besonders der Armenpflege, wie sie die Kirche gern als 
ihre Domäne ansah, dieser entzogen und den städtischen 
Behörden, ihrem Ermessen und ihrem Gewissen überlassen. 
war, aber daß doch diese Treuhänderschaft kaum an einer 
Stelle so weit reichte, daß damit wirklich kirchliche Be- 
fugnisse und eine Art kirchliches Oberaufsichtsrecht, wie 
in mancher andern mittelalterlichen Stadt, dem Bürger- 
meister oder Rat der Stadt mit oder gegen den Willen der 
Kirchenbehörden eingeräumt wären. 


III. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Stadt und Kirche im mittelalterlichen Marburg. 


Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Stadt und 
Kirche sind sehr verschiedener Art, teils fördernder, teils 
hemmender Natur für das Leben und die Entwicklung der 
Stadt Marburg gewesen. 

Am meisten ins Auge springend sind jedenfalls zunächst 
die wirtschaftlichen und die materiellen Vorteile, die die 
Kirche, ihre Anstalten und Einrichtungen dem mittelalter- 
lichen Marburg gebracht haben. Kann man doch in ge- 
wissem Sinne sagen, daß die Stadt ihre ganze Bedeutung, 
ihre Stellung in der Welt, ein gut Stück ihrer Kultur ein- 
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schließlich der jetzt noch in ihr vorhandenen wissenschaft- 
lichen Einrichtungen und Kunstdenkmäler und damit auch 
ihres Wohlstandes und wirtschaftlichen Fortschritts der 
Kirche verdankt. Der Name der kleinen Stadt würde kaum 
über Hessen hinaus bekannt geworden sein, wenn nicht die 
hl. Elisabeth von Thüringen ihre letzten Lebenstage in 
Werken der Barmherzigkeit in ihr zugebracht, wenn nicht 
ihr entschlafener Leib hier seine Ruhestätte gefunden und 
angeblich Wunder gewirkt hätte, wenn nicht über ihrem 
Leibe eine der herrlichsten gotischen Kirchen Deutschlands, 
ja der ganzen Welt errichtet wäre, wenn nicht der junge, 
noch von heiliger Begeisterung für die Werke der Barm- 
herzigkeit wie für den Kampf gegen die Ungläubigen glü- 
hende Deutschritterorden sich zum Schützer ihres Grabes, 
zum Pfleger und Ausbreiter ihres Kultus in aller Welt auf- 
geworfen hätte und als solcher von Päpsten und Kaisern, 
weltlichen und Kirchenfürsten anerkannt, gepriesen und 
mit zahllosen Privilegien ausgestattet wäre. Aus aller Welt, 
weit über Deutschland hinaus ergingen damals von den 
Bischofssitzen die Einladungen zum Besuch des Grabes der 
hl. Elisabeth, der ihr zu Ehren zu erbauenden Kirche und 
anderer Heiligtümer Marburgs, die Mahnungen zur Beisteuer 
für die kirchlichen Bauten und die Verheißungen reichlichen 
Ablasses an die Besucher und Spender. Aus aller Welt 
folgten fromme Christen diesen Einladungen und Mah- 
nungen, kamen die Pilger gezogen, die Stätten zu schauen, 
da die Heilige gelebt und gewirkt und an ihrem Grabe zu 
knien. Es waren zum Teil glänzende Versammlungen, die 
die kleine Lahnstadt sah, wie an dem Tage (1. Mai 1236), 
da im Beisein Kaiser Friedrichs Il. zugleich mit der Er- 
hebung der Gebeine der Heiligen der Grundstein ihrer 
Kirche gelegt ward; es waren viele Tausende von Pilgern 
aus allen Ländern, die in ihren Mauern einkehrten, nament- 
lich zahlreiche Kranke, die am Grabe der als wundertätig 
gepriesenen Heiligen Genesung von ihren Leiden erhofften, 
und ein reicher Strom von Spenden und Schenkungen floß 
in die Hände der frommen und tapferen Ritter, die das 
Gr&b der Heiligen hüteten und den Kampf gegen die Un- 
gläubigen — die Heidenmission der damaligen Zeit — übten. 
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Und dieser Strom der Pilger und der Spenden ist jahrhun- 
dertelang, wenn auch natürlich nicht immer in gleicher 
Stärke geflossen, denn die Ablaßverheißungen wurden immer 
wieder erneuert. Aber ob gerade die Stadt Marburg von 
diesem Pilgerstrom den materiellen Vorteil gehabt hat, den 
man bei der großen Zahl der Ablässe und Einladungen und 
der vermutlichen Größe der Pilgerzahl erwarten könnte, 
ist doch recht zweifelhaft. Hat auch die Anziehungskraft 
heiliger Orte von alters her in der Richtung gewirkt, daß sie 
die Gläubigen, zumal mit zunehmendem Alter, veranlaßte, 
ganz in sie überzusiedeln, und mag auch die Nähe des Grabes 
der hl. Elisabeth den einen oder andern mittelalterlichen 
Christen veranlaßt haben, seinen Wohnsitz ganz nach Mar- 
burg zu verlegen, die Pilgerströme haben die frommen Brü- 
der vom Deutschen Hause zweifellos je länger, desto mehr 
an den Herbergen und Bürgerhäusern Marburgs vorüber 
in das Bette ihrer eigenen Pilgerhäuser und Herbergen zu 
leiten gewußt. Haben sie doch selbst für die in Marburg 
gestorbenen Pilger einen eigenen Friedhof angelegt, gewiß 
aus Barmherzigkeit gegen die Heimgegangenen, aber doch 
mit dem Nebengedanken, der Stadt jede Möglichkeit zu 
nehmen, auf den Nachlaß der Pilger Ansprüche zu erheben. 

Eher könnte man einen wirtschaftlichen Vorteil für 
die Stadt darin erblicken, daß die Ordensniederlassungen 
mit ihren verschiedenen Armenstiftungen ihr einen Teil 
der Armenpflege, und daß speziell der DO. mit seinem 
Siechenhaus und seiner zum Ordensberuf gehörigen Sama- 
ritertätigkeit ihr einen Teil der Krankenpflege abnahm. 
Aber jene Armenstiftungen, die den Stadtarmen zugute 
kamen, stammten meist aus der Stadt, und der DO. scheint 
in der Krankenpflege später sehr lässig geworden zu sein, 
ebenso wie die Schwestern, die sich früher der Kranken- 
pflege annahmen. Denn unter den Beschwerden der Stadt 
gegen den DO. (1370—75)}) steht unter $ 12 auch die, daß 
sie in dem Siechenspital auf jedes Bette einen Siechen neh- 
men, und daß denen ihre Notdurft werden solle, wie St. Eli- 
sabeth das dazu hergegeben hat, das sie nicht tun, ob auch 
viel kranke Leute in der Stadt liegen. Jedenfalls haben 
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sie später nur noch gute Zahler aufgenommen, von denen 
der Orden einen Vorteil hatte. Und von den Schwestern 
heißt es in den Beschwerdeartikeln von 1525 unter $ 7%), 
daß jetzt statt früher sieben, die zu den Kranken gingen, 
mehr denn zwanzig seien, aber dieselbigen gehen zu nie- 
mand. . 
Andererseits liegt die Sache keineswegs so, daß nun 
der DO. und die andern geistlichen Niederlassungen ihre 
Lebensbedürfnisse aus der Stadt, von den dortigen Kauf- 
leuten, Handwerkern usw. bezogen hätten, wie das heute 
Kasernen und andere öffentliche Einrichtungen tun, oder 
daß die Stadt gar von ihnen gelebt hätte, wie heute von 
der Universität und ihren Studenten. Möglich ist immer- 
hin, daß kleinere Niederlassungen, wie die Tertiarinnen vom 
hl. Franziskus und die Beginen, einen Teil ihrer Bedürfnisse 
(aus der Stadt bezogen, wiewohl sie den dortigen Hand- 
werkern andererseits wirtschaftliche Konkurrenz machten); 
auch die Bettelorden, Franziskaner und Dominikaner, die 
predigend und terminierend das Land durchzogen und, nur 
in Städten ansässig, keine Landwirtschaft betrieben, mögen, 
was sie nicht erbettelten, zum Teil in der Stadt gekauft 
haben. Aber schon die Mitglieder auswärtiger Klöster, die 
ihre Höfe und Termineien in Marburg hatten, werden ihren 
Bedarf von ihren eigenen Ordensniederlassungen bezogen 
haben. Die Fraterherren vom Lewenbach haben in dem 
halben Jahrhundert ihres Bestehens so viel liegende Güter 
gewonnen und so gut zu haushalten verstanden, daß sie 
für ihre wirtschaftlichen Bedürfnisse der Stadt nicht be- 
durften, und vollends der DO. produzierte seinen wirtschaft- 
lichen Bedarf und weit mehr als das selbst. Von Anfang an 
mit reichen Stiftungen an Ländereien begabt, der an Um- 
fang durch spätere Schenkungen, Käufe und Tausche noch 
abgerundet und erweitert wurde, war der Orden bald der 
größte Grundbesitzer des Landes, namentlich in den Gegen- 
den von Amöneburg, Felsberg, Friedberg, Fritzlar, Geln- 
hausen, Kirchhain, Seibelsdorf und Seelheim. In letzterem 
Orte hatte er den alten, schon von dem Frankenkönig 
Dagobert (um 625) gestifteten Königshof, in welchem später 
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Bonifatius mehrfach eingekehrt und der unter Heinrich IV. 
an das Kloster Fulda übergegangen war, samt der Vogtei 
und Gerichtsbarkeit an sich gebracht und in langjährigem 
Streite mit der Familie Hobeherr den Besitz weiter aus- 
gedehnt. Auch in und um Marburg hatten die Deutsch- 
herren ein gut Teil der bestgelegenen Ländereien, z. B. hin- 
term Fronhof, am Klingelborn, vor Weidenhausen, vor dem 
Barfüßertor, erworben, wie die zahllosen Leihebriefe na- 
mentlich vom Ende des 15., Anfang des 16. Jahrhunderts?) 
beweisen. Sie hatten die erworbenen Ländereien nämlich 
nicht alle in eigner Benutzung, sondern in ausgedehntem 
Maße in Zeitpacht oder Erbleihe, namentlich nach Land- 
siedelrecht ausgetan an freie und hörige Kolonen. Auf diese 
Weise kamen sie doch den Landes- und Stadtbewohnern 
zugute, und diese wurden obendrein in ihrer landwirtschaft- 
lichen Arbeit durch die fortgeschrittenere Kultur der Ordens- 
leute gefördert. Aber die Pächter und Bearbeiter der Län- 
dereien hatten doch dem Orden ihre Zinse dafür zu entrich- 
ten, und der freie Grundbesitz wurde durch die Ordensgüter 
eingeschränkt, um so mehr, als der Orden allerlei Ländereien 
im Laufe der Zeit an sich zog oder in Benutzung nahm, an 
denen er kein oder nur ein höchst zweifelhaftes Recht hatte.?) 
Obendrein ließ sich später der Orden dieselben Zinsen, die 
früher in leichter Münze gezahlt waren, in schwerer, in 
Wirklichkeit also einen weit höheren Zins zahlen.?) Sein 
Vieh zog der Orden auf seinen eigenen Gütern und Höfen 
und konnte in eigenen Wäldern jagen. Auch eigene Hand- 
werker hatte er in seinem Dienst, und die Ordensschmieden, 
über die sich die städtischen Schmiede beklagen), werden 
wohl nicht die einzigen gewesen sein. 
Geradezu ein Grundsatz der Wirtschaftspolitik des DO. 
und ein Zeugnis für den Weitblick seimer Leiter war es, 
‚daß er überall, wo er Niederlassungen, Komtureien, Ordens- 
häuser errichtete oder sonst größere Liegenschaften erwarb, 
auch die Mühlen in seinen Besitz zu bringen trachtete. 
Die Germanen der Urzeit kannten nur Handmühlen, wobei 
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das Getreide zwischen zwei Steinen zerrieben wurde.!) Die 
Wassermühlen waren in Deutschland zur Zeit der Errichtung 
der Ballei Hessen noch eine verhältnismäßig moderne Ein- 
richtung. Erst die Klöster der karolingischen Zeit brachten 
sie in den nicht römisch gewesenen Gebieten zur Aufnahme; 
die großen Höfe der Könige und Fürsten und die neu auf- 
blühenden Städte folgten; aber erst seit dem 13. Jahr- 
hundert sind sie im inneren Deutschland häufiger geworden, 
ja ihre allgemeine Verbreitung fällt in eine noch spätere 
Zeit.!) Diese Mühlen waren oder wurden mit der Zeit sämt- 
lich Bannmühlen, d. h. die Bewohner je eines bestimmten 
Bezirks waren darauf angewiesen, ihr Getreide in einer dieser 
Mühlen mahlen zu lassen und wurden dem Eigentümer der 
Mühle in gewissem Sinne tributpflichtig und wirtschaftlich 
von ihm abhängig. Die Erwerbung einer solchen Mühle 
war also ein einträgliches Geschäft, auch wenn der Erwerber 
dem Landesherrn — gleichsam für die Konzession — einen 
gewissen Zins zahlen mußte. Eine ganze Reihe von Mühlen 
hat der DO. teils auf dem Schenkungs-, teils auf dem Ver- 
gleichs- oder Prozeßwege in seine Hand gebracht, so außer 
den Marburger Mühlen unter andern die zu Heuchelheim, 
Kirchhain, die Etzelmühle, die Stungsmühle b. Allendorf 
a.1L.2) In Marburg erhielt er die erste, nach Wehrda zu 
gelegene Mühle oder deren Platz schon durch Landgraf 
Heinrich am 31. Mai 12853), die zweite von Mechtild, der 
Witwe des Müllers Konrad, am 24. Februar 1307.%) Aber 
die Marburger Mühlen blieben nicht alle in seinem Besitz. 
Am 11. Januar 1496°) stellt Landgraf Wilhelm der Jüngere 
einen Revers aus über die Urkunde, in welcher der Ordens- 
komtur Dietrich von Cleen und der Orden ihm kauf- und 
tauschweise seine zwei eigenen Mühlen, nämlich die Stadt- 
mühle unter der neuen Badestube am Pilgrimstein und die 
Grintmühle dicht neben der Grintpforte, beide an der Lahn, 
und dazu noch seine Walkemühle, Wäschemühle und Lohe- 


t\ W. Arnold, Deutsche Geschichte, II. Bd. 2. Hälfte, 1883 S. 46. 
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mühle, welche zwischen der Stadt- und der Grintmühle 
‚stehen, überläßt, während der Landgraf auf den bisher 
von beiden Mühlen gezahlten Zins von 6 Malter Weizen 
und 11 Malter Korn verzichtet. Ferner werden als Gegen- 
leistung des Landgrafen Bestimmungen über die Dienstfrei- 
heit des Ordens, über seine Heeresfolge und die ihm ver- 
bleibende Elwinsmühle getroffen. Am gleichen Tage!) be- 
stimmt der Landgraf, daß ein Dritteil der Bewohner der 
Werdergasse bis zur Hiltwinspforte, die der Neustadt von 
der Hiltwins- bis zur Kesselpforte und um den Renthof 
(dieser ausgenommen), die des Reinwegs, des Rotengrabens, ' 
Beckerbergs und der Ketzerbach bis zum Deutschen Hause 
und der Bilchensteinerpforte und die Bewohner der Marbach 
in der (dem DO. verbleibenden) Elwinsmühle mahlen lassen 
sollen. Die Marburger werden sich über diesen von Ordens- 
seite wohl nicht ganz freiwilligen Vergleich gefreut haben, 
denn sie waren über die Mühlenbannrechte des Ordens 
schon längst so erbittert, daß sie in Mühle und Fronhof 
dem Orden. seine.Esel wegnahmen und den Mühlenmeister 
mit Pfändung bedrohten.?) 

Auswärtige Waren aber, besonders Wein, den der Orden 
in erheblichen Quantitäten verbrauchte, bezog er zollfrei. 
Als Henno Crantz und sein Zollknecht Conrad dem Orden 
einmal in Höchst, wahrscheinlich von einer Weinsendung, 
die vom Rheine her für sie bestimmt war, Zoll abgenommen 
hatten, beauftragte der Kantor in Amöneburg, Eckard 
Pistoris®), als Subkonservator des DO. auf Beschwerde des 
Komturs die Pröpste zu Frankfurt, Sweynheim und Sende- 
ling, dem Crantz und seinem Knecht den Zoll wieder ab- 
zufordern und für Schadenersatz zu sorgen; und als diese 
wahrscheinlich den Zoll zurückzugeben sich weigerten, ex- 
kommunizierte er sie im folgenden Jahre.*) Noch im Jahre 
1523 befreit der Landgraf Philipp dem DH. zu Marburg 
jährlich 52 Fuder Wein vom Zoll?), und erst auf ausdrück- 
liche und nachdrückliche Beschwerde des Rats in der Sache 
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gibt er den Bescheid, er sei mit dem Orden dahin überein- 
gekommen, daß der DO. sich verpflichte, nur in der Zeit 
zwischen Ostern und Bartholomäi Wein zu schenken (26 Fu- 
der) und dann das Maß einen Heller teurer zu verkaufen. 
als der gemeine Kauf seit), eine Antwort, die die eigentliche 
Frage der Zollfreiheit des Ordens gar nicht berührt, sondern 
lediglich dessen niemals erteilte Schankkonzession ein- 
schränkt. 

Aber der Landgraf, der wahrscheinlich gern anders 
gewollt hätte, war in diesem Stück gebunden durch das 
Privileg, das sein Vorfahr Landgraf Ludwig von Thüringen 
im Jahre 1225 dem DO. erteilt?2), wodurch er ihm volle 
Immunität zugestanden und ihn in seinen Landen von allen 
Zöllen und Abgaben befreit hatte. Obgleich spätere Land- 
gsrafen vermutlich selbst gefühlt hatten, daß dies Privileg 
zu weit ging und ihnen selbst, ihrem Land und ihren Städten 
Schaden brachte, so hatten sie doch, wohl durch ihre eigene 
beständige Geldnot und finanzielle Abhängigkeit von dem 
Orden mit veranlaßt, dem Orden seine Privilegien immer 
wieder erneuert und die Abgabenfreiheit mehrfach dabei 
direkt ausgesprochen?®), ebenso wie die späteren deutschen 
Könige und römischen Kaiser immer wieder das Privileg 
Friedrichs II., das den Orden von allen Abgaben befreite®), 
bestätigt haben. Der Orden aber dehnte das Privileg natür- 
lich von den Reichssteuern, Landbeden und Zöllen auch 
auf die städtischen Abgaben aus und beanspruchte, seine 
verschiedenen Produkte usw. auch in der Stadt Marburg ' 
frei von den üblichen Abgaben verkaufen zu dürfen, die 
alle andern Handels- und Gewerbetreibenden entrichten 
mußten. Natürlich taten es die andern geistlichen Nieder- 
lassungen dem DO. nach und beanspruchten allgemein 
Steuerfreiheit, die die Landgrafen früher einzelnen Klöstern, 
wie Altenberg, Arnsberg und Haina und dem Kugelhaus 
zugesichert.®) Die Stadtkasse aber hatte den Schaden da- 
von, der Steuerertrag ging immer mehr herab, und die Stadt, 
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die als Neugründung ohnehin nur eine kleine Almende und 
Feldmark hatte und auf die Steuer angewiesen war, kam 
zeitweise geradezu in finanzielle Bedrängnis. Kein Wunder, 
wenn die Stadt sich gegen die Ansprüche der Orden auf 
Steuerfreiheit, wie überhaupt gegen die allzu starke Mehrung 
des Besitzes der toten Hand von vornherein sträubte. Bei 
den Landgrafen fand sie wenigstens in so weit Unterstützung, 
als Schenkungen an Geistliche nur dann die Genehmigung 
erhalten sollten, wenn von den Bewohnern der Höfe und 
Häuser keine bürgerliche Hantierung betrieben wurde.!) 
Nur der Bischof Ludwig von Münster, der eine Zeit lang 
die Stadt in Pfandbesitz hatte, ging einen Schritt weiter. 
In einem Gesetz vom 19. Mai 1331 über die Bedepflicht der 
Geistlichen usw.?) verordnete er: „das alle dy lude, dy gut 
hant in der stat zu Marpurg, uf der Nowenstat, zu Widen- 
husen und zu Bulkensten unde an deme Grinde, iz sin paffen, 
moniche, nunnen odir beckinen, suln alle vor irme gutte, 
das si dar inne hant, zu dirre bedde allene dun unde geben 
von irme gutte, also dy andern burger dunt unde geben 
in der vornanten stat unde also gewonlich ist in des richis 
stetten“. Das Stadtrecht des Landgrafen Heinrichs LI. 
vom 7. Dezember 13573) dagegen beschränkte die Steuer- 
pflicht auf die Häuser, aus denen Kaufmannschaft betrieben 
wurde; es gab zugleich die oben schon angeführte Bestim- 
mung?), daß alle Güter, die an geistliche Leute oder welt- 
liche Pfaffen gegeben seien, binnen Jahresfrist wieder an 
Marburger Bürger verkauft werden müßten. Trotzdem 
ließen die Klagen der Stadt über die von den Geistlichen 
beanspruchte Steuerfreiheit nicht nach; sie kehren wieder 
in den Beschwerden der Stadt gegen den DO. in den siebziger 
Jahren des 14. Jahrhunderts) wie im Jahre 14866), m dem 
Streite mit dem Fraterhaus zum Lewenbach 1484 und 1499?) 
und in den Klageartikeln von 1514, 1523 und 15258), ob- 
wohl Wilhelm III. noch im Jahre 1491 verboten hatte, 
weltliche Güter an geistliche Personen zu geben.?) 


I) Kücha.a. 0. S. 37. 2) Daselbst Nr. 7. 
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Das Schlimmste war die wirtschaftliche Konkurrenz, 
die die Orden den Bürgern, Kaufleuten, Brauern, Wirten 
und Weinschenken, Wollenwebern, Schmieden und andern 
Gewerbetreibenden machten. Die Leinweber beklagen sich), 
daß die Schwestern Leintuch machen, ihrem Handwerk 
abbrüchig und zu Schaden. Wenn das so weiter fortgehen 
sollte, müßten sie mit Weib und Kindern sterben und sich 
des Handwerks entäußern. Ebenso beschweren sich die 
Wollenwebermeister?) darüber, daß die Nonnen zu Caldern, 
Frankenberg und anderswo wollene Tuche machen, ihnen 
und ihrem Handwerk zum Schaden. Dem Frankenberger 
Kloster St. Georgenberg war schon im Jahre 1290 das Recht 
erteilt, nicht nur einfache Tuche, sondern auch solche von 
jeder Qualität und Farbe zu machen und sie auf dem Markte 
zu verkaufen.?) Aber wie viele solche Privilegien, die, aus 
religiösen oder wirtschaftlichen Motiven verliehen, ursprüng- 
lich kulturfördernd wirken mochten, rächte sich auch dies 
durch eine falsche Monopolstellung, die es den Inhaberinnen 
verlieh. Die Kugelherren machten den Brauern und Wirten 
Konkurrenz, daß sie selbstgebrautes oder auf ihre Bestellung 
in den Brauhäusern der Stadt hergestelltes Bier entgeltlich 
verschänkten und verkauften. In dem von Landgraf Wil- 
helm III. herbeigeführten Vergleich zwischen Stadt und 
Fraterhaus vom 28. Mai 1499*) wird ihnen gestattet, für 
ihren eigenen und ihrer Gäste Gebrauch im eigenen Hause 
so viel Bier zu brauen, als sie redlicherweise bedürfen, wie 
ihnen vom Landgraf Heinrich das Privileg erteilt ist?), ohne 
eine Abgabe an die Stadt dafür zu zahlen, aber nichts davon 
zu verkaufen und gegen Bezahlung zu verschänken. Gleich- 
zeitig wurde ihnen übrigens auferlegt, von ihren bedehaftigen 
Gütern künftig 7 Pfund Marburger Währung jährlich auf 
St. Martinstag an die Stadt zu zahlen und fernerhin keine 
bedehaftigen Güter mehr an sich zu kaufen; wenn sie sie 
aber geschenkt erhielten, sie entweder zu verkaufen oder 
Bede davon zu zahlen. 


2) Küch a. a. 0. Nr. 212, $8. 

2) Daselbst Nr. 212, $ 33. 2) Landgrafenregesten Nı. 302. 
*) Küch.a.a. 0. Nr. 163. 

5) 1476. III. 15. Begl. Abschr. im Universitätsarchiv. 
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Vor allem war es aber der DO., der sich durch seine 
rücksichtslose Konkurrenz die allgemeine Unbeliebtheit zu- 
z08. Wir haben schon vorhin darauf hingewiesen, daß er 
mehrere Jahrhunderte lang sämtliche Marburger Mühlen, 
nicht nur die eigentlichen Mahl-, sondern auch die Loh- 
und Walkemühlen in seiner Hand hatte. Mit der Gesamtheit 
der Bürgerschaft beklagten sich deshalb nicht nur die 
Bäcker, sondern auch die Lohgerber und Wollenweber über 
seinen Mühlenbetrieb, und diese oftmals wiederholte Klage 
war wohl mit der Grund, weshalb Landgraf Wilhelm III. 
im Jahre 1496, wie oben beschrieben, alle Marburger Mühlen 
bis auf die Elwinsmühle aus der Hand des Ordens in die 
seine brachte und die Mahlpflicht in der Stadt neu fest- 
‚setzte.!) Daß auch andere Handwerker, wie die Schmiede, 
sich über den DO. beschwerten, haben wir gleichfalls be- 
reits oben angeführt, und die Beschwerde erging nicht nur 
darüber, daß die Deutschherrenschmiede für die Marburger 
und andere, die nicht ins DH. gehörten, arbeiteten, sondern 
auch darüber, daß sie Lehrlinge aufnähmen, ihnen an ihrem 
Handwerk zu Nachteil, was vormals nicht geschehen sei.?) 
Während in der Bauernbewegung die Klagen wegen Er- 
höhung des Pachtzinses eine besondere Rolle spielten?), 
war es in Bürgerkreisen zumal der schwunghafte Wein- 
handel des Ordens, der den Unwillen erregte. Der Orden 
kaufte nicht nur wegen seiner Zollfreiheit (s. o.) billiger ein, 
er verweigerte auch die städtische Abgabe, das Ungeld,, 
und schädigte so nicht bloß die Stadtkasse, sondern auch 
die Bürger, die gegen solche Konkurrenz machtlos waren. 
Das Verbot, im DH. Wein oder Bier zu kaufen, das der 
Rat am 3. November 1395®) erließ, scheint auch nicht viel 
gefruchtet zu haben, denn da die Käufer natürlich nicht 
jedesmal gefaßt und in Strafe genommen werden konnten, 
gingen sie doch dahin, wo sie den billigsten Wein bekamen; 
erst der vorhin zitierte Vergleich zwischen Landgraf und 


!) Repert. der DO.- Urk. III, 1496. I. 11, vgl. Küch a. a. 0. 
Nr. 153. 

2) Daselbst Nr. 212, 8 34. 3) Daselbst Nr. 201, $ 12. 

#) Daselbst Nr. 59. 
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Orden, wonach der Weinverkauf’des letzteren auf einen Teil 
des Jahres beschränkt und die Konkurrenz gegenüber der 
Stadt durch Preiserhöhung gemindert wurde, wird den 
Streit geschlichtet haben. 

Fassen wir alles zusammen, so war der wirtschaftliche 
Gewinn, den die Kirche und ihre Einrichtungen und Nieder- 
lassungen der Stadt "brachten, verhältnismäßig gering im 
Vergleich zu den wirtschaftlichen Schädigungen, die ihr 
von kirchlicher Seite zuteil wurden, und das um so mehr, 
als die Vorteile mehr der Vergangenheit angehörten, die 
Schäden aber täglich vor Augen traten und mit den An- 
forderungen, die die Landesherren, ihre persönlichen Be- 
dürfnisse und ihre politischen Verhältnisse an die Stadt 
richteten, immer größer wurden. Diese wirtschaftlichen 
Nachteile haben neben den religiösen Bedürfnissen des 
Volkes und neben der allgemeinen Unzufriedenheit mit 
dem Klerus zweifellos dazu beigetragen, die Reformation 
wenn auch nicht direkt herbeizuführen, aber sie doch will- 
kommener zu machen. 


& 
Dritter Abschnitt: 


Die Gegensätze, Konflikte und Beschwerden, 
die sich aus diesen Beziehungen zwischen Stadt und Kirche 
im mittelalterlichen Marburg ergaben. 


Ehe wir auf die Reformation und ihre Lösung des 
Problems ‚Stadt und Kirche“ eingehen, gilt es nun, die 
Gegensätze, Konflikte und Beschwerden, die sich aus den 
oben dargestellten Beziehungen ergeben, mit einem Worte 
den Kampf zwischen Kirche und Stadt, wie er sich in vielen 
mittelalterlichen Städten, hier schärfer, dort milder, und 
in Marburg vielleicht mit besonderer Klarheit entwickelt 
hat, darzustellen. Wir haben auf diesen Kampf im vorigen 
Abschnitt schon ein wenig vorgreifen müssen, weil sich die 
wirtschaftlichen Beziehungen und die der Stadt daraus er- 
wachsenen Schädigungen nicht darstellen ließen ohne einen 
Blick auf die Beschwerden, die Stadt und Bürgerschaft 
nach dieser Richtung mehr als einmal gegen die Kirche 
vorgebracht haben. 
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I. Die Ursachen des Konflikts. 


Alle die Gegensätze und Konflikte, die sich im Mittel- 
alter zwischen Stadt und Kirche erhoben und schließlich 
zur Reformation führten, erwuchsen im letzten Grunde aus 
einer einzigen Wurzel, aus der der mittelalterlichen Kirche 
eigenen Scheidung von geistlichem und Laienstand, aus. der 
Ausnahmestellung, die die Kirche ihren Dienern unter der 
übrigen Menschheit verlieh, und die sie auch gegenüber den 
weltlichen Behörden für sie beanspruchte. Sie galten ihr 
als die alleinigen Vertreter des von ihr aufgestellten Reli- 
giositäts- und Sittlichkeitsideals, des’ vollkommenen Chri- 
stentums, ‚des engelgleichen Lebens‘, wie sie es sich vor- 
stellte, während die Laien in ihren verschiedenen Berufen 
und natürlichen Beziehungen, ja gerade wegen dieser Be- 
ziehungen und Berufe jenes Ideal gar nicht erreichen konnten 
und auch die Frommsten und Besten unter ihnen immer 
nur eine unvollkommene Form des Christentums repräsen- 
tierten. Diese angemaßte Überlegenheit hatte eine Art 
realen Hintergrund in der Loslösung des Klerus von den 
natürlichen Banden durch den Zölibat sowie im Beichtstuhl 
und der Sakramentsverwaltung auf der andern Seite. Sie 
kam zum Ausdruck in dem höchst ungeistlichen Hochmut 
des geistlichen Standes und seinen steten Übergriffen in 
fremde Rechte, in der völligen Überschätzung der geringen 
von der Geistlichkeit tatsächlich geleisteten Arbeit — zu- 
mal wo sie in so großer Zahl in einer so kleinen Stadt wie 
Marburg sich zusammenfand —, in der Verweigerung der 
Abgabenzahlung an die weltliche Obrigkeit und der Unter- 
stellung unter die weltliche, d.h. die ordentliche Gerichts- 
barkeit, der die Forderung geistlichen Gerichts, auch in welt- 
lichen Dingen und gegenüber weltlichen Gegnern entsprach. 
Sie löste auf der andern Seite, bei den Laien, nachdem ein- 
mal der Heiligkeitsnimbus und mit der zunehmenden eigenen 
Bildung auch der Respekt vor der höheren Kultur der 
Geistlichkeit gewichen war, immer mehr eine gewisse Miß- 
achtung des Klerus und seines frommen Müßiggangs und 
zugleich einen immer schärferen Widerspruch gegenüber 
den hochmütigen Übergriffen der Geistlichen und den An- 
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sprüchen der Kirche auf Abgabenfreiheit er auf geistliche 
Gerichtsbarkeit aus. 

Die ganze’ mittelalterliche Kirchengeschichte Marburgs 
legt für diese Entwicklung Zeugnis ab. Namentlich die 
Geschichte des.DO. ist eine fortlaufende Kette von Streitig- 
keiten des Ordens mit den verschiedensten Gegnern über 
die‘ verschiedensten Streitobjekte, die aber zu allermeist 
in Übergriffen der Ordensherren ihren Ursprung hatten; 
und je älter der Orden wird, je mehr seine alten Ideale 
zurücktreten und Herrschsucht und Erwerbssinn im Vorder- 
grunde seiner Bestrebungen stehen, desto größer wird der 
Prozentsatz der Ordensurkunden, die sich um Streitigkeiten, 
ihre Einleitung und Verfolgung oder ihre Beilegung und 
Ausgleichung drehen. In der zweiten Hälfte des 15. Jahr- 
hunderts gibt es ganze Jahrgänge in der Sammlung der 
DO.-Urkunden, die fast nur Streitigkeiten des DO. zum 
Gegenstande haben, des Ordens, der einst für die Sache 
Gottes wider die Ungläubigen stritt und nun mit andern 
Christen um das Mein und Dein streitet. , Denn bei aller 
Verschiedenheit der Streitobjekte handelt es sich doch zu- 
meist um materielle Güter, um Eigentumsfragen, um Zinse, 
Renten, Gerechtigkeiten und Machtbefugnisse. 

Daß der Orden in der Mehrzahl dieser Streitigkeiten 
obsiegte, ist kein Beweis dafür, daß er immer im Rechte 
war. Es lag zum großen Teil an der Scheu der Laien vor 
den Gerichten, zumal den geistlichen Gerichten, daß sie lieber 
nachgaben und in einen für sie selbst ungünstigen Vergleich 
willigten, als daß sie es zum eigentlichen Prozesse kommen 
ließen. Ist doch in der Mehrzahl der Fälle die Sache im 
Wege des Vergleichs oder Schiedsspruchs durch gewillkürte 
Richter erledigt. Es lag ferner daran, daß die Geistlichkeit 
den Laien an Rechtskenntnis weit überlegen war, und daß 
sie längst vor der Rezeption auf dem Wege durch das 
kanonische Recht in den Geist und zum mindesten in die 
Formen des römischen Rechts eingedrungen war, dessen 
Ausdrucksweise wir in den Urkunden des DO. schon zu 
einer Zeit begegnen, wo sie den Laien, ja selbst den welt- 
lichen Gerichten in Deutschland noch kaum bekannt war. 
Es lag endlich, und gewiß nicht am wenigsten daran, daß 
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der Orden sich mit den Mächtigen der Erde, Landgrafen 
und Bischöfen, Papst und Kaiser gutzustellen und auf deren 
Privilegien zu berufen wußte. Gewiß, es kam vor, daß 
das Unrecht auf der Gegenseite war, daß ein Sohn ‚die 
Schenkung seines Vaters zurücknehmen wollte, daß Nach- 
kommen an einem von ihren Vorfahren der Kirche bzw. 
dem Orden vermachten Grundstück noch ein Anrecht zu 
haben glaubten — die Geschichte des Eigenkirchentums 
bezeugt es ja zur Genüge, wie schwer sich deutsche Grund- 
herren daran gewöhnen konnten, daß sie an den der Kirche 
übertragenen Liegenschaften kein Verfügungsrecht mehr 
hatten!), und daß die Kirche nichts wieder herausgibt, was 
sie einmal in Besitz genommen; haben doch noch im Jahre 
1550 die Herren von Clauer versucht, ein der Kirche zu 
Gemünden geschenktes Grundstück wieder einzuziehen.) 
Und ebensooft mag es vorgekommen sein, daß spätere Ge- 
schlechter über den Inhalt und Umfang der von ihren Vätern 
gemachten Stiftungen im unklaren waren und die deswegen 
aufgenommenen Urkunden nicht richtig verstanden. Aber 
in der Mehrzahl der Fälle lag die Ursache der BER L 
in Übergriffen des DO. 

Selbst gegenüber der Landesherrschaft machte diese 
Neigung zu Übergriffen nicht halt. Wenn in einer Urkunde 
vom 3. Dezember 1265?) die verwitwete Herzogin Sophie 
von Brabant und ihr Sohn Landgraf Heinrich von Hessen 
dem DH. und der ihm unterstellten Pfarrkirche zu Marburg 
den Zehnten des Ertrages sämtlicher im Gebiete der ge- 
nannten Kirche gelegenen sowie den Ertrag der älteren 
Novalien überlassen, während sie für sich nur den Ertrag 
der neueren und künftigen Novalien in Anspruch nehmen, 
so läßt sich ohne weiteres vermuten, daß schon das Recht 
des Ordens auf die älteren Novalien mindestens zweifelhaft 
war, und daß nur die fürstliche Liberalität der Herzogin 
und ihres Sohnes und deren Pietät gegenüber dem Andenken 
der Mutter und Großmutter und dem Orden, der das Grab 


1) Vgl. Hinschius, System des kath. Kirchenrechts II, S. 618£. 

632. Ders. Zur Geschichte der Inkorporation und des Patronatrechts. 
2) Brief des Joh. v. Clauer vom 14. V. 1555 im Mbger Staatsarchiv. 
®) Wyßa.a.0.1218. 
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der hl. Elisabeth schützte, sie zu jener Überlassung bewog, 
während sie zugleich weitergehenden Ansprüchen durch den 
Vorbehalt der künftigen Novalien vorbauten. Auch der 
Wortlaut der Urkunde läßt erkennen, daß die Herrschaft 
nur, um Streit zu vermeiden, nachgab: ‚ÜOeterum paci et 
quieti fratrum eorundem solicite intendentes, ut omnis con- 
troversiae et disordiae inter nos et ipsos materia decida- 
tur etc.“ Zweifelhaft liegen die Dinge bei zwei Urkunden 
vom 9. Juni 1280t), in deren erster Landgraf Heinrich von 
Hessen dem DH. die bisher von ihm angefochtenen Schen- 
kungen seiner Vorfahren und seinen ganzen Güterbesitz 
bestätigt, während er in der zweiten sich mit dem DH. 
dahin einigt, daß ihm die Gerichtsbarkeit zu Marbach und 
ein Hof zu Weimar, dem DH. aber neun Huben zu Weimar 
zufallen sollen. In beiden Fällen handelt es sich um die 
Vermeidung, richtiger wohl um die Ausgleichung von Strei- 
tigkeiten zwischen Landgraf und Orden, aber es ist nicht 
klar zu erkennen, auf welcher Seite die Schuld an dem 
Streite liegt. Jedenfalls ist der Streit um dieselben und 
noch einige andere Güter etwa 40 Jahre später aufs neue 
entbrannt, und diesmal hat der DO. nicht eher losgelassen, 
bis ihm zuerst von dem Interimsregenten, Bischof Ludwig 
von Münster, und danach auch vom Landgrafen Otto von 
Hessen alles bisher Vorenthaltene zugestanden, bestätigt 
und herausgegeben war. 

Weit schwerer als die Landesherrschaft vermochte sich 
die kleine Stadt Marburg der Übergriffe des mächtigen und 
dabei .streitbaren und hochmütigen Ordens zu erwehren, 
darunter sie wegen der unmittelbaren Nachbarschaft am 
meisten zu leiden hatte. Die wirtschaftliche Konkurrenz, 
die ihr der Orden — mehr noch als die andern — mit seinen 
Mühlen, seinem Weinhandel, ja selbst auf dem Gebiete des 
Handwerks machte, haben wir schon im vorigen Abschnitt 
hervorgehoben, ebenso: wie die Pachtzinserhöhungen, die 
trotz allen Verboten immer wieder beanspruchte und durch- 
gesetzte Steuerfreiheit und die durch den Erwerb von 
Bürgerhäusern betriebene Steuerhinterziehung. Nament- 
lich das räumliche Nahebeieinanderwohnen und die unter 
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nahen Nachbarn so leicht aufkommenden Meinungsverschie- 
denheiten in Eigentums- und Rechtsfragen waren immer 
wieder Quellen neuer Konflikte zwischen Stadt und Orden, 
und das um so mehr, als die mächtigen und sich über die 
Bürgerschaft erhebenden Deutschherren und vollends ihre 
unterstellten Beamten und Organe lieber zur Selbsthilfe 
oriffen, als mit den Städtern werhandelten, was dann von 
der Gegenseite mit ähnlichen Maßnahmen erwidert wurde. 
Da hat der Pfarrer auf dem Pfarrkirchhof einen Weg, der 
von alters hindurchführte, verzäunen und vermauern lassen!) 
(die Gegenpartei behauptet, man habe dem Pfarrer seinen 
Garten auf dem Pfarrhof geöffnet und einen Weg hindurch 
gemacht ohne seinen Willen)?); er hat hinter dem Pfarrhof 
eine Mauer ziehen lassen, die von alters nicht dagewesen 
ist, er hat seine „heymelichkeit“ direkt an die Straße setzen 
und einen Wassergang quer über den Kirchhof legen lassen, 
wodurch eine Mauer eingefallen ist.?) Da haben die Deutsch- 
herren den der Pfarre gewidmeten Fronhof für sich ein- 
gezogen*), einen darüber führenden öffentlichen Weg ver- 
sperrtd), die Mauer und den Zaun am Fronhof auswärts 
in die öffentliche Straße verlegt und den Brunnen daselbst 
abgesperrt 6); ebenso haben sie einen Weg durch die Grint- 
mühle verzäunt und vermauert und einen andern Weg vor 
der Walkemühle verengt?), auch den Kämpwasen verkleinert 
und zum Teil zu ihren Äckern gezogen.8$) Die Pfarrer Otte, 
Jacob und Hartmann haben an Steinen, Kalk und Mörtel, 
der zum Bau der Pfarrkirche gehörte, für etwa. 38 Mk. Pfen- 
nige im Pfarrhofe verbaut.) Und neben all diesen Über- 
griffen zum Schaden der Allgemeinheit werden in den ver- 
schiedenen Vorstellungen, Beschwerden und Klagen der 
Stadt eine mindestens ebenso große Menge solcher genannt, 
die gegen einzelne Bürger, Gewerbetreibende usw. und deren 
Eigentum und Gerechtsame gerichtet waren und. sie schä- 


1) Wyßa.a. O0. III, 1099,13. 2) Daselbst 1101, 32. 


3) Daselbst 1099, 14. 15. 16. *, Daselbst 1100, 2, 
5) Daselbst 1100, 14. 6) Daselbst 1100, 15. 
?) Daselbst 1100, 16. 17. 8) Daselbst 1100, 18. 
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digten. Auch über das persönliche Auftreten der Deutsch- 
herren und ihres Komturs wird Klage geführt.!) 

Natürlich hat die Gegenpartei es nicht unterlassen, 
alle diese Vorgänge in einem andern Lichte darzustellen, 
wonach die Schuld allein auf städtischer Seite lag und der 
Stadt und ihren Bürgern ein langes Sündenregister vor- 
gehalten. Aber wenn auch nach dem alten Satze peccatur 
extra muros et intra ein Teil der Schuld auf beiden Seiten 
liegen mag und einzelne Bürger, auch wohl untergeordnete 
städtische Organe sich hin und wieder einmal durch Selbst- 
hilfe ihr wirkliches oder vermeintliches Recht zu schaffen 
versucht haben, so unterliegt es doch für den unbefangenen 
Beurteller kaum einem Zweifel, daß das selbstbewußte, 
herrsch- und habsüchtige Gebahren der Ordensleute den 
bei weitem größeren Teil der Schuld an den Streitigkeiten 
trug. Besonders bitter haben sie es empfunden, ‚‚daz sy 
— die Städter — unsen gnedygen herren von Monster, 
dem got gnade, dorzü brachtin und yn anewysetin, daz 
er uns Iyez belüdin mit der glockin und uns zü gerychte 
hyz, alz wir ungerechte lüde werin, dez wir hoffin, daz wir 
dez nit inwarin unde gode getrüwin, daz wirs noch nit 
insin‘“?), sie beschuldigen die Städter, daß sie ihren gnädigen 
Herrn von Münster zu einem ungnädigen Herrn gemacht 
haben?), und daß auf ihre Veranlassung der Bischof von 
Münster ihnen ihren Biegen vorenthalten habe.*) Aber 
gerade der Bischof Ludwig von Münster macht nach allen 
Anordnungen, die in seiner Regierungszeit getroffen sind, 
den Eindruck eines so verständigen und gerechten Regenten, 
daß man annehmen darf, seine Ungnade gegenüber dem 
DH. bei Marburg werde wohl einen triftigen Grund gehabt 
haben. 

Nicht minder unberechtigt erscheint eine andere, später 
nochmals wiederkehrende Hauptklage des Ordens gegen die 
Stadt, daß sie es verschuldet habe, daß das auf dem Plan 
an der Ketzerbach angefahrene Holz und der daselbst 
lagernde Mist bei einer eingetretenen Überschwemmung 
von dem Wasser vor die Flutlöcher des DH. fortgeführt 


») WyßBa.a.O. III 1100, 1. ?) Daselbst 1101, 15. 
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sei und diese verstopft habe, so daß das Wasser in Hof, 
Keller und Häuser gelaufen sei und einen schweren Schaden 
angerichtet habe.!) Gegenüber elementaren Ereignissen 
waren auch Bürgermeister und Rat der Stadt Marburg 
machtlos, und die Fortführung des Holzes und Mistes wird 
den Anwohnern der Ketzerbach ebensowenig behagt haben, 
als den Deutschherren ihre Zuführung durch die Überflutung. 
Gerade diese Gegenklagen lassen den Übermut und das 
Selbstbewußtsein der Deutschherren um so stärker her- 
vortreten. 

Andere, selbst kleinere Städte als Marburg haben sich 
gegen die Übergriffe des Ordens gewehrt und ihnen bei- 
zeiten Grenzen gezogen. So erklärt die Stadt Fritzlar in 
einer Urkunde vom 23. Januar 1318, durch welche sie den 
in der Flemichgasse daselbst gelegenen Hof des DH. gegen 
eine Loskaufsumme von den üblichen Leistungen befreit, 
daß der Orden weitere Güter in Fritzlar nicht erwerben 
dürfe.) Amöneburg vergleicht sich am 20. Februar 1488 
mit dem DO., dem der Erzbischof Albrecht von Mainz die 
Propstei und ihr Haus in Amöneburg gefreit hat, daß dabei 
alle städtische Gerechtigkeit nicht mit inbegriffen sei, mit 
andern Worten, daß der Orden die städtischen Abgaben 
zahlen müsse, und daß der Orden der Stadt einen Acker 
gibt.?) Als in den Streitigkeiten des DO. und der Stadt 
Wetzlar wegen Einfuhr und Niederlage von Rheinwein im 
dortigen Ordenshause der Komtur Dietrich von Cleen auf 
dem Tage von Weilburg am 6. August 1489 die kaiserlichen 
und päpstlichen Privilegien vorlegt, da erbitten die Abgeord- 
neten von Wetzlar einen Aufschub der Tagung bis zum 
24. August, um sich Instruktion zu holen, und am 21. Ok- 
tober desselben Jahres entscheidet Graf Philipp von Nassau 
den Streit dahin, daß der Orden aller Provision zu seiner 
Notäurft sich gebrauchen solle, wie es mit seinen andern 
Häusern im Reich gehalten werde, aber ohne Beeinträchti- 
gung der Stadt Wetzlar.*) Der Rat der Stadt Erfurt aber 
hat mit dem DO.-Komtur zu Grifstedt vom April bis De- 


ı Wyßa.a.0.111,1101,5. Vgl. Küch.a. a. O. 136. 30. 
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zember 1470 einen Streit geführt und dessen Ansprüche 
in den schärfsten Formen, fast höhnend, zurückgewiesen!) 
und noch im Jahre 1490 den Landkomtur Dietrich von Cleen 
zu Marburg aufgefordert, dem Pfarrer von St. Nicolaus zu 
Erfurt; der den Handel der Bürger mit Mälzen, Brauen 
und Schänken schädige, solch ungeistliches Treiben zu unter- 
sagen.?2) Die Bürgermeister, Schöffen und Ratsherren von 
Marburg mag oft genug die Lust zu gleichem Vorgehen 
angewandelt haben, sie haben wohl manchmal die Faust 
in der Tasche geballt und, wenn sie unter sich waren, mit 
herben Worten den Übermut und die Üppigkeit der geist- 
lichen Ritter getadelt. Aber zu energischem Vorgehen haben 
sie sich nur selten aufgerafft, es fehlte ihnen die Macht und 
die Möglichkeit dazu. Der Orden wohnte nicht in Marburg, 
sondern bei Marburg, seine Niederlassung bildete mit ihren 
stattlichen Gebäuden, ihren starken Mauern und Toren eine 
unmittelbar vor den Toren Marburgs gelegene Stadt, ja ein 
Territorium für sich, vom Sonnenglanze landesherrlicher 
Huld und Freundschaft bestrahlt, mit kaiserlichen und 
päpstlichen Privilegien ausgerüstet und bewehrt, in die sich 
der Orden einhüllte und zusammenrollte, wie der Igel in 
seinen Stachelpanzer, sobald es jemand wagte, ihn anzu- 
greifen. Hier war nur auf dem Wege der Vorstellungen 
beim Ordenskomtur selbst, der Beschwerde und Klage beim 
Landesherrn etwas und nicht einmal viel auszurichten. Wir 
werden nachher sehen, wie die Stadt diesen Weg beschritt. 

Weit geringer als mit dem DH. waren die Reibungen 
der Stadt mit der übrigen Ordensgeistlichkeit der Stadt — 
Weltgeistliche gab es in Marburg kaum —, denn diese konnte 
sich nicht entfernt an Macht und Reichtum mit dem DO. 
messen, ihr fehlte die ritterliche Streitlust und vor allem: 
sie wohnte innerhalb der Stadt und war auf ein Zusammen- 
leben mit den Bürgern angewiesen. Außer der oben dar- 
gestellten wirtschaftlichen Konkurrenz, die aber auch viel 
geringer war als die des DH., lagen kaum Konfliktsgründe vor. 

Neben den Übergriffen auf persönlichem, rechtlichem 


!) Vgl. die Korrespondenz Bepert. der DO.-Urk. III. 


2) Daselbst, Urk. von 1490. X. 14. Der Orden war Patron von 
St. Nicolaus zu Erfurt. 
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und wirtschaftlichen Gebiete und der im Vergleich zu der 
Bevölkerungsziffer viel zu hohen Kopfzahl der Geistlich- 
keit war es aber noch ein anderes, was die Stadt und Bürger- 
schaft gegen sie empörte und ihr zu Klagen und Beschwerden 
Anlaß gab, das war die mangelhafte Pflichterfüllung, die 
sich die Geistlichen zuschulden kommen ließen. Wo die 
Stadt zum erstenmal Klage über die Geistlichkeit führt, 
in der Vorstellung beim Komtur des Ordenshauses!) im 
Anfang der siebziger Jahre des 14. Jahrhunderts, beginnt 
sie nicht mit einer Beschwerde wegen wirtschaftlicher oder 
rechtlicher Beeinträchtigung, sondern, wegen Vernachlässi- 
gung der Ordnung und des Herkommens im Kirchendienst:: 
1. Zu deme erstin, das der perner einin werntlichin prister 
halde zü sinin gesellin, als das allewege gewest ist. 2. Ouch 
das man zä sente Kyliane alle heiltage vesper, mettin unde 
messe singe, unde das man alle süntage das wychwaßir 
unde saltz da gebe unde dij heylgintage kündie den dij da 
f{rü wandrin wollin unde dienstbadin; unde oüch das der 
perrer ein ewiklicht da halde, als das von alder gewenlich 
ist gewest. 3. Ouch das der perrer mid sinin gesellin unde 
mid den oppirlädin alle wertage mettin singin in der parre. 
4. Ouch das der perrer mid sinin gesellin unde mid den 
schülern in deme kernder alle süäntage zü abinde vigilige 
singe für allir der sele dij zu der parre begrabin lint, unde 
zu den vigiligin sol der perrer alle zijt vir bürnde kertzin 
haldin, unde sal darzü alle süntage zü abinde noch den 
vigiligin mid deme wichwaßer unde mid der processien 
umme gen in der parre kirchobe. 5. Ouch biddin wir uch, 
das ir der parre testamentbüch besehit, unde was testa- 
ment ir da enne findit, das ir den perere heissit, das he dij 
halde. 6. Oüch wer uns herrinlichomin inpehit zu der parre, 
das der perner den dar noch win gebe noch gewanheid der 
heilgen cristinheid, unde dij ostigin dar andelege, dij der 
alde Hüpracht dar gezügit had, win unde ostigin.?2) 7. Ouch 


1) Wyßa.a.O. III, 1099. 

2) Diese Worte sowie die des $ 4 der Beschwerde der Stadt (Wyß 
22%. OÖ. III, 1100) sind kaum anders zu verstehen, als daß man, zum 
ınindesten an den hohen Festen, in der Pfarre zu Marburg das Abend- 
mal sub utraque („win unde ostigin‘“) gereicht hat. Daß man innerhalb 
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wanne man ein lich begrebit, das der perner ader siner 
gesellin einir dar bij ge in sime rockelin unde mid einer 
stolin noch gewanheid der heilgin cristinheid. 8. Oüch das 
der perner unde sine gesellin alle messe unde vespere mid 
erin rockelinin in deme core sin. 9. Oüch das der perrer 
ein ewiklicht halde, das alle nacht bürnin sal uffe der parre 
kirchobe zü Marpurg. 10. Ouch biddin wir uch, wer sich 
zu gehorsam irbüdit unde den perrer umme orlop biddit 
andirzwo zu bichtene, das he den orlöp gebe, als sine vor- 
faren vore getan han, dij sich ny dar widdir gesast han. 
11. Ouch das der perrer lasse terminari in der parre messe 
haldin, predigin unde bichte horin, als das von alder gewest 
ist, vonde uns dünkit, das das der parre me nützis brenge 
dan schadin mid dem volke, dij libir dar gen dan abe des 
nicht in were. 12. Oüch das man den armin sichin erin 
altar widdir mache, der von eins perners wene zubrochin 
ist, als sij uns geseyd han, unde en messe lese unde sij 
berechte mid godizlichomin, wanne en des nod ist, adir 
günne en, das es en dij Barfüssin adir andir prister tün 
mogin. Unde biddin uch, Iybe her comtür, das ir den armin 
sichin in disin sachin unde oüch in andrin sachin genedik 
sit, want sy sente Elsebet gestiftit had unde ouch virsmehit 
sin der wernde. Das wollin wir umme das hüs alle zijt 
gerne virtinin.“ 

Das sind ja zum Teil Dinge, die unserer evangelischen 
Frömmigkeit fremd oder gleichgültig sind oder gar wider- 
sprechen, aber die die damalige Frömmigkeit nicht ent- 
behren mochte, es sind viel Kleinigkeiten und nebensäch- 
liche Dinge dabei, aber wer die Volksfrömmigkeit kennt, 
der weiß, daß sie, auch die evangelische, gerade an solchen 
Kleinigkeiten hängt und sich gestört fühlt, wenn sie fehlen 
und von den Dienern der Kirche unbeachtet bleiben. Es 
zeugt von einer Nachlässigkeit, einem mangelnden Ein- 
fühlen in die Volksseele, wenn diese Dinge unbeachtet 
bleiben, wie das offenbar hier geschehen ist. Denn daß 


der Bremer Erzdiözese noch im 15. Jahrhundert den Laien den Kelch 
gereicht hat, ist nachweisbar aus einer Rechnung im Magistratsarchiv zu 
Bremervörde. Aber der Klerus des Bremer Kirchensprengels hat im 
Mittelalter immer für etwas rückständig gegolten. 
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daran von seiten der Stadt erinnert wird, darf doch als ein 
Beweis gelten, daß die Dinge außer Übung gekommen oder 
wenigstens nicht regelmäßig innegehalten waren. Schlimmer 
ist der Vorwurf, daß man die Seelenmessen, die bei der 
Pfarre gestiftet und ins Buch eingetragen sind, nicht be- 
stimmungsgemäß halte (5); daß man den für die Abend- 
maählsfeier gestifteten Wein unterschlage (6) und die Leichen 
ungeleitet lasse (7). Hier liegt doch schon eine ziemlich 
grobe Pflichtvernachlässigung aus Bequemlichkeit und noch 
ärgeren Ursachen vor. Aber das Empörendste ist wohl die 
unter Nr. 12 beklagte Vernachlässigung der armen Siechen, 
deren Altar im Siechenhause gebrochen ist, und denen 
niemand die Messe liest und das Abendmahl austeilt. 
Solche Vorkommnisse mußten das Volk mißtrauisch gegen 
die höhere Heiligkeit und Frömmigkeit der Geistlichen und 
erbittert gegen ihre mangelnde Pflichttreue machen, die 
wahrlich nicht mit Arbeitsüberlastung entschuldigt werden 
konnte. 

Auch in den späteren Beschwerden der Stadt kehren 
solche Anklagen wieder, zum Teil neue, zum Teil dieselben 
in spezifizierter, verschärfter und erweiterter Gestalt. So 
heißt es in den aus denselben Jahren stammenden, aber 
jener ersten Vorstellung offenbar erst nachfolgenden Be- 
schwerden der Stadt gegen das DH.!) von der Entziehung 
des Weines bei der Abendmahlsfeier an den vier hohen 
Festen (als viertes ist Allerheiligen gezählt) unter Nr. 4: 
„Oüch sprechin wir yn zü, das der alte Hüpracht hün- 
dirt pünt gegebin had zu der parre, das man da midde 
gülde zügin solde, da midde man win koyffin solde, zü gebin 
unde zü andeleginne den ludin, dij man zü den vyer hoch- 
tzidin mid gots lichomin beretechtit?), unde des nicht geschehit 
unde sy den lüdin waßer gebin, wanne sij gots lichomin 
inpangin han, dij stat dij in gebe dan wyn zü der zit dare‘; 
unter Nr. 11 von dem zerbrochenen Altar im Siechenhause: 
„Ouch soldin sij bestellin, das den uzsetzigin idin, man 
unde froüwin, alle wochin eine messe gehaldin worde, des 
nicht in geschehit, unde das den selbin sichin ir almüse 


ı) Wyß.a.a.0O. II, 1100. 2) soll heißen „berechtit“. 
20* 
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wirt abe gebrochin, den sij ere noddorft gebin: soldin, unde 
das perrer Otte den altirstein lis zü slahin, umme das man 
nicht messe da in lese.“ Es scheint sich also in beiden Fällen 
um mehr als eine bloße Nachlässigkeit zu handeln, im ersten 
um eine Unterschlagung, im zweiten um eine absichtliche 
Zerstörung des Altars, um dadurch des Messedienstes bei 
den Siechen ledig zu werden. Und neue schwere Anklagen 
enthält Nr. 6 derselben Beschwerde: ‚Oüch was yn kertzin 
ader lichte zü der parre geoppirt werdin, dij man in goddis 
ere burnin solde, dij led der perrer smeltzin unde virkoyffid 
das was unde in gebit keyn gelüchte zä den messin adir andirs 
zu gadis dienste, und Nr. 12: ‚„Ouch soldin sij in den sichin 
spittal uffe y das bette einin sichin nemin, wanne yn der 
werdin mochte, unde den ir nottorft gebin, als sente Elsebed 
das dar gezügit had, des sij nicht in tün, want vel kranckir 
lude in der stat liggin, der sij nicht in nemin wollin.“ 

Wenn nun noch Zweifel an der Wahrheit und Richtig- 
keit der verkündeten Lehre und Verlangen nach einer 
schriftgemäßeren Verkündigung!) und obendrein Bedenken 
gegen das sittliche Leben der Geistlichkeit?) hinzukamen, 
so war es wahrlich nicht zu verwundern, wenn sich in den 
Beschwerdeartikeln von 1525, dieser Ouvertüre der Marburger 
Reformation, die Erbitterung und der Unmut in dem schon 
mehrfach zitierten klassischen Ausspruch Luft machte: 
„Die Stadt ist mit geistlichen Personen zuviel belästigt‘“®), 
daß sich die Stadt an den Landgrafen mit der Bitte wendet, 
ihr einen geschickten Pfarrer und Kaplan zu verschaffen, 
daß das hl. Evangelium und Wort Gottes einträchtig zu 
Marburg verkündigt werde®), daß alle Testamente, Seel- 
geräte und Jahrgedächtnisse aufhören und den Geistlichen 
hiervon künftig kein Einkommen zustehe, und daß insonder- 
heit die Deutschherren in ihr Spital auf jedes Bett einen 
armen Menschen, Manns- oder Frauensperson aus der Mar- 
burger Bürgerschaft unentgeltlich um Gottes willen auf- 
nehmen. 


1) Küch a.a. 0. 212, 1. 
2) Daselbst 212, 36. 3) Daselbst 212, 6. 
*) Daselbst 212, 1. 
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Il. Insbesondere die geistlichen Gerichte. 


Ehe wir auf die einzelnen Beschwerdehandlungen der 
Stadt wider die Geistlichkeit eingehen, müssen wir noch 
eine Einrichtung hervorheben, die, von Anfang bestimmt 
um Friede zu stiften, in der Folge eine stete Quelle des 
Steites und der Unzufriedenheit geworden ist und auch in 
den Streitigkeiten zwischen Stadt und Kirche im mittel- 
alterlichen Marburg eine gewisse Rolle spielt, wir meinen 
die geistlichen Gerichte oder besser das geistliche Gericht, 
denn es handelt sich nicht um die einzelnen Gerichte und 
deren Vertreter, sondern um die Institution als solche. 
In der alten Christenheit angebahnt, um das Hinauszerren 
von Streitigkeiten zwischen Christen vor die heidnischen 
Gerichte zu vermeiden, durch Konstantin und Justinian, 
und vollends durch Papst Alexander III. zu einer festen 
. Einrichtung mit bestimmten Ordnungen ausgebildet und 
durch die unglaublichsten Schriftauslegungen gestützt und 
gerechtfertigt, dienten diese Gerichte, die vielleicht in der 
älteren Zeit eine gewisse Berechtigung hatten und sich 
immerhin durch ihr geregeltes Verfahren, die Festigkeit 
des angewandten materiellen Rechts und die Promptheit 
der Vollstreckung, aber auch durch ihre Kostspieligkeit 
vor den weltlichen Gerichten auszeichneten, im weiteren 
Verlaufe des Mittelalters immer mehr dem Macht- und 
Geldhunger der Kirche, sie legten die Tätigkeit der ordent- 
lichen Gerichte lahm und schädigten die Autorität des 
Staates. 

Es handelt sich hier nicht um die dem DO. wie andern 
kirchlichen Instituten zugestandene Immunität oder um 
die alte hofrechtliche Gerichtsbarkeit über die hörigen 
Knechte und Hintersassen. Letztere stand jedem Grund- 
herrn zu. Die erstere bezeichnete ursprünglich nichts 
weiter als eine dingliche Exemtion von der Gerichtsgewalt 
der Grafen und ihrer Unterbeamten (immunitas ab intreitu 
judieum), der allmählich ein Übergang der öffentlichen 
Amtsrechte auf die Kirche selbst folgte. Dies war not- 
wendig, um die Kirchen und ihre Güter gegen Übergriffe 
der weltlichen Macht sicherzustellen. Seit der Zeit Ludwigs 
des Deutschen wurden aber die Immunitätsrechte erwei- 
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tert, durch Privilegien wurde die ordentliche Gerichtsbarkeit 
über die Immunität mit übertragen, zunächst die zent- 
gräfliche, später die gesamte Gerichtsbarkeit. Diese so- 
genannten erweiterten Immunitätsprivilegien wurden von 
den Ottonen zuerst den Bistümern und sodann den Klöstern 
übertragen. Später ging das Recht auch auf die geistlichen 
Ritterorden über.!) Der DO. erhielt es schon im Jahre 1225 
durch Landgraf Ludwig, der mit Zustimmung seiner Brüder 
zugunsten des Ordens für alle Zeiten in seinem Lande auf 
alles Gericht in den Ordensbesitzungen verzichtete.?) Seine 
Nachfolger haben dies Privileg nachher immer wieder er- 
neuert und bestätigt. Kaiser Maximilian I. verlieh dem 
Orden sogar die peinliche Gerichtsbarkeit®), und der DO.- 
Meister Hartmann von Stockheim beauftragte demgemäß 
den Johann von Hohenfels mit des Ordens Halsgericht zu 
Marburg.®) 

Diese Immunität wurde von den Landgrafen oder gar von 
der Stadt Marburg nie angefochten. Um so mehr wehrten 
sich beide gegen das Übergreifen der eigentlichen geistlichen 
Gerichte. Papst Alexander III. hatte der geistlichen Ge- 
richtsbarkeit unterstellt a: alle causae mere spirituales (Ehe- 
sachen); b: causae ecclesiasticae spiritualibus annexae (Ver- 
löbnisse, Dotalklagen, Patronat, Benefizien, Zehnten, Testa- 
mente, eidlich bestärkte Verträge); c: causae miserabilium 
personarum (Arme, Witwen, Waisen); d: Prozesse, beidenen 
der weltliche Richter die Rechtshilfe verweigert; e: bei 
denen eine Sünde einer Partei vorliegt. Personal war die 
Zuständigkeit der geistlichen Gerichte begründet: a: für 
Rechtsstreitigkeiten von Klerikern untereinander, b: von 
Laien gegen Kleriker, c: partikularrechtlich auch von 
Klerikern gegen Laien, d: gegen die im Dienste der Kleriker 
stehenden Laien. Die Vorbringung dieser Streitigkeiten 
vor die weltlichen Gerichte wurde mit Strafe bedroht.5) 


1) W. Arnold, Deutsche Geschichte II, 2, S. 198 £k. 

2) Wyßa.a.0O.1,13. 

®) Repertorium der DO.- Urkunden IV im Rentarchiv Marburg, 
Urk. v. 1500. IX. 12. 

*) Daselbst Urk. v. 1503. III. 15. 

5) Friedberg, Lehrbuch des kath. u. ev. Kirchenrechts®, 5.99. 
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Hiernach konnte man ungefähr alles vor das geistliche 
“ericht ziehen, und die Offiziale des Mainzer Erzstuhls 
machten von dieser Möglichkeit ausgiebigsten Gebrauch, 
der Papst aber bestellte immer wieder neue Konservatoren 
des DO. mit dem Befehl, den Orden gegen Bedrückungen 
zu schützen und alle Klagen gegen ihn oder Differenzen 
mit ihm vor den Mainzer Stuhl zu ziehen!), und von diesen 
suchten manche durch einen übertriebenen Diensteifer sich 
nach oben hin zuempfehlen. Das Schlimmste aber war, daß 
bei diesem Verfahren kirchliche Straf- und Zuchtmittel 
wie Bann und Interdikt zur Erzwingung des Erscheinens 
der Vorgeladenen vor dem geistlichen Gericht und zur 
Einziehung der von demselben verhängten Geldstrafen und 
Gerichtskosten angewandt wurden; und nicht nur diese 
selbst, sondern auch alle, die sich ihrer annahmen und für 
sie eintraten, die sie beherbergten, mit ihnen verkehrten 
und sprachen, ja selbst die Häuser und Orte, in denen sie 
sich aufhielten, wurden von den Strafen mit betroffen, und 
die Strafen selbst wurden von einem Mal zum andern 
immer mehr verschärft. In der Regel wurden die davon 
Betroffenen nach verhältnismäßig kurzer Zeit durch diese 
Maßnahmen so weit mürbe gemacht, daß sie den Ladungen 
folgten und die Gelder bezahlten oder sich wenigstens zu 
einem Vergleich mit dem Gegner herbeiließen. 

So gebieten am 26. Januar 1314 die Richter des Mainzer 
Stuhls dem Pfarrer zu Ehringhausen, den Edelknecht Jo- 
hann von Ehringhausen zur Zahlung von 8 Pfund Heller 
Prozeßkosten an das DH. bei Marburg zu mahnen, falls er 
aber nicht zahle, ihn öffentlich für exkommuniziert zu er- 
klären.?2) Am 7. Februar desselben Jahres verurteilen sie 
denselben zur Herausgabe von 40 Morgen Landes zwischen 
Ehringhausen und Neuenheim an das DH. in Marburg, 
sowie zum Schadenersatz.?) Am 5. März desgleichen zur 
Zahlung von 14 & Heller Prozeßkosten an das DH. bis zum 
31. März.*) Unter dem gleichen Datum beauftragen sie den 


ı)S.z. B. Wyßa.a.0. 1, 453. II, 907. III, 1310. Repert. d. 
DO.-Urk. III: 1421. IX. 24; 1436. IX. 20 etc. 

2) Wyßa.a.O. II, 234. 3) Daselbst II, 237. 

#, Daselbst II, 240. 
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Pfarrer von Ehringhausen, den Edelknecht Johann von E. 
aufzufordern, bis zum 31. März dem DH. 40 Morgen usur- 
pierten Landes zurückzugeben, sowie 24 Pfund Heller an 
Schadenersatz und Prozeßkosten zu zahlen, andernfalls ihn 
für exkommuniziert zu erklären); desgleichen die auf Klage 
des DH. erkannte Exkommunikation allsonntäglich aus- 
zusprechen.?) Drei Wochen später erhält der Pfarrer den 
Auftrag, den Edelknecht allsonntäglich in verschärfter 
Form für exkommuniziert zu erklären und jedermann bei 
Strafe des kleinen Bannes vor dem Verkehr mit ihm zu 
warnen?), einen Monat danach den Befehl, die angesehenen 
Einwohner von Ehringhausen und Homberg vom Verkehr 
mit Johann von E. abzuhalten, andernfalls mit Einstellung 
des Gottesdienstes zu drohen.*) Unter dem 10. Juli werden 
neben den Ehringshäuser auch die benachbarten Pfarrer 
von Homberg, Alsfeld, Amöneburg, Ziegenhain, Treysa, 
Rauschenberg beauftragt, den Johann von E. öffentlich 
für exkommuniziert und der Ketzerei verdächtig zu er- 
klären.) Am 30. Januar des folgenden Jahres trifft dann 
den Schultheiß Ludwig in Ehringhausen die Strafe, wegen 
Umgangs mit Johann von E. allsonntäglich für exkommu- 
niziert erklärt zu werden.6) Ende März desselben Jahres 
sind die Brüder Bertho und Johann von E. ‚‚die das DH. 
wegen Güter zu Neuenheim mit Unrecht angefochten 
haben“, so weit, daß sie dem Hause zur Entschädigung 
eine Gült von 2 Mk. zu Langenhain, Höingen, Rülfenrod 
und Hale zu Lehen auftragen.) 

Einen ähnlichen Verlauf nimmt 150 Jahre später das 
Verfahren gegen Ludwig von Rodehausen, der wegen einiger 
Güter und Zinsen das Gericht von Bielstein gegen den DO. 
angerufen hatte.®8) Unter dem 10. Mai 1469 annulliert der 
Konservator des DO., Scholastikus von St. Bartholomäi 
in Frankfurt am Main, Nikolaus Wießbecker alle Sprüche 


1) Wyßa.a.0O. II, 241. 

2) Dgl. II, 242. ®) Dgl. IL, 244. *) Dgl. II, 251. 

5) Dgl. II, 257. 6) Dgl. IL, 267. ”) Dgl. II, 272. 

8) Repertorium III der DO.-Urkunden im Staatsarchiv Marburg. 
Die einzelnen Urkunden folgen dem Datum nach, sind aber nicht nu- 
meriert. 
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des Gerichts am Bilstein in der Sache als gegen die Privi- 
legien des Ordens verstoßend und zitiert Schultheiß und 
Schöffen des Gerichts sowie den Kläger vor sein Gericht 
nach Frankfurt. Am 14. und 26. desselben Monats beauf- 
tragt er die Pfarrer von Amöneburg und von Schröck, 
dieselben auf den 25. August vor sein Gericht nach Frank- 
furt zu zitieren. Die Ladung wird dann — augenscheinlich 
weil die Geladenen ihr nicht gefolgt sind — auf den 2, Sep- 
tember umgelegt. Gleichzeitig erhebt der DO. gegen die 
Verhandlung des Bilsteiner Gerichts in der Sache Protest. 
Am 9. November befiehlt Wießbecker den Schöffen dieses 
Gerichts, den Prozeß gegen den DO. nicht weiter zu ver- 
folgen, da er gegen die Privilegien des Ordens verstoße und 
zitiert den von Rodehausen nochmals vor sich. Unter dem 
20. desselben Monats exkommuniziert er Schultheiß und 
Schöffen des Gerichts am Bilstein und den von Rodehausen, 
weil sie der Zitation nicht gefolgt sind, und wiederholt 
diese Exkommunikation am 14. Februar 1470. Sieben 
Wochen später beauftragt er den Dekan und das Kapitel 
des Stifts Amöneburg, die Genannten, bei welchen die 
Exkommunikation ohne Wirkung geblieben ist, zum Ge- 
horsam zu bringen. Jetzt mischt sich der Erzbischof Adolf 
von Mainz in die verfahrene Sache und entscheidet am 
8. März 1471 den Streit zwischen dem DO. zu Marburg auf 
der einen, und dem Bilsteiner Gericht auf der andern Seite; 
nach diesem Schiedsspruch muß L. von Rodehausen die 
beschlagnahmten Güter zu Martorf und Helstorf heraus- 
geben. Aber auch dieser Schiedsspruch hat offenbar nicht 
den gewünschten Erfolg, denn schon am 22. April desselben 
Jahres befiehlt Nikolaus Wießbecker aufs neue dem von 
Rodehausen, innerhalb 15 Tagen dem DO. sämtliche Güter 
zurückzugeben und vor ihm zu erscheinen, widrigenfalls 
über alle Orte, wo er sich aufhalten werde, das Interdikt 
ausgesprochen werden würde. Unter dem gleichen Datum 
zitiert er den Schultheißen Gerhardi von Amöneburg vor 
sein Gericht und beauftragt den Pfarrer zu Amöneburg, 
die Kolonen der Güter, um derentwillen der DO. mit dem 
von Rodehausen prozessiert, für den Orden im Pflicht zu 
nehmen. Zwei weitere Verfügungen derselben Hand er- 
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folgen am 13. Mai, nämlich der Befehl an alle Geistlichen, 
jede gottesdienstliche Handlung zu unterlassen, resp. zu 
verhindern an den Orten, wo sich L. von Rodehausen auf- 
halten würde, und die nochmalige Exkommunikation über 
den Schultheiß des Bilsteiner Gerichts, Johann Gerhardi 
zu Amöneburg. Am 28. Juni erläßt er eine neue Zitation 
an L. von Rodehausen vor sein Gericht; am 12. Juli ruft 
er gegen ihn den Arm des weltlichen Richters an, der Aufruf 
ist an Kaiser Friedrich III. und an alle Bischöfe und Fürsten 
gerichtet. Unter dem 15. August erfolgt dann ein neuer 
Schiedsspruch in der Angelegenheit, von dem die Schieds- 
richter nach dem inzwischen erfolgten Ableben des L. von 
Rodehausen dem Komtur Lewe von Steinfurt ein besiegeltes 
Exemplar übergeben. Der Neffe und anscheinend Erbe des 
von Rodenhausen, Henno Lowerbach, verpflichtet sich end- 
lich am 10. Mai 1472 zur Ausführung des Schiedsspruchs 
und gibt die Pacht mehrerer Landsiedel zum Pfande, aber 
noch am 27. Mai desselben und am 26. Mai des folgenden 
Jahres erfolgen weitere Schiedssprüche in der Angelegenheit. 

Man sieht, diese geistliche Gerichtsbarkeit war ein sehr 
zweischneidiges Schwert. Solange die Autorität der Kirche 
feststand, war sie ein starkes Machtmittel in ihren Händen; 
wo aber einmal ein Verwegener zu trotzen wagte — und 
solche Fälle mehrten sich gegen Ausgang des Mittelalters — 
da geriet nicht nur die Autorität der Kirche und der Re- 
spekt vor den geistlichen Richtern ins Wanken, sondern 
auch das Vertrauen mußte verlorengehen zu einer Institu- 
tion, die die geistlichen Zuchtmittel mißbrauchte und mit 
dem Seelenheil der Menschen ein Spiel trieb um Geld und 
Geldeswert. Was den Widerstand der weltlichen Herren 
dagegen vermehrte, war die aus dem Vorhergehenden klar 
sich ergebende Störung der Autorität der weltlichen Ge- 
richte und ihre Kostspieligkeit; was sie dem Volke verhaßt 
machte, war vornehmlich die Fremdheit des geistlichen 
Rechts und seine Nichtübereinstimmung mit den heimi- 
schen Gewohnheiten. Für die Städte, speziell auch für 
Marburg kam hinzu, daß jeder Exkommunizierte, der die 
Stadt betrat, auch wenn dies ohne Wissen und Wollen der 
städtischen Behörden geschah, die Gesamtheit mit in den 
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Bann zog. Zwar dem DH. zu Marburg hatte schon Papst 
Johann XXII. am 7. Juni 1326 erlaubt, wenn die ganze 
Mainzer Diözese unter Interdikt läge, in seiner Kirche oder 
der Kapelle, in der der Leib der hl. Elisabeth ruhe, Gottes- 
dienst zu halten!), ihn berührte der Aufenthalt Gebannter 
in Marburg nicht. Erst das Privileg Papst Martins V. vom 
2. April 1424?) gestattete auf Bitten des Landgrafen Lud- 
wig I. die Übung des öffentlichen Gottesdienstes in Marburg 
auch dann, wenn die Stadt wider den Willen der Behörden 
und Einwohner von exkommunizierten Personen betreten 
werde. Aber auch dies Privileg schützte nicht die Stadt 
als solche, wenn sie wegen rückständiger Zinszahlung an 
geistliche und andre Gläubiger in Prozesse vor geistlichem 
Gericht verwickelt wurde.®) | 

So zieht sich denn der Kampf der Stadt wie der Landes- 
fürsten gegen das geistliche Recht durch das ganze Mittel- 
alter. Schon das Stadtrecht Landgraf Heinrichs II. vom 
7. Dezember 1357 bezeichnet in $ 21 die Freiheit vom Send- 
gericht als von den Vorfahren überkommenes Recht: ‚Ouch 
ensal nyman obir unse burgire sehind sitzin, als unse eldim 
und wir daz herbrochit han‘.*) Durch Statut vom 7. Januar 
13965) verbietet Landgraf Hermann II., „daz keyn burger 
den andern laden sal an geistlich gerichte odir bannen odir 
ein burger eyn landman odir ein landman ein burger, 
di in synen gebidden gesein sint unde eme zu vorant- 
worten stehin, sundern icgliche amptlude sullen den ludin 
rechtis helfin“‘. In der Erbeinigung aber vom 26. September 
1442 zwischen dem Erzbischof Dietrich von Mainz und dem 
Landgrafen Ludwig I. von Hessen$) wird bestimmt ($ 5), daß 
sich jeder an sein zuständiges Gericht wenden solle, aus- 
genommen in geistlichen Sachen, die an geistlichen Ge- 
richte ausgetragen werden sollen, oder in solchen weltlichen 
Sachen, für die Recht und Gericht von weltlichen Gerichten 
kündlich geweigert werden. In der schiedsrichterlichen 
Beilegung einer der vielen Streitigkeiten zwischen Stadt 
und DO. vom Jahre 1486 einigen sich beide Parteien dahin 


1) Wyßa.a.O. II, 1313. 2) Küch a. a. O. Nr. 90. 


®) Das. Einl. S. 20. *#) Das. Nr. 16. 
5) Das. Nr. 64. 6) Das. Nr. 98. 
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($ 16): „Mit dem geistlichen ußheischen, so der obgenante 
her Ludewig!) und die Dutschen hern gegen die von Mar- 
purg bißher zcu mermalen furgnomen haben, ist durch 
uns also vertragen, das mit sulchen sachen gehandelt sal 
werden, wie es von alter by hern Wypert Lewen?) und 
anderen comentorn gehalten ist worden, nemlich also, das 
die Dutschen hern diejhennen, so yne zcu thun sint und 
ußrichtung verhalten, mit recht fur dem statgericht zcu 
Marpurg furnemen sullen, daselbst man yne rechts furder- 
lich verhelffen soll. Wo aber solichs nit geschege, mogen 
die Dutschen herrn yr recht mit geistlichem gerichte nach 
yr notdurft suchen.‘“?) In den von Landgraf Wilhelm II. 
am 4. Oktober 1491 erneuerten Ordnungen seines Groß- 
vaters Ludwigs I. vom 7. Oktober 1444 und 14. April 1455 
für die Stadt Wetter®), die aber nach Küch °) offenbar 
durch gleichlautende Ausfertigungen an die Städte für das 
gesamte oberhessische Gebiet Wilhelms III. — also auch 
für Marburg — erlassen worden sind, wird in $ 1 die Ladung 
in weltlichen Sachen vor geistliches Gericht ganz verboten; 
in $ 2 ebenso die Übertragung von Forderungen vor geist- 
lichem Gericht auf andre. Nach $ 3 sind weltliche Sachen 
von Geistlichen mit einem Gericht (vor dem weltlichen 
Richter) zu fordern, und der Spruch ist binnen 14 Tagen 
zu vollstrecken. Auch den Geistlichen wird in $ 4 verboten, 
die Bürger in weltlichen Sachen ohne vorherige Anrufung 
des weltlichen Gerichts vor geistliches Gericht zu ziehen. 
Gebannten wird der Aufenthalt in der Stadt verboten ($ 6). 
Träger von Lade- und Bannbriefen in weltlichen Sachen 
soll man aufgreifen und anhalten, um sie in Strafe zu neh- 
men ($ 9). Lade- und Bannbriefe sind nur dem Pfarrer auf 
der Kanzel zu übergeben ($ 10). Im II. Teil der ‚Ord- 
nungen‘ werden die Träger von Bannbriefen in weltlichen 
Sachen nochmals mit Strafe bedroht ($$ 12 u. 13). Noch an 
geistlichen Gerichten schwebende weltliche Sachen soll man 


!) Ludwig von Mordeck zu der Rabenau, der damalige Statthalter 
des Kom turamts. 

2) Der Vorgänger Ludwigs von Mordeck, Lewe von Steinfurt. 

3, Küch a.a. O. Nr. 136. 2) 2.0. Nr. 142, 

5) Daselbst, Bemerkungen am Schlusse. ' 
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dort lassen bis zum Austrage ($ 17), es wäre denn, daß man 
die Sache mit Willen der Partei von solchem Gerichte 
bringen möchte. Ungefähr gleichen Inhalts ist eine Landes- 
ordnung, die die Landgräfin Anna und die verordneten Räte 
am 6. November 1515 gegen die Übergriffe der geistlichen 
Gerichte im Fürstentum Hessen erlassen haben.!) 

Aber alle diese Bemühungen, dem Unwesen der geist- 
lichen Gerichte zu steuern, haben wenig Erfolg gehabt, das 
läßt schon ihre stete Wiederholung erkennen. Erst die 
Reformation hat gründlich damit aufgeräumt, obwohl die 
Beschwerdeartikel von 1525, die die Reformation anbahnen, 
mit keiner Silbe die Sache erwähnen. Ja man möchte 
sagen, schon das Nahen der Reformation hat den Spuk der 
geistlichen Gerichte vertrieben: am 28. November 1511 ver- 
urteilen Schultheiß, Bürgermeister und Schöffen zu Marburg 
auf Klage des BO.-Zinsmeisters den Heinz Lampe als Erb- 
nehmer des Ludwig Kobel dahin, daß er pflichtig sei, dessen 
Zinse an den DO. zu zahlen.?) Seit 1521 gehen alle Zins- 
klagen des DO. an das Marburger Stadtgericht. 


III. Die einzelnen Beschwerden der Stadt Marburg. 


Gehen wir nun zu den einzelnen Beschwerden der 
Stadt gegen Kirche und Geistlichkeit über, deren Inhalt 
wir in den letzten Abschnitten dieser Arbeit schon im 
Wesentlichen dargestellt haben, so ist zunächst beachtens- 
wert, daß diese Beschwerden vom Magistrat, von Bürger- 
meister, Rat, Zünften und Gemeinde?), oder von Schöffen, 
Rat und Stat Marpurg®) vorgebracht und zumeist vom 
Landgrafen entschieden werden. Es sind die Anklänge und 
Vorklänge der Reformation, wo allgemein die Landes- und 
Stadtobrigkeiten sich der religiösen Fragen und der von 
ihnen bewegten Christen und Gemeinden angenommen 
haben. Eine geordnete und gewählte Vertretung der 
Kirchengemeinden in Kirchenvorständen und Synoden gab 
es noch nicht. Da traten denn Landesherren und Stadträte 


1) Küch.a.a. O. Nr. 192. 

2) Repertorium der DO.-Urk. IV. im Staatsarchiv Marburg. 
®) So Küch a.a. O. Nr. 185. 

4) So WyBa.a. O. III, 1100. 
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nicht ‚als Mandatare der Kirchengemeinde‘, wie das Casse- 
ler Konsistorium einmal den Marburger Magistrat wenig 
glücklich bezeichnet hatt), sondern als ‚eine christliche 
Obrigkeit“, als die von Gottes und Rechts wegen vorhande- 
nen, natürlichen Schützer der Kirchengemeinde für diese 
ein, ganz abgesehen davon, daß es doch auch eine große 
Zahl rein weltlicher, politischer, wirtschaftlicher und recht- 
licher Interessen der Kirche und dem Klerus gegenüber 
zu schützen gab. 

Die erste größere Beschwerde der Stadt — kleine 
Zänkereien hat es schon vorher gegeben — datiert aus den 
Jahren 1370—1375. Sie trägt keine Zeitangabe, sondern 
das ungefähre Datum ist nur aus der Handschrift und dem 
Inhalte bzw. den darin genannten Personen festzustellen. 
Sie wird nicht als Beschwerde, sondern lediglich als ‚Vor- 
stellung der Stadt Marburg beim Komtum des Deutschen 
Hauses um Abstellung benannter Mißbräuche bei der 
Pfarre zu Marburg‘“?) bezeichnet. Sie trägt auch nur den 
Charakter einer vertraulichen Vorstellung, wie schon die 
ganz inoffizielle, freundliche und zutrauliche Sprache des 
Schriftstückes erkennen läßt. Die Anrede lautet: „Lybe 
her comtür, wir biddin uch dienstlichin (= dienstwillig), 
das ir bestellit, das dij parre gehaldin werde, als sij von 
aldir gehaldin ist.‘“ Die gleiche Anrede kehrt im Text ($ 12) 
wieder: ‚Unde biddin uch, Iybe her comtür, das ir den 
armin sichin .... genedik sit“, und am Schlusse: „Lybe 
her comtär, wir biddin uch truwelichim, das ir zü allın disin 
sachin tät, als uch dij stat gentzlichin gloybit unde getruwit.“ 
Man hatte offenbar gehofft, die ganze Sache durch eine gegen- 
seitige, vertrauliche Aussprache aus der Welt schaffen zu 
können. 

Es scheint aber, daß diese Sprache bei dem Orden 
und seinem Komtur kein geneigtes Ohr gefunden hat, 
denn nun folgt, aus derselben Zeit stammend und von der- 
selben Hand geschrieben, die eigentliche Beschwerde 
gegen den DO., offenbar an eine höhere Instanz, vielleicht 
an den damaligen Landgrafen Heinrich II. oder dessen 


t) Kons. Verf. vom 6. August 1887, Akten des Magistrats M. 
2) Wyß.a.a.O. III, 1099. 
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Nachfolger Hermann II. gerichtet, denn es wird darin von 
dem Komtur in der dritten Person geredet?!): „Dit is dij 
schuldiüänge unde ansprache .... scheffin, rad unde dij 
stat zü Marpürg .... deme comtür unde dem Thuschin huse 
daselbis zü Marpürg“. Am oberen Rande der Rückseite 
steht in verblaßter gleichzeitiger Schrift: ‚„Artikuli seu 
accusaciones opidanorum in Margburg contra commen- 
datorem et fratres ibidem‘. Sie ist in wesentlich schärferer 
Form gehalten. Es heißt darin nicht wie in der Vorstellung: 
„Ouch biddin wir uch“, sondern: ‚„Ouch sprechin wir yn 
zü‘“, oder: „Ouch'soldin sij bestellin‘“, „Ouch schuldigin 
wir sij“, und die Beschwerde schließt: „Umme dise vor- 
genantin stücke unde artykil, yclichin besänder, eysschin 
wir einin wandil, der uns nod sij.“ 

Das war die Sprache, die der DO. verstand, denn es 
folgte, aus denselben Jahren, nicht etwa ein Versprechen, 
die Beschwerdepunkte abzustellen, sondern eine Gegen- 
beschwerde in ebenso scharfem Ton, augenscheinlich wie 
die städtische an eine dritte Person gerichtet?): ‚„Dyt sint 
dy schuldygünge und ansprache .... wir Johan (vom Heyst) 
comthur und dy brodere gemeynlich des Dutzin husis by 
Marpurg zü hon zu sprechene den burgermeystern, den schef- 
fin und der stad gemeynlich vorgenant, als hernach ge- 
scriebin ist.“ Über den Charakter dieser Gegenbeschwerde, 
die nicht zugunsten des Ordens spricht, haben wir uns 
schon oben ausgelassen. Ein Schiedsspruch des Landgrafen 
oder einer andern zum Richter angerufenen Instanz liegt 
urkundlich nicht vor, wird aber erfolgt sein, da erst mehr 
als 100 Jahre später neue Streitigkeiten zwischen Stadt 
und Orden entbrennen.?) Gerade in den siebziger Jahren 
des 14. Jahrhunderts wurden die Landgrafen dem Orden 
mehrfach verpflichtet®), so daß ihnen eine Entscheidung 


1) Wyß a.a. O. III, 1100; im Auszuge bei Küch a. a. O. Nr. 37. 
2) Wyßa.a.O. III, 1101. 
8) Lediglich ein Verbot „unsrer Herren‘ (Bürgermeister, Schöffen 
und Rat mit Wissen des Landgrafen) betreffend das Weinholen im-Deut- 
schen Hause vom 3. November 1395 liegt dazwischen. Küch a.a. 0. 


Nr. 59. 
4) Vgl. daselbst III, 1110. 1112. 
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zuungunsten des Ordens schwerfallen mußte. Doch 
spricht für eine Anerkennung der städtischen Rechte die 
Verordnung Landgraf Hermanns II. über das Ungeld in 
-Marburg!) vom 26. Oktober 1375, $ 4: „Ouch wollen wir 
sii by gudir aldin gewonheyt laßin, als sii by der herschafft 
biz her bracht habin“ und $ 5: „Oych vortmer wer mid en 
scheinkit, koyffit unde vorkoyfft, sü sin geystlich adir 
werntlich, die sullin er ungelt gebin unde mid en schoßin 
unde bedin glichirwys alse sii.“ 

In den letzten Jahrzehnten des 15. Jahrhunderts 
spitzen sich die Gegensätze zwischen der Stadt und dem 
DO. aufs neue zu. Im Jahre 1478 fanden nach Küch?) 
Verhandlungen gegen den Komtur vor dem Landgrafen 
statt, der sich im folgenden Jahre ein Verzeichnis der Ge- 
brechen überreichen ließ. Durch Vermittlung der Beamten, 
des Hofmeisters Hans von Dörnberg, des Doktors Ludwig 
zum Paradies, eines gebornen Marburgers, und des Kanzlers 
Johann Stein, unter Leitung des Erzbischofs Hermann 
von Cöln als Vormund des Landgrafen Wilhelm zu Hessen 
kam es nach einer langen Zeit der ‚„irrunge und tzwyleuffte“ 
zwischen dem Statthalter des Komturamts der Ballei Mar- 
burg Ludwig von Mordeck zur Rabenau und dem Rat, 
Zünften und Gemeinde der Stadt Marburg am 6. April 
1486 zu einem Vergleich, in welchem nicht weniger als 
30 Klagepunkte fast ausschließlich wirtschaftlicher, per- 
sönlicher und rein rechtlicher Natur ‚‚mit yrer aller gutem 
wissen, willen und volworten gutlich und fruntlich ge- 
scheiden und vertragen‘ wurden?®); so das Fruchtausfuhr- 
verbot, der Mühlgraben, überhaupt Mühlensachen, Lehn- 
ansprüche des Ordens, die Überschwemmungen der Ketzer- 
bach und die Frage des geistlichen Gerichts. Eigentlich 
kirchliche Fragen wurden kaum berührt. 

Aber es ging bei diesem Vergleich, wie bei den meisten: 
beide Teile meinten volles Recht gehabt zu haben, beide 
hatten nachgeben müssen, und beide waren deshalb mit 
den Entscheidungen unzufrieden. So brach der Zwist aufs 


1) Kücha.a. O. Nr. 42. ?) a.a. O. Einleitung, S. 38. 
' 3) Daselbst Nr. 136; vgl. Repertorium der DO.-Urkunden III im 
Staatsarchiv Marburg unter genanntem Datum. 
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neue aus, zumal nachdem Landgraf Wilhelm III. im Jahre 
1496 die Marburger Mühlen außer der Eltwinsmühle dem - 
Orden genommen und die Mahlpflicht der verschiedenen 
Stadtteile neu geregelt hatte.!) Dazwischen hinein fiel ein 
kleiner Streit der Stadt mit dem Fraterhaus am Löwenbach 
wegen der Steuerpflicht und Brauberechtigung, der durch 
Landgraf Wilhelm III., nachdem schon im Jahre 1485 der 
Hofmeister Hans von Dörnberg, der Marschall Johann 
Schenk zu Schweinsberg und der Kanzler Johannes Stein 
vermittelt hatten, am 28. Mai 1499 ohne große Schwierig- 
keiten geschlichtet wurde (s. 0.).?) Auch eine weitere Klage 
von Bürgermeister, Rat, Zünften und Gemeinde zu Mar- 
burg an die Landgräfin und die verordneten Räte vom 
April 1514 gegen den Schulbetrieb der Kugelherren scheint 
eine vorläufige Erledigung gefunden zu haben?°), ist aber 
1523 noch einmal aufgenommen. 

Dann aber brach der Sturm gegen die Ansprüche der 
Geistlichkeit und besonders gegen den DO. los. Schon die 
Beschwerdeartikel der Stadt von 1523*) enthalten eine 
Anzahl der früheren Klagen in neuer Auflage, so gegen den 
Schulbetrieb der Kugelherren, der die Lebensmittel in der 
Stadt verteure, gegen den Weinschank des DO., gegen die 
Erhöhung der Pacht von DO.-Gütern durch Änderung der 
Münzwährung. Doch wurden gerade diese Klagen in der 
durch Landgraf Philipp getroffenen Entscheidung ziemlich 
kurzer Hand abgewiesen. Aber in der ziemlich gleichzeitigen 
neuen Marburger Stadtordnung Philipps?) wurde die Steuer- 
pflicht aller, auch der im geistlichem Besitz befindlichen 
Bürgergüter ausdrücklich ausgesprochen und eine Ein- 
schränkung des vom DO. betriebenen Weinschanks zugesagt. 

Inzwischen erhob der arme Konrad sein Haupt, der 
Bauernkrieg durchtobte die süd- und mitteldeutschen Län- 
der. Und es waren nicht die gedrückten Bauern allein, die 
sich erhoben, auch die Städte nahmen unter dem Druck 
des Proletariats starken Anteil an der Bewegung. Gerade 
in der Verbindung des städtischen und ländlichen Prole- 


1) Kücha.a. O. Nr. 153. 2) Daselbst Nr. 163. 
3) Das. Nr. 85. *) Das. Nr. 201. 
5), Das. Nr. 202. 
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tariats lag die Kraft und die Gefahr der Revolution von 
- 1525.1) Auch Hessen, speziell Oberhessen wurde dadurch 
bedroht, in Treysa und Wetter kam es zu Unruhen gegen 
den Stadtrat und den landgräflichen Schultheiß. Philipp 
dämpfte den Aufruhr, aber er verfuhr gemäßigt mit den 
Gegnern.. Durch eine Kommission ließ er die Beschwerden 
der Untertanen verhören und die Huldigung der Städte 
erneut entgegennehmen. Von den Beschwerdeartikeln 
hessischer Städte sind lediglich die 36 Marburger Artikel?) 
bekannt, die, vom September 1525 datiert, dem Landgrafen 
selbst bei seiner Anwesenheit in Marburg überreicht und 
von dessen Kanzler Feige am 24. Oktober beantwortet 
wurden.®2) Der Einfluß des Bauernaufstandes und der 
Bauernartikel ist in ihnen noch zu spüren, aber deren radi- 
kale Forderungen sind darin herabgesetzt, wie ja die Artikel 
auch erst nach Beendigung des Aufstandes aufgestellt sind. 

Die Artikel, deren Inhalt im einzelnen schon an ver- 
schiedenen Stellen dieser Arbeit besprochen ist, berufen 
sich auf die öffentliche Aufforderung des Fürsten, alle ihre 
Gebrechen, Beschwerung und Hinderung ihm anzuzeigen 
und zu erkennen zu geben. Ziemlich genau die Hälfte 
dieser Artikel ist gegen die Geistlichkeit, vor allem gegen 
die Deutschherren gerichtet, und enthält neben der Menge 
der meist schon von alters her erhobenen wirtschaftlichen 
Klagen und Forderungen — darunter neu die Forderung, 
alle nicht verbrieften Zinse und Renten an Geistliche auf- 
zuheben ($ 4), alle Testamente, Seelgeräte und Jahres- 
gedächtnisse abzuschaffen ($ 5), alles Einkommen von 
Bruderschaften, Kaland, Spenden usw. zur Erhaltung haus- 
armer Leute in einen gemeinen Kasten fließen zu lassen 
($ 11) — obenan die rein religiös-kirchliche nach Anstellung 
eines geschickten Pfarrers und Kaplans zur Verkündigung 
des reinen Evangeliums ($ 1). 

Gerade auf diesen ersten Artikel findet sich in der Ent- 
scheidung des Kanzlers Feige keine Antwort.*) Die den DO. 


!) Küch a.a. 0. Einl. S. 31£. ?) Das. Nr. 212. 

8) Das. Nr. 213. 

*) Der Landgraf selbst aber schrieb unter diesen ersten Artikel: 
„Das soll geschehen“. Küch.a.a. O. Einl. S. 40. 
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betreffenden Artikel wurden letzterem zur Äußerung über- 
geben, und dieser hat dem Landgrafen eine Antwort über-- 
sandt, die mit den Worten des Komturs schließt: ‚Wo aber 
die von Marpurg solicher meiner antwort kein benugen 
haben wolten, so 'erpit ich mich, mein gotshaus und orden 
solicher nuwerung und furgnomener beschwerde und an- 
mutung halben zu gutlicher oder rechtlicher verhore vor 
e. f. g. oder wohin sich diese sachen nach vermoge der recht 
und usweisung unser vilfeltigen privilegien, begnadung und 
exemption zu rechtfertigen gepurt, dan ich ie meinen orden 
und gotshause nichts begeben kain.“') Auf den Artikel 6, 
daß die Stadt mit geistlichen Personen zuviel belästigt sei, 
lautet die Antwort des Kanzlers Feige: ‚Den artikel wirdet 
unser hergot wol messigen, auch so wil unser gnediger her 
darin sehen lassen.“ Für die meisten Beschwerden wird Ab- 
stellung und Besserung zugesagt. 
Die weitere Antwort haben dann die Tatsachen gegeben. 


Schluß: Die Reformation. 


Beide, die Marburger Artikel von 1525 und deren Be- 
antwortung, stehen offenbar unter dem Einfluß der Re- 
formation. Daß der Reformationsgedanke, die Verkündi- 
gung des reinen Evangeliums, in den Herzen der Bürger- 
schaft schon Platz gegriffen hatte, läßt der Artikel 1 ver- 
muten. Äußerlich erkennbar ist der Einfluß der Reformation 
in Marburg zuerst darin hervorgetreten, daß man glaubte, 
der Geistlichkeit, insbesondere dem DO. seine Rechte ver- 
weigern zu dürfen, daß man ihr Güter entfremdete, Zins- 
zahlungen versagte usw., so daß der Orden seine Forde- 
rungen einklagen mußte, wobei ihm durch die Gerichte 
natürlich sein Recht zuerkannt wurde. Schon 1517 hat der 
Spitalmeister des Ordens Johann Groningen einen Prozeß 
gegen Jost Salchen zu Waidenhausen um den Besitz eines 
Hauses und Gartens zu führen, derihm durch Schultheiß, Bür- 
germeister und Schöffen zu Marburg zuerkannt wurde.?) 1521 
verurteilen dieselben den Hans Thys zu Marburg, der einen 
3) Daselbst Nr. 213, 8. 296 Anmerkung 2. 

2) Repert. der DO.-Urk. im Marb. Staatsarchiv IV, 1517. V. 27. 
21” 
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Lehensgarten des DO. ohne dessen Willen veräußert hat, 
dem Orden denselben zurückzustellen, und erklären ihn 
des Lehens für verlustig.!) 1524 entscheidet das Stadt- 
gericht, daß Daniel zum Schwan, der dem DO.-Pietanz- 
meister die 3 Mk. Zins von seinem Haus am Markte nach 
der Erklärung von Landgraf Philipps Reformation ablösen 
will, diesen Zins und alle Rückstände weiter zahlen soll.) 
1525 erkennt das Hofgericht zu Marburg in Appellations- 
sachen zwischen dem Spitalmeister und Hermann Lober 
zu Marburg wegen 5 Schilling Zins von einem Hause am 
Grün, die dieser dem DO. vorenthalten hat, daß er zur 
Zahlung desselben, sowie der angelaufenen Zinseszinsen ver- 
pflichtet sei.) Seitdem erfolgen solche und ähnliche Prozesse 
und Urteile bis in die dreißiger Jahre des 16. Jahrhunderts 
Jahr für Jahr. Das Einziehen der Kirchengüter durch die 
großen Herren machte Schule, nun wollte jeder sein Säku- 
larisatiönchen im kleinen haben und meinte am Ende 
noch seine protestantische Überzeugung dadurch zu be- 
tätigen. = : 

Auf dem Reichstage zu Worms 1521, dem der junge 
Landgraf mit großem Gefolge beiwohnte, hatte Philipp 
zwar von Luther mit dem schönen Worte Abschied ge- 
nommen: „Habt ihr Recht, Herr Doktor, so helfe euch 
Gott“, im übrigen aber in den kirchlichen Fragen sich 
neutral verhalten. Seinen Dank gegen Gott für das Gelingen 
seiner politischen Pläne zu Worms hatte er nach seiner 
Rückkehr am 5. Juni durch Veranstaltung einer Prozession 
zum Grabe seiner Ahnfrau, der heiligen Elisabeth zu Mar- 
burg abgestattet.*) Erst seit dem Jahre 1524 neigte er sich, 
wohl unter dem Einfluß von Schriften Luthers und Me- 
lanchthons, der evangelischen Sache zu. Seit dem Sommer 
1524 wurde in ganz Hessen den evangelischen Predigern 
freie Bahn gelassen, gegen Ende des Jahres in Cassel deut- 
sche Messe gehalten und das Abendmahl sub utraque 


RE 


}) Repert. der DO.-Urk. im Marb. Staatsarchiv 1521. Il. 1. 

2) Das. 1524. III. 2. ®) Das. 1525. IV. 3. 

#) Festschrift zum Gedächtnis Philipps des Großmütigen, heraus- 
gegeben vom Verein für hessische Geschichte und Landeskunde 1904, 
S.207£. (Küch, Landgraf Philipp auf dem Wormser Reichstag). 
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gereicht.!) Im März 1525 sandte er den evangelisch gesinnten 
Pfarrer Johann von Campis von St. Martin in Cassel nach 
Marburg, in der zur Zeit verwaisten Pfarrkirche das Evan- 
gelium zu verkündigen.?2) Aber an dem Widerstande des 
DO., Patrons der Pfarrkirche, scheiterte die Sache. Nun 
aber aus der Bürgerschaft Marburgs selbst das Verlangen 
nach der evangelischen Lehre ihm entgegentrat, zögerte 
Philipp nicht länger, und Marburg wurde ihm geradezu die 
Versuchsstation für die Einführung der Reformation in 
Hessen. Er bevorzugte es als solche wegen seiner zentralen 
Lage in dem damaligen hessischen Gebiet, und weil es als 
Sitz des hessischen Gesamtgerichts auch in geistiger Be- 
ziehung ein Mittelpunkt war. Aus dem gleichen Grunde 
errichtete er auch hier 1527 die Landesuniversität, die 
vielleicht schon sein Vater geplant.?) Dem Rate Luthers 
und Melanchthons sowie Johanns des Beständigen folgend, 
ging er mit der Reformation in Hessen — deren Geschichte 
im einzelnen zu beschreiben, weit über den Rahmen dieser 
Arbeit hinausgehen würde — behutsam vor. Durch Visi- 
tatoren ließ er das Land bereisen und vor allem für die 
Anstellung guter Prediger und tüchtiger Lehrer und für 
deren Unterhalt sorgen. Die Klöster ließ er aufheben und 
ihr Gut durch Klostervögte verwalten. Ihre Insassen er- 
hielten, soweit sie das Klosterleben aufgeben und einen 
bürgerlichen Beruf ergreifen wollten, eine Versorgung, die 
übrigen eine entsprechende Abfindung; soweit sie nicht 
aus Hessen waren, wurden sie mit einem Zehrgeld in die 
Heimat entlassen. In Marburg ließ er zunächst eine gewisse 
Ordnung für die Gottesdienste, Messen und Zeremonien 
herstellen, Prediger einsetzen — ohne sich um das Patronat- 
recht des DH. zu kümmern — und für deren Unterhalt 
sorgen. Die Reformation der Marburger Klöster begann 
damit, daß die Mönche veranlaßt wurden, in die evangelische 
Predigt zu gehen. Die Armenpflege wurde durch Vereinigung 
der Einkünfte der verschiedenen Wohltätigkeitsanstalten, 


t) Daselbst, S. 214 (Küch, Ldgr. Phil. u. d. Einf. der Reform. in 
Hessen). 

2) Bücking, Geschichte des Kugelhauses. 

°), Festschrift usw. S. 226f. 
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Bruderschaften, Spitäler Stiftungen, geregelt und zu diesem 
Zwecke ein Almosenkasten errichtet.!) Schon 1526 ließ er 
— die Einleitung der Säkularisierung — durch seinen Rent- 
meister in den beiden Klöstern und im Fraterhaus, 1527 
auch in der Pfarrkirche und in St. Kilian, den beiden 
Kapellen U. L. Fr. und Hl. Kreuz und bei sämtlichen 
Bruderschaften Marburgs ein Verzeichnis der — ‚ziemlich 
zahlreichen — Kleinodien und Zieraten aufnehmen.?) Am 
23. Januar 1527 hielt er noch eine letzte Besprechung mit 
den Marburger Klosterobern und Geistlichen, bei der die 
Dominikaner und Fraterherren sich der Annahme der Re- 
formation fügten und sich zur Abfindung bereit finden 
ließen. Ihre Gebäude kamen an die neugegründete Uni- 
versität, die auch sonst ihren Unterhalt aus eingezogenen 
Kirchengütern erhielt und gleich in den ersten Jahrzehnten 
von vielen Seiten mit Stipendien ausgestattet wurde.?) 
Auch die Franziskaner, die 1527 die Annahme der Refor- 
mation verweigerten, entgingen dem gleichen Schicksal 
wie ihre Brüder vom hl. Dominikus nicht. Sie wanderten 
1528 aus, und das Kloster kam an die Universität.) Ebenso 
wurden die Marburger Termineien und Häuser der aus- 
wärtigen Klöster eingezogen. Die Bruderschaftsgüter wur- 
den am 24. April 1527 den Vorstehern des Almosenkastens 
übergeben.®) 

Weit größere Schwierigkeiten bereitete dem Land- 
srafen der DO. Dieser klagte schon 1527 beim DO.-Meister 
wegen Besetzung mehrerer Ordenspfarreien durch den Land- 
grafen, wogegen letzterer erwiderte, das Haus zu Marburg, 
eine Stiftung seiner Voreltern, werde nicht mehr stiftungs- 
gemäß verwaltet. Er ordne deshalb an, daß der Freiherr 
Wilhelm von Landsberg fortan mit dem Komtur die Ver- 
waltung und die Aufsicht über das Rechnungswesen führe. 


1) Festschrift usw. S. 231£. 

2) Das Verzeichnis der letzteren (Pfarrkirche u. fi.) befindet sich in 
der Registratur der Superintendentur Marburg. 

®) Vgl. Universitätsakten im Marb. Staatsarchiv. 

4) Festschrift usw. S. 347 (Huyskens, Die ersten Marburger Prädi- 
kanten). 

5) Daselbst S. 343. 
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Auch soll dem Komtur und den gemeinen Konventsbrüdern 
angezeigt werden, wer sich des Ordens begeben und aus- 
treten wolle, dem solle eine angemessene Versorgung zuteil 
werden. Der Schultheiß und der Rentmeister zu Marburg 
sollten bei etwaiger Widersetzlichkeit des Ordens mit der 
Vollziehung beauftragt werden. Der Komtur lehnte den 
im ÖOrdenshause erschienenen Kommissaren gegenüber dies 
Ansinnen als mit seiner Pflicht unvereinbar ab. Der Deutsch- 
meister schloß sich mit Berufung auf die Privilegien des 
Ordens diesem Protest an. Auf seine Bitten bestätigte 
Kaiser Karl V. auf dem Reichstag zu Augsburg und nachher 
noch einige Male diese Privilegien!) Der Landgraf aber 
kümmerte sich nicht darum und ließ im Jahre 1533 eine 
Türkensteuer auch von dem Orden erheben.?) Am 16. Mai 
1539 ließ er dem Landkomtur von Schutzbar gen. Milchling 
ankündigen, er werde am nächsten Sonntag in der Ordens- 
kirche einer evangelischen Predigt?) beiwohnen und als- 
dann das Abendmahl empfangen. Der Ordensgeistliche solle 
an diesem Tage die Kanzel nicht betreten. Nach dem Gottes- 
dienst ließ er sich die Türen zum Grabmal der hl. Elisabeth 
öffnen, das eiserne Geländer, dessen Schlüssel der Komtur 
weggeworfen hatte, mit Gewalt erbrechen®) und die Über- 
reste der Heiligen samt dem in einem besondern Schranke 
aufbewahrten Schädel in einem Kasten, der in einen Futter- 
sack gehüllt war, auf das Schloß bringen und dort, um der 
„Abgötterei und Ketzerei, wie sie mit solchem Gebein vor- 


!) Repert. d. DO.-Urk. IV im Marb. Staatsarchiv: 1530. VIL 17; 
1541. V. 17; VI. 15. 

2) Quittung daselbst: 1533. I. 21. 

8) Übrigens war dies keineswegs die erste evangelische Predigt in 
der Ordenskirche, wie vielfach, anscheinend auch vonV oigt, angenommen 
wird. A. Huyskens (Festschrift zum Gedächtnis Phil. des Gr., S. 132f.) 
weist überzeugend nach, daß schon etwa 1533 ein evangelischer ‚Prädi- 
kant“ mit dem Vornamen Peter auf Verlangen von Ordensherren angestellt 
wurde, dessen Gehalt zuerst 1533 in der Treßlereirechnung erscheint. 
Etwa 1538 folgte ihm ein zweiter, Ruppert oder Robert genannt. Der 
Gegensatz war also in erster Linie ein politisch-rechtlicher. 

*) Nach der wohl nicht ganz unbefangenen Darstellung von Joh. 
Voigt, Gesch. d.D. Ritterordens II 1859 S. 37 f£., 79 f£., der ich diese An- 
gaben über den Konflikt zwischen Landgraf und Orden zum Teil entnehme. 
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mals geschehen“ ‚zu steuern, zerstreuen.!) Auf eineVorstellung 
des DO.-Meisters beim Kaiser erließ dieser von Madrid aus 
unter dem 14. Oktober 1539 den Befehl an den Landgrafen, 
die Reliquien in den Sarg zurückzulegen oder sie ihm selbst 
oder dem Römischen König oder auch dem Administrator 
des Ordens zurückzugeben, sich auch fortan aller Gewalt- 
tätigkeiten und Belästigungen gegen den Orden zu ent- 
halten.?) Philipp kümmerte sich auch um diesen Befehl 
nicht. Als im Frühjahr 1543 der neue Landkomtur Johann 
von Rehen sein Amt in Marburg antreten wollte, ließ der 
Landgraf vorher durch seine Räte alles Ordensgut inventari- 
sieren mit dem Befehl, ohne seinen Willen über nichts im 
Hause weiter zu verfügen, weil er dem Landkomtur noch 
einen Mitverwalter, einen Marburger Bürger, über das 
Haus an die Seite setzen wolle. Auch nahm er allen Be- 
schwerden zum Trotz die Ordensgüter der Ballei zu Schiffen- 
berg, Felsberg, Kirchhain und Flörsheim in vorläufige 
Verwaltung, verweigerte dem neuen Landkomtur den Ein- 
zug in Marburg und erklärte sich nur dann zum Nachgeben 
bereit, wenn der Orden reformieren wolle. Darauf erließ 
der Kaiser an eine Anzahl Reichsfürsten, Grafen und Städte 
das Mandat bei 50 Mk. Goldes Strafe, den DO. gegen solche 
Übergriffe zu schützen.?) Nach vorübergehender Einigung 
und neuem Streit, und nachdem der Landgraf 1547 in die 
Gefangenschaft des Kaisers geraten war, kam es im Jahre 
1549 zu Oudenarde in Holland zwischen dem dort gefangen 
sitzenden Landgrafen und dem Orden zu einem Vertrage, 
der im Jahre 1550 die kaiserliche Bestätigung fand), worin 
Philipp versprach, dem Orden alles wiederzugeben, was er 
ihm unrechtmäßigerweise abgedrungen, besonders die Re- 
liquien der hl. Elisabeth samt dem Sarg und den Kleinodien. 
Die Ordenspfarrer sollten auf das Interim verpflichtet werden. 


— 


1!) Tatsächlich sind sie nicht zerstreut, sondern der Statthalter 
G. v. Kolmatsch hat sie samt dem Kasten, darein sie gelegt waren, be- 
graben lassen, so daß sie später dem Orden wiedergegeben werden konnten 
(Huyskens a.a. 0. 8. 147). 

2) Jaeger, Codex dipl. Ord. Teut. IV, 78. 

®) Repert. der DO.-Urk. III: 1543. VIIL. 3. 

*) Das. 1550. IX. 4. 
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Jedoch die Streitigkeiten zwischen Landgrafen und 
DO., ein letzter Rest der mittelalterlichen Beziehungen 
zwischen weltlicher Obrigkeit und Kirche, waren damit 
längst nicht zu Ende, wie die immer neuen Verträge und 
Vergleiche (1584, 1668, 1670, 16801, 1700, 1804) beweisen, 
bei deren jedem der Orden — infolge Nachlassens der 
kaiserlichen Gewalt — ein Stück mehr von seinen Rechten 
und Freiheiten schwinden sah, bis er 1809 durch Napoleon 
aufgehoben wurde. 

Aber die Türme von St. Elisabeth ragen heute noch 
über der kleinen Stadt an der Lahn gen Himmel, das Wahr- 
zeichen der barmherzigen Liebe zu den Kranken, die die 
fromme Fürstin im Geiste ihrer Zeit geübt hat; und im 
Schatten der Türme liegen jetzt die Universitätskliniken, 
ein Stück der Stiftung Philipps des Großmütigen, die die 
Arbeit seiner heilig gesprochenen Ahnfrau im modernen 
Geiste fortführen. Stadt und Kirche aber halten Frieden 
miteinander. 
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VI. 
Die Anfänge des Vikariates von Thessalonich. 


} 


Von 


Herrn Lie. theol. Fritz Streichhan 
in Wildpark (Potsdam).!) 


In seinem Kirchenrecht stellte Hinschius den Träger 
des römischen Vikariates für Illyrien, den Bischof von Thessa- 
lonich, in Bezug auf seine Rechte hinter die Patriarchen und 
Exarchen, ja hinter den Primas von Afrika, den Bischof 
von Karthago, weil er in Gegensatz zu diesem das älteste 
Beispiel für die Erhebung eines Metropoliten zu einer höheren 
Stellung durch eine besondere päpstliche Verleihung bilde, 
nämlich die, als Vikar des apostolischen Stuhles die Rechte 
des Primates in den illyrischen Provinzen auszuüben. , Hin- 
schius?) sah als Urheber dieses Vikariates im Gegensatz zu 


1) Die Arbeit wurde am 4. August 1922 im Kirchenrechtlichen 
Institut an der Universität Berlin vorgetragen. Schon im Jahre 1921 
hat der Verfasser die Echtheit des ersten Teiles der Sammlung der 
Kirche von Thessalonich in einer Jenaer theologischen Dissertation 
geprüft und später die des zweiten Teiles in einer Arbeit untersucht, 
die als Inauguraldissertation einer hohen philosophischen Fakultät 
in Jena vorliegt. Mit gütiger Erlaubnis der Herren Referenten Ge- 
heimrat Professor Dr. Walter Judeich und Profesor D. Hans 
Lietzmann in Jena sind die dort erzielten Ergebnisse im Folgenden 
zugrunde gelegt. Eine Neuausgabe der ganzen Sammlung ist so 
weit vorbereitet, daß sie voraussichtlich im nächsten Jahr erscheinen 
kann. Die Anregung zu diesen Arbeiten ging aus von meinem Lehrer 
Herın Lietzmann. Nach einem Einblick in das genannte Manu- 
skript hat mich dann Herr Geheimer Justizrat Professor D. Dr. Ulrich 
Stutz in seinem Seminar zur Abfassung der hier veröffentlichten Studie 
veranlaßt. Ihm und Herrn Lietzmann spreche ich für liebens- 
würdigste Förderung mit Rat und Tat hiermit meinen herzlichen 
Dank aus. 


2) Paul Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Pro- 
testanten in Deutschland. Berlin 1869 Bd. 1 8. 583. 
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Thomassint), Le Quien 2), Phillips ®), Maaßen *) nicht Dama-' 
sus (366384), sondern erst Innocenz I. von Rom (401—417y 
an. Aber gerade in der Zeit des Innocenz, während der 
Illyrien nicht mehr zum West-, sondern zum Ostreich ge- 
hörte (seit 395), wäre die Tatsache auffällig, daß ein rö- 
mischer Bischof im Orient durch einen einfachen jurisdik- 
tionellen Akt der alten, selbständigen und ausgebauten Kirche 
Illyriens, die zum mindesten seit 395 nicht zum römischen 
Patriarchate zählte, eine neue Verfassung gab und in ihr 
durchsetzte. Die praefeetura lIllyriei?) zerfiel im 4A. Jahr- 
hundert in die Diözesen Dacia und Macedonia, unter denen 
Dacia allein fünf Metropolen in den Provinzen Dacia me- 
diterranea, Moesia I, der Praevalitana, Dardania und Dacia 
ripensis besaß, die Diözese Macedonia dagegen noch mehr 
Provinzen umfaßte: Macedonia, Oreta, Thessalia, Epirus vetus, 
Epirus nova, Macedonia salutaris, dazu kommt Achaja. Bei 
der Auffassung von Hinschius über die Entstehung der illy- 
rischen Patriarchalgewalt ist es unverständlich, daß in allen 
genannten Provinzen die Metropoliten mit geringen Aus- 
nahmen die Erhebung des Bischofs von Thessalonich und 
die damit notwendig verbundene Beeinträchtigung ihrer 
eigenen Stellung durch den landfremden römischen Bischof 
ertrugen. Besonders dann, wenn wir an die Schwierigkeiten 
denken, die der Bischof von Rom in dem seinem Jurisdik- 
tionsgebiet doch viel näher stehenden Gallien mit der Er- 
richtung des Vikariates von Arles hatte. Die Rechte der 
beiden Vikare von Thessalonich und Arles sind ähnliche. 
Babut°) hat richtig bemerkt, daß die Rechte des Vikars von 

) Ludoviecus Thomassinus, Vetus ac nova ecclesiae dis- 
ciplina..., Lucae 1728 p. 1, lib. 1 c. 18 n. 6ss. (I. col. 65 ss.) 

?) Michael Le Quien, Oriens Ohristianus, Parisiis 1140 J. 2 
col. 7—9. 

®) Georg Phillips, Kirchenrecht Il, Regensburg 1846. 8.66 f. 

*) Friedrich Maaßen, Der Primat des Bischofs von Rom und 
der alten Patriarchalkirchen, Bonn 1853, S. 128. . 

5) Otto Seeck, Geschichte des Unterganges der Antiken 
Welt. 112, Stuttgart 1921, 8. 65f. Theodor Mommsen, Die dio- 
kletianische Reichspraefectur in Hermes, Zeitschrift für klassische Phi- 
lologie hrsg. von Georg Kaibel und Carl Robert XXXVI 1901, 
S. 205 ff. (= Histor. Schriften III, 8. 284—299). 

6) E.-Ch. Babut, Le concile de Turin. Essai sur 1’ histoire des 
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Arles, die des Bischofs von Thessalonich zum Vorbild nahmen. 
Warum ist dann die Stellung der gallischen Metropoliten zu 
dem Vikar in Arles eine so andere gewesen, als die ihrer 
Kollegen in Olyrien zum Vikar in Thessalonich? 

“ Aufdenrechten Weg zur Beantwortung dieser Frage führt 


ein Blick auf den rechtlichen Inhalt des Vikariates. Hinschius. 


erkannte !), daß dieser illyrische Vikariat seinem Träger im 
Großen und Ganzen dieselben Rechte zubilligte, die die alten 
Patriarchen besaßen. Aus der Abhängigkeit des gallischen 
vom illyrischen Vikariat, auf die wir noch später zu sprechen 
kommen, folgt, daß der gallische Vikariat im Abendland 
eine Nachbildung der im Orient vorher ausgebildeten Pa- 
triarchate ist. Und nicht er allein, denn der Vikariat von 
Thessalonich ist weiter der Vorgänger anderer orientalischer, 
spanischer und britannischer Vikariate, ja indirekt auch für 
den des Bonifatius für Deutschland geworden.?) Hinschius hat 
die Rechte des illyrischen Vikars, die er während des fünf- 
ten Jahrhunderts besaß, aufgezählt®), dabei aber nicht ge- 
nügend Gewicht darauf gelegt, daß diese ‚Rechte nicht mit 
dem Vikariate an sich zusammen unvermehrt und unver- 
mindert fortbestanden, sondern je nach Bedürfnis modifiziert 
wurden. Um die wesentlichen Bestandteile des illyrischen 
Vikariates zu erkennen, ist es notwendig, die Anfänge 
dieses Vikariates schon im vierten Jahrhundert rechtshisto- 
risch zu betrachten. Zu einer solchen Betrachtung zwingt 
auch die Kontroverse, die darüber besteht, ob die Möglich- 
keit des illyrischen Vikariates überhaupt zuzugeben ist, oder 
ob die Berichte über dieses von vornherein nur eine Fabel 
wiedergeben können, die dann in eine Reihe zu stellen wäre 
mit der konstantinischen Schenkung oder den pseudoisido- 
rischen Dekretalen, nur daß sie aus sehr viel früherer Zeit 
stammte, wie die letzteren. Herr Professor Johann Fried- 
rich in München hat zuerst im Jahre 1890 die Annahme 


eglises provencales au Ve siecle et sur les origines de la monarchie 
ecel&siastique romaine (417—450) Paris 1904, p. 70. 

1) Hinschius, IS. 587. 

2) Hermann Joseph Schmitz, Der Vikariat von Arles in 
Historisches Jahrbuch XL, 1891 S. 2. 

s), Hinschius, I 8. 586£. 
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angefochten‘), daß die Primatsstellung des Bischofs von 
Thessalonich auf einer Übertragung durch den Bischof von 
Rom beruhe. Wodurch ist diese bezeugt? Wir haben zwei 
Quellen für das illyrische Vikariat mit seinen Rechten. 
Die eine ist die undatierte ep. „quanta fraternitati* (14) 
Leonis 1.2), die aber den Vikariat nur für Leo bezeugt, die 
andere die sogenannte Sammlung der Kirche von Thessa- 
lonich.?) 

Die Sammlung der Kirche von Thessalonich ist über- 
liefert in den Handschriften Cod. Vatie. lat. 5751 saec. X 
f.55—77 und Cod. Vatic. latin. 6339, von denen aber, wie 
durch den Herrn Präfekten der vatikanischen Bibliothek 
Monsignore Mercati durch Kollation in freundlichster Weise 
festgestellt wurde, die letztere nur eine Abschrift der erste- 
ren aus Bobbio stammenden ist. Wir finden sie hier als 
integrierenden Bestandteil des Protokolles eines Konzils 
von Rom von 531, das sonst unbekannt blieb, dessen Ge- 
schichtlichkeit zu bezweifeln das Protokoll jedoch keinen 
Anlaß gibt. Auf dieser Synode erscheint ein Bischof Theo- 
dosius von Echinus (Thessalien) als Überbringer von Bitt- 
schriften des Bischofs Stephan von Larissa (Thessalien), die 
von dem Vorsitzenden der Synode, Bischof Bonifaz II. von 
Rom, angenommen und vor ihm verlesen wurden. - Es han- 
delt sn dabei um zwei Schreiben des Stephan von Larissa 
und um ein Bittschreiben dreier illyrischer Bischöfe für ihn, 
die über den ganzen Zusammenhang und Gegenstand der 
Verhandlung belehren und auch ein Licht werfen auf die 


1) Friedrich, Über die Sammlung der Kirche von Thessa- 
lonich und das päpstliche Vikariat für Ulyricum in Sitzungsberichte 
der phbilosoph.-philolog. und histor. Klasse der k. B. Akademie d. W. 
zu München Jg. 1891. 8. 771—883. 

?) Sancti Leonis Magni Romani pontifeis opera ... 
exacta, emendata et ineditis aucta... eurantibus Petro et Hie- 
ronymo fratribus Balleriniis...., Venetiis 1753ss.; I col. 681. 
Friedrich Maaßen, Geschichte der Quellen und der Literatur des 
canonischen Rechts im Abendlande bis zum Ausgang des Mittelalters I, 
Gratz 1870. 8 281, Nr. 11, S. 259. 

s) Johannes Dominicus Mansi, Sacrorum conciliorum 
nova et amplissima collectio. Editio novissima, Florentiae 1753 ss, VIII, 
col. 739—772. Maaßen, Geschichte I S. 766f. 
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folgenden sechsundzwanzig Schreiben der sogenannten Samm- 
lung der Kirche von Thessalonich, von denen jedes 'einzelne 
mit der Formel „item reeitata est“ eingeführt wird. Da 
das Protokoll mit „item reeitata est“ schließt, .ist die Un- 
vollständigkeit der Überlieferung der Sammlung der Kirche 
von Thessalonich in den Akten unserer Synode und dieser 
selbst einleuchtend.!) Papst Nicolaus I.?) muß das volle Pro- 
tokoll noch gekannt haben, denn er zählt die uns erhaltenen 
Schreiben in einem Zusammenhang mit Schreiben der Päpste 
Hilarius, Simplieius, Felix und Hormisda, offenbar ebenfalls 
aus unserer Sammlung auf, die sonst nicht bekannt sind. 
Diese Unvollständigkeit des Protokolles macht es erklärlich, 
daß von dem Ergebnis der vom Papst Bonifatius angeord- 
neten Prüfung der auf dem Konzil verlesenen Schreiben 
nichts berichtet ist, und es liegt daher kein Grund vor, nur 
wegen dieses Mangels die ganze Glaubwürdigkeit der Brief- 
sammlung erschüttert zu finden.?) Ein Vermerk über die 
durch Prüfung im Archiv erbrachte Echtheit kann sich sehr 
wohl an dem verloren gegangenen Schluß der gesamten 
Sammlung befunden haben. Erhalten wurden und liegen in 
folgender Reihenfolge vor *): 

1. Der Brief „Decursis litteris“ des Damasus an Acho- 
lius u. a.°) 

2. Der Brief „Ad meritum“ des Damasus an Acholius, 
nur in unserer Sammlung überliefert.®) 

3. Der Brief „Etiamdudum frater“ des Siricius von Rom 
an Anysius von Thessalonich.”) 


!) Ebenda und Friedrich, 8. 771. 

?) ep. 2. Nicolai I, Mansi XV col. 167B. 

») Friedrich, S. 778. 

*) Dazu: Robert v. Nostiz-Rieneck 8. J, Die päpstlichen 
Urkunden für Thessalonike und deren Kritik durch Prof. Friedrich, 
Zeitschrift für katholische Theologie XXI 1897, S. 6. 

°) Petrus Coustant, Epistolae Romanorum Pontifieum, et 
quae ad eos scriptae sunt..., Parisiis 1721: ep. 8. Damasi col. 535 ss. 
Maaßen, Geschichte $ 274, Nr. 3 8. 239. 

°) Coustant, ep. 9. Daması col. 539s. Maaßen, Geschichte 
S 274, Nr. 4 8. 239. 

') Coustant, ep. 4 Sirieü col. 642. Maaßen, Geschichte 
S 275, Nr. 3 S. 241. 
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4. Der Brief „Cum deus noster“ des Innocenz von Rom 
an Anastasius von Thessalonich.!) 

5. Der Brief „Lectissimo et gloriosissimo“ des Innocenz 
an Rufus von Thessalonich.?) 

6. Der Brief „Inter ceteras curas“, der sich in der Über- 
schrift als ein Schreiben des römischen Bischofs Bonifatius 
an neun illyrische Bischöfe ausgibt, vom ersten Herausgeber 
unserer Sammlung, Holstenius, aber mit Recht dessen Nach- 
folger Coelestin zugewiesen wurde.?) 

7. Der Brief „Beatus apostolus“ des Bonifatius an Ru- 
fus von Thessalonich, der hier zunächst unvollständig wieder- 
gegeben ist.*) 

8. Der Brief „Manet beatum apostolum“ des Bonifatius 
an Rufus und ‚die Bischöfe in Mazedonien, Achaja, Thes- 
salien, Epirus vetus, Epirus nova, Praevalis, Dacien.’) 

9. Der Brief „Retro maioribus“ des Bonifatius an 
Rufus.) 

10. Der Brief „Institutio universalis“ des Bonifatius an 
die Bischöfe von Thessalien.”) 

11. Noch einmal der Brief „Beatus apostolus“, diesmal 
mit einem nicht zu ihm gehörigen Schlußteil.®) 

12. Der Brief „Gratulari potius“ des Sixtus an Peri- 
genes.?) 

1) Coustant, ep, 1 Innocentü I col. 739, Maaßen, Ge- 
schichte $ 276, Nr. 1, 8. 242. 

®?) Coustant, ep. 13 Innocentiüi col. 815, datiert vom 17, Juni 
412; vgl. Willy Liebenam, Fasti consulares imperii Romani... 
Bonn 1909 (Kl. Texte hrsg. v. Hans Lietzmann 41-43), S. 42. 
Maaßen, Geschichte 8 276, Nr. 7, S. 245. 

3) Coustant, ep. 3 Coelestini, col. 10698. Maaßen, Geschichte 
$ 279, Nr. 1, S. 252. 

*) Coustant, ep. 4. DBonifatii col. 1019. Maaßen, Geschichte 
$ 278, Nr. 3, S. 251. 

5) Coustant, ep. 15. Bonifatii col. 1039. Vom 11. März 422; 
vgl. Liebenam, 8.43. Maaßen, Geschichte $ 278, Nr. 9, S. 252. 

6) Coustant, ep. 13 Bonifatii col. 1034. Vom 11. März 422 
wie ep. 15 Bonifati. Maaßen, Geschichte $ 278, Nr. 7, 8. 252. 

7) Coustant, ep. 14 Bonifatii col. 1037. Vom 11. März 422 wie 
ep. 14 und 13 Bonifati. Maaßen, Geschichte $ 278, Nr. 8, S. 252. 

8) Vgl. die Anmerkung zu Brief Nr. 7. 

®) Coustant, ep. 7 Sixti col. 1262. Maaßen, Geschichte $ 280, 
Nr. 3, 8. 256. 
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13. Der Brief „Si quantum“ des Sixtus an eine Synode 
in Thessalonich.?) 

14. Der Brief „Licet fraternitatem tuam“ des Sixtus 
an Proklus.?) 

15. Der Brief: „Doctor gentium“ des Sixtus an Bischöfe 
in Illyricum.?) 

16. Ein Brief des Kaisers Honorius an Theodosius 
„Omnibus quidem causis“.*) 

17. Die Antwort des Theodosius an Honorius „Dignum 
meretur iudieium“.?) 

18. Brief des Mareian an Leo („Divina humanaque“).®) 

19. Brief „Magno munere“ des Leo an Marcian.”) 

20. Brief „Manifestato sicut“ des Leo an Anatolius.?) 
Diese beiden letzten Briefe Nr. 19 und 20 sind auch außer- 
halb der Sammlung der Kirche von Thessalonich über- 
liefert.?) 

21. Brief „Literarum clementiae vestrae“ des Leo an 
Marcian.!®) 

22. Brief „Omne quidem“ des Anatolius an Leo.!!) 


1) Coustant, ep. 8 Sisti, col. 1268. Vom 8. Juli 485; vgl. 
Liebenam, 8. 44. Maaßen, Geschichte $ 280, Nr. 4, S. 256. 

2) Coustant, ep. 9 Sixti col. 1264. Vom 18. Dezember 437; vgl. 
Liebenam, 2.2. 0.8.45. Maaßen, Geschichte $ 280, Nr. 5, 8. 256. 

®) Coustant ep. 10 Sixti col. 1269. Vom 18. Dezember 437 
wie ep. 9 Sixti. Maaßen, Geschichte $ 280, Nr. 6, S. 256. 

#) Coustant, ep. 10 inter epistolas Bonifatii col. 1029. Maa- 
ßen, Geschichte $ 318, Nr. 39, S. 320 ohne Datum. 

5) Coustant, ep. 11 inter epistolas Bonifatii col. 1030. Maa- 
ßen, Geschichte $ 318, Nr. 40, S. 320, 

6) Leonis opera, I, ep. 100 col. 1112. Vom 18. Dezember 451; 
vgl. Liebenam, 2.2.0.8. 46. Maaßen, Geschichte $ 321, Nr. 10, 
S. 330. 

7) Leonis opera, I, ep. 104 col. 1143. Vom 22. Mai 452; vgl. 
Liebenam, 8. 46. Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 52, 8. 267. 

®) Leonis opera, I, ep. 106 col. 1157. Vom 22. Mai 452 wie 
ep. 104. 

®) Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 52 und 53, S. 267, 

10%) Leonis opera, I], ep. 136 col. 1279. Vom 29. Mai 454; 
vgl. Liebenam, 8.46. Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 68, 
S. 268. 

11) Leonis opera, I, ep. 132 col. 1261. Maaßen, Geschichte 
$ 485, Nr. 1, S. 371. 
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23. Brief „Si firmo incommutabilique“ des Leo an Ana- 
tolius!), auch außerhalb der Sammlung der Kirche von 
Thessalonich überliefert.2) 

24. Brief „Omnium quidem litteras“ des Leo an Ana- 
stasius.?) 

25. Brief „Omnis admonitio salutaris“ des Leo an die 
Metropolitanbischöfe von Illyrien.*) 

26. Brief „Grato animo“ des Leo an sechs Metro- 
politanbischöfe in Achaja.°) 

27. Der Brief „Oredebamus post epistolas“ des Boni- 
fatius an Rufus unter der Überschrift eines Briefes Leo an 
Anastasius.‘) 

Friedrich hat die Echtheit dieser Quellenbriefe ange- 
fochten.”) Ich habe sie hier in einer Reihenfolge ange- 
führt, die genau der des Cod. Vatic. latin. 5751 entspricht, 
dessen Photographie mir durch gütige Vermittlung des 
Herrn Professors D. Hans Lietzmann in Jena und des 
Herm P. F, Ehrle 8.J. in Rom vorliegt. Der Aufgabe, 
die Echtheit der einzelnen Briefe zu prüfen, habe ich 
mich in der erwähnten, von Herrn Professor D. Lietzmann 
angeregten Arbeit unterzogen. Auch inbezug auf die Frage 
nach der Herkunft der Sammlung und der Glaubwürdigkeit 
des Konzilsprotokolles von 531 sowie der Anordnung und dem 
Inhalt der Briefe muß auf sie verwiesen werden. Friedrich 
gegenüber ist L. Duchesne®) zuerst der Frage nachgegangen, 
wie lange die illyrische Kirche dem römischen Patriarchat 


‘) Leonis opera, I], ep. 135 col. 1277. Vom 29. Mai 454 wie 
ep. 136. Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 62, S. 268. 

®) Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 62, 8. 268. 

°) Leonis opera, ], ep. 6 col. 619. Vom 12. Januar 444; vol. 
Liebenam, 8.45. Maaßen $ 281, Nr. 5, 8. 357. 

*) Leonis opera, TI, ep. 5 col. 617. Vom 12. Januar 444 wie 
ep. 6. Maaßen, $ 281, Nr. 4, 8. 257. 

») Leonis opera I, ep. 13 col. 677. Vom 6. Januar 446; vol. 
Liebenam, 8. 45. Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 9, 8. 258. 

®) Coustant, ep. 5. Bonifatii col. 1021. Vom 19. Septemcer 419; 
vgl. Liebenam, 8. 43. Maaßen, Geschichte $ 278, Nr. 4, S. 251. 

”) Friedrich, 8. 771-887. 

®) Louis Duchesne, L’Illyricum ecelesiastique, Byzant. Zeit- 
schrift I 1892 8. 531-550. 
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unterstellt war, dann war v. Nostiz-Rieneck 8. J.!) in seinem 
Aufsatz über die päpstlichen Urkunden für Thessalonike den 
Zustimmungen Mommsens?) und Rauschens®) zu Friedrichs 
Ausführungen entgegengetreten. In den genannten Arbeiten 
bin ich fast allen einzelnen der von Friedrich vorgebrachten 
Behauptungen und Bedenken nachgegangen mit dem Ergeb- 
nis, daß an der Echtheit der in der Sammlung der Kirche 
von Thessalonich überlieferten Papstbriefe nicht gezweifelt 
werden darf. Im Rahmen des vorliegenden Aufsatzes kann 
bloß eine Hauptgrundlage der Friedrichschen Kritik berück- 
sichtigt werden: die Urkunden der Sammlung der Kirche 
von Thessolonich sollen nach ihm nur die Auffassung ge- 
statten, daß der Pairiarchat des Bischofs von Tihessalonich 
allein aus der Ernennung durch den römischen Bischof ent- 
sprungen sei.*) Unseres Erachtens aber zeichnen diese Ur- 
kunden selbst eine andere Entwicklung. Diese haben wir 
zu verfolgen und auf ihre historische Möglichkeit zu prüfen. 


I. 


Die Stellung des Bischofs von Thessalonich 
vor der Übertragung des Vikariates durch den 
Bischof von Rom. Vor der Übertragung des römischen 
' Vikariates an den Bischof von Thessalonich bildete Illyrien 
wohl eine selbständige Kirchenprovinz. Denn nach Theo- 
doret’) forderte Kaiser Theodosius I. die abendländischen 
Bischöfe auf, den Flavian als Bischof von Antiochien anzu- 
erkennen, indem er ihnen das Beispiel der Diözesen Oriens, 
Asia, Pontus sowie des ganzen Illyriens vor Augen stellte. 
Hier wird vorausgesetzt, daß Illyrien unabhängig von den 
genannten Kirchen des Ostens wie des Westens seine Ent- 


) v. Nostiz-Rieneck 8. 8, Ann.], 

2) HarryBresslau in Jahresbericht der Geschichts-Wissenschaft 
XV 1892 IVS. 84, Theodor Mommsen, Neues Archiv der Ge_ 
sellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde XVIII 1893 S. 357£. 

®) Gerhard Rauschen, Jahrbücher der christlichen Kirche 
unter Kaiser Theodcsius dem Großen... . Freiburg i. Br. 1897. S. 469— 
475, besonders S. 473. 

*#) Friedrich 8. 812, S. 827 u. ö. 

5) Theodoreti Ecclesiasticae historiae lib. V, cap. 28. ed. 
J. P. Migne, Patrol. graee. LXXXIL, Parisiis 1864 col. 79s. 
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scheidung traf, ferner wird es in eine Linie gestellt mit 
den Kirchenprovinzen, die eine Obermetropolitanverfas- 
sung besaßen. Sie hatten ihre Spitze in den Exarchen von 
Antiochia, Ephesus, Nikomedia und Heraklea, entsprechend 
der kirchlichen Anlehnung an die weltlich-politischen Ver- 
hältnisse. Die Entstehung der Exarchate von Antiochia, 
Ephesus, Nikomedien hat zur Voraussetzung die diokletia- 
nische Reichseinteilung in Diözesen. Die genannten Exar- 
chieen entsprachen im wesentlichen diesen weltlichen Ver- 
waltungsbezirken, verdanken aber ihr Aufkommen daneben 
‚auch der beherrschenden Zentralstellung der Hauptstädte 
dieser Bezirke innerhalb des Gebietes der Diözese. Denn 
im lateinischen Teil des römischen Reiches war die Diö- 
zesaneinteilung in der Weise, wie im Osten durchgeführt, 
trotzdem haben nur Rom im suburbikarischen Italien und 
vorübergehend Karthago in Afrika und vielleicht auch Mai- 
land in der Diözese Italien eine ähnliche kirchliche Stel- 
lung zu erringen vermocht wie die Exarchalhauptstädte im 
Osten. Der Primat des Bischofs von Karthago beruhte auf 
keinerlei Verleihung durch den Bischof von Rom, kam aber 
trotzdem in denselben Rechten wie der der östlichen Ex- 
archen zum Ausdruck. Obwohl Afrika zum lateinischen 
Occident zählte, hat es sich seine selbstständige Stellung als 
Kirchenprovinz unter dem Bischof von Karthago gewahrt, 
selbst im Streit mit dem Bischof von Rom (Kampf afrika- 
nischer Kleriker, nach Rom appellieren zu dürfen, im 
Anfang des fünften Jahrhunderts). Der Patriarchat des rö- 
mischen Bischofs im Westen beruhte demnach in Afrika 
mehr auf einer allgemeinen Autorität, als auf bestimmter 
rechtlicher Regelung. Über Illyrien haben wir für die Zeit 
unmittelbar vor Damasus keine aufschlußgebenden Nach- 
richten. Dieser Umstand darf nicht dazu verleiten, aus den 
Verhältnissen späterer Zeiten falsche Rückschlüsse auf die 
früheren zu ziehen. Bei einem Vergleich der Stellung der 
afrikanischen und illyrischen Kirche zu Rom ergibt sich, daß 
letztere durch Sprache und geographische Lage gegen Ende 
des vierten Jahrhunderts dem Einfluß des römischen Bischofs 
noch entrückter lag als Afrika. Doch nicht nur dies. Denn 


1) Hinschius I 8, 5ölf. 
22" 
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während Karthago und Rom derselben diokletianischen Prae- 
fectura angehörten, bildeten seit Mitte des vierten Jahrhunderts 
(um 346) mit Ausnahme kurzer Zeiträume unter Julian und 
Valentinian die beiden Diözesen Dacia und Macedonia eine 
eigene praefectura Illyriei!), die’ anders als etwa die praefec- 
tura Galliarum ein beherrschendes Zentrum in Thessalonich 
besaß, dem keine der übrigen dacischen oder mazedonischen 
Städte gleichkam. Da die Kirche von Thessalonich ihren 
Ursprung auf einen der Apostelfürsten zurückführen konnte, 
trafen für sie alle Voraussetzungen zu, Mittelpunkt einer 
Mazedonien und Dazien umfassenden Exarchie zu werden. | 
Dagegen, daß Illyrien eine Exarchie bildete, spricht nicht 
etwa der Kanon 2 des Konzils von Konstantinopel, der sich 
mit dem Versuche des Bischofs von Alexandria beschäftigt, 
in der praefeetura Orientis einen beherrschenden Patri- 
archat gewaltsam zu erringen. Kan. 2 legt nur die ge- 
fährdeten Vorrechte der Exarchen dieser praefectura gegen- 
einander fest. Er berührt nicht die praefectura Illyrici, 
weil diese außerhalb der vom Bischof von Alexandria ge- 
fährdeten Zone lag. Wenn, wie Hefele annimmt?), der 
Patriarchat des Bischofs von Rom sich schon vor Da- 
masus auf Illyrien erstreckt hätte, so ist damit noch 
nicht erwiesen, wie aus dem Beispiel Karthagos in Afrika 
erhellt, daß Illyrien keine selbstständige Kirchenprovinz bil- 
dete, oder daß ihr Haupt, der Bischof von Thessalonich, 
seinen Primat in ihr der Verleihung eines römischen Bischofs 
verdankte. Die Teilnahme des Ascholius von Thessalonich 
an der rein orientalischen Synode von 381 (Konstantinopel) ?) 
spricht aber trotz einer gegenteiligen Bemerkung des Am- 
brosius neben der erwähnten Aufforderung des Theodosius 
an Flavian dafür, daß Illyrien nicht zum kirchlichen Occi- 
dent rechnete. Wir dürfen auch aus dem Auftreten des 
Bischofs Ascholius von Thessalonich unter Kaiser Theodosius 


1) Mommsen im Hermes XXXVI 1901, S. 205£. 

2) Carl Joseph v. Hefele, Konziliengeschichte I? S. 399 £. 

») Socratis historia ecelesiastica lib. V. cp. 8 ed. J.-P. Migne 
Patr. gr. LXVIL, Parisiis 1864, col. 575ss. Gregorii Nazıanzeni 
De vita, v. 1800, opera ed. J.-P. Migne. Patr. gr. XXXVII, Parisiis 
1857 col. 1155£.s. v. Hefele II?S.4. Ambrosii, ep. 13, 7, opera 
ed. J.-P. Migne Patr. lat. XVI, Parisiis 1845 col. 953. 
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schließen, daß der Stuhl von Thessalonich wenigstens seit 

der zweiten Hälfte des vierten Jahrhunderts höchstwahr- 

scheinlich zu den Exarchieen gehörte, denen Kanon 6 des 

Konzils von Nicaea (325) neben denen von Alexandrien und 

Rom sowie dem von Antiochien hergebrachte Vorrechte 

über die Metropolen sichert.!) Die im Kanon 6 genannten 

„anderen“ Exarchieen, zu denen wir Thessalonich zählen, 

stellt der Wortlaut des Kanons inbezug auf Bewahrung ihrer 

Vorrechte nicht etwa auf eine Stufe mit denen von Alexandria 

und Rom, sondern vielmehr deutlich mit der von Antiochia.?) 

Da die damaligen Rechte des Bischofs von Thessalonich 

unbekannt sind, müssen wir uns an denen des Bischofs von 

Antiochia orientieren, um eine Vorstellung von der Gewalt 

des Bischofs von Thessalonich zu gewinnen. Der Bischof 

von Antiochia nun besaß die Befugnis: 

1. für alle Metropolitanprovinzen seines Bezirkes verbind- 
liche Bestimmungen hinsichtlich der Disziplin zu er- 
lassen, 

2. alle Metropoliten zu gemeinsamer Synode zu berufen 
und dabei über sie richterlich aufzutreten, 

3. bei der Weihe oder Ordination der Metropoliten mitzu- 
wirken.) 

Eine ähnlich bestimmte Obermetropolitangewalt ist auch für die 

Bischöfe von Ephesus, Nikomedien, Heraklea *) und Thessa- 

lonich anzunehmen. Die Obermetropolitanrechte von Ephe- 

sus, Nikomedien und Heraklea haben nun aber in dem auf 

Nicaea folgenden Jahrhundert ein unglückliches Geschick 

gehabt durch das Aufkommen des Bischofs von Konstantinopel. 

Im siebenten Jahrzehnt des vierten Jahrhunderts begann dieser, 

durch Ordinationen nacheinander in die Diözesen Ephesus 


ı) Dazu Friedrich 8. 778—812. 

?) KonradLübeck, Reichseinteilung und kirchliche Hierarchie 
des Orients bis zum Ausgang des vierten Jahrhunderts, Kirchenge- 
schichtl. Studien hısg. v. Knöpfler, Schrörs, Sdralek V 
Heft 4, Münster i. W. 1901, S. 110£., 128£,, 136, 138. Hinschius], 
S. 588 ff., 8. 549, 8. 576, 8.581f£ Rudolph Sohm, Kirchenrecht], 
Leipzig 1892, S. 398, 405. 

s) Coustant, ep. 24 Innocentii „Et onus et honor...“ col. 851 
BC. col. 852A. 

#4) Lübeck 8. 142f. Hinschius I, 8. 576£. 
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und Pontus überzugreifen.") Durch die Kanories des Kon- 
zils von Konstantinopel (381) aus seinem bisherigen Ab- 
hängigkeitsverhältnis von Heraklea befreit und „als vollbe- 
rechtigter Obermetropolit an die Spitze der orientalischen 
Hierarchie gestellt“ entschied er sogar in dem dem Bischof 
von Antiochia unterstehenden Arabien und setzte einen Bi- 
schof von Ephesus ab. Die Synode von Chalcedon hat 
demnach in ihrem neunten und achtundzwanzigsten Kanon in 
Bezug auf die Obergewalt des Bischofs von Konstantinopel 
nichts Neues geschaffen, sondern nur die Konsequenzen einer 
längst bestehenden Praxis gezogen und ihr eine rechtliche 
Grundlage gegeben. Illyrien wird im Kanon 28 von Chal- 
cedon nicht genannt. Das ist umso auffälliger, als die Ver- 
suche Konstantinopels, die Rechte der Obermetropoliten in 
den benachbarten Exarchieen an sich zu bringen oder 
wenigstens als Oberinstanz über den ÖObermetropoliten zu 
‚erscheinen, sich auch auf Illyrien erstreckten. Den Beweis 
liefert ein Edikt des Kaisers Theodosius IL, in dem er be- 
stimmt?): „Wir befehlen, daß jede Neuerung abzustellen ist 
und die Tradition und die alten kirchlichen Kanones in allen 
Provinzen Illyriens innegehalten werden. Bei Aufkommen 
irgend eines Zweifels darf dieser nicht ohne Kenntnisnahme 
des Bischofs von Konstantinopel, der der Präragotive des 
alten Roms sich erfreut, einer bischöflichen Versammlung 
und einer heiligen Entscheidung vorbehalten bleiben.“ Dieses 
Edikt, das dem Patriarchen von Konstantinopel eine oberste 
Jurisdiktion in Illyrien zuspricht dadurch, daß es regel- 
mäßige Benachrichtigung des Bischofs von Konstantinopel in 
allen Rechtshändeln verlangt, wurde in den Üodex Theo- 
dosianus sowohl wie in den Kaiser Justinians aufgenommen. 
Wie kommt es, daß dann die Kanones von Öhalcedon, die 
doch Asia, Pontus, Thrazien als der Obergewalt Konstanti- 
nopels unterstehend bestätigen, Illyrien nicht erwähnen? Auf 
die Beantwortung dieser Frage werden wir durch die Ent- 
stehungsgeschichte des Ediktes Theodosius Il. geführt. Es 


1) Lübeck 8. 194, S. 204f., 211. v. Hefele, II, S. 65, 77£, 

2) L. 45 Cod. Theod. XVI 2, ed. Theodorus Mommsen, 
Berolini 1905 Il p. 852. L. 6 Cod. Justinianil2. Coustant 
ep. 9 inter epistolas Bonifatii col. 1029. 
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erging im Jahre 422. Gerade durch datierte Papstbriefe 
der Sammlnng der Kirche von Thessalonich?) sind wir über 
die illyrischen Verhältnisse in den vorhergehenden Jahren 
orientiert. Aus ihnen sehen wir, daß der Bischof von Thessa- 
lonich im engen Zusammenhang mit Rom unter dem Rechts- 
titel eines römischen Vikariates seine alte Stellung in Ily- 
rien aufrecht zu erhalten suchte gegenüber dem Bischof von 
Konstantinopel und einzelnen illyrischen Bischöfen, die sich 
an diesen als Oberinstanz wandten. Von hier fällt Licht 
auf den Wortlaut des Ediktes, das jede Neuerung ver- 


bietet. 
TI. 


Die Vorgeschichte des römischen Vikariates 
von Thessalonich unter Damasus und Siriecius. 
Der oströmische Kaiser kann in seinem Edikt unter Neue- 
rung nur das rechtlich geregelte Eingreifen Roms in 
Illyrien verstanden haben. War dieses wirklich neu? 
Nach Hinschius hat Innocenz zuerst den Vikariat ein- 
gerichtet. Innocenz selbst aber spricht in einem der Samm- 
lung der Kirche von Thessalonich angehörigen Brief von 
Übertragung von Rechten seitens des römischen Bischofs 
an den von Thessalonich bereits durch seine Vorgänger. ?) 
Schon Damasus, dann Siriecius und Anastasius sollen nach 
ihm den Bischof von Thessalonich beauftragt haben, über 
alles „in jenen Ländern“ Vorkommende zu entscheiden. 
Wir haben diese Angabe des Innocenz zu prüfen. In der 
Sammlung der Kirche von Thessalonich sind zwei Schrei- 
ben des Damasus an den Bischof Ascholius von Thessa- 
lonich erhalten?), keines an Anysius. Weder in diesen 
beiden Briefen an Ascholius noch sonst irgendwo außerhalb 
der Sammlung der Kirche von Thessalonich findet sich ein 
Wort des Damasus, das auf eine Übertragung der Gewalt 


!) Die Briete des Bonifatius, in unserer Aufzählung Nr. 7—11, 27. 
2) Cui (dem Anysius von Thessalonich) etiam anteriores tanti 
ac tales viri praedecessores mei episcopi, id est, sanctae memoriae 
Damasus, Siricius atque supra memoratus vir (d. i. Anastasius, der 
unmittelbare Vorgänger des Innocenz auf dem römischen Stuhl) ita 
detulerunt, ut omnia, quae in illis partibus gererentur, sanctitati tuae, 
quae plena iustitiae est, traderent cognoscenda. Coustant col 740 A. 
3) In unserer Aufzählung N.1u.2 (8.8). 
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in Illyrien an Ascholius oder Anysius hindeutete. Das allein 
in Betracht kommende Schreiben, die ep. 8 Damasi „Decur- 
sis litteris* unserer Sammlung, ist lediglich eine Erwiderung 
auf einen Bericht des Ascholius und seiner makedonischen 
Bischöfe über die Vorgänge in Konstantinopel.) Damasus 
antwortete dem Ascholius mit diesem Briefe deshalb, weil 
er dessen wichtige Stellung als Bischof der damaligen kaiser- 
lichen Residenz und seinen Einfluß auf die Kirchenpolitik 
des Theodosius erkannte. Er konnte hoffen, hier durch in- 
direkte Beeinflussung des Kaisers die kirchenpolitischen Ver- 
hältnisse des Orients in die ihm genehmen Bahnen zu lenken. 
Die ep. 8 Damasi bietet mithin keinen Anhalt für die Ver- 
mutung von Rade?), daß Damasus hier den Versuch machte, 
Illyrien unter dem römischen Patriarchat zu halten. Der 
Anlaß dazu hatte nach Rade in einer Reichsteilung von 379 
gelegen, die das gefährdete Illyricum dem Theodosius zu- 
sprach und es damit zum ÖOstreich schlug. Zu dieser poli- 
tischen Veränderung hätte der römische Bischof Stellung 
nehmen müssen. Bade ließ sich durch die Berufung des 
Innocenz auf Damasus beeinflussen. Die Reichsteilung von 
379 ist aber unsicher ?) und daher schwerlich der Anlaß zum 
Schreiben der makedonischen Bischöfe und des Ascholius 
an Damasus und dessen Antwort, der ep. 8, gewesen. Viel- 
mehr hat Innocenz mit den Worten „ut omnia, quae in illis 
partibus gererentur, sanctitati tuae, quae plena iustitiae est, 
traderent cognoscenda“ soweit sie auf Damasus Bezug nehmen, 
wohl einfach die Anerkennung des Ascholius als Obermetro- 


!) Es hatte gerade der Kyniker Maximus auf Betreiben des 
Bischofs von Alexandria den Stuhl von Konstantinopel usurpiert. Da- 
durch war, kurz vor dem großen Konzil von Konstantinopel (381), die 
orthodoxe abendländisch-alexandrinische Partei infolge der allgemeinen 
Entrüstung des Orients gegen die Usurpation in eine unangenehme 
Lage gebracht. Zu dieser Partei gehörten der Bischof von Alexandria 
auf der einen Seite und ihm in Bezug auf die Usurpation entgegen- 
gesetzt auf der anderen Damasus von Rom und Ascholius von Thessa- 
lonich, welcher letztere auf der bevorstehenden Synode in Konstanti- 
nopel die Interessen der römischen Gruppe der Partei vertreten sollte. 
Für diese Vertretung instruiert Damasus in der ep. 8 den Bischof von 
Thessalonich. 

2) Martin Rade, Damasus, Bischof von Rom, Freiburg 1882, 8. 57. 

®) Rauschen, S. 470E. 
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polit von Illyrien und seiner wichtigen Stellung in der orien- 
talischen Kirchenpolitik des Kaisers schon seitens des Dama- 
sus bezeichnen und auf den Auftrag hinweisen wollen, den 
Damasus dem Bischof von Thessalonich als seinem Gesinnungs- 
genossen gab, den Wirren in Konstantinopel gegenüber im 
Sinne des römischen Bischofs tatkräftig handelnd aufzutreten. 
In der ep. 1 des Innocenz „Cum deus“ ist deshalb das Wort 
„eui“t) nicht allein auf die Persönlichkeit des Anysius, son- 
dern auf den jeweiligen Bischof von Thessalonich, auf Ascho- 
lius und Anysius zu beziehen. In der Nichterwähnung des 
Ascholius liegt ein Versehen des Innocenz oder seiner Kanz- 
lei vor. Diese Interpretation der Worte des Innocenz wird 
durch seine in der Sammlung der Kirche von Thessalonich der 
ep. 1 unmittelbar folgende ep. 13?) bestätigt, wo er aus- 
drücklich betont, daß auch dem Ascholius schon eine cura 
vom römischen Stuhle übertragen wäre. Wenn Innocenz 
aber in seinen genannten Schreiben (ep. 1 u. ep. 13) von 
einer Übertragung von Rechten spricht, so hat er die An- 
fänge einer späteren Entwicklung für voll genommen, denn 
erst der Nachfolger des Damasus auf dem römischen 
Bischofsstuhl, Siricius, machte wie überall, so auch in Illy- 
rien das Ansehen des apostolischen Stuhles in besonderer 
Weise geltend, fußend auf der zwischen Damasus und Ascho- 
lius bestehenden Verbindung. Ein Ersuchen des Bischofs 
Anysius von Thessalonich und anderer illyrischer Bischöfe, 
über Bonosus von Sardica ein Urteil zu fällen, lehnte Siri- 
cius in ep. 9 „accepi litteras“ ?) allerdings zunächst ab. Als 
jedoch neue Störungen in Illyrien eintraten — so hatten 
drei Bischöfe auf einmal dieselbe Kirche beansprucht — 
griff Siricius dort wirklich ein. Aber nicht sich selbst, son- 
dern dem Haupt der illyrischen Kirche, dem Bischof Any- 
sius von Thessalonich, sprach er dabei ein neues Recht zu.*) 
Denn um ein solches handelt es sich, wenn er dem Anysius 


1) Coustant, col. 740A. 2) Coustant, col. 815.5. 

®) Coustant, col. 679ss. 

*) Dieses Zusprechen ist kein Zeichen für Abhängigkeit Illyriens 
von Rom (cf. ep. 24 Innocentü, Coustant col 851). Im Gegenteil setzt 
der Inhalt des zugesprochenen Rechtes bereits eine Exarchalstellung 
des Bischofs von Thessalonich — unabhängig vom Bischof von Rom 
— voraus, 
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nicht nur schreibt, ohne seine, des Bischofs von Thessalonich, 
Zustimmung dürften keine Bischöfe in Ilyrien ordiniert 
werden („ut nulla licentia esset, sine consensu tuo in Illyrico 
episcopos ordinare praesumere“)!) sondern darüber hinaus ihn 
zum ÖOrdinator aller Bischöfe Illyriens macht („ut vel ipse, 
si potes, vel quos iudicaveris episcopos idoneos cum litteris 
dirigas dato consensu, qui possit in eius locum, qui defunc- 
tus vel depositus fuerit, catholicum episcopum, et vita et 
.moribus probatum secundum Nicaenae synodi statuta .. 

ordinare“). Es ist unrichtig, wenn Friedrich meint?), daß 
von Übertragung einer neuen Vollmacht hier keine Rede 
sei. Die Kanones von Nicaea gaben Thessalonich ein der- 
artiges Recht, nur in seinem Metropolitanbezirk Mazedonien, 
nicht aber in dem Bereich Larissas und der anderen Metro- 
polen Illyriens. Das Recht, auch die einfachen Bischöfe in 
allen Provinzen der unter ihm stehenden Metropoliten zu 
ordinieren, besaß im vierten Jahrhundert nur der Patriarch 
von Alexandria und vielleicht der Bischof von Rom, dessen 
Rechte mit denen Alexandrias durch can. 6 von Nicaea auf 
gleiche Stufe gestellt werden.) Thessalonich ist zwar für 
die zweite Hälfte des vierten Jahrhunderts unter die „andern 
Exarchieen“ dieses Kanons zu rechnen, daraus kann aber 
noch kein Schluß gezogen werden auf Rechte Thessalonichs 
in Illyrien, die denen Alexandrias in Ägypten gleichen. Wie 
wir schon erwähnten, sind „die anderen Exarchieen“, deren 
Vorrechte durch Kanon 6 von Nicaea gewahrt werden, hier 
nicht mit Alexandria und Rom, sondern mit Antiochia in 
Parallele gesetzt, und „Antiochiens Rechte können unmög- 
lich darin denjenigen Alexandriens ähnlich gewesen sein, 
daß es ebenfalls alle Bischöfe eines über mehrere politische 
Provinzen sich erstreckenden und ihm unterstellten kirch- 
lichen Gebietes ordinierte.“%) Das geht auch aus dem Brief 
Innocenz I. von Rom an Bischof Alexander von Antiochien 
hervor, in dem er diesem wohl seinem Wunsche gemäß 
neben der Ordination der Metropoliten, die er schon aus- 


1) ep. 4, Coustant col. 642. 2) Friedrich 8. 845. 

®) Hinschius I 8. 549, 2. Lübeck, S. 110£f., 128f,, 136. gegen- 
über v. Hefele I? 394f. 

*) Lübeck, 8. 135f. 
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übe, auch eine Mitwirkung bei der Wahl aller übrigen 
Bischöfe zuspricht in der Weise, daß künftighin der Bischof 
von Antiochien eine Bischofswahl ohne seine Erlaubnis und 
Wissen nicht zulassen dürfe.!) Wir sehen also den bedeuten- 
den Patriarchat von Antiochien zu des Innocenz und Alexan- 
ders Zeit zwar im Besitze des Rechtes, die Metropoliten zu 
weihen, aber im Kampf um das Recht, bei der Ordination 
von deren Suffraganen durch seine Zustimmung entscheidend 
mitzuwirken. Es ist deshalb nicht glaublich, daß der Ober- 
metropolit von Thessalonich schon zu der Zeit des Siricius 
das Ordinationsrecht für die Suffragane sämtlicher Metropoliten 
besaß, an dessen Erringung der Obermetropolit von Antiochia 
noch zu des Innocenz Zeit nicht denken konnte, weil er da- 
mals erst der Hilfe des römischen Bischofs benötigte im 
Kampf um das Recht, diese Suffraganbischöfe nur wenigstens 
zu bestätigen. Siricius hat daher schwerlich dem Obermetro- 
politen von Thessalonich in dem Briefe der Sammlung der 
Kirche von Thessalonich, auf den Innocenz in seinen Episteln 
1 und 13 Bezug nahm, nur die Rechte bestätigt, die er 
schon an sich ausübte. Das Schreiben des Siricius setzt 
ganz offenbar den Bestand einer Exarchalgewalt des Bischofs 
von Thessalonich voraus?), will aber durch weitere Be- 
schränkung der Gewalt der Metropoliten und Ausdehnung 
der Weihegewalt 'Thessalonichs über alle illyrischen Bi- 
schöfe das kirchliche Illyrien noch straffer organisieren als 
bisher unter dem einen Bischof von Thessalonich. Eine 
solche Organisation hatte jedoch die den Metropoliten zuge- 
sicherten Rechte zu beachten. Ihnen stand nach Kanon 4 
von Nicaea die Bestätigung und Oberleitung der Weihe ihrer 
Suffraganbischöfe zu. Ein Vorbild für das Zusammenwirken 
von Obermetropolit und Metropolit in dieser Angelegenheit, 
hätte dem Sirieius Ägypten geben können, wo der Kanon 6 
von Nicaea galt, der dem Bischof von Alexandria mit seinen 


1) itaque arbitramur, frater carissime, ut sicus metropolitanos 
auctoritate ordinas singulari, sic et ceteros non sine permissu consel- 
entiaque tua sinas episcopos procreari, Coustant col. 851 BC. 

2) Die Sammlung der Kirche von Thessalonich kennt mithin 
einen Primat Thessalonichs schon vor der Übertragung des Vikariates 
und unabhängig von Rom. 


348 Fritz Streichhan, 


Vorrechten das Recht bestätigt, bei der Ordination von Suffra- 
ganbischöfen der anderen ägyptischen Metropolen Libyen, Pen- 
tapolis und Thebais mitzuwirken, ohne daß diese Geltung von 
Kanon 6 doch die des Kanons 4 von Nicaea verletzt hätte, der 
den Metropoliten die Bestätigung der Wahl und Oberleitung 
der Ordination zuspricht, einen Obermetropoliten aber nicht 
erwähnt. Siriecius hat bei seiner Maßnahme in Ulyrien eine 
Fortbildung der Rechte des Obermetropoliten von Thessa- 
lonich nach dem Muster derer des Bischofs von Alexandria 
im Auge gehabt, die sich auf die Kanones ‚von Nicaea 
stützten. Die Mahnung des Siricius an Anysius von Thessa- 
lonich jedoch, bei der Ordination der Suffraganbischöfe ge- 
mäß den Statuten von Nicaea zu verfahren, nimmt wahr- 
scheinlich nicht auf das ägyptische Recht Bezug, sondern 
sie zielten wohl nur auf die Eigenschaften der zu ordinieren- 
den Bischöfe hin. Sirieius hat aber die Notwendigkeit ein- 
gesehen, daß bei der Zusprechung des neuen Rechtes der 
Weihe sämtlicher Suffraganbischöfe Illyriens an den Ober- 
metropoliten größere Rücksicht auf die besondere illyrische 
kirchenrechtliche Lage zu nehmen sei, als das ägyptische 
Kirchenrecht sie nahm. Der Bischof von Thessalonich saß 
bei weitem nicht so fest im Sattel seiner Obermetropoliten- 
stellung, weder nach innen, noch nach außen, wie der Bischof 
von Alexandria, gegen den in Ägypten selbst kaum ein 
aussichtsreicher Widerstand möglich war.!) Die illyrischen 
Metropoliten waren an das neue Vorrecht des Bischofs von 
Thessalonich nicht gewöhnt, das zudem von Rom kam, gegen 
welches sie willkommene Hilfe beim Bischof von Konstanti- 
nopel zu finden hoffen mochten. So hat Siricius zwar, an die 
Obermetropolitanrechte, die der Bischof von Thessalonich 
aus eigenem Rechte besaß, anknüpfend, diesem das neue 
Recht verliehen, die Suffragane nicht nur Mazedoniens, son- 
dern sämtlicher Metropolen Illyriens zu weihen. Zugleich 
hat Sirieius aber dem Bischof von Thessalonich die Möglich- 
keit gegeben, die bisherigen unbeschränkten Rechte der 
Metropoliten bei der Weihe ihrer Suffraganbischöfe zu schonen 
dadurch, daß er bestimmte: der Bischof von Thessalonich 
solle entweder selbst diejenigen, welche er als geeignet zum 


!) Hinschius IS. 549 unter 2 Ende. 
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Bischofsamt hielte, ordinieren oder einen anderen Bischof 
durch Briefe und ausdrückliche Zustimmung zur Vornahme 
einer Wahl und Ordination bevollmächtigen. Damit ist dem 
Bischof von Thessalonich der Weg offen gelassen, nötigenfalls 
einen Metropoliten vertretungsweise mit der Ordination zu 
betrauen, wenn er selbst nur vorher seinen Konsens zu die- 
ser Ordination gegeben hatte. Nichtsdestoweniger fand, wie 
‘wir später sehen werden, der Bischof von Thessalonich 
Widerstand bei den Bischöfen, die häufig nicht seine Ent- 
scheidung, sondern die des Bischofs von Konstantinopel an- 
gerufen haben. Denn seit 395 gehörte Illyrien sicher dauernd’ 
zum Östreich!) und war damit aus der Einflußsphäre Roms 
in die Konstantinopels gekommen. Für den Stuhl von Kon- 
stantinopel konnte nichts gelegener sein, als sich auf Grund 
solcher Störungen der kirchlichen Ordnung bei der Neu- 
besetzung einer Kathedra, wie sie Siricius erwähnte (drei 
Bischöfe erheben denselben Anspruch), in die illyrischen 
Verhältnisse einzumischen. Es ist gut denkbar, daß Sirieius 
diese Gefahr im Auge hatte, als er an Anysius von Thessa- 
lonich schrieb. Er motivierte deshalb mit jenen Störungen 
den Grund seines Schreibens und den nicht unbedeutsamen 
Schritt; den er mit ihm tat. So ist auf Siricius anzuwenden, 
was Rade von Damasus sagt?), daß er die Aufgabe, die sich 
aus der Trennung Illyricums vom Westreich ergab, „zur Ehre 
der Stühle von Rom und Thessalonich zu lösen versucht 
habe.“ Nicht aber dadurch, daß er eine alte Unterordnung 
Thessalonichs unter Rom weiter aufrechtzuerhalten suchte, 
sondern so, daß er durch Zusprechung neuer Rechte dem 
unabhängigen Bischof von Thessalonich seine oberste Juris- 
diktionsgewalt in Illyrien, die er bereits vorher inne hatte, 
stärkte und damit zur Aufrechterhaltung der Selbständigkeit 
der illyrischen Kirche gegenüber dem Bischof von Kon- 
stantinopel beitrug. In so fern dürfte Innocenz von einem 
„tradere“ des Siricius an Anysius sprechen. Nach 395 mußte 
vom Bischof von Rom aus etwas geschehen, man konnte 
dort an der politischen Trennung Jllyriens vom Westen 
nicht achtlos vorübergehen. Beachtung verdient der Schluß 
des Schreibens des Sirieius: Anysius von Thessalonich soll 


. 1) Rauschen, 8. 470—72. 2) Rade 8.59. 
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einen bewährten Kleriker „vel ecelesiae Romanae celericum 
de elero meritum ordinare“. Falls diese Worte wirklich 
so von Sirieius geschrieben wurden, können wir auch in 
ihnen ein Mittel sehen, ein besonderes enges Verhältnis 
zwischen Rom und dem gefährdeten Illyrien zu schaffen. 
Von einem Vikariat hat Sirieius mit keinem Worte ge- 
sprochen. Es ist schwer denkbar, daß ein Fälscher des 
sechsten Jahrhunderts, der die Sammlung der Kirche von’ 
Thessalonich erfunden hätte, um auf Grund von erdich- 
teten Urkunden einen alten Vikariat Roms in Thessalonich 
zu beweisen, Briefe an die Spitze seiner Sammlung stellte, 
die nichts von einem solchen Vikariat erwähnen. Da sie eher 
im Gegensatz stehen zu den folgenden Schreiben seiner 
Sammlung, die sich auf Damasus und Sirieius als Begründer 
des Vikariates beriefen, müßte ein Fälscher bei Aufnahme der 
besprochenen Briefe des Damasus und Siricius in die Sammlung 
der Kirche von Thessalonich mit einer Planlosigkeit zu Werke 
gegangen sein, die unmöglich angenommen werden kann, 


II. 


Die Errichtung des Vikariats durch Inno- 
cenz. Innocenz hat dem Damasus eine Übertragung von 
Rechten zugeschrieben, mit der erst Siricius begann. Inno- 
cenz sah ferner diese Rechtsverleihung des Siricius an Any- 
sius, die nur die Ordination der Suffraganbischöfe in Illyrien 
betraf, als nicht genügend an, um die Obermetropolitan- 
stellung des Bischofs von Thessalonich gegenüber dem Bischof 
von Konstantinopel sicherzustellen, andererseits aber doch 
für so wichtig und ausschlaggebend für deren Fortbestand, 
daß er alle Jurisdiktionsgewalt des Bischofs von Thessa- 
lonich nur durch diese Rechtsverleihung des römischen 
Bischofs gestützt sah. So kam es, daß Innocenz schon in 
seiner ep. 1 an Anysius gleich nach seiner Stuhlbesteigung 
sämtliche Exarchalrechte des Bischofs von Thessalonich 
als ebenfalls durch jenen römischen Bischof übertragene 
Rechte bezeichnete.!) Trotzdem muß der Bischof von Kon- 
stantinopel noch zur Zeit des Regierungsantritts Innocenz 1. 


1) Oben 8. 343 Anın. 2. 
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und nachher das Recht in Anspruch genommen haben,’ in 
Illyrien bei zweifelhaften Fällen als oberste Appellations- 
instanz zu gelten. Das zeigt das erwähnte Edikt des Kaisers 
Theodesius II. vom Jahre 421.) Es stützte sich auf die 
herrschende Auffassung über die Notwendigkeit der Anleh- 
nung der kirchlichen Verfassung an die staatliche. Die mit 
dem Erlaß des Edikts verbundene Gefährdung der gesamten 
Exarchalrechte des Bischofs von Thessalonich bedeutete zu- 
gleich die drohende Entfremdung der illyrischen Kirche von 
der römischen. Deshalb übertrug Innocenz, als im Jahre 412 
Rufus dem Anysius auf dem Stuhle von Thessalonich nach- 
folgte, diesem ausdrücklich und feierlich „wie Mose unter 
geordneten Richtern die Sorge für das Volk, wie die Apostel, 
als Fürsten des Evangeliums eingesetzt, ihren Schülern die 
übrigen Dinge und Notwendigkeiten, wie Paulus dem Titus 
die Ordnung in Kreta, dem Timotheus in Asien „Christo 
domino annuente ... nostra vice“ alle Sorge und Ent- 
scheidungsgewalt über die causae, „si quae exoriantur“, 
in Achaja, Thessalia, Epirus vetus, Epirus nova, 
Creta, Dacia mediterranea, Dacia ripensis, Moe- 
sia, Dardania und der Praevalitana, d.h. eine Ober- 
gewalt über die Metropolen sämtlicher Provinzen der prae- 
fectura Illyrici.”) So übte der Bischof von Thessalonich 
seine Obermetropolitanrechte von jetzt an nicht nur auf 
Grund seiner eigenen Patriarchalgewalt, sondern auch als 
ständig von Rom bestellter und dieses vertretender zustän- 
diger Richter aus. Rufus besaß damit ein sicheres Fundament 
gegen die die Grundlagen seiner bisherigen Stellung zer- 
setzenden Einflüsse Konstantinopels. Innocenz ließ unter 
den dem Bischof von Thessalonich zu unterstellenden Pro- 
vinzen nur Macedonia und Macedonia salutaris unerwähnt, 
denn über den eigenen Metropolitanbezirk brauchte er ihm 
keine besonderen Obermetropolitanrechte zu bestätigen. Er 
gebrauchte nicht das Wort „Bestätigung“, sondern „Über- 
tragung“. In Bezug auf das Gebiet der nunmehr zum Ost- 
reich gehörenden praefectura Illyrici angewendet lag ihm 
die Idee von der Obergewalt des römischen Bischofs über 


1) 1.45 Cod. Theod. XVI 2.1.6 Cod. Justin. I2. 
2) Coustant, col. 815, 
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die ganze Kirche zugrunde, die hier den weltlichen Ein- 
griffen des oströmischen Kaisers und des von ihm gestützten 
Bischofs von Konstantinopel in die gesamtkirchliche Ver- 
waltung 'entgegentritt. Tihessalonich hatte die Wahl, seine 
Patriarchalstellung in Illyrien zu verlieren und zur Metropole 
herabzusinken oder sie sich durch die römische Bestätigung 
— „Übertragung“ zu sichern. Anysius und Rufus haben 
daher die römische Erweiterung des Begriffes Tradierung 
aus einer von Sirieius veranlaßten Vertiefung ihrer Patriarchal- 
gewalt zu einer Verleihung dieser selbst, wie sie Innocenz 
vollzog, ohne Widerspruch hingenommen und nicht die römi- 
schen Ansprüche, wie es anderwärts mitunter geschah, zu 
entkräften versucht. Es ist ihnen so gelungen, sich ihre 
bisherige Machtstellung zu erhalten, Rom aber, den Anschluß 
Ulyriens an Konstantinopel zu verhindern. In dem Briefe 
„Lectissimo et“ (ep. 13) des Innocenz an den neu ernannten 
römischen Vikar Bischof Rufus von Thessalonich werden 
die Machtbefugnisse und Pflichten des illyrischen Vikars aus- 
führlich behandelt: 

1. Die illyrischen Metropolitanbischöfe sollen gehalten 
sein, in Rom keine Wünsche vorzutragen „sine arbitratu“ 
des Bischofs von Thessalonich, der als „inter ipsos primates 
(= Metropoliten) primus“ anzusehen sei. Dadurch wird 
dem Bischof von Thessalonich ein wesentliches Stück seiner 
Obermetropolitenstellung, nämlich seine Selbständigkeit, in 
diesem Fall gegenüber Rom, von diesem selbst garantiert. 
Innocenz will nicht etwa, wie der Bischof von Konstantinopel, 
den Bischof von Thessalonich unterdrücken. In dieser An- 
erkennung kommt zum Ausdruck, daß der Bischof von Thessa- 
lonich schon vor dem Eingreifen des Bischofs von Rom in 
Illyrien Patriarchatsrechte besaß. 

2. „Ita enim aut per tuam experientiam, quidquid illud 
est, finietur, aut tuo consilio ad nos usque perveniendum 
esse mandamus.“ Hier beansprucht Innocenz gegenüber 
Konstantinopel für Rom das Recht, in Illyrien die oberste 
Instanz in Appellationssachen zu sein, überläßt aber dem 
Bischof von Thessalonich die Entscheidung darüber, ob nach 
Rom appelliert werden soll. Auch hier die Erhaltung des 
bisherigen Standes, der oberste Richter in Illyrien bleibt 


Anfänge des-Vikariates von Thessalonich. 353 


der Bischof von Thessalonich. Das Vorbehalten von „maiores 
causae“ für Rom entspricht dem Verhalten des Innocenz 
gegenüber auch abendländischen Provinzialkirchen. 

3. „Lieitum autem et apostolicae sedis favore permis- 
sum tuae fraternitati cognosce, ut, cum aliqua ecelesiastica 
ratio vel in tua vel in memoratis provinciis agitanda cognos- 
cendaque fuerit, quos velis episcoporum socios quibuscumque 
de ecclesiis assumas tecum, quorum et fide et moderatione 
quidquid necessitas causave flagitaverit, optimus dirigas arbi- 
ter et praecipuus, quippe a nobis lectus, definias intercessor.“ 
Das Recht, Synoden abzuhalten im engeren Metropolitan- 
bezirk von Thessalonich und dem der übrigen Metropolen 
(beide Gruppen von Gebieten werden ausdrücklich unter- 
schieden) gehörte, wie wir sahen, zu den besonderen Vor- 
rechten der mit Antiochia auf einer Stufe stehenden Ober- 
metropoliten. Die bisherige Ordnung der Dinge in Illyrien 
wird von Innocenz auch in diesem Punkte aufrechterhalten. 
Rufus wird demgemäß den Metropoliten der betreffenden 
Provinz und andere Bischöfe zur Entscheidung zugezogen 
haben. Hatte Innocenz doch ausdrücklich hervorgehoben: 
Rufus solle die Sorge „per supradictas ecelesias salvo earum 
primatu (der Metropolitankirchen)‘‘ übernehmen. Auch die 
Metropoliten sollten sich wohlfühlen, wenn die Autorität des 
Öbermetropoliten durch seine Stellung als von Rom „Er- 
wählter“ gehoben war. Mit der Vikariatsernennung des 
Rufus brachte Innocenz in erster Linie zum Ausdruck, daß 
Ilyrien unter Roms Schutz und Jurisdiktion stehe, nicht 
aber, daß Illyrien zum römischen Patriarchat gehöre. Einen 
solchen, der dann an den Grenzen Illyriens auch seine Grenzen 
gefunden hätte, kannte Innocenz nicht. Es ist die Durch- 
führung der Obermetropolitangewalt des Bischofs von Thessa- 
lonich in Illyrien und die unmittelbare Unterordnung dieser 
unter Rom ohne weitere Zwischenglieder, auf die es Inno- 
cenz ankam. Das unmittelbare Verhältnis zwischen Rom 
und Thessalonich, das kein Dazwischentreten des Bischofs 
von Konstantinopel gestattete, hat Innocenz vielleicht auch 
mit dem außerhalb der Sammlung der Kirche von Thessa- 
lonich überlieferten Versuch!) dokumentieren wollen, in der 

N) Coustant, ep. 9 inter epistolas Innocentii col. 806. Joseph 
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Angelegenheit des Chrysostomus ein allgemeines, unter römi- 
schen Auspieien stehendes Konzil in Thessalonich zustande 
zu bringen. Für die enge Verbindung Roms mit Thessa- 
lonich zeugt ferner die ebenfalls außerhalb der Sammlung 
der Kirche von Thessalonich überlieferte!) Meinung des 
Innocenz, daß es genügend sei, wenn des Chrysostomus 
Nachfolger Attikus sich an die illyrische Synode wende, um 
in die Gemeinschaft Roms aufgenommen zu werden. Diese 
enge Verbindung war durch die den beiderseitigen Inter- 
essen entsprechende rechtliche Regelung des Vikariates durch 
Innocenz garantiert. Sie ließ die sämtlichen Exarchalrechte 
des Bischofs von Thessalonich ausdrücklich unangetastet, ja 
unterstrich sie als Rechte nunmehr auch des römischen Stell- 
vertreters. Sie gab ihm aber durch die Möglichkeit, wich- 
tigere Angelegenheiten an den Bischof von Rom zur Ent- 
scheidung zu leiten, im Rücken eine sichere Aufnahme- 
stellung, in die er sich bei Übergriffen Konstantinopels ganz 
nach eigenem Belieben zurückziehen konnte, um letztere von 
einem Mächtigeren, als er selbst war, auch im Gegensatz 
zum oströmischen Kaiser abweisen zu lassen. Rom gegen- 
über büßte er dabei nichts_ein. Denn keiner der ihm unter- 
stellten illyrischen Bischöfe durfte ohne des Bischofs von 
Thessalonich Willen nach Rom appellieren, und in seinen 
eigenen Angelegenheiten brauchte er nur, wenn es ihm nötig 
erschien, die Entscheidung des römischen Bischofs anzurufen. 
Daß diese Entscheidung für Thessalonich nicht ungünstig 
ausfallen würde, dafür schien Bürgschaft zu geben das 
Verhalten des Siricius, der ja die Obermetropolitanrechte 
Thessalonichs selbst erweitert hatte. 


IV. 

Die Entwickelung des illyrischen Vikariates 
unter Bonifaz I. Nach der vorangegangenen Untersu- 
chung über den Ursprung und den Inhalt der Rechte des 
Vikars in Thessalonich wird man bemerken, daß die sie be- 
treffenden Bestimmungen des Innocenz genau den Anord- 


Langen, Geschichte der römischen Kirche bis zum Pontifikate Leos L., 
Bonn 1881 8. 688. 
!) Coustant, ep. 22. Innocentii col. 848 B, 
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nungen des Zosimus für die gallische Kirche entsprechen. 
Man kann sich des Eindruckes nicht erwehren, daß 
dieser sich bei der Begründung des Vikariates von Arles) 
die Stellung des Bischofs von Thessalonich zum Vorbild 
nahm, wie sie durch die Briefe des Innocenz gestaltet war. 
Zosimus gestattete keinem gallischen Kleriker, ohne die Er- 
laubnis des Bischofs von Arles nach Rom zu kommen (In- 
nocenz hatte den illyrischen Bischöfen das Vorbringen ihrer 
Wünsche in Rom ohne Zustimmung des Bischofs von Thes- 
salonich verboten). Wie der Bischof von Thessalonich in 
Illyrien soll nach der Anordnung des Zosimus der Bischof 
von Arles in den unter ihm stehenden Metropolitanbezirken 
die oberste Jurisdiktionsgewalt besitzen, dem römischen Bi- 
schof aber die Untersuchung besonders wichtiger Angelegen- 
heiten vorbehalten, und ferner soll er ebendort die Bischöfe 
weihen. Zosimus nahm nur bei Zusprechung dieses Rechtes 
nicht die Rücksicht auf die bisherige uneingeschränkte Ge- 
"pflogenheit der Metropoliten 2), in Gemeinschaft mit den be- 
nachbarten Provinzialbischöfen den Bischof für eine erledigte 
Kathedra zu ordinieren, wie Siricius in Illyrien. Das 
Recht des Patroclus, Synoden im Gebiete seiner Obermetro- 
politangewalt zu berufen, erwähnte Zosimus zwar nicht, 
aber im Jahre 419, nur zwei Jahre später, beauftragte des 
Zosimus Nachfolger, Bonifatius I, den Patroklus, eine Sy- 
node der drei Provinzen Viennensis, Narbonensis I und Nar- 
bonensis II zu berufen.?) Bonifaz hat in Gallien ebenso 
souverän, wie sein Vorgänger den Vikariat von Arles be- 
gründet hatte, diesen anfänglich aufrechterhalten und dann 


1) Über den Vikariat von Arles vgl. außer den genannten Aut- 
sätzen von Schmitz und Babut: Wilhelm Gundlach, Der Streit 
der Bistümer Arles und Vienne um den Primatus Galliarum, Neues 
Archiv XIV 1889 S. 250-8342. XV 1889 S. 11, Louis Duchesne, 
La primatie d’ Arles, Bulletin et m&moires de la societe Nationale des 
Antiquaires de France Serie 6, X, M&moires 1891, Paris pp. 155—238. 
Wilhelm Gundlach, Die epistolae Viennenses und die älteste 
Vienner Chronik. Neues Archiv XX 1895, S. 263—287. Hinschius 
| 588ff. Bdgar Loening, Geschichte des deutschen Kirchenrechts I, 
Straßburg 1878 S. 461, 463, 473, 485, 492, 499. 

2) Schmitz, 8. 29, 32. 

3) Coustant, ep. 3 Bonifatii, col. 10155. 
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im Jahre 422 durch sein Schreiben an Hilarius von Nar- 
bonensis I!) aufgehoben. Denn die Erhebung von Arles 
zu einem nach dem Vorbild der Stellung des Bischofs 
von Thessalonich gebildeten römischen Vikariat widersprach 
damals noch der episkopalen Verfassung Galliens, der ein 
Obermetropolit fremd war. In Illyrien dagegen stand der 
Verleihung des Sirieius und der Ernennung des Bischofs 
von Thessalonich zum römischen Vikar durch Innocenz keine 
derartige episkopale Verfassung entgegen. Bonifaz hatte 
hier die Autorität des römischen Stuhles zur Geltung zu 
bringen gegenüber dem Widerstand nur einzelner illyrischer 
Bischöfe, die ihren Rückhalt in Konstantinopel fanden, und 
in dem offenen Konflikt, in den darüber unter ihm der rö- 
mische Stuhl zum erstenmal mit Konstantinopel selbst ge- 
riet. Er war bei der Aufrechterhaltung des römischen Ein- 
flusses in Illyrien lediglich angewiesen auf den Beistand 
des Obermetropoliten dieses Reichsteiles. Von dessen, des 
Bischofs von Thessalonich Stellungnahme, hing auch in Zu- 
kunft das Maß des römischen Einflusses in Illyrien ab. Es 
darf deshalb die diametral entgegengesetzte Stellungnahme des 
Bonifatius gegenüber den Vikariaten von Arles und Thessa- 
lonich nicht an der Auffassung der einheitlichen Tendenz 
seiner Politik irritieren. Ihr mag als letztes Ziel eine 
gleiche Verfassung für die Gesamtkirche vorgeschwebt haben. 
Dieses Ziel war in den Provinzen nur durch kluge Aus- 
nutzung der gegebenen Verhältnisse zu gewinnen, nicht durch 
Gewaltsamkeiten, die die provinzielle Gewohnheit gänzlich 
zerstörten. An diese letztere mußte Bonifatius, wie wir es 
seine Vorgänger tun sahen, und aus den gleichen Beweg- 
gründen, wie sie, anknüpfen. „Nichts kann, so schreibt er 
deshalb nach Illyrien, den Petrus mit größerer Freude er- 
füllen, als wenn die Rechte ‚acceptae potestatis gewahrt 
bleiben.“?) Die Rechte des römischen Vikars in Illyrien, 
die damit bezeichnet sind, beruhen nach Bonifaz auf der 
dem Bischof von Thessalonich „von den römischen Bischöfen 
anvertrauten Sorge“, d.h. Jurisdiktionsgewalt, über alle 


1) Coustant, ep. 12 Bonifatii, col. 1031. 
®) Coustant, ep. 4 Bonifatii col, 1019. 
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Kirchen in Mazedonien und Achaja!), die wir als wichtigste 
_ Provinzen Illyriens für dieses selbst anzunehmen haben. „Nicht 
ohne dein Verdienst läßt dir der apostolische Stuhl diese 
Gnade zukommen (impertit).“!) Damit ist dem Bischof Ru- 
fus sein Vikariat bestätigt und neu übertragen. Bei Boni- 
fatius ist aus dem freien Ermessen, bestimmte Fälle nach 
Rom durchzulassen oder nicht, das Innocenz dem Vikar in 
Thessalonich garantierte, in einzelnen Fällen eine Pflicht 
zur Berichterstattung nach Rom geworden.?) Außerdem hat 
Bonifaz aus der Befugnis des illyrischen Obermetropoliten, 
eine Synode abzuhalten, das Verbot gemacht, nach dem ohne 
Kenntnisnahme des Bischofs von Thessalonich in Illyrien 
keine Synode gehalten werden durfte.) Abgesehen davon 
veränderte er nicht die von Innocenz bezüglich des Um- 
fanges der Rechte und Pflichten Thessalonichs getroffenen 
Bestimmungen.*) Bonifaz betrachtete den Vikariat als ste- 
hende Einrichtung. Trotzdem hat er dem Rufus bei seinem 
Regierungsantritt den ihm von seinen Vorgängern übertra- 
genen Vikariat neu bestätigt und tradiert und damit doch 
auch wieder von dem jeweiligen persönlichen Verhältnis der 
amtierenden Bischöfe in Rom und Thessalonich abhängig 
gemacht. Die Korinther hatten damals Bonifaz angerufen, 
um durch einen Schiedsspruch des römischen Stuhles zu- 
gunsten eines Perigenes diesen zum Bischof zu erhalten. 
Sie haben dabei nicht den durch die Briefe des Innocentius 
vorgeschriebenen Instanzenweg über Thessalonich einge- 


1) Coustant, ep. 4 Bonifatü, col. 1019. 

?) Im Falle Perrhebius: omnibus vestigatis ad nos tua caritas 
referre maturet, Coustant, ep. 13 col. 1036. Dann ep. 15: coepis- 
copus noster Rufus... ad nostram relaturus omnia notionem, quae- 
ceumque cognitioni eius rerum cursus et ordo monstrarit (Coustant 
col. 1044). 

3) Coustant, ep. 13 Bonifatiüi, col. 1035: universi fratres in- 
telligant, primo convenire se citra tuam conscientiam minime de- 
buisse... 

+) Coustant, ep. 5 col. 1022: Te... omnis cura respectat 
earum ecelesiarum, quas tibi vice sedis apostolicae a nobis creditas 
recognosces: ut et prava corrigas et dissipata componas et, si quae 
inter episcopos eveniant causae, sub divini iudieü timore distinguas: 
ut creditis tihi a sede apostolica gubernaculis contra omnes fluctus 
nascentium procellarum iuste et prudenter utaris. 
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schlagen, sondern sich direkt nach Rom gewandt. Bonifaz 
nahm ihre Appellation trotzdem an, ja er forderte die thes- 
salischen Bischöfe später geradezu auf, Klagen über den 
Bischof von Thessalonich in Rom selbst vorzubringen, das 
ja den Prinzipat innehabe.!) Er machte dies Zugeständnis 
im eigenen Interesse wie in dem des Bischofs von Thessa- 
lonich, um die thessalischen Bischöfe davon abzuhalten, nach 
Konstantinopel zu gehen. Wie Bonifaz sich aber praktisch 
zu solchen direkt vor sein Forum gebrachten Appellationen 
verhielt, zeigt der Fall des Bischofs Perrhebius, der seine 
Angelegenheit ebenfalls unmittelbar der Entscheidung des 
römischen Bischofs anheimgestellt hatte. Bonifaz beauftragte 
Rufus von Thessalonich nicht nur mit einer Untersuchung 
von dessen Angelegenheit, sondern überließ sogar die Fäl- 
lung des Urteils einer von Rufus zu berufenden und unter 
seinem Vorsitz zu haltenden Synode. Deren Entscheidung 
freilich suchte er durch warmes Eintreten für die Sache des 
Perrhebius zu beeinflussen.2) Ähnlich verfuhr Bonifaz im 
Falle Perigenes, der allerdings anders lag: Perigenes war 
schon einmal zum Bischof von Patras geweiht, aber dort 
abgewiesen worden. Wenn er jetzt in Korinth Bischof wurde, 
so handelte es sich um Translokation von einer kleineren 
Stadt in die Metropole Achajas, ein schwieriger Fall, gegen 
den Widerspruch zu erwarten war, und in der 'Tat haben 
später fanatische Gegner jeder Translation oder Neider 
Konstantinopel zum Eingreifen in ihrem Sinne zu bewegen 
gesucht. Bonifaz setzt das Wissen des Rufus von Thessa- 
lonich um die Bitten der Korinther voraus. Die Korinther 
selbst wandten sich dann nach Rom, wenn nicht mit Erlaub- 
nis, so doch mit Kenntnis des Bischofs von Thessalonich, 
um auf Grund einer Entscheidung des Bonifatius von Rom 
der unsicheren Haltung des Rufus selbst und der für Ko- 
rinth zuständigen Provinzialsynode ein Ende zu machen. 


1) Coustant, ep. 14 Bonifatü, col. 10388: Certe si in quoquamı 
eius supra debitum fuit visa correptio, quoniam ideo tenet sedes apo- 
stolica principatum, ut querelas omnium licenter acceptet, interpellari 
nos super hoc missa legatione convenerat, quos curam omnium rerum 
manere videatis. 

2) Coustant, col. 1086, 
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Denn in einem vorangegangenen römischen Entscheid war 
dem Bischof von Thessalonich und den Komprovinzialbi- 
schöfen eine Deckung und Stütze gegen alle Anfeindungen 
gewährt. Eine Translokation war ja nur verboten, wenn sie 
willkürlich und eigenmächtig erfolgte!) Deshalb konnte 
Bonifaz schreiben ?), daß dem Perigenes zur vollen Festi- 
gung seines Episkopates nur die Erlaubnis des römischen 
Bischofs fehlte, die jeden Vorwurf der Eigenmächtigkeit zu- 
nichte machte. Er ließ das von ihm gefällte Urteil in Illy- 
rien durch Rufus zur Geltung bringen?) und hielt sich da- 
mit an die von Innocenz vorgenommene Regelung des Vi- 
kariates, die dem römischen Bischof kein direktes Eingreifen 
in Illyrien gestattete. Bonifaz wies den Rufus auf diese 
Korrektheit ausdrücklich hin.*) Gleichwohl hat in erster 
Linie nicht jene Bekanntgabe durch Rufus von Thessalonich, 
sondern die Entscheidung des Bonifaz selbst die Besteigung 
des korinthischen Bischofsstuhles durch Perigenes ermög- 
licht.°) Diese Behandlung des Perigenesfalles durch den 
Bischof von Rom bot dem Bischof von Konstantinopel An- 
laß, bei dem oströmischen Kaiser Theodosius II. auf das 
uns schon bekannte Edikt von 421 hinzuwirken, das die 
Entscheidung illyrischer Zweifelsfragen dem Bischof von 
Konstantinopel übertrug. Diesem und auch dem oströmischen 
Kaiser gegenüber, die beide kein Verständnis für eine dem 


ı) Ella Heckrodt, Die Kanones von Sardıka, Jenaer hist. 
Arbeiten 8, Bonn 1917, 8. 21. 27. 

2?) Coustant, ep. 5 col. 1023. 

3) eum in nostrorum numerum recipimus: et in eos necesse est 
vigorem censurae, qui contra nostrum factum post haec nescientibus 
nostris incitare dicuntur populos, si perstiterint, exseramus. Quod 
quidem et dilectionem tuam in eos ex nostra praeceptione facere vo- 
lumus: ut eorum licentiam, quibus nihil tale commisimus, refrenemus. 
Coustant, ep. 4 col. 1021. 

*) Intellegere autem tuam non ambigo caritatem hoc non abs- 
que admiratione, quod et huic videmur nostram paginam non misisse 
et supplicibus praebuisse responsum... Nolumus enim coepiscopo Peri- 
geni nostram paginam destinare prius, quam tuas accipiamus episto- 
las, cuius ordinationi videntur omnia delegata. Coustant, ep. 9 
“ col. 1023 B. und cod. 1023 A. 

5) Cui ad plenitudinem confirmationis episcopatus sui hoc solum 
residet, quod nostros in honore suo necdum suscepit affatus, ebenda. 


360 Fritz Streichhan, 


Wesen der Kirche entspringende selbständige kirchliche 
Verfassung besaßen, brachte der römische Bischof ein höhe- 
res Prinzip in Anwendung, als das, welches sie vertraten. 
Er hatte nicht nur, wie jene, die politischen Verhältnisse 
im Auge, sondern eine aus eigenem Rechte lebende Kirche 
und die einer solchen entsprechende Verfassung. Das be- 
zeugt sein Verhalten entsprechend dem Worte, welches vor 
ihm Innocenz aussprach: daß es nicht möglich sei, die Kirche 
Gottes gemäß der Unstetigkeit der weltlichen Notwendig- 
keiten zu verändern‘), und sein eigner Satz: „Institutio uni- 
versalis nascentis ecclesiae de beati Petri sumsit honore prin- 
eipium, in quo regimen eius et summa consistit. Ex eius 
enim ecclesiastica disciplina per omnes ecclesias, religionis 
iam crescente cultura, fonte manavit.“?) Hier zum ersten- 
mal ging das Streben des Bischofs von Konstantinopel auf 
eine direkte Schmälerung der römischen Einflußsphäre in 
einem wichtigen und ausgedehnten Teile des Reiches, der 
„heilige Petrus“ und die römische Kirche sollten der Rechte 
beraubt werden, die sie bereits vor aller Welt innegehabt 
hatten. Glückte dieser Versuch, so war darüber hinaus das 
Ansehen des römischen Bischofs im Östen, ja sogar sein 
tatsächlich im Westen ausgeübter Patriarchat im Prinzip 
gefährdet zugunsten der Machttendenz Konstantinopels 
nicht allein, sondern der daraus folgenden Entwicklung zur 
reinen Staatskirche. Wie daher einst Viktor die Zugehörig- 
keit zur kirchlichen Gemeinschaft gegenüber den Kleinasiaten 
und gegenüber Theodotus an die Einheit mit der Ordnung und 
dem Glauben geknüpft hatte, die die römische Gemeinde 
in ihrem Bischof besaß und verkündete, so machte Bonifaz 
jetzt die christliche Heilsgemeinschaft im Himmel und auf 
Erden von dem Gehorsam gegen den römischen Bischof 
und seine Vorschriften schlechthin abhängig.?) Die unge- 


!) Coustant, ep. 24 Innocentü, col. 852 B. 

?) Coustant, ep. 14 Bonifatii, col. 1037 A. 

?) Hanc ergo (die ecelesiastica diseiplina des Petrus) ecelesiis 
toto orbe diffusis velut caput suorum certum est esse membrorum: 
a qua se quisquis abscidit, fit Christianae religionis extorris, cum 
in easdem non coeperit esse compage.... Sed absit hoc a domini 
sacerdotibus, ut in hune aliquis eorum cadat reatum, ut nova quid- 
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wöhnliche Gefahr, die aus der Inanspruchnahme einer Rom 
direkt unterstehenden Kirche durch das weltliche und geist- 
liche Konstantinopel entsprang, zwang Bonifaz zu entspre- 
chender Maßnahme. Noch in anderer Weise bekämpfte der 
römische Bischof das Edikt des oströmischen Kaisers: 

In der Sammlung der Kirche von Thessalonich befinden 
sich zwei Kaiserbriefe, der eine!) von Honorius (395—-423) 
an Theodosius II. (408—450), der andere ?) eine Antwort des 
Theodosius darauf. Honorius verwendet sich auf Bitten des 
apostolischen Stuhles dafür, daß die Privilegien, die schon 
von den Vätern festgesetzt und bis zu seiner Zeit bewahrt 
wurden, unverletzt blieben. Der römische Bischof dürfte 
durch Hinterhältigkeiten illyrischer Bischöfe nicht unter 
christlichen Kaisern verlieren, was er unter heidnischen be- 
hielt. Theodosius II. versprach in seiner Antwort an Ho- 
norius: Unter Beseitigung jeder Erschleichung solle in Ily- 
rien die alte apostolische disciplina und das Zeugnis der 
alten Kanones beobachtet werden. Gemäß dem Wunsche 
des Honorius habe er ein Edikt an die Präfekten Illyriens 
gesandt, damit nicht die heilige verehrungswürdige Haupt- 
stadt ihrer alten Privilegien verlustig gehe.?) Friedrich fol- 
gend hat Mommsen diese in der Sammlung der Kirche von 
Thessalonich überlieferten Kaiserbriefe „omnibus quidem 
causis“ und „dignum meretur iudicium“ in ihrer Echtheit 


piam usurpatione tentando inimica sibi faciat scita malorum : aemu- 
lum se illum specialiter habere cognoscens, apud quem Christus noster 
sacerdotii summam locavit. In cuius contumeliam quisquis insurgit, 
habıtator caelestium non poterit esse regnorum... Quicumque igitur 
cupit etiam ante deum nostrum sacerdotii dignitate censeri, quoniam 
ad deum Petro suscipiente pervenitur, in quo ecclesiam, sicut supr& 
memoravimus, universalem certum est esse fundatam, debet esse mi- 
tis et humilis corde.e Coustant, ep. 14 Bonifatü, col. 1037B. und 
Coustant, ep. 15 Bonifatii, col. 1041B, 


!) Coustant, ep. 1O inter epistolas Bonifatii, col. 1029, Maa- 
ßen, Geschichte $ 318, Nr. 89 S. 320. 

2) Coustant, ep. 11 inter epistolas Bonifatüi, col. 1030, Maa- 
ßen, Geschichte $ 318, Nr. 40 S. 320. 

s) Den Herren Professoren Geh. Justizrat Emil Seckel, Her- 
mann Dessau und Geh. Konsistorialrat Karl Holl in Berlin bin 
ich für liebenswürdigst gegebene Hinweise auf diese Kaiserbriefe be- 
treffende Literatur zu verbindlichstem Dank verpflichtet. 
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bestritten.) Mommsen wies mit Recht darauf hin, daß „der 
Erlaß über die illyrischen Kirchenverhältnisse, den Theodo- 
sius II. unter seinem und seines Mitherrschers Honorius. 
Namen am 14. Juli 421 publiziert hatte 2), außer Kraft nur 
gesetzt werden konnte durch eine ebenfalls unter beider 
Kaiser Namen erlassene Verordnung, nicht durch Pu- 
blikation eines Schreibens des Honorius an Theodosius, das 
die Aufhebung beantragt, und eines anderen des Theodosius 
an Honorius, das diesem Ersuchen stattgibt“. Bereits Du- 
chesne®) hat aber erkannt, daß die vorliegenden Briefe nicht 
eine Publikation mit Gesetzeskraft darstellen, daß auf eine 
solehe vielmehr erst hingewiesen wird in dem Brief „dig- 
num meretur iudieium“ des Theodosius.. Ob dieser gesetz- 
gebende Akt, von dem Theodosius in seiner Antwort an 
Honorius spricht, wirklich ergangen ist, erscheint uns zwei- 
felhaft. Er hat jedenfalls weder im Codex Theodosianus 
noch im Codex lJustinianus eine Spur hinterlassen. Beide 
Oodices enthalten vielmehr das Edikt von 421, das doch 
gerade durch das dem Honorius versprochene neue Edikt 
an die Prätorianerpräfekten in Illyrien rückgängig gemacht 
werden sollte.e Möglich wäre auch, daß dieses neue, uns 
verlorene Edikt wirklich erging, später aber aufgehoben 
wurde, als Theodosius II. aus irgendwelchen politischen 
Gründen, die uns unbekannt sind (Honorius starb schon im 
Jahre 423!), nicht mehr die Rücksicht auf den west- 
römischen Kaiser zu nehmen brauchte, die er in seinem 
Schreiben „dignum meretur iudiecium“ offenbar nimmt. Dieser 
Brief trägt keinen Öffentlich-rechtlichen Charakter, sondern 
ist, wie der ihm vorangegangene „omnibus quidem causis“ 
ein privates Schreiben des einen Kaisers an den anderen. 
Wir stellten fest, daß die Interessen des römischen Bischofs 
in Illyrien durch jenes Edikt des Theodosius Il. von 421 
auf das empfindlichste verletzt wurden, und daß er alles 
aufbieten mußte, um die Konsequenz des Ediktes, den Ver- 
lust der mit so großer Mühe aufrechterhaltenen obersten 


1) Mommsen, Neues Archiv XVIII 1893, 8. 357. Gesammelte 
Schriften VI, S. 585 f. 

2) 1.45 C.Th.XVI, 2 = 1.6 0.9.12. 

®%) Duchesne, L’ Illyricum ecelesiastique, S. 531. 
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Jurisdiktionsgewalt in der Kirche Illyriens an den Patri- 
archen von Konstantinopel zu verhindern. Es ist durchaus . 
verständlich, daß er sich in dieser Lage mit dem Ansuchen 
um Hilfe an seinen Kaiser wandte, in dessen Interesse eben- 
falls ein möglichst nachhaltiger Einfluß des Bischofs von 
Rom in Jlyrien lag. So bat Honorius den oströmischen 
Kaiser in dem Schreiben „omnibus quidem“ um Außerkraft- 
setzung des Ediktes von 421. Wenn sich Honorius hier auf 
eine schon unter heidnischen Kaisern übliche Gewohnheit 
berief, nach der Illyrien in die Einflußsphäre des Bischofs 
von Rom gehörte, und diese als durch das Edikt von 421 
verletzt hinstellte, so mag er darin den Vorstellungen des 
römischen Bischofs gefolgt sein. Es ist nicht anzunehmen, 
daß der römische Bischof bei Geltendmachen einer solchen 
alten Gewohnheit etwa den erst jungen römischen Vikariat 
des Bischofs von Thessalonich'arglistig heraufdatieren wolltet), 
er wird vielmehr ganz allgemein eine vor dem Jahre 330 
durch keinen Bischof von Konstantinopel geschmälerte Auto- 
rität des römischen Bischofs in Illyrien im Sinne gehabt 
haben. Diese war zwar vor der Errichtung des Vikariates 
nicht rechtlich geregelt und die aus ihr sich ergebenden Fol- 
gerungen nicht festgelegt. Die Autorität des römischen Bi- 
schofs kam in der selbständigen Kirchenprovinz Illyrien 
nicht 'stärker zur Geltung als anderswo auch in Gegenden, 
die nicht direkt der Jurisdiktion des römischen Bischofs 
unterstanden. Da aber Illyrien bis vor 379/395 zum West- 
reich geschlagen war, gehörte er bis dahin nach den Grund- 
sätzen des oströmischen Kaisers und des Bischofs von Kon- 
stantinopel in den altrömischen Bereich. In so fern konnte 
Honorius von einem alten Rechte Roms an Illyrien sprechen. 
Theodosius versprach, wie wir sahen, in seiner Antwort an 
Honorius „dignum meretur“, dessen Wunsch nachzukommen. 
Mommsen fragte, was unsere Briefe überhaupt sein sollten, 
„wenn sie publizierte kaiserliche Erlasse nicht wären, und 
wie sie dazu kämen, in einer derartigen Sammlung offizieller 
Aktenstücke zu figurieren“. Wir müssen uns vergegenwär- 
tigen, daß die Sammlung der Kirche von Thessalonich sonst nur 
den Briefwechsel römischer Bischöfe enthält, der, wie wir 


t) Friedrich, 8. 884f. 
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darlegten!), wahrscheinlich aus dem Archiv der Kirche von 
. Thessalonich stammt. Wenn Theodosius II. dem Kaiser Hono- 
rius überhaupt geantwortet hat — und wir haben keinen Anlaß, 
dies zu bezweifeln —, so ist es von vornherein wahrschein- 
lich, daß Honorius dem in erster Linie interessierten Bischof 
von Rom eine Abschrift jenes privaten Antwortschreibens 
des oströmischen Kaisers an ihn selbst zukommen ließ. Die 
Antwort des Theodosius an Honorius war den Intentionen 
des römischen Bischofs günstig. Es konnte nur von Vor- 
teil für ihn sein, wenn er sie zur Kenntnis auch des 
Öbermetropoliten Illyriens und römischen Vikars daselbst, 
des Bischofs von Thessalonich, brachte. So ist wohl eine 
weitere Abschrift des privaten Briefwechsels des Honorius 
mit Theodosius von Rom nach Thessalonich gesandt werden 
und in das dortige Archiv gelangt. Es liegt dann keine 
„Unschicklichkeit“ vor, daß „ein Kollege den anderen öffent- 
lich zur Vornahme eines Regierungsaktes ermahnt und dieser 
der Ermahnung ebenfalls öffentlich Folge gibt“.2) Es ist 
unmöglich, daß durch einen solchen privaten Briefwechsel 
„die Gemeinschaftlichkeit nicht bloß der Gesetzgebung, son- 
dern sämtlicher Regierungserlasse“ irgendwie. verletzt werden 
konnte. Als personaler Brief trug der erste Brief, wie 
Mommsen nachwies®), nur den Namen des Honorius, der 
zweite nur den des Theodosius an der Spitze, der Irrtum 
Mommsens liegt darin, daß er auf Grund der Tatsache der 
Überlieferung der beiden, Kaiserbriefe in der Sammlung der 
Kirche von Thessalonich unter Verkennung des Charakters 
dieser Sammlung eine „dem Prinzip des Zusammenhandelns 
der Teilherrscher geradezu ins Gesicht schlagende Öffent- 
lichkeit“ der in den beiden zur Untersuchung stehenden 
Briefen geführten Vorverhandlungen annahm. Die beiden 
Briefe waren nicht für die Öffentlichkeit bestimmt und sind 
zu ihrer Zeit zur Kenntnis nur weniger prominenter Persön- 
lichkeiten gelangt. Es ist demnach nicht richtig, daß „beide 
Stücke formell unmöglich“ sind, weil sie „gegen die oberste 


!) In der Dissertation: „Die Sammlung der Kirche von Thessa- 
lonich 1°. 

®) Mommsen, Gesammelte Schriften VI, S. 587. 

%) Mommsen, Gesammelte Schriften VI, S. 587. 
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Regel der formalen Gemeinschaftlichkeit der Gesetzgebung 
in den beiden Reichshälften“ verstießen. Von einer Fäl- 
schung der beiden Briefe in einer „Epoche, wo der justi-, 
nianische Kodex noch nicht in Italien publiziert oder noch 
nicht durchgedrungen war“ !), kann demnach auf Grund der 
von Mommsen gebrachten Einwände nicht gesprochen werden. 
Da um 422 gerade ein Wechsel der Prätekturpräfekten in 
Illyrien stattfand ?), spricht Theodosius von Präfekten Illy- 
riens. Diese Erwähnung mehrerer Präfekturpräfekten in 
Illyrien ist demnach ebenfalls kein Grund für die Unecht- 
heit des Briefes des Theodosius, wie Friedrich annahm.?) 
Die uns überlieferten Überschriften der Briefe sind nicht 
notwendig mit Duchesne als erst bei Gelegenheit der Samm- 
lung der Kirche von Thessalonich gefertigt zu denken, die 
beiden Briefe können sich im Archiv in Thessalonich auch 
vor der Sammlung der in ihm enthaltenen Urkunden unter 
der uns tradierten Etikette befunden haben. 


V. 


Der Vikariat unter Oaelestin I. und Sixtus II. 
Trotz der Zusage des Kaisers Theodosius an Honorius blieb die 
Lage in Illyrien unter dem Nachfolger des Bonifaz auf dem 
römischen Stuhl, Caelestin I. (422—432), ähnlich gespannt 
wie unter dem ersteren. Die Verhältnisse waren dieselben, 
die Haltung des Üaelestin den illyrischen Angelegenheiten 
gegenüber entsprach genau der des Bonifaz. Den Fall eines 
Bischofs Felix von Appollonia nahm Caelestin zum Anlaß, um 
den illyrischen Bischöfen den Vikariat des Bischofs von 
Thessalonich von neuem einzuschärfen. Es handelte sich 
darum, der Stellung des Bischofs Rufus vorn Thessalonich 
auf einer Synode illyrischer Metropoliten, auf der er die 
römische Entscheidung über Felix von Appollonia zu ver- 
treten und durchzubringen hatte, einen Rückhalt zu geben 
durch einen Hinweis auf seine alten Obermetropolitan- und 
"jetzigen Vikariatsrechte. Wir können hier im einzelnen fest- 
stellen, daß COaelestin bei der Bestätigung und rechtlichen 


en 


1 Mommsen, Gesammelte Schriften VI, S. 586. 
2) Mommsen zum Cod. Theodosianus]J, 1 p. CLÄXX. 
Friedrich; S..866. 
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Umschreibung des Vikariates von Thessalonich die ihm von 
seinen beiden Vorgängern überkommene Tradition erneuerte 
und in keiner Weise darüber hinausging.!) Der Vikariat 
des Rufus war auch unter Caelestin kein von Rom aus der 
Kirchenprovinz Illyrien aufoktroyiertes fremdes BRechtsinsti- 
tut, sondern eine an die besonderen kirchenpolitischen Ver- 
hältnisse Illyriens sich anpassende und die Obermetropoli- 
tangewalt des Bischofs von Thessalonich stützende politische 
Maßnahme. 2) 

Von dem Nachfolger des Caelestin, Sixtus IIL. (432 —440), 
sind die vier Schreiben an Perigenes („Gratulari potius“) 
und an eine Synode in Thessalonich („Si quantum“) vom 
8. Juli 435, an Proklus von Konstantinopel („Licet fraterni- 
tatem“) vom 18. Dezember 437 und an alle illyrischen Bi- 
schöfe („Doctor gentium“ desselben Datums) die einzi- 
gen erhaltenen Qüellen für seine Stellungnahme zum illy- 
rischen Vikariat. Keines von diesen Schreiben will die Rechte 
des Vikars von Thessalonich vollständig anführen. Aus allem 
geht aber hervor, daß der Vikariat unter Sixtus so weiter 
bestand, wie er ihn von Caelestin überliefert vorfand. Sixtus 
hat sich mit Energie und Erfolg für den ungeschmälerten 
Fortbestand der Rechte des Vikars sowohl dem Bischof 
Proklus von Konstantinopel wie den illyrischen Bischöfen 
und Metropoliten gegenüber eingesetzt. 

In dem Briefe „Doctor gentium“ an die illyrischen Bi- 
schöfe warnt Sixtus diese davor, sich durch die Beschlüsse 
einer orientalischen Synode für gebunden zu erachten. Es 
hat sich Proklus von Konstantinopel durch den römischen 
Vikariat in Illyrien — so darf man wohl folgern — 
nicht abhalten lassen, durch Synodalbeschlüsse in die illy- 
rische Kirche hineinzuregieren. Er war im Begriff, sich 


l) Cui vicem nostram per vestram provinciam noveritis esse com- 
missam: ıta ut ad eum, fratres carissimi, quidquid de causis agitur, 
referatur. Sine eius consilio nullus ordinetur: nullus usurpet, eodem 
inconscio, commissam illi provinciam. Colligere nisi cum eius volun- 
tate episcopos non praesumant: per eum etiam ad nos, si quid est, 
referatur. Sed hac praeceptione cognoscent, et eum, qui refragandum 
nostrae auctoritati vel illius crediderit iussioni, a fraternitatis coetu, 
cum ipse se separet, segregandum, Coustant, col. 10645. 

2) Siehe den Exkurs am Schluß. 
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durch ein solches Hineinregieren eine Unterlage für die Aus- 
dehnung seiner Patriarchalgewalt auch über Illyrien zu 
schaffen, wie seine Vorgänger in Thrazien, Pontus und Asia 
proconsularis. . Daß dies in Illyrien nicht gelang, hatte der 
Bischof von Thessalonich dem Sixtus von Rom zu danken. Der 
römische Bischof setzte sich in dem Moment, als die illyrische 
Kirchenordnung durch Konstantinopel neuerlich bedroht wurde, 
wie seine Vorgänger für deren Selbständigkeit ein, diesmal 
direkt bei Proklus von Konstantinopel, der gerade jetzt nach 
dem, Konzil von Ephesus schwer unter der Verbindung 
Roms mit Alexandria litt, und der in der illyrischen Frage 
nachgeben konnte, wenn er dadurch hoffen durfte, wenigstens 
im Orient vom römischen Bischof, wie im Fall Idduas!), 
freie Hand zu erhalten. Dem Proklus wurde ein Entgegen- 
kommen erleichtert durch die vorsichtige Form, in der Six- 
tus von ihm nicht so sehr die Aufrechterhaltung der römi- 
schen Stellung in Illyrien, als nur der alten Kirchen- 
ordnung dort verlangte. Proklus wird zur Stellungnahme 
gegen alle Kleriker aus Illyrien aufgefordert, die ohne For- 
mata des Bischofs von Thessalonich bei ihm erschienen. 
Sixtus wollte die Anerkennung der uns bekannten Bestim- 
mung des Innocenz seitens des Bischofs von Konstantinopel 
erreichen, nach der es dem Bischof von Thessalonich allein 
zustand, darüber zu entscheiden, ob irgendeine illyrische 
Angelegenheit einer auswärtigen höchsten Instanz (damals 
war es Rom) zur Entscheidung vorgelegt werden sollte. Die 
Rechte des römischen Bischofs ließ Sixtus Proklus gegen- 
über unerwähnt. Es genügte ihm, daß der Bischof von 
Thessalonich als römischer Vikar gehalten war, alle an ihn 
gebrachten „causae maiores“ Illyriens nach Rom und nur nach 
Rom weiterzuleiten. Wenn also Proklus auf die Forderung 
des Sixtus einging und illyrische Kleriker ohne Formata 
Thessalonichs abwies, so brachte er damit eine vor sein 
Forum gebrachte Appellation an den Bischof von Rom zur 
Entscheidung. Jede Möglichkeit einer Einmischung Kon- 
stantinopels in Illyrien war vollends unterbunden, sofern 
sich nur alle illyrischen Kleriker ihrem Exarchen in Thessa- 
lonich allein unterordneten. Daher verlangte Sixtus in einem 


I) Coustant, col. 1266 A. 
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vom gleichen Tage datierten Brief von den illyrischen Bi- 
schöfen nichts weiter als Gehorsam gegen den Bischof von 
Thessalonich. Hier regelt Sixtus auch das Verhältnis der 
illyrischen Metropoliten zu ihrem ÖObermetropoliten und rö- 
mischen Vikar entsprechend den uns bekannten Exarchal- 
rechten Thessalonichs, nur sagt Sixtus nichts von der Pflicht 
des Bischofs von Thessalonich zur Relation nach Rom über 
illyrische Angelegenheiten. Daraus darf aber nicht etwa ge- 
schlossen werden, daß er auf sie verzichtete. Denn er re- 
gelte ja in diesem Falle nur die Beziehungen der illyrischen 
Bischöfe zum Bischof von Thessalonich, nicht die des Vi- 
kars zu Rom, will also kein vollständiges Bild der Pflichten 
des Bischofs von Thessalonich geben. Dasselbe gilt von 
den anderen überlieferten Briefen des Sixtus, die sich mit 
Illyrien befassen, den Schreiben „Gratulari potius“ und 
„Quantum inservitur“. 

Nach dem Tode des Rufus bestritt Perigenes von Ko- 
rinth die Obermetropolitanrechte des Bischofs von 'Thessa- 
lonich, ähnlich, wie einst der Meiropolit der 'Thebais, Me- 
letius von Lykopolis, gegen die Patriarchalgewalt des Bischofs 
Petrus von Alexandria sich aufgelehnt hatte. In Ilyrien 
lagen für Perigenes von Korinth solche Selbständigkeits- 
bestrebungen besonders nahe, denn er war nach dem Bischof 
von Thessalonich der mächtigste Bischof in Illyrien, Oae- 
lestin nannte ihn in der Adresse seiner Epistel 3 „Inter ce- 
teras curas“ an der Spitze aller Metropoliten. Wie der 
Sitz von Thessalonich war der Sitz von Korinth ein apo- 
stolischer, Korinth war nicht nur Provinzialhauptstadt, wie 
die gewöhnliche Metropole, sondern Mittelpunkt Achajas 
und in so fern Thessalonich als dem der Diözesen Mazedonien 
und Dazien nicht unähnlich. Es ist daher verständlich, daß 
Perigenes sich der Obergewalt des thessalonizensischen Bi- 
schofs zu entziehen und sich ihm nicht nur gleichzustellen, 
sondern an seine Stelle zu setzen versucht hat. Dem trat 
Sixtus dadurch entgegen, daß er sich für die volle Patriar- 
chalgewalt Thessalonichs auch über Korinth einsetzte. Er 
hat keinen Augenblick versucht, etwa nach dem Satze: „di- 
vide et impera“ die Interessen Korinths gegen die 'Thessa- 
lonichs- auszuspielen. Ein durch Übergriffe des Perigenes ent- 
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23. Brief „Si firmo incommutabilique“ des Leo an Ana- 
tolius!), auch außerhalb der Sammlung der Kirche von 
"Thessalonich überliefert.2) 

24. Brief „Omnium quidem litteras“ des Leo an Ana- 
stasius.?) 

25. Brief „Omnis admonitio salutaris“ des Leo an die 
Metropolitanbischöfe von Illyrien.®) 

26. Brief „Grato animo“ des Leo an sechs Metro- 
politanbischöfe in Achaja.?) 

27. Der Brief „Oredebamus post epistolas“ des Boni- 
fatius an Rufus unter der Überschrift eines Briefes Leo an 
Anastasius.®) 


Friedrich hat die Echtheit dieser Quellenbriefe ange- 
fochten.”) Ich habe sie hier in einer Reihenfolge ange- 
führt, die genau der des Cod. Vatic. latin. 5751 entspricht, 
dessen Photographie mir durch gütige Vermittlung des 
Herrn Professors D. Hans Lietzmann in Jena und des 
Herrm P. F. Ehrle 8. J. in Rom vorliegt. Der Aufgabe, 
die Echtheit der einzelnen Briefe zu prüfen, habe ich 
mich in der erwähnten, von Herrn Professor D. Lietzmann 
angeregten Arbeit unterzogen. Auch inbezug auf die Frage 
nach der Herkunft der Sammlung und der Glaubwürdigkeit: 
des Konzilsprotokolles von 531 sowie der Anordnung und dem 
Inhalt der Briefe muß auf sie verwiesen werden. Friedrich 
gegenüber ist L. Duchesne®) zuerst der Frage nachgegangen, 
wie lange die illyrische Kirche dem römischen Patriarchat 


1) Leonis opera, ], ep. 135 col. 1277. Vom 29. Mai 454 wie 
ep. 136. Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 62, S. 268, 

2) Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 62, S. 268. 

®) Leonis opera, I, ep. 6 col. 619. Vom 12. Januar 444; vgl. 
Liebenam, S. 45. Maaßen $ 281, Nr. 5, S. 257. 

*) Leonis opera, I, ep. 5 col. 617. Vom 12. Januar 444 wie 
ep. 6. Maaßen, S 281, Nr. 4, 8. 257, 

5), Leonis opera I, ep. 13 col. 677. Vom 6. Januar 446; vgl. 
Liebenam, S. 45. Maaßen, Geschichte $ 281, Nr. 9, 8. 258. 

6) Coustant, ep.5. Bonifatii col. 1021. Vom 19. Septemcer 419; 
vgl. Liebenam, S. 43. Maaßen, Geschichte $ 278, Nr. 4, 8. 251. 

n) Friedrich, 8. 771-887. 

8) Louis Duchesne, L’Ulyricum ecclesiastique, Byzant. Zeit- 
schrift I 1892 8. 531—550. 
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unterstellt war, dann war v. Nostiz-Rieneck 8. J.!) in.seinem 
Aufsatz über die päpstlichen Urkunden für Thessalonike den 
Zustimmungen Mommsens?) und Rauschens?) zu Friedrichs 
Ausführungen entgegengetreten. In den genannten Arbeiten 
bin ich fast allen einzelnen der von Friedrich vorgebrachten 
Behauptungen und Bedenken nachgegangen mit dem Ergeb- 
nis, daß an der Echtheit der in der Sammlung der Kirche 
von Thessalonich überlieferten Papstbriefe nicht gezweifelt 
werden darf. Im Rahmen des vorliegenden Aufsatzes kann 
bloß eine Hauptgrundlage der Friedrichschen Kritik berück- 
sichtigt werden: die Urkunden der Sammlung der Kirche 
von Thessolonich sollen nach ihm nur die Auffassung ge- 
statten, daß der Patriarchat des Bischofs von Thessalonich 
allein aus der Ernennung durch den römischen Bischof ent- 
sprungen sei.t) Unseres Erachtens aber zeichnen diese Ur- 
kunden selbst eine andere Entwicklung. Diese haben wir 
zu verfolgen und auf ihre historische Möglichkeit zu prüfen. 


I. 


Die Stellung des Bischofs von Thessalonich 
vor der Übertragung des Vikariates durch den 
Bischof von Rom. Vor der Übertragung des römischen 
Vikariates an den Bischof von Thessalonich bildete Illyrien 
wohl eine selbständige Kirchenprovinz. Denn nach Theo- 
doret°) forderte Kaiser Theodosius I. die abendländischen 
Bischöfe auf, den Flavian als Bischof von Antiochien anzu- 
erkennen, indem er ihnen das Beispiel der Diözesen Oriens, 
Asia, Pontus sowie des ganzen Illyriens vor Augen stellte. 
Hier wird vorausgesetzt, daß Illyrien unabhängig von den 
genannten Kirchen des Ostens wie des Westens seine Ent- 


)v. Nostiz-Rieneck S. 8, Ann.]. 

2) HarryBresslau in Jahresbericht der Geschichts-Wissenschaft 
XV 1892 IVS. 84, Theodor Mommsen, Neues Archiv der Ge. 
sellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde XVIIl 1893 S. 3571. 

®) Gerhard Rauschen, Jahrbücher der christlichen Kirche 
unter Kaiser Theodosius dem Großen... Freiburg i. Br. 1897. 8. 469 — 
475, besonders S, 478. 

*) Friedrich 8. 312, 8. 827 u. 6, 

’) Theodoretı Ecclesiasticae historiae lib. V, cap. 23. ed. 
J. P. Migne, Patrol. graec. LXXXIL, Parisiis 1864 col. 79. 
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scheidung traf, ferner wird es in eine Linie gestellt mit 
den Kirchenprovinzen, die eine Obermetropolitanverfas- 
sung besaßen. Sie hatten ihre Spitze in den Exarchen von 
Antiochia, Ephesus, Nikomedia und Heraklea, entsprechend 
der kirchlichen Anlehnung an die weltlich-politischen Ver- 
hältnisse. Die Entstehung der Exarchate von Antiochia, 
Ephesus, Nikomedien hat zur Voraussetzung die diokletia- 
nische Reichseinteilung in Diözesen. Die genannten Exar- 
chieen entsprachen im wesentlichen diesen weltlichen Ver- 
waltungsbezirken, verdanken aber ihr Aufkommen daneben 
auch der beherrschenden Zentralstellung der Hauptstädte 
dieser Bezirke innerhalb des Gebietes der Diözese. Denn 
im lateinischen Teil des römischen Reiches war die Diö- 
zesaneinteilung in der Weise, wie im Osten durchgeführt, 
trotzdem haben nur Rom im suburbikarischen Italien und 
vorübergehend Karthago in Afrika und vielleicht auch Mai- 
land in der Diözese Italien eine ähnliche kirchliche Stel- 
lung zu erringen vermocht wie die Exarchalhauptstädte im 
Osten. Der Primat des Bischofs von Karthago beruhte auf 
kemerlei Verleihung durch den Bischof von Rom, kam aber 
trotzdem in denselben Rechten wie der der östlichen Ex- 
archen zum Ausdruck!), Obwohl Afrika zum lateinischen 
Oceident zählte, hat es sich seine selbstständige Stellung als 
Kirchenprovinz unter dem Bischof von Karthago gewahrt, 
selbst im Streit mit dem Bischof von Rom (Kampf afrika- 
nischer Kleriker, nach Rom appellieren zu dürfen, im 
Anfang des fünften Jahrhunderts). Der Patriarchat des rö- 
mischen Bischofs im Westen beruhte demnach in Afrika 
mehr auf einer allgemeinen Autorität, als auf bestimmter 
rechtlicher Regelung. Über Illyrien haben wir für die Zeit 
unmittelbar vor Damasus keine aufschlußgebenden Nach- 
richten. Dieser Umstand darf nicht dazu verleiten, aus den 
Verhältnissen späterer Zeiten falsche Rückschlüsse auf die 
früheren zu ziehen. Bei einem Vergleich der Stellung der 
afrikanischen und illyrischen Kirche zu Rom ergibt sich, daß 
letztere durch Sprache und geographische Lage gegen Ende 
des vierten Jahrhunderts dem Einfluß des römischen Bischofs 
noch entrückter lag als Afrika. Doch nicht nur dies. Denn 


1) Hinschius | 8, 5ölf. 
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während Karthago und Rom derselben diokletianischen Prae- 
fectura angehörten, bildeten seit Mitte des vierten Jahrhunderts 
(um 346) mit Ausnahme kurzer Zeiträume unter Julian und 
Valentinian die beiden Diözesen Dacia und Macedonia eine 
eigene praefectura Illyrici!), die anders als etwa die praefec- 
tura Galliarum ein beherrschendes Zentrum in Thessalonich 
besaß, dem keine der übrigen dacischen oder mazedonischen 
Städte gleichkam. Da die Kirche von Thessalonich ihren 
Ursprung auf einen der Apostelfürsten zurückführen konnte, 
trafen für sie alle Voraussetzungen zu, Mittelpunkt einer 
Mazedonien und Dazien umfassenden Exarchie zu werden. 
Dagegen, daß Illyrien eine Exarchie bildete, spricht nicht » 
etwa der Kanon 2 des Konzils von Konstantinopel, der sich 
mit dem Versuche des Bischofs von Alexandria beschäftigt, 
in der praefecetura Orientis einen beherrschenden Patri- 
archat gewaltsam zu erringen. Kan. 2 legt nur die ge- 
fährdeten Vorrechte der Exarchen dieser praefectura gegen- 
einander fest. Er berührt nicht die praefeetura Ilyrici, 
weil diese außerhalb der vom Bischof von Alexandria ge- 
fährdeten Zone lag. Wenn, wie Hefele annimmt?), der 
Patriarchat des Bischofs von Rom sich schon vor Da- 
masus auf Illyrien erstreckt hätte, so ist damit noch 
nicht erwiesen, wie aus dem Beispiel Karthagos in Afrika 
erhellt, daß Illyrien keine selbstständige Kirchenprovinz bil- 
dete, oder daß ihr Haupt, der Bischof von Thessalonich, 
seinen Primat in ihr der Verleihung eines römischen Bischofs 
verdankte. Die Teilnahme des Ascholius von 'Thessalonich 
an der rein orientalischen Synode von 381 (Konstantinopel) ?) 
spricht aber trotz einer gegenteiligen Bemerkung des Am- 
brosius neben der erwähnten Aufforderung des Theodosius 
an Flavian dafür, daß Illyrien nicht zum kirchlichen Occi- 
dent rechnete.. Wir dürfen auch aus dem Auftreten des 
Bischofs Ascholius von Thessalonich unter Kaiser Theodosius 


ı) Mommsen im Hermes XXXV11901, S. 205£. 

?) Carl Joseph v. Hefele, Konziliengeschichte I? 8. 399 £. 

3) Socratis historia eccelesiastieca lib. V. cp. 8 ed, J.-P. Migne 
Patr. gr. LXVII, Parisiis 1864, col. 575ss. Gregorii Nazianzeni 
De vita, v. 1800, opera ed. J.-P. Migne. Patr. gr. XXXVII, Parisiis 
1857 col. 1155£.s. v. Hefele II®S.4& Ambrosii, ep. 13, 7, opera 
ed. J.-P. Migne Patr. lat. XVI, Parisiis 1845 col. 953. 
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schließen, daß der Stuhl von Thessalonich wenigstens seit 

der zweiten Hälfte des vierten Jahrhunderts höchstwahr- 

scheinlich zu den Exarchieen gehörte, denen Kanon 6 des 

Konzils von Nicaea (325) neben denen von Alexandrien und 

Rom‘ sowie dem von Antiochien hergebrachte Vorrechte 

über die Metropolen sichert.!) Die im Kanon 6 genannten 

„anderen“ Exarchieen, zu denen wir Thessalonich zählen, 

stellt der Wortlaut des Kanons inbezug auf Bewahrung ihrer 

Vorrechte nicht etwa auf eine Stufe mit denen von Alexandria 

und Rom, sondern vielmehr deutlich mit der von Antiochia.?) 

Da die damaligen Rechte des Bischofs von Thessalonich 

unbekannt sind, müssen wir uns an denen des Bischofs von 

Antiochia orientieren, um eine Vorstellung von der Gewalt 

des Bischofs von Thessalonich zu gewinnen. Der Bischof 

von Antiochia nun besaß die Befugnis: 

1. für alle Metropolitanprovinzen seines Bezirkes verbind- 
liche Bestimmungen hinsichtlich der Disziplin zu er- 
lassen, 

2. alle Metropoliten zu gemeinsamer Synode zu berufen 
und dabei über sie richterlich aufzutreten, 

3. bei der Weihe oder Ordination der Metropoliten mitzu- 

. wirken.) 

Eine ähnlich bestimmte Obermetropolitangewalt ist auch für die 

Bischöfe von Ephesus, Nikomedien, Heraklea *) und Thessa- 

lonich anzunehmen. Die Obermetropolitanrechte von Ephe- 

sus, Nikomedien und Heraklea haben nun aber in dem auf 

Nicaea folgenden Jahrhundert ein unglückliches Geschick 

gehabt durch das Aufkommen des Bischofs von Konstantinopel. 

Im siebenten Jahrzehnt des vierten Jahrhunderts begann dieser, 

durch Ordinationen nacheinander in die Diözesen Eiphesus 


t) Dazu Friedrich 8. 778—812. 

2?) KonradLübeck, Reichseinteilung und kirchliche Hierarchie 
des Orients bis zum Ausgang des vierten Jahrhunderts, Kirchenge- 
schichtl. Studien hısg. v. Knöpfler, Schrörs, Sdralek V 
Heft 4, Münster i. W. 1901, S. 110£., 128£., 136, 138ff. Hinschius], 
S. 538 ff., 8. 549, 8. 576#, 8.581f Rudolph Sohm, Kirchenrecht I, 
Leipzig 1892, S. 398, 405. 

3) Coustant, ep. 24 Innocentii „Et onus et honor....* col. 851 
BC. col. 852 A. 

», Lübeck 8. 142f. Hinschius I, 8.576. 
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und Pontus überzugreifen.") Durch die Kanones des Kon- 
zils von Konstantinopel (381) aus seinem bisherigen Ab- 
hängigkeitsverhältnis von Heraklea befreit und „als vollbe- 
rechtigter Obermetropolit an die Spitze der orientalischen 
Hierarchie gestellt“ entschied er sogar in dem dem Bischof 
von Antiochia unterstehenden Arabien und setzte einen Bi- 
schof von Ephesus ab. Die -Synode von Chalcedon hat 
demnach in ihrem neunten und achtundzwanzigsten Kanon in 
Bezug auf die Obergewalt des Bischofs von Konstantinopel 
nichts Neues geschaffen, sondern nur die Konsequenzen einer 
längst bestehenden Praxis gezogen. und ihr eine rechtliche 
Grundlage gegeben. Illyrien wird im Kanon 28 von Chal- 
cedon nicht genannt. Das ist umso auffälliger, als die Ver- 
suche Konstantinopels, die Rechte der Obermetropoliten in 
den benachbarten Exarchieen an sich zu bringen oder 
wenigstens als Oberinstanz über den Öbermetropoliten zu 
‚erscheinen, sich auch auf Illyrien erstreckten. Den Beweis 
liefert ein Edikt des Kaisers Theodosius IL, in dem er be- 
stimmt): „Wir befehlen, daß jede Neuerung abzustellen ist 
und die Tradition und die alten kirchlichen Kanones in allen 
Provinzen Illyriens innegehalten werden. Bei Aufkommen 
irgend eines Zweifels dart dieser nicht ohne Kenntnisnahme 
des Bischofs von Konstantinopel, der der Präragotive des 
alten Roms sich erfreut, einer bischöflichen Versammlung 
und einer heiligen Entscheidung vorbehalten bleiben.“ Dieses 
Edikt, das dem Patriarchen von Konstantinopel eine oberste 
Jurisdiktion in Illyrien zuspricht dadurch, daß es regel- 
mäßige Benachrichtigung des Bischofs von Konstantinopel in 
allen Rechtshändeln verlangt, wurde in den Codex Theo- 
dosianus sowohl wie in den Kaiser Justinians aufgenommen. 
Wie kommt es, daß dann die Kanones von ÖOhalcedon, die 
doch Asia, Pontus, Thrazien als der Obergewalt Konstanti- 
nopels unterstehend bestätigen, Illyrien nicht erwähnen? Auf 
die Beantwortung dieser Frage werden wir durch die Ent- 
stehungsgeschichte des Ediktes Theodosius II. geführt. Es 


1) Lübeck 8. 19, 8. 204£., 211. v. Hefele, II?, 8. 65, 77£. 

2) L. 45 Cod. Theod. XVI 2, ed. Theodorus Mommseını, 
Berolini 1905 Il p. 852. L. 6 Cod. Justinianil2. Coustant 
ep. 9 inter epistolas Bonifatii col. 1029. 
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erging im Jahre 422. Gerade durch datierte Papstbriefe 
der Samminng der Kirche von Thessalonich!) sind wir über 
die illyrischen Verhältnisse in den vorhergehenden Jahren 
orientiert. Aus ihnen sehen wir, daß der Bischof von Thessa- 
lonich im engen Zusammenhang mit Rom unter dem Rechts- 
titel eines römischen Vikariates seine alte Stellung in Ily- 
rien aufrecht zu erhalten suchte gegenüber dem Bischof von 
Konstantinopel und einzelnen illyrischen Bischöfen, die sich 
an diesen als Oberinstanz wandten. Von hier fällt Licht 
auf den Wortlaut des Ediktes, das jede Neuerung ver- 


bietet. . 
II. 


Die Vorgeschichte des römischen Vikariates 
von Thessalonich unter Damasus und Sirieius. 
Der oströmische Kaiser kann in seinem Edikt unter Neue- 
rung nur das rechtlich geregelte Eingreifen Roms in 
Illyrien verstanden haben. War dieses wirklich neu? 
Nach Hinschius hat Innocenz zuerst den Vikariat ein- 
gerichtet. Innocenz selbst aber spricht in einem der Samm- 
lung der Kirche von Thessalonich angehörigen Brief von 
Übertragung von Rechten seitens des römischen Bischofs 
an den von Thessalonich bereits durch seine Vorgänger. ?) 
Schon Damasus, dann Sirieius und Anastasius sollen nach 
ihm den Bischof von Thessalonich beauftragt haben, über 
alles „in jenen Ländern“ Vorkommende zu entscheiden. 
Wir haben diese Angabe des Innocenz zu prüfen. In der 
Sammlung der Kirche von Thessalonich sind zwei Schrei- 
ben des Damasus an den Bischof Ascholius von Thessa- 
lonich erhalten?), keines an Anysius. Weder in diesen 
beiden Briefen an Ascholius noch sonst irgendwo außerhalb 
der Sammlung der Kirche von Thessalonich findet sich ein 
Wort des Damasus, das auf eine Übertragung der Gewalt 


— 


1) Die Briete des Bonifatius, in unserer Aufzählung Nr. 7—11, 27. 
2) Qui (dem Anysius von Thessalonich) etiam anteriores tanti 
ac tales viri praedecessores mei episcopi, id est, sanctae memorliae 
Damasus, Siricius atque supra memoratus vir (d. ı. Anastasius, der 
unmittelbare Vorgänger des Innocenz auf dem römischen Stuhl) ita 
detulerunt, ub omnia, quae in illis partibus gererentur, sanetitati tuae, 
quae plena iustitiae est, traderent cognoscenda. Coustant col 740 A. 
*) In unserer Aufzählung N.1 u.2 (8. 8). 
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in Illyrien an Ascholius oder Anysius hindeutete. Das allein 
in Betracht kommende Schreiben, die ep. 8 Damasi „Decur- 
sis litteris* unserer Sammlung, ist lediglich eine Erwiderung 
auf einen Bericht des Ascholius und seiner makedonischen 
Bischöfe über die Vorgänge in Konstantinopel.) Damasus 
antwortete dem Ascholius mit diesem Briefe deshalb, weil 
er dessen wichtige Stellung als Bischof der damaligen kaiser- 
lichen Residenz und seinen Einfluß auf die Kirchenpolitik 
des Theodosius erkannte. Er konnte hoffen, hier durch in- 
direkte Beeinflussung des Kaisers die kirchenpolitischen Ver- 
hältnisse des Orients in die ihm genehmen Bahnen zu lenken. 
Die ep. 8 Damasi bietet mithin keinen Anhalt für die Ver- 
mutung von Rade?), daß Damasus hier den Versuch machte, 
Illyrien unter dem römischen Patriarchat zu halten. Der 
Anlaß dazu hatte nach Rade in einer Reichsteilung von 379 
gelegen, die das gefährdete Illyricum dem Theodosius zu- 
sprach und es damit zum ÖOstreich schlug. Zu dieser poli- 
tischen Veränderung hätte der römische Bischof Stellung 
nehmen müssen. Rade ließ sich durch die Berufung des 
Innocenz auf Damasus beeinflussen. Die Reichsteilung von 
379 ist aber unsicher?) und daher schwerlich der Anlaß zum 
Schreiben der makedonischen Bischöfe und des Ascholius 
an Damasus und dessen Antwort, der ep. 8, gewesen. Viel- 
mehr hat Innocenz mit den Worten „ut omnia, quae in illis 
partibus gererentur, sanctitati tuae, quae plena iustitiae est, 
traderent cognoscenda“ soweit sie auf Damasus Bezug nehmen, 
wohl einfach die Anerkennung des Ascholius als Obermetro- 


!) Es hatte gerade der Kyniker Maximus auf Betreiben des 
Bischofs von Alexandria den Stuhl von Konstantinopel usurpiert. Da- 
durch war, kurz vor dem großen Konzil von Konstantinopel (381), die 
orthodoxe abendländisch-alexandrinische Partei infolge der allgemeinen 
Entrüstung des Orients gegen die Usurpation in eine unangenehme 
Lage gebracht. Zu dieser Partei gehörten der Bischof von Alexandria 
auf der einen Seite und ihm in Bezug auf die Usurpation entgegen- 
gesetzt auf der anderen Damasus von Rom und Ascholius von Thessa- 
lonich, welcher letztere auf der bevorstehenden Synode in Konstanti- 
nopel die Interessen der römischen Gruppe der Partei vertreten sollte. 
Für diese Vertretung instruiert Damasus in der ep. 8 den Bischof von 
Thessalonich. 

?) Martin Rade, Damasus, Bischof von Rom, Freiburg 1882, 8. 57. 

®) Rauschen, 9. 470f. 
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polit von Illyrien und seiner wichtigen Stellung in der orien- 
talischen Kirchenpolitik des Kaisers schon seitens des Dama- 
sus bezeichnen und auf den Auftrag hinweisen wollen, den 
Damasus dem Bischof von Thessalonich als seinem Gesinnungs- 
genossen gab, den Wirren in Konstantinopel gegenüber im 
Sinne des römischen Bischofs tatkräftig handelnd aufzutreten. 
In der ep. i des Innocenz „Cum deus“ ist deshalb das Wort 
„eui“!) nicht allein auf die Persönlichkeit des Anysius, son- 
dern auf den jeweiligen Bischof von Thessalonich, auf Ascho- 
lius und Anysius zu beziehen. In der Nichterwähnung des 
Ascholius liegt ein Versehen des Innocenz oder seiner Kanz- 
lei vor. Diese Interpretation der Worte des Innocenz wird 
durch seine in der Sammlung der Kirche von Thessalonich der 
ep. 1 unmittelbar folgende ep. 13?) bestätigt, wo er aus- 
drücklich betont, daß auch dem Ascholius schon eine cura 
vom römischen Stuhle übertragen wäre. Wenn Innocenz 
aber in seinen genannten Schreiben (ep. 1 u. ep. 13) von 
einer Übertragung von Rechten spricht, so hat er die An- 
fänge einer späteren Entwicklung für voll genommen, denn 
erst der Nachfolger des Damasus auf dem römischen 
Bischofsstuhl, Sirieius, machte wie überall, so auch in Ily- 
rien das Ansehen des apostolischen Stuhles in besonderer 
Weise geltend, fußend auf der zwischen Damasus und Ascho- 
lius bestehenden Verbindung. Ein Ersuchen des Bischofs 
Anysius von Thessalonich und anderer illyrischer Bischöfe, 
über Bonosus von Sardica ein Urteil zu fällen, lehnte Siri- 
cius in ep. 9 „accepi litteras“ ®) allerdings zunächst ab. Als 
jedoch neue Störungen in Illyrien eintraten — so hatten 
drei Bischöfe auf einmal dieselbe Kirche beansprucht — 
griff Siricius dort wirklich ein. Aber nicht sich selbst, son- 
dern dem Haupt der illyrischen Kirche, dem Bischof Any- 
sius von Thessalonich, sprach er dabei ein neues Recht zu.®) 
Denn um ein solches handelt es sich, wenn er dem Anysius 


1) Coustant, col. 740 A. 2) Coustant, col. 815.5. 

») Coustant, col. 679ss, 

*) Dieses Zusprechen ist kein Zeichen für Abhängigkeit lllyriens 
von Rom (cf. ep. 24 Innocentü, Coustant col 851). Im Gegenteil setzt 
der Inhalt des zugesprochenen Rechtes bereits eine Exarchalstellung 
des Bischofs von Thessalonich — unabhängig vom Bischof ron Rom 
— voraus. 
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nicht nur schreibt, ohne seine, des Bischofs von Thessalonich, 
Zustimmung dürften keine Bischöfe in Ilyrien ordiniert 
werden („ut nulla licentia esset, sine eonsensu tuo in Illyrico 
episcopos ordinare praesumere“)!) sondern darüber hinaus ihn 
zum Ördinator aller Bischöfe Illyriens macht („ut vel ipse, 
si potes, vel quos iudicaveris episcopos idoneos cum litteris 
dirigas dato consensu, qui possit in eius locum, qui defunc- 
tus vel depositus fuerit, catholicum episcopum, et vita et 
moribus probatum secundum Nicaenae synodi statuta ... 
ordinare“). Es ist unrichtig, wenn Friedrich meint?), daß 
von Übertragung einer neuen Vollmacht hier keine Rede 
sei. Die Kanones von Nicaea gaben Thessalonich ein der- 
artiges Recht, nur in seinem Metropolitanbezirk Mazedonien, 
nicht aber in dem Bereich Larissas und der anderen Metro- 
‚polen Illyriens. Das Recht, auch die einfachen Bischöfe in 
allen Provinzen der unter ihm stehenden Metropoliten zu 
ordinieren, besaß im vierten Jahrhundert nur der Patriarch 
von Alexandria und vielleicht der Bischof von Rom, dessen 
Rechte mit denen Alexandrias durch can. 6 von Nicaea auf 
gleiche Stufe gestellt werden.?) Thessalonich ist zwar für 
die zweite Hälfte des vierten Jahrhunderts unter die „andern 
Exarchieen“ dieses Kanons zu rechnen, daraus kann aber 
noch kein Schluß gezogen werden auf Rechte Thessalonichs 
in Illyrien, die denen Alexandrias in Ägypten gleichen. Wie 
wir schon erwähnten, sind „die anderen Exarchieen“, deren 
Vorrechte durch Kanon 6 von Nicaea gewahrt werden, hier 
nicht mit Alexandria und Rom, sondern mit Antiochia in 
Parallele gesetzt, und „Antiochiens Rechte können unmög- 
lich darin denjenigen Alexandriens ähnlich gewesen sein, 
daß es ebenfalls alle Bischöfe eines über mehrere politische 
Provinzen sich erstreckenden und ihm .unterstellten kirch- 
lichen Gebietes ordinierte.“*) Das geht auch aus dem Brief 
Innocenz I. von Rom an Bischof Alexander von Antiochien 
hervor, in dem er diesem wohl seinem Wunsche gemäß 
neben der Ordination der Metropoliten, die er schon aus- 


1) ep.4, Coustant col. 642. 2) Friedrich S. 845. 

®) Hinschius 1 8. 549, 2. Lübeck, S. 110£f., 128f., 136ff. gegen- 
über v. Hefele I? 394f. 

*) Lübeck, 8. 1351. 


Anfänge des Vikariates von Thessalonich. ' 347 


übe, auch eine Mitwirkung bei der Wahl aller übrigen 
Bischöfe zuspricht in der Weise, .daß künftighin der Bischof 
von Antiochien eine Bischofswahl ohne seine Erlaubnis und 
Wissen nicht zulassen dürfe.!) Wir sehen also den bedeuten- 
den Patriarchat von Antiochien zu des Innocenz und Alexan- 
ders Zeit zwar im Besitze des Rechtes, die Metropoliten zu 
weihen, aber im Kampf um das Recht, bei der Ordination 
von deren Suffraganen durch seine Zustimmung entscheidend 
mitzuwirken. Es ist deshalb nicht glaublich, daß der Ober- 
metropolit von Thessalonich schon zu der Zeit des Sirieius 
“das Ordinationsrecht für die Suffragane sämtlicher Metropoliten ' 
besaß, an dessen Erringung der Obermetropolit von Antiochia 
noch zu des Innocenz Zeit nicht denken konnte, weil er da- 
mals erst der Hilfe des römischen Bischofs benötigte im 
Kampf um das Recht, diese Suffraganbischöfe nur wenigstens 
zu bestätigen. Siricius hat daher schwerlich dem Obermetro- 
politen von Thessalonich in dem Briefe der Sammlung der 
Kirche von Thessalonich, auf den Innocenz in seinen Episteln 
1 und 13 Bezug nahm, nur die Rechte bestätigt, die er 
schon an sich ausübte. Das Schreiben des S$iricius setzt 
ganz offenbar den Bestand einer Exarchalgewalt des Bischofs 
von -Thessalonich voraus?), will aber durch weitere Be- 
schränkung der Gewalt der Metropoliten und Ausdehnung 
der Weihegewalt Thessalonichs über alle illyrischen Bi- 
schöfe das kirchliche Illyrien noch straffer organisieren als 
bisher unter dem einen Bischof von Thessalonich. Eine 
solche Organisation hatte jedoch die den Metropoliten zuge- 
sicherten Rechte zu beachten. Ihnen stand nach Kanon 4 
von Nicaea die Bestätigung und Oberleitung der Weihe ihrer 
Suffraganbischöfe zu. Ein Vorbild für das Zusammenwirken 
von Obermetropolit und Metropolit in dieser Angelegenheit, 
hätte dem Siricius Ägypten geben können, wo der Kanon 6 
von Nicaea galt, der dem Bischof von Alexandria mit seinen 


1) itaque arbitramur, frater carissime, ut sicut metropolitanos 
auctoritate ordinas singulari, sic et ceteros non sine permissu consci- 
entiaque tua sinas episcopos procreari, Coustant col. 851 BC. 

2) Die Sammlung der Kirche von Thessalonich kennt mithin 
einen Primat Thessalonichs schon vor der Übertragung des Vikariates 
und unabhängig von Rom. 


348 " Fritz Streichhan, 


Vorrechten das Recht bestätigt, bei der Ordination von Suffra- 
sanbischöfen der anderen ägyptischen.Metropolen Libyen, Pen- 
tapolis und Thebais mitzuwirken, ohne daß diese Geltung von 
Kanon 6 doch die des Kanons 4 von Nicaea verletzt hätte, der 
den Metropoliten die Bestätigung der Wahl und Oberleitung 
der Ordination zuspricht, einen Obermetropoliten aber nicht 
erwähnt. Sirieius hat bei seiner Maßnahme in Illyrien eine 
Fortbildung der Rechte des Obermetropoliten von Thessa- 
lonich nach dem Muster derer des Bischofs von Alexandria 
im Auge gehabt, die sich auf die Kanones von Nicaea 
‘stützten. Die Mahnung des Siricius an Anysius von Thessa- 
lonich jedoch, bei der Ordination der Suffraganbischöfe ge- 
mäß den Statuten von Nicaea zu verfahren, nimmt wahr- 
scheinlich nicht auf das ägyptische Recht Bezug, sondern 
sie zielten wohl nur auf die Eigenschaften der zu ordinieren- 
den Bischöfe hin. Siricius hat aber die Notwendigkeit ein- 
gesehen, daß bei der Zusprechung des neuen Rechtes der 
Weihe sämtlicher Suffraganbischöfe Illyriens an ‘den Ober- 
metropoliten größere Rücksicht auf die besondere illyrische 
kirchenrechtliche Lage zu nehmen sei, als das ägyptische 
Kirchenrecht sie nahm. Der Bischof von Thessalonich saß 
bei weitem nicht so fest im Sattel seiner Obermetropoliten- 
stellung, weder nach innen, noch nach außen, wie der Bischof 
von Alexandria, gegen den in Ägypten selbst kaum ein 
aussichtsreicher Widerstand möglich war.!) Die illyrischen 
Metropeliten waren an das neue Vorrecht des Bischofs von 
Thessalonich nicht gewöhnt, das zudem von Rom kam, gegen 
welches sie willkommene Hilfe beim Bischof von Konstanti- 
nopel zu finden hoffen mochten. So hat Sirieius zwar, an die 
Obermetropolitanrechte, die der Bischof von Thessalonich 
aus eigenem Rechte besaß, anknüpfend, diesem das neue 
Recht verliehen, die Suffragane nicht nur Mazedoniens, son- 
dern sämtlicher Metropolen Illyriens zu weihen. Zugleich 
hat Siricius aber dem Bischof von Thessalonich die Möglich- 
keit gegeben, die bisherigen unbeschränkten Rechte der 
Metropoliten bei der Weihe ihrer Suffraganbischöfe zu schonen 
dadurch, daß er bestimmte: der Bischof von Thessalonich 
solle entweder selbst diejenigen, welche er als geeignet zum 


ı) Hinschius I 8. 549 unter 2 Ende. 
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Bischofsamt hielte, ordinieren oder einen anderen Bischof 
durch Briefe und ausdrückliche Zustimmung zur Vornahme 
einer Wahl und Ordination bevollmächtigen. Damit ist dem 
Bischof von Thessalonich der Weg offen gelassen, nötigenfalls 
einen Metropoliten vertretungsweise mit der Ordination zu 
betrauen, wenn er selbst nur vorher seinen Konsens zu die- 
ser Ordination gegeben hatte. Nichtsdestoweniger fand, wie 
wir später sehen werden, der Bischof von Thessalonich 
' Widerstand bei den Bischöfen, die häufig nicht seine Ent- 
scheidung, sondern die des'Bischofs von Konstantinopel an- 
gerufen haben. Denn seit 395 gehörte Illyrien sicher dauernd 
zum Ostreich!) und war damit aus der Einflußsphäre Roms 
in die Konstantinopels gekommen. Für den Stuhl von Kon- 
stantinopel konnte nichts gelegener sein, als sich auf Grund 
solcher Störungen der kirchlichen Ordnung bei der Neu- 
besetzung einer Kathedra, wie sie Siricius erwähnte (drei 
Bischöfe erheben denselben Anspruch), in die illyrischen 
Verhältnisse einzumischen. Es ist gut denkbar, daß Sirieius 
diese Gefahr im Auge hatte, als er an Anysius von Thessa- 
lonich schrieb. Er motivierte deshalb mit jenen Störungen 
den Grund seines Schreibens und den nicht unbedeutsamen 
Schritt, den er mit ihm tat. So ist auf Siricius anzuwenden, 
was Rade von Damasus sagt?), daß er die Aufgabe, die sich 
aus der Trennung Illyricums vom Westreich ergab, „zur Ehre 
der Stühle von Rom und Thessalonich zu lösen versucht 
habe.“ Nicht aber dadurch, daß er eine alte Unterordnung 
Thessalonichs unter Rom weiter aufrechtzuerhalten suchte, 
sondern so, daß er durch Zusprechung neuer Rechte dem 
unabhängigen Bischof von Thessalonich seine oberste Juris- 
diktionsgewalt in Illyrien, die er bereits vorher inne hatte, 
stärkte und damit zur Aufrechterhaltung der Selbständigkeit 
der illyrischen Kirche gegenüber dem Bischof von Kon- 
stantinopel beitrug. In so fern dürfte Innocenz von einem 
„tradere“ des Siricius an Anysius sprechen. Nach 395 mußte | 
vom Bischof von Rom aus etwas geschehen, man konnte 
dort an der politischen Trennung Ilyriens vom Westen 
nicht achtlos vorübergehen. Beachtung verdient der Schluß 
des Schreibens des Sirieius: Anysius von Thessalonich soll 


1) Rauschen, 8. 470—72. ?) Rade 8.59. 
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einen bewährten Kleriker „vel ecclesiae Romanae clericum 
de clero meritum ordinare“. Falls diese Worte wirklich 
so von Siricius geschrieben wurden, können wir auch in 
ihnen ein Mittel sehen, ein besonderes enges Verhältnis 
zwischen Rom und dem gefährdeten Illyrien zu schaffen. 
Von einem Vikariat hat Siricius mit keinem Worte ge- 
sprochen. Es ist schwer denkbar, daß ein Fälscher des 
‘sechsten Jahrhunderts, der die Sammlung der Kirche von 
Thessalonich erfunden hätte, um auf Grund von erdich- 
teten Urkunden einen alten Vikäriat Roms in Thessalonich 
zu beweisen, Briefe an die Spitze seiner Sammlung stellte, 
die nichts von einem solchen Vikariat erwähnen. Da sie eher 
im Gegensatz stehen zu den folgenden Schreiben seiner 
Sammlung, die sich auf Damasus und Sirieius als Begründer 
des Vikariates beriefen, müßte ein Fälscher bei Aufnahme der 
besprochenen Briefe des Damasus und Sirieius in dieSammlung 
der Kirche von Thessalonich mit einer Planlosigkeit zu Werke 
gegangen sein, die unmöglich angenommen werden kann. 


II. 


Die Errichtung des Vikariats durch Inno- 
cenz. Innocenz hat dem Damasus eine Übertragung von 
Rechten zugeschrieben, mit der erst Siricius begann. Inno- 
cenz sah ferner diese Rechtsverleihung des Siricius an Any- 
sius, die nur die Ordination der Suffraganbischöfe in Illyrien 
betraf, als nicht genügend an, um die Obermetropolitan- 
stellung des Bischofs von Thessalonich gegenüber dem Bischof 
von Konstantinopel sicherzustellen, andererseits aber doch 
für so wichtig und ausschlaggebend für deren Fortbestand, 
daß er alle Jurisdiktionsgewalt des Bischofs von \Ihessa- 
lonich nur durch diese Rechtsverleihung des römischen 
Bischofs gestützt sah. So kam es, daß Innocenz schon in 
seiner ep. 1 an Anysius gleich nach seiner Stuhlbesteigung 
sämtliche Exarchalrechte des Bischofs von Thessalonich 
als ebenfalls durch jenen römischen Bischof übertragene 
Rechte bezeichnete.!) Trotzdem muß der Bischof von Kon- 
stantinopel noch zur Zeit des Regierungsantritts Innocenz I. 


1) Oben 8. 343 Anm. 2. 
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und nachher das Recht in Anspruch genommen haben, in 
Illyrien bei zweifelhaften Fällen als oberste Appellations- 
Instanz zu gelten. Das zeigt das erwähnte Edikt des Kaisers 
Theodosius IL. vom Jahre 421.1) Es stützte sich auf die 
herrschende Auffassung über die Notwendigkeit der Anleh- 
nung der kirchlichen Verfassung an die staatliche. Die mit 
dem Erlaß des Edikts verbundene Gefährdung der gesamten 
Exarchalrechte des Bischofs von Thessalonich bedeutete zu- 
gleich die drohende Entfremdung der illyrischen Kirche von 
der römischen.‘ Deshalb aberas Innocenz, als im Jahre 412 
Rufus dem Anysius auf dem Stuhle von Thessalonich nach- 
folgte, diesem ausdrücklich und feierlich „wie Mose unter 
geordneten Richtern die Sorge für das Volk, wie die Apostel, 
als Fürsten des Evangeliums eingesetzt, ihren Schülern die 
übrigen Dinge und Notwendigkeiten, wie Paulus dem Titus 
die Ordnung in Kreta, dem Timotheus in Asien „Christo 
domino annuente ... nostra vice“ alle Sorge und Ent- 
scheidungsgewalt über die causae, „si quae exoriantur“, 
in Achäja, Thessalia, Epirus vetus, Epirus nova, 
Oreta, Dacia mediterranea, Dacia ripensis, Moe- 
sia, Dardania und der Praevalitana, d.h. eine Ober- 
sewalt über die Metropolen sämtlicher Provinzen der prae- 
fectura Illyrici.”) So übte der Bischof von Thessalonich 
seine Obermetropolitanrechte von jetzt an nicht nur auf 
Grund seiner eigenen Päatriarchalgewalt, sondern auch als 
ständig von Rom bestellter und dieses vertretender zustän- 
diger Richter aus. Rufus besaß damit ein sicheres Fundament 
gegen die die Grundlagen seiner bisherigen Stellung zer- 
sctzenden Einflüsse Konstantinopels. Innocenz ließ unter 
den dem Bischof von Thessalonich zu unterstellenden Pro- 
vinzen nur Macedonia und Macedonia salutaris unerwähnt, 
denn über den eigenen Metropolitanbezirk brauchte er ihm 
keine besonderen Obermetropolitanrechte zu bestätigen. Er 
gebrauchte nicht das Wort „Bestätigung“, sondern „Über- 
tragung“. In Bezug auf das Gebiet der nunmehr zum Ost- 
reich gehörenden praefectura Illyriei angewendet lag ihm 
die Idee von der Obergewalt des römischen Bischofs über 


1.45 Cod. Theod. XVI 2.1.6 Cod. Justin. I2. 
2) Coustant, col. 81. 
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die ganze Kirche zugrunde, die hier den weltlichen Ein- 
griffen des oströmischen Kaisers und des von ihm gestützten 
Bischofs von Konstantinopel in die gesamtkirchliche Ver- 
waltung entgegentritt. Thessalonich hatte’ die Wahl, seine 
Patriarchalstellung in Illyrien zu verlieren und zur Metropole 
herabzusinken oder sie sich durch die römische Bestätigung 
— „Übertragung“ zu sichern. Anysius und Rufus haben 
daher die römische Erweiterung des Begriffes Tradierung 
aus einer von Sirieius veranlaßten Vertiefung ihrer Patriarchal- 
gewalt zu einer Verleihung dieser selbst, wie sie Innocenz 
vollzog, ohne Widerspruch hingenommen und nicht die römi- 
schen Ansprüche, wie es anderwärts mitunter geschah, zu 
entkräften versucht. Es ist ihnen so gelungen, sich ihre 
bisherige Machtstellung zu erhalten, Rom aber, den Anschluß 
Illyriens an Konstantinopel zu verhindern. In dem Briefe 
„Lectissimo et“ (ep. 13) des Innocenz an den neu ernannten 
römischen Vikar Bischof Rufus von Thessalonich werden 
die Machtbefugnisse und Pflichten..des illyrischen Vikars aus- 
führlich behandelt: | 

1. Die illyrischen Metropolitanbischöfe sollen gehalten 
sein, in Rom keine Wünsche vorzutragen „sine arbitratu“ 
des Bischofs von Thessalonich, der als „inter ipsos primates 
(= Metropoliten) primus“ anzusehen sei. Dadurch wird 
dem Bischof von Thessalonich ein wesentliches Stück seiner 
Obermetropolitenstellung, nämlich seine Selbständigkeit, in 
diesem Fall gegenüber Rom, von diesem selbst garantiert. 
Innocenz will nicht etwa, wie der Bischof von Konstantinopel, 
den Bischof von Thessalonich unterdrücken. In dieser An- 
erkennung kommt zum Ausdruck, daß der Bischof von Thessa- 
lonich schon vor dem Eingreifen des Bischofs von Rom in 

Ulyrien Patriarchatsrechte besaß. 

2. „Ita enim aut per tuam experientiam, quidquid illud 
est, Anletor aut tuo consilio ad nos usque perveniendum 
esse hdmi Hier beansprucht Innocenz gegenüber 
Konstantinopel für Rom das Recht, in Illyrien die oberste 
Instanz in Appellationssachen zu sein, überläßt aber dem 
Bischof von Thessalonich die Entscheidung darüber, ob nach 
Rom appelliert werden soll. Auch hier die Erhaltung des 
bisherigen Standes, der oberste Richter in Illyrien bleibt 


Miszellen. 


[Zu den koptischen Kinderoblationen.] In meinem Aufsatze ‚„Kinder- 
schenkungen an koptische Klöster“ in dieser Zeitschr. XLIl. Bd. S. 175f£. 
hatte ich die Frage, ob im koptischen Mönchtume neben der in den Dj£e- 
meurkunden begegnenden Widmung der Kinder zur Klosterknechtschaft 
auch Widmungen für den Mönchsstand, also oblatio puerorum im Sinne 
der Benediktinerregel, vorkommen, ofiengelassen. Wenn auch vieles für 
die Bejahung sprach, vermochte ich dennoch keinen unmittelbaren Beleg 
anzuführen. 8.198 206. Nun-verdanke ich der Liebenswürdigkeit 
des besten Kenners der koptischen Literatur, Walter Crum, den Hin- 
weis auf zwei Wundererzählungen aus dem Leben koptischer Heiligen, 
die mir entgangen waren; sie liefern jetzt den bisher fehlenden vollen 
Beweis. 

In den Bruchstücken der Lebensbeschreibung des Apa Mathias, 
eines Klosterabtes aus der Thebais, welche der Herausgeber Ame&lineau 
in das 6. Jahrhundert versetzt!), wird uns folgendes berichtet: Eine 
kinderlose Frau fleht zu Apa Mathias um seine Fürbitte bei Gott, daß 
sie ein Kind bekomme, und gelobt, das Kind dem Klosterabte zu schenken, 
und zwar, wenn es ein Knabe sei, damit er Mönch (uövaxos) werde bis 
zum Tage seines Todes; wenn sie aber ein Mädchen gebäre, so widme 
sie es dem Kloster der Jungfrauen (ndgdevos) als Nonne (kovayn). 
Was immer ihr der Herr schenken werde, soll dem Herrn ein Gelübde 
(eröt) sein alle Tage seines Lebens. Apa Mathias verweist die Frau auf 
das Wunder, das Gott an Anna, der Mutter Samuels, gewirkt hat und 
betet zu Gott um Erhörung ihres Anliegens. Die Frau gebiert einen 
Knaben. Als er der Muttermilch entwöhnt war und schon mit seinen 
Kameraden spielte?), erachtet die Mutter den Zeitpunkt des Schenkungs- 
vollzuges für gekommen. Der Vater beschließt aber, das Kind nicht dem 
Abte zu bringen, sondern läßt den Knaben von sarazenischen Sklaven- 
händlern abschätzen und bietet dann diesen Schätzwert (10 Goldstücke) 
um 2 Goldstücke vermehrt dem Apa Mathias als Lösegeld an. Dieser 
weigert sich, die Summe anzunehmen, das Kind aber stirbt nach drei Tagen. 

Die zweite Geschichte stammt aus den Lobreden auf den hl. 
Viktor?) und berichtet, wie ein Kind durch einen herabfallenden Stein 


1) M&moires de la mission archöol. frangaise au Caire IV S. 719£.; die 
Geschichte kommt auch im Synaxar der koptischen Kirche vor. Patr. Or. 
III S. 399£. 

2) Das Synaxar sagt, der Knabe sei 3 Jahre alt gewesen. 
8) Herausgegeben von Oskar v. Lemm, Ä. Z, XLVII S. Sit. 
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getötet wurde, weil die Eltern ihr Gelübde, den Knaben dem zonos 
des hl. Viktor zu übergeben, nicht erfüllt hatten. Der Vater trägt so- 
dann den Leichnam in die Klosterkirche, und nach Salbung mit dem 
Öl der hl. Lampe und Anrufung des hl. Viktor wird das Kind wieder 
zum Leben erweckt.!) Die Eltern erfüllen nunmehr ihr Gelübde, indem 
sie das Kind dem Kloster übergeben und selbst darin bleiben „bis zum 
Tage ihres Todes“. Das Kind aber ward ein auserwählter Ask et (ndodevog) 
und wurde hernach der ra&ıs des Priestertumes (mgsoßöregos) teil- 
haftig.?) 

Die religiösen Gedankengänge und zum Teil auch die formelhaften 
Wendungen entsprechen dem, was sich aus den Djemeurkunden entneh- 
men ließ. Da die Wundererzählungen wohl älter sind als die Papyri, 
werden wir in ihnen die Vorbilder für die Abfassung des theologischen 
Teiles der Schenkungsurkunden erblicken dürfen.?) Die Legenden haben 
aber wohl in erster Linie den Zweck verfolgt, die Gläubigen auf die Ver: 
dienstlichkeit der Kinderoblation hinzuweisen und die Folgen der Nicht- 
einhaltung des Gelübdes nachdrücklichst vorzuführen. Diesem Ziel 
ist es wohl zuzuschreiben, daß die Lage der verschenkten Kinder im 
besten Lichte geschildert wird. In beiden Fällen werden die Kinder 
zwar im zarten Alter dem Kloster geschenkt, aber von Anfang an für 
den Mönchsstand bestimmt, so wie es dem abendländischen Kirchen- 
rechte entspricht. Und doch klingt schon in der Legende vom Apa Ma- 
thias der Ton an, der in Dj&me später so ausschlaggebend wird — daß 
Kinder ein Wertgegenstand seien, den man in Geld abschätzen und 
verkaufen könne®), und daß die Kinderschenkung für das Kloster einen 
Vermögensvorteil bedeute.°) 

Graz. A. Steinwenter. 


1) Gewisse Wendungen in den Gebeten erinnern fast an islamische For- 
meln. So z. B.: Du bist groß, hl. Viktor, es ist kein anderer im Himmel und 
auf Erden außer dir! Einer ist der Gott des hl. Viktor! 

2) Hier wird man wieder erinnert an die Terminologie der ptolemäischen 
und römischen Kultusverwaltung in Ägypten, welche rd&ıg als technischen 
Ausdruck für Priesterstelle verwendet. Vgl. Otto, Priester und Tempel I 
8. 234, 241. ILS, 328. Preisigke, Fachwörter u. rd£ıc. 

3) Vgl. insbesondere das Wiederkehren der Samuelerzählung in den 
Schenkungsurkunden S. 2001. 

*) Der Sklave wird in der ersten Legende ebenso gawon genannt wie 
die Klosterknechte in Dj&me. Allerdings wird der in den Papyri damit ab- 
wechselnde Ausdruck hinhal in der zweiten Erzählung für die Lage des zu 
schenkenden Kindes gebraucht, von dem wir später erfahren, daß es Mönck 
geworden ist; doch kann hier dem Worte schon aus dem Grunde keine streng 
technische Bedeutung beigelegt werden, weil an der Stelle nicht nur vom 
Kinde, sondern auch von dessen Eltern gesagt wird, sie wollen hmhal seın bıs 
zum Tage ihres Todes. Einen Grund für ein Abgehen von meiner Deutung 
der Djemeurkunden kann ich hierin unmöglich erblicken. 

°) Wie mir Crum noch mitteilt, finden sich Beispiele von Kinderver- 
schenkungen bei Thomas von Marga. Da mir aber eine Übersetzung des 
syrischen Originals nicht erreichbar ist, kann ich darüber keine Aulschlüsse 
geben. 


—_o oO 
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[Zur Herstellung der Canones Theodori Cantuariensis.] 
1. Wieso Theodor ein Poenitential, 9. Die angehängten „Gregorii I. Re- 


das er nie geschrieben hat, bei- sponsa ad Augustinum Cantus- 
gelegt wurde. riensem,‘“ 

la. Vom Stamme der „Theodori cano- 10. Klassifizierung der Handschriften 
nes“ bestehen 5 Äste DGUSQ, von U. 

2. aus denen der Stamm inhaltlich 11. Stammbaum des Theodor-Mate- 
herstellbar ist. rials, 


3. Ufmbrensis] liber I und II bil- 12. Benutzer im 8.—11. Jahrh. 

den Ein Werk, vielleicht in 13. Us Leben. 

zwei Ausgaben. 14. Entstehung der Canones Theo- 
4. Neben D- und G-Texten lag U dori und des U-Werks. 

ein Tt (Theodori tertium exem- 15. Theodorisches allein in U; Us 


plar) vor; Verhältnis der Äste Eigen, 
DGU. 16. Us literarisches Verdienst. 
5. Was ist Theodorisch in D oder 17. Kriterien für Authentie der Ge- 
G außer mit U Gemeinsamem? danken Theodors. Unechte Ca 
6. Was ist G, was D eigen? nones, 
7. Handschriften von G und D. 18. Plan künftiger Ausgabe. 
8. Die Äste Q und S. 


1.!) Wenige Jahre nach dem Tode Erzbischof Theodors von Canter- 
bury, 690, schrieb ihm die literarische Welt?) ein kirchenrechtliches 
Werk, hauptsächlich über die Pönitenz, zu. Dieser Irrtum hat länger 
als ein Jahrtausend bestanden. Er ruht auf zwei Wirklichkeiten. Erstens 
gehen ein paar hundert Canones auf Theodors Sinn zurück und meinen 
ihn, wo sie in erster Person reden oder sich auf einen ungenannten Ge- 
währsmann berufen. Zweitens überliefern mindestens drei zeitgenössische 
Sammler, voneinander wenigstens teilweise unabhängig, einen durch 
viele, ja die meisten Sätze inhaltlich, oft aber auch wörtlich _gleichlauten- 
den kanonistischen Text. Sie maßen sich freilich nicht Theodors Maske 
an, sondern führen diesen als Gewährsmann an. Aber drei, DSU?®), be- 
zeichnen ihren Inhalt (ausgenommen Zwischenbemerkungen) als ledig- 
lich Theodors gedankliches Eigentum, und G®), obwohl irreführend 


1) Neuere Literatur entgeht mir aus äußeren Gründen, u. a. Watkins, 
Hist. of penance — 1215 (1920). 

2) S.u. $12. Aus Paulus Diakonus über Theodor stammt der Einschub 
in Liber Pontific. Rom. (ed. Mon. Germ., Gesta pontif. 1188), den Mommsen 
irrig aus Beda ableitet. Frühere betrachteten Paul als Benutzer, statt als 
Quelle des Liber pontif. — Anton. Augustin (Opera [1767] III 229. 
252) fand Theodor zitiert in anglolateinischen und fränkischen Pöni- 
tentialien (so auch Hildenbrand, Untersuch. German. Pönitent. 61), 
gesteht aber, ihn nunguam legisse. — Im Canterbury unterbrach die Kirchen- 
reform des 10., noch mehr des ll. Jahrhunderts die angelsächs. Über- 
lieferung so sehr, daß Tho. de Elmham (Hist. S. August. Cantuar. p. 285) über 
Theodors Pönitential nur wiederholt das Lob bei Sigebert Gembl. (Mon. Germ., 
SS. VI 326). In dieser Abtei ward Theodor als Confessor verehrt (Kalender 
bei James, Descript. catal. of mss. of Corpus Chr. Cambr. II 53 und Deser. 
cat. of St. John’s Cambr. 305). — Regino (ed. Wasserschleben I 26) fordert, 
der Priester habeat Peenitentialem Romanum vel a Theodoro ep. aut a ven. Beda 
editum. 

3) Der Name Theodor steht in Hss.-Klasse s (s. u. $ 10), also spätestens 
zweiter Ausgabe, vor 720 vorangesetzt. Im Epilog auch der anderen Klasse 
heißt Theodor consilians (geistiger Inhaltgeber) der Vorgänger. 

4) nos G 10 = UII 6, 8 meint Theodor (gegen Stubbs [s.f. S. Anm. 4] 210). 
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Canones G'regorii!) überschrieben, setzt voraus, der Leser kenne den 
Erzbischof als einzigen Kanonisten des Namens, indem er seinen Ge- 
währsmann T'heodorus ohne weiteres nennt. ?) 

la. Die von Dachery veröffentlichten Capitula T'heodori heißen 
fortan D?°), jene “Gregor” überschriebenen G, die vom Umbrensium 
discipulus gesammelten U), die im zweiten Teile der Sangallensis col- 
lectio iripartita stehenden 38 Theodor-Sätze 8°); und die Cottonianus- 
Stücke, die Thorpe bringt, nennt er Q. — Wasserschlebens an Um- 
fang kleines Meisterwerk ward von Stubbs°) bewundert, von Schmitz 
aber zumeist verschlechtert, durchgehends verwirrt und nur nebensäch- 
lich vermehrt. Dieser druckt Us Liber II aus dem Korrektor um 875 
der Hs. H?) und fügt die Lesung des ursprünglichen Schreibers um 800 
[eckig] eingeklammert hinzu.?) 

Mancher Kanon Theodors wurde von Kompilatoren des Mittel- 
alters unter falschem Namen zitiert?), mancher andere, und schon früh 
ein ganzer Abschnitt über Umwandlung!P) der Pönitenz in Geldabkauf 
ihm irrig untergeschoben. — Das lange Werk, das Thorpe als Theodor: 
Poemitentialis druckte, wurde durch Hildenbrand und Was. als frän- 
kische Kompiation um 900 erkannt und heißt in der Wissenschaft 
seitdem Pseudo-Theodor. !!) 

2. Von Canones Theodori — Zeitgenossen hätten sie tudıcia ge- 
nannt — läßt sich zwar eine Sammlung herstellen, die 0T!?) heißen möge. 
Dagegen verschwinde das Gespenst Poenitentiale T’heodori aus der Lite- 
xaturgeschichte! Denn ein Buch geordneter Form hat ’Theodor nicht 
hinterlassen. Hier die Beweisgründe??): Schon ein Menschenalter nach 


1) Ed. Wasserschleben, Bußordn. abendländ. Kirche (1851) 61. Dies 
Buch zitiere ich als Was., benenne Kapitel, Paragraphen und Hss. nach ihm. 

2) G13=D26=-UIl12,4 „, 

3) Ed. Was. 145. *, Ed. Was. 182. 

5) Ed. Schmitz, Bußbücher (1898) II 182. Zu unterscheiden von Hs. 
S II, p. 355, einem anderen Stücke desselben Kodex Sanktgallen 150 um 
850. — 8.u.8 8. 

6%, Haddan and Stubbs, Councils and eceles. docum. III (1871) 173; 
s.u.$ 10 

7) Vgl. u. $ 10; Hinschius in Zeitschr. f. Kirchengesch. VI (1884), der 
seinen Vorgänger P. Ewald nicht genügend anerkennt, dann von Schmitz 
II 558 unverantwortlich vernachlässigt wird. 

8) Er gibt keine Konkordanz der Hss.-Siglen mit Was. Sie folgt hier: 
Was. a=Schmitz in UI Text, in U IL in ()-Was.b=Sch. in Ulin[], 
in UIIx—Was. c—= Sch. inUla, in UIL A— Was. d= Sch. ß zwar S. 507 als 
u zu UII bezeichnet, aber U II gar nicht enthaltend— Was. e= Sch. ö—/f =£/ 
g=n—-h=e-i=in U IIa—k = jota— 1 = 0— a. benutzt außer- 
dem: Wilndberg 88 zu München, die er y nennt], H, SII; s. o. Anm. 5. 
Er kollationiert fleißig,aber unkritisch Varianten auswählend; oft bringt er 


sie doch stillschweigend nur aus Was. — Stubbs druckt C, die Vorlage 
von c; Varianten bringt er nur aus Was. 
®) Was. 69. 89. 429, c. 6f. 10) Was. 28; su. $ 17. 


11) Ed. Was. 566; s. S. 3897 Anm. 2; u. $ 12. 18. 

12) Das Zeichen ° vor der Sigle bedeutet: der Text ist verloren, aber von 
der Kritik notwendig vorauszusetzen. 

13) Teilweise schon bei Was. 15. 21. 24f. 
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dem Tode wird Theodor von keinem Geringeren als Beda bewundernd 
geschildert als Neuordner der englischen Kirche und Lehrer. Beda schreibt 
in seinem!) Poenitentiale Inhalt und Wortlaut von T aus. Und dennoch 
schweigt Beda von einem Schriftwerke oder gar Beichtbuche Theodors. ?) 
Zweitens?) gibt U als benutzte Vorlage an nicht etwa Theodors einheit- 
liches Werk, sondern diversa confusaque digestio regularum?) apud diversos, 
also eine Reihe von Canones ohne Harmonie und Ordnung aus Hand- 
schriften verschiedener Eigentümer.) Drittens würde ein echtes kano- 
nistisches Werk Theodors durch innere Vorzüge einen Verfasser®) ver- 
raten, der an Roms Kurie als Autorität in Dogmenfragen und philosophus 
zum Konzil 680 besonders erwartet und dort noch 748”) als ‘zu Athen 
geschulter Philosoph’ und von Aldhelm®) als “in der Blüte philosophischer 
Technik seit den Lehrjahren erwachsen’ gerühmt wurde, der auch sonst 
in Britannien als Kenner und Lehrer griechischer und lateinischer Sprache 
galt?), der als gewiegter Staatsmann Britanniens Hierarchie systematisch 
neu begründete, der Synodalakten und einen Brief in grammatischem 
Latein hinterließ. Hätte je eines solchen Mannes kanonistische Samm- 
lung als fertiges Buch vorgelegen, so wären die dürftigen Notizensamm- 
lungen DGSQ verschwunden als unvollkommene, schwache, formell 
verderbte, des Namens Theodors unwürdige Bruchstücke. ‚Unter Theo- 
dors Augen“ also kann zwar manche Reihe seiner Einzelaussprüche 
geformt sein, aber nicht ein dem U mit grammatischen Fehlern und 
insularem Lautausdruck, ohne systematische Ordnung, geschweige DGS@Q 
auch nur ähnliches Ganzes. — Viertens wäre wohl von einem längeren 
Werke Theodors das dafür anzunehmende Vor- oder Nachwort in irgend- 
einer Spur bei der Nachwelt aufgetaucht, während Us Praefatio und 
Epiog nur dessen mangelhafte Redeweise bieten. 

3. U galt allen Kritikern als einheitliches, den Inhalt von °T am 
vollkommensten vertretendes Werk, bis Schmitz!) sich auf den Abweg 


1) S. jedoch u. $ 12. 

2) Die Biographen bei Hardy, Descript. catal. of mater. rel. to Gr. 
Britain I 362f., scheinen nichts von seinem Pönitential zu sagen; das aber be- 
weist nichts: sie leben nach 1100. 

2) Teilweise stehen diese Gründe schon bei Was. 15. 21. 24f, 

*) So heißen auch päpstliche Dekretalen in frühester Kanonistik; 
Maassen, Gesch. Quell. canon. R., 229. 

>)8u 814 

6) Beste Biographie von Stubbs, Diction. Christ. biogr. IV 32; wenig 
Neues bei Hunt, Diction. national biogr. 56 (1898) 122. 

?) Zacharias an Bonifaz ed. Dümmler, Mon. Germ., Epist. IIL, Merow. 
I (1892) 357. Vgl. u. 8 17. 

8) Ed. Giles 94. 

°) Kein Argument hierfür ist es, daß Theodors Nachfolger unter Elisa- 
beth, Parker, ihm Chrodegangs Regel und den Besitz von Klassikern und 
arabischer [!] Theologie zuschrieb (laut James, Catal. of Corpus Cambr. I 
356. 462. II 165. 267£. 422): Parker wollte nämlich den Wert der eigenen Bi- 
bliothek aufbauschen. 

10) 11 510. Sein I. Band fand Verurteilung; vgl. Geffcken, Gesch. Ehe- 
scheidg. (1894) 62. Schmitz beruft sich auf Kunstmann für den innerlichen 
Unterschied von UI und II; diesen übertreibt auch Hildenbrand. Schmitz 
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verirrte, nur den Liber I dem discipulus_Umbrensium zuzuschreiben, 
dagegen davon abgerissen den Liber II als “Theodorisches Rechtsbuch, 
zu drucken. Dem widerspricht zunächst der handschriftliche Befund. 
Zwar enthält Hs. d!) Buch II nicht, aber wohl dessen Rubrikenliste und 
die den Liber Il erwähnende Praefatio; und der Sammlung S, die nur, 
mit Sätzen aus Buch I stimmt (weil sie lediglich Pönitenz behandeln 
will), folgt in. derselben Hs., als S IL, das II. Buch ganz. Ebenso beruht 
: es auf Schreiberwilikür, daß allein Buch II vorkommt in Klasse w. 
Deren allein vollständige Hs. Wi?) beginnt nämlich Incipit hiber II.; 
Hs. k benutzt die Inscriptio zu I°?), und der Rest überschreibt sich Ineiprt 
de*) Poenitentiale Theodori, was nur auf des ersten Buches Inhalt paßt, 
und bringt aus I das Kapitel 13; endlich bieten Hss. f g daneben ein 
anderes Stück ersten Buches.) Beide Bücher stehen vereint in den 
ältesten Hss. a b C und werden so vor 720 benutzt®), ohne daß sie oder 
irgendwo Kodex-Überschriften von einer Zweiheit der Autoren eine 
Spur verrieten. — Zweitens entfloß die Praefatio, auf die Text und Epilog 
zurückverweisen, derselben Feder wie der Epilog, laut des merkwürdigen 
Stiles.’) Jene erwähnt der regularum, dieser has utrasque regulas: also 
zwei Teile. Der Epilog weist durch ui dieimus auf die Praefatio über 
die Entstehung des Werkes. — Drittens gleichen sich in beiden Büchern 
Anordnung mit Kapitelteilung und Verhältnis zum Stamme T. — Viertens 
verraten beide Bücher, wie T, aber beispiellos in sonstiger Kanonistik, 
die Beziehung sowohl zur Keltenkirche, die erst unter Theodor der anglo- 
römischen unterlag, als auch zum Griechenrecht, unter dem er erwachsen 
war, stets in Gegenüberstellung des Römerbrauches. 

Die Identität des Verfassers U widerlegt sich nicht durch innere 
Widersprüche®) zwischen I und II, da solche in Einem Kapitel, ja Satze 
auch begegnen, noch durch die Gliederung in zwei Bücher mit der Ab- 
sicht stoffllicher Scheidung. Dieser Buchteilung ging sogar wahrschein- 
lich eine Urgestalt des Werkes voran, von der Rudimente bestehen 


folgen über Theodor ZimmermanninWetzeru.Welte, Kirchenlex. IX (1898) 
1513; Hurter, Nomenclator litter. theol. cathol. (1903) 622; Böhlmeyer 
in Buchberger, Kirchl. Handlex. IL (1912) 2345. 


1) Was. 182 (der aber 2013. 202! statt d vielmehr e meint); Schepß, 
Älteste Evangel. Würzb. 33; Hildenbrand 48. 

2)S 8. "388. Anm. 8, u. $10. — Auch die Irische Kanonensammlung 
(ed. Was. p. XII) liegt in einigen Hss. nur zur Hälfte vor. 

3) Vor UL 12, 

*) Der wohl französische Schreiber meint vielleicht Gen. partit.: „Teil 
aus“. 

5) 11,1 zu II8, 2. 98. u.$12. 

?) Schwulst, Barbarismus, Armut an Worten, Anrede an karissimt, di- 
lectio vestra, Bescheidenheilsphrase beweisen die Identität nicht. Aber Ver- 
fasser nennt seine Gabe modulum nosirum, sein. opus necessarium, erbittet dort: 
vestrae intercessionis merito me apud Christum defendatis, hier Hilfe im Kampfe 
Christi meribis vestris, fürchtet für die Reinheit Theodorschen Textes dort 
kbrariorum negligentia, hier vitium scriptorum, schildert in beiden die Ent- 
stehung von T aus „Frequentieren‘ des Erzbischofs durch Fragesteller. 

8) 8. u. $ 14. 
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erstens darin, daß Inscriptio und Praefatio nur ein Beichtbuch, keine 
Sammlung allgemeiner Oanones verheißen, zweitens in dem feierlichen, 
einem beabsichtigten Ende ähnelnden Abschluß des ersten Buches, 
drittens in Textvarianten }), die sich am leichtesten aus der Verschieden- 
heit mehrerer Ausgaben durch den Verfasser, wie er sie im Epilog auch 
künftig plante°), erklären, namentlich aber in der Durchzählung der 
Kapitel in Hs. b bis Ende von Buch II und in Hs. a sogar darüber hinaus, 
einschließlich der Responsa.?) Hs. a in der Praefatio setzt zwar schon die 
Zweiteilung der Bücher voraus: Codices des Mittelalters bieten aber 
oft zwei verschiedene Arbeitsstadien (= Ausgabeformen) gleichzeitig. 
[Das Fehlen der Praefatio in b ergibt keinen Grund für jene Urgestalt; 
denn sie steht teilweise in bs Schwesterhs. d und hinterließ auch in b 
eine Zeile.*)] 

4. Mehrere Codices zu benutzen gesteht U in Praefatiod) Und 
zwar muß neben Vorlagen, die den Ästen DG ähnelten, ihm ein “Theo- 
dori tertium exemplar’, das °Tt heiße, vorliegen. Nämlich hinter dem 
DGU gemeinsamen Satze Confessio Deo soli, si necesse sagt U allein: 
in quibusdam codicibus non est®) [das Wort] “necessarium’. Also brauchte 
U nach seinem Haupttexte noch mindestens zwei andere Hss. — U liest 
mehrfach besser als G.”) Er nennt zu dem mit G gemeinsamen Stoffe 
Quellen und gibt dorther bisweilen volleren Wortlaut.®) Er bietet ge- 
meinsam mit D manche wichtige Bemerkung und ganze Canones, die 
G fehlen?), besonders auch durch G übersprungene, zum Sinn notwendige 
Wörter!‘) und den national-besonderen Ausdruck.!) U hält die von G 
unter Eine Buße gestellten Unzuchtsfälle sinngemäß gesondert.!?) Auch 


.._— —e - 


1) Sieben Tage Buße verordnen dem nicht nüchternen Abendmahls- 
nehmer DGSU, also aus T. Hierzu setzt U: in iudicio episcopi, und Klasse s, 
gegen (die offenbar frühere Textform) b fährt fort: in quibusdam non additur „in 
vudicio episcopi“. [Ich korrigiere Was. 1966 a in b nach Schmitz II 553.] 
Ähnlich $ 4. — Vgl. u. $ 10. 

2) 8.u.$ 10. 13. 

®) Die Zählung in a und b variiert nur um 1, der Text der Rubriken 
aber sehr stark und hat nur Ein Wort, das nicht dem Kapitel-Inhalte ent- 
stammt, crapula gemein: Klasse r und Rlasse s (s. u. $ 10) wurden also zu ver: 
schiedenen Zeiten mit Kapitelüberschriften versehen. Die Rubrizierung in r, 
kürzer und unvollkommener. am zufällig ersten Worte des Kapitels haftend, 
für verschiedene Kapitel dieselbe Überschrift wählend, kannte offenbar 
nicht s, scheint also früher. Die in s rührt nicht von dem Durchzähler, der 
sonst auch zu den Responsa Überschriften erfunden hätte. Daß die Rubren 
in d zu b stimmen, zeigt Schmitz zu 12.9. 

a) f. 2: discipulus Unbrarum universis Anglorum catholicis; Savigny Zs. 
Rechtsg. Kanon. 1921 S. 297, 

5) Ferner s. o. Anm. ll. 6) Vgl. ebd. 

7) Gegen Schmitz II 206. Er hält II 522 U II für Gs Quelle und II 136 
GD ausgezogen aus U! 

8) Basilius, Nicenum, Innocentius IL 7,3. L5, 14; inter audientes (aus 
Nie. 12) IL 4, 3. 

°») 13,2. 14, 3. II 1, 2. 3, 14. 12, 3. 

10) 16, 4. IL 13, 6£., kleinere Auslassungen: II 2, 3. 3, 3. 3, 6. 

U) Scottorum vel.Britonum episcopis DU IL 9, 1, wo hereticis verwässert G. 

12) 114, 211. 


% 
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formell bewahrt U nos, wo GD Theodorus lesen.!) — Andererseits war 
U nicht Vorlage für GDS. Logisch ordnend konzentriert er nämlich 
die Pönitenz aufs erste Buch. Undenkbar ?), daß sein geschlossenes, durch 
großen Verfassernamen geschütztes Gewebe von drei Zeitgenossen un- 
abhängig zerzupft wäre in Einzelfäden, die sie doch nicht etwa dann 
mit anderem Einschlage zu neuem Zusammenhange zu verketten ge- 
dachten. Die höhere Ursprünglichkeit?) von G und D erhellt aueh sonst, 
Wird der Entscheidende (Beurteilende, Bestimmende) in dritter Person 
erwähnt, so ist stets Theodor gemeint, also ein bloßes dedit ursprünglicher 
als Us Zufügung T’heodorus.*) Frage?) und Antwort erhält G noch vier- 
mal; U faßt beide in Ein Gebot.®) Das von G als Vorkommnis Erzählte 
abstrahiert U zum Kanon.”’) Wiederholungen ®) in G zieht U zusammen.®) 
Der Quelle folgend bringt G zwei Sätze hintereinander, zwischen die U 
ein Kapitel einschiebt.?) Hinter differentia catholicae fidei bewahrt G, 
nicht U, das sinnotwendige e& X1V‘P), ebenso die Berufung auf decreia 
maiorum "), ganz in Ts Stile, und inhaltlich Archaisches, wie die Nottaufe 
mit Weihwasser durch Kleriker oder Mönch, die andere gemäß jüngerem 
Rechte fortlassen. 1?) — Auch für die Unabhängigkeit Ds!3) von U sprechen 
dieselben Gründe: Mangel'*) an Ordnung, Wiederholung”®), Frageform!®), 
Beibehaltung historischer Erzählung!”) und vollere Benutzung des Theo 
dorschen Quellenstoffes.12) D bringt aus den Canones apostolorum einen 
zusammenhängenden Abschnitt!?), aus denen DGU anderwärts?®) Einzel- 
teile bieten. Also Theodor schon verwendete sie, indem er Dionysius 
Exiguus”*) für diese Canones, wie 673 auf der Synode zu Hertford ??), 
benutzte: hier meinte er Dionysius. als er Liber canonum zitierte. Die 


1) 112, 4. 

2) So Was. und Loening, Gesch. Dt. Kirchenr. TI 479; Schmitz 
II 115 widerlegt dieses Argument nicht. 

3) “very probable” Stubbs 210. 4) G 99. 123; U II 12, 14. 

5) 83 heißt ‘ob’: oft mißverstanden als “wenn’; so bessere Was. 151° 
Nec potesiatem? Nec. Vgl. Numgquid perdidit? Non! GUIL4, 3. 

6, G 81. 107. 132. 140 = UL 12, 4. 114, 21£. U 2,6. 111,1. 


7), G83, UIL 12, 131. 8) 4 92. 96 = UI 8, 18. 
9, Nicen. 15f. = G 45f. = ULJ5, 14. 8, 12. 
10) „von den Quartodezimanern“. 1) G 172. 12) 4 30. 168. 


13) Gegen Binterim, De T’heod. capit. haud genwinis. Ich halte DG für, 
also nicht etwa „in geringerem Grade authentisch als U“. 

14) Hierdurch findet Was. D 103 “unverständlich”. Verbunden mit 35 
entsteht, laut G U IL 13, 4 Ts Sinn: St servus et ancılla domini [sind], et dieser 
servum illum liber|atilum non vult cum illa nubere, dimitte accipere [laß du, 
Priester, sie anderen heiraten; denn] sngenuus cum ingenua coniungi debel. 

15) D58 = 150. 59 + 99 = UIILl, 4f. 19) D7I1=-UMNG6,1. 6,4 

17) Außerhalb provincia eilig reisender Priester vollzieht an Totkranken 
Nottaufe D 126; daraus abstrakter Kanon U 19, 7, 

18) In canone [Ancyr. 23] D 147; fehlt UI 15, 4. 

19) D 133 —144 aus Can. apost. Sf. 14. 21—5. 30. 38. 42. 

2) GUI1,1;, UI9,1; DUI15,4; DGUI12, 2. 

21) Vgl. Wasserschleben, Irische Kanon. S. VI; Plummer “Bede’ II 
212. Anfang 8. Jahrhunderts kennen ihn in Britannien Beda, Daniel von Win- 
chester. In Insulare geschrieben ist Codex Vaticanus; Maassen 425. 

22) Can. apost. 14. 
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Worte ad alieram erhält allein D; U verliest adulteram, indem er den 
gleichen Unzuchtsfall (mulier cum muliere) aus einer mit G stimmenden 
Vorlage auszieht.!) Anderwärts steht dagegen D hinter U zurück.) 
Er läßt an sonst gemeinsamen Stellen die Zitate Basilius, Dionysius 
Areopagita?) fort, ebenso Stellen aus Ancyra, Nicäa, Basilius, Innocenz, 
Cölestin®); und er entfernt sich von Justinians Text weıter als GU.5) 
Er kürzt absichtlich®), zieht zusammen”), verderbt flüchtig®) und läßt 
viele Einzelwörter?), auch Wichtiges, wie ganze Sätze!®) aus, manch- 
mal bis zur Unverständlichkeit. — Gemeinsame Fehler von GU oder 
DU oder GD gegen den herzustellenden Text T, die auf Verwandtschaft 
untereinander, anders als durch Abzweigung aller drei Äste vom Stamme 
T, zu schließen zwängen, finden sich nicht. Wo einmal D und G beide 
von der allein aus U erschließbaren!!) Ordnung Ts abweichen und den 
Sinn verderben, sind diese Abweichungen untereinander verschieden. 

5. Zur Herstellung der Canones Theodori trägt D mehr als G bei!2): 
Bischof, Priester und Diakon sollen beichten und — nur!) das Folgende 
steht in GU — im Notfall Gott allein. — Am selben Altar und Tage 
erlauben die Römer fünf Messen.!*) — Man bete stehend ?). — Das Abend- 
mahl nehme man nicht mit der ehebrecherischen Ehehälfte.1%) — Kloster- 
kinder dürfen von 14 Jahren!”) an Fleisch essen. — Ein Priester, der 
unreines?®) Fleisch aß, werde suspendiert. — Hasenfleisch zu genießen 
ist erlaubt, und die Galle heilt den Schmerz — so weit alle Hss. — der 
Leber; vecoris haben nur DS.'?) Abergläubischer Medizin hing Theodor 
auch sonst an; und Hasenfleisch heilt Leberleiden nach anderen Beicht- 
büchern.?®) 


® 


1D37=-UI1Ü4,15. 23, 12=G9%. 

2) Daß U den D benutze, hält Stubbs für möglich: ja, aber nur neben 
anderen! 

3) UII5,8 113,3. II12, 6 (D 85. 32. 164). 

“) U12,7. 2,17. 5,2. 5,10. 5, 14. 8,5. 8, 12 (teilweise G) 8, 14. 14, 
14. I14, 3. 

5) GUII12, 7. 

6) 168 (aus Acta apost. 21, 25). 156 gegen GU II 11, 2.14, 1]. 

”) GUTI6,3f. II3,1f. 2,11 gegen D 71. 1. 155. 

8) comedantur statt occidantur U II 11, 9; discescit wudicium statt duxerit 
seruscium-L 3, 1. 

°») D 99 fehlt infideles (U II 1, 4£. 1, 8£.); Klostereintritt fehlt D 158; 
Bischof statt Abtes zu amtieren gezwungen D 73 gegen U II 6, 2. 

10) GUI2,8. 14,26. II4,11. 88. 11,8 12,34 13,1. 

2)S,u8$15. 

12) Stubbs weist Theodor 14 Sätze aus D zu, führt aber manches 
nur formell abweichende an und übersieht einiges. D 89. 156 scheinen nur 
teilweise ursprünglicher als U13,3.4,1. Das Verbot des Kirchenbaus auf 
Heidengrab weicht nur wörtlich von GU ab. 

13) Die Verbindung erkannte Schmitz II 513. 

13) D55. 15) D 161. 16) D 132. 

17?) Mündigkeitsalter auch sonst in T; D 57. 

18) Vom Heidenopfer ? D 144. 

19) UIIL 11,5; D169; G 145; Schmitz II 240. 538. 

20) Friedberg, Aus Dt. Bußbü. 18. 52£. Vgl uw.$17. 
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6. Was D oder G anders als ein sonstiger Ast!’ Ts bietet, und was 
unserer Meinung Theodors Geiste nicht entspricht, gehört entweder dem 
ursprünglichen Aufzeichner D oder G um 680 oder einem seiner Ab- 
schreiber in den folgenden 200 Jahren: denn jünger als 900 scheint je 
die älteste Hs. von D und von G nicht. Eine Zutat letzterer Art ist es, 
wenn das Kloster frei wählen soll nicht bloß nach T den Abt, sondern 
nach D den Prior similv modo..) — Griechischer Kirchenbrauch samt 
öffentlicher Buße ging jene Engländer um 680 oder ihre fränkischen 
Kopisten um 800 wenig an; nicht-also zufällig fehlen in DG Einzelwörter 
und ganze Sätze darüber, sondern kraft systematischer Streichung. — 
Entsprechend der Ausdehnung des für die Ehe verbotenen Verwandt: 
schaftsgrader im jüngeren Kirchenrecht ändert sowöhl D wie G den 
Theodor, nach welchem die Griechen die Ehe verbieten nur in tertia 
generatione. D setzt einmal daneben vel quarta und G dafür guarta.?) 
— Deutlich sprechen die Auslassungen in D gegen Ehescheidung und 
Wiederheirat Geschiedener, die T nach loserem Eherecht erlaubt, wenn 
von einem Sklavenpaar eine Ehehälfte freigelassen wird?) oder zu servis 
transmarinis gehört?) oder ins Kloster tritt?), oder wenn die Ehebrecherin 
fünf Jahre abgebüßt hat.6) — Anderseits streicht D den Tadel bigamus 
für den Ehemann der Witwe und den, der heiratet, obwohl er als Kind 
zum Mönche bestimmt war.”) — Theodors Perioden ehelicher Enthalt- 
samkeit fügt D die Woche nach Pfingsten hinzu.®) — Die Wiedertaufe 
scheint ebenfalls absichtlich gestrichen; Theodor verordnete sie dem, 
den ein unwissentlich Ungetaufter getauft hatte?) — Wohl zugunsten 
des Mönchswesens bleiben fort die Sätze vom abzusetzenden hochmütigen 
Abte und vom Doppelkloster.!0) — Bei Ortsveränderung des Kirchenbaus 
durch Balkenverpflanzung genügte T Weihwasserbesprengung; D fordert 
in anderem Satze Neuweihe."!) — Zu kämpfen verbot T servo Dei; D 
strenger clericis.?) — Theodors Schwanken zwischen Entscheidungen 
verschiedenen kanonistischen Sinnes tritt in D zurück: wohl damit das 
Kirchenrecht einheitliche Würde wahre. 


7. Kunstmann druckte G aus Hs. Regensburg (jetzt München), 
wozu Was., leider nur in Anmerkungen, vierzig bessere Lesungen '?) aus 
Hs. Paris 2123 beibrachte. Letzterer folgt Schmitz mit Recht; er 
nennt jene andere Hs. a. Doch zeigt Reg. barbarische Altertümlichkeit 


1) D71 gegen GUIL 6, 3. 
2) U II 12, 25 (der nur zu verdeutlichen, nicht zu ändern wagt) = 


D 29 gegen D 157. G 78. 


?) 8. 0. 8.392 Anm. 14. 4) GU IL 12, 24 gegen D 36. 
5) GU II12,8 gegen D 158. e%), GUN 12,5 
7) UI 9, 10. 8, 14. 8) D 56. 


°») D9. Auch zu UIL 2, 12f. kratzt Schreiber f (Was. 203 ®. 7) diese 
Wiedertaufe fort, wie die des vom hurenden Priester Getauften; vgl. $ 15. 

10) GU IL 6, 12£. 1) D100 gegen DGU II1,1. 

12) D 66 gegen GU II 14, 4. 

18) 8.1605. 1615. 1627. 1631.7. 1645.7-9 1%. 1a, 1651-3, 15,18, 166°. 
168 7.11, 1695. 1703. 5. 1713. 1734.3. 1742, 5. 1752-4, 176%.5, 1774.85. 1781. 2, 
1791, 5,6, 18035, 
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in Grammatik und Phonologie und. bisweilen ursprünglichere Lesart!); 
auch ähnelt S, mit G nächstverwandt, bald der Pariser?), bald der 


‚Regensburger Hs.?) — Das Merseburger Pönitential, von Was.*) als 
ausgezogen aus G (nieht, wie er früher meinte, Gs Quelle) erkannt, 
steht Paris näher. — Die beiden Hss. von D haben nicht bloß Canones 


Theodori gemein, sondern gehen auch sonst auf eine Vorlage zurück, 
die im Frankenreiche im 8. Jahrhundert einem Irischen Grundstamme 
fränkische Zweige ansetzted) Die von Was. befolgte Hs. aus Corbie®) 
liest meist ursprünglicher ?) als die jüngere aus Fecamp um 1000, läßt 
sich einige Male aber daraus bessern.®) 

8. Judicium de penitentia Theodori episcopi ıst überschrieben Q, 
Hs». Vespasian D XV f£. 84. Ihren Inhalt verzeichnet Was); er ist so 
kurz10), daß Q nicht Vorlage von GDSU sein kann. Doch enthält Q 
aus T manches D Fehlende!) und einen in GU fehlenden Satz 1?) gemein- 
sam mit D, zu dem auch eine Lesart gegen U stimmt.!?) Alles über & 
Veröffentlichte bestätigt nur, vermehrt aber nicht den Stoff des herzu- 
stellenden T. Denn der letzte Satz, aus Finian schlecht ausgezogen, 
widerspricht Theodors Geiste in Gleichachtung aller vorherigen Sünden 
des nun Bekehrten, wie in der Zweideutigkeit serviat Deo für den ver- 
heirateten Bewaffneten, also Laien. — S!#, überschrieben I neipiunt 
Theodori episcopi, wiederholt T'heodori zu sechs der Überschriften, gleich 
als ginge nicht auch alles übrige auf T zurück; der Sammler entnimmt 
diesem iudıcavit, wo er Theodor meint.!?) Er behandelt nur Pönitenz!®), 
ohne etwa U I besonders nahezustehen. Vielmehr reiht er die Sätze 
in einer Unordnung aneinander, die sich unlogisch von U wie D, dem auch 
eine Reihe der S-Sätze fehlen, weit entfernt, dagegen G nahe verwandt 
ist. Das zeigt am einfachsten die Konkordanz.!”) Oft auch bietet S den 


1) urbis Romae Inse.; et XIV 53; VI 94; et mentitus est 115; oratione et 
fehlt besser 62. 

2) 47. 9£. 26f. 29. 33f. 3) G 8. 24. *) 8. 180. 

5) Maassen 394. 785. 

6) Um 750 (Was.) oder um 1000 (Maassen). 

”), Di147!. 1481.24 1504 151°. 1538. 154° 1551, teilweise laut UG, 
teilweise laut Inhalts, 

8) D 155%. 1573 (= UIL 12, 25). 1581 (= Can. apost.). 160°. 

9) S.181;s. 0. $ 1a. Die Überschriften stimmen zu Us beiden Rubriken- 
listen in keinem Punkte. Thorpe, Anc. laws and inst. (vgl. p. XT) gibt p. 307 
unter 35 Varianten nur 3 aus Q richtig und zitiert p. 277 —306 zumeist fälsch- 
lich Q, wo er vielleicht Petit (s. u. $ 10) meint. Von p. 307 2. 31 ab, bis wohin 
ich kollationiert habe, weicht sein Druck von Q ab und gleicht U IL 6, 8—6, 17. 

10) Es fehlen die in D enthaltenen Sätze UI 3, 1f. 4,1. 4, 4fl. 7,2. 7, 4. 
7,6. 8,1. 8,6, ferner in UIL 3,2 Graee:. 

11) 013,3. 7,3. 8,8 9,1. 9,7. 13, 2£. 15,1. 12) D 57. 

13) Q=D2 gegen UI3,3, also (gegen Stubbs 111175 Sp. 2) kein 
Auszug aus U. 

14) So o. $ la. 3. 15) S 15. 18 

16) Ausgenommen Absetzung trunkener Kleriker S31 = GU Il, 1. 

17) Konkordanz S1=G98. UI7,1-82=UI41—-S3 = G103. UI 
14,26. D91—-S4 = G 104f. UI 14, 28-85 = G 106. UI14, 27. D113—S 
6—c= G108—112. UIL4, 5fi. DSI£. 96—-S6df.= Gl11£. UIL4, 2; 7-87 = 
G63f. UL14,5£f. D37{-S8 = G68 UI14,4—-89= G88. U8,6. D33,. 
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Wortlaut Gs gegen U.!) Da er jedoch bisweilen gegen G den offenbar 
besseren Text mit U bewahrt?), kann S kein Auszug aus G sein.?) S bringt 
dem herzustellenden T keinen neuen Stoff hinzu. 


9. G*) nennt sich in der Inscriptio Canones s. Gregorii papae urbis 
Romae. Vermutlich hierher (oder aus Gs Vorlage) nennt Us Hs. a (mög- 
licherweise als stehengebliebenes Rudiment früherer Ausgabe, das als 
einen Irrtum U später verwarf) zweimal Gregor als Verfasser, einmal 
». u. R. wiederholend. Die Kritik hat für G diese Zuweisung, daraus 
erklärt, daß hinter Ts Ast in G Gregoriü responsa folgen.) Da diese 
aber auch hinter D®) und U”) stehen, so wollte vermutlich schon Theodor 
seine Aussprüche nur verbreitet haben mit jenem Briefwechsel, der 
fürs Recht der ihm unterstehenden Kirche Englands den Grund legte 
und seinem Erzstifte Canterbury Ruhm eintrug. Die Canones Theodori 
schöpfen aus den Responsa®); wo nämlich Gregor an Augustin die terrena 
lex in republica Romana (d. i. c.19 C. De nuptüs V 4) dem römischen 
Kirchenrecht von 601 gegenüberstellt, sagen sie ebenfalls «n lege?) und 
bringen solchen Gegensatz der beiden Rechte nur hier. [Diese Überliefe- 
rung der Responsa in T geht über die sonst älteste, bei Beda, zeitlich 


r 


hinauf, ist aber in der neuesten Ausgabe!) nicht benutzt worden. Laut 


88-S10 = G89. 90. U2, 17. 16—-S11= G91. U2,5—-S12= G9la. U 
2, 35-813 = G92. U2,18-8S14= 69. UL2,3-5S15 = G 9a. 9. U 
2,2-5S16=G%. U2,12-S17= G 97. U2,13—-818= G99. U2, 11— 
S19= G 100. U2, 15—S 20 = G 101. U2, 6. D153—S21= G 107.118. U 14, 
21f. ,2—-S24= G118a. U8, 1—-S25= G 118b. 119. U8,3f. D65—8S 26 = 
G19. U14, 15a. D87-S27=G115. U 6, 3f., 11.— S29 —= G 9. U 3, 3— 
S30 = G40. U1l,1-S531 = G 121. VILl, 2f.-S 32 = G 12la. U1,5—5S 33 
—= G122. Ul,4-S34= G117. U15,2—-S34—= G126f. U14,1Sf. teil- 
weis D 13—S 35 = G 128. U7,11. D148—-S 36 = G 147. U7, 6. D120—S 37 
—= 4190. U 14, 16-838 = G 193. U12,5. D80? Man beachte die Reihe 
S3—6f. 9—20. 21—25c und 34h. 35. 


1) cum rege in prelio 6f. (in publico bello U); quasi 5 (ut U); rege dimitien- 
dus ad wudicrum 6 = D (regis iudicvum U); de dentibus 35 = D (cum salıva U); 
qui manducat et posten communicat 38 (qui acceperit sacrificium post cıbum 
UV. D). 

2) 8 27 wie U 6, 3£. hat 13 sinnotwendige Wörter, die G 115, z. T. auch 
Hs. c fehlen, und S 29 einen G fehlenden Anfang, den U 3, 3 bestätigt, und 
der mir dem ° T zu gehören scheint. 

3) Gegen Schmitz II 166. 514. *, 8. 0. 8.388 Anm. 1. 

5) Hieronymus’ Namen trägt ein Pönitential, weil dessen Werk in der- 
selben Hs. steht; Was. 66f. 

6) Wenigstens Hs. Föcamp; Maassen 785. 

?) Über Hss. a.b s.o. S. 391 Anm. 3 über C: Stubbs 20321, über e: 
S. Maassen 304. 821, über H (wo Responss vor Ull stehen) s. $10, über f 
s. u. S. 397 Anm.2, Auch Poenit. Martenian. (ed. Was. 296ff.) zieht U samt 
Responsa aus. Die Echtheit der Responsa bezweifelt gegen alle maßgebende 
Kritik Schmitz II 127. 

8) UII12, 28f., genauer als G 71. 182. D, aus Gregor (s. Anm. 10.) 
335. 340. 

9», DGU IL 12, 25. 

10) Mon. Germ., Epist. Greg. I, ed. Ewald II 331. Hs. H bietet, als ein- 
geklemmten Nachtrag um 875 die von Mommsen (Ges. Schr. VI 628) und 
Ewald-Hartmann anerkannte; von Plummer, Bede II 45 angezweifelte 
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letzterer!) hat Us Hs. f die Responsa samt der “forgery ?)’ über die Sixtus- 
Reliquien, die sich auch in C und vermutlich a findet, also ins 9. Jahr- 
hundert hinaufreicht.] 

10. Unter den etwa 18 Hss. von U entstand keine zu dessen Leb- 
zeiten?) und ist keine Archetyp, da jede Fehler“) aufweist, die sich aus 
Übereinstimmung anderer Codices bessern lassen. Die Varianten der 
Hss. sind bisher ganz unvollständig und teilweise, fürcht’ ich, unrichtig 
veröffentlicht. Die folgende erstmalige Klassifikation unterliegt also 
starken Zweifeln. Sie erschwert sich auch aus einem inneren Grunde. 
Nämlich schon T bot, zwischen oder neben den Zeilen, eine doppelte 
Lesung. Ein Kanon z.B. beginnt bei allen: Digamus poeniteat I 
annum;, dann lährt fort: 


D 31 Hs. Bigot DHs. Sangerm. G 85 Ull4,2Hsb UHs.aC 
non segarantur nn. dimiltal et non d. n.d. N. Sep., 
tamen ib. uxorem t. u. L. U. n.d. Wu. 


Hier drückte entweder schon T = Tt = Us Archetyp die Scheidung 
auf zweierlei Art aus, und strichen D Sang. G Üb die eine und D Big. 
die anderes’oder aber U in erster Ausgabe°) b hielt sich an die Lesart G 
und kollationierte zur zweiten die Lesart D Bigot. — Zu warnen ist 
vor Schlüssen aus Varianten der Zahlen: diese wurden von mehreren 
unabhängig bei Ähnlichkeit von U und II [d. h.5 und 2] leicht verlesen, 
wohl auch aus Mitleid gemindert.®) 

Die Textgrundlage bei Was., Hs. b?), bewahrt vermut!ich, laut 
Barbarismen der Form und altertümlichen Inhalts, Spuren von Us 
Frühgestalt.®) Nur sie nennt das in England gebräuchliche Doppel- 
kloster verboten apud Graecos ?) ; nur sie erlaubt Nonnen gewissen Kirchen- 
dienst, wo die andere Hss.-Klasse die Frau vom Altare strenger aus- 
schließt!0), nur sie mit d bewahrt aus arreis [durch Aussprache arjis 


Einleitung Per dılechissimum filium meum Laurentium. Varianten in H stim- 
men zu Hs. £. 


1, P. 337£., hier heißt Was. Kodex f: T(eller). 

2) Stubbs 33. 203. Acta sanctorum, Aug. II (1867) nehmen die Stelle 
als echt. Der Agsächsiche Klosterkalender enthält zum 6. August Xysis 
(Sixti); Piper, Kalend. der Agsachs. 79. Aber die Kirche, die ihre Reliquien 
durch diese Interpolation verherrlichen wollte, ist unbekannt. Reims verehrte 
Sixtus besonders; und dorther stammt Hs. £. 

®) Die vielleicht älteste ist H, Merowingischer Schrift. Vgl. o. 8. 388 
Anm. T. 

*) Nichts beweisen die auch bei mehreren unabhängig möglichen Ver- 
lesungen von Siglen, besonders Ah’ verlesen als hoc statt autem. 

5) 8. 0. $3 

6) Namentlich die Pönitenzdauer. Doch auch sonst: der Vater darf das 
Kind verknechten bis zum 14. Jahre (U II 13, 1 Hs. b, richtig), aber 7 laut 
G13=UHs. CHPeuü 

7) Schmitz druckt U I aus a, Lesart b in [eckige] Klammern setzend 
und U II ganz verkehrt aus H; s. o. 8. 388 Anm.T, 8. 

8) S. 0. 8.390 Anm. 8. ®»), UII6, 8. 

10) UII7,1f; wie G4lf. lauten aCegiP und laut Schmitz 572 
H Wi: Dieser zitiert auch d (unter Sigle u) für bs Lesung, sagt aber 543, 
d enthalte nur U. 


398 Miszellen. 


und Ausdruck des 71) durch g?]: egris.®) Des Priesters Taufhandlung wird 
ungültig, posiquam apertus — so b, nämlich als Hurer — fwerit: ein Ger- 
manismus aus ebeere ‘handhaft” gegen compertum anderer Hss.?) ‘Weder 
d lag einem der anderen Codices vor, da ja d nur U I bringt®), noch 
auch b laut eigener Fehler.°); Auch liest die andere Klasse manche Kleinig- 
keit gemeinsam mit D anders als b.°;, — Brunner’) betrachtet als angel- 
sächsisch den in b allein gebotenen Heimfall einer regalis quaelibet species 
an den schenkenden König bei Klostereintritt des Beschenkten, außer 


wenn jener inzwischen verstarb. 

Hs. C, von Stubbs um 800, wchl zu alt, angesetzt und überschätzt, 
zeigt karolingische Minuskel.®) Hier allein ist U in zwei Bücher geteilt, 
und sind Theodors Reimverse?) an B. Haeddi von Winchester (} vor 705) 
erhalten, aus denen eine besonders nahe Beziehung der Vorlage Cs zu 
Canterburys Scriptorium folgt. Vermutlich steht C, der einzige alte 
Theodor-Kodex englischen Fundorts, der Reinschrift letzter Ausgabe 
zunächst, die, wie Klasse s allgemein, wobl den Epilog strich.!%) Er ist 
keineswegs fehlerfrei.!!) — Mit a gemeinsam verderbt C den Text!?) und 
ordnet sich zur Klasse 'v. Ein Nichtordinierter, der taufte, wird verur- 
teilt von b wie G: abiciendus; Ca fügen hinzu: et nunguam ordinetur.'3) 
Auch a begeht eigene Fehler.!*) Die Hs. k enthält nur U II 12, welches 
Kapitel als 27, wie in a, zählt. Doch stimmt sie im Text einmal zu C 
gegen die!) übrigen. 

Alle übrigen Hss, bringen nur U II. Diese Klasse w verderbt mehrere 
Stellen.!) Nur Wi beginnt mit JI1l, 1, der Rest erst mit II 1,4, obwohl 
die drei Sätze II 1,1—3 sich ebenfalls um Geweihtsein von Kirchenbau 


1) Vgl. magestas. 2) 17,5; egressis übrige. Auch I 2, 22 besser. 

®) UIT2,12 gegen a C H, aber auch D, also vielleicht Doppellesung 
wie o. 2. 7 dieses Paragraphen. 

4) Auch läßt d fort U 17, 12; teilweise 12, 4 laut Schmitz. 

5) 12,10 (XL dies vel fehlt). 2, 178. 3, 3%; 7,5 sanctorum; 7, 6 (letzte Z. 
überspr.). 14, 8 vevunzis (verlesen statt lewius). 14, 16 plus = G (fehlt). 14, 21 
letztes primo fehlt. 15, 4 aruspicia (ausp. a C = Ancyra). IL 1,4 corpora (mit 
G, cadavera C H). 

6) IT 5, 9 faciendum D und in U Hs. C gi P (laut Schmitz 564: a H Wi) 
gegen orandum b; I 14,1 agere DG wie a C gegen caniare b. 

”) Forsch. Gesch. Dt. Rechts 34. Fürs Frankenreich 8. Jahrhunderts 
bezeugt Ducange species “"Kostbarkeit’; U Il 14,8. Ob Englisch ? 

8) James (0. 8.389 Anm 9)1I1133. Aus C stammen Thorpes Varianten 
unter Sigle N zu Pseudo-Theodor p. 277, so p. 281 zu U IL 12, 5f.; vgl. Stubbs 
175 Sp. 2. — Die von Schmitz aus c, der Abschrift von C, gebrachten Vari- 
anten widerstreiten oft Stubbs. 

®) Vgl. Archiv Stud. neu. Spra. 1921. W. Levison belegt, brieflich 
März 22, solche Widmung in Ersuchen um Fürbitte als Literaturmode. 

10) Praefatio dagegen fehlt C nur durch Fortreißen des ersten Blattes. 

11) ab eo statt a Deo 12, 22. 

12) episcopus aut presbyier dare debent statt D b: episcopo a. presbytero 
U II 2, 15; fortgelassen aut diaconus (so G.b) I1, 1; adulterio statt adulteram 
(b, entstanden aus ad alteram D). 

13) 19, 11. 14) bigamam 1 9, 10 statt viduam DGbC. 

15) frangı II 12, 7; separari übr. Vgl. 0. $ 3. 

16) presbitero [zufällig auch C, von Schmitz bevorzugt] statt DGab: 
presbiter IL 2, 8; tertia separentur fehlt II 12, 25. 
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und -teilen drehen und Entsprechung in DG!) finden, also T gehören. 
— Die unten x genannte Klasse der mit IL1, 4 beginnenden Hss. über- 
geht?), verschiebt?) und verderbt*) einiges. In ihr ordnen sich e und ii 
zur Sonderabteilung.5) Endlich die letzte Klasse, z, läßt einen Satz ®) und 
ein Kapitel fort, die durch DG als Theodorisch gewährleistet sind. 
Zu dieser jüngsten Klasse gehört die älteste Hs. H mit eigensten Fehlern.”) 
Einmal scheint Theodors Sinn ausgedrückt in Hss. der jüngeren Klasse 
eiHP gleich GS: 83 quis dimiserit gentilem uxorem, post baptisma [der 
Frau] darf er sie habere vel non. Statt gentilem liest [irrig] gentilis D 
und gentilss gentilem baC. Hier scheint T eine Korrektur neben oder 
über dem Falschen gehabt zu haben, gs übernahm erstere, D nur letzteres, 
TtU, x, s, v aber beides — vielleicht in ursprünglicher Stellung —, und 
Schreiber w oder x wählte das Richtige, sei es durch Überlegung, sei es 
durch zufällige Auslassung des einen der stammlich gleichen Wörter. 

ll. Zum folgenden Stammbaum?) ist zu bemerken, daß U, da 
er mehrere Hss. brauchte und mehrere Ausgaben lieferte, vielleicht 
auch Texte, die D und gs gleich lauteten, kollationiert haben kann, 
ohne neben Tt Jirekt T zu benutzen. 
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1), G 153. = DITE. 55. 2, IL10, 5. 


3) 1 13 hinter II 14 und 14, 2 hinter 14, 13; auch 5, 3fl. umgeordnet zu 
5,5. 5,4. 5,3. 

#) terbia statt quaria 12,25; quis statt unus 12,18. 

5) abstineat statt debet abstinere 12, 3. 

6) 10,5. 11, von Schmitz, seiner Überschätzung von H zuliebe grund- 
os für späteren Zusatz erklärt. 

7) Rubra 8 fehlt; Rubra 9 noscuntur statt non sunt (was g fehlt); 1, 4 
altare fehlt; 14, 7 donare statt dare; 13, 4 publice statuta fehlt [nach Schmitz 
II 580 auch i?]. 

8) Über dasZeichen ® s.o. S. 388 Anm.12. Die Siglen r—z wurden gewählt, 
weil die anderen Buchstaben bereits Hss. bei Was. bezeichneten. 


x 
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12. Ins Frankenreich drangen D und gs, ohne eine Spur in der 
Heimat zu hinterlassen, vielleicht noch bevor U fertig war. Dagegen 
Us Einfluß reicht von den Iren über England bis Frankreich, Spanien, 
Italien und Deutschland seit Beginn des 8. Jahrhunderts.!) 

Der früheste 2) Benutzer Ts ist die “Irische Kanonensammlung’®), 

_ der ein uns verlorener Ast, nicht?) U allein, vorlag. — Beda 5) und Egbert ®) 
benutzen U, vielleicht in besserer Ordnung”), als wir ihn besitzen. — 
Cummean, der oft Theodor zitiert, stellt sich schon durch seinen Anfang 
zu U gegen DG.®} Den U benutzen auch Poenitentiale Martenianum?), 
Bigotianum!P), Remense!!), Vindobonense!?), beide Valicellana!?) und 
Merseburgensia!*), Capitula iudieiorum?°), Halitgar!®) und, in Klasse v,Hra- 
banus Maurus?!”) sowie Poenitentiale 35 capitum 2), Pseudo-Egberti Con- 
fessionale!*) und Poenitentiale?®), Pseudo-Beda?!), der auch Responsa Gre- 
gorii heranzieht, Pseudo-Theodor??), der baldb, bald v näher steht. AufUU 
kann zurückgehen was Burchard samt Nachfolger”) und Anselm von 
Lucca *) aus Theodor zitieren. Pseudo-Isidor, der doch Theodors Synode 


1) 8. o. S. 387 Anm. 2. 

*) Englands Literatur späteren Mittelalters nennt als Schriftsteller über 
Pönitenz Odo de Ceritonia, Robert Grosseteste (Bale’s Index Brit. script. ed. 
Poole p. 314. 319), Bartholomaeus von Exeter ed. Wright and Halli- 
vell Relig. antig. I 285. 

3) Hgb. Wasserschleben; vgl. S. IV. VI. VII. LIV. 12fl. 247. Der 
Stoff des Iren, an zwei Stellen in U II 8, 7. 11, 1-8 und in D 19—23. 168, 
steht beisammen in G 136—144. Den Satz hinter U 11, 1 ordnen D G gleich 
dem Iren, der aber 11, 4 zu U näher steht. 

4) Gegen Maassen. 

5) Ed Was. 220. Verfasserschaft (“probable’ Stubbs 326; vgl. Maassen 
855) wird bezweifelt von Plummer “Bede’ Ip. CLVI. Es ist nicht DG be- 
nutzt, wo Beda 3, 38£. 5, 1. 7, 2£. 8, 8 fehlen oder unähnlicher lauten. UII 
ist in Beda 3, 26. 3, 37 verwertet. Beda 7, 1f. scheint Klasse r näher als v. 

6) Was. 232. Er zitiert 5, 11 Theodor und benutzt 7, 1: UII 12,3. Er 
verwertet die DG fehlenden Sätze U I 2, 19. 3, 5. 6, 2. 8, 8. 

?7) In Il stört $ 4 den Zusammenhang von 1. 2. 3. 5; er wird nachher 
angehängt, wie n G 121. S 31f., von Beda 6, I und Egbert 11, 2f. 

8) Wenn ich Was. 1969 richtig “b’ korrigiere, steht er Klasse r näher 
als v. 

°) 41. 49 (Was. 292) Us Nachtrag. 

10) Näher zu bI3, 4.3, 8; näher zua CIL1, 2.1, 4. 6,1; Fehler Was. 198* 
vermieden, also Vorlage besser als Klasse r oder s benutzt. 

11) Was. 502. 

12) Was. 493, laut Rubren aus Klasse v. 

12) Was. 563; I 4 zitiert Theodor falsch. Vgl. Schmitz II 145%. 

12) Was. 401. 432. 

15) Judicium Theodori ed Schmitz I 660. II 204 aus U II 12, 5f£. 

16) Maaßen 866. 

77) Er benutzt über Theodors Person Beda, im Pönitential U I4. II 10, 
in Briefen (ed. Dümmler, Mon. Germ., Epist. Karol. III 513) 15, I; zu p. 451 
über Inzest vielleicht I 2, 16f. m Lesart G. Wo aber Dümmler p. 446 G& 
zitiert, steht U II 12, 25f. näher. 

18) 9,1] ed.Was. 506 bringt in U 12, 18 das b Fehlende. 

19) Was. 42; in DG fehlen 13. 20. 20) Was. 337. 

21) Was. 280. 296#. 22) S. 0. 8. 388 Anm. 11. 

23) Schmitz II 470£. 3) U 3,2: 3,5. 
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zitiert, benutzt die Canones Theodori nicht!), und Iudicium Clementis?) 
nicht unmittelbar. Daß weltliche Gesetze der Kenter oder Alamannen 
auf sie zurückgehen, behauptet Friedberg?) mit Unrecht. 

13. Der Verfasser von U nennt sich discipulus Umbrensium; d. h.*) 
er empfing als Jüngling oder Mann (nicht etwa als Schulkind) von North- 
umbrer Lehrern kirchliche Bildung. Er war 630—705) auf den Britischen 
Inseln geboren, laut des Mangels jeder Spur festländischer Verwandt- 
schaft, etwa zu Gallien, bei Übernahme des theodorischen Gegensatzes 
der Insulanerbräuche zu Römern und Griechen. Von Rasse war er 
wabrscheinlich nicht Northumbrer, da er sich sonst wohl Humbrensis 
genannt bätte®), noch Kenter, der eher sich an Canterburys Schule ge- 
halten hätlte, noch auch aus Cornwall, Wales oder Cumbrien, da er die 
Britiones, d. h. Kymren, als sich fremd, gemäß römisch-englischer Kirche 
ablehnt. Er verrät keine Spur eines Angelsachsen”) etwa in Sprache 
oder politischer Tendenz gegenüber nachbarlichen Kleinstaaten oder in 
völkischer Abneigung gegen jene Scoten?), die doch um 650 die Kirche 
und damit die Kultur in mehr als der Hälfte Englands für sich, mit 
mancher Unterscheidung von Rom, gewonnen hatten. Zwar steht er 
fest zu Roms Kirchenrecht, das unter Theodor gesiegt hatte.?) Aber 
neben den Sammlungen Theodorscher Aussprüche gibt er in der Praefatio 
an, benutzt zu haben diffamatus’®) libellus Scottorum, aus dem schon Theo- 
dor!!) geschöpft und dessen Verfasser der greise [Theodor] als kirch- 
lichen [d. h. wahrhaft katholischen] Mann gelobt habe. Im Texte zitiert 
U alsdann drei Canones de eo quod in Praejatione dızimus de libello Scot- 
torum und betont zum ersten, daß ihn T'heodorus laudavit.!?) Im Unter- 
schied von der Meinung seiner Dedikaten, d. i. des Domkonvents von 
Canterbury, enthüllt er hier eine herzliche Beziehung zur Scotenkirche. 
Sie erklärt sich vielleicht durch seine Bildung; möglicherweise aber war 
er einer der Scoten, die als Theodors Schüler bezeugt sind.!?) Keltisch r 


ı) Ed. Hinschius p. OXXVII CXXXVL. 

2) ZBG (o. 8. 391 Anm. 4) 294. ®) Aus Dt. Bußbü. 39. 

*) Stubbs 173 versteht „native of Northumbria, disciple of Theodore 
[letzteres widerlegbar]‘‘ oder „of southern birth‘“ [nicht herauszulesen). 

5) 8. u. letzter Absatz dieses Paragraphen, 

6) Auch hätte sich vielleicht bei einem Yorker Parteinahme für Wilfrid 
gegen Canterburys Alleinherrschaft geltend gemacht. 

?) Der Beginn Us mit Trunkenheit erklärt sich nicht aus englischer 
Rasse; gegen Was. 56. Die Kelten David (Was. 9. 101) und Cummean be- 
gionen ebenso; s. u. $ 16. — Vgl. jedoch oben $ 10 2.28. 

8) D. h. Inselkelten des Nordwestens, in Irland und nördlichstem Bri- 
tannien heimisch, aber um 660 Northumbriens Bildung beherrschend und ins 
südliche Mittelland weit verbreitet. 

°») U IT 9 gegen die Kelten stimmt zu DG, ist also nicht sein Eigen. 
Aber auch die Irische Kanonensammlung ordnet sich Roms Canones unter; 
Maassen 817. 

10) „verschrien, verrufen‘“. 11) iste ver ist nicht Eoda, ecclesiasticus 
heißt nicht, “Geistlicher”; gegen Was. 21. 32.1 1,:8; 

13) Thheodorus Hibernensium globo discipulorum stipaltus]; Aldhelm 94. 
Die Irische Insulare des Archetyps (erhellend aus Verlesung von con- und 
cor-, leuius und teiuniss (II 12, 18. I 14, 8) ward durch Angelsachsen über- 
nommen, beweist also nichts. Vgl. u. $ 16: Latein. 
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Literaturmode!) folgend, bezeichnet sich Verfasser als jemandes Schüler. 
Er übernimmt anstandslos aus dem Irenbuche den Mägdepreis, der 
doch als germanisches Bußfixum nicht vorkommt, die Unterscheidung 
folgenloser Unzucht von unebelicher Kindererzeugung und besonders 
die Theodor wie jedem Ideal der Kirchenbuße fremde Redemtion der 
Pöniterz durch Geldabkauf. — Theodor besuchte 678 Nordengland 
und weihte auf Lindisfarne die einst von einem Scoten als Mittelpunkt 
der Irenmission gegründete Kirche.?) Hat U hier studiert, damals Theo- 
dor kennengelernt ? Unnötige Hypothese, da Canterburys Schule mehrere 
in Nordengland geborene oder vorgebildete Geistliche anlockte.?) 

In Canterbury schrieb U, Wie Theodor archiepiscopus Anglorum, 
d. h. aller Inselgermanen hieß, so sendet die Praefatio*) universis Anglo. 
rum calholicis heilbringenden Gruß. Aber nicht dieser gesamte Engländer- 
stamm von Christen ist der Dedikat, sondern der Domkonvent von 
Canterbury. Diese karissimi, die er nach der einen Hs. a frutres 
nennt, verehren mit ıhm Theodor als pater. Sie haben U 
mir dem Hauptstofi des Werkes, Sammlungen der Theodor- Aussprüche 
[in der Art von DG], durch nostri5) [Domkonventualen] versehen zum 
Zwecke dieser Arbeit, die er ihnen fertig unterbreitet. Er weiß, wie 
jener Patriarch behufs Entscheidung kirchlicher Fragen, besonders der 
Pönitenz, von Männern und Frauen von außerhalb, namentlich aber 
von jenen Dedikaten umdrängt ward. Für Fehler seines Werkes und 
seine Person überhaupt erfleht er die entschuldigende Fürbitte bei Chri- 
stus®): eine fromme Phrase der Literaturmode. Er war Priester, laut 
des Themas seines Werkes, laut des hohen Auftrags zur Anfertigung 
und laut der Neigung, die Macht des Beichtvaters zu erhöhen, aber 
vielleicht, wie mancher damalige Konventual, selbst wenn er dauernd 
zum Domklerus gehörte, nicht Mönch. Er verwertet auch Theodor- 
Sammlungen, dıe in der Provinz entstanden oder sich erhielten, die weit- 
hin beobachtet, freilich von der inneren Theodor-Schule als verworren 
und verderbt verleugnet würden; mögen sie ihrem Stoffe folgen, doch 
nostris?) non coreant! Von Theodor selbst einen Kanon vernommen 
zu haben, behauptet er nirgends, obwohl er es in diesem Zusammenhang 
nicht hätte verschweigen können. Vielmehr sagt er: das meiste der 
Canones der verstorbene Priester Eoda-Christianus?) a T’heodoro sciscr- 
fans accepisse fertur. Erst nach 670, vielleicht ein Menschenalter später, 


1) Vgl.Nennius. Ferner „Adamnans Schüler‘ bei Plummer, Bede II232. 

2) Beda IIL 25. 

8) Ceolfrid, Wilfrid (Plummer, Bede II 205. 372), Oftfor später Bischof 
von Worcester (Beda IV 21), Iohann, Schüler der Äbtissin von Streones- 
healh, später Bischof von York; vgl. m. $ 17. 

4) Ihr und Epilog entstammt das Folgende über des Verfassers Person. 

5) Nicht etwa “Landsleute”. 

6) Nicht bei Theodor, der nirgends selig oder heilig heißt, obwohl (s. u.) 
er nicht mehr lebt. 

?) “dies mein Werk’ oder “unsere Domsammlungen?’ ? 

8) Sonst unbekannt. Zum Doppelnamen vgl, Willibrord-Clemens, Win- 
£rid-Bonifaz. 
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kam der Verfasser nach Canterbury. Denn zu „Eurem Glückesverdienst‘“, 
so spricht er zu den Stiftsbrüdern, sandte Sankt Peter (d. h. Rom) 
den Theodor: er war also bei dessen Ankunft nicht dort; auch zählt 
er nicht sich zu den a T'heodoro eruditis oder zu den ihn Befragenden' 
oder zu den Ohrenzeugen des Verkehrs zwischen jenem und Eoda, der 
frühestens erst mehrere Jahre nach 670 beendet zu‘ denken isi. Doch 
nennt er sich Theodors Zeitgenossen (hurus nostri saeculi), kennt dessen 
Sinnesart und Urteil!), den Einzelanlaß zu manchem Kanon?) und die 
allgemeine Entstehungsart der Sammlungen, die ihm vorlagen. Und 
seine Dedikaten haben noch mit Theodor verkehrt. 

Nach 690°) vollendete Verfasser das Werk. Denn überall wird 
Theodor in der Vergangenheit erwähnt, nicht bloß im Einzelerlebnis ?), 
sondern im ganzen Wesen, in der Lebensdauer°), in den Grundsätzen. 
Wo er die Authentie eines kanonwidrigen Ausspruches, den er der Vor- 
lage entnimmt, anzweifelt, erfragt er sie nicht etwa, sondern entschuldigt 
ihn mit der Notlage.®) Daß die Abfassung vor 720 fällt, erhellt aus Obigem; 
damals, wenn nicht em bis zwei Jahrzehnte früher, wurde er bereits 
benutzt.?) Die Gefahr der Textverderbnis durch Altwerden der Urschriften 
hofite Verfasser zu beseitigen; jene drohte nur in Zukunft; also waren 
sie noch neu. Er hoffte, dem Werke verbesserte Bücher — d. h. wohl 
nur eine dritte®) Ausgabe — folgen zu lassen, war also noch kein Greis. 
Andererseits hätte Britanniens leitender Klerus keinen ganz jungen Mann 
mit einer so wichtigen Aufgabe betraut. 

14. Die Andeutungen des Verfassers über die Entstehung der 
Canones Theodori klingen alle glaublich, beanspruchen aber nicht Voll- 
ständigkeit oder Zutreffen für jeden Einzelteil. Leitfaden oder Lehrbuch 
über Pönitenz bestand in Canterbury vor 670 offenbar nicht. Theodor 
entschied mündlich, gestützt auf drei Kirchenbräuche: Griechenlands, 
Roms und Britanniens. Seine Aussprüche zu verschiedenen Zeiten, An- 
lässen und Personen lauteten über den sachlich gleichen Fall nicht selten 
verschieden.?) Diese Verschiedenheit!) bemerkte U in seinen Vorlagen 
und leitete sie nie auf deren Aufzeichner, sondern auf Theodor selbst 
zurück.!!) Er erwähnt sie bei vier Unzuchtsfällen dreimal allein, einmal 


1) S. o. Z. 18ff. dieses Paragraphen. 

2) Hoc quodam tempore quo contigit ad eum delatum |Verbrechen der 
Eltern, die ihr Kind ungetauft sterben ließen] sic tudicavit hat er zu G = Vin- 
niaus zugefügt UI 14, 29. 

3) Gegen Was. 19. 

4) S, diese S. Anm. 2 und D 26. G 123. U 17,5. IT 12, 14. 

5) festinabant Praef.; 15,2. 7,5. 

6) Si Theodorus ait I 5, 2; Hoc Th. dirisse non credimus B, 7. 

7) 8:0. $12 2.4. Damit fällt Schmitz’ Irrtum, Fränkische Sy- 
noden von 753/7 hätten Us Eherecht unkanonisch beeinflußt, der nachwirkt 
bei Hinschius, System kathol. Kirchenr. IV (1888) 825: “um 750°. 

8) S. o. $ 3 neuntletzte Zeile. 

: 9) D18 gegen 100; UI 2, 15f. 

10) Vielleicht notierte Theodor wie Adämnan auf Wachs und zur 
Abschrft auf Pergament, 

11) 17, 8£.; aliter alias haec iudicia habent 9, 12. 12,5. Vgl.o.$2 Z. 11. 
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gemeinsam mit G!); mit D bringt er einmal Theodors Milde gegenüber 
'kanonischer Strenge.?) Bisweilen strich U wohl die eine der entgegen- 
gesetzten Entscheidungen.?) Einmal widerspricht Tkeodor anderen Kano- 
nisten ausdrücklich.*) Die Aufzeichnung jenes Eoda, die man mit °T 
identifizieren mag, kann man sich als kurz und abgekürzt im Ausdruck 
denken, als Notizensammlung, die zu verschiedenen Zeiten Nachträge 
erhielt: nur von solchem Stamme konnten sich so verschiedene Äste 
wie DGTt abzweigen. — Einen der Äste mit einer jener provinziellen 
Sammlungen minderer Achtung zu identifizieren, liegt kein Grund vor. 

15. Das von U benutzte Irenbuch lautete inhaltlich und in einigen 
Worten, die U daraus zıtıert, gleich mit der scotischen Aufzeichnung 
De arreis.°) Diese stand vielleicht im selben Kodex mit Vinniaus oder 
ähnlicher keltischer Quelle. Aus solcher nämlich schöpft U mehrere 
DG fehlende Stellen.®) In nur vier unter siebenundzwanzig Kapiteln, 
also als bewußte nachträgliche Zutat Us, tritt der keltische Stoff auf. 
— U bietet Worte aus Innocenz I., den Konzilien von Nicäa und Ancyra, 
die DG fehlen.”) Verwertete etwa U den Dionysius Exiguus selbständig, 
von dem Theodor ein Exemplar als Liber canonum benutzte und ver- 
mutlich seinem Dome hinterließ? Wahrscheinlich doch nicht: denn 
nur gerade diejenigen Dionys-Abschnitte, die auch in D oder G, wenn 
auch kürzer vorkommen, bietet U voller und bei Stellen, die U mit G 
gemeinsam bringt, weicht er mit G von jenem ab.®) Auch würde U, 
der sich der Benutzung der keltischen Quelle Theodors rühmt, sein eige- 
nes Studium in dem so weit wichtigeren römischen?) Buche wohl er- 
wähnt haben. Alle Dionys-Stellen also geben wohl auf PT zurück. — 


1) 12, 2f. 2, 15—18. 4, 1f. 5,7. 7,88. Vgl. Was. 33. ®) 112,4. 

®) Eine Kirche, die durch Balkenübertragung örtlich verlegt wird [wie 
die Wohnstätte beim Umsiedeln der Germanen; Riezler, Landnahme 41] 
bedarf Neuweihe (D 100), dagegen nicht D 18. GU ILL, 1. 

2) Multi dicunt non licere pro ınfantibus missas ante 7 ann., sed tamen 
bicet DU IL 5, 7; für Selbstmörder guidam missas jacivunt (DU II 10, 4), doch 
non ausw sumus orare 10, 2. 

>) Was. 30. 140. 191; s. 0.810 2.25; und $13 2.18. 

6) U 17,5. 2,10. 2,21f. 14, 9—13 aus Vinn. 14. 16f., mehr als Was. 
auf Vin. 36. 40. 5l zurückführt. Hieraus vielleicht auch U I 2, 7£. 8,11. 
12,8, von Was. bei Syn. Luci Vict., Britonum, Giüldas nachgewiesen. Die 
Spur des Nachträglichen liegt auch in u2 dizimus 17,5. 14, 11 in keltischen 
Stellen, deren eines Zitat nicht stimmt. 

”) 15,2. 5,4. 5, 10. 9, 12 (wo iterum Us Eigen). 15, 4. 114, 3. Als Nach- 
träge erkennt man diese Stellen deutlich, sowohl im textlichen Zusammen- 
hange, als weil sie (2. B. 1 15,4) beim Benutzer (Cummean) fehlen. 

8) G 37. UI8,5 gegen "Codex canon. vetus Rom., [ed. Pithou 1609] 

. 420, Auch von Can. apost. weichen GU gemeinsam ab. Däs Chrisma 
führen DGU II4, 6 gemeinsam auf Nicäa zurück. Jedoch vgl. u. S. 406 Anm. 1. 
Briefe an Bonifaz 742 (ed. Dümmler, Mon. Germ.. Epist. Merow. I 331) 
zitieren Innocenz aus Dionys wie Ul9, 10. 

9) Romanı bedeutet, meist schon bei T, geradezu Befolger des richtigen, 
kanonistischen Brauches. Auch canon kann ungeschriebenes Recht bedeuten, 
nicht notwendig nur Synodalgesetz, Dekretale oder gar Rechtsbuch, wie 
Schmitz auslegt. 
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Ebenso die Stellen römischen weltlichen Rechts!), die U mehr als DG 
bietet. Hätte U es selbst studiert, so schriebe er wohl auch besser Lätein, 
ordnete systematischer und dächte juristischer. Auch fehlt an der Stelle, 
wo einem Justinian-Satze das gleich Folgende widerspricht, die Hervor- 
hebung des Gegensatzes, die U in solchen Fällen zeigt, wo er selbst einen 
einführt. — Möglich, daß U Sätze, die DG fehlen, selbständig, ohne T 
zu folgen, aus der Bibel?) eingeführt habe. — Dagegen lag U oder T 
gewiß nicht ein Poenitentiale Romanum vor?®): ein so maßgebender Führer 
wäre sicher zitiert worden in einem Werke, das päpstliche Dekretale, 
Konzilskanon, Römerbrauch gewissenhaft als Gewähr anführt. 

Als theodorisch gelten mit hoher Wabhrscheinlichkeit etwa zwanzig 
Canones in U, obwohl sie weder in D oder G inhaltlich vorkommen, 
noch auch, trotz Fleiß und Gelehrsamkeit einesWas. auf den Stoff sonstiger 
Quellen Theodors zurückgeführt werden konnten.) Sie alle fügen sich 
in die als sicher bezeugte Gesetzgebung Theodors wohl ein. Daß sie 
nicht Us eigenem Geiste entflossen, machen seine Phantasielosigkeit, 
fromme Bescheidenheit und gewissenhafte Beschränkung auf seine Auf- 
gabe einer Sammlung der Theodor-Sprüche wahrscheinlich, Ein Er- 
finder von Canones würde auch in dem (durch DG bezeugten) sicheren 
Theodor-Stoffe als Ergänzer, nicht bloß Überlieferer auftreten. 

Als Us Eigentum bleibt, außer Inseriptio, Praefatio und Epilog, 
wenig an neuen Gedanken übrig. Deutlich zeigt er die eigene Meinung, 
daß der zur Ketzerei Abgefallene nie ordiniert werde, daß keine Wieder- 
taufe erfolge, auch wo der Täufer irrgläubig oder unwissentlich selbst 
ungetauft war.®) Unter den necessaria, die er, dem Leser leicht kennt- 
lich, dem Pönitenzbuche zuzufügen verspricht, kann er jenes keltische 
meinen. Ihm selbst aber gehört an mehreren Stellen die kritische Ver- 
gleichung der Theodor-Stoffe untereinander und mit Roms kanonischem 
Rechte, von dem Theodor nie absichtlich, nur aus Notwendigkeit ab- 
gewichen sei.?) Er wagt, als Beurteiler diesem beizustimmen”), aber 
nirgends, ihn zu tadeln. 

Schon aber bedurfte es, gegenüber strengen Neuerern des Kirchen- 
rechts, der defensio Theodors. 

1) UM 12,7. 12, 11f. 12, 21. Codex V 17 De repudiüs 8 fordert nur das 
quinquennium] Wartezeit bis Wiederheirat, das doch auch in Novell. 22, 7 
mit U genauer stimmend sich findet. Mir scheint, gegen Conrat (Cohn), 
Gesch. Quel. Röm. Rechts I (1889) 61, eine (vielleicht mittelbare) Beziehung 
Theodors auf Justinian unzweifelhaft. 

2) 13,4. II 12,2. 12,18 aus I Cor. 1,5. 15. 3) Gegen Schmitz. 

4) 8. jedoch 0.$ 10 2.31 und $15 2.3. Die Sätze betreffen Inzest 
12, 19f.; Liebeszauber 7,3; Beischlaf bei Tage II 12,16; Trunkenheit I 
1,6—9; Diebstahl an Geweihtem I 3, 5; Meineid necesstiale 6, 2; Mündigkeit 
des Mädchens II 12, 35; Beten swb velamine 13, 13: Austritt der Nonne 19, 3; 
Heirat des Mönches Il 6, 11; Entlassung durch Abt zur Bischofswürde 6, 10; 
Krankenaufnahme im Kloster 6, 14; Messeform im Notfalle 2, 2; Pfingsten 
in albis II 13, 12; Firmelung-Erfordernis, Firmelpate, Chrisambinde 4, 7fk.; 
Weihwasser, Besprengung der Wohnung 1, 11. 


5) 15,2. 5,6. 9.12. Vgl. o. S. 394 Anm, 9. 
8 8. 0. $13 ächtletzte Zeile; $ 14,5. 7) non absurdum 12,17. 
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16. Außer dieser spärlichen Kritik bleibt Us literarisches Ver- 
dienst das Sammeln der Hss. mit Theodor-Sprüchen und das Wieder- 
benutzen mindestens einer Theodor-Quelle, ferner das Auswählen der 
utiliora!), sodann das Teilen des Gesamtstoffes in ein Buch der Pönitenz 
und eines allgemeinen Kirchenrechts, das weitere Ordnen nach Gegen- 
ständen samt Überschreiben der Kapitel und das Ausstatten dieser 
Sammlung fremder Aussprüche mit Vor- und Nachwort. Hierin verrät 
sich U als unfähig, einfache Gedanken klar eindeutig oder grammatisch 
fehlerfrei auszudrücken.?) Seine schlechte Lateinschule steht weit zurück 
hinter der Bildung, die in Northumbrien Beda, höchstens ein Menschen- 
alter später, genoß, und nähert ihn mehr dem wirren Stile der Kelten 
als Roms Jüngern an. [Necnon muß bei U „aber nicht‘‘ (darf der Mönch 
Pönitenz auferlegen) bedeuten?), ein früher Benutzer strich sinngemäß 
non. Und sine heißt bei U „außer‘““.*)] — Stillos wechselt, wo Theodor 
spricht, dritte und erste Person, letztere bedeutet aber oft auch U. Mehr- 
fach abstrahiert U aus dem historischen Vorfalle die kanonische Regel 
in Gesetzessprache.) Im ganzen ändert er den Stil nicht oft.) —Ab- 
sichtlich gestrichen hat er trotz des Vorsatzes, allein Nützlichstes zu 
bringen”), nur wenig, wenn wir G und D als Vertreter seiner Vorlagen 
ansehen dürfen. Wohl plant er, Gleichartiges zu verbinden, bleibt aber 
oft nur beim einfachen Kopieren.®) Einmal verwirrt er durchs Verquicken 
den Sinn.?) Doch trennt er logisch zwei Fälle, die der Vorgänger, weil 
beide das Benagen durch Schweine betreffen, verbunden hatte.!2) — Den 
Versuch einer Concordantia canonum wagt U nicht; er läßt die Wider- 
sprüche stehen!!), die er erst bemerkte, nachdem er zu einem Falle mehrere 


1) ex cunctis que utiliora (s. 14 Z. weiter u.) invenire potui et singillatim 
titulis praeponens congessi ed. Was. 184. Aus C liest Stubbs 177 iitulos, ver» 
steht also: “Überschriften voransetzend’. Bei solchem Lateiner aber ist auch 
jene Lesart deutbar: "in Kapiteln vorlegend’, sonst vergäße er sein Verdienst 
der Gruppierung. Vielleicht übte Einfluß Vorrede des Dionys Exig. (ed. 
Maassen 963): constituta qua valui cura diligentiaque collegi et in quendam 
redigens ordinem titulis distinzi composiis. 

2) Gute Konjekturen liefert Stubbs; aber viel blieb allen Herausgebern 
unverständlich. Im Text sind viele Schnitzer, da bereits in D oder G, einfach 
übernommen aus ° T; daran schuld ist gewiß nicht Theodor, aber vielleicht 
Eoda. 

*) 116, 16; Schmitz II 734. 737 versteht die Stelle richtig, gegenWas. 33. 

4) laborant sine dominica IL 8, 3 schlimmbessert zu lavant Schmitz. 

5) 8.84 2. 24. 

6) Us eigene Abweichungen: eis II 9,1 (Britonibus GD); vel consensu 
1 7,4 sinnstörend; necessitate cogante I 10,1 stilbessernd; sz minus IL 6, 9 
kürzend. 

7) 8. diese S. Anm. 1. 8 D1L,4=UN3, 2. 3,5. 

9) Theodor verbot, daß ein abtrünniger Mönch je zum Klerus ordiniert 
werde (G 47); dazu fügt nec mulier [quae] meruit velari I 9,2. Mönch und 
Nonne assoziüert er auch 8, 6. 

10) 11 8,7. 11,7=D19. G 13, 

11) 8.0. $14 Z.9. Wer ohne getauft zu sein, ordiniert ward, n0% 
ordinetur GU 1 9, 12; ein Ordinierter, der entdeckt, er sei ungetaufi, öterum 
ordinetur DU Il 2, 13. — Getränk, worin eine Maus ersoff, proiciatur; alias: 
sumatur, si necessitas I 7, 8f. 
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Entscheidungen zusammengestellt hatte. — Tretz aller Mängel rechnet, 
die Literaturgeschichte den ersten Anlauf zu logischer Ordnung mit 
dem Ansatz zu gedanklicher Verbindung U hoch an. Dank der Gruppie- 
zung nach Hauptsünden fand U im Frankenreich so schnell Anklang.!) 
Damals und noch über ein Jahrhundert lang wurden sonst ja Canones 
und Dekretalen nur chronologisch je in der Individualität der Quelle 
aufbewahrt.?2) Folgerichtig freilich verfährt U nicht einmal bei der 
Buchteilung: zur Pönitenz gehören dreißig Sätze in Buch I nicht, wohl 
aber II 7, 2. Unzucht, Diebstahl, Totschlag füllen zwar je ein Kapitel, 
kommen aber auch nachher zur Sprache. Unter „Pönitenz der Heiraten- 
den‘ (besser: eheliche Enthaltsamkeit, die aber noch an anderer Stelle 
vorkommt?), wird eingeschoben die Buße für Versäumung der Taufe 
des Kindes durch Eltern oder Priester. Bisweilen zerreißt Us Neuord- 
nung den Zusammenhang*) oder läßt den zum Verständnis notwendigen 
Anfang fort. — Mit „Trunkenheit“ hebt U an, vielleicht weil dies Laster 
in den Männerkonventen?) am häufigsten vorkam, wo die weltliche 
Gilde die Trinksitte des gemeinschaftlichen Mahles beeinflußte. Wie 
U überhaupt, so wurde dieser Beginn zum Muster für viele Beichtbücher. 
17. Theodors Gedanken darf man dort zu finden annehmen, wo 

A. zwei der Äste DGU inhaltlich übereinstimmen, oder B. erste Person 
Pluralis®) oder dritte Singularis spricht unter Nennung oder denknot- 
wendiger Ergänzung von Theodors Namen, oder C. der Brauch der Graec:”) 
römischem oder englischem oder Papstd:kretalen gegenübertritt, bis- 
weilen nur hinzuzudenken, meist aber gemäß den Ursprüngen des Ur- 
hebers vorangestellt, oder D. Basilius®), Gregor von Nazianz’), Justinian 
[wohl auch überall, wo Dionysius Exiguus1P)] benutzt wird, oder E. eigene 
Entscheidung den multi oder quidam widerspricht, di> anders meinen!!), 
oder F. zu dem durch zwei Äste gewährleisteten Stücke einer einen logisch 
dort erforderten Zusatz bietet!?), oder G. ein öffentlich geduldetes Heiden- 


1) Was. 60. Da GD gemeinschaftlich anders beginnen, ist Us Anfang sein 
eigen. 2?) Maassen 4 

3) 114,19. IT 12,3. Vonder Ehebrecherin I 14, 4 und II 12, 5. 12, 10£.; 
zauberischer Genuß von des Mannes semen = Blut zweimal: 17,3. 14, 15af. 

*#, Im Kriege Erworbenes verfällt teilweise der Kirche, Land und Fahr- 
nis G 153. = UIIL 14,7. I7, 2. 

8) Erst vier Sätze weit hinter trunkenen Geistlichen folgt der trunkene 
Laie. Vgl. II 7,1 en convivio inter sacerdotes. 

6) S. o. 8,404 Anm 4. 

7”) UI13 De reconciliatione fehlt zwar DG, hat aber dort Parallelen in 
II 8,3. 8, 5f. 11,7. Wie sehr der Griechengeist des Werkes noch dem Ab- 
schreiber einleuchtete, beweist Kolophon hinter Hs. D Fecamp: Expliciunt 
gudicia Theodor: Graeci. — Nicht immer sind die Griechen genannt; z. B. 
DU II 5, 1 nur secundum Romanos; G hinter U II 5, 4: secundum Romanos 
aon; haec provincia 113,4. IL 6,8. 

8), 12,7. 2,17 8,14. 14,3 14,6. 14,14. II 7,3. 12, 6. 12, 36. 

9) IT 4,4. 10) S. 0.815 2. Sf. 1) S. 0. S 404 Anm. 4. 

12) Nur der bloß einmal Verheirateten erlaubt Scheidung und neue Ehe 
DGU II 12, 24, falls der Mann nach ihrer Gefangennehmung durch den Feind 
wieder geheiratet hat. Auch für den Fall seiner Verknechtung trifft jene Ein- 
schränkung U 12, 8: wohl Theodorisch. 
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tum noch bestehend erscheint. was, namentlich in Canterburys Um- 
gebung, eher’ zur Zeit um 675 als um 705 paßt!), oder endlich — dies 
aber nur mit Wahrscheinlichkeit — H. wo ein zwar nur durch D oder G 
oder U bezeugter Kanon einerseits dem von Theodors Kirche Bekannten 
nicht widerstreitet, und andererseits kein Grund erhellt, weshalb ein Schrei- 
ber den Satz eingeschmuggelt haben sollte. 

Mit Unrecht schreibt Stubbs?) gemäß Kompilatoren frühen Mittel- 
alters Theodor zwei andere Sätze zu: Wer Vater oder Mutter austreibt, 
büße so lange, wie er solche Ruchlosigkeit geübt. Cummean bringt 
dies unter Theodors Namen, aber seine Quelle, eine Handschrift und 
Poenitentiale Parisiense ohne ihn.?) Auch bietet Theodor sonst weder 
einen ähnlichen Fall noch diese Art der Pönitenzbemessung nach der 
Sündendauer. — Der andere angebliche Kanon Theodors steht im Vali- 
cellanum II; er bestent aus zwei einander inhaltlıch fremden und in 
anderen Hss. nicht verbundenen Sätzen: die erste Hälfte gegen Selbst- 
verstümmelung begegnet in acht anderen Beichtbüchern?), die zweite 
gegen Frauenraub in fünf°): nirgends als theodorisch. Ummöglich, daß 
jenes späte Poenitential allein den Urheber richtig angab. 

Nur als Englands Kirchenbrauch a temporibus Vütaleani et T’heodori 
Dorobernensis, nicht aber als einen der (von ihm benutzten)®) Canones 
des letzteren, fordert Egbert von York 12 dies in veiunvis ante Natale?); 
UDG verlangen vierzig. 

Nur aus Theodors Synode zitiert Zacharias®) decretum, sine in- 
vocatione Trinitatis gelte Taufe nicht; der Sinn entspricht den Canones 
Theodori anderen Zieles.?) - 

Von Theodor über die zum Aderlasse günstige Mondeszeit einen 
Ausspruch gehört haben wilt Johann von York, laut Beda.1°) Ein medi- 
zinischer Volksglaube steckt in den Canones.!!) 

18. Der künftige Herausgeber der Canones Theodori verzeichne 
zunächst die Hss. der Äste von T aus den vielen seit Was. erschienenen 
Katalogen. Wahrscheinlich werden sich Zwischenstufen zwischen DGU 
und Us Hss. ergeben, die obigen Stammbaum vermehren oder berich- 
tigen.?) Er drucke D und G je in der Ordnung der Hs. und dann noch- 


1) Kinder, vor der Taufe von nicht ehelicher Frau erzeugt, gelten nicht 
als ehelich und erben nicht U 114, 2, einen auch durch G bezeugten Kanon „ 
über Heidenehe fortsetzend. 

2) S. o. 8. 393 Anm, 12; vgl. 0.88 2.5 und $ 10 Z. 32. 

3) Ed. Was. 476. 416; Schmitz II 233. 326. 620. 

4) Merseburg, Paris, Fleury, Burgund, Sanktgallen, Bobbio, Cummean, 


Halitgar. 
5) Schmitz 1739 s. v. Raub. Vgl. 0. $1 Anm. 8f, °) S.0.$ 12. 
?) Ed. Stubbs III 413; UI 14,1. 8) S. 0. $2 Anm. 9. 


®2) GUI5. 6. 14, 28, wo in no. Tri. sogar fehlt. 

10) Plummer, Bede II 275; o. S. 402 Anm.3, 1)S 0o 85 Ende. 

12) Ich konnte vor einem Menschenalter a. b. Q und 1921 H nur ganze 
obenhin ansehen. — Canones Th. de pen. enthielt eine Hs. zu Glastonbury; 
Poole, Bale’s Index Britann. script. 514. Die Hs. Stowe 832, einst Ashburn- 
ham, gehört jetzt British Museum. — Hs. Arundel 201, im Brit. Mus, vom 
13. Jahrhundert zitiert im Poenitential den Theodor. — Hs. Eton College 189, 
Papier, scheint aus C kopiert. 
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mals zerstückt in Teile zweıspaltig links neben U, so daß man neben Us 
Kanon immer jene, meist ursprünglichere, Form finde. Er vergleiche 
Us Benutzer, die bisweilen seitenlang Theodor folgen, aber auch äurch 
Einen Satz die Klassifikation vielleicht fördern können. Den archetypen 
Ausdruck des Stammes, von dem aile Äste entsprossen, erwarte er rauh 
und barbarisch zu finden und leite ihn lieber aus dem Hirne des un- 
bekannten Angelsachsen Eoda als von dem gelehrten Graeco-Latinus her. 
Er weise die Quellen nach und bezeichne durch Typenkleinheit, was T 
wörtlich aus ihnen schöpfte. Er unterscheide, was Theodor, was den 
Sammlern und wäs den Abschreibern seit dem 8. Jahrhundert gehört. 
Im Anhange lege er dar, was das Mittelalter Theodor zuschrieb und mit 
welchem Rechte, ohne doch etwa Pseudo-Theodor!) hier, wo er nicht 
hingehört, abzudrucken. 

‚ Die Aufgabe ist des Schweißes der Edlen wert: sie brächte uns 
die einzige literarische Hinterlassenschaft des seinerzeit berühmtesten 
Kirchenfürsten, das früheste Schriftwerk der englischen Kirche, das 
für die Gattung der Bußbücher Epoche machende Muster und eine be- 
deutende Quelle für Recht, Sitte und Brauch, besonders kirchlichen, 
der Griechen und Britanniens kurz vor Untergang des Heidentumes. 
Die Geschichte Englands, des Katholizismus, besonders des Kirchen- 
r>chts?), der Literatur, ja der Kuutur allgemein wird Vorteil ziehen 
aus zuverlässiger Herstellung der Canones Theodori. 

Berlin. F. Liebermann. 


[Das Eigenkirchenwesen in England.] Schon vor Jahren ver- 
lautete, Heinrich Boehmer, der seinerzeit sein grundlegendes Werk 
über Kirche und Staat in England und in der Normandie, Leipzig 1899, 
noch ohne Kenntnis und Berücksichtigung des Eigenkirchenrechts ver- 
faßt hatte, sei mit einer Spezialarbeit über das englische Eigenkirchen- 
wesen beschäftigt (vgl. Ulrich Stutz, Arianismus und Germanismus, 
Paul Hinnebergs Internationale Wochenschrift IIT 1909 Sp. 1577 
wit Anm. **). Nunmehr ist diese unter der Überschrift „Das Eigen- 
kirchentum in England“ als Beitrag zu der „Texte und Forschungen 
zur englischen Kulturgeschichte‘ betitelten Festgabe zu Felix Lieber- 
manns siebzigstem Geburtstage, Halle 1921, S. 301—353 erschienen. 
Das ist sehr zu begrüßen. Wohl hatte man inzwischen z. B. durch den 
auch erst nachträglich auf das Eigenkirchenwesen aufmerksam geworde- 
nen Felix Liebermann, Die Gesetze der Angelsachsen II2, Halle 1912, 
Rechts- und Sachglossar S. 383, 539f. unter „Eigenkirche“ und ,‚Kirchen- 
herr“ und dann namentlich durch Julius Hatschek. Englische Ver- 
fassungsgeschichte, München 1913 S. 147f., 249ff., 308. u. A. eine 
gewisse Bestätigung tür die von mir und Anderen, insbesondere von 


mm 


1) S. 0. $1 letzte Z. 

2) Das in Sklaverei, Rache, Ehe und Eid das weltliche auch angeht. 
Zur Diebstahlsbuße — zwiefach wenn Bestohlener Laie, vierfach wenn eine 
Kirche — vgl. meine Gesetze der Agsachs. II 337 n. 11. 
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Frederick Pollock and Frederic William Maitland, The 
history of English law before the time of Edward I., 2. edit. Cambridge 
1898 I p. 497 und Maitland, The corporation sole, Law Quarterly 
Review LXIV 1900 S. 1ff. vertretene Ansicht erhalten, daß das Eigen- 
kirchenwesen und das Eigenkirchenrecht bei den Angelsachsen und bei 
den Anglonormannen keine weniger bedeutsame Rolle gespielt habe 
als bei den übrigen germanischen, insbesondere auch beı den westgerma- 
nisch-deutschen und bei den nordischen Stämmen. Aber namentlich 
den Ausführungen von Hatschek klebte noch eine gewisse Zufälligkeit 
und Unabgeklärtheit an. Auch wurde ihr Wert durch Verallgemeinerun- 
gen, Übertreibungen und Schiefheiten einigermaßen beeinträchtigt. Da 
konnte nur eine gründliche Sonderuntersuchung durch einen Kenner 
der älteren englischen Kirchen- und Kirchenverfassungsgeschichte wie 
Boehmer Abhilfe schaffen, der imstande war, aus dem Vollen zu schöpfen 
und das altenglische Eigenkirchenrecht aus dem Ganzen der älteren 
englischen Überlieferung und Kırchengeschichte herauszuholen. 

Schon in angelsächsischer Zeit behandelten die Erzbischöfe von Can- 
terbury Kirchen auf ihren Manors auch außerhalb ihrer Diözese als ihre 
Eigenkirchen (propriae ecclesiae in einer Auskunft Bischof Wulfstans 
von Worcester, also vor 1095). Ebenso andere Bischöfe. Für sie stand 
es fest, daß Eigenkirchenrecht Diözesanrecht breche. 

Besondere Beachtung verdienen die Angaben des Domesdaybook 
von 1086. Obwohl diese Landesaufnahme mit Hilfe der Landpfarrer 
zustande kam, die gerade über die Kirchen und ihren Besitz am genauesten 
Bescheid wußten, war nach der maßgebenden Instruktion die Aufnahme 
der Niederkirchen nicht beabsichtigt. So wurden sie denn in Cornwall, 
Lancashire, Middlesex, Cambridgeshire, Oxfordshire, Bucks, Beds, Devon 
und Dorset grundsätzlich übergangen. In Kent, Sussex, Surrey, Hamp- 
shire und Berkshire hat man in dieser Hinsicht kein bestimmtes Prinzip 
befolgt, die ecclesiae und ecclesiolae bald übergangen, bald genannt, ja 
geiegentlich, wenn vergessen, sogar über der Zeile nachgetragen. Sorg- 
fältiger arbeiteten die clerks des Exchequer in deren Vorlagen offenbar 
die Kirchen verzeichnet waren, für Rutland, Hunts, Notts, Derbyshire, 
Yorkshire und Lincolnshne; hier nabm man, wie es scheint, die Nieder- 
kirchen mit vollem Bedacht auf. Für Ostanglien wurde sogar der Be- 
stand des Niederkirchenguts mit aufgenommen. Am besten gearbeitet | 
hat man für Suflolk; hier befolgte man den Grundsatz: alle oder keine, 
„Von Suffolk muß man ausgehen, wenn man sich ein Urteil über den 
status ecclesiae Anglicanae anno 1086 und anno 1066 bilden will.“ Da 
ist auch immer pünktlich bemerkt, wo Kirchen nach dem Tage ent- 
standen, „da Wilhelm kam“. Daraus ergibt sich, daß schon in dem 
1!/, Millionen Seelen zählenden Reiche Eduards, also zu angelsächsischer 
Zeit, die Zahl der Gotteshäuser erstaunlich groß war, insbesondere in 
den Städten. In letzteren muß es in dieser Hinsicht ausgesehen haben 
etwa wie in dem kirchenreichen Regensbu g und auf dem platten Lande 
wie nur irgendwo in dem noch heute mit Kirchen im Überfluß besetzten 
schwäbischen Ries. Gewiß waren es meist Holzbauten, war die innere 
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Ausstattung dürftig und ließ die Reinlichkeit zu wünschen übrig, wäh- 
rend von Land in der Regel etwa so viel zu ihnen gebörte, als ein Halb- 
oder ein Vollbauer oder wenigstens ein Fünfackermann, ein Kötter, 
besaß, im alten sächsischen und mercischen Rechtsgebiet, wo die Kirchen 
königlich oder im Besitze großer Herren waren, dagegen weit mehr. 

„Daß nun diese Kirchen samt und sonders echte, rechte Eigen- 
kirchen waren, braucht nicht erst bewiesen zu weıden.‘“ Für die städti- 
schen ergibt es sich ohne weiteres. Auf dem Lande steht dasselbe da, 
wo sie gleich den Mühlen einfach als Zuhehör des Dominiums, als Fron- 
hosskirchen erscheinen, ebenfalls fest. Aber auch die ostanglischen 
Dorf- und die Tunkirchen waren Eigenkirchen, schon weil die pia causa, 
die Anstalt dem damaligen Rechte noch unbekannt war und es selbst 
nach der Bildung’der corporation sole and aggregate im 13, Jahrhundert 
noch geraume Zeit dauerte, bis die tunkirke unter diesen Begriff ge- 
bracht wurde. 

Die Kirchen werden denn auch wie Mühlen gekauft und verkauft, 
verschenkt, verpfändet, vererbt, und zwar auch nach Teilen. Im Domes- 
daybook finden sich nicht weniger als 187 halbe, Drittels-, Viertels-, 
Fünftels-, Sechstels-, Achtels- und Zwölftelskirchen, und zwar so, daß 
diese Teilungen oft nachweisbar bis in die Zeiten König Eduards zurück- 
reichen. Die Nutzung, d. h. der,an den Herrn zu entrichtende Zins, 
zerfiel in ebensoviele Teile. Dabei waı der Kirchenzins noch unter angel- 
sächisscher Herrschaft von Obrigkeits wegen für das ganze Reich regu- 
liert worden. Wahrscheinlich unter Knut, der dem Drängen der Grund- 
herren, die Kirchen z’nspflichtig zu machen, nachyab und einen Höchst- 
zins von 2 Denaren pro Acker festsetzte. Vielleicht schon vor dem fränki- 
schen Aachener Kapitular von 818/19 war in England ein unveräußer- 
liches und abgabenfreies Existenzminimum von einer Hufe gesetzlich vor- 
geschri»ben worden. Zu entrichten war der Zins lediglich vom Acker- 
land, nicht auch von der geistlichen Gerechtsame der Kirchen. Der 
gesetzlich anerkannte Seelschoß, die sepultura, die auf Gewohnbeit 
beruhenden Stolgebühren, die Oblationen und Almosen sowie der Zehnt 
fie'en vor 1066 dem Pfarrer zu, der davon ?/, für sich, ?/, für die Instand- 
haltung der Kirche und für Almosen zu verwenden hatte. Bezahlt machte 
sich der Herr der Kirche bei deren Leihe, bei der er einen introinus eccelesiae 
erhob, was für den Geistlichen den Vorteil bot, daß er nun nicht mehr 
so leicht von der Kirche entfernt werden konnte, vielmehr auf sie ein 
klagbares Recht erwarb (?). Sonstige Dienste begegnen selten. Wohl 
aber der Sterbefall bzw. die Spolien. Doch das, wie die Unfreiheiv der 
Eıigenkirchenpriestei, begegnet mehr nur in dem halbkeltischen Westen, 
in Devon, Sommerset, Cornwall. Im übrigen England konnten anders 
als in der knechtereichen Normandie die Grundherren sıch nicht mehr 
so leicht unfreie Geistliche leisten :?). Überhaupt gebt bei den laikalen 
Eigenkirchenherren die Herrschaft über die spiritualia nicht so weit 
wie anderwärts. Dies eben darum, weil die Geistlichen hier fast durch- 
weg Freie, ceorlas waren. Darum auch die vielen Erbpfarreien und die 
Tendenz, den Priesterstand aus einem freien Berufsstand ın einen erb- 
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lichen Geburtsstand zu verwandeln. Der Pfarrer war entweder Eigen- 
tümer oder erblehenberechtigt und stand wirtschaftlich und sozial besser 
als auf dem Festland. Er stellt sich dar als ein gehobener Bauer mıt ge- 
wissen geistlichen Fertigkeiten in ziemlicher Unabhängigkeit vom Herrn, 
von der Gemeinde und vom Bischof. 

Der bischöfliche Einfluß in spiritualibus war bedingt „durch den 
Einfluß, den die Bischöfe als Grundherren, ständige Beisitzer des Graf- 
schafts- und Hundertschaftsgemots und ständige Mitglieder des Witena- 
gemots in temporalibus“ besaßen. „D. i. der Rechtsverband der Diözese 
ist faktisch so gut wie aufgelöst, der Bischof nicht mehr ein Bischof 
im Sinne des katholischen Rechts. Sowohl seine Regierungs- wie seine 
Weibegewalt wird nur da noch unbestritten respektiert, wo er der Kirch- 
herr ist‘, aber auch überall da, gleichviel wo die Kirchen, die ihm gehören, 
liegen, ob in seiner eigenen oder in einer fremden Diözese. Sonst hat 
er nur noch das Recht, am Gründonnerstag das Chrisam zu weihen, 
wofür von den Pfarrern eine seit ca. 925 auch durch das weltliche Recht 
anerkannte Abgabe entrichtet werden muß. 

Dabei hat das Eigenkirchentum auch der Hochkirchen, der Bis- 
tümer und Erzbistümer, sich bemächtigt, über die der König fast wie über 
niedere Eigenkircherf verfügt. Richtig bemerkt Boehmer, daß damit 
Hand in Hand ging eine Abwandlung des kirchlichen Amtsbegriffs, in 
dem das officium zurück-, das beneficium in den Vordergrund trat. Nur 
heißt es die Dinge auf den Kopf stellen, wenn er dadurch die Rezeption 
des Eigenkirchentums erst ermöglicht werden läßt. Das Umgekehrte 
ist richtig. Das Eigenkirchenrecht mit seiner Behandlung der Kirche 
als einer bloßen Sache, nicht als einer Amtsstelle bildete die Grundlage 
für die Umwandlung seines Komplements, des Dienstes, aus einem Amt 
in ein Leiherecht mit gewissen Pflichten. 

Was nun Alter und Ursprung des englischen Eigenk.rchenwesens 
anlangt, so wird schon in den Gesetzen König Aelfreds 21 vorausgesetzt, 
daß alle Kirchen gekauft werden; die Eigenkirche ist also Ende des 
9. Jahrhunderts bereits da. Von Königen und Großen gestiftete Eigen- 
kirchen, natürlich aus Holz, muß es aber schon im 7. Jahrhundert ge- 
geben haben. Daß das Konzil von Clovesho 747 «.% die Aufsicht und 
die Synode von Chelsea 816 c. 2 die Weile für den Bischof in Anspruch 
nahm, zeigt, daß die Kirchherren sich oft genug eigenmächtig über die 
bischöflichen Rechte hinwegsetrten. So läßt sich mit Grund vermuten, 
daß „das Eigenkirchentum in England bis zur Bekehrungszeit zurück- 
reicht“. Sogar das Eigenkloster- und Eigenbistumsrecht war schon im 
Schwange. Wie viel mehr muß an den Niederkirchen das dominium, das 
sich allerdings im Laufe der Zeit dann noch steigerte, bedeutet haben ? 
Ich übergehe, was Boehmer über den Ursprung vermutet. In rechtlicher 
Hinsicht sind seine Ausführungen über diesen Punkt nicht ganz durch- 
sichtig und, wie mir scheint, auch historisch nicht begründet. Jedenfalls 
habe ich weder behauptet, daß das Recht der altnordischen und alt- 
isländischen Eigentempel auf die Privatki:chen (außerhalb des Nordens) 
übertragen worden sei — vielmehr handelt es sich dabei hier wie dort 
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um eine ganz selbständige, aber parallele Entwicklung aus dem Haus- 
priestertum des germanischen Hausvaters und um einen durch dıe Ver- 
legung in eigene Gebäude bedingten Übergang von der Munt zur Gewere 
— noch daß die in ganz anderer Lage befindlichen und mit der Christia- 
nisierung verschwundenen Haupt- oder Reichstempel vorbildlich gewesen 
seien. Mit dem Eigentum des Heiligen läßt sich für diese Zeit nicht 
operieren; es ist selber erst ein späteres, zur Erklärung der den Germanen 
unfaßlichen Rechtspersönlichkeit der großen Kirchen entstandenes Ver- 
legenheitsprodukt; vgl. Hermann Nottarp, Die Bistumserrichtung 
in Deutschland im achten Jahrhundert, Kirchenrechtliche Abhandlungen 
H. 96, Stuttgart 1920, S. 194ff., 212f. Auch muß ja Boehmer s Ibst 
zugeben, daß oft genug in den Altarmensen der niederen Eigenk:rchen 
Reliquien nicht niedergelegt wurden. Ich komme an anderer Stelle dem- 
nächst auf diese Dinge zurück. Noch weniger ist für diese Zeit mit der 
tutela usufructuaria des deutschen Rechts anzufangen. Man wird also 
doch wohi auch für diese älteste Zeit die Eigenkirche 3,n7 so hinnehmen 
müssen wie die Eigenmühle, worauf ja schließlich auch Boehmer wieder 
hinauskommt. Das Verbot, sie wieder zu zerstören oder einmal an sie 
pertinenziertes, ihnen gewidmetes Gut ihnen wieder zu entziehen, hat sich 
erst sehr langsam durchgesetzt und ist nichts weiter als eine Übertragung 
des altkirchlichen Veräußerungsverbotos auf diese Kirchen. Erst dadurch 
wurde dann eine Verschiedenheit ihrer Rechtslage gegenüber derjenigen 
der Mühlen bewirkt. _ 

Zum Schlusse verfoıgt Boehmer noch die Schicksale des Eigen- 
kirchenrechts unter der normannischen Herrschaft und in späterer Zeit. 
Das normannische Eigenkirchenrecht war massiver. Infolgedessen ver- 
schärfte sich in England die Eigenherrschaf: über Kirchen nicht unerheb- 
lich, Zehnt und Kirchenschoß wurden jetzt mit in die Kirchennutzung 
bineingezogen, freilich auch oft genug samt den Kirchen an Klöster 
geschenkt. Weitaus den größten Eigenkirchenbesitz hatte nunmehr 
der König. Auf der anderen Seite waren aber auch die normannischen 
Prälaten aus härterem Holze. Sie setzten eine Beschränkung des Eigen- 
kirchenrechts ungefähr in der Art durch, wie sie durch die fränkische 
Eigenkirchengesetzgebung erreicht worden war. Ihre Härte, die die 
Position des Königs stärkte, zeigte sich aber auch gegenüber Rom. Trotz 
der bekannten Dekretalen Alexanders III. wurde der Satz, daß das ius 
patronatus als spirituali annexum vor die geistlichen Gerichte und unter 
die weltliche Gesetzgebung gehöre, nie anerkannt. Über ein Drittel 
der englischen Pfarrkirchen wurden ferner im Laufe der Zeit appropriert, 
d. h. pleno und bisweilen plenissimo iure inkorporiert. Und die laikalen 
Kircheneigentümer blieben in der Ausbeutung der Eigenkirchen zu ihrem 
Nutzen nicht zurück. Die Rezeption des kanonischen Rechtes bedeutete 
in England noch weniger als anderswo einen Bruch mit den eigenkirchen- 
rechtlichen Überlieferungen und Praktiken; statt wie anderwärts eine 
congrua im Sinne eines Existenzminimums wurde hier sogar vielfach 
eine congrua im Sinne eines Höchstgehalts festgesetzt, das nicht über- 
schritten werden durfte, vgl. nunmehr dazu auch Julius Bombiero- 
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Kremenac, Geschichte und’ Recht der portio congrua, diese Zeitschrift 
X1.II 1921 Kan. Abt. XI 8. 85ff. mit 59£. Und ähnlich wie seinerzeit 
die normannische Eroberung wirkte auch die Reformation: „sie brachte 
die Kirchen in andere Hände, aber sie schuf sich für sie nicht ein neues 
Recht.“ Sie verschärfte im Gegenteil dadurch die Situation, daß sie 
es „Laien ermöglichte, als Rektoren, d. i. Pfarrer in großer Zahl appro- 
'priierte Pfarren der säkularisierten Klöster als frei veräußerliches und 
vererbbares Eigentum zu erwerben“, sich damit die Nutzung derselben 
abzüglich eines kleinen für die Bedürfnisse des Gottesdienstes abzeson- 
derten Vermögensteils zu sichern sowie die freie Bestellung des mit der 
Verwaltung der spiritualia betrauten Vikars. Heute wirkt allerdings 
der Bischof mit. Aber ganz verschwunden sind weder die donatives 
noch die Laienrektoren. Das und die Tatsache, daß in England vicar 
geradezu Synonym für Pfarrer geworden ist, legt beredtes Zeugnis ab 
von der Großmachtstellung, die das Eigenkirchenrecht in der kirch- 
lichen Entwicklung Englands von ihren Anfängen bis auf den heutigen 
Tag eingenommen und behauptet hat. „Nirgends haben eben die alten 
germanisch-rechtlichen Anschauungen, die in dem Eigenkirchentum und 
den eben genannten Erscheinungen ihren charakteristischen Ausdruck 
gefunden haben, so zähe sich behauptet wie hier, nirgends auch so 
tiefe Spuren in den kirchlichen Zuständen und in der Kultur der Nation 
hinterlassen. Noch heute ist in der eigenartigen Gestaltung des kirch- 
lichen Stellenbesetzungs- und Vermögensrechts ihr Einfluß deutlich zu 
erkennen.“ 

Dieser grundlegenden und in der Hauptsache abschließenden Unter- 
suchung Boehmers habe ich fürs erste nichts hinzuzufügen. Sie ergänzt 
die seinerzeit mit voller Absicht auf das Festland beschränkte Darstellung 
meiner Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens aufs beste Was 
uns nun zunächst nottut, ist eine ebensolche Spezialarbeit über das 
suevisch-westgotisch-potugiesisch-spanische Eigenkirchenwesen; die Di- 
plomataabteilung, aber auch die übrigen Teile der Portugaliae Monu- 
menta historica enthalten dafür reiches Material und Anton %itel 
in Freiburg i. Br. hat auf einer zu diesem Zwecke unternommenen Reise 
nach Spanien, auf der ihm Eduardo de Hinojosa den Zutritt zu 
mehreren Kirchenarchiven verschaffte, dafür eine so reiche Ernte ein- 
gebracht, daß ich die Hoffnung nicht aufgebe, es werde uns doch noch 
die seinerzeit (Arianismus und, Germanismus a. a. O. Sp. 1575 Anm. *) 
angekündigte Sonderdarstellung bescheren. Endlich müßte noch unter 
genauester Berücksichtigung der bisherigen Ergebnisse der Eigenkirchen- 
forschung, insbesondere auch meiner Studie über das Eigenkirchen- 
vermögen (Gierke-Festschrift, Weimar 1911, S. 1187££.), das früher von 
Konrad Maurer wiederholt behandelte nordische Eigentempel- und 
Eigenkirchenrecht einer erneuten Bearbeitung unterzogen werden. Jeden- 
falls aber lehren schon allein Boehmers Ergebnisse für England, was 
von den neuerlichen Angriffen von Hans v. Schubert und Alfons 
Dopsch auf meine Eigenkirchen,‚theorie‘‘ oder vielmehr auf die klaren 
Aussagen der Quellen über diese Dinge zu halten ist. Ich habe bisher 
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dazu geschwiegen, möchte aber hiermit feststellen, daß das nur ge- 
schehen ist, weil für den, der gewissenhaft das bisher Beigebrachte sich 
vergegenwärtigt, eine bloß polemische Neuerörterung dieses Gegenstandes 
sich wirklich nicht lohnt, und weil ich meine Zeit und Kraft lieber nütz- 
lichaen Aufgaben zuwandte. Doch werden mir neue Forschungen über 
das Eigenkirchenrecht, die ich in allernächster Zeit vorlegen zu können 
hoffe, die Gelegenheit geben, nebenbei aucb jene Angriffe abzuweisen, 
und zwar so, daß von ihnen nichts, aber auch rein nichts übrigbleiben wird. 


Ulrich Stutz. 


[Parochus.] Mit unseren Belegen für diese Form waren wir bisher 
(diese Zeitschrift, German. Abt. XXI 1900 S. 131 Anm. 5, Kan. Abt. I 
1911 S.313E., II 1912 S. 344, III 1913 8.495 f., IV 1914 S. 497£., 
VI 1916 S. 405f., IX 1919 S. 314ff.) mit freundlicher Unterstützung 
von verschiedenster Seite für Deutschland bis 1493 rückwärts vorgedrun- 
gen, für welches Jahr Gerhard Kallen und Eugen Stolz (vgl. Kan. 
Abt.1 8.315 und III S.495) in der Concordia inter episcopum Con- 
stantiensem et praelatos exemptos et non exemptos Helvetiae vom 
27. Juli 1493 (Geschichtsfreund der V Orte XXXILH 1878 S. 45ff.) mehrere 
Anwendungsfälle feststellten, und für Spanien bis in die erste Hälfte 
des 15. Jahrhunderts (Kan. Abt. I 8.315, III S. 495 nach Eugen Stolz, 
Tübinger Theologische Quartalschrift LXXXIX 1907 S. 443ff., XCV 1913 
8.193ff.). Auch konnten wir die Übernahme aus dem Humasistenlatein 
für wahrscheinlich erklären, in dem die Form im Zusammenhang mit 
der erneuten Lektüre des Cicero und namentlich von Horaz aufgekommen 
zu sein scheint, die ein parochus von anderer Herkunft und Bedeutung 
ebenso kannten wie die Legisten ein solches aus 1. 239 82 D. de verborum 
significatione 50, 16 und aus einem Scholium zu Justinians Novelle 7 
(Ernst Mayer, Kan. Abt. IX 8.315). Die 1489 erstmals gedruckte 
epistola de miseria curatorum kennt parochus noch nicht, spricht viel- 
mehr von den Pfarrern immer nur als von plebani, curatores, pastores 
(Albert Werminghoff, Kan. Abt. VI S. 405f.). 

Nun macht mich Werminghoff darauf aufmerksam, daß der 1455 
zu Endingen im württembergischen O.-A. Balingen geborene Augustin 
Tünger. Prokurator des Fürstbischofs von Konstanz, aber auch im 
Dienste des württembergischen Grafen Eberhard im Bart, in seiner 
Erstlingsschrift Fasetiae, die er 1486, wahrscheinlich in Konstanz, jeden- 
falls aber am Bodensee verfaßt hat, und der er für den Grafen Eberhard 
eine deutsche Übersetzung beifügte, n. 51 (bei Adalbert v. Keller, 
Augustin Tüngers Facetiae, Bibliothek des Literarischen Verems in 
Stuttgart CXVIIL 1874 8.73) schrieb: Est consuetudo in aliquot locis 
Geermaniae, quod sacerdotes parrochi, quos plebanos dicunt, ad calendas 
Ianuarias ... aliquam faceciam pro templis disserant, zu deutsch 
(ebenda S. 150): „Es ist ain gewonbhait an etlichen orten in tütschen 
janden, das die pfarrer uff den nüwen-jars-tag. . . . etwas schimpffred 
sagen.“ Dem ‚‚Pfarrer‘‘ des deutschen Textes entspricht sonst im Latei- 
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nischen einfach sacerdos z.B. in n. 31, 52 (S. 118 mit 44, 152 mit 74). 
In der oben mitgeteilten Stelle will Tünger offenbar das ungewöhn- 
liche parrochi erklären. Hat v. Keller die betrefiende Stelle in dem 
einst dem Kloster Weingarten gehörigen, jetzt in der Landes- bzw. 
Hofbibliothek in Stuttgart befindlichen Handschrift richtig gelesen, so 
kämen wir damit, und zwar wiederum für das Konstanzer Bistum, um 
sieben Jahre mit dem ältesten Beleg weiter hinauf. Tünger hatte an 
der Universität Erfurt studiert (n. 47, S. 67, 143). Auch hier ist also 
Übernahme aus der Gelehrtensprache nicht ausgeschlossen. 

Auch im Briefwechsel des Zürcher Reformators Ulrich Zwingli 
(Sämtliche Werke, herausg. von Egli-Finsler-Köhler VII=Corpus 
Reformatorum CXIV, Leipzig 1909) begegnet parochus, worauf 
Walther Köhler mich aufmerksam zu machen die Freundlichkeit 
hatte: S. 304 Nr. 134. Am 19. April 1520 schreibt Johann Jakob Ammann 
von Zürich aus Mailand, wo er damals die leges civiles studierte, an 
den Reformator: Parrocho Vesennio (Gregor Bünzli in Wesen, jetzt 
Kt. St. Gallen) ... unice amicus esse cupio. $. 422 Nr. 167 adressiert 
aus Konstanz am 7. Januar 1521 Johann Alexander Brassicanus (Köl), 
Sohn eines schwäbischen Schulmannes, 1517 in Tübingen magister 
artium, 1518 poeta et orator laureatus, zuletzt Professor der Rechte 
und des Griechischen in Wien, einen Brief: Vdalrico Zuinglio, Duregi 


parocho. Ulrich Stutz. 


——n nn 


[Höchstes Regal.] In einer in den Sitzungsberichten der preußi- 
schen Akademie der Wissenschaften, Phil.-hist. KL. 1922 S. £ff. gedruckten 
Abhandlung suchte ich zu zeigen, daß die seit dem 17. Jahrhundert 
hergebrachte, durch die reformierte Geschichtschreibung (Daniel Hein- 
rich Hering!) und Publizistik, vaterländisches Empfinden und vor allem 
durch die Entwickelung seit dem Großen Kurfürsten beeinflußte, bis 
heute ganz allgemeine Auffassung, Kurfürst Johann Sigismund von 
Brandenburg habe bei seinem Übertritt vom lutherischen zum refor- 
mierten Bekenntnis im Jahre 1613 auf die Anwendung des Reformations- 
rechts verzichtet und seine lutherischen Untertanen aus freien Stücken 
bei ihrem Glauben gelassen, irrig sei und nicht nur mit den Nachrichten 
über dieses Ereignis, sondern auch mit den Umständen desselben und 
dem Geiste jener Zeit durchaus im Widerspruch stehe. Das Recht des 
Augsburger Religionsfriedens, der 1613ff. noch in voller Kraft stand, 
gestattete nicht einmal den Übertritt zum reformierten Bekenntnis, 
geschweige denn die Anwendung des Religionsbannes zu seinen Gunsten. 
Eine dies Recht abändernde Praxis war kaum erst im Werden, jedenfalls 
aber noch nicht anerkannt. Der Versuch, den der Kurfürst machte, 
die Untertanen mit Güte zu gewinnen, war zwar mit der wiederholten 
Versicherung verbunden, die Freiheit des Gewissens achten zu wollen, 
scheiterte aber trotz starken Druckes am Widerstande der Landstände.!) 


1) Über die Entwickelung unter Johann Sigismunds Enkel, dem 
“Großer Kurfürsten, vgl. jetzt Walther Friedensburg, Kurfürst Friedrich 
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Die Behauptung, dem Kurfürsten stehe dabei eigentlich das Reformations- 
recht zu, ist gleich dem Reformiertenedikt vom 6. Februar 1615 lediglich 
eine Verschleierung der Niederlage, die der Kurfürst mit seinem Refor- 
mationswerk in dem Landtagsabschiede am Tage zuvor erlitten hatte. 
In diesem Revers vom 5./15. Februar 1615 (bei Christian Otto 
Mylius, Corpus constitutionum Marchicarum, Berlin und Halle 1737 f. 
VI Nr. 79 p. 257ff.) findet sich nämlich bei der Zusage, Se. Kurfürst. 
Gnaden werden selbst da, wo sie den Kirchenpatronat haben, dieser also 
landesherrlich sei, niemandem, nämlich weder einer Stadt noch einer 
Kommune noch einem Dorf „verdächtige und unannehmliche“, d. h. natür- 
lich reformierte oder zum reformierten Bekenntnis hinneigende Prediger 
wider Willen aufdrängen, der Zusatz: „ob sie sich -woll sonsten der ein- 
fuhrung der Religion, alß des hochsten Regaals frey vnd ohn Limitation, 
vermöge aller Rechte, gebrauchen köntten.“ Daß „höchstes Regal‘ 
hier Reformationsrecht bedeutet, ist zweifellos und immer angenommen 
worden. Daß der Passus und mit ihm diese Bezeichnung im letzten 
Augenblick, am 3. oder 4. Februar 1615, durch den Vizekanzler Friedrich 
Pruckmann in Gestalt eines Einschubs in seinen eigenhändigen Entwurf 
des Reverses hineingekommen ist, habe ıch a. a. O. S. 18 nachgewiesen. 
Woher aber bezog ihn dieser? Nicht aus seinem 1587 veröffentlichten 
Tractatus de regalibus, der nichts Derartiges enthält. Auch nicht aus 
dem ausführlicheren von Regnerus Sixtinus, der 1617 bereits in zweiter 
Auflage erschien, und uns wenigstens sagt, daß Regale für das deutsche 
„Herrlichkeit“ gebraucht wurde. Vielmehr scheinen einige von Anderen 
und von mir zufällig aufgespürte Belege darauf hinzudeuten, daß die 
Bezeichnung unmittelbar auf den mit Johann Sigismund nahe befreun- 
deten und gerade 1613 in engster Beziehung zu dem Brandenburgischen 
Kurfürsten stehenden Landgrafen Moritz von Hessen und dessen Um- 
gebung zurückgeht, Denn von diesem ist der Ausspruch überliefert: 
„Die Freyheit in ee ist der Stände (nämlich: des Reiches) 
höchst und fürnemstes regale.““ Dies Diktum aber scheint wieder her- 
geleitet zu sein von einer Korrektur in einem pfalz-neuburgischen Gut- 
achten von 1555 (nicht von 1553, wie bei mir a.a. O. S. 20 steht), die 
nach Gustav Wolf wahrscheinlich von einem vertrauten Rate Ott- 
heinrichs von der Pfalz herrührt.!) Sie sagt: „Jede Obrigkeit muß Ord- 


Wilhelm von Brandenburg und die Wittenberger Theologen, Festgabe für 
Karl Müller, Tübingen 1922 S. 228 £f, 

1) Ich "benütze die Gelegenheit, um, von Herrn Geheimrat Prof. Moriz 
Ritter freundlichst darauf Sufmerksarm gemacht, nachzutragen, daß auch 
dieser ‚Der Untergang Wallensteins“, Historische Zeitschrift XCVII 1906 
S. 237H., besonders $. 262 und Göttingische Gelehrte Anzeigen 1905 S. 206 
mit Anm. 2 sich mit dem Ausdruck ‚„Höchstes Regal“ beschäftigt hat, und 
« daß bei mir 8. 26 2. 22 statt Oberhessen Oberpfalz” zu lesen ist. Auch bitte 
ich S 38 2.28 das: In vor Anno zu streichen. Carl Schmitt-Dorotig, 
Die Diktatur, München 1921 ist auf andere Erwähnungen des ‚„Höchsten 
Regals‘“ als den Göllersdorfer Vertrag mit Wallenstein von 1632 nicht ein- 
gegangen, und deutet für diesen S. 88, 90£f. den Ausdruck wie Wolfgang 
Michael auf ein Kurfürstentum, jedoch mit der Begründung, es sei die nächst 
dem Regnum, dem Königtum höchste dignitas regalis oder feudalis gemeint. 
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nung in iren Kirchen der hailigen Religion halben als dem höchsten 
Regal halten.“ ; . 

Seither hat mich Herr Archivdirektor Dr. Melle Klinkenborg 
darauf hinzuweisen die Freundlichkeit gehabt, in dem neumärkischen 
Landtagsabschied von 1602 (beiMylius a. a. O. Sp. 177£.) habe Kurfürst 
Joachim Friedrich von Brandenburg von dem neuen Zoll des zur Achse 
aus den Kurlanden ausgeführten Korns, den die Stände aufgehoben 
haben wollten, bemerkt: „Dieweill es aber ein sonderlich vndt fürneme 
Regalstücke Vnsers gantzen Churfürstenthumbs, welches Vnser löblicher 
Herr Großvatter Churfürst Joachim der andere dieses nahmens von der 
Röm: Keyß. Mayst. mit bewilligung des gantzen Üollegir ob bene merita 
erlanget, auch seithero in diesen vndt anderen Vnsern Landen gebreuch- 
lich gewesen, Alß können wir vnß dessen keinesweges begeben.“ Und. 
ganz mit denselben Worten, nur in etwas erweiterter Fassung wird dieser 
Ausfuhrzoll auch in Kurfürst Johann Sigismunds Landtagsabschied und 
Revers für die neumärkische Landschaft von 1611 (Mylius VI Sp. 220) 
aufrechterhalten. Hier ist wenigstens von einem besonderen und vor- 
nehmen Regalstück die Rede und als solches die vom Reiche zugestandene 
Ausfuhrzollherrlichkeit bezeichnet. Vielleicht gelingt es, noch ähnliche 
Belege und auch weitere für „Höchstes Regal‘ aufzufinden. Ich wäre 
für die Mitteilung solcher zum Zwecke der Nachtragung an dieser Stelle 
sehr dankbar. Jedenfalls bestätigt das Obige die Deutung von singulare 
oder praecipuum oder nobile ius regale gleich regale maius, also Hoheits- 
recht und von summum regale gleich oberstem, unveräußerlichem Hoheits- 
oder Majestätsrecht, eine Bezeichnung, die dem Reformationsrecht ge- 
bührt, weil die Bestimmung des Bekenntnisses bzw. der Religionsübung 
der Untertanen, also das Hoheitsrecht in Sachen der Religion, allerdings 
als der höchste und vornehmste Bestandteil der Regierungsgewalt er- 
scheint. Ulrich Stutz. 


[Das Prineipium decretalium des Johannes de Deo.] Unter 
den zahlreichen Schriften des bekannten portugiesischen Kanonisten Jo- 
hannes de Deo befindet sich auch ein verschollenes Werk über die Dekre- 
talen Gregors IX. Erhalten scheint nur sein “principium’, und dieses 
stellt eine wichtige zeitgenössische Quelle für die Geschichte 
der Dekretalengesetzgebung dar. Seine Existenz meldete als erster 
der Katalog der damaligen Kgl. Bibliothek in Paris (1744), der die — 
bisher einzige — Hs. unter Lat. 4489 Nr. 8 als ‘Joh. de Deo Hispani 
dietamen in primum tit. Deeretalium’ verzeichnete!) 1829 schrieb 
Savigny inseiner ausgiebigen Vita des Mannes avf Grundder gleichen Hs.: 

„U. Vorlesungen über die Dekretalen. 

Ein kleines Bruchstück davon steht in einer Pariser Handschrift), 

k) Paris 4489 £. 104—105: “Ad honorem summae trin... inc. 
decretalium principium a magro Jo. de Deo yspano compositum’ etc.‘“?) 


1) Catal. codd. mss. bibl, regiae 3, 596. 
2) Gesch. d. röm. Rechts im Mittelalter Bd. 5 (1. Aufl. 1829), 2. Aufl. 


1850 S. 485. 


[2 
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Niemand scheint, begreiflicherweise, hiervon Vermerk genommen 
zu haben außer v. Schulte, der, unter Hinweis auf Savigny, die 
Schrift als "Lectura in decretales’ anführt, wobei er eine Verwechslung 
mit anderen Schriften des Johannes für “sehr leicht möglich’ hielt. Er 
führt zwei Hss. in Breslau an, “Univ. II. F. 44. 45. ch, s. XV.’!) Leider 
ergab eine Anfrage in Breslau (1910), daß es sich in der Tat um mehrere, 
und zwar von Schulte selbst begangene Verwechslungen handelt. Der 
Titel lautet allerdings: “Johannes de Deo, in libros V deecretalium’; 
aber der Anfang stimmt nicht mit dem des Pariser Stückes überein, 
wohl aber mit dem aus Diplovatatius bekannten und bei Schulte an 
anderer Stelle selber abgedruckten Anfang eines anderen Werkes über 
die Dekretalen. Er lautet nämlich sowohl in II Fol. 44 als in II Fol. 45: 
‘Alpha et O, principium et finis, unum in essentia, trinum in personis.’ 
Nach Schulte wäre dies die *Summa super decretalibus’ des als einer 
der Verfasser des Liber Sextus bekannten Wilhelmus de Mandagoto 
(} 1321); er führt aber nur eine Pariser Hs. an.”) Tatsächlich aber hat 
dieser Franzose niemals ein solches Werk geschrieben?); und sowohl 
die Pariser wie die Breslauer Hss. enthalten einfach die berühmte "Summa 
archiepiscopi’, d. i. die Summa aureas des Hostiensis.) Die häufig be- 
gangene Verwechslung beruht gewiß nur darauf, daß beide Männer Erz- 
bischöfe von Embrun gewesen sind.’) Wirklich führt denn auch Schulte 
selber an einer dritten Stelle wenigstens die erste der beiden Breslauer 
Hss. als die Summa des Hostiensis enthaltend an.®) Jedenfalls hat sie 
gar nichts mit der gesuchten Schrift des Johannes de Deo zu tun. 

Ebensowenig führten andere Spuren ans Ziel. Haenel berichtet, 
daß die Kapitelsbibliothek in Sevilla, genannt Columbina, unter BB.150.3 
des Joh. de Deo “"Summa sec. ordinem decretalium” enthält.” In der 
Tat ergab eine freundliche Auskunft (1910), daß dort unter dieser Stand- 
ortnummer, heute 5—5—19, eine Papierhs. steht, die auf Bl. 1 folgender- 
maßen anfängt: “Quid est fides? Fides est substantia et fundamentum 
rerum sperandarum, argumentum non apparentium.’ Mit dieser, übrigens 
aus Hebr. 11, 1 entnommenen Begriffsbestimmung könnte sehr wohl 
eine Summa oder Lectura zu den Dekretalen anfangen, da deren erster 
Titel ja “de summa trinitate et fide catholica’ handelt, wie sie denn auch 
in der glossa ordinaria zur ersten Rubrik vorkommt. Aber_ob es sich 
um ein Dekretalenwerk des Johannes handelt, müssen wir dahingestellt 


1) Gesch. d. Quell. u. Lit. d. can. Rechts 2 (1877) 106°7 (4480° ist 
Druckfehler für 4489); 107. 

2) 2, 1885. 

3) Vgl. seinen jüngsten Biographen P. V.[iollet] in der Hist. litt. de 
.a France 34 (1914) 24. 

4) Auch die von Beer in den Wien. Sitz.-Ber., Phjl.-Hist. K1. 158 (1908) 
Abh. 2 S. 84 unter dem Namen des G. de M. angeführte Summa sup. Decretal. 
in Barcelona, Archivo de la corona d’Aragon Ripoll Nr. 4 gehört gewiß hierher. 

5) Vol. Schulte 2, 124 mit 2, 183. Hingegen wird das bisher unbekannte 
Konsilium des “Guillelmus Ebredunensis archiepiscopus’, *Cod. Par. 4489 
Bl. 156d, unten $S. 421 in Nr. 21, dem Mandagotus gehören. 

6) 2, 1250, ”) Haenel, Catal, librorum mss. (1830) Sp 979. 
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sein lassen!) und können es auch, da das gesuchte geschichtliche Prin- 
cipium dort nicht vorhanden ist. Immerhin ergab sich bei diesem Anlaß, 
daß die in der gleichen Bibliothek enthaltene Hs. BB. 100. 3, heute 
7—-2—35, die ich ebenfalls im Verdacht gehabt hatte, den bisher unauf- 
findbaren ‘Liber primarius’ (“et immortalis’ fügt die Hs. hinzu) “de variis 
juris pontificii materiis” enthält; er ist aber weiter nichts als der bekannte 
‘liber penitentialis®’ des Johannes, aus dessen überlangem Schriften- 
verzeichnis jener also gestrichen werden muß.?) Andere Spuren führten 
mich über Toledo nach Madrid und zurück nach Toledo, wo sie sich 
verliefen”) Das von Sarti als in Paris erhalten erwähnte “Dietamen 
in primum librum decretalium’ ist, trotz des Druckfehlers ‘4439’, ein- 
fach unsere Hs. 4489.*) Dagegen ergibt sich aus einem in Paris (Bibl. 
Nat. Lat. 18604) befindlichen Verzeichnis der Hss., die 1660 im Archiv 
der Bischofskirche von Urgel (in den spanischen Pyrenäen) lagen, daß 
es unter Nr. 126 eine dem Joh. de Deo zugeschriebene “"Summa super 
"titulis decretalium’besaß; diese wurde zu Anfang des vorigen Jahrhunderts 
von einem spanischen Reisenden an Ort und Stelle gesehen.?) Meine An- 
frage (von 1922) ergab aber leider, daß sich der Verfasser als “ego magister 
Johannes Yspanus Compostellanus natione’ bezeichnet; es handelt sich 
also um einen Zeitgenossen, den Joh. Hispanus de Petesella, mit dessen 
“Summa super titulis Decretalium’ die mir mitgeteilten Stellen genau 
übereinstimmen.®) 

So sind wir denn auf den unerhört schlechten Text angewiesen, 
den die eine Pariser Hs. Bibliotheque Nationale Lat. 4489 bietet. Eine 
vollständige Beschreibung dieser berühmten Miscellanhs., die ich 
1910 in Freiburg i. B. und im Frübjahr 1914 in Paris durchforschte, 
braucht hier nicht gegeben zu werden. Wir begnügen uns mit der An- 
gabe, daß sie von drei Händen des späteren 13. oder frühen 14. Jahr- 
hunderts herrührt, 166 fast durchweg vierspaltig beschriebene Pergament- 
blätter in 25 Lagen und, nach meiner Zählung, 21 verschiedene Stücke 
enthält. Wir haben es nur mit der Blatt 100-107 umfassenden Lage 15 
zu tun, auf der Stück 8-9 von Hand 1, Stück 10 von Hand 2. Stück 
11—16, darunter auch unser Principium (13), von Hand 3 herrührt. 
Diese verändert mitten in Zeile 12 von Nr. 12 völlig ihren Charakter: 


1) Laspeyres in seiner ausgezeichneten Ausgabe der Summa Decre- 
talium des Bernardus Papiensis (1860) Praef. Anm. 111 erklärt dies grundlos 
für ausgeschlossen. 

2) Vgl. Savigny 5, 482 M = 485 X; Schulte 2, 102 M = 106 W. 

3) Vgl. Haenel Sp. 988 zu 16. 18. und 20. 20. 

*) Sarti, Declaris archig. Bon. prof. 1? (1896) S. 4331 1, (1. Aufl. 1769). 

5) Villanueva, Viage (1803ff.), Bd. 11, 163ff., angeführt nach Beer, 
Handschriftenschätze Spaniens (1894) 515, vgl. auch S. 5ll u. 4. Die daselbst 
S. 501 unter Nr. 8 angeführten “Explanationes decretorum’ sind vielleicht 
der bisher vergeblich gesuchte “Apparatus deeretorum” (Savigny 480 H, 
Schulte 95 A). Haenel 969 führt übrigens eine “Lectura super decretum’ 
in Madrid an. 

6) Vgl. Schulte 2, 81; für die Mitteilung bin ich P. Petrus Pujol 
in Urgel zu Dank verpflichtet, 
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nachdem sie bisher in großer und fester Schrift einen brauchbaren Text 
geliefert hatte, wird sie plötzlich klein, zitterig und flüchtig, der Text 
starrt von Abirrungen, die den unbewußten Wunsch verraten, rasch 
fertig zu werden, und es tauchen keiner menschlichen Sprache angehörende 
Wortungeheuer auf. Wir können dies nur $o erklären, daß der Schreiber 
die Arbeit unterbrochen und später im Zustand höchster Ermüdung 
wieder aufgenommen hat; diese Beobachtung gibt uns das Recht zu 
tiefeingreifenden Emendationen. 

Dem Inhalt nach enthält die Lage fast ausschließlich juristische 
“Allotria’, namentlich rechtsgeschichtlichen und rechtsphilosophischen 
Inhalts; sie stellt also wohl den Inhalt einer einstigen besonderen Hs. 
dar, deren Schreiber an den Grenzgebieten der Jurisprudenz interessiert 
war. Von den neun Stücken sind sechs sogenannte “Principia’ zu Werken 
über die Rechtsbücher. Ich lasse eine kurze Analyse folgen, wobei ich 
noch bemerken will, daß die übrigen Stücke die folgenden sind: 1. anon. 
Lect. sup. Cod.; 2. 3. Guido de Suzaria, Suppletiones sup. Dig. vet. und 
Cod.; 4. anon. Casus in Tres Libri; 5. Rolandinus, flos testamenti; 6. Klein- 
schrift über akadem. Disziplin; 7. Auszug, anon., aus 5. Dann: 17. Margarita 
des Albertus Galeottus; weiter vier Quästionensammlungen, und zwar: 
18. bolognesisch; 19. Hugolinus; 20. französisch; 21. toulousisch (darin 
auch Konsilien); dann der Schluß von Nr. 1. 


Nr. 8, Bl. 100°2—101°. Überschrift: Forma opponendi contra 
procurataria sec. Symonem.’ 

Dies ist der Orleanaiser Rechtslehrer Simon Parisiensis, F 1273. 
Vgl. über ihn und seine Schrift die grundlegende Arbeit von E.M. Meyers, 
De universiteit van Orleans in de XIII® eeuw, Tijdschrift voor Rechts- 
geschiedenis 1 (1919) 447f. 


Nr. 9, BL 101°—1034. Überschrift (von anderer Hand): “Princi- 
pium super fi. veteri.’ 

Die Arbeit ist anonym; Savigny hat sie für ein Werk des Odo- 
fredus gehalten und daraus zahlreiche Nachrichten über den Rechtsunter- 
richt in Bologna gezogen (3 [1834], 251c; 2598; 2720; 5391; 541 d; 5508; 
9592585559; 568c; 5, 368). Es bedeutet daher eine peinliche Überraschung, 
bei Meyers a.a.O. S.462ff. den Nachweis zu finden, daß sich diese 
Arbeit auf Orleans bezieht und von Petrus de Petris Grossis herrührt, 
einem französischen Schüler des Odofredus. \ 


Nr. 10, Bl. 104?”b, Roffredus, de pugna (Bruchstück). Her., 
nach anderen Hss., von Patetta, Bibl. iur. med. aev. 2 (1892) 75—83. 


Nr. 11, BI. 104°. Überschrift (von anderer Hand): ‘Prineipium 
decretr’ (Bruchstück). Anfang: “Principium sine quo sapiencia non 
ualet esse’. Schluß: “Aliis suis in egypto’. Anonym, dem Stile nach 
von Johannes de Deo. 

Nr. 12, Bl. 104°°d. Überschrift (von anderer Hand): ‘Princeipium 
decreti’, Anfang: “Ad honorem sponse ecclesie christi. post legem 
naturalem scriptum in corde tuo. Schluß: “exposiciones sanctorum 
patrum.’” Anonym, verwandt mit dem Principium der Summa Decreti 
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des Huguccio und noch enger mit einer Arbeit seines Portsetzers !), dem 
1. Abschn. des 1. Buchs des Lib. distinctionum des Joh. de Deo.?) 

Nr. 13, BJ. 1044—105°. Unser Stück, siehe die unten folgende 
Beschreibung und Ausgabe. _ 

Nr. 14, Bl. 105P—106®. Prineipium Codicis. Anfang: “Quia mos 
felicıssime (“Ädelissime’ ser. ?) uetustatis observandus’ Schluß: “ex- 
emplum de habitu.” Anonym, verwandt mit dem Principium zur Summa 
des Azo, der als einziger Jurist zitiert wird. 

Nr. 15, Bl. 106P—107°. Odofredus, Prineipium Codieis. Vgl. 
Savigny 5, 368; Acher, Melanges Fitting 2 (1908) Anm. 63. 

Nr. 16, Bl. 107°4, Promotionsrede, anonym, herausg. nach dieser 
Hs. von E. Rosenstock, Princeipium doctoris, Festgabe für R. Sohm 
(1914) 99—101. 

Auch unser Stück, dem wir uns nun zuwenden, ist von der Art 
seiner Genossen. Dem literargeschichtlichen Charakter nach ist 
es, wie die meisten von ihnen, ein ‘Principium’, und zwar zu einem De- 
kretalenwerk. Dieses könnte eine die einzelnen Kapitel erläuternde 
“Lectura’ oder eine die einzelnen Titel erläuternde “"Summa’ sein. Nun 
lautet der Schluß “firmiter credimus etcet. Io. de deo dicit etcet.” Dies 
weist auf eine Lectura, denn “firmiter credimus’ ist der Anfang des ersten 
Kapitels der Dekretalen Gregors. Es ist aber nicht gewiß, ob der 
Schlußteil zugehörig ist, denn er beginnt, auf Bl. 105%, mit den ver- 
sehentlich zum Schluß des ersten Teils geschlagenen Worten: “Circa 
idem’ und fährt dann wie ein neues Werk fort: “Circa principium unius- 
cumque libri ‚vj. sunt requirendi (lies: -da): sc. que materia; que intentio; 
que utilitas; quis libri titulus modum (lies: seu modus) dicendi; nomen 
actoris (lies: auctoris); et cui parti philosophie subponatur. De quolibet 
per ordinem uideamus.’ Hier wird also streng nach dem die Scholastik 
aller Wissenschaften beherrschenden logischen Schema des Boethius 
verfahren?), zu geschichtlichen Bemerkungen ist wenig Raum. 

Der erste, rein geschichtliche Teil könnte daher zu einem anderen 
Dekretalenwerk gehören, also zu einer Summa decretalium oder zu der 
Vorlesung eines anderen Jahres. Wie dem nun auch sei, auch dieser 
Teil, mit dem wir uns allein befassen, bezieht sicb auf die Dekretalen 
Gregors, nicht auf die 'novellae Decretales’ Innocenz’ IV., denn deren 


1) Vgl. über diese Fortsetzung Sarti-Fattorini, De claris archig. 
Bonon. professoribus 2 (1. Aufl. 1772), 2. Aufl. 1896 8. 283; Savigny 5, 480; 
Maassen, Wiener Sitz.-Ber., Phil.-Hist. Kl. 24 (1857) 37£.; Schulte 1 (1875) 
157; 2, 103; Tanon, Nouvelle Rev. hist. du droit 13 (1889) 686.; Gill- 
mann, Arch. f. kath. Kirchenr. 92 (1912) 367 T; Ders. 94 (1914) 2411. Tanon 
zeigt, daß bisher zwei Fortsetzungen des Huguccio verwechselt wurden, 
eine ältere, in der Bamberger und Leipziger Hs., sowie Paris 3892 u. 15397; 
und die des Joh. (nach Gillmann 367! von 1243), ebenfalls Paris 3892 und 
Vat. 2230. Über eine dritte Gestalt (?) s. Halban, Die can. Hss. ... 
in St. Petersburg (1895) 21 zu Cod. 131 II. £. m. 10. 

2) Angef. nach *Bonn 792 (früher 269c), vgl. Schulte 2, 100£. 

9%) Vgl. Fitting, Jurist. Schr. des früh. MA. (1876) 95; Conrat(Cohn), 
Epitome exactis regibus (1884) S. COXXIIl; Grabmann, Geschichte der 
scholastischen Methode 1 (1909) 159. 
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erste Rubrik lautete ‘de rescriptis’, das Initium gibt aber als erste die 
der Dekretalen Gregors: “de summa trinitate’ an. Und auch dieses Stück 
ist ein Werk des Johannes de Deo: das “Incipit’ benennt ihn ausdrück- 
lich, die Erläuterung wird stilistische Eigentümlichkeiten dieses Mannes 
hervorheben, und zu dem gleichen Ergebnis führt auch die Umgebung, 
in der wir das Werk angetroffen haben. Daß er es in all den sechs 
Katalogen seiner Schriften, die wir kennen!), nicht anführt, erklärt sich 
einfach daraus, daß es später fallen wird als der letzte dieser Kataloge; 
denn dieser, in den ‘cavillationes’, stammt von 1246, und das Principium 
kann frühestens in der zweiten Hälfte des vorangegangenen Jahres voll- 
endet worden sein: es erwähnt nämlich das am 17. Juli 1245 geschlossene 
Lyoner Konzil. Damit ist zugleich das Zeitalter der Schrift nach oben 
begrenzt. Nach unten begrenzt es die unbestreitbare Erwägung, daß 
Johannes es vor seinem Tode verfaßt haben muß. Nun wird er zum 
letztenmal in einer neuerdings bekannt gewordenen Urkunde vom 8. Sep- 
tember 1254 erwähnt?), und schon 1245 nannte er sich “iam in senio 
constitutus et diversis infirmitatibus aggravatus’.”) Lange nachher 
wird er also nicht gestorben sein. Daß er die Schrift als Lehrer verfaßte, 
ergibt sich aus ihrem Charakter; das Lehramt in Bologna ist durchweg 
bezeugt, ein anderes überhaupt nicht. So werden wir getrost behaupten 
dürfen, daß die Arbeit um 1250 in Bologna entstanden ist. Da er 
1245 auf eine 21jährige Lehrtätigkeit “in senio’ zurückzublicken erklärte, 
muß er noch im 12. Jahrhundert geboren sein; sein Bericht, der um 
1190 einsetzt, ist demnach in allen Stücken der eines Zeitgenossen. 
Seine Quellen sind, wie sich erweisen wird, die von ihm nach Urhebern 
und Bestandteilen beschriebenen Sammlungen selber; von Arbeiten der 
Vorläufer hätte er nur die etwas ältere des Tancred mit Vorteil benutzen 
können, aber geradco sie wird sich als von ihm nicht benutzt herausstellen. 
Ebenso kann er auch das ganz auf Tancred fußende Principium zur 
Summa des Hostiensis nicht benutzt haben, das möglicherweise etwas 
älter ist als das seine.) Er hat also aus den letzten Quellen geschöpft. 
Und zwar hat er seine Quellen, darin ganz originell, analytisch be- 
handelt, so daß unser Stück auch wissenschaftsgeschichtlich interessant 
ist. Gewiß war die Arbeit, da ja die Inskriptionen vorhanden waren, 
nicht schwierig, aber es kam eben, hier wie sonst, darauf an, erst ein- 
mal das Problem zu stellen. Dies war nicht eben erleichtert dadurch, 
daß Gregor IX. in seiner Publikationsbulle verboten hatte, die ‘älteren 
Dammlungen in Gericht und Schule zu benutzen; das hatte die Glossa 
ordinaria “in iudiciis’ beflissen dahin ausgelegt, daß das “legere’ derselben 
(nämlich im Kolleg) den Kirchenbann nach sich zöge. Auch in seiner 


l) Schulte 2, 95; 95% Ein sechster wird erwähnt bei Laspeyres 
2% & O. S. LIII Anm. 109, doch scheint er nicht von 1248, sondern von 1245 
zu sein, vgl. Schulte 2, 102 26, 103. Aus Anm. 111 ist zu schließen, daß dieser 
Katalog das Dekretalenwerk nicht aufführt. 

2) Chartularium studii Bononiensis 1 (1909) 167. 

3) Laspeyres S. LIU. 

a) Abgedruckt bei Laspeyres 357f., die Zeitbestimmung nach Schulte 
2, 126. Vgl. unten S. 429 Anm. 1. 
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noch zu erwähnenden Papstehronik hat er mit bewußter Originalität 
Geschichte und Jurisprudenz zu vereinigen gestrebt. All dies empfiehlt 
seine Arbeit unserer Aufmerksamkeit. Seine Zeitgenossen scheinen 
das Werk aber überhaupt nıcht gekannt zu haben. Auch Johannes 
Andreae, der nicht weniger als acht principia — er sagt: “proemia’ — 
decretalium aufzählt, kennt ihn nicht!) Hieraus und aus der minimalen. 
handschriftlichen Überlieferung möchte ich schließen. daß Johannes de 
Deo sein Dekretalenwerk mitsamt dem Principium überhaupt nicht 
veröffentlicht hat, und daraus wieder, daß es keine Summa decretalium 
war, die ja immer für die Öffentlichkeit bestimmt war, sondern eine 
Lectura. Das Principium wäre dann, als einziger Rest, durch einen 
mitschreibenden Schüler auf uns gelangt, vielleicht durch eben jenen 
Sammler von Principia, den wir oben kennengelernt haben. 


Unsere Ausgabe, die wir nunmehr folgen lassen, wobei wir Satz 
für Satz erläutern werden, ist also nicht nur die erste kritische, sondern 
vielleicht die erste überhaupt. Sie ist buchstabengeireu; nur haben wir 
die zweifellosen Abkürzungen aufgelöst und eine vernünftige Zeichen- 
setzung eingeführt. 


Principium decretalium. 


Diese Überschrift ist zwar von anderer Hand am Rande hinzu- 
gefügt und gewiß aus dem zweiten Satz der Schrift entnommen. Sie 
mag aber, da technisch zutreffend, als Titel im modernen Sinne weiter 
benutzt werden. 


Ad honorem summe trinitatis et indiuidue unitatis 
patris et filii et spiritus amen. 


Eine solche Invokationsformel findet sich häufig. Es ist immer- 
hin bemerkenswert und eine Bestätigung dafür, daß Johannes de Deo 
der Verfasser war, daß sie sich ganz oder fast genau so vor zahlreichen 
anderen Schriften desselben findet, wie schon die spärlichen bei Steffen- 
hagen und Schulte mitgeteilten Initien erraten lassen: vor der Summa. 
super certis casibus decretalium, dem Liber iudicum, dem liber distinctio- 
num, dem liber penitentiarius, dem liber questionum, den cavillationes.?) 
In letzteren spricht er sogar allgemein von seinen opuscula’, “que ad hono- 
rem summae trinitatis diversis temporibus composui’.?) Hinter “spiritus” 
dürfte (durch Haplographie) “sancti’” ausgefallen sein; auch Nr. 11 unserer 
Hs. liest in der gleichen Formel ‘I. £.’, also ‘spiritus sancti’. 


1) Novella in decretales, proemium, v. “Gregorius’, abgedruckt u. a. 
bei Schulte 2, 551. 

2) Vgl. Steffenhagen, Beiträge zu v. Sav. Gesch. (1859) $ 14, 16, 
20; Schulte 2,97; 98; 100; 102; 10226; 105; auch die hier S. 427 gen. Chronik. 

8) Schulte 2, 104. 
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Incipit decretalium principium a magistro 
Io. de deo yspano compositum. 


Das ‘Incipit’ bietet nichts Besonderes. Seine Echtheit kann man 
bei einem so sehr auf seinen Nachruhm erpichten Mann wie Johannes 
nicht bezweifeln. Daß er sich “Magister” und “Spanier? nennt, entspricht 
seiner Gepflogenheit.!) Daß er zu “decretalium’ keinen Zusatz macht, 
etwa "Gregorii’, stimmt mit dem allgemeinen Sprachgebrauch.?) 


Principio nostro sanctus uincen erus assit. 


Eine doppelte Invokation kann bei dem frommen Spanier nicht 
auffallen. Eine Schrift, der liber distinetionum, hat sogar eine dreifache 
Invokation.?) Heilige, die im Range unter der Mutter Gottes standen, 
hat er meist nicht; angerufen; wenn ein Uincencius — wie natürlich zu 
emendieren ist — hier bevorzugt erscheint, so wird sich dies so erklären, 
daß unter den zahlreichen Heiligen dieses Namens der hl. Vincenz von 
Saragossa gemeint war, dessen Reliquien seit 1173 ın der ihm geweihten 
Kathedrale von Lissabon verehrt wurden, wo Johannes ein Kanonikat 
besaß; auch der liber penitentiarius ruft diesen Märtyrer an.?) — Wir 
kommen nun zum “Inıtium’. 


Lector, sic teneas et intelligas principium decretalium: 
Rubrica de summa trinitate et fide catolica.’ 


Ich verstehe dies dahin, daß einfach das Initium der Dekretalen, 
nämlich die Rubrik des ersten Teiles des ersten Buches, dem Leser an- 
gegeben werden soll. Ein solcher im banausischen Sinn ‘praktischer’ 
Zweck wurde von Johannes auch in vielen anderen Schriften verfolgt.5) 


Secundum, quod decretales dicuntur ‘filie decretorum,, 
seilicet, quia a decretis habent originem; alias, si essent 
contra statuta sanctorum patrum, non ualerent, xxv. q.i. 

“sunt qui dicunt et conse. di. iij. in celebratione‘. 


An diesem Satz ist textlich verschiedenes nicht in Ordnung. Zu- 
nächst muß natürlich vor “consecratione' ein ‘de’ eingeschoben, dann 
das nirgends gegebene Initium des Kapitels in “celebritatem’ (= >. 22) 
gebessert werden; hier wird die Stelle ‘non decet, ut membra a capite 
discrepent’ gemeint sein. Auch die vorangehende Allegation ist unmög- 
lich; das Kapitel “sunt qui dicunt’, das ganz gut paßt (quis ergo huic 
legislatori contradicat ?”), gehört als c. 19 zu C. 27 q.2; undin C.25 q.1 
steht das genau passende Kapitel (6) “sunt quidam dicentes’. Der Satz 
ist also durch Abirrung von ‘sunt qui... .” auf ‘sunt qui’ zerrüttet und 
wird ursprünglich gelautet haben: .... "[sunt quidam dieentes’, xxvij 


1) Savigny 5, 466—8. 2?) Vgl. Schulte 2, 7£. 3) Schulte 2, 100. 

4) Sarti 1, 430f.; Bethmann-Hollweg, Civilprozeß 6, 1 (1874) 156°”. 

5) Über seine eigens für Anfänger bestimmte Zitierweise der Digesten 
s. Joh. Andreae bei Savigny 3, 636; Seckel, Beiträge 1 (1898) 460 6; 
Kantorowicz, Digestenvulgata (1910) 116°, 165. 
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g. ij.] ‘sunt qui dieunt’. Ob die als zweiter Punkt zu merkende Btymo- 
logie von “decretalis’ tralatizisch und wann sie aufgekommen ist, 
habe ich nicht ermitteln können; mit den “decreta’ sind natürlich die 
Gratians gemeint. Hinge,en stammt der folgende, die ‘causa finalis’ 
angebende Satz: 


j 


Dicuntur tamen proprie “decretales’, quia fiunt 
ad consultationem subditorum, .xix. di. i., .xv. di. "sacrosancta 
roman. 


nahezu wörtlich aus der Glossa ordinarıa “omnes’ zum Dietum Gratiani 
vor Dist. 3, wo jedoch die zweite Stelle nicht allegiert wird. Gerade 
sie — c.3 $ 16 — ist aber die gemeinte, nur daß man das Initium in 
‘sancta’ verwandeln und sich an den Vulgattext halten muß, der in der 
Tat von “consultatione’ sprieht, während Friedberg “consolatione(m)’ 
aufnimmt. — Erst nun kommen wir zum historischen Inhalt. 


Inde illud sic teneas, quod post compilatıones 
decretorum de corpore canonum, legum et scripturarum 
quedam capitula remanserunt de predicto corpore, de quo 

facit nicholaus mentionem .xix. di. ‘si Tromanorum’. 


Für ‘compilationes’, das kaum in der Mehrzahl gebraucht werden 
konnte, da ja offenbar nur von Gratians Deceretum — mittelalterlich: 
“decreta’ — die Rede ist, wird “compilationem” zu schreiben sein; auch 
der etwas ältere Tancred beginnt seine Vorrede zum Apparat der Comp. III 
mit den Worten ‘post compilationem decretorum factam a Gratiano’.!) 
Der Schreibfehler erklärt sich durch Assimilation (an den folgenden 
Plural). Es handelt sich inhaltlich um die "Extravaganten’ zum Dekret, 
das hier zutreffend als aus dem “Corpus’ des kanonischen Rechts. des 
römischen Rechts und den (geistlichen wie weltlichen) Schriftstellern 
geschöpit bezeichnet wird. “Corpus canonum’ ist hier ersichtlich untech- 
nisch gebraucht?), nicht als Buchtitel, wie das Bernardus Papiensis in 
jener vıelverhandelten Vorrede zu seiner Summa decretalium getan haben 
soll: “capitula, que in corpore canonum, registro Gregoriü et Brocardo 
reliquerat Gratianus’. Zur Frage der Extravaganten sagt Papst Nico- 
laus I. in seinem Brief von 865, c. 1 der angezogenen 19. Dist. Gratians 
“decretales epistole Romanorum pontificum sunt recipiende, etiamsi non 
sint codici canonum compaginate”. Auf den gleichen Rechtsgrund — 
und die scholastische Rechtswissenschaft bedurfte auch für ihre literari- 
schen Unternehmungen eines solchen — hatte schon zu Beginn seiner 
Apparate zu Comp. I und III der Landsmann Vincentius Hispanus die 
Berechtigung zur Sammlung von Extravaganten gestützt.) Ebenso 
hatte unser Johannes de Deo selber in seiner neuerdings ans Licht 


1) Abgedr. u. a. bei Laspeyres 356. 

2) Wie in dem von Stutz, Z. d. Sav.-Stift. 39 (1919) Kan. Abt. 69, 71 
mit Anm. 4 mitgeteilten und behandelten Beschluß des Generalkapitels der 
Zisterzienser von 1188. 

3) Abgedr. u. a. bei Laspeyres 355f£. 
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getretenen Chronica Romana laut Vorrede, die dies als Neuerung rühmt, 
stets den von ihm berichteten Handlungen der Päpste die “canonum 
concordancia’ beigefügt.!) Bestimmte Sammlungen weiß Johannes eben- 
sowenig zu nennen wie einer der anderen Berichterstatter (Vincentius 
Hispanus, Tancred, Vincentius Bellovacensis, Hostiensis, Johannes An- 
dreae)?); diese durchweg ohne Titel und Verfassername überlieferten 
Sammlungen waren zur Vergessenheit vorherbestimmt, bis die neueste 
Forschung nicht weniger als zwölf von ihnen, aber in nur je einer oder 
zwei Hss., ans Licht gezogen hat?); es gibt jedoch noch mehr.*) Erst mit 
Bernhard von Pavia betreten wir den Boden geschichtlicher Erinnerung. 


’ Et ber,[nardus] papiensis recolligit et posuit decretales 
alexandri, et ita fuit prima compilatio. 


Daß Bernardus Papiensis (zwischen 1187 und 1192) die Comp. I 
verfaßt hatte, war allbekannt, da er es selber in der Vorrede sagt.?) 
Bemerkenswert ist an dem Satz die Hervorhebung Alexanders, während 
alle anderen Berichterstatter keine Einzelheiten bringen.) In der Tat 
enthält dies sog. “Breviarium extravagantium’ nicht weniger als 517 
Dekretalen Alexanders IIL. (1159—81).”) Aber die Gesamtzahl der 
Kapitel war immerhin 9128), und so möchte ich, mit allem Vorbehalt, 
annehmen, daß hinter “decretales®’ durch Abirryng einige Worte aus- 
gefallen sind, etwa “extravagantes, et maxime [besser als: presertim] 
decretales’. Auch unmittelbar vorher begegnet ja der offenbare Schreib- 
fehler ‘recolligit? für “recollegit’, und auch “posuit’ ist nicht unverdächtig; 
man erwartet irgendeinen Satz mit "composuit’, oder auch etwa “recol- 
legit [breviarium extravagantium, in quo collegit] et posuit’” oder ähn- 
liches. Es wäre nämlich sehr auffällig, wenn Johannes in seiner Auf- 
zählung den aus der Überschrift der Comp. Iersichtlichen, vielgebrauchten 
Buchtitel übergangen hätte. 

Die nun der Zeit nach folgenden, sämtlich in die Jahre 1198 — 1201 
fallenden fünf Sammlungen sind bei unserm Autor ebenso wie bei allen 


1) Herausg. von Holder-Egger, MG. SS. 21 (1906) 301f. 

2) Bequeme Zusammenstellung bei Laspeyres 355—60. 

2) Neueste Übersicht bei Heyer, Z. d. Sav.-Stift. 34 (1913) Kan. Abt. 
620 — 37. 

%) Ich erwähne aus diesem Anlaß die m. W. noch ununtersuchte “Col- 
lectio Mutinensis’, Modena Cod. Estensis Lat. 49 s. XII/XIIL. p. (nicht f.) 1 
bis 14, von mir aufgefunden 1904, die mit c. “coniuracionum’ (= c.21C.11qu.l) 
v. 451 und mit c. cum dicat apostolus®’ (= c.2 X 3, 48) v. 1179 schließt, 
der Rubrizierung entbehrt, aber durch Kapitelsummarien ausgezeichnet ist. 

8) Herausg. von Friedberg, Quinque Compilationes antiquae (1882) 1 
Die übliche Angabe des Jahres 1191 als des En möglichen ist grundlos. 

6) Vgl, Laspeyres a.2.0. 

a) Wenigstens nach Schultes Zählung 1, 79. 

8) 923 nach Schulte a. a. O., 922 nach Friedberg, Corp. Iur. Can. 2 
(1881) 8. XXXV u 2 £. Kirchenrecht 18 (1883) 121; dagegen 912 oder 899 
in Friedberg, V Comp. (1882) S. VI und wiederum 912 in der (allein ver- 
läßlichen) Zusammenstellung bei Rittner, Z. f. Kirchenrecht 19 (1884) 
8l, 84; ebenso Heyer a. a. 0. 638. 
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mittelalterlichen Berichterstattern unerwähnt geblieben!), obwohl sich 
unter ihnen eine nicht anonyme befand, die Sammlung des Raynerius 
von Pomposa.?) Vielmehr berichtet er gleich jener sofort über die nun 
folgende Kompilation. 


Processu temporis gilibertus fecit aliam componem 
compilationem de dictis decretalibus et de quibusdam inno- 
cencii, scilicet illam de dolo et contumaecia ‘ueritatis.. 


Das Wort nach “aliam” ist getilgt, es sollte wohl "compositionem’ 
heißen und ist zugunsten des technischen Ausdrucks “compilatio’ fallen 
gelassen. Aus Schultes Abhandlung über „die Compilationen Gilberts 
und Alanus” (1870) ist bekannt, daß Gilberts Sammlung in mehreren 
Textstufen (1202—3) vorkommt.?) Schon die erste, kürzere Stufe enthält 
außer Dekretalen Alexanders und seiner Nachfolger einige Innocenz’ ILl.; 
die endgültige Stufe, die einen Nachtrag der ersten und die Sammlung 
des Rainer von Pomposa benutzt, ist hauptsächlich, und ganz erheblich, 
durch Dekretalen Innocenz’ III. vermehrt. Dort, in Iib. II tit. VIIL ce. 2 
des“Gilbertus auetus’, ist denn auch sein Kapitel “Veritatis’ aufzufinden®); 
natürlich muß ‘sc. illam’, das ja im Widerspruch zu der Mehrzabl “qui- 
busdam’” steht, emendiert werden; vielleicht sind durch Abirrung, wie 
so oft, andere Allegationen ausgefallen, so daß der Satz etwa so gebaut 
gewesen sein kann: ‘sc. illam . . . et illam . . . et illam de dolo’ usw. 
Eine Ahnung dieses textkritischen Sachverhaltes, dessen kein älterer 
Schriftsteller gedenkt, liegt doch wohl dem obigen Satz zugrunde, indem 
unser Quellenanalytiker “dictis decretalibus’, sc. Alexandri u. a., die von 
Innocenz gegenüberstellt. Zugleich erhält durch das Zeugnis des Johannes 
die bisher mit nicht sehr überzeugenden Gründen vorgenommene Zu- 
weisung auch der vermehrten Gestalt der einflußreichen Sammlung an 
diesen Engländer eine erwünschte Stütze.?) 

Die nunmehr der Zeit nach folgenden Sammlungen des Engländers 
Alanus und die Comp. Romana des Bernardus Compostellanus antiquus 
(beide um 1208) erwähnt unser Principium nicht. Dies beweist, daß er 


/ 1) Neueste Übersicht bei Heyer a. a. O. 639—42 und ebenda 35 (1914) 
585 — 96. 

2) Die übliche Schreibart “Pomposi” ist falsch; vgl. den (sehr zuver- 
lässigen) Nuovo Dizionario dei Comuni e Frazioni di Comuni del Regno 
d’Italia, 6. Aufl. (Rom 1902) 294. Pomposa liegt im Ferrarischen. 

3) Vgl. auch Geschichte 1, 84; über den Vorgang Bickells: H. Singer, 
Neue Beiträge über die Dekretalensammlungen vor und nach Bernh. v. Pavia 
(1913) S. 4—6 Anm. 2a. E. Zum Zeitansatz s. Heyer a. a. O. 35, 596—600. 

*) In Schultes Abhandlung S. 45 [S. 639 des Bd. 65 der Wiener Sitz.- 
Ber. Phil.-Hist. Kl. Richtig ist das Kapitel hier auch in Comp. IV nach- 
gewiesen (nur daß es durch Druckfehler II 6, 1 statt IT 4, 1 heißt). Von dort 
ist es als c. 8 II 14 in die Dekretalen Gregors gewandert; Friedberg setzt 
es dort mit der Potthastnummer 933 richtig ins Jahr 1199, In seiner 
Tabelle zur Comp. II ist es unrichtig schon dieser Sammlung zugeteilt (als 
c.1 II4, V Comp. 8. XXIX, richtig S. XxXIV, 72, 140). 

5) Vgl. Schultes Abhandlung S. 8 [602]; Heyer 598 
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seinen Vorgänger Tancred, der beide nennt), nicht benutzt hat. Darum 
kennt er auch nicht den diesem bekannten Verfasser der nächsten 
Sammlung. j 
Tempore procedente quidam doctor, 

nomen eius nescimus, predictas decretales et alias alexandri 
et urbani .iij., gregorij .viij., lucij, celestinj et innocencij 

compilauit, et vocatur liber secundus decretalium. 

Ob für “eius’ nicht “cuius’ zu schreiben ist, muß dahingestellt bleiben. 
Die Quellen der (zwischen 1210 und 1215) fallenden Compilatio se- 
cunda des Walliser Johannes Gallensis, denn er ist der unbekannte ‘Pro- 
fessor’, sind, von wenigen Einzelstücken abgesehen, durchaus zutreffend 
angegeben?), nur daß gerade der am meisten vertretene Clemens III. 
(1187—91) fehlt. Darum müssen wir annehmen, daß sein Name nur 
in unserer Überlieferung fehlt; dies würde sich durch Abirrung erklären, 
falls sein Name hinter dem Urbans III. (1185—87) gestanden hätte. 
Dagegen scheint Johannes nicht beachtet oder nicht erwähnenswert 
gefunden zu haben, daß die nun aufzuzählende Comp. III trotz des irre- 
führenden Namens um einige Zeit vorangegangen war (1210). 


Processu temporis innocencius .i11].”® composuit alium 
librum a tempore regiminis suj usque ad duodscim annum, 
et vocatur liber innoceneij. 


Wir emendieren zunächst natürlich "duodecimum’; die Tatsache 
selbst ist aus der Einführungsbulle zu dieser Sammlung entnommen.?) 
Aus dieser Zeitangabe ergibt sich auch, daß die aufgenommenen Dekre- 
talen nicht über den 21. Februar 1210 hinausreichen können, und die 
Sammlung gewiß noch 1210 kompiliert worden ist — bekanntlich die 
erste offizielle Sammlung. Es ist vielleicht noch nicht bemerkt worden, 
daß die in der gleichen Bulle gebrauchte, alsbald tecbnisch gewordene 
Bezeichnung der Dekretalen als “sub competentibus titulis collocatas’ 
einem bei ähnlichem Anlaß gebrauchten Worte Justinians nachgebildet 
worden ist (Const. Cordi $ 2 a. E.) — wieder ein Fingerzeig, wie sehr 
der große Papst »ich als Gesetzgeber zu fühlen begann. So wird der 
sonst nirgends überlieferte Name “Liber Innocentii’ gewiß nicht unglaub- 
würdig. Auffällig aber bleibt, zumal es sich ja hier um eine trockene 
Aufzählung von Namen handelt, zweierlei. Der Papst nennt in der Jo- 
hannes bekannten Bulle ausdrücklich seine Dekretalen “a dilecto filio 
masgistro P., subdiacono et notario nostro, compilatas’. Wie konnte Jo- 
bannes also den Papst als Zusammensteller nennen? wie sollte er, der 
sonst sogar die von den Päpsten nicht genannten Verfasser zu ermitteln 
strebt, wie wir sehen werden, hier den ihm entgegengebrachten Namen 
verschmähen ? Ich vermute, daß statt “innocencius iijl® etwa zu schreiben 


1) Vgl. die oben S. 426 Anm. 1 angeführte Stelle; Vinc. Hisp. berichtet 
nur über die Comp. I., Hostiensis wie Tanored. 

2) Vgl. die Tabelle -bei Friedberg, V Comp. S. XXVII£.; bei Schulte 
1, 89 ist Innocenz vergessen. 

3) Herausg. von Friedberg, V Comp. 105. 
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ist: “innocencü .üj. [iussu magister Petrus Beneventanus, subdiaconus 
gleichzeitig Hostiensis in seinem Prineipium: “Innocentius per manum 
Petri Beneventani compilationem edidit, que tertia vocabatur.’!) Auch 
Johannes muß den Beinamen des Petrus gekannt haben, zumal auch er 
Professor in Bologna gewesen zu sein scheint.?) Auffällig ist weiter, 
daß der übliche, natürlich erst seit Erscheinen der zweiten Sammlung 
denkbare Name ‘compilatio tertia’ nicht genannt ist. Wir würden 
trotzdem nicht wagen, anzunehmen, daß hier am Schluß die Wendung 
‘sive liber tertius decretalium’ oder auch “et postea vocatus fuit liber 
tertius deeretalium’ oder dergleichen ausgefallen ist, wenn nicht dem 
folgenden Satz ersichtlich der Anfang lehlte, also gerade an dieser Stelle 
eine Lücke auszufüllen wäre. 


et quasdam decretales, quas innocencius in .vj. &nno 
sul regiminis usque ad consilium, et glosauit et compilauit 
et uocatus est liber quartus decretalium. 


.In diesem Satz ist viel zu bessern, aber die Arbeit wird sich als 
lohnend herausstellen. Zunächst fehlt im Nebensatz das Prädikat, wir 
werden nach “consilium’, besser “concilium’, einfach “fecerat” oder “ederat’ 
ergänzen dürfen. Das erwähnte Konzil ist das vierte Lateranensische 
vom 11. bis 30. November 1215. In der Tat umfaßt die Compilatio 
quarta, außer den von Innocenz auf diesem Konzil erlassenen Dekre- 
talen, hauptsächlich solche, die nach der Veröffentlichung der Comp. III 
erlassen wurden, also den Ertrag von fast genau sechs Jahren (Januar 1210 
bis November 1215). Wir düriten also etwa “inde in VJ annis’ erwarten: 
“annis’ müssen wir aber auf jeden Fall schreiben. Dekretalen aus dem 
letzten Regierungsjahr, bis zum 16. Juli 1216, lassen sich nicht nach- 
weısen; die Zeitangabe des Johannes, der bıer besser arbeitet, als manche 
modernen Historiker?), wird an der Hand de: Friedbergschen Aus- 
gabe insoweit bestätigt. Dagegen enthält die Comp. IV auch viele Nach- 
zügleı aus den ersten Jahren des Papstes, also aus der Zeit vor 1210®), 
etwa ein Fünftel des Ganzen. Daß sie Johannes übergangen haben soll, 
ist nicht sehr wahrscheinlich, und zugleich würde die Auslassung des 
Prädikats durch Abirrung (von et’ auf “ei’) erklärt, wenn wir nach 
“consilium’ einschieben: “et iam antea fecerat.” Vor allem aber müssen 
wir nun den Anfang des Hauptsatzes emendieren. Hier fehlt das Subjekt, 
und zwar muß es den Namen dessen angegeben haben, der die Comp. IV 


1) Abgedr. bei Laspeyres 357. 

?2) Vgl. Sarti 1, 389; 2, 280. Bei Schulte 1, 87 u. a. wird Petrus Bene- 
ventanus an Stelle dieses allein quellenmäßigen Namens “°P. Collivac [lies: ce] i- 
nus’ genannt; vgl. dazu Sarti 1, 390 und dagegen Heyer a. a. O. 37 (1916) 
395. 

?2) Vgl. z. B. Schulte 1, 89; richtig Gasparri, Praef. z. Codex Iur. 
Can., 8. XXII der Ausg. Rom 1917. 

#) Vgl. bei Friedberg, V Comp. 8. XXXIIIf. die Potthastnummern 
bis 3872. 
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et glosauit et compilauit’, oder die Angabe, daß dieser Mann unbekannt 
sei. Dies ıetztere ist aber unmöglich, denn daß ein sehr bekannter Mann, 
nämlich Johannes Teutonicus, die Comp. IV glossiert hat, mußte 
der Spanier wissen, da alle oder fast alle Hss. den sofort zur Glossa ordi- 
naria aufgestiegenen Apparat des großen deutschen Gelehrten aufweisen.!) 
Nun ist es allerdings gewagt, mit Schulte zu behaupten, daß er allein 
die Comp. IV glossiert habe?); kein Geringerer als der Mommsen der 
Renaissance, Antonius Augustinus, Erzbischof von Saragossa, sagt 1576 
in der Vorrede zu seiner Ausgabe der 4 älteren Kompilationen von der 
vierten: "eius interpres Vincentius fuisse dieitur; ego Joannem et Jaco- 
bum et Robertum sive Rogerium legi’.?) Die Benennung des Vincentius 
Hispanus durch Johannes Andreae — denn er ist der “dicens’ — dürfte 
zwar auf Verwechslung mit seinen Apparaten zur Comp. I—III beruhen®); 
aber wenn Antonius seinerseits, wie man annehmen muß, Glossen mit 
der Sigle ‘Ia.” und ‘Ro.’ gefunden hat, so haben wir keinen Grund, dem 
zu mißtrauen. Das ‘Ia.’ muß auf Jacobus de Albenga gehen, der bisher 
nur als Glossator der Comp. V bekannt war’); einen mit ‘Ro.’ anfangen- 
den Namen führt unter den Dekretalisten nur der wenig bekannte Ro- 
doicus Modici-Passus.e) Erhalten haben sich diese wohl nur sporadischen 
Glossen schembar nicht, und jedenfalls ist Johannes Teutonicus un- 
bestrittenermaßen der einzige, der einen Glossenapparat zur Comp. IV 
geschrieben hat; nur davon aber spricht, dem Zusammenhange nach, 
unser Autor. Dann muß er aber auch Joh. Teutonicus als Kompilator 
der Sammlung angeseben und in den ausgefallenen Worten benannt 
haben! Der Möglichkeiten, wie diese ausgelassenen Worte gelautet haben 
können, sind sehr viele; wir müssen nur darauf achten, daß sie, wie der 
Satz vor der Lücke, mit “innocencii’ schließen. Ich will hier nur eine 
Möglichkeit erwähnen: 
: et uocatur liber innocencij [sive liber tertius decretalium. 
Processu temporis Johannes Teutonicus composuit alıum librum 
innocenci]] et quasdam decretales .«. .” 
Noch überzeugender wird die Ergänzung, wenn wir das ‘et’ am Ende 
dieses Satzes zum vorigen Satze schlagen und demgemäß, mit ver- 
breiterter Basis für die Abirrung, ergänzen: °. . . et uocatur liber inno- 
cencij et [postea uocatus fuit liber tertius decretalium. Processu temporis 
Johannes Teutonicus composuit alium librum innocencü et] quasdam 
decretales.. ... .” 
Selbstverständlich ist aber diese Ergänzung zunächst trotzdem 
noch höchst gewagt, und außerdem bedarf die vermutete Tatsache selber 


t) Vgl.u. a. Schulte, Literaturgeschichte der Comp. antiquae (1870) 26 
[Wien. Sitz.-Ber. Phil.-Hist. Kl. 66, 77]; Geschichte 1, 89 20, 

2) So Schulte, Literaturgeschichte 85 [135]; vorsichtiger Geschichte 
1, 175, 193, 229. 

3) Abgedr. bei Laspeyres a. a. O. 366. 

&) Vgl. die Stellen bei Schulte 1, 193; 240; 243. 

5) Schulte 1, 208. 

6) Über ihn Schulte 1, 186, der aber das Zeugnis des Augustinus nicht 
verwertet und daher zweifelt. 
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noch der geschichtlichen Erhärtung. Da ist es nun erfreulich, auf eine 
bisher noch nie geprüfte mündliche Mitteilung Maassens hinweisen zu 
können, der 1863 im. Kolleg geäußert hat, daß er in Joh. Teutonieus 
den Verfasser der Comp. IV vermute; so berichtet sein Schüler Scherer 
in seinem Handbuch des Kirchenrechts 1 (1886) 249 Anm. 43. Jener 
so vorsichtige und gelehrte Kanonist aber hat seine Vermutung gewiß 
nicht ohne sichere handschriftliche Grundlage ausgesprochen. Hat er 
etwa eine andere Hs. des Joh. de Deo gekannt, die jene Lücke nicht ent- 
hielt? Enthält ‚vielleicht sein reicher Nachlaß eine Abschrift unseres 
Stückes nach anderer Hs. ?!) Möglich bleibt die Verfasserschaft des 
Deutschen auf alle Fälle. Er war in der Zeit, in die die Kompilation 
fallen muß, 1216—1218?), Professor in Bologna?), hat auch nach eigener 
Angabe mit Innocenz mündlich über eine Rechtsfrage gesprochen.®) 
Daß er sich, wie es scheint, nirgends selbst als Verfasser nennt, beweist 
nichts dagegen; auch von zwei anderen Werken hat er kein Aufhebens 
gemacht.) Ein anderer Verfasser ist bisher auch nıcht einmal ver- 
mutungsweise genannt worden; wohl deshalb hat neuestens Kardinal 
Gasparri vermutet, sie sei unter persönlicher Aufsicht des Papstes 
abgefaßt worden‘), daher “probabiliter authentica’. 

Erst in neuester Zeit ist von sachkundigster Seite — und an ver- 
stecktester Stelle — ein anderer Verfasser namhaft gemacht worden.”?) 
Gillmann hat nämlich drei Glossen in einer Bamberger Dekreths. 
(hier B) und ziemlich übereinstimmend in einer Trierer Hs. (hier T) 
aufgefunden, von denen die zwei ersten laut Sigle, die dritte dem Zu- 
sammenhang nach von Johannes Teutonicus herrühren. In diesen scheint 
Teutonicus selber als Sammler des liber IV. jenen Alanus zu nennen, 
den wir (S. 428) als Urheber der Extravagantensammlung von 1208 
erwähnt haben. Demgegenüber müssen wir zwei Fragen auseinander- 
halten. I.) Wird durch diese Glossen unsere Vermutung widerlegt, daß 
Joh. de Deo an der fraglichen Stelle seines Berichtes von Joh. Teuto- 
nicus gesprochen hat? Wir antworten: nein, denn er bezeichnet den 
Kompilator zugleich als den Glossator der Sammlung, und von Glossen 
des Alanus zur Comp. IV oder gar einem Apparat dazu ist noch niemals 
eine Spur gefunden worden. II.) Wird durch diese Glossen unsere Ver- 
mutung widerlegt, daß Job. Teutonicus tatsächlich der Verfasser war ? 
Wir würden dies rückhaltlos zugeben, wenn nicht die Glossen selber 
schwere kritische Bedenken wachriefen. Betrachten wir die Glossen näher. 


1) Meine bisherigen Versuche, Zutritt zu dem Nachlaß zu erhalten, 
waren vergeblich. 

2) Vgl. vorläufig Schulte 1, 89; 175. 

3) Schultel, 172; Ders., Z. £. Kirchenrecht 16 (1881) 124. Die Literatur 
über ihn bei Hugelmann, Z. d. Sav.-Stift. 38 (1917) Kan. Abt, 781, 

&) Vgl. Schulte, Z. £. Kirchenrecht 16, 123 3. 

5) Ich meine die 8. 434 Anm. 5/6 angeführten. 

6) Praef. S. XXIL (trotz mangelnder Publikation ??). 

?”) Gillmann, Zur Lehre der Scholastik vom Spender der Firmung 
und des Weihesakraments (1920) 218—220. 
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l. ... “extra. [vagantes] Alani [geschrieben: alam] de sententia 
excommunicationis ‘quante’ 1.fibro] IIII. ... Io. [hanes” B. 

2... . “extra. Alani de sent. exc. ‘quante presumptum’ [lies: pre- 
sumtionis].... . Io.’ B. 

3... . ‘extra. Alani [geschrieben: alam] de sententiüs 'ad proban- 
dum” BT. 


Die erste dieser Allegationen kann unmöglich in der echten Gestalt, 
wie sie Johannes niedergeschrieben hat, vorliegen. Schon das Zitat 
einer der rezipierten fünf Sammlungen, statt durch ‘extra’ und Nummer 
oder noch einfacher durch “extra” oder “decretales’, unter dem Namen 
des Sammlers wäre höchst auffällig und den sonstigen Allegationen 
durch Johannes widersprechend; und geradezu undenkbar wäre es, daß die 
Sammlungen sowohl unter diesem Namen als unter ihrer Nummer ange- 
führt würden, wie dies in Glosse 1 der Fall scheint. Denn was der “liber ij.’ 
war, wußte jeder, niemand, daß ihn Alanus verfaßt haben sollte; ein der- 
artiges Zitat hätte also den Benutzer nur verwürrt. Wir nehmen viel- 
mehr einfach an, daß Johannes das betreffende Kapitel aus der Samm- 
lung des Alanus von 1208 angeführt hat, die er nachweislich auch sonst 
unter Benennung des Verfassers benutzt hat!); dort, im Anhang zur 
Hauptsammlung, steht das Kapitel “quante presumtionis’ in der Tat, 
und zwar unter der Rubrik “de excom.’?) Die Zuschreibung auch des 
Anhangs an Alanus wird durch dieses Zeugnis des Johannes Teutonicus 
bedeutend verstärkt.) Daß das Kapitel auch in der Comp. IV — als 
c.3 V 15 — steht, wußte er, als er jene Dekretglosse schrieb, noch nicht, 
da die Comp. IV erst während der Arbeit am Dekret zu seiner Kenntnis 
kam.*) Dagegen wußte dies der Schreiber von B oder ein Benutzer 
ihrer Vorlage und schrieb deshalb, wie üblich, “libro IIIL.” hinzu; dabei 
tilgte er die nun überflüssige oder ihm unverständliche Bezugnahme auf 
Alanus. während sie in T von Anfang an fehlte. Auch Johannes selbst 
hat an einer späteren Stelle seiner Dekreiglosse das fragliche Kapitel 
aus der Comp. IV und daher ohne Bezugnahme auf Alanus angeführt.) 
Ebenso erklärt sich die zweite Glosse. die das gleiche Kapitel anführt, 
bei Johannes als Allegation aus jener Sammlung des Alanus; hier hat 
T das Wort “Alani’ getilgt und eine andere Hand hat ‘1. IILL.” beigefügt. 
In der zweiten Glosse können wir also den Vorgang unmittelbar an- 
schauen, den wir für die erste Glosse rekonstruieren mußten. Anders 
würde es mit dem Zitat des Kapitels ‘ad probandum’ in der dritten 
Glosse stehen, wenn Gıllmann recht hätte zu sagen, es fehle von ihm 
in den bisher bekannt gewordenen Sammlungen des Alanus “jede Spur’, 
während es in der Comp. IV — als c.2 II 11 — erhalten ist. Aber hier 
hat Gillmann übersehen, daß es tatsächlich in der Hauptsammlung 
des Alanus in Cod. Fuldensis 5 von Schulte nachgewiesen ist.6) Dort 


!) Schulte 1, 17512: in Alano de prebendis “constitutus®® —= Comp. 
Alani 1.3 tit. 4 c. 7, nicht in den fünf rezipierten Sammlungen. 

2) Schulte in der 8.428 Anm. 4 genannten Abhandlung S. 80 [674]. 

3) Vgl. bisher Schulte a. a. O. 10 [604]. 

4) Vgl. Gillmann 216. 6) Gillmann 2191. 6) A, a. O. 62 [656]. 
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steht es, dem Inhalt nach genau zur Glosse passend, in Buch IT als c.9 
des elften Titels ‘de appellationibus’. Die Titelüberschrift stimmt aller- 
dings nicht zur Glosse, die es ja unter “de sententiis’ anführt. Doch hier 
hat einfach der Schreiber des Fuldensis einen Schreibfehler begangen, wie 
schon aus der äußeren Gestalt des Titels ersichtlich ist. Dieser weicht 
nämlich von allen anderen Titeln dadurch ab, daß er mitten im 
Titel, vor Kap. 12, noch: einmal die Überschrift “de appellationibus’ 
bringt. Diesen unmöglichen Sachverhalt hat Schulte durch die unver- 
ständliche Vermutung aufklären wollen, daß hier ein Blatt ausgefallen 
sei. In Wahrheit hat der Schreiber einfach vor c. 1 ‘de sententiis’ schreiben 
wollen und dafür versehentlich, durch “Vorklang’!), den folgenden Titel 
‘de appellationibus’ gesetzt. Den vollen Beweis liefert der Vergleich 
mit Comp. II und III, die beide auf Alanus fußen?); denn sie bringen, 
in ib. II tit. 18, die Kap. 3—7 und 10 des Alanustitels unter der passenden 
Rubrik “de sententiis’, und in der ursprünglichen Reihenfolge®): auch 
unser Kap. 9 ‘ad probandum’ paßt dem Inhalt nach nur unter “de sen- 
tentiis’, da es mit der Berufung gar nichts zu tun hat. Dagegen treten 
die Kap. 12—14 des Alanustitels in der Comp. II, wiederum passend, 
unter der Rubrik “de appellationibus’ auf.*) Auch das zweite Zitat des 
Joh. Teutonicus geht also einfach auf die Extravagantensammlung des 
Alanus. Damit entfällt jeder Grund für Gillmanns Annahme, die er 
übrigens nur unter Vorbehalt und unter sorgfältiger Angabe von Sch wierig- 
keiten vorgebracht hat. Wir merken uns aber aus seinen Ergebnissen, 
daß Joh. Teutonicus noch eine bisher ganz unbekannte Arbeit geleistet 
hat: Glossen zur Comp. III.) Auch ein weiteres Werk des großen deut- 
schen Juristen, eine Quästionensammlung, ist jetzt ans Licht getreten.) 
Mit ansprechenden Gründen ist er neuerdings als Lehrer Eike von Rep- 
gows hingestellt worden.?) Immer bedeutender tritt die Gestalt Johannes 
Zemeckes hervor. 


Sed quia papa uoluit .[tractare uiam luccessam, 
recessu temporis transigus de bononia archidiaconus com- 
posuit quintum librum, magister zeno canonicus bononiensis 

glosauit, 


Wir betreten damit das Gebiet der Compilatio quinta, der 
zweiten amtlichen Sammlung, der ersten amtlich publizierten. Sie ist 
bekanntlich von Papst Honorius III. — das Wort “honorius’ (oder mehr) 
ist vor ‘papa’ ausgefallen — im Jahre 1226 veröffentlicht worden, daher 
sie auch als “Honorianae’ (sc. decretales) bezeichnet wurde.®2) Meist 


1) Vgl. über diese Erscheinung Kantorowicz, Einführung in die 
Textkritik (1921) 25. ö 
2) Vgl. Schulte 1, 881. ®) Friedberg, V Comp. 76£., 117. 

*#) Friedberg 77, 79. 5) Gillmann 218. 

86, Hugelmann 83!. Vgl. auch seine Andeutung über noch ein weiteres 
Werk a. a. 0.40 (1919) 561(?). 

”) Rosenstock, Ostfalens Rechtsliteratur (1912) 122, 125. 

8) Vgl. Vinc. Bellovacensis bei Laspeyres 358; Joh. Andreae in der 
unten 8.439 abgedruckten Stelle. 


Miszellen. : 435 
wird angegeben, diese Veröffentlichung sei durch Übersendung der Samm- 
lung an den berühmten Archidiakon von Bologna, Magister Tancred, 
geschehen.!) Dabei hatte schon Savigny gezeigt, daß eine Wiener 
Hs., die der zweite Herausgeber der Sammlung, J. A. Riegger, be- 
nutzt hatte, den Magister M[artinus] in Padua als Adressaten trug?), 
und sehr richtig vermutet, daß es noch andere Adressaten gegeben haben 
möge.?) Wenn also die Publikationsbulle sagt “nos quasdam epistolas 
decretales ... compilari fecimus, et tibi sub bulla nostra duximus 
destinandas’, so braucht man unter “tibi’ nicht nur Tancred zu verstehen. 
Man darf also nicht mehr mit dem ersten Herausgeber Cironius, dem 
zweiten Riegger, mitSarti, Theiner, Savigny, Schulte u.a. einfach 
hieraus schließen, daß die Bezeichnung Tancreds als Verfasser nur Ver- 
wechslung mit Tancred als Adressaten sein muß. Diese Bezeichnung 
Tancreds als Verfasser findet sich bei zahlreichen älteren Schriftstellern, 
die nicht aufgeführt zu werden brauchen, da sie sämtlich auf einer Stelle 
in der (oben $. 431 gen.) Vorrede des Antonius Augustinus fußen: “Quinta 
collectio Honorii III. constitutiones habet a Tancredo Bononiensi archi- 
diacono collectas sub ipsius P. M. nomine.” Einen Grund für seine An- 
nahme gibt er nicht an, aber gehabt hat ihn dieser außerordentliche 
Forscher gewiß. Und zu ihm gesellt sicb nun — denn ‘transigus’ ist 
natürlich ein Fehler für “tancredus’, wie die Orts- und Amtsangabe 
beweisen — das Zeugnis des Johannes de Deo. Wir haben damit zwei 
voneinander unabhängige Zeugnisse; denn wenn Augustin seinen Lands- 
mann gekannt hätte, hätte er nicht dessen sonstige Angaben übergangen. 
In der Tat könnte Honorius sehr wohl, wenn auch andere Päpste anders 
dachten, Anstoß daran genommen haben, den Verfasser einer offiziellen 
Sammlung amtlich mitzuteilen, und dies als gegen das Prestige des Gesetz- 
gebers empfunden haben. Andererseits stand Tancred bei ihm in so hohem 
Ansehen), daß er ihn sehr wohl mit diesem Auftrag beehrt haben kann, 
nachdem er sich schon als Verfasser der Apparate zu Comp. I—III so 
sehr bewährt hatte. Dies würde freilich einen Aufenthalt in Rom in der 
fraglichen Zeit voraussetzen. Nun ist die Kompilation in dem Bologneser 
Exemplar bereits an den Archidiakon gerichtet, und dieses Amt bekleidete 
er seit dem 31. Januar 1226.°) Honorius starb am 18. März 1227. In die 
Zwischenzeit wird die — bisher beweislos auf 122€ angesetzie — Voll- 
endung der Arbeit fallen. In der Tat ist Tancred im Frühjahr 1226 in 
Rom nachweisbar, wo er vor dem Auditor Pelagius für Bologna plädiert.®) 


rn 


t) 2. B. Schulte 1, 90 (richtig dagegen Lehrbuch 1 [1860] 336); Fried- 
berg, V Comp. 8. XXXIV. 

2) Savigny 5, 118 Anm. f.; vgl. 8.132 A. Friedberg hat die Riogger- 
sche Ausgabe benutzt (V Comp. 8. XXXV), bringt aber S. 151 diese wesent- 
liche Variante der Inskription nicht. 

%) So auch Stutz, Enz. d. Rechtswissensch. 57 (1914) 326. 

4) Vgl. Schulte 1, 201f. 

6, Pressuti, BRegesta Honorii Papae IIL, Romae 1888—95, Nr. 5814; 
Potthast 7525. 

6) Urk. (v. 20. März) bei Sarti 2, 34 (m. W. bisher unbeachtet), Pres- 
suti Nr. 5871. 
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Damals wird Tancred die Kompilation verfaßt haben. Auch über das 
Motiv der Sammlung enthält unser Bericht eine Angabe, die freilich 
nur eine Redensart ist. In “.[tractare’ ist außerdem der erste Buchstabe 
erloschen, vielleicht ist “retractare® = “wieder aufnehmen’ gemeint. In 
der Publikationsbulle sagt Honorius “Licet igitur a quibusdam predecesso- 
ribus nostris ... . forma futuris negotiüs prouide sit relicta’ — diese 
Stelle wird Johannes gemeint haben, und der Abschreiber hat dann aus 
“predecessorum” umgekehrt ‘successorum’ gemacht oder machen wollen. 
Diese Vermutung, die wieder psychologisch auf Ermüdungserscheinungen 
gestützt werden kann, erhält dadurch eine weitere Stütze, daß das 
folgende Wort offenbar nicht ‘recessu’, sondern wieder umgekehrt ‘pro- 
gressu’ heißen muß. Endlich bedarf noch das Wort "zeno’ der Emendie- 
rung. Offenbar ist damit — ein anderer Name kommt gar nicht in Frage 
— Zoen aus dem bolognesischen Geschlecht der Tencarari gemeint. 
Von seiner akademischen Wirksamkeit wissen wir nichts, als daß Jo- 
hannes de Deo, wie dieser an anderer Stelle in schwärmerischen Worten 
selbst berichtet!), sein Schüler war, zweifellos in Bologna; dort erscheint 
Zoen in der Tat: in der fraglichen Zeit, und zwar seit 1224 als Kanonikus, 
seit 1226 als Magister?); später scheint er ganz in hohen Kirchenämtern 
aufgegangen zu sein. Von seinen Schriften war bisher nichts bekannt; 
nunmehr erfahren wir aus dem Munde seines Schülers, also ‚aus glaub- 
würdiger Quelle, daß er die Comp. IV bearbeitet hat. Bisher war, aus 
dem Zeugnis des Johannes Andreae?) und bandschriftlichen Funden 
Schultes®), nur die Tätigkeit des Jacobus de Albenga bekannt, woraus 
dann Schulte den übertreibenden Schluß gezogen hat, dieser habe "ganz 
allein’ diese letzte der Compilationes antiquae bearbeitet) Ob Zoen 
einen Apparat verfaßt oder hier der Lehrer, obwohl er nur Glossen ge- 
schrieben, auf jeden Fall durch Erwähnung geehrt werden sollte, bleibe 
dahingestellt. 


Processu temporis, cum gregorio .ix. primo anno 
sui regiminis allegata fuisset quedam decretalis, extra de 
electione ‘coram’, ubi dieitur, quia, qui sunt tunc de pro- 
uincia, debent ad electionem uocarl, Lunc gregorius commo- 
tus dixit, quod dest ur ruerem decretalem. 


Dieser Satz führt uns in den Bereich der Dekretalen Gregors, 
des ersten päpstlichen Gesetzbuchs, und es wird sich zeigen, daß unser 
Bericbt weiterbin auch diesen rechtsgeschichtlich wesentlichen Gesichts- 
punkt andeutet. In deı gerade im entscheidenden Punkt überlieferten 
Fassung ist er freilich nicht zu brauchen. Wir wenden uns daher, im 
Vorübergeben anmerkend, daß “quia” nicht zu ändern ist, da es mittel- 
lateinisch = “quod’ steht, zu einer parallelen Fassung der hier gegebenen 


1) Abgedr. bei Sarti-Fattorini 2, 171. 2?) Sartı 1, 414. 
?) Abgedr. u.a. bei Schulte 1, 243. 

*) Am 8.431 Anm.1 gen. Ort 27 [77], 87 [137]. 

) 


5) Geschichte 1, 206. 
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Nachricht, die uns Johannes Andreae übermittelt!) °... de quibus 
omnibus (sc. compilationibus) Gregorius fecit unam. Et dicunt quidam, 
quod impulsiva causa huius compilationis fuit, quod, cum coram Gtre- 
gorio allegaretur secundo anno sui pontificatus decretalis “coram’ de 
electione, et non reperiretur in compilatione (lies: compilationibus), 
quia erat extravagans, ideirco compilationem hanc fieri iussit; sed falsum 
est, quod decretalis “coram’ erat extravagans, erat enim eius tituli prima 
in quarta compilatione.” Die von Joh. Andreae angeführte letzte Tat- 
sache ist richtig; die decr. “coram’ steht in der Comp. IV als erste des 
Titels “de electione’ (Buch I Titel 3). Aber daraus folgt nicht, daß sie der 
greise Papst, ein so guter Kanonist er auch war, nach Standort und Rechts- 
inhalt im Kopf gehabt zu haben braucht und sie nicht in der unüber- 
sichtlichen Masse der fünf Kompilationen zunächst vergeblich gesucht 
hat. Es ist gewiß nicht psychologisch unwahrscheinlich, daß er dabei 
“commotus’ (“erregt’ oder auch “nervös’) geworden. Unser Bericht über- 
geht freilich gerade die entscheidende Tatsache, daß jene Dekretale 
unauffindhar war, und wäre ohne jene Äußerung des Joh. Andreae unver- 
ständlich; wir nebmen daher an, daß der Abschreiber ähnlicbe Worte 
wie die dort gebrauchten, etwa “et non reperiretur illa decretalis’ über- 
sprungen hat. Wir schieben sie daher am besten hinter “quedam decre- 
talis’ ein. Die Angabe ihres Fundorts im Liber Extra, wo sie 7!/, Jahre 
nach jenem Vorfall als cc. 35 16 auftaucht, stellt zwar, wie bei Joh. Andrese, 
einen stilistischen Anachronismus dar, ist aber in beiden Fällen wohl 
zur Bequemlichkeit des Lesers unbefangen eingeführt worden. Jedenfalls 
gewinnt die von Joh. Andreae nur aus diesem Grund bezweifelte Mit- 
teilung durch den Bericht des Joh. de Deo eine weitere Bestätigung. 
Denn Joh. Andreae hat nicht aus ihm geschöpft: seine “quidam’ werden 
einige der acht Verfasser von Proemien — darunter drei verschollene — 
zu den Dekretalen gewesen sein, die er an der gleichen Stelle kurz vorher 
angeführt hatte und unter denen er Joh. de Deo nicht nennt.?) Nur 
insofern unterscheiden sich die beiden Berichte, als Joh. de Deo den 
Vorfall in das erste, Joh. Andreae in das zweite Regierungsjahr versetzt, 
wenigstens nach den Drucken; die Hss. nachzuschlagen, würde keine 
Sicherheit gewähren, da ‘.j. und ‘.ijj. unzählige Male verwechselt wurden. 
Wir möchten jedoch annehmen, daß auch Job. Andreae vom ersten 
Regierungsjahr, also von der Zeit vom 21. März 1227 bis 20. Mai 1228, 
gesprochen hat, da er an anderer Stelle über Gregor IX. sagt: “quo creato 
statim fuit fama, quod compilationem, qua ulimur, facere intendebat.’?) 
Auf jedenTall ersehen wir, daß der Papst den Mangel einer allumfassenden, 
geordneten Sammlung empfunden hat; eine solebe Sammlung bezeichnet 
die kurze Publikationsbulle seines Liber Extra, unter Angabe des gleichen 


!) In seiner Novella sup. decretalibus v. "compilationes’ zur Bulle 
‘Rex pacificus’; abgedruckt u. a. bei Laspeyres 360f., während Schulte 
diese Stelle entgangen zu sein scheint, vgl. 2, 550f. und S. 4. 

2) Ebenda v. “Gregorius’, abgedr. bei Schulte 2, 551. Die erhaltenen 
Proemien bringen die Nachricht nicht. 

3) Zu Guil. Durantis, proem. $ porro v. "B. Parmensis’, abgedr. bei 
Schulte 1, 243. 


« 
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technischen Beweggrundes, dreimal mit dem — wiederum Justinianischen 
— Ausdruck ‘volumen’.!) Wir wagen es daher, die letzten vier Wörter 
unseres Berichtes, deren erstes ohnedies einen offenbaren Schreibfehler 
für “deest’ darstellt, folgendermaßen zu emendieren: "deest uolumen 
decretalium’. Man beachte, daß in gotischer Schrift die Zahl der 
Grundstriche der mittleren Gruppe und z. T. auch die Buchstaben selber 
in Überlieferung und Emendation genau übereinstimmen: 
aualr|r/ualere|m 


— 


ulo|JıljJla| m | en 
Selbstverständlich verkennen wir dabei nicht, daß es sich um eine ‘Anck- 
dote’, und zwar im kindlichen Geschmack des Mittelalters handelt, also 
um eine Erzählung, die ‘große’ Wirkungen auf “kleine” Ursachen zurück- 
führt. Falsch braucht sie deshalb nicht zu sein. Wir lassen es aber ganz 
dahingestellt, ob nicht hinter jenem technischen Grunde eine ganz weit- 
tragende kirchenpolitische Absicht stand: Gesetzgeberische Allmacht 
des Papstes durch das seit Justinian unerhörte Unternehmen eines um- 
fassenden Gesetzbuchs zu bekunden; nun sollte man nicht die Ent- 
rüstung katholischer Kanonisten dadurch hervorrufen, daß man jene 
technische Begründung durch den Mund des Papstes ohne weiteres als 
leeren Vorwand hinstellt.*) Der Quellpunkt des Liber Extra würde 
damit in das Jahr 1227 verlegt. Damit steht nicht in Widerspruch die 
überall ohne Quellenangabe zu findende Nachricht, daß der Kompilator 
des Buches, Raymundus de Pennaforte O, P., seinen Auftrag erst 1230 
erhalten habe.?) Denn dem ersten Einfall tolgt die Ausführung des Ge- 
dankens nicht immer auf dem Fuße; auch ist ja nirgends überliefert, 
daß Raymund sich als erster an dem großen Werk versucht habe. Um- 
gekehrt besitzen wir eine wohl noch nie geprüfte Nachricht, daß außer 
ihm der Kardinal Leo Brancaleo beteiligt gewesen sei®), und dieser 
starb schon um 1230.) Damals war Raymund seit kurzem in wichtigen 
Geschäften in Spanien®); von dort holte ihn Gregor in eben jenem Jahr 
1230 oder 31 nach Rom.?) Wahrscheinlich hat er in letzterem Jahr 
das Werk begonnen®); denn die Kanonisationsbulle weiß zu melden, 
daß er es in drei Jahren beendet habe?), und die Bulle, mit der das Ge- 


1) Vgl. Const. Tanta (c. 1, 17, 2) 87 e,$ 14. 

2) So Schulte 2, 6; Friedberg, C. J. C. 2 Sp. IX u. Z. f. Kirchen- 
recht 18 (1883) 117; dagegen u. a. Scherer, Hist. Jahrbuch 2 (1881) 579; 
Wernz, Jus decretalium 1 (1898) 323. 

®) Z. B. bei Sarti, Schulte, Friedberg, Sägmüller. 

°) Eggs, Purpura docta I $ 56 S. 118 der Ausg. 1710. Leider gibt 
Eggs nur einen Teil seiner Quellen und nur für die Vita im ganzen an; 
bei den von ihm Genannten fand ich die Nachricht nicht. 

5) Eubel, Hierarchia catholica 1? (1913) und die älteren. Die Angabe 
1228 ist grundlos. 

6) Vgl. neuestens Mon. Ord. Fratr. Praedicatorum Historica 6, 2 (1901). 

?) Grundlos wird immer 1230 angegeben. Richtig Mortier, Histoire 
des maitres genersux de l’Ordre des freres pröcheurs 1 (1903) 274. 

8) So auch Touron, Histoire des hommes illustres de l’ordre de St. Do- 
minique 1 (1743) 17. 9) Acta Sanctorum 1 (1643) 410. 
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setzbuch versandt wurde, datiert vom 5. September 1234.) So würden 
alle Angaben aufs beste zusammenstimmen. 


Et tunc quidam cardinales seripserunt nepotibus, 
et alii curiales amicis, ut adderent decreti nla legibus et 
non decretalibus, usque quo appareret, an decretales 
remanerent. 


Einen Sinn vermag ich diesem dunklen Satz nur abzugewinnen, wenn 
ich ihn auf denselben Vorgang beziehe, den die oben 8. 437 Anm. 3 an- 
geführte Stelle des Joh. Andreae meint: man hätte hiernach von Rom 
aus einen Wink erteilt, nicht mehr durch die Glossierung der Dekretalen, 
namentlich der eben erschienenen Comp. V, Pergament und Arbeit zu 
vergeuden. Sie fährt nämlich nach “intendebat’ fort: “Itaque predieti 
antiqui non curarunt Honorianas glossare, et merito, quia multe ex illis 
omisse vel resecate fuerunt”? In der Tat hat Raymund bekanntlich 
nicht nur sein Material aufs stärkste interpoliert, sondern auch großen- 
teils verworfen, von den 223 Kapiteln der Honoriana z. B. 91°), sodaß 
nur 132 rezipiert worden sınd (remanerent’), Wir erfahren nunmehr, 
daß dieser dankenswerte Wink von den Kardinälen und anderen Mit- 
gliedern der Kurie ausgegangen ist. Aber daß sie nicht nur die “amici’, 
sondern auch die 'nepotes’ gewarnt haben sollen, erscheint auffällig. 
Freilich: “Nepotismus’ hatte es in der Kirche seit alters gegeben?); 
Gregor selbst war durch seinen Vorgänger Innocenz III. sofort zum Kar- 
dinal gemacht worden, wie er selbst seinem Nachfolger Alexander IV. 
sofort den Purpur verliehen hatte, und alle drei waren als Grafen von 
Segni Blutsverwandte.*) Auch findet sich der technische Gebrauch 
des Wortes “nepotes” schon im Mittelalter, wenn er auch bisher erst in 
späterer Zeit nachgewiesen worden war.) Demgegenüber aber erhebt sich 
ein schweres Bedenken: Was hatten die “nepotes’ der Kardinäle als solche 
mit der Glosse zu tun? Sollte das Wort dem Schreiber nicht etwa durck 
den Gedanken an die "amici” eingegeben worden sein? Sollte die Vorlage 
nicht statt “nepotibus’ ein ähnliches gesetzt haben, etwa, da dann wieder 
die Zahl der Grundstriche die gleiche bliebe: “doctoribus’ ? Ohnedies 
schreien ja noch weitere Worte nach Besserung. Für “legibus’ ergibt 
sich ohne weiteres “legentibus’, in dem vorhergehenden Worte vermute 
ich die mißverstandene Abkürzung 'nıa’ für “necessaria’, und für “decreti’ 
würde dann “decretis’ zu setzen sein; den Punkt über dem ‘an’ können 
wir wohl vernachlässigen. Der Wink würde dann nicht nur eine War- 
nung, sondern auch einen Rat enthalten haben. In der Tat schlief die 


1) Potthast 9693/94. 

2) So Rittner a.a. 0. 8. 83f. und damit ausnahmsweise — infolge 
sich aufhebender Fehler — übereinstimmend Friedberg, V Comp. 8. XXXIV. 

3) Vgl. Felten in Wetzer und Weltes Kirchenlexikon 9 (1895) 
Sp. 101 bis 154, Art. “Nepotismus’. 

4) Eubel 1, 3?; 6. 

5) In dem Geschichtswerk des 1329 gest. Ferretto von Vicenza, herausg. 
von Muratori, Rer. Ital. SS. 9 (1726) 1012 D. 
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Bearbeitung der vorgregorianischen Dekretalen, da die Publikations- 
bulle zum Liber Extra ihre Benutzung in Gericht und Universität ver- 
bot, sofort mit dem Erscheinen des Gesetzbuchs ein; die Literatur zum 
Dekret aber blühte noch Jahrhunderte weiter, wenn sie sich auch darauf 
beschränkte, seinen ‘Lesern’ das durch die neuere Rechtsentwicklung 
“notwendig” gewordene ‘ergänzend’ nachzutragen: Es beginnt jetzt die 
Zeit der subalternen “Excerpta, Notabilia, Casus, Breviaria, Margaritae, 
Tabulae’, der Neuausgabe der Glosse und der Fortsetzungen der älteren 
Schriften!) Auch Johannes de Deo hat derlei “Additionen’ verfaßt.?) 


Postea gregorius papa tali processit ordine, sc. quia, 
sicut a tempore alexandri successerunt, ita eorum decretales 
posuit unam post aliam, et in fine posuit suas quasi latinum 
legale in quantum potuit, et sunt quasi stelle iuris poitiui 

in successu eorum Sponse christi uirginis. 


Im ersten Teil, und zwar im Nebensatz, fehlt das Subjekt; das 
folgende “eorum’ zeigt, daß wir ‘pape’ einschieben müssen, am besten 
hinter “alexandri’, der uns schon oben S8. 427 als einzige mit Namen ge- 
nannte Quelle der ersten Kompilation begegnet war. Aber daß in jeder 
Rubrik die Kapitel nach der Zeitfolge der Urheber folgten, war her- 
gebracht?); der erste Satz ist also nur aus dem Gegensatz zum zweiten 
zu begreifen. Offenbar war sich Johannes bewußt, daß die am Schluß 
des Titels angefügten 195 Dekretalen Gregors nicht nur der Zeit, sondern 
auch der Sache nach etwas ganz Neues bedeuteten: sie waren zum großen 
Teil, wie schon die dann fehlende Inskription bewies, nicht Verfügungen 
und Entscheidungen in konkreten Fällen, sondern abstrakte Rechts- 
sätze, eigens hergestellt zur Ausfüllung von Lücken des Rechtsstoffes, 
soweit sie Gregor bereits erkannt batte (“in quantum potuit’). Es waren 
also die ersten eigentlichen “Gesetze” des absoluten kirchlichen Herr- 
schers.*) So erklärt sich die überschwängliche Bezeichnung als “Sterne des 
positiven Kiröhenrechts’, denn eine andere Emendation als “positiur’ 
ist unmöglich. Der Ausdruck “ius positivum? ist allerdings in dieser Zeit 
selten; man spricht statt dessen vom “ius humanum’ im Gegensatz zu 
“divinum” oder auch “naturale’. Z. B. schreibt Bernardus Papiensis noch 
in seiner zwischen 1191 und 1198 vollendeten Summa decretalium: 
“jus etenim aliud divinum, aliud humanum’) Aber Johannes ist nicht 
Erfinder des Ausdrucks, ich fand ihn zuerst in der zwischen 1210 und 
1215 entstandenen Summa decretalium des Bologneser Professors Da- 
masus Boemus, der gerade hier, das ist bemerkenswert, ausnahmsweise 
nicht von Bernhard abschreibt®): “Iuris autem species sunt due, Est 


1) Vgl. die Übersicht bei Schulte 2, 489#f. 

2) Vgl. Schulte 2, 95; 96; 103. 

3) Schulte 2, 13. 

4) Schulte 2, 6°; 11. 

5) Herausg. von Laspeyres 8.3; vgl. S.LXI. 

6) Schulte 1, 194f.; der Abdruck nach Schulte am S. 431 Anm. 1 gen. 
Ort 89 [139], verglichen mit der nach der gleichen Hs. besorgten Ausgabe bei 
Laspeyres 353, vgl. S. XLI Anm. 85; s. auch Savigny 5, 165 2.9 v. o, 
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enim ius naturale, quod natura omnia animalia doocuit, ut Institutis 
de iure naturali, gentium et civili (1, 2) in princ. Est autem ius positivum 
sive expositum (lies: positum ?) ab homine, ut sunt lege, seculares et 
constitutiones ecclesiastice.’ Von “Kırchenrecht” durften wir oben 
sprechen, da die “jungfräuliche Braut Christi? natürlich die Kirche ist. 
Auch das in unserer Hs. vorangehende Stück Nr. 12, für dessen Ver- 
fasser wir ebenfalls Johannes halten, beginnt mit der Anrufung der 
“Braut, der Kirche Christi’. °Sponse’ soll offenbar an “iuris positiui’ 
anschließen, die trennenden Worte ‘in successu eorum’ werden in der 
Vorlage ausgefallen und am Rande vom Korrektor nachgetragen worden 
sein; unser Abschreiber hat sie dann hier eingefügt, statt hinter “sunt’. 
Nun bleibt uns noch das unmögliche “latinü’ zu bessern. Ich schlage, 
aucb im Hinblick auf das Wort ‘stelle, in 1. Linie vor: “lumen’ 
in 2. “lucerna’ (legis oder legalis); als “lucerna ardens’ feiert Johannes 
an anderer Stelle seinen Lehrer Zoen!), und bekannt ist der Ehrentitel 
des Irnerius “lucerna iuris’.2) Ähnlich sagt der etwas ältere Joh. Hispanus 
de Petesella in seiner Dekretalensumme, Gregor IX. wollte “quedam 
addere, per que ius canonicum illuminatur’.?) Aus dieser Huldigung 
an Gregor erklärt sich wohl auch, daß unser Johannes, falls nicht auch 
hier die Überlieferung schuld ist, den von Gregor in der Bulle als Redaktor 
benannten Raymund von Pennafort übergeht. 


Processu temporis innocencius quartus fecit quasdam 
constitutiones in consilio lJugdunensi et ad correctionem et 
ad formationem status ecclesie. \ 


Wir sind damit bei der letzten der von Johannes beschriebenen 
Sammlungen angelangt. Der Satz, in dem höchstens “reformationem’ 
zu setzen sein wird, bietet dem Verständnis keine Schwierigkeiten und 
bringt nichts Neues. Es handelt sich um das Lyoner Konzil vom 28. Juni 
bis 17. Juli 1245, dessen Schlüsse Papst Innocenz IV. zugleich mit einer 
unmittelbar vorher erlassenen Dekretale zur Einreihung in den Liber 
Extra publizierte®); es kann daher nicht auffallen, daß sie in der Ein- 
leitung zu einem Werk über dieses Gesetzbuch erwähnt sind. Johannes 
hat auch über diese ‘'novelle decretales’ einen Kommentar geschrioben, 
der leider verschollen ist.?) 

Die nächsten Sammlungen waren weder amtlich, noch weit ver- 
breitet®), so daß Johannes, selbst wenn er ihr Vorhandensein bei Ab- 


1) Vgl. Sarti-Fattorini 2, 171. 

2) Vgl. Savigny 4 (1850) 28. 

3) Herausg. von Schulte, Beiträge zur Literatur über die Dekretalen 
(1871) 10 [Wien. Sitz.-Ber. Phil.-hist. Kl. Bd. 68 S. 62]. 

4) Vgl. Schulte, Die Dekretalen zwischen den “Decr. Greg. IX. und 
“Lib. VI. Bon. VIII, Wien. Sitz.-Ber. Phil.-hist. Kl. 55 (1867) 703 ff. 

5) Savigny 5, 485; Schulte 2, 101. 

6) Vgl. Schulte am Anm. 4 gen. Ort S. 712fl. Dazu die m. W. noch 
nicht untersuchte Sammlung der Hs. C.1 des Ratsgymnasiums in Osna- 
brück, vgl. das Programm von Kuhlenbeck (1880) 4; Finke, Konzilien- 
studien (1891) 1! a.E.. 
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fassung der Schrift gekannt haben würde, keinen Vermerk von ihnen 
genommen hätte. So können wir uns mit ihm dem Explicit zuwenden. 


Talis est processus decretalium modernorum, 
sc. qualis sit in processu temporis, dicetur, deo dante, 
|| £. 105% |congruo circa idem. 


Wir streichen zunächst die zwei letzten Worte, die offenbar nur 
die Überschrift des folgenden, ebenfalls von Johannes verfaßten “Prin- 
cipium decretalium’ darstellen. Daß unser Schreiber weiter beim Auf- 
schlagen des neuen Blattes ein Wort — offenbar ‘loco’ — fallen gelassen 
hat, wird uns nach seinen bisherigen Leistungen nicht wundern. Ich 
verstehe die Stelle dahin, daß Johannes, als historischer Kopf auch in 
die Zukunft blickend, seinen Nachfolgern den Wunsch ausdrückt, die 
kommenden Arbeiten über alte und neue Sammlungen ebenfalls mit 
quellengeschichtlichen Einleitungen zu versehen, wie dies ja dann Joh. 
Andreae in großartigstem Maße getan hat. Hierauf bezieht sich das 
Futurum ‘dicetur’, dem wohl ein “erit’ statt des Präsens ‘sit’ entsprechen 
sollte. Ob das zweite “processus’ nicht nur ein “Nachklang’ des ersten 
ist!) und durch “progressus’ zu ersetzen ist, bleibe dahingestellt. Jeden- 
falls bedarf das ‘sc.’ noch der Emendierung. Man könnte versucht sein, 
für “.L? zu estzen ‘(z’, also ‘sed’. In sachlicher Hinsicht ist nur der Aus- 
druck “decretales moderni’ als ungewöhnlich bemerkenswert; er eignet 
sich gut zur Bezeichnung der nach Gratian erlassenen oder doch ge- 
sammelten Dekretalen. 

Wir lassen schließlich das Stück, mit bereinigter Rechtschreibung 
und unter Verwertung unserer Vorschläge und Vermutungen, im Zu- 
sammenhang folgen. Inwieweit wir den Wortlaut oder nur den Sinn 
wiederhergestellt zu haben beanspruchen, und welchen Wahrscheinlich- 
keitsgrad wir dabei annehmen, hat unsere Erläuterung ergeben. 


®Principium decretalium.? 

Ad honorem summe trinitatis et individue unitatis patris et Alü 
et spiritus sanctid amen. Incipit decretalium principium 2 ma- 
sgistro Iohanni de Deo Hispano compositum. Principio nostro 
sanctus Vincentius® adsit. Lector, sic teneas et intelligas principium 
deeretalium: "Rubrica de summa trinitate et fide catholica.” Secundum, 
quod decretales dicuntur “filie decretorum’, scilicet, quia a decretis habent: 
originem; alias, si essent contra statuta sanctorum patrum, non valerent, 
XXV. qu. I.@‘gunt quidam dicentes’ 2), XXVIIT. qu. II. “sunt qui dieunt'®) 
et de® conse. dist. III. “celebritatem’.f"*) Dieuntur tamen proprie “decre- 
tales’. quia fiunt ad consultationem subditorum, XIX. dist. 1.°), XV. 
dist. "sancta8 Romana’.®) 


3—2) alia manus in marg. adiecit. b) om. Cod. °) “uincen 
erus’ Cod. d—d) om. Cod, e) om. Cod. f) “in celebratione’ Cod. 
8) “sacrosancta” Cod. 

2) Vgl. oben S.434 Anm. ]. 

2) 0.6. 8) 0,19. #4) 0. 22. ))l.c..- %c.3 816, 


V = a 
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Inde illud sie teneas, quod post compilationem® decretorum 
de corpore canonum, legum et scripturarum quedam capitua reman- 
serunt de predicto corpore, de quo faeit Nicolaus mentionem XIX. dist. 
“si Romanorum’.!) Et Bernardus Papiensis recollegit? *breviarium extra- 
vagantium, in quo collegit“ et posuit decretales@ Alexandri et ita fuit 
prima compilatio. Processu temporis Gilibertus fecit aliam® com- 
pilationem de dictis decretalibus et de quibusdam Innocentü, sc. fillam 
...etillam... et illamf de dolo et contumacia “veritatis’.?) Tempore 
procedente quidam doctor, nomen eius® nescimus, predietas deeretales 
et alias Alexandri et Urbani III. Bet Clementis IIL.&, Gregorii VIII, 
Lucii, Celestini et Innocentii compilavit, et vocatur liber secundus 
decretalium. Processu temporis !Innocenti III. iussu magister Petrus 
Beneventanus, subdiaconus et notarius ipsius Innocentiüi IITi, composuit 
alium librum a tempore regiminis svi usque ad duodecimum® annum, 
et vocatur liber Innocentü, et !postea vocatus fuit liber tertius decre- 
talium. Processu temporis Iohannes Teutonicus composuit alium librum 
Innocenti, et! quasdam decretales, quas Innocentius Tinde in VI annis® 
sui regiminis usque ad concilium” fecerat°®, et glosavit et compilavit, 
et vocatus est liber quartus decretalium. Sed quia HonoriusP 
papa voluit retractarel viam predecessorum!, progressu® temporis Tan- 
credus® de Bononia archidiaconus composuit quintum librum, ma- 
gister Zoen" canonicus Bononiensis glosavit. Processu temporis, cum 
Gregorio IX. primo anno sui regiminis allegata fuisset quedam decretalis, 
Vet non reperiretur illa decretalis’, Extra de electione “coram’?), ubi 
dicitur, quia, qui sunt tunc de provintia, debent ad electionem vocari, 
dixit, quod ”deest volumen decretalium”. Et tunc quidam cardinales 
sceripserunt nepotibus?, et alii curiales amicis, ut adderent decretis? 
necessaria? legentibus® et non decretalibus, usque quo appareret, an® 
decretales remanerent. Postea Gregorius papa tali processit ordine, 
scilicet quia, sicut a tempore Alexandri pape® successerunt, ita eorum 
decretales posuit unam post aliam, et in fine posuit suas quasi lumen 4 
legale in quantum potuit, et sunt ° in successa eorum® quasi stelle iuris 
positivi? sponse Christ: virginis, Processu temporis Innocentius quar- 


&) “compilationes’ Cod. PB) 'recolligit’ Cod. *—e) om. Cod, A) ex- 
travagantes, et maxime decretales’ ins. ? e) “compönem’ ins. Cod.; del, 
ipse librarius. f_—f) ]lam’” Cod. £) “cuius’ ser. ? h_—b) om. Cod. 
i—i) “innocencius .ij.us® Cod. k) “duodecim” Cod. !—1) om. Cod. 
m_—m) “jn .vi. anno’ Cod. 2) “consilium’ Cod. 0) om. Cod., “et am ante» 
fecerat? ser. ? pP) om. Cod. 4) ° .[tractare’ Cod., sed primae duae litterse 
certe dispici non possunt. r) “successam’ Cod., secunda littera incerta est. 
s) “recessu’ Cod. t) “transigus’ Cod. u) “zeno’ Cod. Y—Y) om. (od. 
w_w) “dest ur ruerem decretalem’, sed de litteris “ur r’ dubitare licet. 
x)“doctoribus’ scr.?  _Y)decreti’ Cod. 2) ‘nfä’ (pro ‘nia’?) Cod. &) “legi- 


bus’ Cod. b) “an? Cod. °) om. Cod. 4) “latinum’ Cod. *-—e) Haec 
verba librarius perperam post “positivi” collocavit. t) “poitiui "Cod. 
I) ol. 


%) Gilbertus auetus II 8 2= Comp. IV. IT, 1l1=c.8X U 14. 
8) Comp. IV. Il,3 = c,35 X. 16. 
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tus fecit quasdam constitutiones in concilio® Lugdunensi et ad correctio- 
nem et ad reformationem® status ecclesie. Talis est processus decre- 
talium modernorum. Sed* qualis erit@ in processu® temporis, dicetur, 
Deo dantef, loco8 congruo. 


2) “eonsilio” Cod. b) “formationem’ Cod. e) °.[? = ‘se.’ Ood. 
d) *sit’ Cod. e) “progressu” scr. ? f) hie incipit £. 105. 8) om. Cod. 
h) “eirca idem’ add. Cod., quae verba insequentis opusculi rubricam censeo. 


% Freiburg i. Br. Hermann Kantorowicz. 


Ein Kirchenverfassungsentwurf Friedrich Wilhelms IV. von 
1847.]1) Bei der Durchsicht des archivalischen Materials?) für eine Ge- 
schichte der evangelischen Dom- und Kollegiatstifter Preußens?) fand sich 
im Kgl. Hausarchiv unter der Überschrift „‚Übersichtliche Darstellung der 
Kirchenverfassung, wenn die apostolische Schöpfung der Kirchen wieder 
eingeführt würde‘“*) ein bisher unbekannter Kirchenverfassungsentwurf 
Friedrich Wilhelms IV. Der Entwurf5) ist 1847 verfaßt und 1848 in 
einigen Punkten nachträglich verbessert worden.°) Zu seinem Verständ- 
nis sei folgendes bemerkt: 

Die Beschäftigung Friedrich Wilhelms IV. mit Kirchenverfassungs- 
fragen geht auf die altpreußische Union von 1817 zurück.”) In den zwan- 
ziger Jahren gab dann der Agendenstreit seinen Gedanken ein bestimmtes 
Ziel: Er faßte den Plan, die von seinem Vater eingeleitete Union der 
Lehre durch eine unierte Verfassung zu krönen.®) Das Muster einer 


1) Diefolgende Untersuchung ist aus dem Kirchenrechtlichen Institut der 
Universität Berlin hervorgegangen und wurde dort am 8. Julil922 vorgetragen. 
Dem Leiter des Instituts, Herrn Geheimen Justizrat Professor D. Dr. Stutz, 
bin ich für die Anregung zu der Arbeit und für ihre Förderung zu wärmstem 
Danke: verpflichtet. 

®2) Für die hier behandelten Fragen sind geprüft worden die Archivalien 
des Geheimen Staatsarchivs in Berlin (G.St.A.), des Kgl. Hausarchivs in 
Charlottenburg (H.A.), des preußischen Ministeriums für Wissenschaft, Kunst 
und Volksbildung in Berlin (Kult.-Min.) und des Ev. Ober-Kirchenrats in 
Charlottenburg (E.O.). Die genannten Behörden und ihre Beamten haben 
den Verfasser dabei in liebenswürdigster Weise unterstützt. 

3) Ich hoffe diese 1923 in meinen Kirchenrechtlichen Abhandlungen 
veröffentlichen zu können, nachdem ihr Verfasser das Wichtigste davon 
schon am 27. Januar sowie am 5. und 12. Mai dieses Jahres in meinem Kirchen- 
rechtlichen Institut vorgetragen hat. Ulrich Stutz. 


*, H.A. König Friedrich Wilhelm IV. Rep. L Staatsverwaltung, Kultus, 
Akten betr. Kirchenverfassung der ev. Kirche in Preußen. 

5) Er trägt kein Datum, doch ergibt sich die Zeit seiner Abfassung 
daraus, daß die vom König befohlene Reinschrift seines Konzepts am 9. Ja- 
nuar 1848 fertiggestellt ist. 

6) Dies zeigt ein Vergleich mit einer Abschrift (Kult.Min., Zentral- 
bureau XIV 66), die dem unkorrigierten Entwurf entnommen ist. 

?) Leopold v. Ranke, Aus dem Briefwechsel Friedrich Wilhelms IV. 
wit Bunsen, Leipzig 1873, 8. 49. 

8) Wie das schon 1821 in Baden geschehen war. Ulrich Stutz, Kirchen- 
recht 2. Auflage bei v. Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie der Rechts- 
wissenschaft 7. Auflage, Berlin 1914 V S. 389. 
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solchen fand er nach jahrelangem Suchen in-der Organisation der Ur- 
kirche. Altreformierte Ideen!) von der Schriftmäßigkeit und Apostoli- 
zität der Kirchenverfassung verschmolzen dabei in eigentümlicher Weise 
mit dem politischen Prinzip der Legitimität. „Gehorsame Annahme der 
apostolischen Legitimitäten‘“) war für Friedrich Wilhelm die Losung 
jeder Kirchenreform.?) 

Unter „apostolischen Kirchen“ verstand er „Kirchen geringen über- 
sichtlichen Umfangs‘“*) etwa von der Größe eines Superintendentur- 
sprengels, gegliedert nach den drei Ordnungen der Seelenhirten (Ältesten, 
Presbyter), Diener (Diakonen) und christlichen Hausväter (Gemeinde). 
Mittelpunkt der Einheit einer solchen Kirche war der Bischof, d. h. ein 
namens der Gesamtkirche durch andere Bischöfe zum Vorsteher und’ Auf- 
seher der Einzelkirche geweihter Ältester. Jede der drei Ordnungen hatte 
ihre selbständigen Aufgaben; die wichtigsten Fragen des kirchlichen Lebens 
aber wurden gemeinsam auf der Kirch-Synode entschieden. Mochten dem 
Bischof bei dieser Organisation auch einzelne besondere Vorrechte zu- 
erkannt sein, so ist doch von einem monarchischen Episkopat keine Rede. 
Mit Recht hat sich daher der König stets verwahrt, seine „Kirchen“ als 
„Bistümer“ bezeichnet zu sehen°), und es ist durchaus verfehlt, etwa die 
englische Bischofsverfassung als Vorbild) oder das mit des Königs Bei- 
stand errichtete evangelische Bistum Jerusalem als eine Verwirklichung 
der Verfassungsideale Friedrich Wilhelms”) zu betrachten. 

Fragen wir nun, wie die vom König gewünschte Organisation das 
Bild der preußischen Landeskirche verändeın mußte, so ist klar, daß die 
in „Kirchen“ verwandelten Superintendentursprengel das Kernstück der 


!) Karl Rieker, Grundsätze reformierter Kirchenverfassung, Leipzig 
1899, S. 95f£.; Stutz, Kirchenrecht ? S. 384. 

2) H.A. König Friedrich Wilhelm IV. Rep. L Staatsverwaltung, Kultus; 
Akten betr. Liturgie und Agende der ev. Kirche in Preußen: „Ein Versuch 
zur Aufstellung meines Ideals über den evang. Hauptgottesdienst‘“‘ Ende 
Januar 1850 (Entwurf von des Königs Hand). 

3) Die Entwicklung des Königs in dieser Richtung ist schon 1839 ab- 
geschlossen; er ist sich seither in den Grundlagen seiner Anschauung „stereo- 
typ“ geblieben (Ranke S. 355), hat sie aber später noch systematisch aus- 
gebaut. S. namentlich den Schriftwechsel mit Bunsen (H.A. König Friedrich 
Wilhelm IV. Rep. L Korrespondenz Bunsen; teilweise bei Ranke abgedruckt), 
zwei Aufsätze des Königs von 1845 und 1846 (bei Ludwig v. Gerlach, Auf- 
zeichnungen aus meinem Leben und Wirken II S. 444ff.) und eine Rede des 
Königs vor Kultusminister und Ev. Ober-Kirchenrat am 1. März 1853 (E.O. 
Gen. III 2 vol. III). 

*) Kab.O. vom 13. Juni 1853 Verh. der 8. rhein. Prov.-Synode, 
Elberfeld 1853, S. 13f. 

5) Ranke S. 55; Ludwig v. Gerlach S. 468: „eine schnöde, jammer- 
schwangere Bezeichnung‘. Unrichtig Heinrich v. Treitschke, Deutsche 
Geschichte im 19. Jahrhundert V 361; Adolf Hausrath, Richard Rothe 
und seine Freunde II, Berlin 1906, S. 63; Joh. B. Kißling, Der deutsche 
Protestantismus 1817 — 1917, Münster i. Westf. 1917, S. 245. 

6) Unrichtig Hausrath II S. 65; Joh. Viktor Bredt, Neues evang. 
Kirchenrecht für Preußen I, Berlin 1921, S. 342, 345. 

?) Unrichtig Hermann v. Petersdorff, König Friedrich Wilhelm 
der Vierte, Stuttgart 1900, 8.53; Kißling S. 225; Bredt I S. 342. 
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Verfassung werden und das Schicksal. einerseits der Gemeinden, ander- 
seits der Landeskirche und Kirchenprovinzen bestimmen mußten. Denn 
„das erste und letzte, die absolute Hauptsache, worauf es in der Kirche 
und in jeder Fraktion derselben ankommt, sind die Kirchen“.!) Ihnen 
gegenüber sanken die Gemeinden zur bloßen Unterabteilung der „Kirche“ 2) 
herab, dagegen mußten sich Landes- und Provinzialkirche aus Kirchen 
im Sinn des bisherigen Sprachgebrauchs in „Kirchen-Gemeinschaften‘“3) 
verwandeln. Für ihre Organisation gab es kein normatives Vorbild; ihr 
Aufbau mußte sich vielmehr nach den wechselnden Bedürfnissen der Zeit 
und des Ortes richten oder, wie der König es auszudrücken beliebte: 
ihnen konnte keine apostolische und daher unveränderliche ‚„Gestal- 
tung“®), sondern nur eine veränderliche „Verfassung‘*) zuteil werden. 
Über deren Form hatte der König bekanntlich zunächst hochromantische 
Pläne°); im Lauf der Zeit führte er sie aber mehr und mehr auf den Boden 
der Nüchternheit zurück. Schließlich blieb er bei einer durch Synoden 
(General- und Provinzialsynoden) ergänzten Konsistorialverfassung (Ober- 
konsistorium, Konsistorien) stehen®), wobei freilich die Synoden nicht 
nach heutiger Art, sondern nach altreformiertem Vorbild als Regierungs- 
kollegien, als „Behörden“ gebildet waren und in dieser Eigenschaft zu 
den Bebörden der laufenden Verwaltung als zeitweise Erweiterung hin- 
zutraten. 

Entsprechend der Verlegung des Schwerpunkts der Organisation 
in die „Kirchen“ mußten nun auch die Zuständigkeiten der kirchlichen 
Organe neu verteilt werden. Friedrich Wilhelm IV, hat denn auch mehr- 
fach ausgesprochen, „die Kirchengewalt in die rechten Hände“ zurück- 
geben zu wollen.”) Mit den ‚rechten Händen‘ meinte er nach seinen 
eigenen Worten ®) die „apostolisch gestalteten Kirchen‘“.?) Aber zweifel- 
haft blieb, was er unter „Kirchengewalt‘‘ verstanden hatte. Gemeinhin 
ist dieser vom König gebrauchte Ausdruck als gleichbedeutend mit dem 
herkömmlichen Begriff „landesherrliches Kirchenregiment‘“ aufgefaßt 
worden!P); man konnte sich darauf berufen, daß Friedrich Wilhelm selbst 


1) Briefan Bunsen vom 2. März 1846. H.A.König Friedrich Wilhelm IV. 
Rep. L Korrespondenz Bunsen. 

2) Ludwig v. Gerlach II S. 470. 

®) Ludwig v. Gerlach II S. 491. 

4) Der Gegensatz von „Gestaltung‘“ und „Verfassung‘‘ wird vom König 
im Lauf der Jahre immer schärfer herausgearbeitet. Siehe bes. Ranke S. 356f. 

5) Der vielgenannte „Sommernachtstraum‘‘: Primas und Metropolitan- 
bischöfe mit Domkapiteln statt Kultusminister und Konsistorien! Ranke S. 61. 

®) Ludwig v. Gerlach II S. 503. 

?) Zuerst gegenüber dem Berliner Magistrat am 2. Oktober 1845. 
Ludwig v. Gerlach II S. 441. 

8) Kab.O. vom 13. Juni 1853 s. S. 445 Anm. 4. 

9%) Nicht „Bischöfe“! Unrichtig Otto Mejer, Minister Eichhorn, Preuß, 
Jahrbücher XL 1877, 8. 332; ferner Bredt I S. 345. 

10) (Eilers) Zur Beurteilung des Ministeriums Eichhorn, Berlin 1849, 
S. 51; Th. Woltersdorf, Das preußische Staatsgrundgesetz und die Kirche, 
Berlin 1873, S. 69; F. Heinrich Geffcken, Staat und Kirche, Berlin 1875, 
8.489; Wangemann, Die lutherische Kirche der Gegenwart in ihrem Ver- 
hältnis zur Una Sancta 5. Buch, Berlin 1883, S. 286; Richter-Dove-Kahl, 
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die Worte „Kirchengewalt‘‘ und „Kirchenregiment‘‘ miteinander ver- 
tauscht), ja gelegentlich?) die Absicht kundgegeben hatte, „seine er- 
erbte Stellung in der Landeskirche‘ aufzugeben. — Es hätte freilich so- 
gleich befremden müssen, daß der Monarch trotz solch vorbehaltlosen 
Verzichts keineswegs glaubte, künftig auf die bloße Übung der Kirchen- 
hoheit beschränkt zu sein, sondern sich nach wie vor ein reiches Maß von 
Regierungsrechten in der Kirche zuschrieb. Man stand vor einem offen- 
baren „Widerspruch mit sich selbst‘), zu dem Friedrich Wilhelm nur 
auf Grund „irrtümlicher Voraussetzungen‘‘*) oder „unklarer Auffas- 
sungen‘) über das Wesen des landesherrlichen Kiröhenregiments gelangt 
sein konnte. Ein Rätsel blieb freilich, wie der König eine derartige lo- 
gische Inkonsequenz durch sein ganzes Leben zu schleppen vermochte 
und zu einem Eckstein seines Gedankenbaues machte. 

Günstiger für den König ist ein anderer Erklärungsversuch, der auf 
Richters Monographie über Friedrich Wilhelm IV.*) zurückgeht und 
seither den Beifall namhafter Autoren?) gefunden hat. Der König, heißt 
es dort, habe seine „bischöfliche Gewalt‘, sein „„bischöfliches Recht‘ der 
Kirche zurückgeben wollen und zwar deshalb, weil er das bischöfliche 
Regiment als ein eigentlich geistliches und dieses seiner Natur nach zu- 
gleich persönliches angesehen habe. Leider hat aber Friedrich Wilhelm 
nie von einem Verzicht auf sein „‚bischöfliches‘ Recht gesprochen, son- 
dern seine diesbezügliche kirchliche Stellung als „oberbischöfliches Ver- 
hältnis“®), oberbischöfliches Recht‘‘?) gekennzeichnet. Wie wenig ferner - 
das von Richter für die Haltung des Königs angeführte Motiv zutrifft, 
beweist die Tatsache, daß das wichtigste!®) der oberbischöflichen Rechte, 
die Kirchenzucht, in der apostolisch gestalteten Kirche gar nicht vom 
Bischof, sondern auf der Kirchsynode von der Gesamtheit aller drei 
Ordnungen g geübt werden sollte. 


Lehrbuch des kath. u. ev. Kirchenrechts 8. Auflage, Leipzig 1886 S. 506 Anm, ; 
Heinrich v. Sybel, Die Begründung des Deutschen Reichs I, München 
u. Leipzig 1889, S. 103; Karl Rieker, Die rechtliche Stellung der evange- 
lischen Kirche Deutschlands,, ‚ Leipzig 1893, S. 392 Anm.]; Otto Hintze, 
Die Epochen des evangelischen Kirchenregiments in Preußen, Historische 
Zeitschrift XCVIIL 1906, S. 108ff.; Horst Stephan in Gustav Krügers 


Handbuch der Kirchengeschichte 67 Tübingen 1909, 8.229; Bredt 1 
S. 34lf., 345. 


I) Ludwig v. Gerlach II 8.466: „Kirchendisziplin und Kirchen- 
regiment‘‘; S. 480° „Kirchengewalt und Kirchenzucht‘“ {beide Male ein 
Hendiadyoin für denselben Begriff!). 

2) Kab.O. vom 13. Juni 1853 s. S. 445 Anm. 4. 

3) Otto Mejer, Preuß. Jahrbücher XL 1877, 8. 190; der Sache nach 
auch Hintze S. 111. 

4) Richter-Dove-Kahl S. 506 Anm. 

5) Emil Friedberg, Lehrbuch des kath. u. ev. Kirchenrechts, 6. Auf- 
lage, Lapıg 1909, 8. 228 Anm. 3. 

6) Ludwig Richter, König Friedrich Wilhelm IV. und die Verfassung 
der evangelischen Kirche. Berlin 1861, S. 21ff., bes. S. 24. 

7) Johannes Niedner, Grundzüge der Verwaltungsorganisation der 
altpreußischen Landeskirche, Berlin 1903, ‚S. 57 Anm. 152; Stutz, Kirchen- 
recht * 8. 387. 8) Ranke S. 68. 

%) Ludwigv.Gerlach ILS. 451. 10) Ludwig v. Gerlach ILS. 495. 


# 
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So bleibt nur ein dritter Erklärungsversuch übrig, und zwar der 
nächstliegende. Was Kirchengewalt ist, ergibt sich aus dem Begriff 
Kirche. Unter Kirche aber verstand Friedrich Wilhelm nicht dasselbe 
wie seine Zeitgenossen. Er redete eine andere Sprache als sie: Mit Worten, 
deren Sinn gang und gäbe war, verband er neue Begriffe. So auch hier. 
Als Kirche (in ihrer äußeren Erscheinungsform) betrachtete er neben der 
Una Sancta, der großen irdischen ‚„Heilsanstalt‘‘t) Christi nur deren 
organischen Teil, die apostolisch gestaltete „Kirche“. ‚Kirchen‘“- Gewalt 
war sohin der Inbegriff derjenigen Rechte, deren eine ‚„‚Kirche‘‘ bedurfte, 
um ihren Zweck, ‚‚das Heil der Seelen“2), zu erfüllen. Hierher rechnete 
insbesondere das Recht der Kirchenzucht?), nicht aber z. B. das Recht 
selbständiger Vermögensverwaltung. — Andere Organismen als die „Kir- 
chen“, z. B. der Staat oder ‚„Kirchen“-Gemeinschaften wie Landes- und 
Provinzialkirche, hatten an „Kirchen“-Gewalt keinen Teil.) Zwar konnte 
ihnen von den „Kirchen“ die Ausübung derartiger Funktionen freiwillig 
übertragen werden, aber es berührte weder die ihnen gezogene Rechts- 
sphäre im allgemeinen noch ihr Verhältnis zum Landesherrn im besonde- 
ren, wenn ein Monarch die Kirchengewalt den „Kirchen“ zurückgab. So 
paradox es klingen mag, ist es doch richtig: Selbst wenn der König seine 
„ererbte Stellung in der Landeskirche‘) aufgegeben hätte, hätte er im 
wesentlichen das landesherrliche Kirchenregiment (nach unsern Begriffen) 
weiter behalten und in der Hauptsache 8) durch Konsistorialbehörden und 
Synoden ausgeübt, wobei jenen die laufende Verwaltung, diesen mehr die 
Stellung von Gutachtern und von Anregern der Verwaltungstätigkeit zu- 
gekommen wäre. 

Bedenkt man dies, so stellt sich die Umwälzung der preußischen 
Kirchenverfassungvonden Superintendentursprengeln aufwärts keineswegs 
als so abenteuerlich dar, wie sie zunächst scheinen könnte. Der König 
durfte hoffen, hier um so weniger auf Schwierigkeiten zu stoßen, als nach 
seiner Ansicht das Recht, die ‚‚Verfassung‘‘ der Landes-Kirchen-Gemein- 


1) Ludwig v. Gerlach II S. 454, 466. 

2) H.A. König Friedrich Wilhelm IV. Rep. L Staatsverwaltung, Kultus, 
Akten betr. Liturgie und Agende der evangelischen Kirche in Preußen: 
„Ein Versuch zur Aufstellung meines Ideals über den evangelischen Haupt- 
gottesdienst“ Januar 1850 (Reinschrift von des Königs Hand) Anm. 1. 

®) Ludwig v. Gerlach II S. 495. 

*#) Ludwig v. Gerlach II S. 492. 

5) Der Nachdruck des Tons liegt in dieser Redewendung auf dem Wort 
„ererbt“. Gemeint ist diejenige Stellung des Königs, die ihm in der Landes- 
kirche nur als Erbstück besonderer Verhältnisse überkommen. aber begrifl- 
lich nicht aus seiner obrigkeitlichen Stellung als solcher abzuleiten war. 
Dieses Erbstück war die Kirchengewalt. Nach Auffassung Friedrich Wilhelms 
war sie inder Reformationszeit provisorisch von den Landesherren übernommen 
worden, weil es damals keine „Kirchen“ gab, und mußte sich in den Trägern 
der Krone so lange vererben, bis ‚Kirchen‘ entstanden. 

6) Als Vorbild schwebte hier dem König die (unveränderte) rheinisch- 
westfälische Kirchenordnung vom 5. März 1835 vor (Ludwig v. Gerlach II 
S. 503£.). Hiernach scheint es mir nicht ganz richtig, mit Richter, Friedrich 
Wilhelm IV. S. 95 die Konsistorien als „vollstreckende‘‘, die Synoden als 
„beratende und beschließende‘‘ Organe zu bezeichnen. 
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schaft zu bestimmen, auch künftig dem Träger der Krone allein zukam!) 
und eine Verständigung mit den Synoden zwar wünschenswert,‘ aber 
nicht unentbehrlich war. — Wesentlich schwieriger war die Annahme der 
‚apostolischen „Gestaltung“ der „Kirchen“. Sie konnte nicht befohlen 
werden, sondern verlangte ein freiwilliges Bekenntnis der Synoden?) in 
„feierlichen Schlüssen‘“.3) Trotzdem bielt der König auch dieses Stück 
seiner Pläne keineswegs für ein Ideal, das der unmittelbaren Verwirk- 
lichung trotze*) oder für einen bloßen Sommernachtstraum, wie man seit 
Rankes?) und Treitschkes®) Darstellung immer wieder®) behaupten 
hört. Ganz im Gegenteil! 

Hatte er doch als Kronprinz sogar beabsichtigt”), seinerseits einer 
Generalsynode den förmlichen Entwurf einer derartigen Verfassung vor- 
zulegen! Nicht ohne Mühe brachten ihn damals seine Freunde von diesem 
Gedanken ab ®); namentlich Leopold von Gerlach?) hob hervor, ein König 
sei nicht berufen, sich der Kirche als Reformator aufzudrängen und habe 
nicht das Recht, die Kirche freier zu machen, als sie selbst und das Wohl 
der Nation vertragen könne. Indem der König sich solchen Gründen 
beugte, sah er sich im wesentlichen darauf beschränkt, zu warten, bis 
aus der Kirche selbst der Ruf nach apostolischer Freiheit an ihn gelange. 
Nur eines blieb ihm vorerst in dieser Richtung zu tun übrig, nämlich 
Synoden einzuberufen, um aus ihrem Munde die Wünsche der Kirche 
entgegenzunehmen. Schon im Dezember 1841!%) trug er deshalb dem 
Kultusminister Eichhorn auf, entsprechende Vorbereitungen zu treffen. 
Allein Eichhorn war ein Gegner kirchlicher Verfassungsänderungen. Er 
nahm den Befehl des Königs nur mit jener „„Besonnenheit‘‘ auf, „welche 
jede Übereilung zu vermeiden bedacht ist‘“!!) und war auf diesem Wege 
im Mai 1843 erst im Stadium ‚„reiflichster Überlegung‘“1?2) angelangt, die 


1) Ludwig v. Gerlach II S. 491£. 2) Ranke S. 65fl. 

®) Ludwig v. Gerlach II S. 479. 

*&) Paul Schoen, Das evangelische Kirchenrecht in Preußen I, Berlin 
1903, S. 82. 

5) Ranke S. 76; Treitschke V S. 361. „Sommernachtstraum‘‘ nannte 
der König scherzend nur seinen romantischen Plan einer „Verfassung“ der 
Landes-Kirchengemeinschaft, aber nie und nimmer den einer apostolischen 
„Gestaltung‘“ der Kirchen. 

6) Z. B. neuestens Walther Nithack-Stahn, Die preußische Landes- 
kirche unter Friedrich Wilhelm IV., Preußische Jahrbücher CXXVIIL 1907, 
S. 191ff., dessen hierher gehörige Ausführungen überhaupt von Mißverständ- 
nissen wimmeln. 

?) Ranke S. 67. 

8) Zu den Denkschriften, die damals dem König überreicht wurden, 
gehörte u. a. diejenige des Freiherrn Carl Ernst Wilhelm v. Canitz zu 
Dallwitz (dessen Denkschriften, Berlin 1888, S. 3198.) Sie enthält 
Grundzüge einer Kirchenverfassung, und zwar als Gegenentwurf gegen das 
Programm. Friedrich Wilhelms. Trotzdem erklärt Kißling 8. 225 sie für 
eine kurze und übersichtliche Darstellung der Gedanken des Königs! 

9) G.8t.A. Rep. 92 Nachlaß Thile © 7. 

10) Kab.O. vom 14. Dezember 1841 G.St.A. Rep, 89 H. IX Gen. 24 vol. I. 

11) Immediatbericht Eichhorns vom 3. März 1842; ebenda. 
12) Tmmediatbericht Bichhorns vom 17. Mai 1843; ebenda. 
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ihn zwang, den König vor einem „zu raschen Einschreiten‘‘ zu warnen. 
Erst dem wiederholten Befehl des Monarchen!) gelang es, den passiven 
Widerstand Eichhorns zu überwinden. Gleichwohl hat die Geschichts- 
‘ schreibung nicht dem König, sondern seinem Minister, „dem erfahrenen 
Geschäftsmann“, die Initiative an der Einberufung der Synoden zuge- 
sprochen?), ja dem König die Begabung zum Handeln gelegentlich über- 
haupt aberkannt.?) 

Den in den Jahren 1843 bis 1846 tagenden Synoden wurden ent- 
sprechend dem oben beschriebenen Standpunkt des Königs keine Ver- 
fassungsentwürfe vorgelegt. Die Synoden haben trotzdem eifrig über Ver- 
fassungsfragen verhandelt, freilich nicht nach den Wünschen des Königs. 
Sein Ruf an die Generalsynode, sich ‚in apostolischer Kraft zu erheben 
und zu gestalten‘‘*), verhallte wirkungslos. Ja die Synode schlug Wege 
ein, die der König nur als Irrwege betrachten konnte. Dabei soll nach 
herkömmlicher Ansicht ?) besonders der Kampf der Synode über die Or- 
dinationsformel der Geistlichen eine verhängnisvolle Rolle für die Ver- 
fassungsfrage gespielt haben. ‚Die neue Ordinationsform‘“, sagt z. B. 
Treitschke, „erschien dem König unchristlich und darum betrachtete 
er auch den Verfassungsentwurf mit Argwohn.‘“ So einleuchtend das 
klingt, ist es doch falsch. Allerdings hatte der König schon im Frühjahr 
1846 Bedenken geäußert®), die Verpflichtung der Geistlichen auf die 
symbolischen Bücher zum Gegenstand von Synodalverhandlungen werden 
zu lassen. Er hatte sich aber schließlich damit abgefunden und nun sogar 
seinerseits Vorschläge”) gemacht, um etwaige Klippen der Verhandlungen 
zu umsegeln. Man solle, riet er, die „Verpflichtung auf den wörtlichen In- 
halt der symbolischen Bücher‘ fallen lassen, und statt dessen sollten 
„dem Ordinanden unmittelbar vor der Handauflegung die Fundamental- 
lehren christlicher Kirche, in gedrängtestem Ausdruck in einzelnen Frage- 
stücken mit dem Versprechen vorgelegt werden, darnach zu lehren und 
zu predigen“. Überraschende Worte! Sie zeigen, daß die Beschlüsse der 
Synode über die Ordinationsformel, das vielberufene „Nitzschenum“ 


2) Kab.O. vom 30. Mai 1843 und mündlicher Befehl vom 3. Juli 1843, 
erwähnt in einem Immediatbericht Eichhorns vom 10. Juli 1843; ebenda. 
Nicht richtig ist es demnach, mit Treitschke V 8. 362 und Hintze 8. 109 
die allgemeine Neubelebung der Kreissynoden ins Jahr 1841 zu verlegen. 
Namentlich darf hierzu nicht Otto Mejers Hinweis auf die Berliner Kreis- 
synode von 1841 veranlassen (Preußische Jahrbücher XL 8. 313fl.); denn 
diese Kreissynode entsprang nicht einer generellen Anordnung und hatte 
außerdem mit Verfassungsfrägen sich nicht zu befassen. 

*) Die in vor. Anm. genannten Schriftsteller; ferner Otto Mejer in All- 
gemeine deutsche Biographie V, Leipzig 1877, 8. 740; Woltersdorf 8. 30; 
Schoen I S. 82. 

®) Geffken 8. 492; v. Petersdorff 8.51. 

2) L. Ämilius Richter, Die Verhandlungen der preußischen General- 
synode, Leipzig 1847, 8. 49. 

5) Treitschke V 8. 367£.; Schoen I S. 84. 

6) Schreiben des Kabinettsministers v. Thile an Eichhorn vom 25. Aprıl 
1846. GSt.A. Rep. 89 H. IX Gen. 23 vol. I. 

?), Kab.O. vom 24. Mai 1846 ebenda. 
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auf dasselbe hinauskamen, was der König wollte. Nun versteht man auch, 
warum der König gar nicht so abgeneigt war, diese Formel — etwa mit 
gewissen Vorbehalten zugunsten ausdrücklicher Nennung der altchrist- 
lichen Symbole — zu bestätigen, und daß er erst nachträglich mit Mühe 
davon abgebracht wurde.!) Unter solchen Umständen ist es durchaus 
unwahrscheinlich, daß „Argwohn“ gegen die Ordinationsformeln den 
König zu seiner Abneigung gegen den Verfassungsentwurf der Synode 
bestimmt hat. Die Haltung des Monarchen hatte hier in Wirklichkeit 
andere Gründe. 

Von jeher hatte er der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung’?) 
heftigen Widerwillen entgegengebracht. Sie erschien ihm in ihren Grund- 
lagen®) als Nachäffung des politischen Repräsentationsgedankens, als 
Abfall von „altreformierten Grundanschauungen‘“.*) Vor kurzem erst 
hatte er sie öffentlich als ‚‚arge Mißgeburt‘‘ brandmarken wollen) Und 
nun mußte er es erleben, daß dieses ‚‚in sich kranke und unwahre‘“®) Ge- 
bilde geradezu als „Vorbild‘”) für den Verfassungsentwurf der Synode 
gefeiert wurde! Voll Bitterkeit erklärte er Eichhorn, die Verfassungsfrage 
hätte nicht in der Art, wie es geschehen, Gegenstand der Verhandlungen 
werden dürfen.®) Zu einer förmlichen Verwerfung des Entwurfs kam es 
nur deshalb nicht, weil Eichhorn ihn überhaupt nicht zur Bestätigung 
vorlegte. 

Trotz der schweren Enttäuschung durch die Synoden verfolgte der 
König sein Programm weiter und ließ — auch hier mit Eichhorns Wider- 
stand kämpfend — einstweilen wenigstens gewisse Teilstücke der von ihm 
geplanten Landeskirchenverfassung vorweg ausführen. In diesem Sinne 
ist die Umgestaltung der Konsistorien®) und die Errichtung eines Ober- 
konsistoriums!P) zu würdigen'!), ferner der Plan. die evangelischen Dom- 


1) Leop. v. Gerlach IS. 112, 777; Ludw. v. Gerlach I S. 452f., 455, 
458. Unverständlich ist, wie v. Petersdorff 8.53 aus den Mitteilungen 
Leop. v. Gerlach schließen kann, der König habe einma daran gedacht, 
das Apostolikum aufzugeben. 

2) Auf sie weist mit Recht Hintze S. 111 hin, wenn er auch die Stellung 
des Königs zur Kirchenordnung nicht scharf genug formuliert. 

3) Anstoß nahm Friedrich Wilhelm an den Vorschriften der Kirchen- 
ordnung über Bildung und Zuständigkeit der Gemeindeorgane, ferner an 
dem Aufbau der Provinzialkirche von unten nach oben. 

%) Rede des Königs vom 1. März 1853, E.O.Gen. ILL 2 vol. IH. 

5) Kab.O. vom 13. April 1843, Kult,Min. Gen.-Patronats- u. Kirchen- 
sachen 52 vol. IX. 

6) Kab.O. vom 30. Januar 1852, E.O.Gen, III 2 vol. III. 

?) Gutachten Stahls in den Verh. d. ev. Generalsynode zu Berlin 
vom 2. Juni bis 29. August 1846, Berlin 1846, II. Teil S. 116. 

8, Kab.O. vom 18. Dezember 1846, G.St.A. Rep. 89 H. IX Gen. 24 vol. 1. 

°») Kab.O. vom 27. Juni 1845, G.S.S. 440. 

10) Kab.O. vom 28. Januar 1848, G.S.S. 27, s. auch G.St.A. Rep. 89 
CX 54 

Hl) Beide Maßnahmen hatte der König schon 1840 angeregt (Leop. 
v. Gerlach I 8. 82; Mejer, Preußische Jahrbücher XL [1877] 8. 194) und 
die Umgestaltung der Konsistorien mit Kab.O. vom 11. Mai1842 ausdrücklich 
befohlen (Kult.Min. Gen. Oberbehördesachen 2 vol. I; Leop. v. Gerlach 
I 8. 85), dagegen auf Eichhorns Rat die Errichtung des Oberkonsistoriums 
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und Kollegiatstitter der Landeskirche zur Ausstattung ihrer Behörden 
zurückzugeben.!) 

Der kirchlichen Öffentlichkeit genügten freilich solche Maßnahmen 
nicht. Mit wachsender Ungeduld wartete sie darauf, in einer Synodal- 
verfassung zu Wort zu kommen. Vergeblich ordnete der König mit 
Rücksicht auf diese Volksstimmung endlich im Anfang März 1848?) an, 
die alten Geistlichkeitssynoden in den östlichen Diözesen wieder zu beleben 
und regelmäßig zusammentreten zu lassen. Der Befehi kam nicht zur 
Ausführung. Die Revolution brach aus; Trennung von Staat und Kirche 
hieß die Parole, und das landesherrliche Kirchenregiment schien seine 
Rolle überhaupt ausgespielt zu haben.?) 

Wie verhielt sich der König zu dieser Krisis seiner kirchlichen Stel- 
lung? Anscheinend völlig inkonsequent! "Er sanktionierte die Aufhebung 
des Oberkonsistoriums®) und ließ es geschehen. daß der Kultusminister 
Graf Schwerin den Entwurf einer demokratischen Wahlordnung für eine 
konstituierende Landessynode veröffentlichte.d) Sein oberbischöfliches 
Amt schien der König aufgegeben zu haben®), und erst allmählich schien 
er in die alten Bahnen zurückgekehrt zu sein. Bei genauerem Zusehen 
verschiebt sich jedoch das Bild nicht unwesentlich. 

„Freiheit der Kirche“ hatte Friedrich Wilhelm schon 1843 geschrie- 
ben”), „kann nicht ohne ‚Kirchen‘ im apostolischen Sinn bestehen.‘‘ Es 
würde der Kırche sonst — um ein späteres Wort des Monarchen zu ge- 
brauchen®) — an „Gehe-Kraft‘‘ mangeln. Die Initiative zur Lockerung 
des Verhältnisses von Staat und Kirche durfte daher nach Ansicht des 
Königs nicht vom Staat, sondern mußte von der Kirche ausgehen, und 
jener hatte zu warten, bis diese sich zur Selbständigkeit kräftig fühlte, 
Staatlicherseits die Kirche vom Staat zu trennen, war also nicht ein Ge- 
schenk an die Kirche, sondern cin Attentat auf sie. Nachdem aber einmal 


zunächst aufgeschoben, um sie sodann 1846 von neuem anzuregen (Ludw. 
v. Gerlach II S. 505) und mit Ordre vom 15. Januar 1847 (Aktenstücke 
aus der Verwaltung des Evangelischen Oberkirchenraths I, Berlin 1852, Heft 4 
S. 99) der Verwirklichung näher zu führen. Ein „Eichhornscher Gedanke‘ 
ist die Errichtung des Oberkonsistoriums also nicht. Unrichtig Hirsch, 
Johann Albrecht Friedrich Eichhorn, Berlin 1856, S. 35. 


1) Vgl. Johannes Niedner, Die Ausgaben des preußischen Staats 
für die evangelische Landeskirche der älteren Provinzen. Kirchenrechtliche 
Abhandlungen, herausg. von Ulrich Stutz, Heft 13/14, Stuttgart 1904, 
S. 185. 

2) Kab.O. vom 3. März 1848, G.St.A. Rep. 89 H. IX. Gen. 24 vol. II. 

3) Th. Woltersdorf 8. 54fl., bes. 8. 70, 126; Karl Rieker, Die Krisis 
des landesherrlichen Kirchenregiments in Preußen 1848—1850 und ihre 
kirchenrechtliche Bedeutung, Deutsche Zeitschrift f. Kirchenrecht X 19018. 1f. 

*) Erklärung des Staatsministeriums vom 15. April 1848 (G.S. 8. 114). 

5) Allg. Preußische Zeitung vom 26. April 1848. Dazu Ludwig Richter, 
Vortrag über die Berufung einer evangelischen Landessynode, Berlin 1848. 

6) Wangemann, 5. Buch 8. 309. 

?) Kab.O. vom 24. Dezember 1843. H.A. König Friedrich Wilhelm IV. 
Rep. L Staatsverwaltung, Kultus, Akten betr. Kirchenverfassung der Ev. 
Kirche in Preußen. 

8) Kab.O. vom 3. August, 1852 E.O. Gen. III 2 vol. III. 
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die Katastrophe von 1848 hereingebrochen war, galt es, möglichst den 
status quo des landesherrlichen Kirchenregiments aufrechtzuerhalten 
und überhaupt für die Kirche zu retten, was zu retten war. Der Kampf, 
den der König deshalb mit dem Staatsministerium führte, brachte ihm 
treilich zunächst nur geringe Erfolge. Vergebens teilte er dem Kultus- 
minister seine Ansichten über Kirchenverfassung mit!), Graf Schwerin 
veröffentlichte den obengenannten Entwurf einer Wahlordnung auf eigene 
Verantwortung. Und unter ähnlichen Umständen vollzog sich die Auf- 
lösung des Oberkonsistoriums. Trotz lebhafter Weigerung, diese Maß- 
nahme anzuordnen oder auch nur gutzuheißen, sab sich Friedrich Wilhelm 
schließlich gezwungen, dem einhelligen Wunsche des Staatsministeriums 
so weit nachzugeben, daß er ihm — wennauch warnend — eine mündliche 
Blankovollmacht erteilte.?) Er mochte hoffen, dadurch wenigstens seinen 
grundsätzlich abweichenden Standpunkt erkennbar gewahrt, den Ministern 
die volle Verantwortlichkeit zugeschoben und sich selbst „effaziert‘‘®) zu 
haben. Allein die Schwäche rächte sich sogleich. Die Minister schmolzen 
in öffentlicher Erklärung die Blankovollmacht in eine förmliche königliche 
Sanktion um, und der peinlich überraschte Monarch mußte schweigen .?) 
Glücklicher war seine Haltung, als es galt, in der preußischen Verfassungs- 
urkunde die Rechte der Religionsgesellschaften zu formulieren. Zwar er- 
reichte er nicht, daß seine rechtliche Stellung in der Landeskirche gewähr- 
leistet wurde, aber er setzte durch, daß die evangelische Kirche namentlich 
genannt und so gegenüber andern Religionsgesellschaften verfassungsmäßig 
besonders anerkannt wurde. Ja, kaum hatte sich die politische Lage etwas 
entspannt, so begann er die Zügel des Kirchenregiments, die ihm entglitten 
waren, wieder zu ergreifen: Im August 1848 ordnete er die Wiederher- 
stellung einer vom konstitutionellen Minister unabhängigen kirchlichen 
Zentralbehörde an?) — ein Befehl, der im Januar 1849 zur Entstehung 
der evangelischen Abteilung des Kultusministeriums®), im Juni 1850 zur 
Bildung des Evangelischen Ober-Kirchenrats”?) führte. — 


1) Aktennotiz in H.A. König Friedrich Wilhelm IV. Rep. L Staats- 
verwaltung, Kultus, Akten betr. Kirchenverfassung der Ev. Kirche in Preußen. 

2) Der Hergang ist mittelbar zu erschließen aus einer Kab.O. vom 25. Au- 
gust 1848 und deren erstem Entwurf, G.St.A. Rep. 89 H. IX Gen. 23 vol. I. 

®) Vgl. zu dieser Politik Leop. v. Gerlach I S. 153 und bes. Erich 
Brandenburg, König Friedrich Wilhelms IV. Briefwechsel mit Ludolf 
Camphausen, Berlin 1906, S. 88. 

4) Über seine Verhandlungen mit dem Ministerium Camphausen s. Leop. 
v. Gerlach I 8. 160; Erich Brandenburg 8. 94; Johannes Seitz, Ent- 
stehung der preußischen Verfassungsurkunde im Jahr 1848, Greifswalder 
Diss. 1909 8.50, 52; Gerhard Anschütz, Die Verfassungsurkunde für 
den preußischen Staat vom 31. Januar 1850, Berlin 1912, S. 39, 597. Über 
seine Verhandlungen mit dem Ministerium Brandenburg s. Denkwürdigkeiten 
des Ministers Otto Freiherrn v. Manteuffel, herausg. von Heinrich 
v. Poschinger I, Berlin 1901, S.46 u. 49; dazu Seitz S. 138, 140. 145£.; 
Anschütz 8. 52. 

5) Kab.O. vom 25. August 1848, G.St.A. Rep. 89 H. IX Gen. 23 voll. 
Der König ergriff also nicht erst nach Oktroyierung der Verfassungsurkunde 
vom 5. Dezember 1848 die Initiative, wie Schoen I 8. 77 angibt. 

6, Verordnung vom 26. Januar 1849, G.S. 8. 125. 

?) Verordnung vom 29. Juni 1850, G.S. 8. 343. 
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Die politischen Aufregungen der eben besprochenen Jahre hatten 
naturgemäß den König von der Arbeit an seinen Lieblingsplänen ab- 
gezogen, aber noch war die Verfassung von 1850 nicht verkündet, so 
finden wir ihn schon wieder daran, für seine apostolisch gestalteten 
Kirchen eine Gottesdienstordnung!) zu entwerfen, um ‚in trüber, ent- 
scheidungsschwangerer banger Zeit‘ abseits von den eigentlichen Amts- 
geschäften „eine edle Erquickung zu gewinnen, dem Müden gleich, dem 
der Labetrunk aus fremder schöner Hand kräftigender, anregender ist als 
das Glas Wasser aus der Hand des täglichen Dieners.‘‘ Bald fand er dann 
Anlaß, sich auch öffentlich von neuem zu seinem Ideal zu bekennen, zu- 
nächst bei den Verhandlungen über die Grundzüge einer Gemeinde- 
ordnung für die evangelischen Gemeinden der östlichen Provinzen?) und 
über das Ressort des Evangelischen Ober-Kirchenrats?), dann aber vor 
allem, als die rheinische und die westfälische Provinzialsynode für ihre 1851 
vollzogene Revision der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung die könig- 
liche Sanktion erbaten. Seine bereits besprochene Stellung zu der Kir- 
chenordnung verbot ihm zwar jede ‚Gemeinschaft mit der Arbeit‘‘*) 
ihrer Revision, doch wünschte er ebensowenig, daß der einmütige Wunsch 
der Synoden an dem Widerstand seiner Person scheitern sollte. So ent- 
stand die vielbesprochene Kabinettsordre vom 13. Juni 18535), in welcher 
der Monarch zwar seine förmliche Sanktion ablehnte und ein lautes Be- 
kenntnis zur apostolischen Kirchenverfassung aussprach, aber gleichwohl 
den Kultusminister und den Ev. Ober-Kirchenrat ermächtigte, die Syno- 
dalschlüsse mit einigen Vorbehalten in Kraft zu setzen. Im Grunde ge- 
nommen derselbe Ausweg, den der König vor Jahren bei der Auflösung 
des Oberkonsistoriums betreten hatte, nur daß er diesmal nicht gegenüber 
politischen, sondern kirchlichen Wünschen eingeschlagen wurde! — 

Ein „Samenkorn‘‘) für die Zukunft sollte in der Kabinettsordre 
durch das königliche Bekenntnis niedergelegt werden. Aber der König er- 
lebte sein Sprießen nicht mehr. Selbst die großen Erfolge helfender und 
dienender Liebe in der inneren Mission (Wichern!) vermochten seine Zeit- 
genossen nicht zur Annahme wenigstens des apostolischen Dieneramts, 
des Diakonats, zu bestimmen: Eine kirchliche Konferenz, die der König 
1856 einberief”), um diese und andere Fragen für eine Generalsynode vor- 


1) H.A. König Friedrich Wilhelm IV. Rep. L Staatsverwaltung, Kultus, 
Akten betr. Liturgie und Agende der Ev. Kirche Preußens: „Ein Versuch 
zur Aufstellung meines Ideals über den evangelischen Hauptgottesdienst‘“, 
Ende Januar 1850 (Entwurf von des Königs Hand). 

2) Kab.O. vom 16. Juni 1850, E.O. Gen. II 2 vol. I. 

3) Kab.O. vom 30. Dezember 1850 bei Niedner, Die Ausgaben 8. 211fl. 

4) Kab.O. vom 30. Januar und 3. August 1852, E.O. Gen. III 2 vol. IH. 
Dazu Leop. v. Gerlach J S. 729, 759. 

5) Verh. d. 8. rbein. Prov.-Synode, Elberfeld 1853, S. 13. 

6) Rede des Königs vom 1. März 1853, E.O. Gen. III 2 vol. III. 

?) Die Initiative bei diesen Vorgängen lag durchaus in der Hand des 
Königs, nicht des Ev.Ober-Kirchenrats, wieesnach SchoenI S.86 und nament- 
lich Bredt I S. 348 scheinen könnte. Mit Kab.O. vom 30. Oktober 1854 
(E.O. Gen. VIII 9 vol. II) verkündete der König aus Anlaß liturgischer Fragen 
die Absicht, eine Generalsynode zu berufen. Mit Ordre vom 5. März 1855 
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zuberaten, erklärt sich nicht für berufen, das Diakonat als besonderen 
Ordo anzuerkennen.!) Endlich schlug auch der Plan fehl, mit englischer 
Hilfe einige Superintendenten zu Bischöfen zu kreieren, um in ihnen der 
künftigen Entwicklung einen Rückhalt zu geben.?) 

Man weiß nicht, was man mehr bedauern oder bewundern soll, die 
starre Konsequenz, mit der Friedrich Wilhelm IV. seine Verfassungsidee 
festhielt, oder den Mut, mit dem er trotz aller Enttäuschungen an ihre Er- 
füllung glaubte. Wenig Zeugnisse aus seiner Hand machen in dieser Hin- 
sicht einen so ergreifenden Eindruck wie ein Brief vom 30. September 1857 
an Bunsen?°), in dem der König, schon fehlerhaft im Stil und unsicher in 
den Schriftzügen, dem Freunde seinen eingangs erwähnten Verfassungsent- 
wurf mitteilte und sich so — zum letztenmal! — zu seiner apostolisch 
gestalteten „Kirche“ bekannte. Möge es dem nun folgenden Abdruck 
des Entwurfs auch aus diesem rein menschlichen Interesse nicht an Be- 
achtung fehlen! 


Übersichtliche Darstellung der Kirchenverfassung, wenn 
die apostolische Schöpfung der „Kirchen“ wieder 
eingeführt würde. 


I. Die Kirchen. 


Die Kirchen (eine Einsetzung der Apostel) *) zerfallen in Pfarren 
(eine Einselzung der Päpste)*), die einzige kirchliche Abteilung, die der 
Teutsch-Evangelischen Kirche aus dem Schiffbruch der äußeren Kirche 
übrig "geblieben ist, und diese können (wo es etwa die Umstände ge- 
bieten) in Succursalen und Capellen zerfallen; der Regel nach jedoch 
nicht. Die Gesamtheit der Kirchen im Lande bilden die Landes-Kirche. 
Jede Kirche besteht aus 3 Ordnungen, welche zusammen die Kirchen- 
Gewalt üben. Die jetzigen Superintendenturen werden in Kirchen 


{E.O. III Gen. 1 vol. I) ordnete eı deren Zusammentritt für Mai oder Juni 
1855 an; erster Punkt der Tagesordnung sollte sein: „Repristination des 
apostolischen Diakonats.“ Der Ev. Ober-Kirchenrat, der sich von Synodal- 
verhandlungen nicht den. vom König gewünschten Erfolg versprach, wußte 
den Monarchen zunächst zum Aufschub der Generalsynode und zur Ein- 
berufung einer kirchlichen Konferenz zu bewegen; doch gab der König den 
Gedanken an eine Generalsynode erst auf, als sich auch die Konferenz gegen 
eine Synode aussprach. 8. auch Aktenstücke aus der Verwaltung des Ev. 
Oberkirchenraths IIL, Berlin 1856, S.1 (mit unrichtigem Datum der Kab.O. 
vom 5. März 1855), 7; R. W. Dove, Über Synoden in der ev. Landeskirche 
Preußens, Zeitschrift f. Kirchenrecht II, 1862, S. 182. 


1) Aktenstücke IV S. 201. Dazu Joh. Hinrich Wicherns Ge- 
sammelte Schriften II, Hamburg 1901, S. 461. 

2) Hermann Wagener, Die Politik Friedrich Wilhelms IV,, Berlin 
S. 109£:. 

®) H.A. König Friedrich Wilhelm IV. Rep. L Korrespondenz Bunsen. 
Der Brief ist die Replik des Königs auf einen vorhergegangenen Vortrag 
Bunsens am 29. September 1857 (s. Christian Carl Josias Freiherr 
v. Bunsen, geschildert von seiner Witwe, deutsch v. Friedrich Nippold III, 
Leipzig 1871, 8. 496ft.). Über Bunsens Ansichten, die sich mit denen des 
Königs vielfach berührten, s. dessen „Kirche der Zukunft“, Hamburg 1845. 

*, Dreifach unterstrichen! 
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verwandelt. Größer dürfen sie nach dem apostolischen Begriff und 
Zweck nicht seyn. 


Die drey Ordnungen 


I. Die Ältesten-Ordnung oder Presbyter. Das durch die Or- 
dinazion geweihte Ministerium der Kirche (Seelsorger-Ordnung) vom 
HErrın eingesetzt am Abend seines Auferstehungstages (Joh. 20). Sie- 
zerfällt in folgende Abteilungen. 

1. Der Bischof (ersetzt den bish. königl. Superintendenten). 
Derselbe ist Vorsteher der Ältesten-Ordnung (Primus inter pares — 
Pastor primarius), Aufseher über die ganze Kirche, ihr Vertreter den 
weltlichen Behörden gegenüber. Geborenes Mitglied der Provinzial- 
synoden. Selbst Ältester (berufen von der Obrigkeit oder der besonderen. 
Kirche) erhält er den Auftrag zum Hirtenamt von der Gesamtkirche 
Christi mittelst Einsegnung (Consecratio) durch die Hände von (wenig- 
stens) 3 Bischöfen, die selbst nach allgem. gültigem kirchlichen Her- 
kommen consecrirt sind. Er ordinirt allein; hat das absolute Veto 
bey Anstellungen der Geistlichen. 

2. Die ordentlichen Pfarrer. Sie müssen auf Universitäten ge- 
bildet und bey den königl. Consistorien examinirt sein, im Diaconat der 
Kirche geprüft und vom Bischof zum Ältesten ordinirt seyn. 

Sieregiren die Kirche mit demBischof — bilden mit ihm das 
Konsistorium ihrer Kirche, assistiren dem Bischof bei den Ordinazionen 
zum Ältesten-Amt. Bleiben im Übrigen ungeändert wie jetzt. 

3. Die Prediger d. h. die übrige gegenwärtig existirende Geist- 
lichkeit: Früh-, Mittags-, Nachmittags-Prediger (auch unhistorisch 
und unlogisch und unapostolisch Archidisconen, Diaconen und Sub- 
diaconen genannt) — ferner Hülfs-Prediger (ausnahmsweise vielleicht 
auch Succursalpfarrer und Capellane). Sie kommen unter denselben 
Bedingungen in’s Amt wie die Pfarrer. Sie machen keinen Theil des 
Consistori der Kirche aus; der Bischof kann aber aus ihnen nach seinem 
Ermessen zum Consistorio berufen. Sie sind Mitglieder des Presbyterü. 

4. Die Hülfs- oder Gemeinde-Ältesten. Aus gottesfürchtigen 
und einsichtsvollen Gliedern der Gemeinde genommen, fürs Diaconat 
geprüft, vom Bischof der Gemeinde zur Bestättigung vorgestellt und dann 
ordinirt und dem Ministerio beigezählt. — Sind Mitglieder des Presbyterii, 
können, wie die Presbyter der reformirten Kirche in weltl. Ämtern und 


Lebensverbältnissen verbleiben. — Unbesoldet — ohne eigentliche An- 
stellung. — Üben die Seelsorge unter Direczion des Bischofs und der 
Pfarrer. 


Sämtliche Ältesten aller 4 Abtheilungen bilden das Presbyterium 
im engeren Sinne. Dasselbe kommt alle !/, Jahr regelmäßig und sonst 
wenn es der Bischof mit dem Consistorio für nöthig erachtet, zusammen. 
Es wählt den Ersatzmann für den Bischof auf der Provinzialsynode 
aus den Ältesten. 

II. Die Diener-Ördnung oder das Diaconat. — Das durch eine 
eigene Ordinazion geweihte Pfleger- Amt der Liebes-Gaben der Gemeinde. 
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Von den Aposteln eingesetzt (Ap. Gesch. 6). — Armen- und Kranken- 
pfleger. — Helfer der Ältesten bei deren Amtshandlungen, vorzüglich am 
Heiligen Tisch. — Können predigen, taufen, das h. Abendmahl dar- 
reichen. Sie ministriren aber nicht, sondern dienen nur bey dem- 
selben. — Sie zerfällt in folgehde Abtheilungen: 

1. Verwaltende Diaconen (Bestehen bereits in der reformirten 
Kirche). Ihnen wird (da, wo es zulässig ist), die ganze Armen-Verwaltung 
übertragen, und sind der eigentliche Kern des Diaconats und legen Rech- 
nung von ihrer Verwaltung vor der Gemeinde aut der Synode ak. 

2. Helfende (assistirende) Diaconen. Sie bestehen aus den jungen 
Leuten, die ihre Candidatur p. minist. im Diaconat vollenden müssen. 
Begleiten Bischof und Pfarrer bey den seelsorgerischen Besuchen, an die 
Kranken- und Sterbebetten, gehen ihnen bei der Verwaltung der Sacra- 
mente und anderen heiligen Handlungen zur Hand, bes. bei den Wochen-, 
Sonn- u. Festtags-Gottesdiensten, wo sie einen Theil der Lectionen be- 
sorgen — werden vom Bischof und Pfarrer ausgesandt, Elend und Leiden 
aufzusuchen, wo möglich Linderung zu bringen u. den Seelsorgern (na- 
mentlich den Gemeinde-Ältesten) die Stellen ihrer Wirksamkeit nach- 
zuweisen. 

3. Pflegende Diaconen. Die, so sich besonderen Zweigen der 
Barmherzigkeitspflege widmen — theils einzeln in den Häusern, theils 
in Congregazionen (Convieten) bey Krankenhäusern, Armen-, Arbeits- 
und Strafanstalten (bey den großen öffentlichen Spitälern und Gefäng- 
nissen). [Besorgen dieselben Liebeswerke wie 

4. Die Diaconissen oder geweihten Pflegerinnen. ] 

Sämtliche Diaconen sind Assessoren (Beysitzer) des Presbyteri. 
Legen Rechnung ab auf der Synode ihrer Kirche. Das gesamte Diaconat 
wählt Einen aus seiner Mitte auf die Provinzial-Synode. 

III. Die Gemeinde-Ordnung. Diese Ordnung besteht aus keiner 
Vertretung oder Represäntazion, der Gemeinde, sondern aus allen „Be- 
fähigten‘“ derselben. Befähigt aber sind alle Familienhäupter (wie in 
der reformirten Gemeinde-Verfassung), die l. unabhängige Männer, 
2. nicht wegen Verbrechen bestraft, oder 3. nur von der Instanz freige- 
sprochen, 4. die eines guten Rufes genießen, 5.*) die nicht wegen un- 
canonischer Gründe geschieden, 6. die sich von jeher, oder doch seit ge- 
raumer Zeit (7 Jahr?) zur Kirche und zum Tisch des Herrn halten. Die 
Gemeinde-Ordnung hat das Recht, aber nicht die Pflicht, aus sich einen 
Ausschuß gottesfürchtiger und verständiger Männer zu wählen, denen 
‚ sie die Übung der Sitten-Pflege, das Censor-Amt, überträgt, welches die 
Ältesten der reformirten Kirche berufsgemäß üben müssen. Das Censor- 
amt geht also nicht aus dem Clerus, sondern aus der Gemeinde hervor. 
Die es üben sind die, besten Candidaten zum verwaltenden Diaconate 
(und eventuell später zum Gemeinde-Ältesten-Amte\. Die einzelnen Pfarr- 
gemeinden bleiben in ihren jetzigen Befugnissen als Unterabtheilung der 
„Kirch“-Gemeinde. Auf den „Kirch‘-synoden erscheint aber dıe Letztere 


1) Ziffer 5 ist erst nach 1847 eingefüst. 
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als die Alleinberechtigte und entscheidet mit den beyden geweihten Ord- 
nungen über solche Klagen wider!) Geistliche und das Perhorresciren von 
Pfarraspiranten und dergl. von Seiten der Pfarr-Gemeinde, welche nicht 
zum Ressort der königl. Consistorien gehören oder nicht zuvor vom 
Kirch-Consistorio oder von dem Presbyterio verglichen und beygelegt 
sind. Die Gemeinde-Ordnung kann dem Presbyterio Vorschläge zu 
Presbytern und Diaconen machen. Dann wählt das Presbyterium. In 
der Regel aber macht das Consistorium solche Vorschläge zuerst dem 
Presbyterio und dann auf der Synode. — Wo Umstände oder Localität 
zwingen, kann ausnahmsweise der Ausschuß der Censoren, die Gemeinde- 
Ordnung, Kraft des Auftrages derselben, vertreten. 

Sämmtliche Mitglieder der Gemeinde-Ordnung haben Sitz und Stimme 
in der Kirch-Synode. Zur Provinzial-Synode erwählen sie Einen Ah 
geordneten aus ibrer Mitte. — 


Die Synode der Kirche 


besteht unter dem Vorsitz des Bischofs, aus den vollen drey Ordnungen 
der Ältesten, Diaconen und der Gemeinde. Sie kommt regelmäßig alle 
vierthel Jahre und zwar kurz nach der Sitzung des Presbyterii zusammen. 
Sie beginnt am Sonntag nach dem Gottesdienst und nachdem alle Mit- 
glieder derselben das heilige Abendmahl empfangen haben. Sie wird in 
der Cathedralkirche abgehalten und wird, je nachdem sie ausfällt und 
nach Bestimmung des Bischofs mit dem ‚‚Te Deum‘‘ oder dem ‚De pro- 
fundis“ beschlossen. Die 3 Ordnungen verhandeln zusammen, stimmen 
aber in sich. Der Bischof hat eine Stimme. Ist durch seine Stimme 
Gleichheit da, so wird die Sache zur Entscheidung vor das königl. Prov. 
Consistorium oder die Provinzial-Synode gebracht. Steht er allein mit 
seiner Stimme, so kann er nach gepflogenem Rath in seinem Consistorio 
ebenfalls an die Provinzial-Synode appellieren. Die Synode wählt oder 
verwirft Diejenigen, welche der Bischof und das Consistorium mit Zu- 
stimmung des ganzen Presbyterii zu Ältesten und Diaconen vorschlagen. 
Auf der Synode berichtet der Bischof über sein Walten und seine Er- 
fahrungen, sowie über Walten und Erfahrungen des Ältesten- Amtes und des 
Diaconats (der Geistlichkeit) seiner Kirche. Das Diaconat legt Rechnung von 
seiner Verwaltungab. Die Censoren geben Rechenschaft von ihrem Wirken. 

Die?) sogenannten Kirchenstrafen (Kirchenbuße, öffentl. Aus- 
schließung vom H. Abendmahl, Ausstoßung aus der Gemeinde) können 
auf der Synode ausgesprochen werden. Der Gemeinde-Ordnung steht 
das Veto dagegen zu. 


II. Die Provinzial-Synode. 
Sıe besteht 
l. aus dem Bischof jeder Kirche; in seiner Ermangelung aus seinem 
(vom Ministerio seiner Kirche gewählten) Vertreter. Das ist 
die Vertretung der gesammten Ordnung des Ministerii der Provinz, 


3) Ursprünglicher Wortlaut: „wider das Perhorresciren von Pfarrern 
u. dergl.“ 
2) Dieser Satz fehlt im ursprünglichen Entwurf. 
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2. aus einem Diaconen jeder Kirche. Das ist die Vertretung der ge- 
sammten Ordnung des Diaconats der Provinz, 
3. aus einem Mitgliede der Gemeinde-Ordnung jeder Kirche. Ver- 
tretung der sämmtlichen Gemeinden der Provinz, 
(: So ist jede Ordnung jeder Kirche gleich und zahlreich ver- 
treten.) 

4. aus dem Provinzial-Consistorio und eventualiter 

5. aus der theologischen Fakultät der Provinzial-Universität. 

Den Vorsitz der Provinzial-Synode führt der Bischof der ältesten 
Kirche der Provinz. In seiner Ermangelung wählt die Synode einen . 
andern der Bischöfe als ihren Präsidenten. 

Königlicher Kommissar und Anwalt der Kronrechte ist der Con- 
sistorial- Präsident und zu dem Ende mit discrezionärer Gewalt bekleidet. 
Es versteht sich, daß das Provinzial-Kirchliche das eigentliche Gebiet 
. der Provinzial-Synode ist. Das Local-Kirchliche kann nur durch locale 
Zerwürfniß und Appellazion in ihren Rath und ihre Entscheidung kom- 
men; Allgemein-Kirchliches nur durch den königl. Commissar. 

Die Provinzial-Synode versammelt sich jährlich zum Pfingstfest 
oder auf Trinitatis im Dom der ältesten Kirche in der Provinz. Jede der 
3 Ordnungen und (event.) die theologische Fakultät wählt einen Abgeord- 
neten zur General-Synode.— 


III. Die General-Synode besteht 


1. aus dem Bischof der ältesten Kirche!) 
2. aus einem Deputirten des Ministerui!) 
: i jeder Provinz 
3. aus einem Diacon 
4. aus einem Censor 
5.2) aus dem kgl. Oberconsistorio, verstärkt durch alle Präsidenten 
und durch je ein geistliches Mitglied der königl. Provinzial- 
Consistorien, 
6. aus einem tbeologischen Professor jeder Universität. 

Der König "kann jederzeit den Vorsitz führen; gewöhnlich führt ihn 
der Minister der geistlichen Angelegenheiten. In seiner Ermangelung der 
Bischof der ältesten Kirche (Magdeburg). Die General-Synode versam- 
melt sich so oft sie der König beruft, sonst aber von selbst alle 7 Jahr im 
Dom von Magdeburg oder Berlin auf das Pfingstiest. — 


Berlin. Johannes Heckel. 


1) Ursprünglicher Wortlaut: „l. aus einem Bischof 
2, aus einem Diacon usw.“ 
2) Ursprünglicher Wortlaut: „aus dem kgl. Oberconsistorio“. 
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F.J. Doelger, Sol Salutis, Gebet und Gesang im christ- 
lichen Altertum (a. u. d. T.: Liturgiegeschichtliche For- 
schungen, hrsg. von F. J. Doelger u. a. m. Heft 4 und 5). 
Münster i. W., Aschendorf 1920. XIL, 342 8. gr. 8°, 


Der Verfasser setzt in diesem Buch seine Studie über die „Sonne 
der Gerechtigkeit“ fort (s. Bd.XL S.316f.). Er geht von einer Bemerkung 
Leos d. Gr, in sermo 27, 4 aus, die sich gegen die auch bei Christen 
übliche Verehrung der aufgehenden Sonne an einer erhöhten Stelle vor 
der Peterskirche richtet und dies als heidnischen Brauch schilt. Er 
erläutert zunächst die Gesten der Kopfneigung und der Kußhand. Im 
zweiten Abschnitt wendet er sich zur Behandlung des weitausschauenden 
Themas von der Gebetsrichtung nach Osten, die schon Tertullian um 
200 als christliche Sitte kennt. Nach einem Überblick über Gebets- 
ostung in den orientalischen Sonnenkulten werden aus dem Bereich 
griechischer Kultur die Orphiker und Pythagoräer samt Essenern und 
Therapeuten behandelt, und danach der römische Kult unter dem 
gleichen Gesichtspunkt durchmustert: hierbei wird S. 47ff.} das neue 
Thema von dem Ritus der Kreisbewegung beim Gebet berührt. Als 
Teil des spätantiken Sonnenkultcs ist uns auch der Gebetsruf xvoıe 
&AEnoov bezeugt, und in höchst lehrreicher Untersuchung geht D. den 
antiken Wurzeln dieser uns jetzt so ganz christlich erscheinenden 
Formel nach, auf die schon E. Norden kurz hingewiesen hatte; auch 
die symbolische Bedeutung der Zahl 100 und die liturgische der 5 
erfahren neue Beleuchtung. Das carmen, welches die bithynischen 
Christen Christo quasi deo dieunt, versteht D. als einen Hymnus, dessen 
Inhalt er liturgisch zu rekonstruieren versucht. Es folgen die ältesten 
Zeugnisse über Gebetsostung bei den Christen, die freilich im Abend- 
land ınit der den Juden vorgeschriebenen Richtung des Beters gegen 
Jerusalem identisch ist, also daher entlehnt sein könnte. Doch ist 
vielleicht aus elkesaitischen Schriften ein Zeugnis für Ostrichtung des 
katholisch-christlichen Gebets im Orient schon für trajanische Zeit zu 
gewinnen: womit dann die Ostrichtung der Christen geradezu ein anti- 
jüdisches Gesicht bekommen würde. D. bringt diese Gebetsorientierung 
in Zusammenhang mit der Erwartung der Parusie des Herrn vom Öst- 
himmel her: im Osten liegt ja das Paradies, eine Vorstellung, die D. 
durch zahlreiche Zeugnisse helegt und zusammen mit der sinnbildlichen 
Wertung des Ostens in der Patristik würdigt. Auch die Östrichtung 


Pr 
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des Begräbnisses und die Symbolik des nach Osten fahrenden Schiffs 
der Kirche erscheint in diesem Zusammenhang. Im Anschluß an die 
Behandlung des Kultgebets erklärt D. die Bezeichnung Praefatio für 
den mit Sursum corda beginnenden Gebetskörper einleuchtend aus an- 
tikem Sprachgebrauch = nodgenoıs, “Warnungsruf’, desgleicheu actio 
= Opferakt.!) Den Aufblick zum Himmel beim Gebet hat das Christen- 
tum mit der antiken Welt gemein, die von Klemens Alex. erwähnte 
eigentümliche Sitte, beim Schlußwort des Gebets zu hüpfen, begegnet 
auch im Judentum und ist sicher daher entlehnt. Über die Orientierung 
der Kirchen dürfen wir ein besonderes Werk von D. erwarten, Die 
letzten Kapitel wenden sich der Sonnensymbolik Christi zu. Er ist 
die Sonne, die im Totenreich erstrahlt, womit eine griechische und 
letzten Endes sogar altägyptische Vorstellung weitergeführt wird, und 
die auferstehende Sonne, der von der Nacht nicht bezwungene Sol 
invietus der Spätantike. In ihm strömen die Vorstellungen zusammen, 
die sich für den religiösen Menschen des Altertums um die Sonne als 
Spenderin des Heils webten. 

D.s Buch ist außerordentlich reich an Material, das mit gesundem 
Urteil behandelt wird; es bringt über sein eigentliches Thema hinaus 
eine beträchtliche Anzahl wichtiger neuer Einzelbeobachtungen und 
Erkenntnisse. Seine Wirkung würde gewinnen, wenn es im Gesamt- 
aufbau straffer gegliedert und in der Darstellung weniger breit wäre. 

Jena. Hans Lietzmann. 


Franz Xaver Seppelt, Papstgeschichte von den Anfängen 
bis zur französischen Revolution. 2 Bde. (a. u. d. T. Samm- 
lung Kösel, Bd. 88/9 und 90/91). Kempten und München, 
Jos. Kösel 1921. 231 und 200 8. 8°. 


Dieser kurzgefaßte Abriß ist für weitere Kreise bestimmt, und 
neue Forschungsergebnisse auf dem Gebiete der kirchlichen Rechts- 
und Verfassungsgeschichte darf man der ganzen Anlage nach von 
dem Buche weder erwarten noch verlangen. Aber es bleibt doch 
schwer begreiflich, daß der Verfasser die Bedeutung dieser Fragen 
für die Geschichte des Papsttums in solchem Maße unterschätzen 
konnte, wie [ast jede Seite der beiden Bändchen es verrät. Seppelt 
behandelt den Gegenstand rein biographisch; von der Institution des 
Papsttums als solcher, ihrer Entstehung und Ausbildung, ihrem We- 
sen und ihren Erscheinungsformen ist kaum jemals die Rede, und 
die verfassungsgeschichtliche Einstellung fehlt meist auch da, wo 
die ‘tiefere Bedeutung des einzelnen, im Verlauf der Darstellung 
berührten Vorganges erst von solchen Gesichtspunkten her begriffen 
werden kann. Daß diese Anlage des Buches grundsätzlich verfehlt 
ist, auch wenn man die besondere Absicht des Verfassers, die einzelnen 

%) Dazu vgl. jetzt O. Casel im Jahrbuch £ Liturgiewissenschaft 
1, 344. (1921). 
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großen Persönlichkeiten auf dem Stuhle Petri lebendig hervortreten 
zu lassen, in ihrer Berechtigung vollkommen anerkennt, bedarf kaum 
der näheren Erörterung. Man muß den größten Teil der in den 
letzten Jahrzehnten zur Erforschung der kirchlichen Rechtsgeschichte 
geleisteten Arbeit gradezu ignorieren, wenn man sich der Erkenntnis 
verschließt, daß grade in diesem Falle das Leben der Institution so 
gut wie alles ist und die Besonderheit der einzelnen Individualität 
daneben vergleichsweise wenig‘ bedeutet. Eine Darstellung der päpst- 
lichen Geschichte, die es unterläßt, an Stelle der einzelnen Päpste 
immer wieder das Papsttum — und das bedeutet mit in erster Linie 
eine Erscheinung der kirchlichen Verfassungsgeschichte! — in den 
Vordergrund der Betrachtung zu rücken, vermag von dem heutigen Stande 
unseres Wissens keine zureichende Kenntnis zu geben. Mit dieser 
Feststellung soll kein einseitiger, etwa dem besonderen Interessenkreise 
dieser Zeitschrift entnommener Maßstab angelegt werden, sondern es 
wird nur diejenige Forderung erhoben, die sich für die Behandlung 
des Stoffes aus seiner besonderen Eigenart mit Notwendigkeit ergibt. 
Im übrigen sei auf meine ausführliche Besprechung in der Deutschen 
Literatur-Zeitung vom 27. Mai 1922 (Jahrgang XXXXIU Nr. 21) ver- 
wiesen, in der ich dieses Urteil näher begründet habe. 
Heidelberg. Friedrich Baethgen. 


Albert Michael Koeniger, Prima sedes a nemine iudicatur, 
aus: Beiträge zur Geschichte des christlichen Altertums, 
Festgabe für A. Ehrhard. Bonn, Kurt Schroeder, 1922, 
8. 273—300. 8°. 


A.M.Koeniger hat sıch zur Aufgabe gesetzt zu untersuchen, auf 
welchem Wege die Formulierung des kirchlichen Rechtssatzes Prima 
sedes a nemme wudicatwr zustande gekommen ist. ‚Sein Thema führt 
ihn von der Zeit des Urchristentums bis zum Anfang des fünften Jahr- 
hunderts, wo im Jahre 418 Papst Zosimus I. zum ersten Male jenen 
Satz im einem seiner heutigen Fassung ähnlichen Wortlaut zitierte; 
über die Synode zu Rom im Jahre 800 geht dann die Entwicklung zur 
Bulle Unam sanctam vom Jahre 1302 und endlich zum Codex iuris 
canonici vom Jahre 1917. Dem Satze zugrunde liegt eine Bibelstelle 
(Matth, 19, 28), nach der zunächst die Apostel, dann die Heiligen, d. 
h. die Christen und die Märtyrer, deshalb von jeder Verurteilung frei 
sein sollen, weil sie selbst die Welt, nicht nur die Menschen, sondern 
auch die Engel richten werden. Man sieht, die Entwicklungsgeschichte 
der Parömie gibt sich als eine Verengerung des ursprünglichen Wort- 
sinnes zu erkennen, indem die Sonderstellung der Bischöfe schließlich 
zu einer Art persönlicher Immunität des obersten aller Bischöfe, eben 
des Papstes, geführt hat. So gedrängt unsere Inhaltsangabe auch ist, 
eins darf nıcht vergessen werden, daß die Abhandlung einen lehrreichen 
Beitrag zur Geschichte des päpstlichen Primates darstellt, wie sie 
andererseits eine nicht ungewöhnliche Belesenheit und Umschau in den 
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Materialien zur älteren Kirchengeschichte und in der mannigfachen 
Kontroversliteratur über sie darstellt. Gerade in dieser Beziehung ist 
die Arbeit so dankenswert, weil sie durch Mitteilung der entscheidenden 
Belege die Anteilnahme des Lesers zu erwecken und auch festzuhalten 
versteht. Erinnert sei des weiteren daran, daß in den letzten Jahren 
mehrere Untersuchungen über die Bedeutung kirchlicher Rechtstermini, 
wie zum Beispiel abdbas, parrochus, vitricus erschienen sind, daß ferner 
noch andere Untersuchungen über Rechtssprichwörter kirchlichen Ge- 
präges erwünscht sein möchten — noch heute ist unbestimmt, woher 
der Ausdruck ecclesia non sitit sanguinem sich herleitet (vgl. meine 
Geschichte der Kirchenverfassung Deutschlands im Mittelalter I., 1905, 
S. 225, Anmerk. 2) — alles mahnt an eifrigere Bestellung dieses Ge- 
bietes, auf dem manche Früchte zu ernten sein werden, wie sie ja 
Koeniger zuteil geworden, sind. Probleme dieser Art bieten sich ja 
ebenfalls bei der Untersuchung weltlicher Rechtssprichwörter: Noch 
heute ist unbekannt, woher der zuerst bei Alkuin (f 804) bezeugte 
Satz stammt: Vox populi vox Dei; aus dem Satze bei Wipo: & rex 
periit, regnum permansıt, sicut navis Temanel, cwius gubernator cadit 
(Gesta Chuonradi c. 7) wurde unser deutsches Sprichwort „Der Kaiser 
kann sterben, aber nicht das Reich*, während der Satz des Hierony- 
mus (} 420) exereitus facıt imperatorem unverändert das ganze Mittel- 
alter hindurch als Ausgangspunkt und Stütze einer kaiserfreundlichen 
Theorie gedient hat (vgl. E. Stengel in den Historischen Aufsätzen 
für Karl Zeumer 1911); s. auch diese Zeitschrift, Kanonistische Abtei- 
lung VI (1916), 8. 427£. "A. Werminghoff. 


Karl Adam |o. Univ.-Professor in Tübingen], Die geheime 
Kirchenbuße nach dem heiligen Augustin (a. u. d. T.: 
Münchener Studien zur historischen Theologie, hrsg. von 
G. Pfeilschifter, Heft 2). Verlag Josef Kösel und Fried- 


vich Pustet, Kempten 1921. V, 90 8.8. 

Zuerst hatte es Schanz (Tüb. Quartalschr. 1895) versucht, ex 
professo ein Bild von Beicht und Buße nach dem hl. Augustinus zu 
zeichnen, dann Portali& in dem weitangelegten Artikel über den 
Kirchenlehrer im Dicetionnaire de Theologie cath. (I, 1903). Beide For- 
scher sind doch nicht tie[ genug gegangen, so dankenswert auch ge- 
rade des letzteren Darlegungen waren. Dann haben sich 1913 zwei 
Gelehrte zugleich an die Sache gemacht: Hünermann, der in seiner 
Studie über die Bußlehre des großen Bischofs von Hippo vornehmlich 
von dogmatischen Gesichtspunkten her dessen Äußerungen über Be- 
kenntnis und Buße bewertete, und Lagarde (Rev. d’ hist. et de litt. 
velig., Nouv. ser. 4), der zu ganz entgegengesetzten Ergebnissen gelangte 
und diese (S. 260) unter Bezugnahme auf die bekannten Worte des 
verstorbenen Benediktinerpaters D. Odilo Rottmanner (Hist. Jb. 1898, 
895) in den Satz zusammenfaßte: „Nicht nur der hl, Augustin, son- 
dern alle die Väter bis auf Gregor d. Gr. haben von einer (Privat-) 
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Beichte nichts gewußt und niemals gebeichtet.* Hünermann hat 
demgegenüber in einem Artikel (Theol. u. Glaube 1914), wie selbst- 
verständlich, eine völlig ablehnende Stellung eingenommen; aber auch 
seine eigene Arbeit ist von Adam in einer sehr ausführlichen Be- | 
sprechung (Theol. Rev. 1915) als unzulänglich bezeichnet und insbe- 
sondere hinsichtlich des Ergebnisses angefochten worden, Augustinus 
hätte die Beichte noch nicht oder mindestens nicht als alleiniges 
Mittel der Sündenvergebung gekannt. Dem Grundsatze entsprechend, 
daß das die beste Kritik von der Welt sei, wenn neben das, was ihm 
nicht gefällt, einer was Schöneres, Besseres stellt, hat hernach (1917) 
Adam eine vollständig neue und-tiefgehende Studie über die Sünden- 
vergebung nach dem hl. Augustinus vorgelegt. Hierin wurde letzterer 
in etwa als Schöpfer oder als Wegbereiter der geheimen Buße ange- 
sprochen. Aber auch dieses Resultat blieb nicht unangefochten. 
Poschmann hat nämlich daraufhin 1920 die Frage untersucht, ob 
Augustin „wirklich die Privatbuße eingeführt“ habe und ist zu einem 
gegensätzlichen Ergebnis gekommen. Adam antwortete nun hierauf 
in der oben angezeigten Schrift, währenddessen Poschmann wie- 
derum den Gegenstand auch nach einer andern Seite hin noch näher 
beleuchtete (Zeitschr. f. kath. Theol. 1921), nämlich hinsichtlich der 
Frage, welche Rolle denn den kirchlichen Organen bei der Sündenver- 
gebung nach dem hl. Augustinus zufiel, eine Frage, zu der Adam 
wesentlich anders Stellung genommen hatte. Endlich hat Kimml 
in einem Aufsatz (Zeitschr. f. kath. Theol. 1921) das für die Buß- 
disziplin wichtige Thema über das „Furchtproblem* in der Lehre des 
hl. Augustinus erörtert. So weit der gegenwärtige Stand der Forschung 
und der Spezialliteratur zur Sache, Hier soll es sich nur um die 
Würdigung der Schrift Adams von 1921 handeln. 

Er hat vor allem darin recht, sich gegen Poschmanns irrefüh- 
renden Titel zu verwahren, als ob Aug. die Privatbuße eingeführt 
hätte (S. 2f). Auch das betont er diesem gegenüber wiederholt und 
sicher nicht zu Unrecht, daß man des Kirchenvaters Gedanken nur aus 
dessen eigener Gedanken- und Umwelt heraus richtig verstehen könne. 
„Wer Aug. ‘auch nur von ferne kennt, weiß, wie bedenklich es ist, 
einzelne augustinische Texte für sich allein auszuschlachten, als ob 
sie decereta Gratiani wären“ (8. 3). Letzterer Ausdruck und Vergleich 
entbehrt freilich der entsprechenden Sachkenntnis und ist vom Stand- 
punkt des Kirchenrechtes aus betrachtet geradezu unrichtig; allein 
man sieht leicht ein, was Adam sagen will, und sein Grundgedanke 
ist vollkommen berechtigt. Bei beiden Autoren dreht sich’s zunächst 
um dıe Frage: Was hat die brüderliche Zurechtweisung nach 
dem hl. Aug. für einen Sinn und Zweck? P. meint, daß ihr als sol- 
cher schon sündentilgende Kraft innewohne. Hingegen schreibt A. 
mit Recht, dem Heiligen sei es hier nur darum zu tun, die Heilsmacht 
des dem privaten corripere zugrunde liegenden Vergebens anschaulich 
zu machen (S. 7f.). Vielleicht darf ich dem noch näher erläuternd 
beifügen, daß die in den angerufenen Sermones 83 und 114 verwen- 
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deten Ausdrücke des solvere und ligare den Endeffekt des corripere 
klarstellen wollen; für diesen ist die causa efficiens nicht die Tatsache 
des corripere, sondern die des dimittere. „Nur an das menschliche 
Verzeihen knüpft Gott seine indulgentia.” „Das brüderliche Vergeben 
ist also nicht ein außersakramentaler Weg der Vergebung . . ., sondern 
eine auf seite des Menschen geforderte Bedingung“ (S. 10). „Der 
Reat der Schuld bleibt trotz aller Pönitenz* oder sagen wir besser: 
trotz alles Vergebens, und ihn kann nur Gott beseitigen. Dazu bedarf 
es einer satisfactio, auferlegt von den kirchlichen Organen. Adam 
erweist dies durch eine Reihe unanfechtbarer Augustinusstellen. 
Sodann verbreitet er sich weitläufig über die correptio secreta. 
Sie „erstrebt eine sofortige Besserung“ und zwar „nicht bloß für die 
Beleidigungssünden, sondern für alle Vergehen“ (S. 17 £.); doch schließt 
sie noch keineswegs notwendig schon die Verzeihung Gottes ein. 
Damit korrigiert Adam seine anderslautende frühere Ansicht in diesem 
Punkte. Er weist auch (S. 18) mit Recht auf die Inkonsequenz Pösch- 
manns hin, die darin besteht, daß dieser bei der privaten (= geheimen) 
Zurechtweisung eine sofortige überirdische Wirkung annimmt, bei der 
bischöflichen correptio eine solche aber in Abrede stellt. Die cor- 
reptio secreta, so hebt er (S.20) besonders wiederum gegen P. hervor, 
„gipfelt in dem grundsätzlichen Verzicht auf irgendwelche Strafmaß- 
nahmen gegen den Sünder“. Für letzteren Punkt möchte man jedoch 
ergänzend beifügen: Verzicht auf irgendwelche öffentlichen Straf- 
maßnahmen. Denn wenn Aug. für den Fall der correptio secreta 
sagt: persuadeo paenitentiam, so scheint mir damit gerade das Zu- 
reden sich auf die nichtöffentliche Buße zu beziehen. Der Sirn ist: 
auch wenn alles heimlich geschieht, so soll der Sünder doch nicht 
meinen, aller Buße überhoben zu sein, er soll vielmehr büßen wie der 
öffentliche Büßer dem Grade nach, wenn auch der Art nach im ge- 
heimen; sonst wäre ja, wie Aug. selber sagt, der Priester nicht cor- 
reptor, sondern proditor (Serm. 82, 7. 10). Seine Gedanken legt Adam 
noch ausführlicher und wohlbegründet (8. 21 ff) auseinander, insbe- 
sondere durch den Hinweis auf Ench. 85 und Serm. 351; erstere Stelle 
„setzt ebenso wie Serm. 82 voraus, daß eine Öffentliche Disziplinierung 
lediglich auf dem Bedürfnis nach öffentlicher Wiedergutmachung eines 
‚geschehenen Ärgernisses gründet“ (8.24). Es handelt sich also um 
Genugtuung auch vor der ecelesia. Auf der anderen Seite: „wo ein 
Vergehen geheim ist, fehlt eben deswegen für die Einleitung eines 
öffentlichen Verfahrens die Basis, der eigentliche Rechtsgrund“ (8. 24). 
Es kann also nicht mit P. die Geheimhaltung des Verfahrens bei ge- 
heimen Sünden auf die mündliche Rüge beschränkt sein und die 
öffentliche Buße noch nachfolgen. 
= Das beweist auch ep. 95, 3. Hier läßt sich ganz deutlich der 
Konflikt ersehen, der sich einerseits aus der Befolgung von 1. Tim. 5, 
20 (peccantes coram omnibus argue) und Mt. 18, 15 (corripe eum inter 
te et ipsum solum) ergab. Es macht Aug. die Frage manchmal Pein, 
wo er das öffentliche Verfahren anwenden und wo er mit der gehei- 
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men Buße sich zufrieden geben soll. Aber immerhin liest er aus der 
letzteren Stelle eine allenfallsige Pflicht des Bischofs zu milderer Hand- 
habung der Bußzucht heraus (vgl. 8. 29£.). 

Eine genaue Exegese gibt Adam zu Serm. 351, 4. Er kommt 
zu dem richtigen Ergebnis 1. daß hier nur schwere Tatsünden gemeint 
seien, 2. daß die Buße eben dann der Bischof auflegt, 3. daß diese 
Buße vor der Öffentlichkeit zu leisten ist, da ein öffentliches Ärgernis 
stattgefunden bat (S. 32). Bekenntnis und Bußauflage überhaupt sind 
hierbei das Wesentliche, nicht gerade die Ableistung in der Öffent- 
lichkeit, während P. letzteres allein als das Wesentliche betrachtet 
(S. 35). 

„Nach wie vor“ findet sodann der Verfasser in der Stelle de fide 
et op. 26,48 „den klassischen Beweis für die Existenz einer geheimen 
Kirchenbuße in Hippo“ (S. 39). Wenn hier von eorreptionis medela 
die Rede ist, so nimmt das P. als die sündentilgende brüderliche Zu- 
rechtweisung rein privater Art. Dagegen ist Adam im Rechte, da er 
hier den Weg zu einem geheimen amtlichen Verfahren angedeutet 
findet. Der ganze Zweck jener augustinischen Schrift gebe P. unrecht. 
„Mit keinem Worte deutet Aug. an, daß bei der Bußart (der correp- 
tionis medela) nur Sünden gegen den Nächsten gemeint seien* ($. 44). 
„So oft Aug. von Sünden und ihrer Buße schlechthin spricht, versteht 
er, soviel zu sehen, das medicina, medicamentum ausschließlich 
von der heilenden Kraft der kirchlichen Buß- und Heilmittel* (8. 48). 
Übrigens weist Adam auch auf andere Stellen der gleichen Schrift de 
fide et op. (2, 3; 3, 4) hin, aus denen wiederum die Ansicht Augustins 
erhellt, daß es außer den öffentlich bekannten Vergehen noch andere 
gibt, die nicht den Ausschluß aus der Gemeinde im Gefolge haben, 
aber doch die innerkirchliche correptio notwendig machen (S. 50). 
Die Grundlage der öffentlichen Buße waren crimina manifesta; bei nur 
geheimen denunzierten Vergehen, z. B. Ehebruch, konnte nicht mit 
öffentlicher Buße eingeschritten werden. Das ergibt sich auch aus 
C. Carthag. 419 (ec. 5 u. 6), welches Konzil in seinen Beschlüssen Aug. 
unterzeichnet hat. Allerdings ist auch hier P, anderer Meinung, ohne 
indes die richtige Fährte zu haben (S. 54). Augustinus, so schreibt 
Adam, „kannte eine beschränkte oder volle Öffentlichkeit, je nachdem 
die Bußzucht in notitia multorum vel totius plebis geschah“ (8. 56). 
Eine entsprechende Kundmachung des Vergehens war damit beide Male 
immer gegeben und damit die Gefahr der Denunziation gegenüber der 
weltlichen Gewalt. „Darum mußte aus Gründen der caritas bei ledig- 
lich geheimen Vergehen ein geheimes Bußverfahren in Anwendung 
kommen, sollte auf die Bekehrung.... der geheimen schweren Sünder 
nicht grundsätzlich Verzicht geleistet werden“ (8.57). Es geschah 
eben in Form der kirchlichen correptio, die, wie Adam jetzt im Gegen- 
satz zu seiner früheren Anschauung dartut, nicht notwendig mit der 
satisfactio und reconciliatio in einen Akt zusammenfiel. „Das bloße 
Fernbleiben von der Eucharistie war um so weniger beschämend, als 
sich ja nicht wenige Gläubige aus Gründen der Andacht und Buße 
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freiwillig derselben enthielten, ohne deshalb zu den kirchlichen Büßern 
zu zählen“ (8. 57). „Augustin war sich wohl bewußt, daß ein von 
Anfang bis zu Ende geheim verlaufendes Verfahren (der correptio = Pri- 
vatbuße) in der Bußpraxis seiner Zeit nicht üblich war. Ausdrücklich 
bemerkt er, daß die Gläubigen über das Unterlassen der öffentlichen 
Disziplinierung Ärgerliches munkelten (Serm. 82, 8). Jedenfalls hatten 
sich noch keine festen Normen herausgebildet, welche die Ein- 
leitung des geheimen Verfahrens für bestimmte Fälle regelten. Sonst 
hätte es ihm nicht selbst jenes Kopfzerbrechen bereitet, von dem er 
uns in ep. 95 erzählt" (8. 58f.). 

So erweist also Adam auf exegetischem und logischem Wege den 
Bestand einer privaten Buße oder Beichte. Mit besonderem Nachdruck 
verkündigt er dazu (8.55) den Satz: „Ich behaupte das Bestehen der 
geheimen Kirchenbuße ja durchaus nicht für die gesamte afrikanische 
Kirche, sondern nur für die Gemeinde in Hippo.“ 

Mit all dem kann man sich sehr wohl zufrieden geben und ein- 
verstanden erklären. Bedenken steigen einem jedoch da auf, wo der 
Verfasser es versucht, die augustinische Privatbuße nach rückwärts in 
die Vergangenheit einzufühllen und Brücken zu suchen, die von 
Augustins besonderer Praxis zur allgemeinen der Öffentlichen Buße 
führen. 

Er verweist zunächst auf Ambrosius (8. 59f£.). Dessen spezielle 
Bußschrift De paenitentia (1, 16) sagt deutlich und uneingeschränkt, 
daß derselbe auch die occulta crimina der öffentlichen Buße unter- 
stellte. Und sein Biograph Paulinns berichtet, über ihm anvertraute 
geheime Vergehen habe er nur mit Gott allein gesprochen. Ich möchte 
hier Poschmann recht geben, der beide Stellen als harmonisch erklärt. 
Denn das Sprechen „nur mit Gott“ hatte ja doch den Zweck der In- 
terzession, was auch Paulinus eigens sagt (apud quem intercedebat), 
und schließt deswegen eine nachher zu leistende öffentliche Buße für 
diese crimina occultas nicht aus, sondern ein. So hat der Biograph 
nicht eine weitere Besonderheit des Ambrosius beim Bußverfahren im 
Auge, sondern eben jene vom Heiligen selbst erwähnte Form des Vor- 
gehens bei geheimen Vergehen. Es ist nicht einzusehen, warum die 
Interzession des Bischofs die nachherige Öffentliche Buße in irgend- 
einer Form unter allen Umständen ausschließen sollte, wie dies Adam 
meint. Die biblisch begründete und von Anfang an geübte Fürbitte 
der kirchlichen Organe, genauer der das Bekenntnis entgegennehmen- 
den Gemeindeleiter, sollte die Sicherheit der venia Gottes angesichts 
gerade der schweren Sünden trotz und neben der Bußverrichtung ge- 
währleisten und deren Wirksamkeit unterstützen. Der Relativsatz 
apud quem intercedebat besagt nichts Neues — solches ist im Haupt- 
satz durch die Wendung domino soli loquebatur ausgesprochen — 
sondern das Selbstverständliche; dies wird darum nur nebenbei aus- 
gesprochen. Der Sinn ist: Der Bischof hat mit Gott allein verhan- 
delt, bei dem er ja interzedierte und mit dem er also ohnehin schon 
über die Sache zu reden pflegte; andere Faktoren aber schloß er im 
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Gegensatz zu anderweitiger Praxis aus. Die gleichfalls biblisch be- 
gründete und immer geübte Mitinterzession der Gemeinde hat dabei 
Ambrosius dureh seine Fürbitte nicht „ersetzt“, wie Adam sich (8. 59) 
ausdrückt, sondern auf sie, weil immer schon von sekundärer Bedeu- 
tung, verzichtet, eben um die Gemeinde in keiner Weise in das 
Bußverfahren hereinzuziehen und sie so schließlich doch mehr oder 
weniger mit den geheim gebliebenen Untaten des Büßers bekannt zu 
machen. Daß durch die Interzession des Bischofs allein schon der 
Sünder bereits „von seiner Schuld entbunden worden sei“, behauptet 
Adam (S. 59), ohne jedoch mit dieser Behauptung an den Quellen eine 
Stütze zu finden. Auch sollte sich Ambrosius bei jener seiner Praxis 
der eigenen Interzession „unmittelbar an die griechische Mönchsbeichte 
angelehnt haben“ (8.59). Allein der Vergleich mit dieser paßt nicht. 
Die „Mitsühne“ der griechischen Mönche bestand ja in Mitfasten und 
Mitbeten mit dem Büßer; die Interzession jedoch war eine Sache für 
sich und wurde seitens des die Beichte entgegennehmenden Laienmönchs 
auch außer und unabhängig von jener betätigt. Ich kann nicht finden, 
daß „hier ganz deutlich von. der griechischen Mönchsbeichte eine Linie 
über Ambrosius zu Augustinus führt“ (S. 60). 

. Sodann sieht Adam „weitere Anknüpfungspunkte‘“ für die augu- 
stinische Privatbeichte in den Notrekonziliationen, die ein „ab- 
gekürztes Verfahren“ darstellten. Es ist richtig, daß bei Gefahr auf 
Verzug der schwere Sünder sofort rekonziliiert wurde, ohne daß er 
erst Buße zu leisten oder geleistet hatte. Indes darf man dabei nicht 
unerwähnt lassen: wenn er gesundete, blieb für ihn die Verpflichtung 
zur Bußleistung bestehen und für diejenigen, welche voraussichtlich 
oder sicher die Buße nicht mehr leisten konnten, hatten dieselbe Ver- 
wandte und Freunde zu übernehmen. Aus diesem Grunde vor allem 
frägt Augustinus den zur Hinrichtung verurteilten Marzellin (ep. 151, 
9), ob er etwas begangen habe, weswegen ihm eine maior et insignior 
paenitentia auferlegt werden müßte. Adam interpretiert das, nachdem 
er hieraus den Tatbestand des abgekürzten Bußverfahrens abgeleitet, 
in einem Zirkelschluß (8. 61) so, als habe demgemäß hier Augustinus 
die abgekürzte kirchliche Buße selbst als maior et insignior paeniten- 
tia angesprochen. Das ist keineswegs der Fall; die Wendung bezieht 
sich tatsächlich nur auf die öffentliche Buße, die vom Sünder zu leisten 
gewesen wäre, dem Gesichtskreis des Bischofs also nicht entrückt ist. 
So ist auch der weitere Schluß (8. 61) nicht berechtigt, als ob das 
Faktum der Disziplinierung durch den kirchlichen antistes allein schon 
jede Buße zur paenitentia maior mache. Wenn also auch bei den 
Notrekonziliationen der Gedanke an die Öffentliche Buße durchaus 
nicht ausgeschaltet war, so können sie prinzipiell und für die Regel 
wenigstens nicht zur Privatbuße hinübergeleitet haben, insofern höch- 
stens, als durch irgendeinen Zufall oder Umstand die nachträgliche 
Verrichtung der aber immerhin zuvor schon normierten öffentlichen 
Buße unterblieb. 

Nicht viel anders steht es mit der von Adam als „dritter und 
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letzter Anknüpfungspunkt“ bezeichneten Wiederaufnahme „jener 
Häretiker, die von Kindheit an der Häresie zugehört hatten“ (S. 62). 
Man nahm sie überall in der Normalkirche ohne Buße wieder an, 
nur daß sie ihren Irrtum abschwören mußten (De bapt. c. Don. 2, 7. 
11; serm. 296, 11.12; ep. 93, 13). Indes hier lag ja eine persönliche 
Schuld der Betreffenden gar nicht vor, also auch kein Anlaß zu einer 
Bußauflage, und der Ausdruck „Konvertitenbuße“, wie ihn Adam ($. 62) 
formuliert, trifft hier nicht zu. Unter der multitudo peccatorum, vor 
der dabei allerdings Augustinus spricht (De bapt. c. Don. 2, 18), kann 
dieser nichts anderes verstehen als das Leben der Häretiker außerhalb 
des kirchlichen Verbandes. Es ist eine Kette von Unrecht, der gegen- 
über, weil persönlich nicht gewollt, die allumfassende Mutterliebe der 
ecclesia Platz greift; sie sieht über die Vergangenheit hinweg. Weil 
also hier von einer Buße überhaupt nicht die Rede ist, kann dieses 
Wiederaufnahmeverfahren auch nicht irgendwie als Entwicklungsglied 
hinüber zur augustinischen Privatbuße betrachtet werden. 

Mögen aber die drei genannten Brücken und „Anknüpfungspunkte“ 
auch nicht besteben, so tut das doch der Hauptthese Adams keinen 
Eintrag. Und mit vollem Recht stellt er Poschmann gegenüber den 
Satz auf: „Die Tatsache, daß Augustin die geheime Kirchenbuße 
innerhalb seines Sprengels gekannt und vollzogen hat, kann nicht 
durch die andere Tatsache umgestoßen werden, daß der Kirchenvater 
nicht selten nur von drei Arten der Buße spricht (8. 63), von der 
Taufe, von der Buße mittelst des Vaterunsers für die täglichen Sünden 
und der Öffentlichen Exkommunikationsbuße. Richtig bemerkt dazu 
Adam, an all den fraglichen Stellen wolle „Augustin nirgends ein 
System der Kirchenbuße geben, daß also seine Aufzählungen nicht er- 
schöpfend sein wollen“. Man könnte aber nach meiner Ansicht noch 
besser folgendes sagen: Es ist eben ein von Augustinus nur erst in 
seiner eigenen Praxis beschrittener Weg, den er mit seiner „geheimen 
Buße“ für schwere Sünden macht, ein Mittel, dessen er sich noch sehr 
behutsam bedient, ein Verfahren, das die allgemeine Kirche noch nicht 
kennt und noch nirgends offiziell kundgetan hat. Darum schweigt 
er darüber, wo es gilt, die offiziellen kirchlichen Wege zur Buße zu 
weisen. So erklären sich nach meinem Dafürhalten am besten die 
Stellen de symb. ad cat. 8,15 und serm. 352, 3. 8. Was Adam für 
sich 8. 64f. ins Feld führt, ist weder ganz stichhaltig noch lückenlos. 
Denn warum sollte es undenkbar und unpädagogisch sein, daß Aug. 
hier die Täuflinge und Neuchristen zwar nur von der Öffentlichen Buße 
abschreckt und nicht auch von einem letzten noch in Betracht kom- 
menden Mittel, wenn es ein solches offiziell gab, von der Buße im 
„geheimen“ Verfahren? Ich denke, es wären ihm Gründe genug zur 
Verfügung gestanden, seine Hörer zu warnen, auch auf diesen letzten 
Rettungsanker des sündigen Christen sich in Lauheit zu verlassen. Hin: 
gegen hat Adam die übrigen dreiStellen, aufdie sich Poschmann durch das 
argumentum e silentio versteift, tadellos und unanfechtbar für seine Sache 
erklärt (S. 66f.); hier soll nicht eigens noch darauf eingegangen werden. 
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Nicht übergangen werden dürfen aber seine ausgezeichneten ab- 
schließenden und zusammenfassenden Gedanken $. 69£.: „Au- 
gustin hatte in Hinsicht auf die (von ihm gehandhabte) geheime Buße 
eine analoge Situatiop vor sich wie Hermas und Tertullian zu ihrer 
Zeit in Hinsicht auf die Öffentliche Buße. Wie diesen letzten Aus- 
läufern einer heroischen, enthusiastischen Zeit die öffentliche Buße im 
Vergleich zur Taufe nur als ein Ausnahmeinstitut galt, das mit 
Rücksicht auf die baldıgst eintretende Endzeit nur aus besonderem 
gnädigen Entgegenkommen Gottes „einmal“ noch gewährt wurde, so 
mußte zu Augustins Zeit die geheime Kirchenbuße in analoger Weise 
als Ausnahme, als ein Institut besonderer gnädiger Nachsicht* — ich 
setze bei: der Kirche d. 1. näher Augustins selbst — „gegen die see- 
lischen “Schwächen’ einzelner erscheinen. Und wie damals Hermas und 
Tertullian besorgten, schon der bloße Ausblick auf eine zweite Buße 
könnte in den Augen der Gläubigen die Einschätzung der Taufe beein- 
trächtigen und ein Anlaß zum Sündigen nach der Taufe sein, so hatte 
auch der Bischof von Hippo allen Grund, von dem Hinweis auf die 
Möglichkeit einer geheimen Buße eine Beeinträchtigung des öffentlichen 
Bußinstituts und des Bußernstes der Massen zu befürchten. Darum 
war es Augustin ein Anliegen, immer wieder warnend und drobend 
an die Notwendigkeit der Exkommunikationsbuße“ — ich setze bei: 
allein — „zu erinnern. Sie blieb auch für Hippo nach wie vor das 
Institut der Buße“. Dem fügt der Verfasser ebenso treffend noch bei 
(S. 70): „Die geheime Kirchenbuße stellte in den Augen des Heiligen 
keine neue Bußform neben der alten dar, sondern lediglich als 
eine aus seelsorgerlichen Erwägungen empfohlene Abkürzung . . . Sie 
besaß ja das für sein Urteil Wesentliche: ein vom antistes, diskret 
verfügtes oder freiwilliges Fernbleiben vom Altar und die Disziplinie- 
rung durch den Bischof. Was Neues an ihr war, war die aus Rück- 
sicht auf die ‘Schwachheit’ einzelner Gläubigen erfolgende Beseitigung 
der Publizität. .. Wenn er deshalb von der paenitentia maior sprach, 
so schloß sich für sein Urteil die geheime Kirchenbuße davon nicht 
aus.“ ... „Aus einem nur in schüchternen Ansätzen sich ans Licht 
wagenden Ausnahmeinstitut ist die geheime Kirchenbuße Augustins 
zu einem der paenitentia solemnis gleichgeordneten Sakrament der 
confessio privata erwachsen.“ — Man kann dem allen nur beisetzen: 
Das ist unverfälscht dogmengeschichtliche Betrachtungs- 
weise! 

Letztlich beantwortet Adam die Frage (8. 72ff.): Welche Sün- 
den hat Augustin der Öffentlichen und welche der geheimen Buße 
unterstellt? Die Antwort lautet zusammenfassend so: Ärgerniserre- 
gende, also öffentlich bekannte, eine mala fama erzeugende schwere 
Vergehen unterlagen der Öffentlichen Buße. Dabei wird der Charakter 
der Schwere durch die malitia, wie sie namentlich bei Gewohnheits- 
sündern die Regel ist, mitbestimmt. Wenn jedoch ein solches Ver- 
gehen geheim blieb, d. h. nicht über den engsten Kreis von nächsten 
Verwandten und Freunden hinaus bekannt geworden ist, dann ist die 
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geheime Buße am Platze. Nicht für jeden Fall — Adam nimmt auch 
da frühere gegensätzliche Anschauungen zurück (S. 76) — und nicht 
mit dem Anspruch auf notwendigen Vollzug. Es kam noch auf die 
Eigenart des Sünders oder auf die Lage des Falles an. Hier spielte 
eben das subjektive Ermessen des Bischofs die Hauptrolle (S. 75). „Die 
einfachen schweren Gedankensünden und die einfachen schweren Tat- 
sünden wurden nicht notwendig öffentlich diszipliniert“ (S. 84), ja wohl 
am allerehesten von Augustin der geheimen Buße unterstellt. 

„Die Bußleistung selbst ist eine ligatura, die wie ein Verband- 
mittel auf die Wunde gelegt wird“ (8.81). An der in der Lehre der 
Theologen hinsichtlich der Bußdisziplin so oft als Gleichnis verwen- 
deten Auferweckung des Lazarus wie auch an den beiden andern bib- 
lischen Totenerweckungen wird das des näheren dargetan (8. 79 ff.). 
Auch bei der Würdigung dieser Stellen nach Augustin weicht Adam 
von Poschmann ab. Mir scheint, daß ersterer doch recht behält, 
wenn er sagt: „Der beherrschende Grundgedanke ist hier für Augu- 
stin der, daß der psychologisch begründeten Steigerung der Sünde 
auch eine Steigerung der Gnadenhilfen und damit der kirchlichen 
Mittel parallel geht“ (S. 83). Sehr gut weist er dabei auf Serm. 98,7 
hin, wodurch der unvollständigen Auslegung Poschmanns gegenüber 
jener Satz noch klarer gemacht wird. 

In Anknüpfung hieran kommt er schließlich noch auf den Sinn 
des ligare und solvere bei Augustin zu sprechen. „Augustin selbst 
gebraucht in Hinsicht auf die kirchliche Sündenvergebung das solvere 
in einem zweifachen Sinn. Das eine Mal besagt es ein unmittelbares 
Lösen vom Reat der Schuld, das andre Mal ein mittelbares“ (8. 87). 
Das erste geschieht durch den hl. Geist als den prinzipalen Träger 
der Sündenvergebung oder durch Heilige als Geistbesitzer (per se ip- 
sum vel per sanctos suos). Andrerseits vollzieht sich die Wirksamkeit 
des hl. Geistes und seiner Heiligen durch die kirchlichen ministri, so 
daß also auch diese lösen, aber sacramento solo durch eine actio cor- 
poralis. „So oft Augustin von dem ligare und solvere der ministri 
spricht, bat er nicht die innere Schuld, sondern die äußere kirchliche 
Bußverrichtung im Auge.. Er versteht unter dem ligare 
nichts anderes als die Auflage der Kirchenbuße* (S. 88). 
Das solvere der ministrı kann sich dann „unmittelbar nur auf die 
Lösung von den Banden der Kirchenbuße beziehen“. Bloß mittel- 
bar schließt es auch die Lösung von den Fesseln der Sünde ein. 
Das ist klar und unzweideutig. Es sind dieselben theologischen 
Gedanken über den Sinn und Inhalt des Bindens und Lösens in der 
Bußdisziplin, wie sie unter dem offenbaren Einfluß Augustins fort- 
dauerten bis in die Zeit der Hochscholastik. Ich verweise da nur, 
weil mir dies Material nahe liest, auf zwei deutliche Zeugmisse. 
Nach einer Absolutionsformel noch des 11. Jahrhunderts beruft 
sich der Priester auf die von Christus her überkommene Binde- 
und Lösegewalt und spricht dann: et secundum meum ministerium 
absolvo te ab omnibus iudiciis, quibus te pro peccatis tuis li- 
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gavi. Die iudicia sind zunächst die Richtersprüche des Priesters auf 
Grund der Bußbücher, dann im weiteren Sinn die arbiträren Bußen 
(vgl. meinen „Burchard“ 1905, 142£.). Und noch zu Beginn des 183. 
Jahrhunderts schreibt ein Cäsarius von Heisterbach in Anlehnung an 
die frühscholastische Theologie den Satz: Ligat sacerdos poeni- 
tentiam iniungendo (vgl. meinen „Cäsarius“ 1906, 86—92, bes. 92). 
Besser läßt sich Adams Darlegung der augustinischen Gedanken hin- 
sichtlich der Binde- und Lösegewalt nicht stützen als durch solche 
nicht mißdeutbare Belege noch einer späten Zeit, die repristinierend 
hier immer noch von Augustinus abhing. — 

Will man ein Gesamturteil über Adams neue Schrift von 1921 
abgeben, so darf es dahin lauten, daß er in allem Wesentlichen seine 
Stellung gegenüber Poschmann sehr gut behauptet hat. Meine Aus- 
stellungen betreffen nur Nebendinge. Seime früher schon verfochtene 
These, Augustinus habe ein geheimes Bußverfahren gehandhabt und 
so der sog. Privatbeichte die Wege geebnet, hat er nunmehr in den 
umstrittensten Punkten vertieft und ihr neuen Halt gegeben. Man- 
cherlei Unklarheiten seiner Schrift von 1917 sind jetzt beseitigt. Es 
ist gewiß keine Schande, wenn er sich verschiedene Male ungescheut 
zu „Retraktionen* verstand (S. 18; 371; 372; 57; 76). Vielleicht wäre 
es aber empfehlenswerter gewesen, er hätte mit seiner Gegenschrift 
noch gewartet, bis Poschmann auch den Rest seiner Entgegnung ver- 
öffentlicht gehabt hätte, den er ja bereits auf dem Titelblatt seiner 
Arbeit von 190 ankündigte. So wird Adam nicht umhinkönnen, 
noch einmal die Feder zu ergreifen. Unabhängig von allen Anschau- 
ungen für und wider die Privatbuße bei Augustinus mag man jedoch 
behaupten, daß es neben und nach der öffentlichen Buße schließlich 
doch zur geheimen Buße und zur Beichte kommen mußte. Die seel- 
sorgerlichen, praktisch-pädagogischen und psychologischen Bedürfnisse 
machten das früher oder später notwendig. Adam schneidet auch ein- 
mal (8. 69f.) die Frage an, ob der große Bischof von Hippo ganz allein 
„jenes private Bußverfahren übte, und er meint, ‚in den übrigen 
Sprengeln Afrikas bestand das geheime Verfahren wohl überhaupt 
nicht oder wurde nur von einzelnen Schülern und Freunden Augustins 
nachgeahmt“. Demgegenüber darf man aber keck zu schreiben wagen: 
überall, wo seeleneifrige und starke Persönlichkeiten wie der Heilige 
wirkten, mag man dieselben oder ähnliche Entwicklungen zur gehei- 
men Buße hin annehmen. Uns stehen eben zu wenig Quellen nament- 
lich über die seelsorgerliche Praxis wie für heute so um so mehr noch 
für ehedem zu Gebote, und den Spruch: quod non in actis, non in 
mundo haben die Juristen für ihre Zwecke geprägt; er gilt sicherlich 
nicht allgemein. Daß sich aber bei dem großen Kirchenlehrer aus 
der Menge seiner Schriften das private Bußverfahren wenigstens in 
örtlicher und persönlicher Beschränkung erweisen läßt, das dargelegt 
und bekräftigt zu haben, bleibt freilich Adams Verdienst. 

Bonn. A. M. Koeniger. 
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Alfred Schröder (o. Hochschulprofessor in Dillingen a.D.), 
Der Archidiakonat im Bistum Augsburg ($.-A. aus dem 
Archiv f. d. Gesch. des Hochstifts Augsburg, hgg. von 
A.Schröder VI. Bd.), Dillingen a. D. (Verlag ebendieses 

Archivs) 1921. 135 8. 8°. 


Es sind drei Jahrzehnte her, daß der Verfasser als Dissertation 
eine allgemeine Geschichte des Archidiakonats bis zum 11. Jahrhundert 
schrieb (1890). Die Aufgabe war in vieler Hinsicht schwierig und in- 
sofern verfrüht, als noch zu wenig Einzeluntersuchungen zur Sache 
vorlagen. Die später einsetzende Archidiakonatsforschung hat deut- 
lich gezeigt, wie gerade das Archidiakonatsamt so mannigfache Wand- 
lungen in den verschiedenen Diözesen durchgemacht hat, daß allge- 
meine Rückschlüsse nur mit größter Vorsicht gemacht werden dürfen. 
Schröder hat den Gegenstand seiner literarischen Erstlingsarbeit nie 
mehr ganz aus dem Auge verloren, sich aber nunmehr zur Hauptsache 
auf das Gebiet seiner Heimatdiözese Augsburg beschränkt, deren ge- 
schichtlicher Erforschung ja auch seit langem schon seine so erfolg- 
reiche wissenschaftliche Tätigkeit galt. „Reicher Stoff“, so sagt er 
selbst im Vorwort, „sammelte sich allmählich an, der zur Bearbeitung 
lockte, um so mehr als die langjährige und eingehende Beschäftigung 
mit den Quellen zur Geschichte des Bistums die Überzeugung reifen 
ließ, daß für den Archidiakonat im Bistum Augsburg weitere Quellen, 
die der Auffassung eine wesentlich andere Richtung geben würden, 
nicht mehr vorhanden sind.“ So hätte man in der Tat keinen taug- 
licheren Bearbeiter des Stoffes finden und wünschen können als 
gerade ihn. Dieses Bewußtsein leiht von vornherein schon seiner 
jetzigen ausgedehnten Untersuchung volles Ansehen und Gewicht. 


Seine Quellen waren zum guten Teil bisher ungedruckte und 
unbenutzte Materialien aus Archiven und Bibliotheken, namentlich 
aus dem Ördinariatsarchiv Augsburg. Die Mühewaltung bei deren 
Würdigung und Verwertung namentlich da, wo sie spärlich fließen 
und allzu spröde sind, war keine geringe, und sie erforderten die ganze 
Aufmerksamkeit und tastende Vorsicht eines gewiegten Kenners. Auch 
die zahlreiche neue und auch neueste Literatur ist herangezogen 
worden. Fast ganz mangelte freilich jene über den Augsburger Archi- 
diakonat im besonderen; es gibt nur mehr oder weniger brauchbare 
gelegentliche Bemerkungen hierüber. Und so ist Schröder auch zu- 
gleich der erste geworden, der nunmehr dem schwierigen, aber für 
die kirchliche Verfassungsentwicklung bedeutsamen Thema für die 
Diözese Augsburg ernstlich und mit allem Nötigen, namentlich auch 
mit kanonistischen Kenntnissen ausgerüstet, zu Leibe rückte. 


Es mag sich empfehlen, den Hauptinhalt und die Ergebnisse 
seiner Untersuchung im Überblick zu geben. Dabei ist nötig, in den 
grundlegenden Gedanken den Verfasser selbst ausgiebiger zum Wort 
kommen zu lassen. 
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Im I. Abschnitt geht er von einer Urkunde des Jahres 1143 als 
festem Punkt: aus. Ihr gemäß hat Bischof Walter von Augsburg den 
Stadtarchidiakonat ein für allemal mit dem Domdekanat in Per- 
sonalunion vereinigt. Beide Ämter, so sagt; Schröder, seien „verwandt 
und gleichartig“ gewesen; das hätte „lähmende Reibungen“ zwischen 
den Trägern beider zur Folge gehabt, denen man eben durch die Ver- 
einigung begegnen wollte (8.7). „Man wird (auch) nicht fehlgehen, 
wenn man die Vereinigung der beiden Ämter in Zusammenhang bringt 
mit der Auflösung des gemeinsamen Lebens der Domgeistlichkeit“ 
(1101); sie sollte den mit der Auflösung verbundenen Unzuträglich- 
keiten steuern und eine „feste und einheitliche Leitungsgewalt zur 
Wiederherstellung von kirchlicher Zucht und Ordnung“ sichern (S. 9). 
Der Name civitatis archidiaconus lasse darauf schließen, daß es „bereits 
längere Zeit eine Mehrzahl von Archidiakonen im Bistum Augsburg* 
gab; jedoch ursprünglich und bis ins 11. Jahrhundert hinein ist der 
Presbyterarchidiakon der Stadt der einzige Archidiakon des Bis- 
tums gewesen (8. 15). 

Schon zuvor begegnen zwar nicht dem Namen, aber der Sache 
nach Archidiakonen für die Diözese. Schröder verwendet hierfür den 
Ausdruck Verwaltungsarchidiakonat und handelt davon im 
1I. Abschnitt seiner Schrift. Die entsprechenden Verwaltungsorgane 
trugen den Namen archipresbyteri. Der Presbyterarchidiakon der 
Stadt war „Vertreter des Bischofs nicht nach westfränkischer Art in 
der Bistumsregierung, sondern in der Leitung des Dompresbyteriums. 
Zur Unterstützung in der Bistumsleitung schufen sich die Bischöfe ein 
eigenes Hilfsamt* (8. 21). Es sind die in der Vita Udalrici c.6 vor und 
mit den Dekanen erwähnten archipresbyteri. Sie seien, so legt der 
Verfasser dar, Mitglieder des Domklerus, nicht Vorsteher der alten 
Taufkirchen, deren Inhaber man wohl auch archipresbyteri (Groß- 
pfarrer) nannte (8. 23). Er schließt das bei dem Mangel an augs- 
burgischem Quellenmaterial aus gleichzeitigen Verhältnissen in den 
Nachbardiözesen Freising und Konstanz. Für erstere sind mehrere 
Domarchipresbyter bereits für das beginnende 9. Jh. zu erweisen; sie 
werden als missi episcopi bezeichnet, besonders beim Send als bischöf- 
liche Gehilfen und bei Traditionsgeschäften als Urkundspersonen ver- 
wendet; um 1000 bereits balten sie hier „selber regelmäßig Sendgericht* 
(S.25). Ähnlich liegen die Dinge im Bistum Konstanz. Zwar ist hier 
zunächst bis etwa 1000 nur von einem Archipresbyter als Stellvertreter 
des Bischofs die Rede; allein die (ca. 1030 verfaßten) Casus s. Galli 
lassen doch schon mehrere Archipresbyter als Mitglieder des Domklerus 
erkennen. So kann man denn vergleichsweise sagen: auch die in der 
Vita Udalriei genannten Archipresbyter sind bischötliche Stellvertreter, 
die selber — da nach der Vita der Bischof nur alle vier Jahre zum 
Send ausging — etwa in der Zwischenzeit Send hielten. „Sie waren 
ferner betraut mit der Aufsicht über die Geistlichkeit“, „und jedenfalls 
in dem zuletzt genannten Pflichtenkreis ... . amteten sie bereits mit 
Selbständigkeit“ (8. 28). 
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Nun bestehen zwischen dem Landarchipresbyterat und dem 
archidiakonalen Archipresbyterat ohne Zweifel Beziehungen, 
wenn auch nur mittelbarer Art (8. 30). „Genau das nämlich, was wir 
als Wirkungskreis dieser Domarchipresbyter in Freising, Konstanz und 
Augsburg in bezug auf den Landklerus für die Zeit um 1000 feststellen 
konnten, hatte vordem zum Geschäftsbereich der Landarchipresbyter 
in ihren Sprengeln gehört* (S. 32). „Kein Zweifel also,“ so schließt 
wieder Schröder, die „Landarchipresbyter sind hinsichtlich der ihnen 
zufallenden Verwaltungsaufgaben die Vorgänger der Domarchipresbyter 
jüngerer Ordnung“ (S. 34), letztere der ersteren Nachfolger und Erben. 
„Seit dem 9. Jh. beginnen Domarchipresbyter an die Stelle der nun 
rasch verschwindenden Landarchipresbyter zu treten; an sie fielen deren 
Aufgaben in der Leitung des Klerus und — zeitgemäß verändert und 
erweitert — in der Aufrechterhaltung der christlichen Volkszucht* 
(8.34). Den Anstoß hierzu gab der Kampf der Bischöfe gegen das 
Eigen kirchenwesen. „Sie zogen in Süddeutschland zunächst die 
Landarchipresbyter oder Großpfarrer als Gehilfen und ausführende 
Örgane heran“ (8.37). Dann aber galt es die Kräfte an der „Aus- 
gangs- und Zentralstelle zu sammeln, zumal der Landarchipresbyterat 
immer inhaltloser wurde durch die Entstehung zahlreicher eigenrecht- 
licher Kirchen, die die Pfarrechte an sich zogen ($8. 38): die Bischöfe 
schufen das Amt der Archipresbyter am Dom. „Und sie vor allem 
hatten auch die Rechte des Bischofs und der Kirchen gegen die An- 
sprüche und Eingriffe der Eigenkirchenherren geltend zu machen und 
zu wahren. Deutlicher noch tritt das alles hervor seit dem 12. Jh. in- 
folge der Mehrung der Quellen; aber da führen die Archipresbyter be- 
reits den Titel Archidiakonen“ (8.39 £.). Zusammenfassend sagt Schröder: 
„In den genannten deutschen Bistümern also und vorab in Augsburg 
bildete der Landarchipresbyterat den Ausgangspunkt für den 
Domarchipresbyterat jüngerer Ordnung und damit auch für 
den Verwaltungsarchidiakonat; der Zusammenhang ist ein ent- 
wicklungsgeschichtlicher und sachlicher, und vornehmlich wegen dieses 
inneren Zusammenhangs überkommen hier dıe Träger des archidiakonalen 
Amts auch den Namen Archipresbyter“ (S. 40). „So entstand der Ver- 
waltungsarchidiakonat im Bistum Augsburg während des 9., vielleicht 
und spätestens im 10. Jahrhundert als Domarchipresbyterat jüngerer 
Ordnung durch Verpflanzung landarchipresbyteraler Verwaltungsauf- 
gaben in einen neuen Boden“ (S. 41). 

Allerdings ist von den neuen Domarchipresbytern in den sehr 
spärlich fließenden Augsburger Quellen in der Zeit von etwa 1000 bis 
1120 nie mehr die Rede. „Seit 1121 aber treten wiederholt gleichzeitig 
mehrere Kanoniker mit dem Titel Archipresbyter hervor* (S. 41). Sie 
wechseln aber bereits auch beliebig diesen Titel mit dem anderen 
der Archidiakonen. Der klangvoll gewordene Titel wird übernommen, 
während es freilich anderwärts gerade umgekehrt geht (S. 43). Doch 
ist noch bis ins 13. Jh. hinein ein Tıtelwechsel für die Augsburger 
Diözese nachweisbar. „Als dann nach mehr als 100 jähriger Pause der 
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Titel Archipresbyter oder verdeutscht Erzpriester wieder hervortritt, 
erscheint er ganz losgelöst vom Archidiakonat; sein Träger ist der 
Dompfarrer“ (S. 44 Anm. 72). 

Der Titel Archipresbyter weist darauf hin, daß das hierdurch be- 
zeichnete archidiakonale Amt in Augsburg nicht vom Westfrankenreich 
her übernommen wurde; man würde sonst doch wohl auch die Titulatur 
übernommen haben. „Nicht durch Übertragung von dorther ist der 
Verwaltungsarchidiakonat in diesen (unseren) Gegenden eingeführt 
worden; sondern infolge ähnlicher Bedürfnisse ist er in der Form des 
Domarchipresbyterats jüngerer Ordnung autochthon entstanden im An- 
schluß an den untergehenden Landarchipresbyterat, von dem er den 
Namen lieh“ (8. 44). 

Der III. Abschnitt der Untersuchung betitelt sich Amtsstatistik; 
‚ der Ausdruck paßt allerdings nicht für alles darin Behandelte. In der 
Höchstzahl sind für die Augsburger Diözese 1258 acht Archidiakonen 
bezeugt, doch ist die Sache nicht ganz sicher (8. 46). Mählich mindert 
sich die Zahl; gewöhnlich werden vier aufgeführt. Seit Mitte des 
14. Jahrhunderts aber werden sie überhaupt immer seltener genannt 
außer dem Domdekan-Archidiakon. Im J. 1418 erscheint außer ihm 
noch einer im Amt, der noch 1442 bezeugt ist (S.46f.). :Was die 
Archidiakonatsbezirke anbelangt, so findet man für Augsburg solche 
erst 1128 mittelbar dadurch bezeugt, daß von archidiaconi loci oder 
ähnlich die Rede ist. Die erst für die zweite Hälfte des 15. Jahr- 
hunderts vorhandenen Verzeichnisse der Amtsbezirke des Bistums 
kennen 4 Archidiakonatssprengel, den der Stadt Augsburg mitsamt 
den Pfarreien des Archidiakonats Augsburg, dann Schwaben, Bayern 
und Ries; nur die drei letzteren werden noch weiterhin in Dekanate 
eingeteilt. Soweit es bei dem mangelhaften Überlieferungsmaterial 
überhaupt möglich, bestimmt Schröder mit ausgezeichneter Sachkennt- 
nis den ungefähren Umfang der einzelnen Archidiakonate. Stammes- 
grenzen (Schwaben, Bayern) wie solche geographischer Art (Ries) waren 
maßgebend für die Einteilung, Ohne Zweifel haben aber fıüher, wenn 
man die 8-Zahl von Archidiakonen berücksichtigt, noch mehr Sprengel 
bestanden. Insbesondere für den Bezirk Schwaben, „der ja das lang- 
gestreckte Gebiet zwischen Iller und Lech, von der Donau bis nach 
Tirol umfaßte, wird man mehrere Sprengel für die frühere Zeit anzu- 
nehmen haben. Auch auf das vielbehandelte Verhältnis von Gau und 
Archidiakonat kommt der Verfasser zu sprechen: die Archidiakonate 
der Diözese Augsburg haben die Gaugrenzen häufig durchschnitten (8.53). 

Das Archidiakonatsamt galt wie auch überall anderwärts als 
Dignität oder Prälatur (S.57). Die Inhaber legten sich, wie gleich- 
falls in andern Diözesen, seit dem 13. Jh. den Titel, Dei gratia bei (8. 57 
A.23 und S. 104 A. 14). Nur mit einer Stelle war das Archidiakonats- 
amt bleibend verknüpft, mit der des Domdekans; die anderen Archidiako- 
nate hatten Stiftspröpste, Domscholastiker, Vicedomini, ja ersatzweise 
sogar Pfarrer jeweils verliehen bekommen. Die Verleihung geschah durch 
den Bischof, und zwar in Form der Investitur mittelst, Ring (8. 60). 
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In Abschnitt IV umschreibt Schröder den Amtskreis der Augs- 
burger Archidiakonen. Vor allem übten und besaßen sie Gerichts- 
barkeit in ihren Sprengeln, d.h. sie hielten den Send ab. Vernach- 
lässigt durch die Archidiakonen selbst und beeinträchtigt durch die 
Ausbildung der weltlichen Gerichte erlosch derselbe aber im Bistum 
Augsburg schon frühzeitig, wohl bereits um 1300 (8. 67). 

Hinsichtlich des weiteren Inhalts der Jurisdiktionsgewalt der 
Archidiakonen ist bemerkenswert, daß der Domdekan nicht bloß die 
streitige, sondern auch freiwillige Gerichtsbarkeit über den Klerus 
seines Archidiakonats besaß; das hing offenbar mit seinem Archidiakonat 
selbst zusammen. Für die übrigen Archidiakonen mangeln in dieser Hin- 
sicht Quellen. Man wird aber den allgemeinen Schluß ziehen dürfen, 
daß wohl jeder der Archidiakonen eine ebensolche doppelte Gerichts- 
barkeit innehatte (S. 68). „Doch darf man annehmen, daß alle wich- 
tigeren Fälle der streitigen Gerichtsbarkeit sachlicher Art im Bistum 
Augsburg stets vor dem Bischof und dem bischöflichen Gerichtshof ver- 
handelt wurden“ (8. 69£.). 

„Über die Zuständigkeit der Archidiakonen in Strafsachen der 
Geistlichen und Laien und über den Umfang ihrer Strafgewalt fließen 
die Quellen recht spärlich, da kein Augsburger Sendweistum erhalten 
ist“; immerhin gibt die Vita Udalricı einige Anhaltspunkte, und im 
allgemeinen wird man auf die Gepflogenheiten in anderen Diözesen in 
diesem Punkte verweisen dürfen. Unzweifelhaft aber besaßen auch die 
Augsburger Archidiakonen Disziplinargerichtsbarkeit über den Klerus. 
Jedoch „archidiakonale Gerichtshöfe, wie in vielen anderen 
deutschen Bistümern gab es in Augsburg kaum jemals“ (S. 71). 

Nach der Gerichtsbarkeit spielte die Verwaltungstätigkeit 
der Archidiakonen in ihren Sprengeln eine Rolle. Ihnen oblag ganz 
vornehmlich die Beaufsichtigung und Leitung der Landgeistlichkeit. 
Dazu gehörte deren Visitation am Ort (auf oder außer dem Send). „Der 
Landdechant ist erst im späteren Mittelalter allmählich in diese Auf- 
gaben hineingewachsen‘“ (8. 75£.), Auch Archidiakonatssynoden hielten 
sie am Sitz des Archidiakonats ab (8. 77). Die archidiakonale Ver- 
waltungstätigkeit begriff auch die Einweisung der Geistlichen in deren 
Dienst in sich, sei es daß die Archidiakonen selbst oder Stellvertreter 
(Landdekane) diese vornahmen; beim Domdekan als Archidiakon kam 
auch die Übertragung selbst der cura bei Pfründen domkapitelscher 
Kollatur und einigen Pfründen seines Archidiakonats hinzu, was offen- 
bar auf sein Dekanatsamt bzw. auf das Eigenkirchenwesen zurückging. 
Auch bei Festsetzung der Congrua der Pfründeinhaber wirkten die 
Archidiakonen mit (S. 85). Sie führten auch eine Art Oberaufsicht 
über das Pfarrkirchengut (S. 87). Ihre Verwaltungstätigkeit umschloß 
endlich, wie auch in den anderen Diözesen, das Recht der Prüfung und 
Bestätigung von Testamenten der Geistlichen (S. 85). 

Die Archidiakonen nahmen auch teil an der Zentralregierung 
der Diözese, doch in der Hauptsache nur als Berater und Gutachter 
des Bischofs oder als Zeugen seiner Amtshandlungen. Das geschah 
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auf den Synoden und bei Vollzug wichtiger Geschäfte, namentlich 
solcher vermögensrechtlicher Art. Sie waren Vermittler bischöflicher 
Aufträge und Verordnungen, Beisitzer des bischöflichen Gerichtshofs. 
Bei dieser Gelegenheit kommt der Verfasser auf das bischöflich augs- 
burgische geistliche Gericht zu sprechen und stellt fest, daß es 
als Gerichtshof mit Beisitzern bereits 1130 nachweisbar ist, zunächst 
unter dem Vorsitz des Bischofs selbst, dann etwa seit 1260 unter 
einem eigenen, von diesem ernannten Offizial mit Schöffen und 
juristisch gebildeten Geistlichen (8. 91f). „Was zu dieser Neuerung 
geführt hat, ist nicht überliefert; jedenfalls stand sie im Zusammen- 
hang mit der Ausbildung des Beamtenstaats. Daß sie zur Eindämmung 
der arch'diakonalen Gewalt geschaffen worden wäre, hat sehr geringe 
Wahrscheinlichkeit für sich* (8. 92). 

Die Einnahmen der Archidiakonen als solcher bestanden im 
Servitium (Verpflegungsanspruch vor allem beim Send, wohl auch bei 
der Visitation), das im Laufe des 13. Jhs. zur ständigen Abgabe wurde; 
im Cathedraticum (Stuhlgeld; jährliche Abgabe der bepfründeten Geist- 
lichen wenigstens an den Domdekan-Archidiakon, die übrigen Archi- 
diakonen hatten wahrscheinlich nur einen Teil davon); im Mortuarium 
(Nachlaßsteuer für alle Sterbefälle untergebener Geistlicher); in Ge- 
bühren (Gerichtsgefälle, Strafgelder, Siegelung). „Erheblich waren die 
Einkünfte insgesamt wohl nie; sonst hätte sich das Domkapitel kaum 
so leicht mit der Beseitigung der Archidiakonate abgefunden, wie es 
dem Anschein nach der Fall war“ (S. 99). 

Der V. Abschnitt beschäftigt sich mit dem Charakter der archi- 
diakonalen Jurisdiktion. Hier gelangt Schröder zu dem sehr be- 
deutsamen Ergevnis: „Gefährlich war die archidiakonale Jurisdiktion 
der bischöflichen Befehls-- und Amtsgewalt im Bistum Augsburg 
nicht. Zu allen Zeiten gab es Archidiakonen, die Vertrauensmänner 
der Bischöfe waren, nie treffen wir sie als deren Widersacher oder als 
vordringliche Konkurrenten der bischöflichen Jurisdiktion. Nicht das 
geringste verlautet von Eingriffen der Archidiakonen in die Macht- 
befugnisse des Bischofs, und auch Bedrückungen ihrer Untergebenen 
durch Überspannung der Amtsgewalt oder durch übermäßige Leistungs- 
forderungen werden nicht gemeldet“ (8. 102). Um eine iurisdicetio 
propria et ordinaria handelte es sich nur bei den im engeren Sinn 
sogenannten iura archidiaconalia, worunter der Rechtsanspruch auf 
Sachleistungen der Pfründeinhaber im Gefolge von Send und Visitation 
zu verstehen ist (S. 103£.).. Hierauf gründet die Selbstbezeichnung 
der Archiıdiakonen Dei gratia, divina miseratione. „Davon“, fährt 
Schröder in seinen Gedankengängen fort, „kann indes keine Rede sein, 
daß der Klerus unter der alleinigen Jurisdiktion des Sprengelarchi- 
diakons gestanden hätte. Immer behielt sich der Bischof das oberste 
Aufsichtsrecht und die oberste Leitungsgewalt vor“ (S. 105). Man wird 
das „zuletzt doch auf dıe kraftvolle Leitung des Bistums durch die 
Mehrzahl der Bischöfe zurückzuführen haben“. „Der immerhin noch 
mäßige Umfang des Bistums kam ihnen dabei ebenso zustatten wie 
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die mäßige politische Bedeutung des Hochstifts, die es ihnen ermög- 
lichte, das Augenmerk auf die Bistumsregierung gerichtet zu halten. 
Auch auf den lässigen gutmütigen Volkscharakter, dem herrschgewaltige 
Begabung und Neigung im allgemeinen fremd sind, darf hingewiesen 
werden* (S. 106). : 

Soweit die Gewalt der Archidiakonen als eine ordentliche und 
selbständige in Frage steht, beruhte sie nicht auf einer Bannleihe, wie 
das für anderwärts nachgewiesen ist, sondern auf Mandat. Ferner 
hat „zur inneren Festigung der, Selbständigkeit dann sicher die 
lehensrechtliche Theorie beigetragen; aber sie hat nicht mit 
einem Schlag das Wesen des Amts umgestaltet, sondern allmählich 
die Auffassung vom Amt in ihren Bann gezogen und im Verein mit 
den äußeren Verhältnissen die mandatarische Amtsgewalt zu einer 
selbständigen und lehenrechtlich bestimmten Jurisdiktionsgewalt aus- 
gebaut, eine Entwicklung, die sich von 950 bis 1050 vollzog* (S. 109). 

Der VI. Abschnitt schildert den Niedergang des augsburgischen 
Archidiakonats. Für anderwärts geltenden Anschauungen oder For- 
schungsergebnissen gegenüber hebt Schröder geflissentlich hervor, daß 
„im Bistum Augsburg überhaupt keine deutliche oder irgendwie be- 
deutsame Spur eines Kampfes der Bischöfe gegen die Archidiakonen*® 
festzustellen sei. „Das Amt starb eines ruhigen und natürlichen Todes*® 
(S. 110). Der Zweck nämlich, zu dem es zunächst geschaffen war, die 
Bekämpfung des Eigenkirchenwesens, war seit der 2. Hälfte des 12. 
Jh.s erfüllt. Jetzt konnten die Landdekane wieder wie ehedem die 
Landarchipresbyter die weiteren Aufgaben leisten (S. 110f.). Dazu 
kam, daß die Augsburger Domherren meist aus dem höheren und 
niederen Adel stammten und sich deshalb nicht mehr persönlich den 
Pflichten ihres Amtes unterziehen wollten (S. 11lf.). Archidiakonale 
Offiziale als Stellvertreter der Archidiakonen lassen sich für die Diözese 
Augsburg nicht nachweisen; aber den Landdekanen übertrugen oder 
überließen diese viele ihrer Geschäfte. So wurde das Amt innerlich 
entwertet (8. 114). Das geschah spätestens seit Mitte des 13. Jh.s; 
die Bistumssynode von 1321 gedenkt der Archidiakone gar nicht mehr. 
Es ist vielleicht überhaupt in der frühzeitigen Ausgestaltung des Land- 
dekanats im Bistum Augsburg einer der Gründe zu suchen, weshalb 
hier der Archidiakonat nie zu hervorragender Machtstellung gelangte. 
Als um die Mitte des 14. Jhs das Amt eines Generalvikars eingeführt 
wurde, bildete die archidiakonale Macht längst kein Gegengewicht 
mehr (8. 119). „Vom Domdekan abgesehen ... gab es seit Mitte des 
14. Jh.s im Bistum Augsburg keine Sprengelarchidiakonen mehr® 
(8. 118 £.). 

So befaßt sich denn schließlich der VII. Abschnitt noch mit den 
Schicksalen des Domdekans als Archidiakon und kehrt so 
sinngemäß zum Ausgang des 1. Abschnitts zurück. Beide Ämter blieben 
vereinigt von 1143—1841. Die Geistlichkeit des Stadtarchidiakons 
hatte sich 1603 wie ein eigenes Dekanat mit einem Kämmerer und 
zwei Assistenten konstituiert und 1604 dem Zug der Zeit entsprechend 
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zu einer religiösen Bruderschaft zusammengetan. Im Jahre 1809 schied 
der Stadtklerus bei Organisation der Stadtpfarreien in Augsburg selbst 
aus; er war in dem neugebildeten, dem Dompfarrer übertragenen 
Stadtdekanat vereinigt worden; doch hielt er noch bis 1886 die 
Fortbildungskonferenzen gemeinsam mit dem Archidiakonatsklerus und 
unter dem Vorsitz des Archidiakons. Im Jahre 1827 wurde auch für 
das Stadtarchidiakonat ein Dekan unter dem nachmaligen (seit 1830) 
Titel Prodekan gewählt. „Immer noch blieben wichtige Rechte, wie 
die Vornahme der Visitationen, dem Archidiakon vorbehalten; doch 
unterschied sich nach außen hin der Pflichtenkreis des Domdekans als 
Archidiakon kaum irgendwie von dem eines Landdekans“ (8. 128). 
Erst 1886 wurden dem Prodekan alle Aufgaben eines Landdekans zu- 
geteilt; zugleich ward er für den amtlichen Verkehr unmittelbar an 
die oberhirtliche Stelle verwiesen, der Archidiakon auf die Oberauf- 
sicht über die Geistlichkeit des Sprengels beschränkt. „Mit Wirkung 
vom 1. Januar 1891 an wurde sodann der Archidiakonatsbezirk förmlich 
in ein Landkapitel umgewandelt unter der Benennung, Land- 
kapitel des ehemaligen Archidiakonatsbezirks’“ (8.128). Die Leitung 
erhielt nunmehr ein wirklicher Dekan, ein Kammerer und ein 
Assistent, wie das sonst der Verfassung der Landkapitel in der 
Diözese Augsburg entsprach. Auf 1. Januar 1898 erfolgte noch die 
Umbenennung einfach in „Landkapitel Augsburg“. Die alte Verbindung 
zwischen Domdekanat und Archidiakonat war unterdessen bereits 1841 
gelöst worden, da sich der damalige Bischof Richarz durch das 
bayerische Konkordat von 1817 für ermächtigt erachtete, über die 
Verteilung der Ämter, soweit dies im Konkordat nicht anders bestimmt 
‚war, frei zu verfügen. Dies war hinsichtlich des Dekanatsamtes als 
solchen der Fall, nicht aber hinsichtlich des bisherigen Annexes des- 
selben, des Archidiakonats. Letzteres erhielt damals der Generalvikar 
übertragen, späterhin der eine oder andere Domherr, meist, wie auch 
derzeit, der Dompfarrer, dem als Archidiakon nur mehr einige 
liturgische Funktionen (am Gründonnerstag und bei Ordinationen), 
wie dies in alter Weise das römische Pontifikale noch vorschreibt, als 
Verpflichtung, aber keinerlei Einnahmen aus diesem seinem Titel 
verblieben sind. 

Als Anhang fügt Schröder eine „Liste der Archidiakonen 
(Archipresbyter) im Bistum Augsburg“ bei, leider ohne Quellenbelege, 
deren Aufzählung allerdings zu umständlich und — papierraubend ge- 
wesen wäre. — 

Schon im allgemeinen besehen ist die Schrödersche Untersuchung 
über den Augsburger Archidiakonat eine ganz vortrefflliche, ausgereifte 
und dankenswerte Arbeit. Ein anderer als er hätte überhaupt nicht 

 vermocht, in soleh weitem Umfang und bis ins kleinste hinein das 
Quellenmaterial ausfindig zu machen. Daß er vergleichsweise immer 
wieder auch die einschlägigen Zustände in anderen Diözesen berück- 
sichtigt hat, gibt seiner Darstellung einen festen Hintergrund. Wenn 
häufig freilich mit einem „möglich“ oder „wahrscheinlich“ geschlossen 
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werden mußte, so ist die auffallend schlechte Quellenlage, zumal für die 
Frühzeit, daran schuld. Im besondern scheinen mir die Abschnitte 
11 —VII, also der Hauptteil des Ganzen, sehr wichtige neue und 
unanfechtbare Ergebnisse zu enthalten. Ich weise vor allem hin auf die 
Feststellungen bezüglich der Sprengeleinteilung, des Fehlens von archi- 
diaconi nati (mit Ausnahme des Domdekans), der archidiakonalen Ge- 
richtsbarkeit, besonders des Sends, der Gründe, warum das Archidiakonat 
in der Diözese Augsburg sich kaum recht auswirken konnte und früh schon 
fast gänzlich ohne einen Kampf zwischen Bischof und Archidiakonen 
einging, der Rechtsgrundlage der archidiakonalen Gewalt, der späteren 
und neuzeitlichen Schicksale des Stadtarchidiakonats. Auch Neben- 
ergebnisse und manche gelegentlichen Bemerkungen sind nicht ohne 
Belang, namentlich für den Spezialforscher. Es sei nur aufmerksam 
gemacht auf den Ausdruck „Quartkirchen“ (8. 63 u. 98) als Bezeichnung 
für Urpfarreien, von denen der Bischof seine Quart der Einkünfte 
bezog, auf den Hinweis, daß archidiakonale Gerichtshöfe mit Offizialen 
und Beamten für die Augsburger Diözese aus den Quellen nicht zu 
ermitteln sind und also auch kaum vorhanden gewesen sein werden 
(S. 71 u. 113), auf die Notiz über den bischöflichen Gerichtshof und 
dessen Offiziale (91f.), auf die Feststellung, daß das Mortuarium als 
Nachlaßabgabe an die Archidiakonen nicht bloß Intestatverlassenschaften, 
sondern alle Sterbefälle untergebener Geistlicher umfaßte (S. 97), auf 
die Bemerkung, daß bannus im Augsburgischen nie zur Bezeichnung 
der archidiakonalen Gewalt gebraucht worden sei (S. 108), auf die Er- 
wähnung des Landdekanats im Augsburgischen (erstmals 1216; 8. 75 
A.43 u. 116). Das alles sichert der Arbeit Schröders bleibenden Wert. 

Indes, so aufschlußreich und fördernd sie in all dem ist, so scheint 
sie mir doch besonders in den beiden ersten, grundlegenden Abschnitten 
nicht unanfechtbar zu sein. 

Das Absonderliche in der Diözese Augsburg war, daß dort alle 
Archidiakonate schon frühzeitig eingingen mit Ausnahme des einen, 
nämlich jenes des Domdekans. Es allein überdauerte die Jahrhunderte, 
verblaßte allerdings immer mehr, bis es schließlich Schein und Schemen 
wurde. Der Verfasser geht zur Klärung des besonderen Falls von der 
Unionsurkunde des Jahres 1143 aus und findet auf Grund derselben, 
wie gesagt, daß beide Ämter, das des Stadtarchidiakons und das des 
Domdekans „verwandt und gleichartig* gewesen seien und daß dies 
lähmende Reibungen zur Folge gehabt hätte (8.7). Ich kann von 
beidem in jener Urkunde mit dem besten Willen nichts entdecken. 
Die Worte: ut... altera (dignitas) alteri suffragetur et suceurrat, aus 
denen wohl Schröder hauptsächlich — oder vielleicht aus anderm — 
den Schluß auf Verwandtschaft der beiden Ämter zieht, lassen sich 
auch sehr gut ohne Annahme einer solchen verstehen, und das sine 
disceptatione vor ihnen ist viel zu blaß, als daß man Reibungen in 
der Vergangenheit daraus ablesen könnte, vielmehr wird es auf die 
Zukunft gehen: keines der beiden Ämter soll nach geschehener Personal- 
union dem anderen Eintrag tun; hierauf weist denn auch die Urkunde 
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selbst gleich nachher hin, wenn sie sagt, die künftigen Inhaber beider 
dürften nicht über dem Archidiakonat das Dekanat vernachlässigen. 
Das Archidiakonatsamt war eben nach außen repräsentabler und ohne 
Zweifel auch einträglicher; setzt doch die Urkunde selbst den labor 
der 'Dekanie dem honor des Archidiakonats und dementsprechend das. 
offieium dem beneficium entgegen. Ja, sie spricht von cupiditas, durch 
die einer sein wahres Innere verrate. Schröder legt auf diesen Sinn 
der betreffenden Wendungen der Urkunde viel zu wenig Gewicht. Als 
Grund der Union wird freilich im Urkundenwortlaut die Stärkung der 
Autorität des Domdekans geflissentlich betont und nur so nebenbei 
von gratia et consolatio für ibn gesprochen, was der Verfasser auch 
selbst wenigstens anmerkungsweise (8. 6°) auf Einkünfte und Bezüge 
deutet. Gerade dieser Punkt aber wird der tiefere Grund zur Union 
gewesen sein, wie derselbe ja ebenso in allen anderen Diözesen damals 
zu solcherlei Unionen geführt hat. Mir kommt überhaupt so vor, als 
ob der Verfasser die bekannten Warnungen, bei Erforschung der 
Archidiakonate in den einzelnen Diözesen keine unvorsichtigen Ver- 
allgemeinerungen zu machen, zu sehr beachtet und nun das andere 
Extrem nicht vermieden hätte, allzuviele Eigentümlichkeiten in der 
Diözese Augsburg zu sehen. 

Dem Dekan stand in alter Weise die Aufsicht nach innen, die 
Leitung des Gottesdienstes innerhalb des Presbyteriums und alles damit. 
Zusammenhängende zu; Schröder selbst weist dafür auf eine Urkunde 
von 1029 (S.8) hin. Wurde er nun zugleich Archidiakon, so ward 
hierdurch dieses sein Amt finanziell und ideell „gestärkt“, wie jene 
Unionsurkunde von 1143 besagt (robur acquirat), und damit die ur- 
sprüngliche und eigentliche Aufgabe des Dekans als solchen, die 
Wahrung der canonica disciplina et claustralis religio, gefördert. Die 
Wiederaufrichtung der vita canonica am Augsburger Dom war ohne 
Zweifel auch ein Zweck der Ämterunion, und er wurde mit dieser er- 
reicht. Das lief aber neben und mit dem archidiakonalen Amt. 

So bedarf es keines Nachweises (S. 10—12), daß der Archidiakon 
nach Chrodegangs Regel und demgemäß auch in der Diözese Augsburg, 
wo sie befolgt wurde, u. a. mit der Leitung der Kongregation der Dom- 
geistlichkeit betraut gewesen sei. Derselbe hatte hier sicherlich damals 
keine anderen Aufgaben als in den übrigen Diözesen auch. Und ein 
solcher ist der in der Urkunde von 969 genannte Archidiakon (S. 16). 
Die Bezeichnung als „Presbyteriumsarchidiakon“ entspricht also der 
Sachlage nicht und verengert unnötig den allgemeinen Begriff. Wenn 
die Quellen der Zeit — was ja auch Schröder wohl berücksichtigt 
(S. 18) — vom bischöflichen Archidiakon und seinem Wirken in Augs- 
burg so wenig oder vielmehr gar nichts zu berichten wissen, so be- 
weist dieses argumenftum e silentio nichts gegen sein tatsächliches- 
Vorhandensein und seine allgemeinen üblichen Aufgaben. Und Personal- 
unionen des archidiakonalen Amtes gerade mit dem des Domdekans, 
nicht des Dompropstes, kamen auch anderwärts vor, so in Bamberg 
und Eichstätt, was Schröder übersieht; dann müßte ja auch hier der 
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Archidiakon andere als die regelmäßigen Aufgaben gehabt haben, was 
nicht nachgewiesen werden kann. 

Nun weiß man freilich weiterhin in der Diözese Augsburg von 
Beamten, die auch archidiakonale Aufgaben hatten, jedoch die Be- 
zeichnung Archipresbyter führten. Die Sache hat ihre Richtig- 
keit und ist vom Verfasser genugsam erhärtet worden. Er nennt diese 
Archipresbyter im Gegensatz zu dem einen Presbyteriumsarchidiakon 
„Verwaltungsarchidiakonen®. Wenn er aber in den archipresbyteri 
der Vita Udalrici c. 6 solche sehen will, so scheint mir das nicht 
stichhaltig zu sein trotz seiner Ausführungen 8. 23?! und 31°®. Hauck 
wird immerhin recht haben, in der Wendung archipresbyteri et decani 
beide Ausdrücke als synonym zu nehmen; das et ist wahrscheinlich aus 
einem i.e. (i mit zwei Punkten) später für ein et verlesen worden. 
Es stand dann die Sache wie bei Regino (trotz der Bemerkung bei 
Schröder am Schluß der Anm. 38 $S. 31), der ja in Augsburg, wie der 
Verfasser S. 75 erwähnt, kein Unbekannter war und offenbar dort auch 
in seiner Anweisung für Abhaltung des Sends befolgt wurde (vgl. Vita 
Udalriei ce. 6, bei Schröder die Stelle 8. 21). Denn wie hätten die 
Domarchipresbyter trotz ihrer auf den Visitationen gewonnenen Kennt- 
nisse so sehr lokalkundig sein sollen, daß sie dem Bischof anzugeben wuß- 
ten, an welchen Orten, laut Vita Ud., er möglichst frei von mundana 
concilia, von „weltlichen Geschäften“ (nicht Laiensend, wie Schröder 22? 
meint) sei, damit er sich ganz der Klerikervisitation widmen konnte? 
Diese archipresbyteri der Vita müssen Landarchipresbyter ge- 
wesen sein, wie denn auch sie samt den optimi aus dem übrigen Land- 
klerus über alle jene Punkte gemäß der Vita befragt wurden, die nur 
Ortsansässige zu wissen vermochten. Fällt so die Beweisstelle der 
Vita für Domarchipresbyter auch weg, so bleibt doch bestehen, daß es in 
Augsburg so gut wie in Freising, damals bereits eine Mehrzahl von Archi- 
presbytern gegeben haben muß, dıe mit dem Geschäftskreis der Archi- 
diakonen betraut waren. Aber zwischen dem Landarchipresbyterat und 
den Domarchipresbytern bestand sicherlich kein entwicklungsgeschicht- 
licher Zusammenhang, was gegenüber den Darlegungen von Schröder 
S.30ff. zu betonen ist. Insbesondere haben die letzteren unmöglich 
ihre Bezeichnung von ersterem oder den Großpfarrer-Archipresbytern 
überkommen. Der Verfasser übertreibt S. 35£. den Einfluß des Eigen- 
kirchenwesens, der ja überall in gewissen Umfang vorhanden war, und 
also auch zu gleichen Neubildungen hätte führen müssen, viel zu sehr, 
— auch die Note 43 8. 35 bedarf der Einschränkung — wenn er hierin 
den Anstoß für das Abkommen der Landarchipresbyter und das Auf- 
kommen der Domarchipresbyter in der Augsburger Diözese erblicken 
will; im besonderen erscheint das 8. 38£. Gesagte als bloße Konstruktion, 
die zu schön ist, als daß sie richtig sein könnte. Daß bereits im 
8. Jahrhundert die meisten deutschen Stämme als christianisiert gelten 
konnten, ist gleichfalls zuviel gesagt. Das Amt der Landarchipresbyter 
oder Großpfarrer war grundsätzlich verschieden von dem der Dom- 
archipresbyter jüngerer Ordnung. Wenn es sich auch äußerlich in 
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mancher Hinsicht — vom örtlichen Kompetenzbereich ganz abgesehen 
— mit den Funktionen des ehemaligen einen Domarchipresbyters deckte, 
so treten doch die mehreren Domarchipresbyter, ja auch bereits der 
eine Domarchipresbyter, wann und soweit er vom Bischof zum Außen- 
dienst herangezogen wurde, mit einer innerlich so grundverschiedenen, 
weil Visitation und Gerichtsbarkeit und jeweiligen oder dauernden 
Auftrag des Bischofs einschließenden Tätigkeit auf, daß an eine fort_ 


‚ laufende, entwicklungsmäßige Linie nicht gedacht werden kann. Und 


. wie hätten sollen die Domarchipresbyter jüngerer Ordnung ihren 


- 


Namen erst von den unterstellten Organen übernehmen, da doch viel 
näher lag, daß sie ihn einfach von dem einen Domarchipresbyter 
überkamen? 

Statt einläßlicherer Ausführungen, die hier unmöglich gegeben 
werden können, möchte ich nur kurz noch darlegen, wie der Ent- 
wicklungsgang der Dinge für Augsburg der Quellenlage nach 
gewesen sein muß. 

Wie allüberall so bestand hier zunächst das Amt eines Dom- 
archidiakons neben dem eines Domarchipresbyters. Für 
den Bezirk der Stadt und ihr sicherlich immer schon mehr bevölkertes, 
vornehmlich nach Westen, Süden und Norden liegendes Gebiet be- 
diente sich der Augsburger Bischof regelmäßig der Hilfe des seit alters 
den Archipresbyter überragenden Archidiakons. Das Gebiet, das 
er mit diesem bereiste oder durch diesen bereisen ließ, muß doch, 
trotzdem Schröder einen solchen Gedanken für nicht angebracht hält 
(S. 55), irgendwie mit dem römischen Stadtterritorium der altehr- 
würdigen Augusta in Zusammenhang gestanden und zugleich — der 
Verfasser nennt es S. 5d4f. eine „bloße Vermutung“ — jenen Land- 
sprengel um die Stadt ausgemacht haben, der seit früher Zeit schon 
entsprechend kanonistischen Vorschriften, die noch im 11 Jh. in Be- 
schränkung von Burchard v. Worms wiederholt und eingeschärft wurden 
(vgl. meinen Burchard, 1905, 93), in enger seelsorgerlicher Abhängig- 
keit von der Bischofsstadt stand und sich allmählich, beginnend bereits 


‚mit dem 8. und 9. Jh. (Schröder $S. 54) in 12 Pfarreien gliederte, 


welche dann immerfort das Stadtarchidiakonat Augsburg bis zu dessen 
territorialem Untergang bildeten. Ein solch fester Bestand eines relativ 
kleinen Bezirks wäre sonst nicht erklärbar, und hierdurch ergab sich 
gleich von Anfang an ein bestimmt umschriebener Amtskreis für den 
Archidiakon. Der Verfasser vermutet zwar (8.56), aus der Kleinheit 
dieses Sprengels könne man schließen, daß er erst für den Domdekan 
geschaffen wurde, weil derselbe durch die Residenzpflicht (als Dekan) 
viel strenger als andere Kanoniker an die Kathedrale gebunden war; 
es wäre dann, fährt er fort, der Landsprengel des Archidiakonats 
Augsburg erst bei oder bald nach der Vereinigung der Presbyteriums- 
archidiakonats-Stelle mit dem Domdekanat geschaffen worden. Indes 
eine derartige Vermutung ist hinfällig. Denn eine solche Sprengel- 
bildung oder -Neubildung hätte unzweifelbaft bei der Union 1143 ge- 
schehen müssen, nicht erst nachher; hiervon verlautet jedoch in der 


Literatur. | 485 


betreffenden Urkunde gar nichts. Ich verweise im allgemeinen für die 
Einwirkung des ehemaligen Suburbiums (Territoriums) in Römerstädten 
auf die mittelalterlichen Rechtsverhältnisse in diesen auf den lehr- 
reichen Aufsatz von A. Waas, Königtum, Bistum und Stadtherrschaft 
in den mittelrheinischen' Bistümern (Hist. Vierteljahrsschrift 20 [1920/1] 
385—425, bes. 401—408). 

Für die übrige Diözese nahm der Bischof vorerst den einen Dom- 
archipresbyter in Anspruch. Die kirchlichen Vorschriften des 9. 
und 10. Jh.s schärfen ja immer wieder ein, der Diözesanbischof solle 
für die Visitation den Archidiakon oder den Archıpresbyter benützen; 
für beide begegnen hierin häufig genug die Ausdrücke ministri oder 
missi episcopi. In Augsburg muß das so geschehen sein, daß, wie 
gesagt, der Archidiakon lediglich für die Stadt und ihr Gebiet, der 
\Archipresbyter für die ganze übrige Diözese herangezogen wurde. Das 
ist eine Besonderheit, aus der sich dann alles Nachfolgende erklärt. 
Als hernach nämlich die Diözesangeschäfte sich verdichteten und die 
intensiver werdende Christianisierung neue Kräfte erheischte — nicht 
für das Stadtgebiet, denn das war begreiflicherweise stets schon mehr 
bevölkert und besser seelsorgerlich betreut, sondern für die übrige 
Diözese — da ist es naturgemäß gewesen, daß der Bischof neue 
Archipresbyterämter schuf (wahrscheinlich im 10. Jh.) und diese 
Domherren übertrug (vgl. Schröder 8. 41); beim Archidiakonat be- 
durfte es einer Vermehrung nicht. Dafür, daß sich der Bischof ur- 
sprünglich der Landarchipresbyter (Großpfarrer) für die Aufgaben der 
Visitation bedient hätte (Schröder S. 37), ist kein stichhaltiger Beweis 
zu erbringen. Der Domarchipresbyter ward dann zum Domdekan 
(erstmals urkundlich erwähnt um 1029, Schröder S. 8) und blieb vorerst 
auf die innere Verwaltung nach alter Weise beschränkt, bis ihm im 
14. Jh. ein eigener Dompfarrer für die engeren seelsorgerlichen 
Aufgaben an die Seite gestellt wurde (Schröder 8. 447%), während 
gleichzeitig im Territorium der Diözese der Landdekanat (erstmals 
in der Vita Udalr. erwähnt) heranwuchs, von dem seiner Kleinheit 
wegen der Stadtarchidiakonatsbezirk verschout bleiben mußte, bis 
ganz andere Zeiten auch in dieser Hinsicht einen Wandel brachten. 

Nun erklärt sich ohne Schwierigkeit der Sinn der Unions- 
urkunde von 1143. Der wieder auf innere Aufgaben beschränkte 
Domdekan wollte und konnte nicht hinter den an Ansehen, Macht und 
Einkünften zunehmenden Archipresbytern zurückbleiben; daher ver- 
einigte man mit seinem Amte das des Stadtarchidiakons, nicht wegen 
irgendwelcher Reibereien mit diesem oder wegen innerer Ver- 
wandtschaft mit jenem, sondern aus den nun leicht ersichtlichen 
Gründen mit dem Nebenmotiv der Wiedererweckung der Vita cano- 
nieca. Daß mit der Schaffung einer Mehrheit von Archipresbytern eine 
Sprengelbildung eintrat, ist selbstverständlich. Nur der des Stadt- 
archidiakons bestand schon gewohnbeitsmäßig und auf Grund alter 
stadtaugsburgischer Verhältnisse; sein Umfang hat keinerlei Änderung 
erfahren. Der endgültige Titelwechsel (Archidiakon statt Archi- 
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presbyter) seit Beginn des 13. Jh.s war nur ein Zeichen fortschreiten- , 
den Machtbewußtseins auch der Augsburger Archidiakonen und ge- 
schah sicherlich unter dem Einfluß gleicher Vorgänge in anderen 
Diözesen (vgl. Gescher, Kölner Archidiakonat 1920, 169). — 

Darf ich mir noch kleinere Ausstellungen zu machen erlauben, 
so wären es etwa diese: S. 10:15 wäre vor allem die Neuausgabe der 
Regel Chrodegangs von Napier (London 1916) anzuführen gewesen. 
Zu 8. 22: Das Conce. Rotomagense ist erst nachkarolingisch; vgl. über 
dasselbe E.Seckel in der Festschrift für Zeumer 1910. Zu 8.24: Über 
den rechtlichen Begriff missus episcopi vgl. meine SendgerichteI 91f., 
zu 8. 29 ebenda 93—102 über Archidiakon und Archipresbyter auf 
dem Send, zu S. 53 daselbst 122 über Gaue und Archidiakonate, zu 
S. 63 wieder dort 120f., woselbst insbesondere auf den Irrtum Doves 
aufmerksam gemacht wird, als ob der Send auch vor den Kirchen 
stattgefunden hätte, zu S. 108 ebendort über den Begriff bannus 
christianitatis. Zu 622: Der Sendvorsitzende zählt doch nicht zum 
Umstand des Gerichts. Zu 8. 69: Can. extravag. 6 ©. Tribur. 895 
ist von E. Seckel im Neuen Archiv 1901 nachgewiesen worden. — 
Verfasser sagt durchgängig: der Archidiakonat, und doch dürfte auch 
das A. manchmal am Platze gewesen sein. Ersteres bezeichnet das 
Amt, letzteres den Sprengel. Daß die Anmerkungen je nach Ab- 
schnitten durchnummeriert wurden, ist unpraktisch; für das Manuskript 
mag dies bequem sein, für den Druck hätte sich’s leicht ändern lassen. 
Übrigens ist der Druck selbst wie das Papier für die heutigen Ver- 
hältnisse ganz ausgezeichnet. Schade, daß kein Index beigegeben ist! 

Bonn. A.M. Koeniger. 


Wilhelm Kissling, Das Verhältnis zwischen Sacerdotium 
und Imperium nach den Anschauungen der Päpste von 
Leo d. Gr. bis Gelasius I. (440—496) (a. u. d. T. Görres- 
Gesellschaft für Pflege der Wissenschaft im katholischen 
Deutschland. Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- 
und Sozialwissenschaft. Heft 38). Paderborn, Schöningh, 
1921. XI, 149 8. 8°. 


Die Entwicklung der theoretischen Anschauungen über das Ver- 
hältnis zwischen Imperium und Sacerdotium war zuletzt von Ernst 
Bernheim in seinem Buche über Mittelalterliche Zeitanschauungen zum 
Gegenstand einer umfassenden Darstellung gemacht worden. Da er 
hierbei, von einer eingehenden Schilderung der augustinischen Ge- 
dankenwelt abgesehen, über die älteste Zeit verhältnismäßig rasch 
hinweggegangen war und mit einer ausführlicheren Darlegung der Be- 
ziehungen zwischen Papsttam und byzantinischem Kaisertum erst beim 
acaclanischen Schisma und den bekannten, durch diesen Anlaß hervor- 
gerufenen, programmatischen Äußerungen Gelasius’J. eingesetzt hatte, 
so durfte es von vornherein lohnend erscheinen, den Vorstufen dieser 
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dramatischen Zuspitzung des gegenseitigen Verhältnisses eine besondere 
Untersuchung zu widmen, zumal für die frühere Zeit insbesondere in 
den Briefen Leos I. ein ebenso umfangreiches wie gehaltvolles Material 
zur Verfügung stand. 

Die Arbeit von Kissling, die sich diese Aufgabe gestellt hat, geht 
mit Recht von der. Tatsache aus, daß gegenüber der beherrschenden 
Stellung der christlichen Kaiser, wie sie Konstantin und Theodosius 
begründet hatten, von einer Opposition der Kirche zunächst nicht die 
Rede sein konnte. Die Kirche, die noch kurz zuvor durch die diokle- 
tianische Verfolgung schwer getroffen worden war, mußte froh sein, 
den schützenden Arm des Staates ergreifen zu können, und hatte sie 
sich selbst der heidnischen Obrigkeit gegenüber, soweit es irgend an- 
ging, zu dem vor allem im 13. Kapitel des Römerbriefes ausgesprochenen 
Grundsatz der Beugung unter die Staatsgewalt’ bekannt, so wurde ihr 
das von nun an wesentlich erleichtert. Zudem waren die kirchliche 
und die staatliche Sphäre viel zu eng miteinander verflochten, als daß, 
etwa aus dem Gedanken einer klaren Scheidung der Aufgabenkreise 
heraus, das kaiserliche Kirchenregiment hätte angefochten werden 
können. Somit war zunächst auch für die Päpste keine Veranlassung 
zu einer oppositionellen Stellung gegeben. Der Verfasser zeigt viel- 
mehr sehr interessant, wie ausgedehnte Befugnisse Leo I. dem Kaiser 
der Kirche gegenüber zuzugestehen bereit ist. Nicht nur, daß er dem 
Staat die Aufgabe zuschreibt, in Ausübung seiner Schutzpflicht gegen- 
über der Kirche mit weltlichen Machtmitteln die Häresie zu unter- 
drücken, er macht, und das ist das Entscheidende, ein solches Vorgehen 
gegen offenkundige Häretiker gar nicht einmal unbedingt von einem 
vorausgehenden kirchlichen Urteil abhängig, und er geht so weit, den 
Kaiser zum Einschreiten gegen monophysitische Kleriker der Kon- 
stantinopeler Kirche aufzufordern, gegen die ihr Bischof nicht energisch 
genug vorgehe und die der Kaiser „nicht nur aus dem klerikalen 
Stande, sondern auch aus der Stadt“ entfernen solle. Mit dieser Ein- 
räumung disziplinärer Befugnisse gegen Kleriker wenigstens unter be- 
stimmten Voraussetzungen berührt es sich, wenn er den Kaiser ein 
andermal bittet, den Patriarchen von Konstantinopel wegen seiner 
Hinneigung zu den Eutychianern zurechtzuweisen, oder ganz damit 
einverstanden ist, daß der Kaiser es als seine Aufgabe betrachtet, über 
die Beobachtung der nicänischen Canones durch die Bischöfe zu wachen. 
Ein Protest gegen eine erzwungene Rechenschaftsablage des Ökonomen 
der Konstantinopeler Kirche vor staatlichen Behörden, in der Leo eine 
Verletzung des privilegium fori erblickt, ist der einzige uns bekannte 
Fall, in dem Leo eine staatliche Maßnahme als Übergriff in die kirch- 
liche Rechtssphäre zurückweist. 

Eine ausgebildete, klare Theorie liegt dem allem freilich kaum 
zugrunde, aber es ist ein eigenartiges Schauspiel zu sehen, wie über- 
raschend nahe Leo in manchen Wendungen seiner Briefe, in denen er 
die Kaiser an ihre Schutzpflicht gegenüber der Kirche erinnert oder 
sie zur Ausübung ihrer daraus fließenden Befugnisse auffordert, dem 
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Gedanken eines hohepriesterlichen Königtums kommt. Er rühmt den 
wahrhaft priesterlichen Eifer des Kaisers, seine bischöfliche Gesinnung 
und seine priesterliche Heiligkeit, Ausdrücke, die er auf andere Laien 
niemals anwendet, und wenn er zugleich in mancherlei Wendungen 
von der göttlichen Inspiration des Herrschers spricht, so ist schließlich 
kein großer Abstand mehr zu der Auffassung, die am byzantinischen 
Hofe selber herrschte, und die hundert Jahre später Justinian auf die 
kurze Formel brachte, daß sich Imperium und Sacerdotium nicht gar 
so weit voneinander unterschieden (Nov. VII, 2). 

Innerhalb dieses allgemeinen Rahmens hat der Verfasser sodann 
seine besondere Aufmerksamkeit derjenigen Institution zugewandt, an 
.der das gegenseitige Verhältnis der beiden Mächte in der Tat am 
deutlichsten in Erscheinung tritt, der Reichssynode. Was er auf 
S. 60 ff. im allgemeinen über das Wesen dieser kirchlich-staatlichen 
Versammlung ausführt, ist an sich richtig, hätte aber noch schärfer 
gefaßt und im einzelnen hätte manche schiefe Bemerkung (so 8. 7 
Anm. 27 über die kaiserliche Bestätigung) vermieden werden können, 
wenn sich der Verfasser an Hand der verschiedenen Arbeiten von Eduard 
Schwartz (nicht Schwarz, wie Kissling beharrlich schreibt; das Buch 
wimmelt überhaupt von Druckfeblern!) die Entstehung des ganzen 
Instituts und seinen dadurch bedingten Charakter noch besser klar- 
gemacht hätte; den schönen Aufsatz „Über die Reichskonzilien von 
Theodosius bis Justinian“ im 42. Bande dieser Zeitschrift konnte er 
freilich noch nicht kennen, aber auch schon der — in seinem Literatur- 
verzeichnis nicht erwähnte — Vortrag über „Die Konzilien des 4. und 
5. Jahrhunderts“ hätte ihm gute Dienste leisten können. Vermutlich 
hätte er dann auch nicht, wie er es leider tut, bei seiner Schilderung 
der päpstlichen Rolle vor und während des Konzils von Chalcedon auf 
halbem Wege haltgemacht und wäre auch hier zu einwandfreien 
Resultaten gelangt. Zunächst zeigt er zwar, vornehmlich im Anschluß 
an die Untersuchungen von F. X. Funk, noch einmal vollkommen ein- 
leuchtend, daß Leo weder ın der Lage war, von sich aus eine Reichs- 
synode zu berufen, noch daran dachte, irgendwelche grundsätzliche 
Einwendungen gegen das kaiserliche Einberufungsrecht zu erheben: 
Tatsachen, an denen in Zukunft nicht mehr herumgedeutelt werden 
sollte! Aber in der Frage des Vorsitzes glaubt er dann doch 8. 64 auf 
die von Hefele seinerzeit vertretene Auffassung einer „inneren Leitung“ 
wenigstens des Konzils von Chalcedon durch die päpstlichen Legaten 
zurückkommen zu müssen, einen Begriff, den er näher dahin bestimmen 
zu können meint, daß „alles, was auf der Synode vorgebracht wird, 
durch die Hand der Legaten gehen muß“ und „alle Anträge der Ge- 
nehmigung der Legaten bedürfen“ (8. 651... Man fragt sich vergeblich, 
wie es dann zur Aufstellung einer neuen Glaubensformel kommen 
konnte, obgleich Leo mehrfach (ep. 90—95; Ballerini I, 1063ff.) den 
Wunsch geäußert hatte, es solle über den Glauben überhaupt keine 
neue Verhandlung stattfinden, sondern nur die Beschlüsse von Nicäa 
sanktioniert werden, ganz zu schweigen von dem berühmten Kanon 28 
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der Synode über die Stellung Konstantinopels, dessen Aufnahme in die 
Beschlüsse des Konzils die päpstlichen Legaten, wie bekannt, vergeblich 
bekämpften! In beiden Fällen hatte sich eben die kaiserliche, durch 
Kommissare geübte Leitung der Synode nachdrücklich geltend gemacht, 
und Kissling begeht einen entscheidenden methodischen Febler, wenn 
er aus den besonderen Verhältnissen der dritten, obne Wissen der 
kaiserlichen Kommissare zwei Tage vor dem festgesetzten Termin ab- 
gehaltenen Sitzung (vgl. Langen, Gesch. der röm. Kirche II 8. 54) 
Schlüsse hinsichtlich der päpstlichen Stellung auf dem Chalcedonense 
überhaupt zu ziehen versucht. Vielmehr war es nur der Wunsch, 
der Anspruch des Papstes, daß die Legaten, so wie sie es in der 
dritten Sitzung, aber nur da, auch taten, die wirkliche Leitung der 
Synode in die Hand nehmen sollten. Mit diesem Anspruch hängt es 
dann auch zusammen, daß Leo später von dem Vorsitz seiner Legaten 
wie von einer wirklichen Tatsache spricht, und sachlich ist daraus 
ebensowenig zu entnehmen, wie aus der ‚später von Gelasius auf- 
gestellten Behauptung, der päpstliche Stuhl habe die Abhaltung des 
Chalcedonense dekretiert; es ist klar, daß sich dahinter wiederum ein 
neuer, weitergehender Anspruch verbirgt. Bei Kissling verschwimmt 
das alles, und doch ist eine begrifflich scharfe und klare Durcharbeitung 
für alle derartigen Untersuchungen die erste Voraussetzung! 

Das eben erwähnte Verlangen des Papstes, daß auf der Synode 
über die Glaubensfrage gar nicht mehr verhandelt werden solle, hatte 
nun aber seine wohlerwogenen Gründe, die zugleich die Schranke klar 
erkennen lassen, an der die päpstliche Anerkennung des kaiserlichen 
Kirchenregiments haltmachte. Es wird in den Ausführungen des 
Verfassers nicht deutlich genug, daß Leos Gesamthaltung letzten 
Endes auf der Grundvoraussetzung des päpstlichen Lehrprimates 
basierte, ein Anspruch wiederum, den er sowohl der Synode gegen- 
über — ebendeshalb bezeichnete er die Glaubensfrage als res iudi- 
cata, die durch die päpstliche Entscheidung, das Lehrschreiben an 
Flavian (vgl. vor allem ep. 93 Ballerini I, 1071: cum .. . per litteras, 
quas ad b. m. Flavianum ep. misimus, fuerit declaratum, quae sit 
de sacramento incarnationis Domini nostri Iesu Christi pia et sincera 
eonfessio) hinlänglich geklärt sei — wie gegenüber dem Kaiser durch- 
zusetzen bestrebt war, während er hinsichtlich aller in das Gebiet der 
potestas iurisdictionis fallenden Maßnahmen den beiden andern In- 
stanzen eine viel stärkere Mitwirkung zuzusprechen bereit war. Kiss- 
ling hebt allerdings mit Recht S. 89 Anın. 291 hervor, wie weit der 
Papst dem Kaiser auch in der Glaubensfrage entgegenkomme, wenn 
er in der Einleitung des sog. zweiten Tomus (ep. 165 Ballerini 1, 1353) 
sage, er schicke dem Kaiser diese Darlegung, obwohl er wisse, „daß 
deine Milde menschlicher Belehrung nicht bedarf und die reinste Lehre 
aus dem Überfluß des heiligen Geistes geschöpft hat.“ Aber es ist 
doch schwerlich richtig, darin ein Zeugnis dafür zu sehen, daß Lco 
sich „des Vollinhaltes seines Lehrprimates nicht bewußt gewesen sei". 
Eben weil der päpstliche Lehrprimat nur ein noch keineswegs allseitig 
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anerkannter Anspruch war, der sich erst gegenüber der Realität der 
bis dahin geltenden Anschauungen durchsetzen mußte, mochte es Leo 
für richtig halten, in der Form dem Kaiser soweit als möglich ent- 
gegenzukommen, solange der Kaiser sachlich den vom Papste in der 
Glaubensfrage eingenommenen Standpunkt teilte und vertrat. Und die 
ganze Schärfe des: päpstlichen Anspruches konnte sich erst in dem 
Momente enthüllen, wo die päpstliche und die kaiserliche Auffassung 
in der Glaubensfrage materiell auseinandergingen. 

Dieser Augenblick trat ein, als im Verlauf der acacianischen 
Streitigkeiten Papst Felix Il. einsehen mußte, daß bei dem Kaiser Zeno 
fortan auf eine Vertretung des im römischen Sinne orthodoxen Stand- 
punktes nicht mehr zu rechnen sei. Zuerst in einem päpstlichen 
Schreiben vom 1. Aug. 484 (ep. 8 Thiel S. 247ff.) wird mit aller Schärfe 
ausgesprochen: das, was Gottes ist, sei von den durch Gott dafür auf- 
gestellten Lehrern zu lernen, die katholische Kirche müsse ihre Gesetze 
selbst handhaben und diese ihre Freiheit von niemand beeinträchtigen 
lassen, der Kaiser solle das Heilige von den Bischöfen lernen, nicht 
aber sie darin belehren wollen! Das bedeutet aber gar nichts anderes, 
als daß der Papst jetzt zu derjenigen Haltung übergeht, die von jeher 
die jeweilige Opposition gegenüber dem Kirchenregiment des Kaisers 
eingenommen hatte. „Was geht den Kaiser die Kirche an,“ 
hatte schon Donatus bei einer ihm ungünstigen Entscheidung Kon- 
stantins ausgerufen, und eine ganze Anzahl ähnlicher Äußerungen, die 
noch um zahlreiche charakteristische Beispiele, etwa aus der Historia 
Arianorum des Athanasius vermehrt werden könnten, hat Kissling auf 
S. ff. zusammengestellt. Recht fruchtbar gemacht hätte er freilich 
dieses Material erst dann, wenn er den inneren Zusammenhang des 
unter Felix Il. einsetzenden Umschlags in der päpstlichen Haltung mit 
diesen Vorstadien gesehen und klar zur Anschauung gebracht hätte. Das 
eben ist die Bedeutung des acacianischen Schismas, daß es das Papst- 
tum mit innerer Notwendigkeit dazu trieb, den Gedanken einer staats- 
freien Sphäre der Kirche und die Forderung einer reinlichen Scheidung 
der Sphären von Staat und Kirche, wie sie die Opposition schon lange 
vertreten hatte, aufzugreifen und sich zu eigen zu machen. Und dieser 
Fortschritt gegenüber den in Leos Äußerungen zutage tretenden An- 
schauungen war, wie der Verfasser im letzten Teil seiner Abhandlung 
ganz richtig zeigt, um so bedeutungsvoller, weil die Forderung der rein- 
lichen Scheidung beider Sphären wenig später eine prinzipielle rechts- 
dogmatische Begründung erfuhr, die nun häufig wiederholt wird und 
zuweilen wie eine ausdrückliche Ablehnung des Gedankens vom priester- 
lichen oder bischöflichen Königtum klingt. Die scharf pointierten 
Sätze Gelasius’I. über die zwei Gewalten, die die Welt regieren, und 
von denen letzten Endes das Sacerdotium den höheren Rang einnimnt, 
sind in der Folge auch unter ungünstigen Konstellationen nicht mehr 
vergessen worden. 

Zusainmenfassend wird man sagen, daß der Verfasser aus seinem 
mit Fleiß und Verständnis gesammelten Material nicht ganz die Er- 
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gebnisse herausgeholt hat, die daraus zu gewinnen gewesen wären. 
Abgesehen von der schon berührten mangelnden Schärfe der Begrifis- 
bildung liegt das vor allem daran, daß er sich nicht überall hat ent- 
schließen können, seine Untersuchung auf eine rein historische Grundlage 
zu stellen. Vielmehr spuken gelegentlich noch Begriffe wie der eines ab- 
soluten Kirchenreehts, an dem dann die „Berechtigung“ einer historisch 
als vorhanden konstatierten Rechtsanschauung gemessen werden soll; 
wobei es ihm dann freilich einmal (S. 73f.) passiert, daß er in dieser 
Weise den Maßstab für eine im 5. Jahrhundert vertretene Auffassung 
aus dem Dekret und zwar, wenn man genauer zusieht, aus Pseudo- 
Isidor, entnimmt! Im übrigen aber liegt der beste Wert der Ab- 
handlung vielleicht darin, daß sie in Fragen, die lange Zeit zwischen 
katholischen und nichtkatholischen Forschern strittig waren, der 
Einigung ein gutes Stück vorarbeitet. Sie reiht sich damit in eine 
Entwicklung ein, die man gewiß zu den erfreulichsten Erscheinungen 
der Wissenschaftsgeschichte in der jüngsten Zeit zu zählen be- 
rechtigt ist. 
Heidelberg. Friedrich Baethgen. 


Helene Wieruszowski, Die Zusammensetzung des galli- 
schen und fränkischen Episkopats bis zum Vertrag von 
Verdun, mit besonderer Berücksichtigung der Nationalität 
und des Standes (a. u. d. T.: Bonner Jahrbücher Heft 127). 
Bonn, Gebr. Scheur (O. Georgi) 1922. 83 8. gr. 8°. 


H. Wieruszowski, eine Schülerin von A. Schulte, will bereits 
durch den Titel ihrer Arbeit erkennen lassen, zu welcher Reihe von Unter- 
suchungen ihre Studien gehören sollen, zu jener stattlichen Zahl von 
Forschungen, die seit rund anderthalb Jahrzehnten die ständische Glie- 
derung des deutschen Klerus, insonderheit des deutschen Episkopats 
im Mittelalter innmer neuer und stets erfolgreicher Prüfung unterzogen 
haben (vgl. die jetzt überholten Bibliographien in dieser Zeitschrift, Kano- 
nistische Abteilung I, 1911, 8.35ff. und meiner Verfassungsgeschichte 
der deutschen Kirche? S. 111ff). Immerhin entfernt sich W. dadurch 
von diesem gemeinsamen Ziele der Bonner Schule, daß ihr Augenmerk 
den Jahrhunderten von der Einführung des Christentums und der Er- 
richtung des merowingischen Reiches der Franken bis zur Mitte des 
neunten Jahrhunderts zugekehrt ist. Da sie überdies das räumliche 
Gebiet des ganzen merowingisch -karolingischen Staates — mit Aus- 
schluß von Italien — zu überblicken sich vorgesetzt bat, so weitet sich 
ihr Thema zeitlich wie auch räumlich gegenüber dem ihrer Vorgänger 
aus, und hieraus wieder entsprang eine Mehrzahl von Problemen, die 
sie selbst zu lösen unternahm. Indem sie, ganz allgemein gesprochen, 
nach der Nationalität der Bischöfe vom ausgehenden fünften Jahr- 
hundert bis zum Vertrag von Verdun fragte, ergab sich ihr die Not- 
wendigkeit, die beiden Nationalitäten im Episkopat, die gallo-römische 
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und die fränkische, in ihrem gegenseitigen Verhältnis zu bestimmen, 
wie auch darüber zur Einsicht vorzudringen, in welches Verhältnis je 
nach Jahrhundert und Gebiet das Königtum zu den Gallofranken be- 
ziehungsweise Germanen trat. Erst nach Klärung dieser Frage mußte 
die Verfasserin sich mit dem nicht minder schwierigen Fragenkomplex 
auseinandersetzen, der den Stand der einzelnen Bischöfe soweit als 
möglich zu fixieren bestimmt war. Beide Aufgaben bieten je zu ihrem. 
Teile um so mehr Schwierigkeiten, als die Überlieferung, welcher Art 
immer, oft spröde und lückenhaft genannt werden muß: Ein Gregor 
von Tours (F 591) versagt dort, wo wir nähere Auskunft erwarten; 
nicht jeder Bischof ist der Held einer zeitgemäßen Biographie, während 
Urkunden und Akten oft dürftig und wortarm sind und zu allem hinzu 
die Bischofsliste mancher Diözese nur als eine Namenreihe sich dar- 
stellt, ohne dem Namen eine chronologische Note oder den Hinweis 
auf den Stand und die Nationalität seines Trägers anzufügen. 
Berücksichtigt man dies alles, so wird die Behutsamkeit und Um- 
sicht nur Beifall finden, mit der die Verfasserin die im Thema und in 
seinen Materialien beruhenden Schwierigkeiten nicht verschwiegen, 
nicht auch mit kühnen Vermutungen umgangen hat. Überall folgt 
man ihren ruhigen Darlegungen in der sicheren Gewißheit, daß sie die 
schmale Grenze des Wissensmöglichen und des nur Erratbaren nirgends 
überschritten hat. Auch die Betrachtungen allgemeiner Art, die aus 
dem sicher Festgestellten sich ableiten lassen, dürfen der Zustimmung 
oder der ernsten Erwägung gewiß sein, genau wie man gern die 
statistischen Übersichten auf sich wirken lassen wird, die je nach Bedarf 
dem Text der Arbeit eingestreut sind. Im einzelnen die Gliederung 
der Studie zu vergegenwärtigen, geht nicht wohl an, es wird aber er- 
laubt sein, diejenigen Paragraphen zu nennen, die uns als die nütz- 
lichsten erschienen sind, nämlich die über die vorfränkische Zeit (S. Bf), 
über die Nationalität und Heimat der gallischen Bischöfe des sechsten 
Jahrhunderts (8. 16 ff.), über das Nepotensystem im gallischen Episkopat 
(S.50f.), über romanische Bischöfe aus vornehmem Stand in vor- 
fränkischer und fränkischer Zeit (S. 56fl.), über Bischöfe aus dem frän- 
kischen Adel] und den kolumbanischen Klöstern (S.67 ff), über den 
fränkischen Episkopat während der Machtkämpfe der Pippiniden 
(5. 7256) und Stand und Herkunft der Bischöfe unter den ersten karo- 
lingischen Königen (8. 7öff.), Um zugleich eine statistische Tabelle zu 
verdeutlichen, so sei die Tabelle auf 8. 83 angezogen mit ihren Zahlen 
der Bischöfe innerhalb der gesamten deutschen Kirchenprovinzen bis 
zum Endpunkt der Arbeit. Von 109 Bischöfen sind 72 unbekannter 
Abkunft geblieben, von 837 waren vielleicht 14 Freie und 23 Edele; 
19 stammten aus Klöstern, 4 aus dem Klerus der Diözese, 2 aus der 
königlichen Kanzlei oder Kapelle; und die Verfasserin schließt mit den 
Sätzen: „So viel läßt sich sagen, daß in der karolingischen Zeit ein 
Episkopat heranwuchs, der, ergänzt aus den besten Schichten des 
Volkes, getragen von echt religiösem Geist, gestützt und gefördert 
von dem Herrscherhause, ausgebildet war, (um) in den aus dem Hause 
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Karls hervorgehenden Reichen Stütze und Halt der Reichsgewalt zu 
bilden. Wenn in der Zeit der Auflösung unter den letzten Mero- 
wingern die Bischöfe zu der Zersetzung der bestehenden Ordnung bei- 
getragen hatten, so wurden sie jetzt, besonders im ostfränkischen 
Gebiet die Verkörperung der Reichseinheit. So waren sie reif geworden 
für die großen Aufgaben, die ihnen das ottonische Königtum vorbe- 
halten hatte“ Alles in allem eine in jeder Hinsicht erfreuliche 
Leistung, die man um so lieber begrüßt, als nun die jetzt lückenlose 
Folge der zielähnlichen Studien die Standesverhältnisse des deutschen 
Episkopats von der Zeit Chlodowechs bis Maximilian I. zu verfolgen 
gestattet — auch sie ein neuer Beleg für die anregende und dauernde 
Kraft der zuerst von Aloys Schulte angebauten Studienrichtung. 
Nur in einer Beziehung hätte man gern die Listen der Erz- 
bistümer und Bistümer beziehungsweise der Erzbischöfe und Bischöfe 
noch deutlicher gestaltet gesehen. Es fehlen, wenn anders nicht die 
Drueknot hindernd war, zwei rein alphabetisch geordnete Verzeichnisse, 
das erste ein solches der kirchlichen Verwaltungsbezirke, ein zweites 
das sämtlicher Kirchenvorsteher. Im ersten Verzeichnis hätte zu den 
Namen der Erzbischöfe usw. ihre nähere Charakteristik als Gallofranke, 
Franke usw. angemerkt werden können, bei dem zweiten hätte bei 
jedem Namen eines Erzbischofs usw. die Erzdiözese, die Nationalität 
usw. notiert werden müssen. In beiden Verzeichnissen hätten dann 
in einer letzten Kolumne die Stellen namhaft gemacht werden sollen, 
an denen über den Sprengel oder über den Rirchenvorsteher gehandelt 
worden ist. A. Werminghoff. 


Hans Lietzmann, Professor in Jena: Das Sacramentarium 
Gregorianum nach dem Aachener Urexemplar. Mit Re- 
gistern von H. Bornkamm (a. u. d.T.: Liturgiegeschicht- 
liche Quellen, in Verbindung mit den Abteien Beuron, 
Emaus-Prag, St. Joseph-Üoesfeld, Maria Laach, Seckau 
hrsg. von Dr. P. Kunibert Mohlberg, Benediktiner der 
Abtei Maria Laach und Dr. Adolph Rücker, Prof. an 
der Universität Breslau, Heft 3). Münster, Aschendorff 1921. 
XLVI, 186 8. gr. 8°. 

Der Liturgiker begrüßt in dem vorliegenden Buche die sorg- 
fältige Ausgabe einer der wichtigsten gottesdienstlichen Texte, „die 
Urgestalt des Meßbuches der römischen Kirche“. 

Wenn diesen Buche — abgesehen von juristischen Ausdrücken 
in manchen Gebeten, wie z. B. accipio, adoptio, adscribo etc., die alle 
aus dem vortrefflichen Wortregister leicht zu entnehmen sind — eine 
rechtshistorische Bedeutung zukommt, so liegt sie auf dem Gebiete 
der weitgreifenden Reformtätigkeit, die Karl der Große in kirchlichen 
Angelegenheiten entfaltete, und in der auch dem Sacramentarium 
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Gregors I. ein hervorragender Platz anzuweisen ist. Die Reform der 
Liturgie im Frankenreiche diente der Verwirklichung des einen hohen 
Ideals, das der große Kaiser vor Augen hatte, der Vereinheitlichung 
des gesamten öffentlichen Lebens. Im Jahre 774 hatte Karl aus Rom 
eine Abschrift der Kanonsammlung des Dionysius erhalten, 787 erbat 
und erhielt er eine genaue Kopie der Benediktusregel von Monte 
Cassino. Diente das eine Buch der Vereinheitlichung des kirchlichen 
Rechtes, so das andere der einheitlichen Geschlossenheit des Mönchtums. 
Beide wurden 802 als Reichsgesetz erklärt (M. G. Cap. I. 105, 107. 
In der gleichen Weise ging der Kaiser bei seiner liturgischen Reform 
vor. An die Stelle der mannigfaltigen Gebräuche und Formulare sollte 
die römische Einheitsform treten. Nach der Rückkehr von seinem 
zweiten Besuche in Italien erließ Karl die berühmte Ordinatio gene- 
ralis, in der es hieß: Ut cantum Romanum pleniter discant, et ordinaliter 
per nocturnale vel gradale offieium peragatur, secundum quod beatae 
memoriae genitor noster Pippinus rex decertavit ut fieret, quando 
Gallicanum tulit ob unanimitatem apostolicae sedis et sanctae Dei 
aecclesiae pacificam concordiam (M.G.Cap.]. 61). Damit die neue 
Ordnung eine feste Grundlage habe, erbat sich Karl von Rom eine 
genaue Abschrift des dort gebräuchlichen Meßbuches und erhielt um 
790 das Sacramentarium der römischen Kirche, das den Namen Gregors 
des Großen trägt. Dieser Kodex wurde als Exemplar authenticum in 
Aachen niedergelegt, um für die Abschriften als Vorlage zu dienen. 

Dieses Vorgehen Karls des Großen bedeutet einen Wendepunkt 
in der Entwickelung des liturgischen Rechtes. In der alten Kirche 
lag das jus liturgicum in den Händen des Bischofs. Zur Zeit Justins 
ist die liturgische Freiheit noch derart, daß der Improvisation manches 
überlassen ist, Nimmt die Feier der Liturgie auch schon früh eine 
festere Gestaltung an, und erscheinen auch schon bald feste Gebets- 
formeln, so ist doch das Recht des Bischofs und der Synoden, Ände- 
rungen einzuführen, stets gewahrt. Auch von Rom her wird dieses 
Recht nie bestritten, noch viel weniger verlangt, daß überall die 
römische Liturgie eingeführt wird. Wohl nehmen Kirchen außerhalb 
Roms freiwillig die römische Liturgie an und dringen auf Einheit der 
Form (Synode von Soisson 529, von Braga 561). Aber noch Gregor I. hat 
bei der angelsächsischen Mission auf Einheit verzichtet und wahrt dem 
Bischof Augustinus das jus liturgicum (Ep. XI, 56 a. M. G. Ep. II 
334 5 SS.) 

Karl der Große führt nun mit Unterstützung des Papstes und der 
Benediktinermönche die römische Liturgie in seinen Ländern ein und 
erhebt sie zur Reichsliturgie. Hiermit war den Bischöfen seines Reiches 
das liturgische Recht entzogen, es war Sache des Kaisers und des 
Papstes geworden. Die Niederlegung des Exemplar authenticum in 
Aachen war der Beginn einer Entwickelung, an deren Ende die Ein- 
setzung der Ritenkongregation steht. 

Dieses Werk Karls des Großen befestigte nicht nur wesentlich 
die Verbindung zwischen dem Frankenreiche und Rom, wie Hans 


Literatur. 495 


v. Schubert (Geschichte der christlichen Kirche im Frühmittelalter, 
Tübingen 1921 S. 635) mit Recht betont, sondern es verlieh auch dem 
. neuen abendländischen Kaisertum ein starkes Gegengewicht gegenüber 
dem byzantinischen Reiche, in dem zu gleicher Zeit ganz ähnliche 
Bestrebungen aus den Kämpfen des Bildersturms herauswuchsen. 

Noch mehr. Wenn wir die gerade damals herrschende Neigung 
der römischen Kirche nach Anpassung an die griechische Liturgie be- 
rücksichtigen — worüber wir wahrscheinlich bald von Anton 
Baumstark wichtige Aufschlüsse erwarten dürfen —, so bedeutet die 
Annahme des Sacramentarium Gregorianum als Grundlage des frän- 
kischen Kultlebens unter dem starken Schutze Karls geradezu die 
Rettung der römischen Liturgie. Es wird ihr ein weites Neuland ge- 
schaffen, in dem Änderungen nicht mehr so leicht möglich waren wie 
in einer einzigen Stadt, und damals war die römische Form tatsächlich 
noch Stadtliturgie. 

Neben dem starken Gefüge des römischen Kirchenrechtes, das in 
der Kanonsammlung des Dionysius zusammengefaßt war, und der 
Mönchsregel des hl. Benedikt war es das karolingische Königtum, 
dem es das Abendland verdankt, daß es nicht „morgenländisch“ ge- 
worden ist. 

Nicht die geringste Tat unter den vielen, mit denen Karl der 
Große seine abendländische Mission erfüllt hat, war die Festlegung 
des Frankenreiches auf die römische Liturgie. In diesem Zusammen- 
hang gewinnt das Aachener Urexemplar des römischen Meßbuches 
weltgeschichtliche Bedeutung. 

Maria Laach. Ildefons Herwegen. 


Ernst Perels, Eine Denkschrift Hinkmars von Reims im Pro- 
zeß Rothads von Soissons (a. u. d. T.: Neues Archiv der 
Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde XLIIL, 
1922, S. 43—100). Berlin, Weidmann 1922. 60 8. 80. 


In einer Brüsseler Handschrift aus dem 9. oder 10. Jahrhundert 
fand E. Perels zwei zusammengehörige, umfangreiche Fragmente eines 
Traktates, dessen Veröffentlichung empfehlenswert erscheinen mußte, 
nicht allein weil sie neue Einblicke in die Art kirchenrechtlicher Abhand- 
lungen mit ihrer ganzen Breite und Umständlichkeitvermitteln,sondern vor 
allem, weil die nähere Prüfung ergab, daß man es mit einer Schrift des Erz- 
bischofs Hinkmar von Reims aus dem Jahre 863 zu tun hat. Der be- 
kannte westfränkische Kirchenfürst wendet sich darin gegen Rothad 
von Soissons, seinen Suffragan, der auf einer Provinzialsynode abgesetzt 
worden war, alsbald aber sich um Wiederaufnahme seines Prozesses 
an die Erzbischöfe von Köln und Trier gewandt hatte, während er 
selbst jede Unterstützung des Papstes durch seine Legaten an den rö- 
mischen Hof hintanzuhalten trachtete. Man sieht, die Schrift ist in- 
mitten des Kampfes zwischen Erzbischof und Bischof entstanden, noch 
vor der endgültigen Entscheidung durch Nikolaus I, und gerade diese 
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Aktualität gibt ihren Darlegungen erhöhtes Interesse, das an sich selbst 
durch die mannigfachen Stadien des Prozesses immer aufs neue angeregt 
wird, Den Weg zur gehörigen Einschätzung hat die sorgsame Einleitung 
des Herausgebers geebnet, und es ist um so mehr auf sie zu verweisen, 
als unsere kurze Notiz ja nur eine gedrängte Inhaltsübersicht über die 
Publikation geben darf. P. erweist sich in jedem Teile seiner Einlei- 
tung als ein behutsamer und trefflicher Kenner der zeitgenössischen 
Literatur und der älteren Quellen, weiterhin als zu Hause in den Briefen 
und Synodalverhandlungen jener Tage: Der Wunsch wird rege, daß er, der 
Herausgeber der Briefe Nikolaus’ I. und sein Biograph (vgl. diese Zeit- 
schrift, Kanonistische Abteilung II, 1912, 8. 383f. und X, 1920, S. 307), 
auch Gelegenheit haben möchte, überdies das Corpus der Briefe Hink- 
mars von Reims, seiner Freunde und Gegner zu edieren, um damit für 
ein vielzerstreutes Material die langentbehrte Vereinigungsstätte zu 
schaffen. A. Werminghoff: 


Gottfried Zedler, Kritische Untersuchungen zur Geschichte 
des Rheingaues. Mit einem Anhang: Die Bleidenstädter 
Traditionen. Beiträge zur nassauischen und mainzischen 
Geschichte des Mittelalters. Zur Feier des hundertjährigen 
Bestehens des Vereins für Nassauische Altertumskunde 
und Geschichtsforschung 1821—1921 (a. u. d. T.: Nassau- 
ische Annalen 45. Band). Wiesbaden, Selbstverlag des 
Vereins 1921. XVI, 384 8. mit 22 Tafeln. 8°. 


Bald nach dem Erscheinen dieser stattlichen Festschrift haben 
namhafte Vertreter der Ortsgeschichte, der Diplomatik und der 
Rechtsgeschichte gegen die Methode und Ergebnisse der in ihr ge- 
führten Untersuchungen Einspruch erhoben. P. Wagner fordert ın 
den „Nassauischen Heimatblättern“ 23 (1922), 29 allgemein eine kri- 
tische Nachprüfung dieser Untersuchungen. E. Schaus wendet sich 
scharf in der Historischen Vierteljahrsschrift 20 (1920/21), 473—476 
gegen die verblüffenden, einer ruhigen Kritik nicht standhaltenden 
Ergebnisse, die vielfach der Beweiskraft ermangeln. A. Hessel weist 
an Einzelfällen in den Göttingischen gelehrten Anzeigen 1922, Nr. 4—6 
nach, wie verhängnisvoll dem Vf. das Unterfangen geworden ist, die 
bewährte wissenschaftliche Methode der Diplomatiker gewaltsam bei- 
seitezuschieben, und H. Meyer deckt ebenda die rechtsgeschicht- 
lichen Mängel auf. Es erübrigt demnach, weitere Einzelheiten hier 
herauszugreifen, und ist nur festzustellen, daß der Vf. in der Sucht, 
alle Überlieferungen Bodmanns und Schotts als Fälschungen zu ent- 
larven, in zahlreichen Fällen über das Ziel hinausgeschossen hat. Bei 
aller Belesenheit und umständlichen, sorgsamen Beweisführung ist dem 
V£. ın Binzelfällenleine vorurteilslose Entscheidung nicht immer geglückt. 
Bei den Urkunden Erzbischof Adalberts I. und dessen Legatenwürde 


! 


l 


4 


Literatur, 497 


(8. 76 £,, 81) beispielsweise hätten die Ausführungen der Dissertationen 
von M, Hein, Die Kanzlei und das Urkundenwesen der Erzbischöfe von 
Mainz im früheren Mittelalter (Berlin 1909) und O. Schumann, Die päpst- 
lichen Legaten in Deutschland zur Zeit Heinrichs IV. und Heinrichs V. 
(Marburg 1912) das Urteil des Vf. ändern müssen. Behauptungen, 
wie das aufgestellte Gesetz, „daß in mittelalterlichen Urkunden die 
Ortsnamen in ihrer volkstümlichen deutschen Form gebraucht werden, 
und daß nur da, wo es sich um Namen handelt, die den Orten nicht 
vom Volke, sondern von der Geistlichkeit gegeben sind, die lateinische 
Form gewählt wird“ (S. 4), fordern die Kritik der Diplomatiker und 
Germanisten heraus. Wer die Willkür der Schreibweise mittelalter- 
licher Namen kennt, wird aus dieser Regellosigkeit kaum Gesetze 
ableiten (8. 163). Die Überlieferung der Geschichte des Rheingaues ist 
durch diese mühsamen Untersuchungen des Vf. keineswegs bis in den 
letzten Winkel aufgehellt, die gelehrte Fälschertätigkeit Bodmanns 
und Schotts gibt nach wie vor Anlaß zu erneuten kritischen Unter- 
suchungen in vielen ungeklärten Fällen. Verwirrung und Unsicher- 
heit sind größer denn je. 


Marburg i.H. W.Dersch, 


Edmund E. Stengel, Nova Alamanniae. Urkunden, Briefe 
und andere Quellen besonders zur deutschen Geschichte 
des 14. Jahrhunderts, vornehmlich aus den Sammlungen 
des Trierer Notars und Offizials, Domdekans von Mainz 
Rudolf Losse aus Eisenach in der Ständischen Landesbiblio- 
thek zu Kassel und im Staatsarchiv zu Darmstadt. 1. Hälfte. 
Berlin, Weidmannsche Buchhandlung 1921. 416 8. gr. 8°. 


Seit dem letzten Drittel des dreizehnten Jahrhunderts, soweit 
wir seben, begegnen in diplomatischen Korrespondenzen von Kom 
oder von Avignon die Wendungen Nova curiae, nova de curia, auch 
yumores curiae; ihr Sinn ist „Neuigkeiten“, „Neueste Nachrichten von 
der Kurie“ oder, um im Deutsch des 15. Jahrhunderts zu sprechen: 
„Neue Zeitungen“, wie sie über das Leben an der Kurie allein mög- 
lich waren, weil zu ihr aus allen Gegenden der abendländischen Welt 
Geistliche und Laien zusammenströmten, um Berichte über ihre Heimat 
an den Sitz des Papstes zu bringen oder von ihm Erzählungen aller 
Art mit nach der Heimat zu nehmen.!) Im 15. Jahrhundert sprach 
der Humanist Poggio ?) (gest. 1459) von dem bugiale nostrum, hoc est 
mendatiorum veluti offieina, .... in quo ei nova refferebantur et variis 
de rebus . . . colloquebamur. 


Y) Vgl.z.B.H.Finke, Acta Aragonensia I, Berlin und Leipzig 1908, 
p. CCXXV, dazu I p. 206, Nr. 135. F. Kern, Acta Imperü, Angliae et 
Franciae, Tübingen 1911, p. 2, 11. 

2) Vgl. OperaPoggii (Basel1538), p. 491; s. dazu Altpreußische 
Monatsschrift XXXXVII, 1911, S. 338f. Briefe der Dunkelmänner, hrg. 
von E. Böcking, IL Abt. n. 8. 
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Auch die Bezeichnung Nova Alamanniae ist an der Kurie selbst 
geprägt und stammt ebenfalls aus dem Anfang des 14. Jahrhunderts, 
nur daß St. ihren Umfang nicht unerheblich weiter gesteckt hat: Sie 
verweist nicht nur auf die Neuigkeiten an Nachrichten als solchen, son- 
dern auch auf die verschiedenen literarischen Formen, das heißt Briefe, 
Urkunden, Akten, Aufzeichnungen aller Art, denen der Herausgeber 
sein Material entnahm. Es handelte sich für ihn um zwei Hand- 
schriften des 14. Jahrhunderts, die eine in Darmstadt, die andere in 
Cassel aufbewahrt, beide ursprünglich im Besitze des Rudolf Losse, 
dessen Sammlungen sich über die Zeit von 1143 bis 1364 erstrecken. 
Der Inhalt dieser Codices deckt sich zum guten Teil, bald aber weichen 
sie erheblich voneinander ab, so daß nichts anderes übrigblieb, als ihren 
Inhalt dadurch zu veranschaulichen, daß jedes Einzelstück in ihnen 
chronologisch verzeichnet, beziehungsweise zum Abdruck gebracht 
wurde, — ein Verfahren, das auf nicht allzugroßem Raume ein überaus 
reiches Material kennen zu lehren gestattete.. „Dazu hat sich dann 
gesellt“, bemerkt da St., „was ich an urkundlichen Nachrichten über 
Losse selbst und an anderen bemerkenswerten Briefen oder Akten der 
Zeit. . in Archiven und Bibliotheken des westmitteldeutschen, trier- 
mainzischen Kulturkreises, so in Koblenz und München, Trier und 
Mainz, Würzburg, Weimar und Dresden gefunden habe.“ In dem 
Bande wechseln Regesten, Auszüge und wörtliche Abdrücke für die 
Jahre 1143 (1250) — 1339 je nach der Bedeutung des Dokumentes mit- 
einander ab, derart, daß zu allen Stücken Hinweise auf frühere Aus- 
gaben, auf ältere und erläuternde Literatur gegeben werden, — man 
sieht, welche Arbeit bewältigt ist, um in allem und jedem dem 
Benutzer zur Hand zu sein. 

Willkommener ist sicher dem Leser der Versuch einer Inhalts- 
angabe, nur daß von vornherein näbere Notizen zu bringen ein un- 
durchführbares Unternehmen sein möchte Um es kurz zu sagen: 
Die Fülle des Stoffes ist ganz gewaltig, und zwar nicht allein für das 
staatliche, sondern auch für das kirchliche Leben in der ersten Hälfte 
des 14. Jahrhun lerts, einer Zeit, die durch die Namen eines Heinrichs VII. 
von Luxemburg und Ludwigs des Bayeın, eines ClemensV., Johanns XXI. 
und seiner unmittelbaren Nachfolger auf dem Stuhle Petri, eines Erz- 
bischofs wie Balduin von Trier, eines Königs von Böhmen wie Johann 
charakterisiert ist, um hier nicht noch mehr Namen aufzuzählen. Man 
kennt die jene Zeit bewegenden Gegensätze zwischen Staat und Kirche, 
vor allem die Kämpfe zwischen dem deutschen Königtum und dem 
römischen Papsttum; man erinnere sich der wechselvollen Königs- 
wahlen seit dem Jahre 1308, der päpstlichen Prozesse geyen den 
Wittelsbacher, der Versuche eines Ausgleichs zwischen den streitenden 
Parteien, des Kurvereins zu Rense von 1338 und des Reichsgesetzes 
Licet iuris aus demselben Jahre. Immer aufs neue ist man erstaunt, 
nicht nur zu wieviel Dokumenten jener Zeit St. neue Lesarten mitzu- 
teilen imstande ist, sondern auch neue Materialien zur Erkenntnis 
‘ jener Periode ausbreitet, ‚deren Einzelheiten Schritt für Schritt erkennen 
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lassen, welche diplomatischen Aktionen erforderlich waren, sei es um 
Anhänger zu gewinnen und festzuhalten, sei es um Gegner zu bestrafen 
oder zur Unwirksamkeit zu verurteilen, wie stark in alles dies terri- 
toriale Sonderinteressen und außerdeutsche Schachzüge von Frankreich 
oder England her von Einfluß waren. Zu allem hinzu blickt man 
hinein in die Belastung der Kurie mit weltlichen und kirchlichen Ge- 
schäften jeder Art, in jenes Regiment Johanns XXI. als gleichsam 
des Urhebers jener Zentralisation kirchlicher Verwaltung, die ein halbes 
Jahrhundert später zum Schisma führen sollte. Kleine und große An- 
liegen halten das Oberhaupt der Kirche in Tätigkeit; die Fülle seiner 
Rechte, seine Gesetzgebungs-, Ämter- und Finanzhoheit führt zu einer 
Anteilnahme am kirchlichen Leben, deren Vielseitigkeit so recht deut- 
lich wird, vergegenwärtigt man sich nur einmal die abwechslungsreiche 
Buntheit der Anlässe, die dem einzelnen Kanzleibeamten sicherlich mehr 
als einen achtstündigen Arbeitstag beschieden hat. Der Papst und sein 
Verhältnis zu den Erzbischöfen, den Bischöfen usw. bis zu den Stifts- 
geistlichen und Klosterinsassen, die Beziehungen der Erzbischöfe zu 
ihren Suffraganen, der Bischöfe zu ihren Diözesangeistlichen, der Geist- 
lichen mit ihren verschiedenen Pfründen untereinander, alles verdeutlicht 
wie wohl selten eine Publikation der letzten Jahre die ganze Vielseitigkeit 
und Vielgestaltigkeit derkirchlichenVerwaltung, mag essich nun um große 
Sprengel, mag es sich um kleine Bezirke handeln; man wird die All- 
gemeinheit unserer Charakteristik nicht tadeln, versucht man nur ein- 
mal, wie wir selbst vergeblich es des öfteren getan haben, durch An- 
gabe der „Betreffs“, wie der alte archivalische Ausdruck lautet, eine 
systematisch gegliederte Übersicht des Bandes auszugestalten. Nicht 
als ob nur Stücke der kirchlichen Verwaltung entgegenträten, auch 
die territoriale Administration kommt zu ihrem Rechte, so z.B. ge- 
rade die Administration Balduins von Trier, den ein Zeitgenosse wegen 
der Mehrung seines Kirchenbesitzes einen Augustus genannt wissen 
wollte. Daß wir hier nicht noch ausführlicher auf die neuen Mit- 
teilungen zur Geschichte der Reichspolitik eingehen, wird Entschul- 
digung finden; schon oben wurde wenigstens andeutend bemerkt, nach 
welchen Richtungen hin sich die Urkunden usw. dem Leser präsentieren, 
und Aufzeichnungen wie die über die Rechte des Reiches im Gegen- 
satz zu denen des Papsttums sind nicht minder willkommen, als die 
zur Geschichte des Jahres 1338, die jetzt von ganz neuen Gesichts- 
punkten aus dargestellt werden muß. 

Alles in allem können wir den Herausgeber zu seinem über- 
raschenden und inhaltsvollen Funde der Casseler Handschrift auf- 
richtig beglückwünschen, die deutsche Forschung aber zur Anregung, 
die sie ihm verdankt, Wir besitzen, wie man weiß, für die erste 
Hälfte des 14. Jahrhunderts die Aktenpublikationen u.a. von H.Finke, 
F. Kern und die leider scheinbar ins Stocken geratene Edition der MG. 
Const. IV bis V von J. Schwalm, man erinnert sich der Herausgabe 
kirchenpolitischer Streitschriften von R. Scholz — hier finden Unter- 
suchungen aller Art neue Anregungen und neue Stützen. Unsere 
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Gegenwart und Zukunft ist wissenschaftlichem Arbeiten und Gestalten 
auf dem Gebiet des Mittelalters nur zu wenig geneigt, um so mehr ist 
es Pflicht, daran zu erinnern, daß hier Schächte erschlossen sind, in 
denen tief zu schürfen dauernden Lohn in sich birgt. 

Stengel gibt der Hoffnung Ausdruck, der ersten hier veröffent- 
lichten Bandhälfte bald die zweite folgen zu lassen: Sie soll den Rest 
der Texte bis zum Jahre 1364 führen, dazu Anhänge, u. a. deutsche 
und lateinische Gedichte des 13. und 14. J ahrhunderts, ein Register und 
die Einleitung enthalten. Für diese letztere sind genaue Beschreibungen 
der benutzten Handschriften und eine eingehende Biographie des Rudolf 
Losse in Aussicht genommen — aus allem erwächst die Hoffnung auf noch 
weitere reiche Belehrung, zumal zur Geschichte des Trierer Erzbischofs 
Balduin von Luxemburg, die wit Fug und Recht die stärkste staats- 
männische Persönlichkeit ihrer Zeit genannt wird. 

A. Werminghoff. 


Hans Schmauch, Die Besetzung der Bistümer im Deutsch- 
ordenstaate (bis zum Jahre 1410). 8.-A. aus der Zeit- 
schrift für ermländische Geschichte und Altertumskunde, 
Bd. XX (S. 643 ff.) und XXI (8. 1ff.). Braunsberg 1919 und 
1920. 108 und 1028. 8°. 


Zusammenfassende Werke können die Frage der Besetzung der 
Kirchenämter und unter ihnen namentlich der Bischofstühle nur von 
allgemeinen Gesichtspunkten aus betrachten. Um so wertvolleren Ein- 
blick in Einzelfragen gewinnen wir aus der stattlichen Zahl einschlä- 
giger Spezialuntersuchungen. Ihnen reiht sich die vorliegende Arbeit!) 
an. Sie bespricht an der Hand des zumeist gedruckten Urkunden- 
materials und gestützt auf eine auch in ältere Zeit zurückreichende 
Literatur in selbständiger Weise die Besetzung der Bistümer im 
deutschen Nordosten und zwar bis zum Jahre 1410, jenem großen 
Wendepunkte in der Geschichte des deutschen Ordens. Die vom Ver- 
fasser benutzten Werke sind in unserer Universitätsbibliothek nur zum 
kleinsten Teile vorhanden. Ich konnte daher eine Nachprüfung im 
einzelnen nicht vornehmen. Doch macht die Arbeit durchaus den 
Eindruck einer fleißigen und gründlichen Studie. 

Zum Ordensstaate gehörten im 14. Jahrhundert Preußen und 
Livland, seit 1346 auch Estland. In Preußen hatte sich der Orden 
seit 1230 in jahrelangen Kämpfen als Eroberer bewährt und dort eine 
entwickelte staatliche Gewalt aufgerichtet. In Livland waren zunächst 
die Bischöfe auch politische Machthaber, dann aber gewann der Orden 
auch dort die Landeshoheit. Estland kam nach Niederwerfung des großen 
Aufstandes durch Kauf im Jahre 1346 von Dänemark an den Orden 


!) Teil I auch als Königsberger Dissertation (1919) erschienen. Beide 
Teile im folgenden als Sch. I und II zitiert. 
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In all diesen Gebieten bestand auch seit der Bekehrung eime ent- 
sprechende kirchliche Organisation. Es gab in Preußen und Livland 
je vier Diözesen, die schon Innozenz IV. (1246) zu einer Kirchenprovinz 
vereinigte, deren Vorsteher seit 1254 seinen Sitz in Riga nahm. Das 
estländische Bistum Reval aber gehörte auch nach 1346 zur schwedischen 
Kirchenprovinz Lund. 

Dies vorausgeschickt, wollen wir in Kürze den Ausführungen 
Sch.s folgen, soweit sie allgemeineres Interesse beanspruchen dürfen. 
In einem ersten Abschnitt bespricht er eingehendst „die einzelnen Be- 
setzungsfälle“ in Preußen in zeitlicher Folge, gesondert nach 
den 1243 vom päpstlichen Legaten Wilhelm von Modena gebildeten 
vier Diözesen: Kulm, Pomesanien, Ermland und Samland. Die Ein- 
leitung bringt den Hinweis auf ein von Innozenz III. als Vorläufer 
dieser Diözesaneinteilung errichtetes Missionsbistum für ganz Preußen. 
Anhangsweise hören wir von Versuchen, auch für Litauen und Jatwe- 
sonien Bistümer zu errichten. Für die livländischen Bistümer (Riga, 
Dorpat, Kurland und Oesel) hat bis zum Beginn des 14. Jahrhunderts 
Fr.Schonebohm in den Mitteilungen aus der livländischen Geschichte 
(1910) die: Besetzungsfragen behandelt. Diese Arbeit setzt unser Ver- 
fasser für die Zeit von 1305—1410 fort (II. 84—97) und reiht daran 
eine Erörterung der einschlägigen Fragen in Reval (1320 —1405). 

Im zweiten Abschnitt wird das Problem vom kirchenpoli- 
tischen Standpunkte aus betrachtet. Auf die Besetzung dieser 
wichtigen Kirchenämter nahmen neben kirchlichen Organen (Papst 
und Erzbischof von Riga) mehr und mehr auch die Ordensherren maß- 
gebenden Einıluß., In Livland errichtete der Erzbischof von Bremen, 
getragen von dem Streben nach einem Patriarchat des Nordens, 
schon 1185 ohne päpstliche Ermächtigung ein Bistum und er- 
nannte dessen erste Bischöfe. Seit Innozenz III. aber wandte die Kurie 
dem ostdeutschen Missionsgebiete ihre Aufmerksamkeit zu. Plante sıe 
doch dort die Schaffung eines neuen Kirchenstaates, der, von jeder 
geistlichen und weltlichen Gewalt frei, unmittelbar dem Papste unter- 
stellt sein sollte. Mit päpstlicher Erlaubnis wurden hier Bistümer ge- 
gründet. Rom erklärte die livländischen Diözesen für exemt und er- 
nannte selbst oder durch Beauftragte deren Vorsteher. Gregor IX. 
bezeichnete Livland geradezu als „Recht und Eigentum des heiligen 
Petrus“.!) Aber auch die kirchliche Organisation Preußens nahm 
die Kurie in ihre Hand, und als von ihr beide Gebiete zur Kirchen- 
provinz Riga vereinigt wurden, beanspruchte sie trotzdem die Besetzung 
der Bischofstühle als ihr alleiniges Recht.) Erst die Errichtung von 


1) Ebenso für Littauen in einem Schreiben Innozenz’ IV. vom 3. Sep- 
tember 1254 an den König Mindowe daselbst: „cum terra Lethoviae sit 
iuris et proprietatis beati.Petri.“ Preuß. Urkb. I 293 und Sch. I 7462. 

2) Nach dem jus commune stand damals dem Metropoliten die Be- 
stätigung der Wahl seiner Suffragane zu. In unseren Ländern hatten sich 
in der kapitellosen Zeit die Päpste die Bestellung der Bischöfe vorbehalten. 
Nur als päpstlicher Legat war Erzbischof Albert von Preußen (1246—1250) 
allgemein ermächtigt worden, die preußisch-livländischen Bistümer namens 
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Domkapiteln, welche die Bischöfe vornahmen, änderte diesen Zustand.!) 
Im Kampf mit den Staufern vermochte ferner Papst Innozenz IV. den 
deutschen Orden auf seine Seite zu bringen. Er berücksichtigte die 
Ordensbrüder bei der Verleihung der Bistümer, er bestätigte (1246) die 
Gründung des Domkapitels in Kurland, das sich „als erstes Domstift 
statutenmäßig aus Deutschordensbrüdern zusammensetzte“.2) Seine 
Nachfolger setzten diese ordensfreundliche Politik fort, und selbst die 
päpstlichen Provisionen des 14. Jahrhunderts widersprachen im allge- 
meinen, wie Sch. nachweist, nicht den ÖOrdensinteressen. Nur Bene- 
dikt XII. nahm eine ihm feindliche Haltung ein. Vom kirchenpolitischen 
Standpunkte beleuchtet Sch. namentlich auch den Streit, den Erzbischof 
Friedrich von Riga fast während seiner ganzen Regierung (1304—1341) 
mit dem Orden führte und hiedurch sogar von der Kurie anerkannte 
Metropolitanrechte gefährdete. 

Ein Interventionsrecht bei der Besetzung der Bistümer 
hatte der Orden nur in Reval. Denn im Kaufbriefe von 1346 wurde 


des Papstes zu vergeben. Doch wurde diese Generalvollmacht durch zahl- 
reiche Einzelerlasse des Papstes ganz wesentlich beschränkt. 1250 enthob 
ihn Innozenz IV. seiner Legation und verbot ihm ausdrücklich jede weitere 
Einsetzung von Bischöfen, die ihm doch nach dem allgemeinen Rechte als 
Metropolit zugestanden hätte. Sein Nachfolger Johann I. von Riga hat 
nach Sch. versucht, selbständig für Pomesanien und Samland Bischöfe zu 
ernennen. Doch wurde der Akt für Samland päpstlicherseits, als „minus 
justo titulo‘“ erfolgt, kassiert. Für Heinrich von Pomesanien fehlen nähere 
Angaben. Auffallend aber ist es, daß beide Bischöfe und ihr Kollator, von 
der damaligen Gepflogenheit abweichend, Thronsiegel führten. Sch. I 682 ff. 
und 729, 


D) Kulm 1251. Gründer: Bischof Heidenreich v. K. Bei der 
nächsten Erledigung wählte es einen Bischof durch Postulation. Die Ver- 
handlungen mit der Kurie lassen ersehen, daß diese die Befugnis des Erz- 
bischofs von Riga zur Konfirmation einer Wahl prinzipiell anerkannte. Die 
Admission des Postulierten war jedoch ein Vorrecht des Papstes. Die nächsten 
Wahlakte erhielten ihre Bestätigung in Riga. Sch. I 651 und I 65. — 
Ermland 1261. Stifter: Bischof Anselm v. E. Die Wahlen von 1278 
und 1300 wurden nach Riga zur Bestätigung geleitet. Bei ersterer ver- 
weigerte Erzbischof Johann I. die Konfirmation, und das Kapitel appellierte 
dann an die Kurie. Im zweiten Falle erteilte sede vacante das Metropolitan- 
kapitel die Konfirmation. Sch. 1705 ff. — Pomesanien 1284. Gründer: 
Bischof Albrecht daselbst. Erzbischof Johann IL. konfirmierte die Wahl des 
nächsten Bischofs (1287). Sch. I 680. — Samland 1285. Gründer: 
Bischof Kristan daselbst. Die Wahl seines Nachfolgers (1296) erhielt in 
Riga die Bestätigung. Sch. I 732. — Wie sehr Erzbischof Friedrich von 
Riga (1304—1341) durch sein auch ordensfeindliches Verhalten diese Rechts- 
lage erschütterte, zeigt Sch. ausführlich U 18 ff. und 100. 

2) Es folgten die Inkorporationen von Kulm (etwa 1263), Pomesanien 
(1284), Samland (1285) und Riga (1394), während die anderen Domkapitel 
säkular blieben. Diese Inkorporationen von Kulm, Pomesanien und Samland 
bedurften der Genehmigung des Erzbischofs von Riga, die eingeholt und 
erteilt wurde. Bei Riga wurde sie von Papst Bonifaz IX. verfügt. Sch. U 
53 und 64. Auch für Kurland liegt von 1290 eine Zustimmung des Erz- 
bischofs vor. Ebd. 64!. In Samland waren die Kapitularen seit 1294 sta- 
tutenmäßig zur Wahl ihres Bischofs aus dem Deutschen Orden verpflichtet. 
Ebd. 47°, 
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ihm auch das vom König von Dänemark geübte, päpstlicherseits aber 
bestrittene Nominationsrecht übertragen.!) Aber selbst von ihm machten 
die Ordensmeister keinen Gebrauch. Tatsächlich aber verstanden 
sie es, im ganzen Bereich ihrer Territorialmacht in geschicktester 
Weise auch einen maßgebenden kirchenpolitischen Einfluß zu nehmen. 
Schon im 13. Jahrhundert erreichten sie in mehreren Diözesen die In- 
korporierung der Domkapitel an den Orden. Auf Grund des ihnen zu- 
kommenden Visitationsrechtes konnten sie als Ordensobere ihnen miß- 
liebige Mitglieder dieser Kollegien jederzeit entfernen. Durch die 
ihnen gefügigen Kapitularen vermochten sie bei der Besetzung der 
Bistümer und in der Kirchenverwaltung einen bestimmenden Einfluß 
zu nehmen. Aber auch ber den andern Kapiteln hob sich der Einfluß 
des Ordens. Im Jahre 1395 erklärte sogar der Papst, daß Erzbischof 
in Riga nur ein Priester des Ordens sein dürfe, so daß auch dieser 
Kirchenfürst als Ordensangehöriger dem Hochmeister zum Gehorsam 
verpflichtet war. Noch andere Wege standen übrigens dem Orden 
offen, um das gute Einvernehmen mit Rom aufrechtzuerhalten. Dazu 
kamen in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts Suppliken der 
Hochmeister aus Anlaß päpstlicher Provisionen, wie sie anderwärts in 
deutschen Landen die Landesfürsten an die Kurie richteten. Eingehend 
erörtert Sch. auch die Frage, von welchen Gesichtspunkten sich die 
Ordensoberen bei der Auswahl der Kandidaten für die Bischofsstühle 
leiten ließen (Belohnung für Verdienste um den Orden, Berücksichtigung 
von Verwandten hoher ÖOrdensgebietiger, Rücksicht auf befreundete 
Fürsten, soweit dies alles im eigenen Interesse des Ordens lag usw.). 

Am wenigsten Ausbeute gewährt die kirchenrechtliche Seite 
der Frage (Abschnitt II). Wir hören in der ersten Zeit von päpst- 
licher Ernennung der Bischöfe. Seit der Errichtung von Domkapiteln 
erfolgte die Besetzung normalerweise durch Wahl mit nachfolgender 
Konfirmation durch den Metropoliten, bei Riga als Erzbistum durch 
den Papst. Die Urkunden erwähnen übrigens Devolutionen und Ap- 
pellationen an die Kurie. Sie zeigen auch hier — wie anderwärts — 
in steigendem Maße eine Handhabung der päpstlichen Reservate, so 
daß schließlich die Ernennung durch den Papst zur Regel wurde.?) 
Die Wahlen erfolgten, soweit wir hierüber Nachricht haben, wieder- 
holt durch Kompromiß. Überliefert ist uns jedoch für diese Zeit nur 
ein Wahldekret.’) Trotz der päpstlichen Vorbehalte nahmen auch 


!) Sch. U 45 und 97. 

?) Päpstliche Reservate waren schon die Besetzungsvorbehalte für die 
Bistümer anläßlich der Errichtung des Erzbistums (1246). Ein weiteres 
Reservat dürfte 1263 für Kurland beansprucht worden sein. Sch. II 62. 
Bei Besetzung des Metropolitansitzes von Riga haben die Päpste schon in 
der voravignonesischen Zeit wiederholt aus eigenem gehandelt, ein „inter- 
essanter Beitrag zur Entwicklung der kurialen Machtansprüche“ in dieser 
frühen Zeit. Sch. 1I 68. Im 14. Jahrhundert entsprach das Verhältnis bei 
der Besetzung der preußisch-livrländischen Bistümer völlig jenem der übrigen 
Kirchen. Vgl. hierzu meine Arbeit über Salzburg 200 fi. 

3) Samland: 1310, Dezember 13. Urkb. des Bistums Samland 214. — 
Sch. I 734 und II 78. 
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hier die Kapitel Wahlen vor, die dann von der Kurie zwar für nichtig 
erklärt wurden, politisch aber doch meist Berücksichtigung fanden, so 
daß der Erwählte, allerdings unter anderem Titel, zu seinem Amte 
kam. Anläßlich der Weihe begegnet der Obödienzeid, und zwar nach 
der Schaffung der Metropolitanverfassung selbst dann, wenn der Papst 
das Amt verlieh, an den Erzbischof, im 14. Jahrhundert aber aus dem 
Titel der Reservationen ausnahmslos an den Papst. Dem Deutschen 
Reiche stand kein Anteil an der Einsetzung der Bischöfe in diesen 
Landen zu, es gab keinerlei Investitur durch den deutschen König, da 
die preußischen Bischöfe nicht Reichsfürsten waren. Wir hören aber 
auch nichts von einer solchen Amtshandlung durch die Territorial- 
herren. In Livland haben drei Bischöfe von König Heinrich VII. eine 
Investitur erbeten und erhalten.!) i 

Von besonderem Werte sind endlich die durch Sch. aus den Ur- 
kunden und sonstigen Überlieferungen mit großem Fleiße ermittelten 
Personaldaten für 52 preußische und 68 livländische Bischöfe der Zeit 
bis 1410. Ihre größere Zahl (66) gehörte dem Regularklerus an, hier- 
von 42 dem deutschen Orden. In Samland und Pomesanien sind ihm 
seit der Errichtung der Domkapitel alle Bischöfe zuzuzählen. Die Bi- 
schöfe waren anfangs Landfremde, erst späterhin, als auch Ein- 
heimische in die Domkapitel einzogen, aus dem Lande hervorgegangen. 
Die Domkapitel pflegten die Bischofskandidaten meist aus ihrer eigenen 
Mitte zu nehmen. Für 55 Bischöfe ließ sich noch der Geburtsstand 
ermitteln. Es waren unter ihnen 36 ritterbürtig, 19 aus bürgerlichen 
Familien. Für 19 Bischöfe wird eine besondere wissenschaftliche Vor- 
bildung erwähnt (Jurisprudenz oder Theologie). 

Innsbruck, A. Wretschko. 


G. Wolf, Quellenkunde der deutschen Reformationsgeschichte 
U, 2. Gotha, F. A. Perthes 1922. X, 296 8. 8°. 


Es hieße den Aufgabenkreis unserer Zeitschrift nicht unwesentlich 
überschreiten, sollte der dritte Textteil von G. Wolfs „Quellenkunde“ 
eine vergleichsweise ebenso eingehende Würdigung erfahren wie seine 
Vorgänger (vgl. diese Zeitschrift, Kanonistische Abteilung, Band VI], 
1916, Seite 449 £.). Nicht als fehlte es ihm an Gelehrsamkeit und 
Belesenheit oder an mannigfaltigen sehr nützlichen Fingerzeigen, ge- 
rade diese aber streifen doch nur die Disziplinen der kirchlichen 
Rechts- und Verfassungsgeschichte, so daß von dieser Seite aus be- 
trachtet der hier vorliegende Band nichts anderes als ein erstes Hilfs- 
wittel für sie darstellen möchte. Auch daran ist zu erinnern, daß er 
in erster Linie den Quellen und Hilfsmitteln für die Geschichte ein- 
„elner Persönlichkeiten, dazu der Aufzählung ihrer Werke und endlich 
der neueren Literatur über sie eingeräumt ist, im deren Kritik man 
sich mit um so mehr Erfolg versenken wird, wenn man an den Stoff 


nr 


t) Riga und Dorpat 1225, Oesel 1228. — Sch. II 81. 
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selbst nicht ganz unvorbereitet herantritt. Wir haben es demnach mit 
einer Übersichtzu tun, die einmal die Geschichte der allgemeinen Probleme 
des Reformationszeitalters (vgl. 8. 1ff. und 206 ff.), sodann die besonderen 
Probleme der Personengeschichte in der ersten Hälfte Jdes 16. Jahrhun- 
derts vergegenwärtigt, einer Übersicht, deren Gliederung freilich etwas 
schematisch dünkt, wenn die Stoffverteilung im zweiten Abschnitt 
(8. ff.) insgesamt 55 ausgewählte protestantische Theologen nach den 
eben erwähnten Grundsätzen behandelt. Dazu kommt: W. hat es nicht 
unterlassen, den einen oder anderen Paragraphen mit dem Hinweis 
darauf zu versehen, daß von der Einzelforschung, sei es der protestan- 
tischen, sei es der katholischen (vgl. z.B. bei Nikolaus von Amsdorf 
S.12 Anm. 1) noch mancherlei zu erhoffen ist, regelmäßig aber anzu- 
geben, welche Quellen im einzelnen für das Recht der Kirchen in Be- 
tracht kommen, welche Fragen gerade rechtlicher Natur mit dem Leben 
und Wirken der einzelnen Männer sich verbinden, — diese Desiderien 
der rechts- und verfassungsgeschichtlichen Wissenschaft, um die es sich 
für uns doch in erster Linie handelt, werden auch anderen Benutzern 
des Buches entgegentreten. Der Verfasser wird auf die allgemeinen 
Abschnitte im ersten Teil des zweiten Bandes verweisen, eben bei den 
Biographien jedoch hätte es sich empfohlen, die früheren Stellen immer 
wieder ins Gedächtnis zurückzurufen. Täuschen wir uns nicht, so 
kommt auch hierin zum Ausdruck, daß die reformationsgeschichtliche 
Forschung, wenigstens soweit es sich um die protestantische Wissen- 
schaft handelt, mit immer intensiverem Eifer den Anschluß an die 
Rechtshistorie suchen sollte. Gewiß gibt es Ausnahmen (vgl. z. B. 
S. 77 fi, über Andreas Karlstadt), im allgemeinen aber zögern wir nicht, 
an eine Lage zu erinnern, deren Besserung uns, eben um der deut- 
licheren Erkenntnis der Reformationsgeschichte willen, seit langem am 
Herzen liegt. 

Den vorliegenden Band beschließen Nachträge, wie sie in der 
Zwischenzeit, das heıßt seit dem Erscheinen der ersten und zweiten 
Bandhälfte (seit 1915), sich notwendig erwiesen; ein besonderer Band 
soll ein Sach- und Namenregister bringen. 

A. Werminghoff. 


ae 


Alfred Schultze, Die Rechtslage der evangelischen Stifter 
Meißen und Wurzen, zugleich ein Beitrag zur Reformations- 
geschichte (a. u. d. T.: Leipziger rechtswissenschaftliche 
Studien, herausgegeben von der Leipziger Juristenfakul- 
tät, Heft 1). Leipzig, Theodor Weicher 1922. VII, 
998. 8°. 

Es kann nicht überraschen, daß die Staatsumwälzung der letzten 

Jahre auch die evangelischen Stifter Deutschlands in ihren Wellen- 


schlag hereingezogen hat. Aus der Behandlung der für die Stifter 
Meißen und Wurzen aufgeworfenen Fragen ist ein Rechtsgutachten 
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hervorgegangen, das der Vertreter des Kirchenrechts an der Leipziger 
Universität, Alfred Schultze, seiner Fakultät erstattete, und das die 
Grundlage der gegenwärtigen Schrift bildet. Der Verfasser hat nur, 
wie er hervorhebt, alle Hinweise auf die von den beteiligten Stellen 
für und wider gegebenen Ausführungen und Mitteilungen weggelassen. 
Dadurch sind seine Untersuchungen zu einer von der Augenblickslage 
losgelösten, in sich geschlossenen Schrift geworden, die mit Recht an 
den Beginn der von der Leipziger Juristenfakultät begründeten rechts- 
wissenschaftlichen Studien gestellt werden durfte. 

Unsere Besprechung umfaßt, dem Charakter der ZRG. entsprechend, 
nur den geschichtlichen Teil der vorliegenden Abhandlung (S. 1—36). 
Auf die Ergebnisse für die Gegenwart soll nur am Ende kurz hinge- 
wiesen werden. Den Ausgangspunkt des Verfassers bildet die Fest- 
stellung, daß der Bischof von Meißen vor der Reformation episcopus 
im kirchenrechtlichen Sinne und Reichsfürst nach deutschem Staats- 
recht gleich den anderen Bischöfen im Reich war. Was ihn von den 
rheinischen Bischöfen oder von dem Bischof von Würzburg unterschied, 
war der Mangel einer vollkommenen Landesherrschaft über das bi- 
schöfliche Territorium. An der Erlangung einer restlosen Landes- 
herrschaft hinderte den Bischof ‚seine Stellung zum Markgrafen von 
Meißen. Die vertragsmäßig geschaffene Schutzherrschaft der Wettiner 
— die natürliche Folge der Lage und des zersplitterten Streubesitzes 
des Bistums innerhalb der Grenzen der Markgrafschaft — führte zu 
einer Schutzherrlichkeit über das Hochstift. Sie drückte den Bischof 
zwar nicht zur Landsässigkeit herab, verlieh ihm aber jene eigenartige 
Zwitterstellung, die zwischen Reichsstandschaft und sächsischer Land- 
standschaft schwankte. Zur Meißner Diözese und zum bischöflichen 
Territorium gehörte auch die Stiftskirche zu Wurzen mit der Stadt 
Wurzen. Die Ordnung des Wurzener Kollegiatkapitels hatte große 
Ähnlichkeit mit der Organisation des Meißner Domkapitels. 

Wie auch anderwärts in den geistlichen Territorien, waren in den 
beiden sächsischen Stiftern bei Einführung der Reformation besondere 
Schwierigkeiten zu überwinden. Zwei zwischen Kurfürst August von 
Sachsen und Bischof Johann IX. von Meißen abgeschlossene Verträge 
(von 1555 bei der Wahl Johanns von Haugwitz und von 1559) verwan- 
delten das Bistum in ein evangelisches Bistum. In Wurzen hatte die 
lutherische Lehre zwar bereits 1542 unter dem vorübergehenden Ein- 
fuß des Kurfürsten Johann Friedrich Eingang gefunden. Zu einer 
endgültigen Sicherstellung der Augsburgischen Konfession kam es je- 
doch in Wurzen erst im Jahre 1580. An diese Vorgänge reihte sich 
— ein Vorgang mit seltsamen Verschlingungen — am 20. Oktober 1581 
die Resignation des Bischofs Johann IX. Sie erfolgte zu Händen des 
Domkapitels mit der Auflage, die gubernatio „ad certos annos* an den 
Kurfürsten August „in commendam“ zu übertragen. Das Domkapitel 
„postulierte* hierauf den Kurfürsten mit dem Ersuchen, „sich der Ad- 
ministration des Stifts zu unterfangen‘, worauf die Übernahme des 
Stifts durch den Kurfürsten stattfand (8. 7). Vorausgegangen war diesem 
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juristisch wohlerwogenen Vorgang die Ausstellung einer Kapitulation 
(10. Oktober 1581), in deren Einleitung der Kurfürst als Grund der 
Übernahme in commendam hervorhob: „domit ermeltes stifft in seinem 
standt erhalten vnnd die reine lähr göttliches worts, dorauf die Augs- 
purgische confession gegründet, dorinnen fortgepflantzet (werde)“.*) 
Der Westfälische Friede befestigte den vorhandenen Rechtszustand. 
Der evangelische Besitz des früheren Bistums wurde dadurch unan- 
fechtbar und endgültig. Ihren beredten Ausdruck fand diese Tatsache 
in der auf Betreiben des Kurfürsten Johann Georg II. herbeigeführten 
vertragsmäßigen Verwandlung der bisher beim Regierungsantritt jedes 
sächsischen Kurfürsten formell erneuerten postulatio in eine postulatio 
perpetua des jeweiligen Kurerben. Diese postulatio perpetua wurde 
in zwei zwischen den Kontrahenten ausgewechselten Urkunden vom 
15. Juni 1663 (Postulation und kurfürstlicher Revers) verbrieft. Zu 
ihnen trat die unter dem gleichen Tage als drittes Instrument „auf- 
gerichtete Vergleichung“, die Capitulatio perpetua (S. 13).?) Die Ver- 
hältnisse waren damit so gefestigt, daß selbst ein so einschneidendes 
Ereignis wie der Übertritt des Kurfürsten Friedrich August I. zum ka- 
tholischen Bekenntnis (1697) keine Änderung herbeiführte.) Auch der 
Reichsdeputationshauptschluß des Jahres 1803 bewirkte keine rechtliche 
Änderung. Wie Verfasser mit Recht hervorhebt, bedeutete der Reichs- 
deputationshauptschluß nur die Aufhebung der bisherigen reichsrecht- 
lichen Schranken, nicht einen durch das Reichsrecht geschaffenen Über- 
gang der beiden Stifter an den Staat. Der deutliche Beweis für die 
Richtigkeit dieser Auffassung zeigt sich darin, daß König Friedrich 
August I. im Jahre 1818 die alte vertragsrechtliche Abrede feierlich 
bestätigte. Die Königliche Deklaration vom 16. Dezember 1818) nimmt 
ausdıücklich auf die Capitulatio perpetua von 1663 und ihre Erneue- 
rung vom 16. Mai 1771 Bezug (S. 17). Eine entsprechende Erklärung 
wurde in der Gesetzessammlung für das Königreich Sachsen vom Jahre 
1819 8. 9#. abgedruckt. Wohl wurden die stiftischen Regierungs- 
behörden durch die Eingliederung der Stiftslande in die innere säch- 
sische Landesverwaltung aufgehoben. Anerkannt aber wurden — und 
das war das Entscheidende — alle übrigen durch die Kapitulation 
festgelegten Rechte des Meißner und des Wurzener Kapitels. Auch 
der Nachfolger Friedrich Augusts, König Anton, erneuerte am 19. Mai 
1828 die perpetuierliche Kapitulation. In den drei Jahre später ein- 
setzenden Verhandlungen über die Verfassung wurde zwar im Hinblick 


Y) Cod. dipl. Sax. Reg. II, 3 (1867) pg. 409 Nr, 1487. 

?) Abgedruckt bei Alfr. Schultze im Anhang 8. SIf. unter I. 
Sie war bisher ungedruckt. 

®) Da die perpetuierliche Postulation auf die Zugehörigkeit des Landes- 
herrn zur Augsburgischen Konfession entscheidenden Nachdruck logte, so 
war durch diesen Glaubenswechsel infolge Wegfalls der Bedingung bezw. 
Eintritts der entsprechenden auflösenden Bedingung für das Stift Sedisvakanz 
eingetreten. Grundsätzlich wäre damit das Recht verbunden gewesen, einen 
neuen (evangelischen) Stiftsadministrator zu postulieren (vgl. S. 15). 

*) Abgedruckt Anhang 8. 83 fl. unter UI. 
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auf die Sonderrechte der beiden Stifter durch die Regierung auf eine 
geplante ‚zeitgemäße Modification“ hingewiesen. Der Wortlaut dieser 
AÄnkündigüng (Königl. Dekret vom 1. März 1831) enthält aber zugleich 
in staatsrechtlich unangreifbarer Form die Anerkennung der vorhan- 
denen Vertragsrechte und die Zusicherung, nur auf dem Wege der 
Verhandlung, nicht durch einseitigen Staatsakt, die Rechte zu ändern. 
In den Landtagsverhandlungen der folgenden Jahrzehnte erscheinen 
wiederholte Anträge auf die Durchführung zeitgemäßer Reformen.!) 
Erst am 25. Februar 1860 aber wurde durch König Johann unter mini- 
sterieller Gegenzeichnung ein Vertrag ratifiziert?), der für Meißen eine 
Reihe von Reformen brachte. Ihm folgte am 23. Oktober 1864 der 
Abschluß eines Vertrags für Wurzen.?) Die abschließenden Teile waren 
in beiden Fällen auf der einen Seite der König als Stiftsherr, auf der 
anderen Seite das Kapitel. Die Zustimmung der in Evangelicis beauf- 
tragten Minister, auf die bei den Verhandlungen besonderer Nachdruck 
gelegt wurde, bedeutete die Anerkennung, „daß es sich um eine das 
evangelisch-lutherische Kirchenwesen betreffende Angelegenheit han- 
delte*.*) 

Mit der Behandlung der beiden Reformverträge endet der ge- 
schichtliche Teil der Arbeit. Ergänzend wird nur S.36 an der Hand 
der Landtagsverhandlungen ein Überblick über den derzeitigen Ver- 
mögensstand der beiden Stifter hinzugefügt.®) Alle für die’ geschicht- 
liche Entwicklung hervorgehobenen Linien werden vom Verfasser mit 
knappen, scharfen Sätzen gezogen. Der Leser erhält ein greifbares 
Bild, das trotz des (den Zwecken des Gutachtens entsprechend) eng 
gezogenen Rahmens der Darstellung alle entscheidenden Punkte er- 
kennen läßt. In überzeugender, quellenmäßig begründeter Weise 
werden zugleich die Unterlagen geschaffen, aus denen die Folgerungen 
für das geltende Recht zu gewinnen sind. Das Entscheidende hierfür 
ist, daß die beiden Kapitel öffentlichrechtliche Körperschaften mit 
kirchlichen Zwecken sind. Zuzustimmen ist ferner der zweiten Folge- 
rung des Verfassers ®), daß die stiftsherrlichen Rechte keinen Bestandteil 


!) Allen diesen Einzelheiten wird 8. 22 mit Sorgfalt nachgegangen. 

*) Die Domherren des Meißner Hochstifts hatten ihre Unterschrift be- 
reits am 15. Dezember 1854 gegeben. Der Reformvertrag ist a. a. 0. 8. 86. fl. 
unter IV abgedruckt. 

®) Den Wortlaut des Vertrags s. 2.2. 0.8, 92 ff, unter V. Der Ver- 
trag mit den Wurzener Kollegiatstift hat unter dem 29. April 1891 einen 
Zusatzvertrag erbalten (vgl. hierfür Anhang 8. 96f. unter VI); er betrifft 
lediglich die Zahl der Kapitelstellen und die dafür vorgesehene Ausstattung. 

4) Vgl. 8. 83. 

5) Das werbende Vermögen des Hochstifts Meißen sowie die von ihm 
verwalteten Stiftungen betrugen nach dem Rechnungsstand von 1917: 
1029500 Mk. mit einer Einnahme von rund 56100 Mk., einer Ausgabe von 
42290 Mk., das werbende Vermögen des Kollegiatstifts Wurzen: 288 700 Mk. 
mit einer Einnahme von rund 12 650 Mk., einer Ausgabe von 12180 Mk. 
Die Umwertung aller Werte in der Gegenwart nimmt auch diesen Ziffern 
ihre alte Bedeutung! 

0%) 8. 58. 


©; 
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der Staatsgewalt, des Rechts des Stiftsoberhauptes als solchen, bil- 
deten, sondern „daß diese Rechte in den Rahmen des evangelischen 
Kirchenwesens gehörten.“ Die Staatsumwälzung des Jahres 1918 hat 
somit nicht zu einer Rechtsnachfolge des Gesamtministeriums des Frei- 
staats Sachsen, sondern zu einer Erledigung der Stelle des bisherigen 
Stiftsherrn geführt. Die weiteren Ausführungen, die sich auf die 
künftige Rechtsgestaltung (S. 62ff.) und auf das Verhältnis zu der im 
Sommer 1921 neuerrichteten katholischen Diözese Meißen (8. 74ff.) 


beziehen, überschreiten — soviel Interessantes sie kirchenrechtlich 
bieten — die unserem Bericht gesteckten Grenzen. 
Tübingen. Arthur B. Schmidt. 


Dr. phil. Helmut Weigel, Die Deutschordenskomturei 
Rothenburg o. Tauber im Mittelalter. Ihre Entstehung, 
ihre wirtschaftliche und kirchliche Bedeutung und ihr 
Niedergang im Kampf mit der aufstrebenden Reichsstadt 
(a. u.d. T.: Quellen und Forschungen zur bayerischen 
Kirchengeschichte, hsg. von Hermann Jordan VD. Leip- 
zig und Erlangen, A. Deichert 1921. XVI, 166 8. 8°. 


Ein wertvoller Beitrag sowohl zur äußeren Ordensgeschichte als 
zum Kapitel „Stadtgemeinde und Kirche im Mittelalter“. In Rothen- 
burg war das Pfarramt an der Stadtpfarrkirche, der St. Jakobskirche, 
im Besitze des Deutschen Ritterordens. Die Kirche war filia der alten 
Pfarrkirche im Dorfe Dettwang gewesen und mit dieser vom Würz- 
burger Bischof dem Deutschordenshausin Würzburg inkorporiert worden. 
Dann, gegen Ausgang des 13. Jahrhunderts, wohl im inneren Zusammen- 
hang, war einesteils eine selbständige Ordenskomturei Rothenburg, 
anderenteils unter Abtrennung von Dettwang eine selbständige Pfarrei 
Rothenburg mit St. Jakob als nunmehriger Stadtpfarrkirche errichtet 
worden. Der Orden war der „eigentliche Pfarrherr* und hatte das 
Recht, einen seiner Ordenspriester als plebanus dem Bischof zu präsen- 
tieren. Oft waren das Amt des Komturs und das des Pfarrers in einer 
Person vereinigt (siehe die Namenliste 8. 115). Ein Recht der Vor- 
präsentation erlangte die Stadt nicht, „So konnte der Orden als 
solcher bis zur Reformation die erste Rolle im Kirchenwesen spielen“ 
(S. 24). Trotzdem folgte die Entwickelung sogar hier dem Zuge 
der Zeit. 

Schon seit Beginn des 14. Jahrhunderts bemühte sich die auf- 
blühende Reichsstadt erfolgreich, in die geschlossene Organisation der ' 
Pfarrei einzudringen. Es sind dieselben Wege, die wir allenthalben, 
in Reichsstädten wie in Territorialstädten, beschritten sehen, vornehm- 
lich: Eingreifen in die kirchliche Vermögensverwaltung und Rats- 
treuhänderschaften bei den Meß- und Altarpfründstiftungen. Davon 
weiß der Verfasser, auf das Wichtige gut eingestellt durch seine 
Kenntnis der einschlägigen allgemeingeschichtlichen, insbesondere der 


- 
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neueren kirchenrechtsgeschichtlichen Literatur und unter ständigen 
Seitenblicken auf die lokalgeschichtlichen Darstellungen aus anderen 
Städten!), anschaulich zu berichten. Durch einen Vertrag von 1336 
brachte es die Stadt zur Einsetzung einer gemischten Pflegschaft über 
das Gotteshausgut, d.h. die zur baulichen Unterhaltung und Beleuch- 
tung der Pfarrkirche dienenden Einkünfte; ein Ordensbruder und ein 
vom Stadtrat gewählter Bürger sollten die Pflegschaft führen und 
jährlich vor Komtur, Pfarrer und innerem Rat Rechnung legen. 
60 Jahre später gibt der von der Bürgerschaft betriebene Neubau der 
St. Jakobskirche die Gelegenheit, die „Pflege“ ausschließlich mit 
Bürgern, 2 oder 3 „Gotteshausmeistern‘“, zu besetzen und so zu einem 
rein städtischen Institut zu machen, Bleibt auch der Orden Eigen- 
tümer, so wird doch damit die Stadt Herrin über die Pfarrkirche und 
ihre Kapellen. Eine gleiche, für die Stadt aufsteigende Kurve zeigen 
die Treuhänderschaften bei den an die Pfarrei angelehnten Stiftungen 
der Bürger. Als Mittel, die dauernde Erfüllung des Stiftungszwecks 
seitens der Ordenspfarrei zu gewährleisten, erscheint in den Stiftungs- 
urkunden nicht bloß ein eigenartiges Pfändungsrecht des Stifters oder 
seiner Nachkommen gegen den etwa säumigen Orden, worüber wir 
gern etwas mehr als die kurze Andeutung auf 8.71 zu N. 4 erfahren 
hätten, oder die Bestimmung, daß im Säumnisfalle die Stiftungsgülten 
an den Stifter oder seine Nachkommen zurück- oder an die Stadt an- 
fallen sollen — ein weiterer Beleg für die von mir vertretene auflösende 
Bedingtheit der Treuhandstiftung (siehe dazu meine „Stadtgemeinde 
und Kirche im MA.“, Festg. für Sohm 8. 115 ?; zweifelnd noch Walther 
Schönfeld in dieser Zeitschrift, Bd. 42, Germ. Abt, S. 324). Vielmehr 
gelingt es dem Stadtrat mehr und mehr, durch die Stiftungsbedin- 
gungen auch einen Einfluß auf die Besetzung der gestifteten Meß- 
oder Altarpfründen zu gewinnen. Zunächst (1367) nur wieder im Falle 
der Säumnis des Ordens neben dem Stifter oder seinen Erben das 
Recht, die Meßpfründe ein Jahr lang durch einen Priester eigener 
Wahl versehen zu lassen (8. 72). Später auch abgesehen vom Säumnis- 
fall ein Recht der Vorpräsentation oder Nomination, das den Orden 
bindet, den Nominierten dem Bischof zu präsentieren. Dies zum ersten 
Male (1388) bei der Pfründe, die der aus der Geschichte bekannteste 
unter den Rothenburger Bürgermeistern, Heinz Topler, in die neu- 
gebaute Pfarrkirche stiftete. Verf. macht über diese, nachher mehrfach 
zum Muster genommene Stiftung ausführliche, dankenswerte Mittei- 
lungen (S. 73ff.). Während hier der Rat mit seinem Nominationsrecht 
immerhin erst hinter dem Stifter und seinen Erben steht, drängt ein 
neuer, zuerst 1416 angewandter Stiftungstyp den Familienpatronat 
ganz zugunsten der Stadt zurück; bei Lebzeiten des Stifters soll noch 
diesem selbst, nach seinem Tode aber keinem anderen als dem Rat 


!) Leider ist dem Verf. die lehrreiche Göttinger phil. Dissertation von 
Heepe „Die Organisation der Altarpfründen an den Pfarrkirchen der Stadt 
Braunschweig im MA.“ (1913, auch Jahrbuch des Geschichtsvereins für das 
Herzogtum Braunschweig Bd. 12) entgangen. 
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das Nominationsrecht zustehen. Dieser Typ wird der vorherrschende 
(vgl. 8.94 ff. und in der Beilage die Regesten Nr. 163, 190, 197, 218, 
216, 266, siehe auch Nr. 291). 

Völlig ausgeschaltet wurde der Orden schließlich bei dem 1468 
unter entscheidender Mitwirkung des Rats neugeschaffenen Predigt- 
amt. Nur ein Weltpriester, und zwar ein akademisch graduierter, 
sollte es bekleiden dürfen. Er hatte für den Fall der Verhängung des 
Interdikts über die Stadt die Zahl der Predigten in vorgesehener 
Weise zu verstärken, wodurch die Stadt sich ihre religiöse Versorgung 
zu sichern suchte. Die Präsentation, nicht bloß die Vorpräsentation, 
hatte von Anfang an allein der Rat; es stand ihm frei, den Prediger 
bei vierteljährlicher Kündigung zu entlassen. „Das Predigtamt war 
somit ein rein städtisches Amt.“ Auch hier sollte &s, wie anderwärts, 
Ausgangspunkt der reformatorischen Bewegung werden (Dr. Johannes 
Teuschlein). 

Der Geschlossenheit des Ordens setzte die Stadt den genossen- 
schaftlichen Zusammenschluß der von ihr abhängigen Weltgeistlichkeit 
in einer schon 1403 gegründeten geistlichen Fraternität gegenüber. 
Verf. registriert dies nur kurz (8. 93, 110). Gern hätten wir über die 
Satzung dieser vom Bischof bestätigten Priesterbruderschaft, die in 
einer Kopie des 16. Jahrhunderts sich erhalten hat (Regest in Beilage 
Nr. 125, vgl. auch Nr. 122, 131, 132), nähere Kenntnis erlangt. 

Auf die Mitteilungen über die in den Westchor der St. Jakobs- 
kirche einbezogene Heiligblutkapelle (S. 57 ff) und über die Organisation 
des Ordenshauses, insbesondere auch über die sog. „Pitanz* der Deutsch- 
ordenspfarrei, die der in anderen städtischen Pfarreien üblichen Prä- 
senz entsprach, (S. 64 ff.) sei noch hingewiesen. 

Sorgfältige Namenlisten, eine Regestensammlung mit 330 Nummern 
und ein ausführliches Namen- und Sachregister beschließen die Schrift, 
mit der die im Jabr des Reformationsjubiläums eröffneten „Quellen und 
Forschungen zur bayerischen Kirchengeschichte“ einen anerkennens- 
werten Fortgang genommen haben. 

Leipzig. Alfred Schultze, 


Joh. Victor Bredt, Neues evangelisches Kirchenrecht für 
Preußen. Erster Band: Die Grundlagen bis zum Jahre 1918. 
Berlin, Georg Stilke, 1921. 623 8. 8°, 


Das vorliegende Buch zerfällt in vier Abschnitte: Die Grund- 
begriffe, die Grundlagen der Verfassung, die Preußische Landeskirche, 
die Stellung der Kirche (sc. zum Staate und zu andern deutschen 
Kirchen). Dieser erste Band soll nach dem Vorworte zeigen, „auf 
welıhem Punkte das evangelische Kirchenrecht im Jahre 1918 ange- 
kommen war“; der zweite Band soll dann zeigen, „was weiter daraus 
geworden‘. Verf. bekennt sich im Vorwort mit interessanten Mit- 
teilungen aus der Geschichte seiner Familie als überzeugtes Glied der 
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reformierten Kirche. Nach seiner Ansicht hat die bisherige Kirchen- 
verfassung Deutschlands im Zeichen des landesherrlichen Kirchen- 
regiments gestanden; nachdem dieses weggefallen ist, ist es die Auf- 
gabe der Kirche, die Lücke auszufüllen und sich eine Verfassung 
aus eigenen Mitteln zu schaffen, d. h. im Sinne des Verf. mit den 
Mitteln, mit denen die reformierte Kirche sich eine eigene Verfassung 
geschaffen hat: das sind die Elemente der kirchlichen Selbstverwaltung, 
die bisher als etwas dem landesherrlichen Kirchenregimente Ange- 
fügtes, dem Wesen der Kirche gewissermaßen Fremdes betrachtet 
worden sind. Verf. bezeichnet deshalb auch als den Inhalt des vor- 
liegenden Bandes einen „Überblick über den Stand der kirchlichen 
Selbstverwaltung im Jahre 1918°. Zu diesem Zweeke holt er weit aus 
und erörtert im ersten Abschnitt den Begriff der Kirche und den des 
Kirchenrechts. Wie zu erwarten, wird der reformierte Kirchenbegriff 
besonders eingehend behandelt; das Wesentliche daran ist für das 
Kirchenrecht der Gedanke der Korporation, der Genossenschaft, jedoch 
mit dem Einschlag eines anstaltlichen Momentes. In der heutigen 
evangelischen Kirche wird eine Zusammenfassung des lutherischen und 
des reformierten Kirchenbegriffs erblickt. Was den Begriff des Kirchen- 
rechts betrifft, so mag Sohm mit seiner These vom Widerspruch des 
Kirchenrechtes mit dem Wesen der Kirche für die lutherische Kirche 
recht haben, für die reformierte Kirche gilt sie nicht: „die Gemeinde- 
glieder sollen in ihrem ganzen Verhalten Gottes Ruhm verwirklichen. 
und dieser Aufgabe dienen die Vorschriften des Kirchenrechts* (8. 75). 
— Der zweite Abschnitt handelt von Parität, Toleranz und Union 
dann vom lutherischen Kircbenregiment, von der reformierten Kirchen- 
verfassung und besonders eingehend von der Kirche am Niederrhein; 
aus dieser Kirche stammt nach der Ansicht des Verf. alles, was wir 
heute in Deutschland Presbyterial-Synodalverfassung nennen (8.8). — 
Der wichtigste und umfangreichste Teil des Buches ist der dritte Ab- 
schnitt (8. 317—546): hier wird die Preußische Landeskirche (im 
weitesten Sinne) beschrieben nach ihren Bestandteilen, zuerst die 
Landeskirche der alten Provinzen, sodann die Landeskirchen der neuen 
Provinzen, zum Schlusse die selbständigen Kirchen, namentlich die 
niedersächsische Konföderation und die (alte) lutherische Kirche. — 
Der vierte und letzte Abschnitt behandelt das Verhältnis von Kirche 
und Staat bis 1918, sodann die Bestrebungen, die deutschen evange- 
lischen Kirchen mit einem gemeinsamen Bande zu umschlingen, und 
endlich die konfessionellen Verbindungen der Lutheraner und der Re- 
formierten. — Betrachtet man das Buch als Ganzes, so wird man sagen 
müssen, daß es kaum etwas Neues enthält. Aber darauf macht es auch 
keinen Anspruch. Verf. sagt selbst im Vorwort, daß an Tatsachen in 
diesem ersten Bande nicht viel Neues enthalten sei. Nichtsdesto- 
weniger ist das Werk ein höchst verdienstliches Unternehmen: es 
orientiert in vorzüglicher Weise über die Geschichte und den Bestand 
des Preußischen Evangelischen Kirchenrechts bis zur Revolution von 
1918, und es tut dies in objektiver Weise (manchmal möchte man 
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wünschen, daß’ der Verf. seine subjektive Anschauung noch "stärker 
hervortreten ließe). Einen nicht geringen Vorzug des Buches er- 
blicke ich ferner darin, daß es im Unterschied von so manchen anderen 
kirchenrechtlichen Werken ein lesbares Buch ist, das den Leser von der 

ersten bis zur letzten Seite fesselt. So kann es gerade in einer Zeit, 
die eine neue Verfassung der Kirche zu schaffen im Begriffe ist, gute 
Dienste leisten den Männern des Kirchenregiments, den Synodalen, den 
Kirchenältesten, allen denen, die sich für die kirchlichen Verfassungs- 
fragen der Gegenwart interessieren; ihnen kann man das Werk auf 
das wärmste empfehlen. — Von Druckfehlern und Versehen ist mir auf- 
gestoßen: 8.101 Anm. 6, wo das erste Zitat lauten muß: Verw.-Arch. 
Bd. 20 H.4/5, S. 258 fehlt oben die Ziffer I (entsprechend der Ziffer II 
S. 274), S. 341 Anm. 1 fehlt Ritschl, der Vater von Albrecht Ritschl. 
Wenn S. 91 das landesherrliche Kirchenregiment als ein Stück des 
inneren Kirchenrechts bezeichnet wird, so befindet sich Verf. damit in 
Übereinstimmung mit der bis 1918 herrschenden Ansicht, aber daß sie 
nicht richtig ist, hat die Revolution in Preußen und anderswo gezeigt. 

Erlangen. Rieker. 


Max Hussarek, Die Verhandlung des Konkordats vom 
18. August 1855. Ein Beitrag zur Geschichte des öster- 
reichischen Staatskirchenrechts (Sonderabdruck aus dem 
Archiv für österreichische Geschichte Bd. 109, 2, 8. 447 ff.). 
Wien, Alfred Hölder, 1922. XI, 365 8. 8°. 


Eine der wertvollsten Erscheinungen der kirchenrechtlichen 
Literatur der letzten Jahre, ein prächtiges Buch, das jeder — nicht bloß 
der Fachmann — zu welcher Welt- und Rechtsanschauung oder kirchen- 
politischen Richtung er auch sich bekennen mag, mit Interesse lesen 
und mit dem Genusse, den eine gediegene wissenschaftliche Leistung 
immer mit sich bringt, belehrt und angeregt aus der Hand legen wird. 

Das Werk füllt eine bisher oft schon bedauerte Lücke der ge- 
schichtlichen Forschung des österreichischen Staatskirchenrechts aus 
und wird dazu beitragen, manche unrichtige und ungerechte Beurteilung 
des österreichischen Konkordats zu beseitigen, das nach politisch be- 
wegter Zeit entstanden und seiner formellen Geltung nach verhältnis- 
mäßig rasch dem Wechsel der Anschauungen zum Opfer gefallen ist. 
Im Widerstreit der Meinungen ist dabei so manche mißverständliche 
Beurteilung desselben erfolgt, wozu nicht zum geringen Teile bei- 
trug, daß, abgesehen von den Rrörterungen des Motivenberichts des 
Gesetzes vom 7. Mai 1874 und außer den biographischen Arbeiten 
Wolfsgrubers über die Kardinäle Rauscher und Schwarzenberg, die 
Literatur (v. Meyer, Beidtel, Huber, Singer, Henner) nur nebenher, 
vielfach auch unzulänglich oder irrtümlich mit der Entstehung und 
Bedeutung des Konkordats sich beschäftigte. Um so dankbarer müssen 
wir dem Autor sein, daß er an der Hand reichen, bisher nicht allgemein 
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zugänglichen Materials der staatlichen und kirchlichen Archive in Wien, 
das er in 25 Beilagen uns vor Augen führt, mit vollendeter wissen- 
schaftlicher Forschungstechnik das Dunkel erhellt hat. 

Als Aufgabe stellt sich das Vorwort: „Die vorliegende Abhandlung 
will weder Zeitgeschichte noch politische Geschichte darstellen, sondern 
beschränkt sich darauf, die einschlägigen, für das österreichische Staats- 
kirchenrecht bedeutsamen Vorgänge in ihrer Verknüpfung von Ursache 
und Wirkung aufzuzeigen. Gerade dadurch glaubt der Verfasser am 
meisten auch zu einer richtigen Würdigung des Konkordats beizutragen“. 
Diese Aufgabe hat der Verfasser nicht nur voll gelöst, seine Arbeit 
bietet weit mehr. Zeitgeschichtliche und politischgeschichtliche Pro- 
bleme spiegeln sich in ihr wider und, indem sie die Entstehungsvor- 
gänge des vielumstrittenen Vertrages zwischen Kirche und Staat nicht 
bloß mit klarer und unbefangener Darstellung schildert und ihnen mit 
‚gelehrter Gründlichkeit bis in die letzten Wurzeln nachgeht, zeichnet 
sie auch ein anschauliches Bild von dem Spiel der Kräfte, die hier 
auf beiden Seiten treu ihren Grundsätzen und Leitmotiven, aber auch 
beide durchdrungen von der Notwendigkeit und den Vorteilen der ge- 
planten Neuordnung einem gemeinsamen Ziele zustrebten, Die kirchen- 
politische Bedeutung des Konkordats und des in ihm verkörperten 
Rechtssystems, das nach Verwirklichung strebende Problem der Kirchen- 
freiheit im Gegensatz zu dem allmählich abbröckelndem josephinischen 
Staatskirchentum wird bei diesen Ausführungen, insbesondere aber zu 
Anfang und zu Schluß des Werkes eingehender Würdigung im Rahmen 
ihrer Zeit unterzogen. Wir sehen den Verfasser aber auch die kirchen- 
rechtliche Bedeutung der geschaffenen Rechtsordnung im Rahmen der 
fortschreitenden neuzeitlichen Kirchenreform und der spiritualisierenden 
Richtung derselben werten. 

Es ist verständlich, daß bei einer solchen Materie auch die poli- 
tische Anschauung des Verfassers in einer eindrucksvollen Wärme der 
Darstellung und in einer manchmal etwas idealisierenden Auffassung 
der schöpferischen Grundgedanken zutage tritt. Dies verleiht der 
Lektüre einen eigenen Reiz, der dadurch erhöht wird, daß der be- 
kannte formvollendete Stil des Verfassers sich auch hier wieder voll 
zur Geltung bringt und dem vielverzweigten Stoffe seine ermüdende 
Wirkung nimmt. Nicht minder bezeugt die Gliederung und metho- 
dische Behandlung des an sich spröden, in seinen Details und disparaten 
Materien nicht leicht zu bemeisternden Gegenstandes die wissenschaft- 
liche Schulung und Gewandtheit des Autors. 

Nach einem kurzen einleitenden Vorworte, welches auch den 
kärglichen Literaturbestand zur Frage bespricht, teilt sich die Dar- 
stellung in elf Abschnitte. 

Der erste greift zurück bis in die napoleonische Zeit und auf 
den Wiener Kongreß und schildert die allmähliche Entstehung und 
Einbürgerung des Konkordatsgedankens in Österreich bis zum Jahre 
1848. Wir erfahren, daß derselbe auf eine Anregung Roms selbst 
zurückgeht, die allerdings zunächst trotz Metternichs Antrag auf Er- 
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richtung einer Kommission wenig Gegenliebe im Staatsrate fand, aber 
doch zu einem langsamen Sichdurchsetzen des Prinzips der Verhand- 
lung zwischen Kirche und Staat führte und infolge des kräftigen 
Widerspruchs der Kurie gegen das österreichische Eherecht allmählich 
auch auf Seite des Staates erreichte, daß das Problem einer Aus- 
gleichung der Gegensätze eingehend zu prüfen sei. Das wahrschein- 
lich durch die Verhandlungen mit dem päpstlichen Nuntius 1834 und 
durch die von ihm erfolgte Formulierung der kurialen Wünsche (Beil. ]) 
veranlaßte kirchenpolitische Testament Kaisers Franz I. führte nun 
zur Berufung jenes Mannes, mit dessen Persönlichkeit, Gedankenwelt 
und Methode‘ der Werdegang des österreichischen Konkordats dauernd 
verknüpft ist, des späteren Fürsterzbischofs von Wien Kardinal Othmar 
v. Rauscher. Sehr treffend bezeichnet Hussarek dessen erstes Gutachten 
zur Ehefrage 1836 (Beil. II) als einen Wendepunkt in dem innern Werde- 
gang der Dinge, als erstes Programm der Regeneration Österreichs auf 
katholischer Grundlage. Die geschichtsphilosophische Einleitung dieses 
Gutachtens entwickelt bereits den Gedankenkreis, aus welchem die 
österreichische Kirchenpolitik nach dem Jahre 1848 hervorging. Von 
Interesse sind auch die Zitate aus den Berichten der österreichischen 
Gesandten in Rom, Fürst Kaunitz (1813) und Graf Bülow (1846), aus 
deren Gegenüberstellung wir anschaulich entnehmen können, wie sehr 
bereits in diesem Zeitabschnitt das Staatskirchentum der josephinischen 
Zeit an überzeugender Kraft und Rückhalt verloren hatte. 


Das Jahr 1848 brachte den Untergang des absoluten Staates und 
schuf den konstitutionellen Staat mit dem Grundsatze der Selbstver- 
waltung. Auch in Österreich wird bald nach dem Regierungsantritte 
Kaisers Franz Josef I. das Prinzip der absoluten Freiheit der Kirche in 
ihren Angelegenheiten zur Grundlage des Verhältnisses von Staat und 
Kirche erklärt. Nach den interkonfessionellen Verfügungen Stadions 
zugunsten der Protestanten (Jan. 1849) forderte auch der katholische 
Episkopat beim Zusammentritt des Kremsierer Reichstags den Abschluß 
eines Konkordates als naturgemäße Folge der angestrebten Kirchen- 
freiheit und der damit gegebenen Nebenordnung beider Gewalten. 


Der zweite Abschnitt schildert die Entwicklung dieser Bestrebungen 
nach kirchlicher Selbstverwaltung in Österreich und ihren durch Rauscher 
und Schwarzenberg geförderten Erfolg in der Verfassung vom 4. März 
1849. Hierbei sucht der Verfasser in geistvollem Gedankengange das 
allmähliche Reifen des kirchenpolitischen Programms dieser Zeit: Be- 
seitigung des Josephinismus und Wiederherstellung der Kirchenfreiheit 
auch innerlich aus der Ersetzung des Mechanismus der absoluten Fürsten- 
gewalt durch die organische Staatstheorie zu begründen. Zur politischen 
Gegenströmung gegen das Staatskirchentum gesellte sich auch eine 
religiöse Bewegung der Geister, welche sich auf den Reformgedanken 
des hl. Klemens Maria Hofbauer aufbaute. Diese Reformbewegung, 
welche eine innere Erneuerung und Neubelebung des kirchlichen 
Lebens anstrebte, ist nach des Verfassers Ansicht Leitmotiv und Träger 
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der späteren kirchenpolitischen Gestaltung geworden und besaß in 
Rauscher ihren werktätigsten und überzeugtesten Vertreter. 

Die Ausführungen der Untersuchung über die Zusammenhänge 
dieser Hofbauerschen Richtung wit dem Gedankenkreise des katho- 
‘ Jischen Deutschland jener Tage, über die Entstehung der Forderung 
“ nach wechselseitiger Unabhängigkeit und damit der Koordination von 
Kirche und Staat, über die Anklänge an die deutsche Romantik, als 
deren Spätblüte in Österreich Hussarek den Konkordatsgedanken be- 
zeichnet, sind von hohem Schwunge getragen und verdienen wegen 
ihres weitausgreifenden Gedankenganges unser besonderes Interesse. 
Schon im Vorworte findet sich der Satz: „Der von der politischen und 
nationalen Gärung, die seit der großen französischen Revolution die 
europäische Kulturwelt erfaßt hat, in seinem Bestande schwer bedrohte 
österreichische Völkerstaat sollte — das war der Leitgedanke der 
Schöpfer seiner Konkordatspolitik — eine seiner Geschichte und den 
lebendigen Kräften seines Daseins angemessene Erneuerung der Grund- 
lagen seines sittlichen Lebens aus der Freiheit des Wirkens der Kirche 
und der Wiederherstellung ihres Rechtes empfangen — ein Projekt 
staunenswerter Kühnheit und blendender Größe. Folgerichtig durch- 
geführt hätte es in dem geistigen Wetteifer des humanistisch, intellek- 
tuell, kritisch und subjektivistisch gerichteten protestantischen Nord- 
und Mitteldeutschland und des ideal, gemütvoll, sozial und kulturver- 
bindend bestimmten katholischen West- und Süddeutschland-Österreich 
für das Übergewicht der letzteren Elemente in die Wagschale fallen 
müssen und damit für die Wiederbelebung der in der Reformations- 
bewegung, dem dreißigjährigen Kriege und der napoleonischen Ära 
zusammengebrochenen alten Reichs- und Kaiseridee eine Stufe gebil- 
det.“ Und im Zusammenhang mit der auch in Österreich früh auf- 
getauchten Vorstellung der Nebenordnung von Staat und Kirche, wie 
sie schon 1818 Droste-Vischering vertreten und formuliert hatte, und 
mit den romantischen Plänen des Aufbaus eines kirchlich-staatlichen 
Universalsystems betont Hussarek (S. 43): „Man darf nicht vergessen, 
daß Österreich in den Tagen des Fürsten Felix Schwarzenberg keines- 
wegs entsagt hatte, sich als Träger der erneuten Idee des hl. römischen 
Reiches deutscher Nation zu fühlen.“ 

Auf solch eigenartiger, an die Gedankenwelt des katholischen 
Deutschland sich anlehnender Grundlage erwuchs auch in Österreich 
nach dem Verfassungspatente von 1849 der Konkordatsgedanke als 
Aktionsprogramm, Vom Wunsche des Kaisers gefördert, gewinnt es 
in den Erklärungen und Beschlüssen einer von der Regierung ein- 
berufenen Bischofskonferenz greifbare Gestalt. Ihre programmatischen 
Kundgebungen über die Zweckmäßigkeit des Konkordates und über 
die grundsätzliche Freiheit des kirchlichen Verfassungslebens verraten 
ebenso wie die als Ergebnis der Beratungen vorgelegten sieben Ein- 
gaben die führende Rolle ihres Verfassers Fürstbischofs v. Rauscher. 
Von Interesse in diesen vom Gedanken der innern Reform des kirch- 
lichen Lebens getragenen Eingaben sind besonders die beachtenswerten 
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Ausführungen über das Verhältnis von kirchlichen und staatlichen 
Ehehindernissen, über den Charakter des Religionsfonds, über’ die 
Stellung der Kirche zu den Grundzügen des öffentlichen Unterrichts, 
über das ius ecavendi des Staates nnd über die Wiederherstellung der 
geistlichen Gerichtsbarkeit. H, stellt gegenüber der im Motivenberichte 
des Gesetzes vom 7. Mai 1874 vertretenen Auffassung, die von einem 
„Zusammenwirken politischer und kirchlicher Faktoren“ spricht, den 
Irrtum fest, „daß bei den leitenden Staatsmännern rein theoretische 
Erwägungen, unterstützt durch den Druck politischer Faktoren, dem 
Konkordatsgedanken zum Entstehen und zur Reife verholfen haben“. 
Vielmehr habe der unter dem Einflusse des Art. V n. 6 der Frank- 
furter Grundrechte entstandene $ 2 des Verfassungspatentes von 1849 
durch die grundsätzliche Gewährung der Selbstverwaltung und Selbst- 
bestimmung der Kirche in ihren Angelegenheiten — es fehlt die 
schwerwiegende Beschränkung auf die inneren Angelegenheiten — 
den praktischen Ausgangspunkt des Konkordates geschaffen. Diese 
logische und richtige Ansicht deckt sich mit den prägnanten Aus- 
führungen von Stutz (KR. 361, vgl. auch 396, 398) über die Entwick- 
lung der Koordinationstheorie und des Konkordatsgedankens im all- 
gemeinen. 

Tatsächlich drang in wiederholten Ministerratssitzungen allmählich 
die Ansicht durch daß die wesentlichen Punkte der Eingaben des 
Episkopats einem Konkordate mit dem Papste vorzubehalten seien. 
Namentlich Minister Bach hat diesen Standpunkt kräftigst vertreten. 
Die anderen schon spruchreifen Fragen führten auf Anregung des 
Kaisers auf Grund des in $ 13 des Verfassungspatentes erteilten Auf- 
trags zu den bekannten Aprilverordnungen des Kultusministeriums vom 
18. und 27. April 1850 sowie zum grundsätzlichen Antwortbescheid 
Ministers Thun vom 29. April desselben Jahres (vgl. S. 70f. u. A. 187), 

Der weiteren Vorbereitung der Konkordatsverhandlungen ist die 
Darstellung des3. Abschnittes gewidmet. Die Pläne der östereichischen 
Regierung waren ursprünglich sehr eng begrenzt. Schwierigkeiten bot 
zunächst die unerläßliche Rücksicht auf die Verhältnisse der ungari- 
schen Kirche. Rauscher vertrat den Gedanken der Zentralisation und 
ist damit in Wien wie später bei den Verhandlungen in Rom (8. 74, 
163) gegenüber dem ungarischen Episkopate durchgedrungen. Noch 
mehr trat die Ehefrage in den Vordergrund. Sie hat lange den um- 
strittensten Teil der Verhandlungen gebildet, ließ vorübergehend 
(Schmerlings Schrift, Beil. V u. 8.75) sogar den Gedanken der Not- 
zivilehe auftauchen, hat später zu einem Stillstande der Verhandlungen. 
geführt (S. 110, 127, 137) und ist erst durch die unmittelbaren Ver- 
handlungen Rauschers in Rom durch eine einigende, dem österreichischen 
Standpunkte (Beil. XVII) sich anpassende Formel gelöst worden (S. 127, 
164£., Beil. XXIVB). Die ausgezeichnete Denkschrift Rauschers vom. 
Jahre 1851 über diese Frage, deren Inhalt in knappen Umrissen wieder- 
gegeben wird, und eine weitere Schrift desselben Verfassers. welche 
zum ersten Male die Idee einer Anweisung für die geistlichen Ehe- 
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gerichte bringt, führt zum kaiserlichen Handschreiben vom 2. Dez. 1851, 
welches die entscheidende Bedeutung der kirchlichen Ehehindernisse 
festlegt, aber staatliche Eheverbote zur Wahrung der Interressen des 
Staates vorbehält, des weiteren zur Schaffung einer Kommission be- 
hufs Ausarbeitung eines Ehepatententwurfs als Grundlage für die Ver- 
handlungen mit der Kurie. Der von Rauscher vorgelegte Entwurf des- 
selben sowie der genannten Anweisung wurde von der Kommission ge- 
nehmigt (Beil. VIII), Mai 1852 dem Kaiser vorgetragen, von ihm gut- 
geheißen und bildete die erste Basis der eigentlichen Konkordatsver- 
bandlungen. An die Stelle der genannten Kommission trat sodann 
zur Unterstützung und Kontrolle des kaiserlichen Bevollmächtigten 
Rauscher das sog. Kirchenkomitee, als dessen Aufgabe vorgezeichnet 
wurde, eine vollständige und aufrichtige Vereinbarung mit dem päpst- 
lichen Stuhle unter Wahrung der Rechte der Krone und sorgsamer 
Rücksichtnahme auf alle wirklichen Bedürfnisse der Völker des Reiches 
herbeizuführen. „Das Komitee ist angewiesen, sich auf den Standpunkt 
einer höheren Staatsklugheit zu stellen und überall das Große der 
Verhältnisse im Auge zu behalten.“ (Handschreiben des Kaisers vom 
14. Sept. 1852 an EB. Rauscher, Beil. IX a.) Die Persönlichkeiten, die 
in dieses Komitee berufen wurden, werden nach ihrer Bedeutung und 
ihrem Anteil an der Arbeit vom Verfasser wiederholt und besonders 
am Schlusse des Werkes in interessanten Ausführungen gewürdigt. 

Der 4. Abschnitt schildert den Beginn der Verhandlungen und 
ihren Gang im allgemeinen. Bereits am 7. Okt. 1852 erfolgte die amt- 
liche Einladung der Kurie zur Verhandlung des Konkordats, die Rom 
ohne Zögern annahm (Beil. IX b, c). Der Verfasser streift in der 
weiteren Darstellung kurz die politische Haltung Pius’ IX, die Rück- 
sichtnahme auf die innerpolitische Gestaltung des österreichischen 
Kaiserstaates und auf die Behandlung kirchlicher Fragen in anderen 
Staaten, die Auffassung Rauschers und die Grundlagen des von ihm 
verfaßten ersten Konkordatsentwurfes (Beil. XlIa), wie dessen Inhalt 
und Richtlinien. Wir sehen namentlich, wie die Aufhebung des älteren 
Staatskirchenrechtes, die subsidiäre Geltung des kanonischen Rechtes, 
das Verhältnis der Kirche zur Ehe und zur Schule bereits als prinzipiell 
festgelegte Reformtendenzen keinerlei Widerstand mehr von öster- 
reichischer Seite erfuhren. Die alten Rechte der Krone und der Re- 
gierung erscheinen grundsätzlich nur mehr als persönliche Prärogativen 
des Monarchen oder als einzelne Befugnisse der Staatsverwaltung auf- 
gefaßt. Aber der partikuläre Charakter des österreichischen Kirchen- 
rechtes sollte erhalten bleiben. Der naturrechtliche Kirchenbegriff als 
einer staatlichen Anstalt leuchtet noch überall durch. Im Sinne dieses 
Vorstellungskreises charakterisiert Hussarek mit prägnantem Vergleiche 
‚den Entwurf als eine lex canonica austriace compta. 

So wird verständlich, daß demgegenüber Rom im August 1853 
mit einem Gegenentwurfe antwortete und seinen Bevollmächtigten, 
(den Wiener Nuntius Erzbischof Viale-Prela (über ihn A. 173), genau 
Instruierte, wieweit er entgegenzukommen habe. Die beiden päpst- 
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lichen Instruktionen, deren eine als geheim bezeichnet erscheint, sind 
von größtem Interesse. Hussarek hat leider nicht den ganzen Text 
in den Beilagen wiedergegeben, vermutlich wegen ihres großen Um- 
fanges nicht wiedergeben können, sondern sich begnügt, zum Texte, 
allerdings sehr reichlich, einschlägige Stellen anzuführen. Damit kommt 
freilich der Leser um den Gesamteindruck dieser hochwichtigen Schrift- 
stücke der Kurie, ihrer Haltung und Pläne. Denn Rom beabsichtigte, 
ein Musterbeispiel eines vollständigen Konkordates, seinen Auffassungen 
und der Reform der gesamten Kirchendisziplin entsprechend, zu schaffen. 
Insbesondere sollte die grundsätzliche Geltung des gemeinen katholischen 
Kirchenrechts in Österreich wiederhergestellt und damit das Sonder- 
recht der Kirche dieses Staates auf seine gemeinrechtlichen Grundlagen 
zurückgeführt werden. 

Der römische Gegenentwurf (Beil. XIII) kennzeichnet sich weiter 
durch die starke Betonung der obersten kirchlichen Rechtsprinzipien 
und Verfassungsgrundlagen (päpstlicher Ehren- und Jurisdiktionsprimat, 
Zentralisierung des Kirchenregiments in Papst und Bischof mit Um- 
schreibung der Kompetenzen des letzteren) sowie durch das Streben 
nach möglichster Vervollständigung der Konkordatsmaterien (Standes- 
rechte, Unterricht und materielle Stellung des Klerus, Ordensleben, 
Vermögensverwaltung und Erwerbsfähigkeit der Kirche, Bücherzensur 
u. a.) Die Vorlage dieses Entwurfs löste sofort die Scheidung von 
grundsätzlichen Fragen und Mehrforderungen aus, die im Gegensatz 
zu ersteren aus staatlichen Gründen nicht sogleich zugestanden werden 
konnten. Die Instruktionen enthalten desgleichen eine Sonderung 
zwischen Haupttext und Beilagen. Die weitere Entwicklung zeigt 
nämlich, daß sich Rom vielfach mit der Durchsetzung seines prin- 
zipiellen Standpunktes begnügte, in den Einzelheiten aber später 
weitere Folgerungen entweder fallen ließ oder dem österreichischen 
Standpunkte anpaßte. Diese Konzessionen wurden in die Beilagen 
verwiesen. Man vergleiche etwa A. 218, 235, 305, 336 und S. 174, 
189, 191 sowie die Zusammenstellung in A. 503 und die Beilagen XXI, 
XXIL Diese Haltung der Kurie war insbesondere die Frucht der 
unmittelbaren Verhandlungen Rauschers in Rom (S. 164f.), Als Er- 
gebnis stellt der Verfasser (8. 111) fest, „daß auch das österreichische 
Konkordat, gegen welches der Vorwurf erhoben wurde, einen unver- 
mittelten Bruch mit der Vergangenheit des Staates zu bedeuten, nicht 
weniger unter den Gesetze der Kontinuität geschichtlicher Entwicklung 
steht, wie irgendeine andere bedeutungsvolle Rechtsschöpfung im Ver- 
bältnis von Staat und Kirche in Österreich‘. 

Die Abschnitte V— VII bieten eine mit größter Gründlichkeit 
gegebene Darstellung des wechselvollen Ganges der eigentlichen Ver- 
handlungen. Hierbei interessiert zunächst besonders das von Rauscher 
vor dem Kirchenkomitee erörterte Programm, wonach sowohl Staat 
wie Kurie ihre Zugeständnisse dauernd und ausdrücklich zusichern 
sollen. Wir erfahren von den verschiedenen sich geltend machenden 
Schwierigkeiten, zunächst infolge der Gegenforderungen der ungarischen 
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und österreichischitalischen Bischöfe, sodann aber insbesondere in der 
Ehefrage: Bedeutung der staatlichen Eheverbote für den Klerus, Wider- 
stand der Kurie gegen die Anweisung für die kirchlichen Ehegerichte. 
H. sieht den Grund hierfür in der Ablehnung der Schaffung parti- 
kulären Eherechts für Österreich und in dem Mißtrauen gegen ein 
Wiederaufleben josephinischer Ideen. Er fragt 8.133: „Lag gegenüber 
der stets straffer angezogenen Zentralisation in der Kirche, gegenüber 
der stets schärfer betonten Primatialgewalt, gegenüber dem Aufkeimen 
der Epoche der vatikanischen Konzilsschlüsse nicht zu viel Episkopalis- 
mus und Partikularismus in dem Aufrisse des Österreichischen Kon- 
kordats?“ Roms Forderungen fanden sowohl seitens Rauschers wie im 
Kirchenkomitee starken Widerstand. Haltung, Beratungen und Be- 
schlüsse des letzteren werden eingehend vom Verfasser gewürdigt. Sie 
führen Ende 1853 zu einer abschließenden Mitteilung an den Nuntius, 
die einen Stillstand der Verhandlungen bis Frühsommer 1854 einleitet, 
Ausgleichsversuche der Kurie blieben ohne Erfolg. Der römische Ge- 
sandte Österreichs war beauftragt (Beil. XIX), ohne sachliches Ent- 
gegenkommen einen gewissen diplomatischen Druck auszuüben. Es 
kommt trotzdem nunmehr zur Aufrollung interkonfessioneller Fragen 
seitens Roms, die nach päpstlichem Wunsche vor Beginn der formellen 
Konkordatsverhandlungen zu bereinigen wären. Die betreffenden zwei 
Noten des Nuntius Kardinals Viale-Prela vom 1. Juni und’ 19. Juli 
1854 — die zweite bezog sich auf den Pfründenverlust eines staatlich 
verurteilten Geistlichen — haben Gegenstand eingehender Begutachtung 
und Beratung im Ministerium des Innern (Referent v. Meyer), in einer 
Ministerkonferenz und im Kirchenkomitee gebildet, in welcher Rauscher 
maßvoll, aber energisch für die staatliche Auffassung sich aussprach. 
In dieser höchst kritischen Lage kam es — auch diesmal wieder auf 
Anregung der Kurie und zwar, wie der Verfasser vermutet, vielleicht 
auch mit Rücksicht auf allgemeine kirchenpolitische Verhältnisse — 
zur Verlegung der Verhandlungen nach Rom, Hierbei wird der römische 
Gegenentwurf mit Zustimmung der Österreichischen Regierung, trotz 
der Einwendungen Rauschers gegen denselben (Beil. XXD, als Ver- 
handlungsgrundlage entsprechend der päpstlichen Weisung an den 
Nuntius angenommen unter Vorbehalt der Stellungnahme zu dessen 
weitergehenden materiellen Einzelbestimmungen. Eine eingehende Be- 
ratung des Entwurfs im Kirchenkomitee, wobei viele Forderungen Ronıs 
vom staatlichen Standpunkte abgelehnt oder modifiziert wurden, sollte 
Rauscher den nötigen Rückhalt bei den weiteren Verhandlungen geben. 

Die unmittelbaren Verhandlungen Rauschers in Rom mit dem 
Leiter der Kongregation für außerordentliche Kirchenangelegenheiten, 
Kardinal Santucci (über ihn A. 328), zum Teil in Anwesenheit des 
Papstes selbst, führten, nachdem mit der Annahme des römischen 
Gegenentwurfes alle wichtigsten. Prinzipıenfragen zugestanden waren, 
schon nach wenigen Monaten zu einem abschließendem Ergebnisse, 
obwohl noch eine große Zahl schwieriger Fragen behandelt werden 
mußten. Vielfach hat wohl die außerordentliche Fähigkeit Rauschers, 
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durch ein Kompromiß oder eine geschickte Formulierung einen Aus- 
gleich zu erzielen, aber auch die Rückendeckung, die er hierbei durch 
die, Bestimmtheit der Beschlüsse des Kirchenkomitees erhielt, und die 
manches Nachgeben Roms bewirkt haben mag, zu diesem Erfolge ge- 
führt — so z. B. betreffs des priv. fori der Bischöfe (geheime Beilage 
zu Art. XIV des Konkordates). — Die Darstellung des Verfassers geht 
‘wie bei den Wiener Beratungen, so auch in diesem Verhandlungs- 
stadium auf alle Einzelheiten ein, namentlich auf die stets neu von der 
Kurie aufgeworfenen Fragen, die eine erhebliche Erweiterung des ur- 
sprünglichen Entwurfes bedeuteten. Im beschränkten Rahmen dieser 
Besprechung ist es natürlich unmöglich, die überaus reichhaltigen und 
gründlichen Erörterungen auch nur annähernd zu skizzieren. Da die 
einzelnen Fragen wiederholt überprüft wurden, wäre ein kurzes Schlag- 
wörterverzeichnis eine willkommene Ergänzung des Werkes gewesen. 

Nach Beratung der Verhandlungsergebnisse durch die Kongre- 
sation für außerordentliche Kirchenangelegenheiten (Beil. XXII), deren 
Beschlüsse trotz vorläufiger Approbation des Papstes noch keine ab- 
schließende Fassung brachten, kam es April 1855 zur Herstellung eines 
endgültigen Textes (Beil. XXIII), der anfangs Mai vom Papste ge- 
nehmigt wurde. Eine Anzahl von Zugestärflnissen der Kurie wurde 
hierbei lediglich im den Beilagen festgelegt, wie auch die Anweisung 
für die geistlichen Ehegerichte als reine Privatarbeit qualifiziert und 
nicht als Bestandteil des Konkordats erklärt wurde. Da man sich in 
Wien schon vor Beginn der römischen Verhandlungen die endgültige 
Formulierung des Entwurfes und dessen Ratifikation vorbehalten hatte 
(S. 159), kam es zu weiteren Beratungen im Kirchenkomitee, um so mehr 
als der päpstliche Bevollmächtigte auf Grund seiner Finalinstruktion (vgl. 
Beil. XXIV) wieder eine große Anzahl neuer Postulate vorlegte (A. 403). 
Hierzu gehören u.a. auch einige Universitätsangelegenheiten, z.B. die 
Frage der missio canonica für Professoren des Kirchenrechts (vgl. S. 200, 
205, A. 307, 407, 418), der Plan einer freien katholischen Universität 
(S. 199, 205), die Würde der Bischöfe als Universitätskanzler (8. 176 f.), 
der katholische Charakter der Universität Pest (8. 194). Das Ergebnis 
dieser Beratungen und insbesondere die zwei letzten unter dem Vorsitz 
des Kaisers erfolgten abschließenden Konferenzen des Kirchenkomitees 
bieten viel Interesse. 

AbschnittIX schildert den Abschluß der Verhandlungen und gibt 
eine Übersicht und Wertung der neun Beilagen des Konkordats, welche 
den verschiedenen Schriftenwechsel zwischen dem österreichischen und 
dem päpstlichen Bevollmächtigten umfassen, Ihr Verhältnis zum Haupt- 
text wird von Hussarek dahin charakterisiert, daß sie nur insofern 
und rein äußerlich einen Bestandteil des Konkordates bilden, als die 
darin enthaltenen Erklärungen päpstliche Vorbedingung für den Be- 
ginn der Konkordatsverhandlungen gewesen waren (Schreiben des 
Nuntius vom 1. Juni 1854, vgl. S. 137, 210, A. 274), Der vertrauliche 
Charakter der zwei Antwortschreiben Rauschers Ecclesia catholica und 
Quum Majestati Suae war in den letzten Konferenzen festgelegt worden 
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(vgl. S. 201, 203). Nicht zum Konkordate gehören: die Anweisung für 
die geistlichen Ehegerichte, die eine Privatarbeit geblieben ist, obwohl 
das bischöfliche Komitee und Rauscher eine päpstliche Gutheißung ge- 
wünscht hatten (vgl. hierzu S. 213 und A. 451, S. 167, 202 und A. 402); 
endlich das vom Kirchenkomitee im Entwürfe geprüfte päpstliche Breve 
Optime noscitis vom 5. November 1855 (S. 214), welches die päpstliche 
Durchführungsvorschrift für den österreichischen Episkopat enthält. 

Aus Abschnitt X über die Publikation des Konkordats (Ver- 
kündung im Konsistorium vom 3. November 1855 mit der Bulle Deus 
humanae salutis auctor und Veröffentlichung als Staatsgesetz, kais. 
Patent vom 5. November 1855, Rgb. 195) erfahren wir, daß lediglich 
‚der Konkordatstext und trotz des Beschlusses des Kirchenkomitees auch 
das Schreiben Ecclesia catholica den Landeschefs wie den Bischöfen 
offiziell mitgeteilt worden ist. Die Antwort des Nuntius auf dieses 
Schreiben und die Gegenantwort Rauschers sind bekanntlich im ersten 
Band des Archivs für katholisches Kirchenrecht zur Veröffentlichung 
gelangt, die Anweisung für die geistlichen Ehegerichte wurde als An- 
hang II zum kais. Patent vom 8. Oktober 1856 abgedruckt, alle anderen 
Beilagen blieben geheim. 

Nach einer Übersicht über den Inhalt des Konkordatstextes stellt 
der Verfasser in Abschnitt XI fest, daß „nicht so sehr in einzelnen 
Zugeständnissen und Einräumungen, mochte deren Tragweite auch 
ungemein erheblich sein“ (A. 503 gibt eine Zusammenfassung derselben, 
man vgl. damit Singer in D. Zeitschr. f£ KR. V, 161 n. 115) „und 
auch nicht so sehr in einer etwa restlosen Allseitigkeit bei der Ver- 
wirklichung der kirchlichen Freiheit und Selbstbestimmung der Erfolg 
der Konkordatsverhandlung für die Kirche gelegen war, sondern 
vielmehr in der Grundsätzlichkeit, mit welcher die Idee des eigenen 
kirchlichen Rechtes zur Anerkennung gebracht wurde. Eben dieser 
Umstand bot Anlaß zur Vertiefung so zahlreicher Probleme der kirch- 
lichen Gesetzgebungskunst und zu Leistungen von bleibender Bedeutung 
für das Kirchenrecht.“ 

Zum Schlusse gedenkt der Verfasser noch des Anteils, der ins- 
besondere Kaiser Franz Josef I. am Abschlusse des Konkordates zu- 
kommt (S. 70, 224, A. 325, 421) und würdigt die unüberschreitbare 
Grenzlinie seiner Zugeständnisse. Er bespricht weiter die führende 
Rolle Rauschers, des geistigen Urhebers und Schöpfers des Konkordates, 
der dem Kaiser schon als ehemaliger Lehrer nahestand (man vgl. über 
ihn bes. 8. 10, 39, 73, 76, 91, 110, 160, 226, A. 81, 192), ebenso würdigt 
er die Haltung der übrigen Mitglieder des Kirchenkomitees Kübeck, 
Thun, Bach, Salvotti, Buol. Nach kurzer Beurteilung des Verhaltens aller 
dieser Personen gegenüber akatholischen Interessen kommt der Verfasser 
schließlich zur Frage, ob, gleich der von der Kurie stets festgehaltenen 
Rücksicht auf den Zusammenhang der Vereinbarungen mit der Entwick- 
lung kirchlichen Lebens, auch von den österreichischen Staatsmännern eine 
gleiche Voraussicht für die ihnen anvertrauten Belange sich behaupten 
lasse? Wie das Werk durchweg jene wohltuende wissenschaftliche 
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Objektivität festhält, welche desselben Autors bekannten Grundriß des 
österreichischen Staatskirchenrechts auszeichnet, so wird er auch den 
Gegnern des Konkordats und seiner Zugeständnisse gerecht und erblickt 
auch hier einen Fehler seiner Urheber und der damaligen Staatslenker 
darin, daß die Vereinbarung nicht aus den Quellen des Volkstums 
erwachsen war, dem Gange der Dinge sich nicht anzupassen vermochte 
und ein positives Zusammenwirken des Staates mit der freigewordenen 
Kirche nicht zu sichern verstand. Darum mußte sie den Stürmen der 
darauffolgenden Epoche unterliegen. Ihr bleibender Wert aber liegt 
nach Hussareks Meinung nicht so sehr in der Verwirklichung der 
Freiheit und Unabhängigkeit der katholischen Kirche unter eigener, 
von der staatlichen Bevormundung emanzipierter Rechtsordnung, sondern 
in der belebenden und erhebenden Kraft der durchgeführten inneren 
Erneuerung kirchlichen Lebens. „Der Katholizismus ist durch das 
Konkordat in Österreich überall wieder mit dem Bewußtsein des eigenen 
Wertes, mit der Überzeugung seiner Selbständigkeit, mit dem Gefühle 
der eigenen Verantwortlichkeit ausgestattet worden“ (S. 234). In dieser 
Stärkung der Eigenkraft des katholischen kirchlichen Lebens sieht der 
Verfasser das entscheidende Moment für die richtige Würdigung des 
Konkordates. 

Bereits bei Erörterung des römischen Gegenentwurfes (S. 102) 
wird von ihm daher die Frage aufgeworfen, ob die im Konkordate ge- 
schaffene Rechtsordnung noch das Recht bloß des Corpus juris canoniecj, 
des Tridentinum und der späteren anerkannten Konstitutionen darstelle. 
„Es ist ein großer Wurf, daß in Rom der Zusammenhang mit der in 
der Kirche überall zutage tretenden Reformbewegung bei diesem Anlaß 
‚ ohne Zögern erfaßt und gerade sie als die treibende Kraft der Rechts- 
gestaltung erkannt und gemeistert wurde. — Jene große und tief- 
gehende Umwandlung, für die in der Gegenwart der geistvolle, aber 
mehr die Richtlinien als das Ziel kennzeichnende Name der Spiri- 
tualisierung des Kirchenrechts geprägt worden ist. — Hier 
griff nun Rom ein und bewährte wiederum, indem es seinen Plan 
möglichst durchgreifend aufstellte, sich die Leitung der Triebkräfte 
wahrte, überall auf die Erneuerung der Wirksamkeit der canones und 
auf ihre Erfüllung in der Wahrheit ihrer Bedeutung bedacht war 
und seinen lebendigen rechtlichen Überzeugungen die Bahn freizu- 
machen trachtete, jene gewaltige Kraft der Rechtsschaffung, welche 
das Erbteil seines Geistes ist. War schon der österreichischen Bischofs- 
versammlung des Jahres 1849 die Erneuerung der kirchlichen Rechts- 
ordnung hauptsächlich Mittel zur Hebung und Vertiefung kirchlichen 
Lebens gewesen, so rückte der hl. Stuhl jetzt dieses Ziel noch ungleich 
nachdrücklicher und umfassender heraus, indem er die Sorge für die 
künftige Ausgestaltung der rechtlichen Einrichtungen als des Hortes 
kirchlicher Disziplin mit in die vordere Reihe der Aufgaben stellte. — 
Mit nichten sollte ein in sich abgeschlossenes und darum der Er- 
starrung verfallendes, es sollte ein lebensvolles, in starkem Flusse be- 
findliches, immer von neuem aus der Kraft des katholischen religiösen 
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Gedanken schöpfendes Recht übernommen werden.“ Und $. 164 heißt 
es: „Das Konkordat galt — und darin begegneten sich die Über- 
zeugungen des Papstes und Rauschers durchaus — im eminentesten 
Sinne des Wortes als eine Aufgabe und als ein Mittel kirchlicher Re- 
formen, als religiöses, nicht als politisches Werk.“ 

Mit diesen Sätzen ist zweifellos eine bedeutsame Stellungnahme 
des Verfassers zur- bekannten Stutzschen Lehre über die Spirituali- 
sierung des Kirchenrechts gegeben und gewinnt dadurch die Arbeit 
besonderen Reiz auch für den Schreiber dieser Besprechung (vgl. 
meine Schrift Zur Würdigung des vatikanischen Kirchenrechts, 1916, 
S. 12, 16f.). Nach Hussareks Ansicht (A. 209) erweist „die Verhandlungs- 
geschichte des österreichischen Konkordats für ihre Zeit und für ihr 
partikuläres Gebiet die Richtigkeit der von Ulrich Stutz für die ge- 
samte kirchliche Rechtsgeschichte vom Konkordate Napoleons I. bis zum 
neuen corpus juris canonici ausgesprochenen Sätze“. An anderer Stelle 
(A. 232) wird auf eine interessante Bemerkung Rauschers verwiesen, 
die beweist, daß auch er diese Bedeutung der Reformbewegung voll 
erfaßt und ihre Richtung vertreten hat: „Rom hat seine Stellung zu 
Staat und Bischöfen, wie sie im Mittelalter war, tatsächlich aufgegeben. 
Es muß diesen Stand der Dinge auch anerkennen, es muß den Schritt 
vom Mittelalter zur Neuzeit machen.“ 

Tatsächlich hat die Kurie bei den österreichischen Konkordats- 
verhandlungen trotz allen Festhaltens an ihren grundsätzlichen An- 
schauungen wiederholt die ausgleichende Fassung Rauschers akzeptiert 
oder seine Vertreter angewiesen, nachzugeben. Vgl. dazu Stutz, 
Bischofswahlrecht S. 88 A. 2, 89 A.1. Hierin äußert sich das Bestreben, 
sich dem Zug der Entwicklung der kirchlichen Einrichtungen anzu- | 
passen, die Erstarkung der kirchlichen Selbständigkeit durch freie Ent- 
faltung der kirchlichen Lebenskräfte zu fördern und alles auf das 
religöse Moment, auf „die Allianz von religiöser Überzeugung und 
kirchlichem Rechtsbewußtsein“, wie Stutz treffend sagt, zielbewußt 
abzustellen (vgl. A. 210). So gliedert sich das Konkordat einerseits 
gewissermaßen als ein Höhepunkt ein in die vorbereitende Restaurations- 
periode des vatikanischen Kirchenrechts, welche den Wiederaufbau der 
kirchlichen Verfassung und die Wiederherstellung des gemeinen kirch- 
lichen Rechtes erstrebte, und hat dieses Ziel in vollkommenster Weise 
zu erreichen verstanden. Andererseits aber kamen darin und in der 
Haltung der Kurie bereits einzelne als Spiritualisierung zu charakte- 
risierende Richtlinien zur Geltung, bei denen es sich nach Ansicht 
Hussareks (A. 209) „um die Rückgewinnung und Entfaltung der in der 
Zeit des Staatskirchentums stark beeinträchtigten Eigenart des Kirchen- 
rechts aus eigener geistiger Kraft handelt. Darin liegt zugleich eine 
Beschränkung des Umfanges und Inhalts der kirchlichen Rechtsordnung 
wie der äußeren Mittel derselben bei ihrer gleichzeitigen Vertiefung 
und Verinnerlichung.“ Indem Hussarek hierin ein bewußtes Vor- 
gehen Roms erblickt, spricht er sich gegen Rothenbücher (Annalen d. 
R. 1910, 470) für die Richtigkeit der Stutzschen Lehre, (KR. 364, 
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Bischofswahlrecht 838 n. 2) aus und läßt damit auch meine Unter- 
suchungen zur Frage in der obengenannten Schrift (S. 14f., 49f.) an 
wertvollem Rückhalt gewinnen. 

In dieser Stellungnahme zum Problem der Spiritualisierung des 
katholischen Kirchenrechts möchte ich ein außerordentlich beachtens- 
wertes Ergebnis des vorliegenden Werkes erblicken. Mag es zum öster- 
reichischen Konkordate gewissermaßen in zwangsläufiger Entwicklung 
gekommen sein, die Art, wie es aufgefaßt und ausgestaltet wurde, be- 
zeugt, daß man in Rom weitausschauend dachte oder, wie der Ver- 
fasser (S. 131, 133) sagt, „die Entwicklung der Dinge nicht mit dem’ 
Richtscheit der Jahre, sondern der Jahrhunderte“ maß. Daß die der 
neuesten Entwicklung eigentümliche Vergeistlichung des ehemals aus- 
gesprochen temporellen, mit weltlichen Beimischungen beschwerten 
Kirchenrechts erst später aus eigener, schöpferischer Kraft einsetzte 
hat schon Stutz, Geist des ©. j. c., 160 betont. 

Am Schlusse des Werkes (8. 223) finden wir die Bemerkung, daß 
„eine eingehende Würdigung der rechtsgeschichtlichen Bedeutung des 
Konkordats einem Zusammenhange vorbehalten bleiben müsse, in dem 
auch auf seine Durchführung, den Kampf um seinen Bestand, soweit 
er in Formen der Rechtsbildung erfolgte, und auf seine Aufhebung Be- 
dacht genommen werden kann. Denn: ‚der Wert des Wirklichen bemißt 
sich nicht nach seinem theoretischen Recht, sondern nur nach seiner 
Leistung‘. Über diese vermag aber erst geurteilt werden, wenn einmal 
auch alle weiteren Geschehnisse, die sich an den Abschluß des Kon- 
kordats geknüpft haben und in denen es sich auswirkte, ins volle 
Licht gerückt sind“. Wir würden es freudig begrüßen, wenn in dieser 
Bemerkung eine Andeutung gelegen wäre, daß wir den Autor auf 
diesem speziellen Gebiete noch einmal begegnen werden. Denn auch 
für die noch nicht geklärte Frage nach dem formellen und tatsäch- 
lichen Wirken des Konkordats und seiner weiteren Schicksale dürfte 
es keinen berufeneren Forscher geben als den Gelehrten und Staats- 
mann, der uns jetzt procul negotiis die vorliegende anregende und 
wertvolle Arbeit beschert hat. 

Innsbruck. W. Hörmann. 


Leonid Arbusow, Die Einführung der Reformation in 
Liv-, Est- und Kurland (a. u. d.T.: Quellen und For- 
schungen zur Reformationsgeschichte, herausgegeben vom 
Verein für Reformationsgeschichte, Band III). Leipzig, 
Vermittlungsverlag von M. Heinsius Nachf., 1921. XXIX 
und 851 8. 8°. 

Wem es beschieden war, während des Weltkrieges oder schon 
vorher einen Einblick in das geistige und kulturelle Leben der bal- 
tischen Provinzen .zu gewinnen!), wird dieses Buch nicht ohne ein 
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Gefühl schmerzlichen Bedauerns aus der Hand legen. Es keigt, wie 
fruchtbar die hoffnungsvollen Ansätze einer Wiederanbahnung und 
Vertiefung der wissenschaftlichen Beziehungen zwischen Deutschland 
und dem alten Kolonialgebiet an der Ostsee!) sich hätten gestalten 
können und müssen, wenn der Ausgang des Völkerringens ein anderer 
gewesen wäre. Schon in der Entstehung des Werkes spiegelt sich 
etwas von den großen Geschehnissen der Zeit wider. Bereits 1908 
wurde es in Angriff genommen als eine Sammlung der Quellen über 
die Reformationsgeschichte Liv-, Est- und Kurlands zu dem Zwecke, 
den Unterbau für eine allgemeinverständliche, auch in das Lettische 
und Estnische zu übertragende Darstellung zu bilden. Seit Anfang 
1914 tatkräftig gefördert, erwuchsen alsbald uuter dem Drucke der 
Ereignisse Hemmungen, die eine Begrenzung in dem Plan der Schrift 
auf die Einführung der Reformation in jenen Gebieten erforderlich 
machten. In dieser Beschränkung aber ist es infolge einer Reihe 
günstiger Umstände möglich gewesen, die Arbeit auch während des 
Krieges fortzusetzen. Als nach der Einnahme Rigas im September 1917 
das Verbot der Herausgabe deutsch geschriebener Bücher fiel, konnte 
im Frühjahr 1918 die dortige Gesellschaft für Geschichte und Alter- 
tumskunde, welche die Veröffentlichung betrieb, in Riga noch mit 
dem Druck der fertigen Handschrift beginnen. Nach dem Niederbruch 
der Mittelmächte aber ist es dem Verein für Reformationsgeschichte 
und seinem Vorsitzenden zu danken, daß der Satz, aller Hindernisse 
ungeachtet, in Deutschland beendet werden konnte. Habent sua fata 
libelli! 

Es ist trotz der Ungunst der Verhältnisse, in deren Zeichen die 
Vollendung des Buches stand, ein ungewöhnlich ergiebiger Stoff, den 
der Verfasser vor uns ausbreitet. Auf eine Einleitung, welche Livland 
am Ausgang des Mittelalters behandelt, stützt sich die Schilderung der 
Anfänge der Reformation 'in den Ostseeprovinzen, welche in der Haupt- 
sache die Jahre von 1521—833 umfaßt. In jener wird durch ein Her- 
ausschälen des Kernes der Verfassungseinrichtungen der livländischen 
Territorien und der kirchlichen, religiösen und politischen Zustände 
bis in das erste Viertel des 16. Jahrhunderts die Grundlage zum Ver- 
ständnis der weiteren Ausführungen bereitet. Der Hauptteil der Arbeit 
beschäftigt sich dann mit den Voraussetzungen für das Bindringen der 
reformatorischen Lehre und ihrer Ausbreitung, den fördernden und 
hemmenden Faktoren der Entwicklung, den einzelnen Abschnitten 
und Rückschlägen der Bewegung, den Berührungsflächen mit den 
geistigen Strömungen und den Beziehungen zu den führenden Persön- 
lichkeiten in Deutschland sowie endlich dem Übergreifen des Streites 
äuf das außerkirchliche Gebiet. Mit sicherem Blick sind die Ab- 
weichungen in Ziel und Schritimaß der Umwälzung herausgehoben, 


1) Vgl. Häpke, Die geschichtliche und landeskundliche Forschung in 
Litauen und Baltenland 1915—1918, Hans. Geschichtsbl. 45 (1919) 8. 17£, 
insbes. S. 28f, 
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die ihre Ursachen in der Ungleichartigkeit der Lebensbedingungen der 
vorhandenen größeren staatlichen Gebilde einerseits!), dem Gegensatz 
zwischen Stadt und Land andererseits?) hatten, Mit besonderer Liebe- 
ist die Stellung gekennzeichnet, die im Verlauf der Dinge die Städte, 
unter ihnen in erster Linie Riga, eingenommen haben. Betrachtungen 
über das Wachsen des neuen Glaubens, seinen Einfluß auf das politische 
Gefüge Livlands und endlich den völligen Sieg der evangelischen Lehre 
im Baltikum beschließen das Werk. 

Der Wert des Gebotenen besteht nicht nur in der eingehenden, 
trotz der Fülle von Einzelzügen, zuweilen auch einer gewissen, von 
dem Verfasser mit dem Fehlen ausreichender Vorarbeiten entschuldigten 
Breite, nicht ermüdenden Beschreibung der verschiedenen Phasen des 
Ringens religiöser Ideen und weltlicher Machtansprüche in einem be- 
stimmten räumlichen Bezirk, das vor unsern Augen aufgerollt wird. 
Die Schrift ist vermöge des weitgespannten Hintergrundes, den A. 
seiner Untersuchung gibt, vielmehr zugleich ein allgemeines Dokument 
der Gedankenwelt überhaupt, welche in der Zeit des Aufkommens der 
Reformation das kirchliche, staatliche und städtische Leben des nörd- 
lichen Europas beherrschte, und der treibenden Kräfte, die sich in der 
inneren Umwälzung zu Beginn des 16. Jahrhunderts auswirkten. Wie 
in einem Spiegel sind hier die Ausstrahlungen der einzelnen geistigen 
Komplexe, welche in der .Beformation nach Ausdruck rangen, auf- 
gefangen, um zurückgeworfen zu werden und wieder andere Teile des 
Gesamtbildes zu erhellen oder ihm neue Farben und Töne hinzu- 
zufügen. j 

Es ist unmöglich, im Rahmen einer Besprechung dem Reichtum 
der Gesichtspunkte gerecht zu werden, die A. in die Prüfung der Vor- 
aussetzungen und des Werdeganges der Reformation in dem liv- 
ländischen Ordenslande einflicht. Für unsere Aufgabe, das Buch zu- 
nächst nach seinem rechts- und verfassungsgeschichtlichen Gehalt zu 
würdigen, erfordern vorwiegend Aufmerksamkeit die einleitenden Ab- 
schnitte, deren Darlegunrgen sich vielfach auch für die heimische ' 
Wissenschaft nutzbar machen lassen, sowie die Bemerkungen, in denen 
A. den Ausbau der äußeren Kirchenverfassung im Zuge der Reformation 
verfolgt, 

Was die Einführung anbelangt, so beklagt A. (Einl. S. VII) selbst 
die ihm aufgezwungene Unmöglichkeit, in stärkerem Umfange die vor- 

!) Es stehen sich die geistlichen Herrschaften in Gestalt des Erz- 
bistums Riga und der Diözesen Dorpat, Reval und Ösel und das eigent- 
liche Ordensgebiet gegenüber. Aber bei den ersteren sind vielfache Unter- 
schiede festzustellen, und selbst innerhalb des letzteren begegnen Eigenheiten, 
wie sie z. B. Kurland aufzeigt, bei dem sich besonders der Einfluß des be- 
nachbarten Preußen geltend macht (vgl. A. S. 640f., 739£,, 786). 

2) Auf dem Lande entsprangen Schwierigkeiten vor allem im Hinblick 
auf die geistliche Versorgung der eingeborenen, zumeist lettischen, estnischen 
und livischen Bevölkerung (A.S8. 50f., 123f., 721£., 815f.). Allerdings ge- 
währt die Lage der „undeutschen“ Volksschichten auch in den Städten 


Anlaß zu wichtigen, sich in ihrer Bedeutung über den Bereich des Kirchen- 
wesens hinaus erstreckenden Problemstellungen (A. S. 724 f.). 
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handene, namentlich die seit Kriegsbeginn herausgekommene deutsche 
Literatur nachzutragen und zu verwerten. In der Tat glaube ich; 
daß sich bei einer Ausschöpfung derselben manche bedeutsamen Aus- 
blicke hätten gewinnen, manche grundlegenden Einsichten vertiefen, 
manche wichtigen Parallelen hätten ziehen lassen. So begegnen, um 
nur eins zu erwähnen, ganz unverkennbar bei A. zahlreiche Anklänge 
an die Gedankengänge, die in Kasers Buche über die politischen 
und sozialen Bewegungen im deutschen Bürgertum zu Beginn des 
16. Jahrhunderts!) wiederkehren, ohne daß irgendeine unmittelbare 
Befruchtung festzustellen wäre. Wie hier ein ausgedehntes Vergleichs- 
und Kontrollmaterial unbenutzt geblieben ist, so gilt etwas Ähnliches, 
wenn man die Erörterungen ins Auge faßt, die im letzten Jahrzehnt 
etwa A. Schultze ?), Störmann°®), Hashagen *) und andere®) einzelnen 
Seiten der kirchlichen Verhältnisse Deutschlands im ausgehenden Mittel- 
alter gewidmet haben, und die geeignet sind, insbesondere die Wechsel- 
beziehungen zwischen Stadt und Kirche und die Zusammenhänge der 
vorreformatorischen Zustände und der Erscheinungen der Folgezeit in 
neues Licht zu rücken. 

Wenn es aber, so betrachtet, zu bedauern ist, daß A. eine An- 
zahl der einschlägigen Arbeiten nicht berücksichtigt hat, so bin ich 
auf der andern Seite doch geneigt, in diesem Mangel zugleich einen 
Vorzug zu erblicken. Aus der hierdurch veranlaßten Art der Inan- 
griffnahme des Gegenstandes entspringt der Eindruck der Frische und 
Ursprünglichkeit des Urteils und der Anschauung, der über dem ganzen 
Buche liegt, und der in Verbindung mit der Flüssigkeit des Stils und 
der anregenden, nicht zu sehr durch die Auseinandersetzung mit ab- 
weichenden Meinungen und durch literarischen Ballast beschwerten 
Form der Darstellung das Lesen zu einem Genuß macht.6) Dabei ist 


I) Stuttgart 1899. 

?) Stadtgemeinde und Kirche im M.-A. (Sonderabdruck aus der Fest- 
schrift für R. Sohm, Leipzig und München 1914); Stadtgemeinde und 
Reformation (Tübingen 1918). 

®) Die städtischen Gravamina gegen den Klerus, Reformations- 
geschichtliche Studien und Texte, herausg. von Greving, Heft 24—26, 
(Münster 1916). 

*) Zur Charakteristik der geistlichen Gerichtsbarkeit vornehmlich im 
späteren M.-A., Z.° f. RG. 37, S. 205 — 292; Laieneinfluß auf das Kirchen- 
gut vor der Reformation, Hist. Z. 126, S. 377—409. 

°) Vgl. etwa Apel, Über städtische Kirchenpatronate, bes. im ehe- 
maligen Kurhessen, Marburger jur. Diss. 1919. 

6) Als ein weiterer Vorteil dieser Art der Behandlung ist natürlich 
auch zu buchen das Heraustreten der Bedeutung des von A. vorzugsweise 
benutzten Quellenstoffes, der dem baltischen Rechtskreise angehört, für die 
deutsche Forschung. Neben dem Liv-, Est- und Kurländischen Urkunden- 
buche kommt eine Anzahl von Veröffentlichungen aus den in Mitau, Riga, 
Dorpat und Reval erschienenen und erscheinenden historischen Zeitschriften, 
Sitzungsberichten und Mitteilungen (s. das Abkürzungsverzeichnis A.S.XVIL£.) 
in Betracht,.unter denen hauptsächlich der Aufsatz von L. Arbusow (sen.) 
„Livlands Geistlichkeit vom Ende des 12, bis ins 16. Jahrhundert“ (Jahrb. 
f. Gen., Her. und Sphrag., herausg. von der Gen.-Gesellschaft in Mitau, VII, 
IX, X, XVI) und die Arbeit von H.v. Bruiningk „Messe und kanonisches 
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es übrigens auffallend, wie A., ungeachtet der Hemmnisse, die aus dem 
Fehlen des genannten Rüstzeuges erwuchsen, vielfach zu Ergebnissen 
gelangt, welche eine Bestätigung der in jenen Schriften vertretenen 
Ansichten bilden. Immer wieder überrascht die große Zahl treffender 
Beobachtungen, die über die ganze Arbeit verstreut sind, und die Auf- 
schlüsse gewähren über die Licht- und Schattenseiten des religiösen 
Lebens im späteren Mittelalter, über die Art und Begründung der Be- 
schwerden gegen den Klerus, über die Ansätze zu einer Besserung der 
Kirche an Haupt und Gliedern, aber auch über die Anlehnung, welche 
die Reformation an die bestehenden Verhältnisse trotz allem suchte, 
und über die Nachwirkungen der letzteren in den Gebräuchen und 
Einrichtungen jüngerer Herkunft. 

Daß die Untersuchung trotz aller Schwierigkeiten so ertragreich 
ausfällt, hat seine Ursache in der besonnenen und vorsichtigen Methode 
A.s, die sich durch Selbständigkeit der Auffassung und durch ein aus- 
geprägtes Empfinden für den Wertgehalt der in den mittelalterlichen 
Quellen verkörperten Überlieferung charakterisiert. Als ein Beispiel 
für die sichere Art, mit der A. den Stoff meistert, mag eine Bemerkung 
dienen, die ich wörtlich wiedergeben möchte: 

„Dem Versuch, ein Bild von dem kirchlichen Leben innerhalb 
der skizzierten allgemeinen Vorbedingungen zu zeichnen, steht eine 
doppelte Schwierigkeit gegenüber. Einmal bestehen unsere sowieso 
nur dürftigen Quellen zu einem großen Teil nur aus Statuten und 
Vorschriften. Solche aber lassen sich nicht schlechthin zur Schilderung 
der Wirklichkeit verwenden, weil sie im Mittelalter bekanntlich nur 
selten verwirklicht worden sind. Eher lassen sich aus ihnen Rück- 
schlüsse auf die Zustände ziehen, deren Änderung und Besserung sie 
bezweckten. Damit ist schon die zweite Gefahr berührt, die leicht 
zur Verzeichnung des Bildes verleitet: die urkundliche Überlieferung 
zeigt meistenteils Abweichungen von der Norm, befaßt sich über- 
wiegend mit Übelständen, Mißwirtschaft u. dgl., Jäßt daher mehr die 
Schattenseiten in den Vordergrund treten, während das Gute und selbst 
das Gewöhnliche nur ausnahmsweise in die Akten kommt. Der all- 
gemeine Hintergrund, von dem sich überlieferte Einzeltatsachen ab- 
heben, wird daher immer ziemlich verschwommen bleiben und jedes 
Urteil stark von der Subjektivität des Beobachters abhängig sein“ 
(A.S. 50). Das sind Wahrheiten, deren Beachtung bei den Versuchen 
zu einer Aufhellung vor allem des Reformationszeitalters in anderen 
Fällen manchen Mißgriff verhindert hätte. Man vergleiche zu den 


Stundengebet nach dem Brauche der Rigaschen Kirche im späteren Mittel- 
alter‘ (Mitt. aus der livländischen Geschichte, herausg. von der Ges. für 
Gesch. und Altertumskunde zu Riga, Bd. 19, 1904) hervorzuheben sind. 
Ich glaube, daß diese Schriften in mancher Beziehung für noch fehlende 
Untersuchungen ähnlicher Art in Deutschland als vorbildlich bezeichnet 
werden können. Besonderes Interesse scheinen auch die bei A. S. 467 
Anm, 2 erwähnten, mir nicht zugänglichen Denkwürdigkeiten des Bürger- 
meisters Johann Lynthem aus Pernau (1519—1526) zu beanspruchen. 
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erstgedachten Ausführungen etwa, was Keutgen?) über die Bewertung 
der mittelalterlichen theoretischen Ordnungen gelegentlich beibringt, 
zu den Darlegungen an zweiter Stelle aber die Kritik, die Hasenclever ) 
und andere Schriftsteller ?) dem Buche Störmanns haben angedeihen lassen. 

Das gleiche günstige Urteil wie über die Einleitung ist aber ge- 
rechtfertigt wegen der Teile des Werkes, die sich mit der Verwirk- 
lichung der reformatorischen Lehre nach ihrer positiven Seite hin, mit 
der „Neuordnung der Dinge im evangelischen Geiste* (A. 8. 563), m 
a. W. mit der aufbauenden Tätigkeit der livländischen Reformation 
im Sinne des evangelischen Gemeindelebens und der evangelischen 
Gemeindeverfassung beschäftigen. Hier zeigen sich naturgemäß in 
vielfacher Richtung bodenständige Züge und hervorstechende Ver- 
schiedenheiten in den einzelnen Landesteilen und Städten. Am besten 
läßt sich dies wohl aufdecken in Riga, Dorpat und Reval bei den Vor- 
gängen, die sich gelegentlich der Einrichtung des „gemeinen Kastens“ 
abspielten, und die erhebliche'Abweichungen ‚in bezug auf die Bildung 
des Kastenvermögens und die Art seiner Verwaltung und Verwendung, 
namentlich die Stellung der Geistlichen, des Rates und der Gemeinde 
bei der Verfügung darüber und seine Anteilnahme bei der Aufbringung 
der Mittel für die Pfarrbesoldung, die Armenpflege und das Schulwesen 
erkennen lassen.*) Es mag im übrigen ausreichen, wenn ich den Blick 
etwa auf die dem Episkopalsystem angenäherten Besonderheiten der 
ersten kirchlichen Organisation in Riga mit einem Oberpastor an der 
Spitze (A. S. 563f., 644f.) und auf die sich deutlich davon abhebende 
Entwicklung in Reval (A. 8. 583£., 667f.) lenke, 

Will man die deutschen Verhältnisse zum Vergleich benutzen, 
so ist einmal bemerkenswert die eigentümliche Färbung der reforma- 
torischen Idee in Livland, die sich in der zu Beginn ziemlich losen und 
erst allmählich enger und wärmer werdenden Fühlung mit Luther und 
dem Wittenberger Kreise äußert,d) Hiervon abgesehen ist kennzeichnend 
für die städtischen Zustände vornehmlich die Tatsache, daß in mehreren 
Orten Livlands zunächst kräftigere Ansätze zur Ausbildung einer selb- 
ständigen kirchlichen Gemeindeverfassung begegnen®), um allerdings 


!) Der deutsche Staat des Mittelalters (Jena 1918) S. 6f. (unter Hin- 
weis auf Rosenstock Z.? £.RG.34 8. 495f.). Vgl. ferner Rörig, Hist. Vjschr. 
XIX S. 112 Anm. 2 sowie neuerdings Hashagen, Hist. Z. 126 8. 379/80, 390, 
392, 398.8. auch Schiller, Bürgerschaft nnd Geistlichkeit in Goslar (Stutt- 
gart 1912) S. 106 Anm. 2; Mack, Die kirchliche Steuerfreiheit in Deutsch- 
land seit der Dekretalengesetzgebung (Stuttgart 1916) 8. 236 Anm. 3. 

”) 2.3 £. RG. 39 8, 2631. - 

3) Vgl. z.B. Kalkoff, Hist. Vjschr. XX (1920) S. 108. 

*) A.S. 300f., 563f., 633, 674, 682. Von den kleineren Städten ist 
vor allem zu nennen Pernau (A. S. 467f.). 

5) A.S. 604, 625, 628, 631, 673f., 687£. 

6) A.S. 563f., 584f,, 599£. Vgl. dazu A. Schultze, Stadtgem. u. Ref. 
S.29 u. Anm. 3 das. Im Anschluß hieran sind zu erwähnen die Anschau- 
ungen, die sich wegen der Handhabung der Kirchenzucht, der Anwendung 
des „rechten Bannes“ durch die Gemeinde, geltend machten (A, S. 585, 645, 
649, 684, 705). 
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bald abgelöst zu werden durch die bestimmende Rolle, die der Rat 
bei der Ausbreitung der neuen Lehre an sich reißt (A.S. 644f.), Da- 
mit steht es im Einklang, daß die Gemeinde anfangs unter dem Ein- 
Auß der Prädikanten zuweilen in einen Gegensatz zu der leitenden 
Stadtbehörde gerät?), daß es jedoch der Politik des Rates im wesent- 
lichen gelingt, der sich daraus ergebenden Schwierigkeiten Herr zu 
werden, so daß trotz mancher stark demokratischer Einschläge in der 
Bewegung ein Überspringen des Zündstoffes auf das Gebiet der 
städtischen Verfassung und die Bestellung neuer Verwaltungsorgane 
im Sinne „revolutionärer Zwischenregierungen“, wie sie nicht selten 
in den deutschen Städten belegt ist, vermieden wird.?) Andererseits 
hält sich der Rat bei seinem weiteren Vorgehen keineswegs streng in 
den Schranken, die der weltlichen Obrigkeit an sich gezogen sind, 
sondern maßt sich Befugnisse an, die ihren schärfsten Ausdruck in 
der Beseitigung ungeeigneter Gemeindehirten, in der Einsetzung von 
„Superintendenten®* aus eigener Machtvollkommenheit und schließlich 
auch in der Regelung von Gegenständen der eigentlichen Lehre und 
des Kultus gewinnen. Im ganzen zeigt sich daher wie in Deutschland 
das Bild, daß „die oberste Leitung der evangelischen Kirche in die Hände 
der weltlichen Obrigkeit der Städte überging. Die Gemeinden ver- 
standen nicht, sich selbst zu regieren; die Geistliehkeit war nicht 
fähig, ihre Glieder selbst zur Aufrechterhaltung der Ordnung und zur 
Beilegung ausbrechender Zwistigkeiten zu vermögen; selbst organisa- 
torische Aufgaben rein kirchlicher Art, wie z. B. die Aufstellung einer 
Gottesdienstordnung, vermochten sie aus eigener Initiative nicht zu 
lösen“ (A.S. 697). Nur hätte vielleicht schärfer, als es geschehen ist, 
in Anlehnung an die Arbeiten A. Schultzes von A. die Anknüpfung 
an die vorreformatorischen Gebilde in verfassungstechnischer Hinsicht 
und die organische Verbindung, die trotz des geistigen Bruchs mit der 
Vergangenheit in vielen Einzelheiten der äußeren Form gewahrt blieb°), 
betont werden können. 

Aber über die engeren kirchlichen und konfessionellen Grenzen 
hinaus sind es ebenfalls Fragen von allgemeiner Tragweite, für deren 
Beantwortung A. wertvolle Bausteine zusammenträgt. Ich möchte 
dafür verweisen auf die Betrachtungen, die A. bei der Besprechung 
der staatlichen Struktur des alten Livland und bei der Verfolgung der 
auf die Festigung der landesherrlichen Macht in den einzelnen Terri- 
torien und die Schaffung eines strafferen Zusammenhanges innerhalb 


1) A.S.470£., 808/9. — Beachtung verdient bei den größeren Städten 
ebenfalls die Betätigung der Stadtschreiber, unter denen der vielseitige und 
gewandte, aber auch ränkevolle und unzuverlässige Joh. Lohmüller in Riga 
hervorragt. 

2) A. Schultze, Stadigem. u. Ref. 8. 34f, streift die in Deutschland 
wiederholt hervortretenden Zusammenhänge der Entwicklung mit der Ge- 
staltung des Stadtregiments, insbes. der bestehenden Geschlechterherrschaft. 
Für die livländischen Kommunen ist demgegenüber von Belang das Fehlen 
eines eigentlichen städtischen Patriziats (A. S. 18/19). 

®) Vgl. hierzu meineAnzeige der Schultze’schen Schriften, Hist. Vjsch. 
XX (1920) 8. 37%. 
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des ganzen Gebietes abzielenden Maßnahmen anstellt. Hier leitet das 
Buch immer wieder auf Gegenstände, die sich mit den Untersuchungen 
v. Belows und Keutgens über den deutschen Staat des Mittelalters be- 
rühren, die hier aber — ich erinnere beispielsweise an die Auffassung 
von den Untertanenpflichten und der Landeshoheit oder an die Lehre 
vom Widerstandsrecht — in besonderer Beleuchtung und Zuspitzung 
erscheinen wegen der sich in eigenartiger ständischer Ausprägung 
darbietenden Grundlagen der vorhandenen größeren Gemeinwesen, zu 
der die zum Teil überspannten kanonischen Rechtsanschauungen 
einzelner Kirchenfürsten in unlösbaren Widerspruch treten. Interesse 
beansprucht unter diesem Gesichtswinkel namentlich das „Wechsel- 
spiel“ (A. S, 536), das sich zwischen dem deutschen Orden unter Pletten- 
bergs Leitung und Erzbischof Blankenfeld von Riga anspinnt, und das 
zu einem Wiederaufleben und schließlich dem endgültigen Scheitern 
der von dem Orden im Gegensatz zum Erzstift gepflegten und die 
Überwindung der Schranken des bestehenden „Fünfstaats“ (A. 8. 27) 
bezweckenden livländischen Einheitsbestrebungen den Anstoß gewährt.) 
Daneben machen einen zweiten Höhepunkt der Schilderung die Ereig- 
nisse aus, welche die Einsetzung eines fürstlichen Koadjutors für das 
Erzbistum Riga und die Berufung des Markgrafen Wilhelm von Branden- 
burg zu diesem Posten betreffen (A. Ss. 737f.), und welche das Auge auf 
die größeren Zusammenhänge der europäischen Politik, das Verhalten 
von Papst und Kaiser im Zeitalter der Reformation, zu richten ge- 
eignet sind. 

Nimmt man hinzu, daß das Buch mit seinen vielfachen Berichti- 
gungen in den Daten und Angaben über den Lebensgang, das Wirken 
und die Bedeutung hervorragender Männer aus dem Umkreise der 
Glaubenserneuerung?) auch für die eigentlich kirchengeschichtliche 
Forschung eine Fundgrube bedeutsamer Erkenntnisse bietet, so kann 
zusammenfassend gesagt werden, daß hier ein Werk vorliegt, welches 
ein neues kaum schon genügend bebautes Feld auch der deutschen 
gelehrten Arbeit erschließt und in der Fülle der von ihm ange- 


1!) Wegen der Stellung des zentralisierten Deutschordenslandes Preußen 
im Hinblick auf das Werden des modernen Staatsbegriffes vgl. die Nach- 
weise bei Mack 8. 246 Anm. 7 

2) Vgl. hierzu die Anzeige von GirgensohnD. Lit. Z. 1922 8. 759£. 
Im Hinblick auf die zahlreichen Vermerke bei A. über die Schicksale der 
die deutschen Hochschulen besuchenden Balten mag hier noch hingedeutet 
werden auf eine Anzahl neuerer, allerdings nicht durchweg gelungener 
Untersuchungen, welche umgekehrt das Verhältnis namentlich Westfalens 
zu Livland behandeln. Ich nenne die Arbeiten von Schnettler „Westfalen 
und Livland“ (Münster 1916, s. die Besprechung von Schmitz-Kallenberg, 
Westfalen 8, 1916, S. 104), des gleichen Verfassers Schrift „Dortmund 
und die Grafschaft Mark in ihren Beziehungen zu den baltischen Provinzen“ 
(= Beiträge zur Geschichte Dortmunds und der Grafschaft Mark Bd. XXV, 
Dortmund 1918, 8. 217—310) sowie den Aufsatz Schultes „Über die Be- 
ziehungen des 'Münsterlandes, insbes. des Kreises Beckum zu den Ostsee- 
ländern im Mittelalter“ (Münsterland 1919). Vgl. dazu die Kritik von 
F. v. Klocke, Westfalen 10, 1919, S. 124—128 und die Entgegnung von 
Sohnottler daselbst 11, 1921/22, S. 64. 
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schnittenen allgemeingeschichtlichen, politischen, kultur- und rechts- 
historischen, wirtschaftlichen und sozialen Probleme eine außerordent- 
lich wertvolle Bereicherung der Literatur des Reformationszeitalters 
darstellt., 

Braunschweig. Karl Frölich. 


Dr. phil. Heinrich Felix Schmid, Assistent am Berliner 
Kirchenrechtlichen Institut. Die Nomokanonübersetzung des 
Methodius, Veröffentlichungen des baltischen und slavischen 
Instituts an der Universität Leipzig Nr.1. In Kommission 
bei Markert & Petters, Leipzig 1922, VII u. 120 8. 8°. 


Die sogen, pannonische Legende des Slavenapostels Methodius 
(+ 6. April 885) berichtet von diesem, er habe eine Nomokanonüber- 
setzung angefertigt u. z. am Ende seines Lebens. Um welche von 
den Rechtssammlungen des Östreiches handelte es sich dabei? Die 
Antwort kann, wie schon Frühere, z. B. Pavlov, Golubinskij, 
Sobolevskij, insbesondere unter den Lebenden Jagi& und Benesevit 
lehrten, nur lauten: die Zvvayoyn in 50 Titeln, eine der Sammlungen, 
die Johannes Scholasticus, Presbyter aus Antiochia, 565—577 Patriarch 
von Konstantinopel, verfaßt hat, und die teils nur Kanones der Konzilien 
und Kirchenlehrer, teils auch kaiserliche »ouo: enthielten. In kirchen- 
slavischer Übersetzung ist diese in drei Handschriften auf uns gekommen. 
Von diesen galt schon seit Pavlov die aus dem 13. Jahrhundert stam- 
mende Handschrift des Moskauer Rum’ancov-Museums Nr. 230, früher 
dem Archangelskij-Kloster in Ust’ug (Gouv. Vologda) gehörig (Rum.), 
buchstabengetreu abgedruckt von Sreznevskij, als auf die Methodius- 
Urschrift mittelbar oder gar unmittelbar zurückgehend. , Diesen Rum.- 
Text untersucht nun in der vorliegenden, von der Leipziger Philosophen- 
fakultät mit dem ersten Prädikat bedachten Dissertation Schmid, als 
Slavist ein Schüler Max Vasmers und Karl H. Meyers, auf seine 
Eigentümlichkeiten in Laut- und Formenlehre, unter gleichzeitiger 
Verzeichnung einiger besonders hervortretender syntaktischer Züge, und 
in lexikalischer Hinsicht unter Berücksichtigung der Fremdausdrücke und 
ihrer Bedeutung für die sprachgeschichtliche Einreihung des Denkmals. 
Dabei kommt er, den Spuren von Jagi6 folgend, zu dem Ergebnis, daß 
Rum. mährischen Ursprungs sei, nicht nach der Vertreibung der Metho- 
dianer entstanden sein könne, vielmehr in seinem Urbild das Werk des 
Methodius selbst oder seiner Gehilfen gei, somit am Anfang der gesamten 
slavischen Literatur kirchenrechtlichen, ja überhaupt rechtlichen Inhalts 
stehe und die Zuverlässigkeit der pannonischen Methodiuslegende aufs 


Beste bestätige. 
Ulrich Stutz. 
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Friedrich Teutseh, Geschichte der ev. Kirche in Sieben- 
bürgen I 1150 — 1699, U 1700— 1917. Hermannstadt, 
W. Krafft 1921. XVI und 600, VI und 647 8.8° mit 
einer (Kapitels-) Karte. 

Nicht ein eigentliches Referat oder gar eine kritische Besprechung, 
nur ein kurzer Hinweis ist mit diesen Zeilen beabsichtigt auf die statt- 
liche Geschichte der ev. Kirche Siebenbürgens, die deren gegenwärtiger 
Bischof, Friedrich Teutsch, der Sohn des früheren Bischofs Georg 
DanielTeutsch und wie dieser, der erste Geschichtschreiber der Sieben- 
bürger Sachsen, auch sonst durch kirchenhistorische und historische 
Arbeiten vielverdient und bekannt, vor kurzem als eine Frucht der 
Kriegsjahre hat erscheinen lassen. Sie enthält nämlich auch Abschnitte, 
die den Kirchenrechtshistoriker ganz besonders angehen. So gleich 
das erste Kapitel über die sächsischen Kirchen vor der Reformation. 
Die Einwanderer wurden kirchlich nicht unter den Bischof von 
Weißenhurg, sondern unter einen Propst gestellt, der wenigstens später 
dem Erzbischof von Gran unterstand. Ihre Geistlichen wählten sie 
nach Kolonistenrecht. So im Hermannstädtischen und im Burzenlande. 
Die übrigen Sachsen waren weißenburgischen Archidiakonaten einge- 
ordnet, verstanden es aber, in eigenen sächsischen Kapiteln unter 
eigenen Dechanten allmählich nach Hermannstädter Muster sich selb- 
ständiger zu machen. Eine anschauliche Schilderung gibt Teutsch 
von der Rechtsstellung der Pfarrer, von dem Asylrecht der Kirchen, 
von dem Pfarrwahlrecht u. a. Die Gemeinderechte erklärt er aus einem 
noch stark eigenkirchenrechtlich gefärbten Gemeindepatronat!), der 
nach ihm auch bei dem weiteren Zusammenschluß der Kapitel mitge- 
wirkt hat; obne genauere Prüfung wage ich nicht, dazu Stellung zu 
nehmen, und behalte mir vor, später auf diese Dinge zurückzukommen. 
Interessant ist, daß auch der Medem, allerdings in etwas veränderter 
Gestalt, aus der Heimat mitgebracht wurde. Die „erste evangelische 
Synode“ von 1547 gab den Anstoß zur Umarbeitung des Reformations- 
büchleins von Honterus durch diesen selbst unter dem Titel: Reformatio 
ecclesiarum Saxonicarum in Transsilvania. Die Nationsuniversität d.h. 
die vor und neben dem seit 1400 organisierten Klerus der sächsischen 
Kapitel, der späteren geistlichen Universität, als Landstand zusammen- 
geschlossene weltliche Vertretung der Sachsen, die im Laufe der Zeit 
zur leitenden Körperschaft, zur weltlichen Obrigkeit der Nation ge- 
worden war, erhob sie 1550 für das Sachsenland zum Gesetz und brachte 
damit das Territorialprinzip zum Durchbruch. Eine gewisse festere Ord- 
nung und infolge davon ein bis heute nachwirkender konservativer Grund- 
zug war damit gegeben. Doch blieb die Gemeinde im Mittelpunkt, ihr 
Pfarrwahlrecht und überhaupt der Einfluß der Laien unangetastet. 
1544 schloß sich das vor allem auf dem römischen Rechte fußende, gleich- 


!) Vgl. auch seine Beiträge zur sächsischen Kircheugeschichte 1. Die 
sächsische Eigenkirche, Archiv des Vereins für siebenbürgische Landeskunde 
N.F. XL 1921 8. 308 £. 
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falls von Honterus verfaßte Compendium iuris eivilis in usum eivitatum 
ac sedium Saxonicarum in Transsilvania!) collectum an. Da es aber nieht 
genügte, wurde nach langen Vorarbeiten 1583 das „Eigen-Landrecht“ er- 
lassen, das bis 1853 in Geltung blieb. Nach dem Tode von Honterus, der 
ohne Weihe Stadtpfarrer in Hermannstadt geworden war und tatsächlich 
eine bischöfliche Stellung eingenommen hatte, wurde 1553 der Stadt- 
pfarrer Paul Wiener zum ersten, und, nachdem er 1554 gestorben war, sein 
Nachfolger Mathias Hebler 1556 kurz vor Aufhebung des katholischen 
Bistums von der Synode, die auch weiterhin ihr Wahlrecht behauptete, 
zum zweiten evangelischen Bischof gewählt.2) Langsam löste man sich 
von der alten Kirche, trat aber mit den hergebrachten Verfassungs- 
formen in die neue Zeit ein und neben jene sowie neben die 1565 aus- 
scheidende, dem Kalvinismus zugewandte magyarische und die 1571 
anerkannte unitarische Kirche, ohne daß damit in Siebenbürgen irgend- 
wie die Gleichberechtigung, die Parität, und die Toleranz im neuzeit- 
lichen Sinne zum Ausdrucke kam. 1572 wurde die Augsburgische Kon- 
fession angenommen. Ich übergehe den weiteren Ausbau und die 
Periode der Gegenreformation. Der Reichtum der von Teutsch ge- 
schilderten Entwickelung spottet selbst einer bloßen Skizzierung auf 
dem uns zur Verfügung stehenden Raum. Im 17. Jahrhundert erwies 
sich eine gewisse Einschränkung des Rechtes der freien Pfarrwahl als 
unumgänglich. Besondere Beachtung verdienen die Ausführungen über 
die Generalkirchenvisitationen und die Kapitelsstatuten. Das 18. und 
die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts erfüllt der Kampf mit dem Katho- 
Ihzismus nnd dem Staat (Josefinismus). 1726 wurde zum ersten Male 
innerhalb der Kirche der Gedanke laut, daß eine neue Verfassung not- 
tue. 1753 trat in Hermannstadt das erste Konsistorium zusammen, 
1762 ein neues Oberkonsistorium, 1780 und 1781 wurde die Konsistorial- 
ordnung endgültig ratihabiert. Dann kam das schwere gesetzlose Jahr- 
zehnt unter Joseph Il. Der Klausenburger Landtag stellte 1790/1 we- 
nigstens im großen und ganzen die alte Ordnung her. 1793 wurde die 
Konfirmation neu eingeführt. Aber die Regulationen schlugen nicht 
nur die politische Verfassung wieder in Trümmer, sondern zogen auch 
die Kirche in Mitleidenschaft. Die „Allerhöchst begnehmigte Vor- 
schrift“ von 1807 beseitigte auch die althergebrachte kirchliche Selb- 
ständigkeit wieder und führte einen Summepiskopat des Herrschers neu 
ein. Dann kam unter Kaiser Ferdinand 1838ff, der Kampf um das 
alte Recht in Gang. Mit 1849 aber begann auch für die Siebenbür- 
gische evangelische Kirche eine bessere Zeit. 1861 trat die erste 


!) Vgl. die eben im Auftrage des Vereins für siebenbürgische Landes- 
kunde von G. Müller herausgegebene schöne Karte der Stühle, Distrikte 
und Komitate Siebenbürgens in 4 Blättern. Hermannstadt, E. Dürk, 1922. 


2) Dazu soeben G. E. Müller, Die Verlegung des siebenbürgisch- 
sächsischen Bischofssitzes von Hermannstadt nach Birthälm. Aus acht Jahr- 
hunderten. Beiträge zur Geschichte der christlichen Kirche in Siebenbürgen, 
Friedrich Teutsch zum 70. Geburtstage dargebracht. Hermannstadt, 
W. Kraft, 1922 8. 59—72. 
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Landeskirchenversammlung zusammen. Zuvor war 1855 der Bischof- 

sitz von Birthälm nach Hermannstadt übertragen worden und hatte 
der Bischof den Vorsitz in der obersten kirchlichen Vertretung über- 
nommen, Am]. Juli 1861 trat die von der Landeskirchenversammlung 
durch Annahme der „Provisorischen Bestimmungen* geschaffene Ver- 
fassung in Kraft. Die Landeskirchenversammlung war fortan das oberste 
Organ des Kirchenregiments und hatte das Recht der Gesetzgebung. 
Die ständige Regimentsbehörde mit Sitz in Hermannstadt wurde das 
Landeskonsistorium. 1862 kam das Pfarrwahlgesetz zustande. 1867 
nahm der neugewählte Bischof Teutsch der Ältere seinen Wohn- 
sitz in Hermannstadt. Von ihm und seinen beiden Nachfolgern ist 
für die glückliche Weiterbildung auch der Einrichtungen viel geleistet 
worden. Möge der Umstand, daß ein Werk wie das vorliegende nach 
all dem Schlimmen, das die evangelische Kirche Siebenbürgens in den 
Kriegsjahren durchgemacht hat, und trotz der schwierigen Verhältnisse 
von heute hat erscheinen können, ein gutes Vorzeichen sein! Von 
allem anderen abgesehen, ist das Buch auch nach der kirchenverfassungs- 
geschichtlichen Seite hin über Siebenbürgen hinaus für alle Evange- 
lischen von größter Bedeutung und eine wertvolle Bereicherung unseres 


Schrifttums. 
Ulrich Stutz. 


Außerdem sind bis zum 1. November 1922 der Redaktion folgende 
Schriften zugegangen, die nach Möglichkeit später besprochen werden 
sollen.?) 


Acta conciliorum oecumenicorum iussu atque mandato societatis 
scientiarum Argentoratensis edidit EduardusSchwartz. TomusI: 
Coneilium universale Ephesinum, vol. 1II, fasc. 1 et 2. Berlin, 
Vereinigung wissenschaftlicher Verleger 1922. 


A.C.Jemolo, U „Libro minoritarum“ di Bartolo e la poverta mi- 
noritica nai giuristi del XII e del XIV secolo (Estratto da Studi 
Sassaresi 32 serie, 2° vol.). Sassari, G. Gallizzi 1921. 


G. Pfeilschifter, Die St. Blasianische Germania sacra (a. u.d.T.: 
Münchener Studien zur historischen Theologie, hrsg. von G. Pfeil- 
schifter, Heft1). Kempten, Kösel und Pustet 1921. 


Fr. Ruffini, Dante e il protervo decretalista innominato (Monar- 
chia II, III, 10). Reale Accademia delle Scienze di Torino (anno 
1921—1922). Torino, Fratelli Bocca 1922. 


!) Eingänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bzw. Ab- 
teilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt die Redak- 
tion für nicht erbetene Zusendungen keine Verpflichtung zur Besprechung. 
oder Rücksendung. HA.EF. 
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A. Schulte, Der Adel und die deutsche Kirche im Mittelalter. 
Studien zur Sozial-, Rechts- und Kirchengeschichte (a. u.d. T.: 
Kirchenrechtliche Abhandlungen, hrsg. von U.Stutz, Heft 63 u. 64) 
2., durch einen (für die Besitzer der 1. für sich käuflichen) Nach- 
trag ergänzte Auflage (anastatischer Neudruck). Stuttgart, Ferdi- 
nand Enke 1922. 


E. Seckel, Die karthagische Inschrift CIL. VII 25045 — ein kirchen- 
rechtliches Denkmal des Montanismus?: Sitzungsberichte der Preußi- 
schen Akademie der Wissenschaften 1921, n. LIV, S. 989—1017. 


E. Seckel, Die Aachener Synode vom Januar 819: Neues Archiv 
der Gesellschaft für ältere deutsche Geschäichtskunde XLIV (1922), 
S. 11—42. 


R.Stapper, Grundriß der Liturgik. 3. und 4. verbesserte und ver- 
mehrte Auflage. Münster 1.W,, Johann Sachse 1922. 


Entgegnung. 


H. Kantorowiez und meine Geschichte der scholastischen 
Methode, 


Von Professor M. Grabmann in München. 
2} 


Die beiden bisher erschienenen Bände meiner Geschichte der 
scholastischen Methode haben durch hervorragende katholische und 
nıchtkatholische, in- und ausländische Vertreter der Philosophie- und 
Dogmengeschichte, der mittelalterlichen Geschichte und Literatur- 
geschichte und auch der systematischen Theologie eine ungemein 
freundliche, zustimmende und oft in Worten warmer Anerkennung 
ausklingende Kritik erfahren. Ich bin mir wohl bewußt, daß meine 
Arbeit auch ihre Mängel hat, und habe mit Dankbarkeit sachkundige 
kritische Bemerkungen und Berichtigungen entgegengenommen und in 
meinen zahlreichen seither veröffentlichten Arbeiten wie auch in der 
Ausarbeitung des 3. Bandes verwertet. Nun erscheint mit einem 
reichlich bemessenen nonum prematur in annum (12 Jahre nach Er- 
scheinen meines 1. Bandes und 10 Jahre nach Veröffentlichung des 
2. Bandes) in dieser hochangesehenen Zeitschrift (Kanon. Abt, XI, 1921, 
S. 456 ff.) eine Besprechung aus der Feder von Hermann Kantorowicz, 
die auf einen recht unfreundlichen Ton gestimmt ist, und die meinem 
Werke in keiner Weise gerecht wird, weil ihrem Verfasser das sach- 
kundige wissenschaftliche Verständnis für Quellen, Methoden und Auf- 
gaben der mittelalterlichen philosophie- und theologiegeschichtlichen 
Forschung, ohne daß er sich dessen bewußt zu sein scheint, abgeht. 
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Mit einem gewissen Widerwillen — ich tue dies zum ersten Male in 
meiner literarischen Tätigkeit — ergreife ich die Feder zur wissen- 
schaftlichen Gegenwehr, die ich viel lieber in den Dienst aufbauender 
positiver wissenschaftlicher Arbeit stellen möchte, als mit einem Re- 
zensenten über Dinge reden zu müssen, die unter Fachgenossen mehr 
oder minder Selbstverständlichkeiten sind. 

1. Herr Professor K. bringt zunächst einen Bericht über den In- 
halt der beiden Bände und gibt schon hier zu erkennen, daß er die 
Reichweite meines Werkes nicht überschaut. Daß ich im 1. Bande den 
Zusammenhang namentlich des für die Scholastik „vorbildlichen“ 
Augustinus mit der griechischen Philosophie dargestellt habe, wird 
kein Leser von S. 125—143 in bezug auf Augustin herausfinden können. 
Besonderen Anstoß nimmt der Kritiker, daß ich Boethius als den 
„ersten Scholastiker“ und Anselm von Canterbury als den „Vater der 
Scholastik* (475 Jahre nach Boethius??) bezeichnet habe. „Diese schon 
physiologisch nicht recht verständlichen Unterscheidungen muten 
etwas scholastisch an.“ Zugleich wird vermerkt, daß ich dem Scotus 
Erigena den Anspruch, „Vater der Scholastik“ zu sein, aberkannt habe. 
Nun stammen diese Bezeichnungen für Boethius und Anselm nicht von 
mir und lassen sich ganz gut vereinbaren. Boethius kann als der 
erste Scholastiker bezeichnet werden, weil bei ihm namentlich in seinen 
theologischen Schriften wegen der Verwendung der griechischen, be- 
sonders aristotelischen Philosophie für theologische Zwecke wesentliche 
Züge der mittelalterlichen Scholastik uns entgegentreten. Anselm wird 
allgemein als Vater der Scholastik bezeichnet, weil mit ihm die Scho- 
lastik als eine ausgeprägte, in zusammenhängenden Schulen sich weiter- 
bildende Richtung und Methode ihren Anfang nimmt. 80 wenig wie 
aus der so oft gebrauchten Benennung Augustins als des „ersten mo- 
dernen Denkers“ folgt, daß die moderne Philosophie nicht erst mit 
Nicolaus von Cues oder richtiger mit Descartes beginnen darf, ebenso 
wenig kann und darf aus der Bezeichnung des Boethius als „des ersten 
Scholastikers“ gefolgert werden, daß Anselm nicht „Vater der Scho- 
lastik* sein kann. Was Scotus Eriugena betrifft, so scheint einmal 
K., der „Erigena“ schreibt, nicht zu wissen, daß seit den Nachweisen 
Baeumkers und Traubes (vgl. Überweg-Baumgartner, Grund- 
riß der Geschichte der patristischen und scholastischen Zeit!°, Berlin 
1915, 223) die Benennung Eriugena als die allein richtige gebraucht 
wird und der Name Erigena aus der fachwissenschaftlichen Literatur 
gestrichen ist. Weiterhin ist Johannes — man schreibt am richtigsten 
entweder Johannes Scotus oder Johannes Eriugena — Eriugena schon 
deswegen nicht als Vater der Scholastik zu bezeichnen, weil diesem 
großen einsamen Denker eben der kausale Einfluß auf die Ausgestaltung 
und Weiterbildung der Scholastik fehlt. Indessen möchte ich auch 
nicht M. De Wulf zustimmen, wenn er den Hofphilosophen Karls des 
Kahblen als „pere de l’antiscolastique* bezeichnet. Auch Quellen und 
Struktur der Philosophie Eriugenas lassen ihn nicht gut als den Vater 
der Scholastik erscheinen. Vgl. die gründliche Untersuchung von 
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A. Schneider, Die Erkenntnislehre des Johannes Eriugenas, Berlin 
und Leipzig 1921. Auch Hans v. Schubert in seiner Geschichte der 
christlichen Kirche im Frühmittelalter (2. Halbband, Tübingen 1920, 
467) hebt ausdrücklich hervor, daß Johannes Eriugena nicht der Vater 
der mittelalterlichen Scholastik genannt werden dürfe. 

2. Eine weitere Ausstellung an meinem ersten Bande macht K. bezüg- 
lich des Paragraphen über das Speculum universale des Radulfus Ardens 
und bemerkt,' daß „Grabmann dieses ungedruckte Speeulum universale 
auf Grund einer (vereinzelten?) handschriftlichen Angabe als Werk 
des wenig bekannten Pikarden Radulfus Ardens vom Ende des 11. Jahr- 
hunderts ansieht und in der damaligen Zeit nicht leicht seinesgleichen 
finden läßt; doch hat inzwischen B. Geyer die Schrift um 100 Jahre 
später ansetzen müssen, wovon Grabmann keine Notitz genommen hat“. 
Wenn K,. meine Darlegungen und auch diejenigen B. Geyers (Tübinger 
Theol. Quartalschrift 1911, 68—89) gelesen hat, so mußte er’ sehen, 
daß die Zuteilung des Speculum universale an Radulfus Ardens nicht 
auf Grund einer vereinzelten Handschrift geschah, sondern daß von 
vier jetzt erhaltenen Handschriften drei den Namen des Radulfus 
Ardens tragen und die vierte anonym ist. Die Autorschaft des Radulfus 
Ardens steht überhaupt außer Frage, es handelt sich nur um die Zeit, 
in der Radulfus Ardens gelebt hat, ob gegen Ende des 11. Jahrhunderts, 
wie früher allgemein angenommen wurde und wie ich auch annahm, 
oder ob er hundert Jahre später zu setzen ist, wie B. Geyer bei ge- 
nauerer Durchprüfung des Speculum universale, als sie mir möglich 
war, nachgewiesen hat. Ich ließ mir, als Geyer zuerst kurz in der 
Theologischen Revue und dann in der Theologischen Quartalschrift 
diese spätere Datierung des Radulfus Ardens ausgesprochen hatte, 
größere Teile des Cod. Vat. lat. 1175 photographieren, um zu sehen, 
ob es sich nicht um spätere Einfügungen und Überarbeitungen handle, 
kam aber vor Abschluß des 2. Bandes, der beim Erscheinen von Geyers 
größerer Abhandlung schon größtenteils gedruckt war, nicht zur 
Vollendung dieser eigenen Nachforschungen. Ich stimme B. Geyer zu, 
daß nunmehr Radulfus Ardens hundert Jahre später, als früher ange- 
nommen wurde, anzusetzen ist. Mein Kritiker aber hätte, wenn er 
dasjenige, was andere gefunden haben, mitteilt, sich wenigstens die 
Mühe geben sollen, hier richtig wiederzugeben. 

Den Inhalt des fast 600 Seiten umfassenden zweiten Bandes gibt 
K. auf 13! Zeilen wieder. Gegen Schluß dieses Berichtes redet er 
von „meistens französischen und englischen Epigonen, darunter manche 
bisher kaum dem Namen nach bekannte Gestalten“. Wie man hier 
anı Übergang zur eigentlichen Hochscholastik in der Zeit, da in Paris 
die theologischen Summen entstanden und für die Folgezeit einfluß- 
reiche Scholastiker wie Simon v. Tournai, Praepositinus u. a. auftreten 
und die scholastische Disputationstechnik und Därstellungsniethode sich 
ausprägt, von Epigonen reden kann, ist mir wenigstens schlechterdings 
unverständlich. 

3. Nun schreitet K. zur Beurteilung meines Werkes und führt 
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hier aus: „Hält man sich einfach an das, was Grabmann an gesicherten 
Ergebnissen bringt, so wird man das Werk als Denkmal deutschen 
Fleißes und umfassender Gelehrsamkeit dankbar anerkennen ... In 
diesem Sinne ist das Werk von der Kritik denn auch, überaus freund- 
lich aufgenommen worden; allerdings wurde sie teilweise irregeführt 
durch das dem zweiten Bande angehängte gewaltige ‚Verzeichnis der 
benutzten und angeführten Handschriften‘, von denen sich bei näherer 
Betrachtung ein sehr großer Teil als nicht benutzt, sondern nur nach 
Katalogen und Schriftstellern angeführt erweist — ein sonderbares 
Vergnügen!“ Hierzu möchte ich bemerken, daß eine Irreführung 
des Lesers schon durch die Überschrift: Verzeichnis der benutzten 
und angeführten Handschriften vorgebeugt ist, daß der weitaus 
größere Teil der Handschriften von mir eingesehen wurde, und daß 
Herr K. jedenfalls am allerwenigsten den Grenzstrich zwischen den 
benutzten und angeführten Handschriften ziehen kann. Er hätte 
seine Unzuständigkeit, mein aus der handschriftlichen Forschung 
hervorgesangenes Werk beurteilen zu können, nicht glänzender 
beweisen können, als durch diese Bemerkung. Ich kann ihm 
nämlich verraten, daß auf diesem Forschungsgebiet diese Zusammen- 
stellung der benutzten ‚und angeführten Handschriften allgemeiner 
Usus ist, und daß wir auch nicht gesonnen sind, uns in dieser Gepflogen- 
heit durch einen Gelehrten, der heute noch Scotus Erigena schreibt, 
korrigieren zu lassen. Um einige Beispiele zu nennen, so gibt 
P. Mandonnet seinem großen Werke: Siger de Brabant et l’Aver- 
soisme latin au XIIle siecle, Louvain 1908 u. 1911 eine „Table des 
manuscrits“ bei und bemerkt dazu in einer Fußnote: „Cette table con- 
tient Yindieation des manuscrits edites, utilises ou cites au cours de 
cet ouvrage“. A. Pelzer bringt am Schlusse seiner ungemein wert- 
vollen Abhandlung: Godefroid de Fontaines, Louvaiun 1911 (Extrait de 
la Revue ndo-scolastique) eine „Table des manuscrits cites“, zu deutsch 
ein Verzeichnis der angeführten Handschriften. Auch J. de Ghellinck 
in seinem bahnbrechenden Werke Le mouvement thäologique du XIIe 
siecle, Paris 1914, das wegen seiner kirchenrechtsgeschichtlichen Be- 
deutung Herr K. eigentlich kennen sollte, führt in seiner „Liste des 
manuscrits“ alle von ihm zitierten Handschriften an, auch solche, die 
die er nicht einsehen konnte oder nicht einzusehen nötig hatte. Ich 
habe auch in drei inzwischen in Baeumkers Beiträgen zur Geschichte 
der Philosophie des Mittelalters erschienenen Monographien (For- 
schungen über die lateinischen Aristotelesübersetzungen-des 13. Jahr- 
hunderts, Münster 1916, Die Philosophia pauperum und ihr Verfasser 
Albert von Orlamünde 1918, Die echten Schriften des hl. Thomas von 
Aguin 1920) diese für die Topographie der scholastischen Handschriften 
nun einmal wichtige und lehrreiche Sitte, die benutzten und ange- 
führten Handschriften in einem Verzeichnis zusammenzustellen, bei- 
behalten. Auch in der von M. De Wulf herausgegebenen Serie: 
Les Philosophes Belges. Textes et Etudes, wozu ja das genannte Werk 
Mandonnets zählt, kann Herr K. den gleichen Brauch wahrnehmen. 
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Einen deutschen Schicksalsgenossen habe ich in Fr. Pelster, der seiner 
so ergebnisreichen und auch in methodischer Hinsicht vorbildlichen 
Schrift: Kritische Studien zum Leben und zu den Schriften Alberts 
d. Gr., Freiburg 1920, ein Verzeichnis der benutzten und der angeführten 
Handschriften vorausschickt. Das „sonderbare Vergnügen“ ist also 
hier nicht auf meiner Seite, sondern auf Seite des Kritikers, der sich 
auf ein Gebiet gewagt hat, dessen Forschungs- und Arbeitsmethoden 
und dessen maßgebende Literatur ihm eine terra incognita sind. 

4. Doch folgen wir Herrn K. weiter auf seiner kritischen Bahn. 
‚Das Urteil über mein Werk, so fährt er weiter, wird anders ausfallen 
müssen, wenn wir als Maßstab anlegen die Ansprüche, die der Titel 
beim Leser des Werkes erwecken muß. Denn es handelt sich um kein 
methodengeschichtliches, sondern unı ein literaturgeschichtliches Werk. 
Diese Ausstellung, daß der Titel für den Inhalt des Werkes zu eng ist, 
ist auch von sachkundiger Seite gemacht worden. Ich habe deswegen 
auch in einer Reihe von Monographien und Abhandlungen die für den 
dritten Band notwendigen literarhistorischen Untersuchungen über 
Aristotelesübersetzungen, über die Schriften Alberts d. Gr. und des hl. 
Thomas usw. angestellt und veröffentlicht und werde in die Gesamt- 
darstellung deren Resultate übernehmen. Weiterhin rügt Herr K., daß 
ich zu sehr bei den einzelnen Schriftstellern verweile und den geschicht- 
lichen Hintergrund, namentlich die geistesgeschichtlichen (religiösen, 
akademischen, politischen) und gesellschaftlichen Strömungen kaum an- 
deute. „So glaubt G. auf drei Seiten (mit lauter Selbstverständlich- 
keiten) das „Milieu“ des zweiten Bandes (S. 3) geschildert zu haben.“ 
Dazu möchte ich bemerken, daß die mit: „Die Signatur des 12. Jahr- 
hunderts“ betitelte Einleitung nicht drei, sondern acht Seiten (S. 1—8) 
umfaßt, und daß hieran sich ein Allgemeiner Teil, der die allgemeinen 
Faktoren und Gesichtspunkte in der Entwicklung der 'scholastischen 
Methode des 12. und beginnenden 13. Jahrhunderts ausführlich bespricht 
(S. 9—127), schließt. Außerdem teile ich, was diese Zeichnung des 
Hintergrundes der scholastischen Bewegung betrifft, den methodischen 
Standpunkt H. Denifles, der aus seiner unvergleichlich reichen Br- 
fahrung heraus sich also ausspricht: „Die von mir eingeschlagene 
Methode ... ist die analytische. Meiner Überzeugung nach gewinnt 
man mit der synthetischen auf einem Gebiete, wo es noch so viel zu 
tun gibt und die einzelnen Tatsachen erst eruiert werden müssen, keine 
unanfechtbaren Resultate. Man läuft Gefahr, Einzelheiten zu Allge- 
meinheiten zu erheben, Schlüsse auf mangelhafte Induktion zu bauen, 
manchmal umgekehrt überall vorkommende Erscheinungen als Eigen- 
tümlichkeiten zu betrachten und endlich die verschiedenen Zeiten 
durcheinanderzumengen ... Es ist der historischen Wissenschaft weit 
mehr gedient, wenn man sich lediglich auf den Boden der Tatsachen 
stellt und sich das Terrain Schritt für Schritt erobert und sichert, als 
wenn man den Standpunkt hoch genug nimmt, um in einer weitaus- 
greifenden Umschau die Blicke streifen zu lassen über Völker und 
Jahrhunderte“ (Die Entstehung der Universitäten des Mittelalters bis 


ı 
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1400, Berlin 1885, XXIII£f). Ich habe den Eindruck, daß, je mehr die 
Sach- und Detailkenntnis auf dem Gebiete der mittelalterlichen Scho- 
lastik und Mystik sich steigert und vertieft, auch das Ziehen und 
Zeichnen solch allgemeiner Verbindungslinien sich schwieriger und 
vorsichtiger gestaltet. Ich habe persönlich bei meinen philosophischen 
und geschichtsphilosophischen Neigungen und Studien an sich Vorliebe 
für allgemeine Darlegungen. Mein Kritiker hätte dies auch aus meinen 
psychologischen Analysen und Charakterisierungen führender Scho- 
lastiker wie Anselm von Canterbury, Peter Abälard, Hugo von St, Viktor, 
Gilbert de la Porrde ersehen können. Daß mir dieser Blick aufs Ganze 
nnd Große nicht so absolut fremd ist, davon kann sich Herr K. auch 
aus meiner, in der Sammlung Göschen erschienenen Philosophie des 
Mittelalters (Berlin 1921) überzeugen. 

5. Ganz entschieden muß ich meinem Kritiker widersprechen — 
und ich weiß mich da eins mit all meinen Fachgenossen in der Er- 
forschung der mittelalterlichen Philosophie- und Theologiegeschichte —, 
wenn Herr K. schreibt, daß ich „die Bedeutung des ungedruckten Ma- 
terials stark überschätze und daß für die Methodengeschichte alles 
Wesentliche den gedruckten Hauptwerken zu entnehmen ıst“. Jeder, 
der mein Werk durchgearbeitet hat, wird eine solche Behauptung ein- 
fach nicht verstehen können. Kennt denn Herr K. nicht die große 
Abhandlung von Fr. Ehrle: „Das Studium der Handschriften der 
mittelalterlichen Scholastik mit besonderer Berücksichtigung der Schule 
des hl. Bonaventura* (Zeitschrift für kath. Theologie VII [1883] 1—51)? 
Diese Abhandlung, welche R. Seeberg einen „unvergänglichen 
Artikel“ genannt hat (Theol. Literaturblatt 1912, 129), ist nun in der 
römischen Zeitschrift Gregorianum in neuer Bearbeitung erschienen. 


Ich habe auch in der Zeitschrift für katholische Theologie 1915, 


699-740 einen umfangreichen Artikel: „Über Wert und Methode des 
Studiums der scholastischen Handschriften“ erscheinen lassen. Fr. Ehrle 
schreibt in seiner Abhandlung: Die Ehrentitel der scholastischen Lehrer 
des Mittelalters (Sitzungsberichte der Bayerischen Akademie der Wissen- 
schaften. Philosophisch -philologische und historische Klasse 1919, 
9. Abhandlung, München 1919, 16): „Es gilt für das 14. und 15. Jahr- 
hundert in noch verstärktem Maße, was ich schon 1883 für die Hoch- 
scholastik feststellen mußte, ein Viertel oder ein Fünftel der uns 
erhaltenen Autoren liegt nur gedruckt vor und zwar in einer vielfach 
vom Zufall bestimmten Auswahl.“ Es kostet wirklich Überwindung, 
solche jedem, der auf diesem Gebiete sich umgesehen hat, ganz ge- 
läufige und bekannte Dinge wiederholen zu müssen. 

6. Nun begibt sich der Kritiker auf den Boden der Philosophie, 
der Erkenntnistheorie: „Nur daß man hier die erkenntnistheo- 
retischen Probleme hätte sehen müssen! Denn so wenig es genügt, 
Historiker zu sein, um Rechtsgeschichte zu treiben, man vielmehr 
hierzu auch, und zwar in erster Linie Jurist sein muß, so wenig genügt 
geschichtliche (hier: theologiegeschichtliche) Schulung, um Methoden- 
‘ geschichte zu treiben: hier kommt es, wiederum in erster Linie, auf 
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die logische erkenntnistheoretische Fragestellung und Begriffsbildung 
an. Dieser Seite der Sache aber war Grabmann keineswegs ge- 
wachsen.“ Ja, ich fühle mich auch jetzt, nachdem ich doch lange Jahre 
mich mit philosophischen Fragen beschäftigt habe und selbst an der 
theologischen Fakultät in Wien Philosophie, auch Erkenntnislehre vor- 
getragen habe, in keiner Weise gewachsen, das, was Herr K. von mir 
fordert, zu verstehen, geschweige denn zu tun. Ich habe speziell mich 
mit der Erkenntnislehre der Scholastik befaßt und schon mehrere Jahre 

” vor meiner Geschichte der scholastischen Methode ein Buch über die 
Erkenntnislehre des Kardinals Matthäus von Aquasparta (Wien 1906) 
geschrieben. Auch in meiner schon in 4 Auflagen (zuletzt Kempten 
und München 1920) erschienenen und ins Italienische, Spanische, Hol- 
‘ländische, Französische und Englische übersetzten, Herrn K. aber jeden- 
falls unbekannten Schrift über Thomas von Aquin biete ich ein 
Kapitel über Erkenntnislehre, abgesehen von einer Reihe von Zeit- 
schriftenabhandlungen. Ich bin auch den Problemen der modernen 
Philosophie bzw. Erkenntnislehre keineswegs aus dem Wege gegangen. 
Ich brauche bloß auf meine Abhandlung: Der kritische Realismus 
Oswald Külpes und der Standpunkt der aristotelisch-scholastischen Philo- 
sophie (Sonderabdruck aus dem Philosophischen Jahrbuch, Fulda 1916), 
auf meine Wiener Antrittsvorlesung: Der Gegenwartswert der geschicht- 
lichen Erforschung der mittelalterlichen Philosophie (Wien 1913), auf 

“ meine Monographie: Die-Grundgedanken des hl. Augustinus über Seele 
und Gott. In ihrer Gegenwartsbedeutung dargestellt (Köln 1916) hinzu- 
weisen. Herr K., der bloß meine Geschichte der scholastischen Methode 
zu kennen scheint und in mir ausschließlich einen Theologiehistoriker 
und Handschriftenforscher vor sich zu haben glaubt, hätte sich mir 
gegenüber diese Belehrung über die erkenntnistheoretischen Probleme, 
die hier zu sehen wären, sparen können. Es scheint ihm auch unbe- 
kannt zu sein, daß die Methodenlehre überhaupt nicht Bestandteil der 
Erkenntnislehre, sondern der Logik ist. Wenn er je eines unserer 
deutschen Werke über Logik, etwa von Wundt, Sigwart, Störring, 
v.Kries, Hagemann-Dyroff usw. in der Hand gehabt hat, wird er 
gesehen haben, daß die Methodenlehre allgemein in der Logik und nicht 
in der Erkenntnislehre behandelt wird. Oder meint Herr K., ich hätte 
in irgendeines der modernen erkenntnistheoretischen Systeme die aus 
einem gänzlich anderen Geist herausgewachsene mittelalterliche Scho- 
lastik hineinquälen sollen? Eine große erkenntnistheoretische Zäsur 
im scholastischen Denken bedeutet der Gegensatz von Augustinismus 
und Aristotelismus im 13. Jahrhundert, der aber über den Zeitrahmen 
der beiden ersten Bände hinausfällt. 

7. In die „Methode“ meines Kritikers gewährt seine Auslassung 
über meine Begriflsbestimmung der scholastischen Methode einen keines- 
wegs erfreulichen Einblick. Er schreibt: „Man betrachte etwa die 
grundlegende, weil den Stoff abgrenzende Begrifisbestimmung: „Die 
scholastische Methode will durch Anwendung der Vernunft, der Philo- 
sophie auf die Offenbarungswahrheiten möglichste Einsicht in den 
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Glaubensinhalt gewinnen, um so die übernatürliche Wahrheit dem 
denkenden Menschengeiste inhaltlich näherzubringen, eine systematische, 
organisch zusammenfassende Gesamtdarstellung der Heilswahrheit zu 
ermöglichen und die gegen den Offenbarungsinhalt vom Vernunftstand- 
punkt aus erhobenen Einwände lösen zu können“ (worauf dann noch, 
was keinem Scholastiker passiert wäre, ein völlig leerer Satz über die 
„Entwicklung“ der Methode — also gerade nicht über ihren Begriff — 
eingeflochten wird). Aber diese Begriffsbestimmung ist sowohl zu weit 
als zu eng: sie paßt einerseits auch auf nichtscholastische Theologie, 
z. B. die rationalistische des 18. Jahrhunderts; sie paßt andererseits 
nur auf die Theologie, während doch die Scholastik die Methode aller 
Wissenschaften des- Mittelalters”darstellt.“ Soweit Herr K. Zu diesen 
Ausführungen meines Kritikers mache ich folgende Feststellungen: 

a) Meiner in Bd. I, 36 u. 37 in Sperrdruck stehenden Begriffsbe- 
stimmung der scholastischen Methode gehen von 8. 28—36 eingehende 
begründende Erörterungen voraus, die ich in der Absicht geschrieben 
habe, daß sie gelesen und auch verstanden werden. Ich habe hier 
besonders kräftig unterstrichen und zwar besonders deutlich auf 8. 29 
und auch S. 32, daß meine Begriffsbestimmung der scholastischen Me- 
thode nur eine vorläufige sein könne. „Eine abschließende und er- 
schöpfende Bestimmung dessen, was die scholastische Methode ist und 
bedeutet, wird erst das Resultat der geschichtlichen Untersuchung 
ihres Werdeganges sein können“ (8. 29). Ich machte diese wesentlich 
einschränkende und vorsichtige Bemerknng, weil ich die rein philo- 
sophisch gerichtete, von theologischer Zweckbeziehung losgelöste Arbeits- 
weise mancher Scholastiker an der Pariser und Oxforder Artistenfakultät 
im 14. und 15. Jahrhundert als eine gegen meine Definition sich geltend 
machende Schwierigkeit empfand. Jedenfalls hätte Herr K. die Pflicht 
gehabt, wenn er nun einmal an meiner Begriffsbestimmung Kritik 
üben wollte, zu bemerken, daß ich selbst diese Definition nur als eine 
vorläufige aufgestellt habe. Der Leser seiner Kritik hätte dann ein 
ganz anderes Bild bekommen. Weiterhin habe ich meine vorläufige 
Definition, wie ich in longum et latum dargetan habe, aus den Schriften 
von Scholastikern des 12, und 13. Jahrhunderts (Anselm von Canter- 
bury, Petrus von Poitiers, Petrus von Capua, Wilhelm von Auxerre, 
Bonaventura und Thomas von Aquin) herausgenommen. Ich habe dies 
alles freilich für Herrn K., der sein Augenmerk lediglich dem Sperrdruck 
(S. 36/37) zugewendet zu haben scheint, ganz umsonst getan. 

b) Herr K. hat auch meine im Sperrdruck in einem zusammen- 
‚hängenden Absatz abgedruckte Definition der scholastischen Methode 
nicht verstanden, obwohl mir noch niemand vorgeworfen hat, daß ich 
unklar schreibe. Er hat nämlich den letzten Satz, der doch zum 
Ganzen gehört, nicht mehr abgedruckt und dafür in Parenthese über 
diesen „völlig leeren Satz“ seine Scherze gemacht. Dieser Satz lautet: 
„In allmählicher Entwicklung hat die scholastische Methode sich eine 
bestimmte äußere Technik, eine äußere Form geschaffen, sich gleich- 
sam versinnlicht und verleiblicht*. Wenn Herr K. das Vorgehende 
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(bes. 31f.) mit einiger Aufmerksamkeit gelesen hat, mußte er genau 
wissen, warum ich diesen Satz noch beigefügt und gerade so formuliert 
habe. Ich wollte damit als ein sekundäres Moment in dieser de- 
skriptiven Definition der scholastischen Methode als einer historischen 
und einer Entwicklung unterstellten Erscheinung die äußere scho- 
lastische Darstellungstechnik, wie sie im Schema der Quaestio disputata 
ihren Abschluß gefunden, kennzeichnen. Diese äußere Technik ist 
aus der Theologie und Philosophie auf andere Gebiete des mittelalter- 
lichen Wissens, so auf Jurisprudenz und Medizin übergegangen. Ty- 
pische Vertreter der scholastischen Medizin sind z. B. im 13. und be- 
ginnenden 14. Jahrhundert Taddeo Alderotti, Guilelmo Corri 
da Brescia und Pietro d’Abano, im 14. Jahrhundert Gentile dei 
Gentile de Foligno. In bezug anf die Rechtswissenschaft verweise 
ich, um nicht allgemein Bekanntes zu wiederholen, auf die Quaestiones 
disputatae per Doctores Bononienses, wie sie uns in den Hand- 
schriften P. II. 23 zu Bamberg, 853 zu Darmstadt und in dem Schulte 
nicht bekannten, von mir untersuchten Clm. 8011 entgegentreten, 
In diesen Quaestiones hervorragender Bologneser Kanonisten (z. B. 
Aegidius de Fuscarariis, Jacobus a Baysio usw.) wird zuerst kurz ein 
Rechtsfall vorgeführt und daran knüpft sich eine quaestio, die genau 
nach dem Schema der scholastischen Quaestio disputata (Einwände, 
Sed contra, Solutio, Beantwortung der Einwände) konstruiert wird. 
Diese scholastische Darstellungstechnik mußte doch als ein sekundäres 
Moment in die deskriptive Begriffsbestimmung aufgenommen werden, 
‚kann aber nicht als eigentliches Wesen der scholastischen Methode 
angesprochen werden. Denn hieraus ergäbe sich die merkwürdige 
Folgerung, daß ein medizinischer Autor, dessen Schriften diese Technik 
aufweisen, ein Scholastiker wäre, hingegen Anselm von Canterbury, 
Hugo von St. Viktor, Bonaventura in seinem Breviloquium, Thomas in 
seiner Summa contra Gentiles nicht als Scholastiker bezeichnet werden 
könnten. Hierdurch dürfte sich auch der Vorwurf des Kritikers, daß 
meine Begriffsbestimmung zu eng, weil sie nur auf die Theologie 
passe, während doch die Scholastik die Methode aller Wissenschaften 
des Mittelalters sei, erledigen. Meinen Augen wollte ich nicht trauen, 
als ich las, die Definition sei zugleich auch zu weit, da sie auch auf 
nichtscholastische Theologie, z. B. rationalistische Theologie des 18. Jahr- 
hunderts passe. Ich möchte den rationalistischen Theologen 
kennen, der „die gegen den ÖOffenbarungsinhalt vom Vernunftstand- 
punkt erhobenen Einwände lösen will“, der eine Systematik des Offen- 
barungsinhalt anstrebt, der aber fest auf dem Standpunkt der über- 
natürlichen Offenbarung steht. , Man sollte doch meinen, daß ein 
Rezensent, ehe er in dieser Weise ein ernstes wissenschaftliches Werk 
angreift, sich einigermaßen das überlegen und ansehen sollte, 
woran er etwas aussetzen zu müssen glaubte. Diesen elementaren 
Forderungen wissenschaftlicher Gründlichkeit und Besonnenheit zu ge- 
nügen, hatte Herr K. hier ja volle 12 Jahre Zeit, - 

8. Nun kommt der Herr Rezensent dazu, meine Darlegungen über 
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das Verhältnis von Scholastik und Mystik zu besprechen, indem er 
nach seiner Leistung über die Begriffsbestimmung der scholastischen 
Methode weiterfährt: „Man kann danach erraten, wie Grabmann so 
schwierige Fragen, wie die nach dem Verhältnis von Scholastik und 
Mystik behandelt.“ Er führt dann volle 7 Zeilen von meinen 16 Seiten 
umfassenden Darlegungen an und fügt daran das verächtlich weg- 
werfende Urteil: „Das klingt wie schlechtes Feuilleton, ist jedenfalls 
keine Wissenschaft.“ Das muß ich mir nach jahrelangem Studium der 
Quellen der Mystik, nachdem ich ungedruckte und unbekannte Werke 
mittelalterlicher Mystiker aufgefunden habe und mich auch mit den 
Prinzipienfragen der christlichen Mystik literarisch befaßt habe, von 
einem Manne sagen lassen, dessen Name mir nie bei meinen Arbeiten 
über Mystik begegnet ist. Ich habe mich, seit ich dieses „schlechte 
Feuilleton“ geschrieben habe, der Erforschung der mittelalterlichen 
Mystik mit voller Hingebung und mit dem Erfolge wertvoller Funde 
gcwidmet, ich habe in der Fortführung der Arbeiten Denifles lateinische 
Werke deutscher Mystiker aufgefunden und darüber auch in einem Vor- 
trag, den ich in der bayerischen Akademie der Wissenschaften gehalten 
habe, eingehend berichtet (Neuentdeckte Werke deutscher Mystiker 
erscheintin den Sitzungsberichten der bayerischen Akademie, philologisch- 
philosophische und historische Klasse, München 1922). Ich fühle mich, 
gerade auf Grund meiner Forschungen erst recht in meiner im 2. Band 
meiner Geschichte der scholastischen Methode entwickelten Auffassung 
über das Verhältnis von mittelalterlicher Scholastik und Mystik be- 
stärkt und ich habe das auch wieder in meiner Schrift: Wesen und 
Grundlage der katholischen Mystik (München 1922) zum Ausdruck ge- 
bracht. Übrigens kann über das Verhältnis von Scholastik und Mystik 
ını Mittelalter nur derjenige ein Urteil sich erlauben, der hier Quellen 
und Literatur beherrscht, und sonst niemand, am allerwenigsten 
Jemand, dem jeder Ausweis, daß er auf diesem schwierigen Gebiete 
gearbeitet hat, ganz und gar fehlt. Wirkliche Fachleute, die Herr K. 
jedenfalls auch nicht kennt, urteilen über meine von ihm so weg- 
werfend behandelten Darlegungen ganz anders. So schreibt Joseph 
Zahn, einer der gründlichsten Kenner der christlichen Mystik, in seiner 
Einführung in die christliche Mystik?, Paderborn 1918, 78: „Bine 
präzise und zuverlässige Orientierung über das Unterscheidende und 
Verbindende der Scholastik und der Mystik bietet M. Grabmann, Die 
Geschichte der scholastischen Methode II, 1912, 95—100.“ Ich könnte 
noch andere solche Urteile über mein „schlechtes Feuilleton“ anfügen. 

Doch ich muß zum Schlusse eilen. Herr K. bemerkt noch, daß 
das Werk für den Rechtshistoriker sehr wenig bietet, führt aber dann 
doch eine Reihe hier einschlägiger Ergebnisse auf. Den Schluß bildet 
eine Darlegung über meine Zuweisung eines theologischen Sentenzen- 
werkes an Irnerius auf Grund einer Handschrift der Ambrosiana in 
Mailand. Nun, ich habe hier einen Irrtum, dem ein Fachmann wie 
Gaudenzi nicht entronnen ist, begangen. Übrigens hat dies ja schon 
Heyer, nur in freundlicheren Formen, mir in der gleichen Zeitschrift 
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nachgewiesen. Es sind nur zwei tatsächliche Unrichtigkeiten, die 
mir Herr K. vorgehalten hat, diese Zuteilung eines Sentenzenwerkes 
an Irnerius und dann die anfangs schon erwähnte zu frühe Datierung 
des Radulfus Ardens. Nun, beide Versehen sind schon vorher durch 
Heyer und Geyer festgestellt worden und das, was sich auf Radulfus 
Ardens bezieht, hat mein Kritiker nicht einmal richtig wiedergegeben. 
Seine eigene Leistung aber ist eine Kette von unbegründeten und un- 
richtigen Behauptungen und leichtfertig hingeworfenen Urteilen, aus 
denen ein ungewöhnliches Maß von Unkenntnis der für mein Werk 
in Betracht kommenden Materialien und methodischen Gesichtspunkte, 
ein sehr oberflächliches Gelegenheitswissen vom Wesen und Werde- 
gang der mittelalterlichen Scholastik sich deutlich kundgibt. 


Wir haben die vorstehende Erklärung dem Herrn Rezensenten 
sofort nach Eingang im Manuskript mitgeteilt, um ihm, dem Brauch 
unserer Zeitschrift entsprechend, Geiegenheit zu geben, sich dazu 
gleichfalls noch in diesem Bande zu äußern. Das hat er aber, ohne 
auf die Sache auch nur mit einem Worte einzugehen, als unter seiner 
Würde in einem kurzen Satze abgelehnt, der zu wörtlicher Wiedergabe 
an dieser Stelle sich nicht eignet. Wir beschränken uns auf diese 
Feststellung. Für uns ist damit diese Angelegenheit erledigt. 


Für die Redaktion: A. Werminghoff. 


Kanonistische Chronik. 


Aus Paris kommt die Nachricht'), daß durch Dekret vom 18. Juli 
1921 im der Juristischen Fakultät der dortigen Universität ein Lehr- 
stuhl für die Geschichte des kanonischen Rechts geschaffen worden sei. 
Mit Wirkung vom 1. November 1921 wurde dieser dem bisherigen 
Vertreter der Geschichte des öffentlichen Rechts daselbst, Paul 
Fournier, Membre de Y'Institut, übertragen. Dieser gelehrte Offi- 
zialitätenhistoriker und unermüdliche, vielverdiente Erforscher der 
Quellengeschichte hat lange Zeit mit seinen Arbeiten ziemlich 
allein gestanden und gerade auf dem letztgenannten Gebiete, wie zuvor 
schon in Grenoble, so als Nachfolger Esmeins seit 1914 in Paris, durch keine 
äußeren Schwierigkeiten beirrt, eine rege Tätigkeit entfaltet.?) Ihm 


t) Nouvelle revue historique de droit francais et etranger XLV 1921 
p. 345. 1917/18 war diese Zeitschrift unregelmäßig und in vermindertem 
Umfange erschienen. Bd. XLIV 1920 scheint noch auszustehen, aber nach- 
geliefert werden zu sollen. Mit Bd. XLV 1921 setzte das regelmäßige Er- 
scheinen wieder ein. 


2) Ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben, verzeichnen wir 
aus den letzten Jahren von ihm: Un groupe de recueils canoniques italiens 
des X® et XI® siecles, M&moires de !’Acad&mie des insceriptions et belles 
lettres XL 1915; Theologie et droit canon au moyen äge, Journal des 
Savants, Nouvelle serie XII 1915 p. 156—165, 260—274 (über J. 
de Ghellynck, Le mouvement theologique du XII® siecle, 1914); Bonizo de 
Sutri, Urbain II et la comtesse Mathilde d’apres le „Liber de vita christiana“ 
de Bonizo, Bibl. de Ecole des chartes LXXVI 1915 p. 265—298; Un tournant 
de l’histoire du droit 1060—1140, Nouv. rev. hist. XLI 1917 p. 129—180; 
Les sources eanoniques du „Liber de vita christiana“ de Bonizo de Sutri, Biblio- 
theque de l’Ecole des chartes LXXVIII 1917 p. 117—134; Les collections 
canoniques romaines & l’eEpoque de Gregoire VIl, Mem. de l’Acad, des inser. 
et bell.-lettr. XLI 1918 p. 271—395; Les deux recensions de la collection 
canonique romaine dite le Polycarpus, Melanges d’archeol. et d’hist. XXXVII 
1918/19 p. 55—101; Notes compl&mentaires pour l’'histoire des canonistes du 
XIV® siecle, Nouv. rev. hist. XLIlI 1919 p. 637— 644; L’oeuvre canonique 
de Reginon de Prüm, Bibl. de l’Ecole des chartes LXXXI1 1920 p. 5—44; 
La Monarchia de Dante et l’opinion francaise, Comite francais catholique 
pour la celebration du sixieme centenaire de la mort de Dante Alighieri 
(1321—1921) 1921 p. 147—174; La collection canonique dite Caesar- 
augustana, Nouv. rev. hist. XLV 1921 p. 53—79; La collection canoni- 
que dite collectio XII partium, Revue d’histoire ecelesiastique XVII 1921 
p. 36—66, 229—259. 

Auch Emile Lesne hat im Dienste seiner Histoire de la propriete 
ecelesiastique en France I 1910 seine Arbeiten (diese Zeitschrift XXXV 
1914 Kan. Abt. IV 8. 501, 508£.) fortgesetzt. Vom zweiten Band, der 
behandeln soll La propidte ecelesiastique et les droits regaliens & l’dpogque 
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steht zur Seite der Professor an der Universität Caen und Studien- 
direktor des kanonischen Rechts an der Ecole pratique des Hautes- 
Etudes in Paris Robert Genestalt) In der Soeiets d’bistoire du 
droit, über deren Sitzungen in der Nouvelle revue jeweilen berichtet 
wird, wird auch der Kirchlichen Rechtsgeschichte gebührende Beach- 
tung geschenkt.?) 


Do scheint die Kirchenrechtswissenschaft, insbesondere die histo- 
rische, für deren Pflege in Frankreich jahrzehntelang sehr wenig ge- 
schah, auch dort erfreulicherweise wiederaufzuleben und einer Re- 
naissance entgegen zu gehen, wie sie bei uns seit etwa zwanzig und 
mehr Jahren in vollem Gange ist?), seit Juristen und Historiker um 
die Wette die Kirchliche Rechts- und die Kirchenverfassungsgeschichte 
bearbeiten.*) Erinnert sei aus der reichen Fülle der einschlägigen 
Arbeiten nur an die eine erhebliche Zahl derselben in sich vereinigen- 


carolingienne, ist freilich, wenn wir recht berichtet sind, bisher nur aus- 
gegeben Fasc. 1.: Les &tapes de la secularisation des biens d’eglise du VIIL® 
au Xe sieele u. z. als Fasc. 19 der Me&moires et Travaux des Facultes 
satholiques de Lille, Lille et Paris 1922. Lesne hat aber im Zusammen- 
hang damit auch einige Einzeluntersuchungen veröffentlicht: Les ordonnances 
monastiques de Louis le Pieux et la Notitia de Servitio monasteriorum I—II, 
Revue d’hist. del’Eglise de France VI 1920 p. 161— 175, 321—338, 449—493 
und namentlich: Les origines du droit de regale, Nouv..rev. hist. XLV 1921 
p. 5—52. Wenn er in dieser letztgenannten Untersuchung, übrigens ohne 
neues Belegmaterial beizubringen, den Ursprung des Regalienrechtes auf 
die Kirchengutseinziehungen der karolingischen- Hausmeier und Könige zu- 
rückführt, so verfrüht er damit die Entwicklung ganz offensichtlich; das 
eigentliche Regalienrecht ist ein Gebilde von ausgeprägt feudalem Charakter 
(diese Zeitschrift XLII 1921 Kan. Abt. XI S. 453, Regalie bei Hauck- 
Herzog, Realencyklopädie XV], Leipzig 1905 8. 537 £., 541); höchstens die 
Übertragung des älteren Rechtes der Zwischennutzung von den niederen 
auf die höheren Kirchen könnte wie überhaupt die Anwendung eigen- 
kirchenrechtlicher Grundsätze auf letztere durch die Säkularisationen be- 
fördert sein. 

Von Paul Viard, unserem früheren Mitarbeiter (zuletzt diese 
Zeitschr. XXXIV 1913 Kan. Abt. III S. 107f£.) ist erschienen eine Histoire 
de la dime ecclesiastique en France au XVI® sitcle u. z. in den angeführten 
Liller Memoires Fasc. 12, Lille 1914. 


!) Vgl. von diesem: Les origines du droit ecelesiastique [ranc, Nouv. 
rev. hist. XXX VII 1914 p. 524—551 (namentlich gegen Hans v. Schubert, 
Staat und Kirche in den arianischen Königreichen und im Reiche Chlod- 
wigs 1912, worauf wir in anderem Zusammenhange noch zurückkommen 
werden); Le privilegium fori en France du Decret de Gratien & la fin du 
XI1V® sieele I 1921 (und von älteren Vorarbeiten dazu die in dieser Zeit- 
schrift XXXII 1911 Kan. Abt. I $. 389 angezeigte sowie: La degradation 
des elercs et le droit normand, Bulletin des sciences dconomiques et sociales 
du Comite de travaux historiques et scientifiques 1911). 

?) An der französischen Universitd de Strasbourg wurde 1920/21 ein 
Institut de droit canonique eingerichtet (Nouv. rev. hist. XLIII 1919 p. 683). 
Als erstes Heft der von ihm herausgegebenen Bibliotheque erschien, Paris 
1921, G. Mollat, La collation des bendfices ecelesiastiques sous les papes 
d’Avignon 1805—1378. 

3) 8, Ulrich Stutz, Die Kirchliche Rechtsgeschichte, Stuttgart 1905. 

4) Vgl. von demselben Geschichte und System des Kirchenrechts 
in vn Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft 
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den Kirchenrechtlichen Abhandlungen (seit 1902) und an diese unsere 
Kanonistische Abteilung der Zeitschrift für Rechtsgeschichte (seit 1911), 
an das ehemalige Bonner Kirchenrechtliche Seminar 1904—1917°) und an 
das jetzige Berliner Kirchenrechtliche Institut (seit 1917), ferner an 
die erstmalige Aufnahme eines Vertreters der Kirchlichen Rechts- 
geschichte in die Preußische Akademie der Wissenschaften), an die 
an der Berliner Universität jetzt regelmäßig abgehaltenen Vorlesungen 
über Kirchliche Rechtsgeschichte, an die im vergangenen Jahre er- 
folgte Wiederbesetzung des katholischen Kirchenrechtslehrstuhles in 
der Breslauer Juristenfakultät®) u.a.n. 

Dem Bequemlichkeitsdrange, der Verständnislosigkeit und der 
durch zügellosen theoretischen und praktischen Materialismus be- 
stimmten Abneigung älterer und jüngerer Juristen zum Trotz fordern 
eben auch sehr schwerwiegende Gegenwartsinteressen gebieterisch eine 
stärkere und wirksamere Berücksichtigung des Kirchenrechts im aka- 
demischen Unterricht und in den Prüfungen. Die Umgestaltung des 
Verhältnisses von Staat und Kirche, die in Rom, Berlin und München 
im Gange befindlichen Unterhandlungen über neue Vereinbarungen 
zwischen der Kurie und den Regierungen, die allmähliche Einbürgerung 
des Codex iuris canoniei im katholischen Deutschland und die An- 
passung seines Rechts an die deutschen Verhältnisse mitsamt den ihr 
dienenden Diözesansynoden, das alles will bei der Ausbildung auch 
unserer Juristen berücksichtigt sein. Nicht minder die Umgestaltung 
des evangelischen Kirchenrechtes. Die neuen Verfassungen der deut- 
schen evangelischen Kirche und ihres Kirchenbundes werden mit ihrer 
Mannigfaltigkeit und der sie ergänzenden kirchlichen Ausführungs- 
gesetzgebung den Juristen, und zwar nicht bloß den Kirchenjuristen, 


6. Auflage, Berlin und Leipzig 1904 II S. 809#. und in zweiter, vermehrter 
und verbesserter Auflage ebenda 7. Auflage, Berlin und Leipzig 1914 V 
S 275f, Albert Werminghoff, Geschichte der Kirchenverfassung 
Deutschlands im Mittelalter I, Hannover 1905 und besonders von dem- 
selben, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter (Aloys 
Meisters Grundriß der Geschichtswissenschaft II6), Leipzig 1907, zweite 
vermehrte und verbesserte Auflage, Leipzig 1913. Auf der Grundlage 
dieser beiden Albert Michael Koeniger, Grundriß einer Geschichte 
des katholischen Kirchenrechts, Köln 1919. Vgl. auch Joseph Freisen, 
Verfassungsgeschichte der katholischen Kirche Deutschlands in der Neuzeit, 
Leipzig 1916 (diese Zeitschrift XXXVII 1916 Kan. Abt. VI S. A51ff.) und 
für das evangelische Recht Emil Sehling, Geschichte der protestantischen 
Kirchenverfassung (in Meisters Grundriß II 8), Leipzig 1907, zweite 
Auflage, Leipzig 1914 (diese Zeitschritt XL 1919 Kan. Abt. IX 8. 889f.), 
aber auch Joh. Vietor Bredt, Neues evangelisches Kirchenrecht für 
Preußen, bisher 2 Bde,, besonders I, Berlin 1921 (diese Zeitschrift XLII 
1922 Kan. Abt. XII S. 511fl.). 


1) Vgl. diese Zeitschrift XLI 1920 Kan. Abt. X 8. 269 ff. 

2) Hermann Diels, Sitzungsberichte der Königlich Preußischen 
Akademie der Wissenschaften 1918 8. 696. 

%) Mit dem den Lesern unserer Zeitschrift als deren Mitarbeiter wohl- 
bekannten Friedrich Heyer (nicht Heyder, wie infolge eines bedauerlicheu 
Druckfehlers in Bd. XLII 1921 Kan. Abt. XI 8. 506 zu lesen war). 


Ä 
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sondern auch den anderen, und ebenso den Theologen, den Vertretern 
der praktischen Theologie und den Geistlichen, noch ungeheuer viel zu 
schaffen machen. Im Hinblick gerade darauf hat am 29. September 
1922 die Verfassunggebende Kirchenversammlung der Altpreußischen 
Landeskirche oder, wie sie jetzt heißt, der Kirche der altpreußischen 
Union, wie zuvor schon ihr Verfassungsausschuß unter ausdrücklich er- 
klärter Zustimmung des Evangelischen Oberkirchenrats in Berlin, ein- 
mütig nachstehende Entschließung angenommen: 


„Angesichts des seit Jahrzehnten sich bemerkbar machenden 
Rückgangs des kirchenrechtlichen Unterrichts für Juristen und der 
Mangelhaftigkeit der kirchenrechtlichen Einführung der evangelischen 
Theologen an unseren Universitäten, angesichts auch der Bestrebungen 
in weiten Kreisen an und außerhalb der Universität, diesen Unter- 
richt durch Verkürzung der Stundenzahl, Nichtberücksichtigung bei 
den Prüfungen u.a. m. weiter zurückzudrängen, wird die zuständige 
oberste Kirchenleitung ersucht, 


I. bei den staatlichen Stellen, insbesondere bei dem Ministerium 
für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung im Hinblick auf die 
erhöhte Bedeutung und den weit größeren Wirkungsbereich, die 
künftig namentlich das evangelische Kirchenrecht erhalten wird, 
dabin zu wirken, 


1. daß im Unterricht der theologischen Fakultäten das evange- 
lische Kirchenrecht, sei es als besonderes Lehrfach. sei es als 
Teil der praktischen Theologie, gebührend zur Geltung ge- 
bracht wird, 

2. daß in den juristischen Fakultäten die Stundenzahl für Kirchen- 
recht keinesfalls unter 4 Wochenstunden für die Hauptvor- 
lesung und je 1 Stunde für Ehe- und Trauungsrecht sowie für 
die Lehre vom Verhältnis von Staat und Kirche herabgesetzt 
werde, 

3. daß möglichst darauf hingewirkt wird, daß einen Lehrauftrag 
für Kirchenrecht nur solche erhalten, die auf diesem Gebiete 
auch wirklich als Forscher oder in der Praxis sich betätigt 
haben ’), 

4. daß das Kirchenrecht nach wie vor Prüfungsfach in den 
beiden juristischen Staatsprüfungen bleibt. 


II. das Geeignete zu veranlassen, daß das Kirchenrecht möglichst 
auch im zweiten theologischen Examen geprüft wird.“ 


Wissenschaftliches und praktisches Bedürfnis drängen in gleicher 
Weise darauf hin, daß auf dem bereits mit so schönem Erfolge be- 
schrittenen Weg weitergegangen wird und das Kirchenrecht in For- 
schung und Unterricht in alter Weise wieder zu Ehren kommt. Möchte 


—— 


1) Vgl, Ulrich Stutz, Das Kirchenrechtliche Seminar an der Rhei- 
nischen Friedrich -Wilhelms- Universität zu Bonn. Als Manuskript gedruckt. 
1904 8.14, 17h, 


552 Kanonistische Chronik, 


die Drucknot unserer Tage diesem Aufschwung keine unübersteiglichen 
Hindernisse bereiten! Vor den übrigen Schwierigkeiten bangt uns 
nicht. Rein geistigen Interessen und Bewegungen ist wirtschaftliche 
Prosperität eher abträglich als förderlich, ihre Bahn geht gewöhnlich 
per aspera ad astra. Hoffen wir, daß sich dies auch im vorliegenden 
Falle bewahrheite und allen äußeren Hemmnissen zum Trotz die Wieder- 
belebung der Kirchenrechtswissenschaft, besonders der historischen, bei 
uns und unsern Nachbaren ihren ruhigen Fortgang nehme. U.St. 


Am 9. Februar 1922 wurde in Rom von einem Wagen überfahren 
und fand so bedauernswerterweise den Tod Alfred Cauchie, 
Ehrenkanonikus der Kathedrale von Tournai, ordentlicher Professor in 
der Philosophischen Fakultät der Universität Löwen, Direktor des bel- 
gischen Historischen Instituts in Rom, wirkliches Mitglied der bel- 
gischen Commission royale d’histoire und der Brüsseler Akademie der 
Wissenschaften, korrespondierendes Mitglied des Institut de France. 
Er war am 26. Oktober 1860 zu Haulchin im Hennegau geboren Nach 
seiner am 25. Oktober 1885 erfolgten Priesterweihe studierte er an der 
Löwener Universität, wo Karl Moeller eben ein historisches Seminar 
nach deutschem Muster eröffnet hatte. 1888 bestand er die Lizentiaten- 
prüfung und setzte seine Studien in Rom fort, um daselbst namentlich 
das Vatikanische Archiv zu benutzen. 1890 promovierte er in Ge- 
schichte und wurde 1894 außerordentlicher Professor in der Löwener 
Philosophenfakultät, insbesondere auch für Verfassungsgeschichte. Da- 
neben übernahm er 1895 in der Theologischen Fakultät die Kirchen- 
geschichte, vereinigte aber all dies 1896 in einem Historischen Seminar 
mit drei Abteilungen: 1. Conferences historiques für Theologen, 2. Exer-' 
eices critiques für Kirchenrechtsbeflissene, 3. Cours pratique des institu- 
tions für Historiker und begründete damit eine ansehnliche Schule, aus 
der zahlreiche tüchtige Gelehrte und treffliche Arbeiten hervorgegangen’ 
sind, die sich durch Gründlichkeit und Zuverlässigkeit auszeichnen.!) 
Jedoch auch sonst bewährte sich Cauchie als Organisator und Anreger. 
Seit 1889, besonders seit 1892 betrieb er die Gründung eines belgischen 
Historischen Instituts in Rom, das dann 1902 ins Leben trat, und dem 
„uerst Dom Ursmer Berliere, der gelehrte Benediktiner von Maredsous, 
dann Godefroid Kurth, der Lütticher Professor, dessen Biographie 
Cauchie 1922 noch kurz vor seinem plötzlichen Ende vollendete, schließ- 
lich aber er selbst vorstand. Auch organisierte er die Verzeichnung, 


!) Vgl. den Recueil des travaux publids par les membres des Confe- 
rences d’histoire et de philologie 1890 ss., ferner die Bibliographie de l’Uni- 
versite catholigue de Louvain, Louvain 1908 9.205 —207 und ihr Cinquiöme 
suppl&ment (1908—1911) p-. 55—56 sowie die neueste Liste in J. Lamott, 
History of the- arehdiocese of Cineinnati, New-York 1921, aber auch 
A,Cauchie, The teaching of history at the University of Louvain in The 
catholice University Bulletin 1907 XIII p. 5l5ss. und die interessanten An- 
gaben, die L..van der Essen in seinem Nachruf in der Revue d’hist. eceles. 
XVII 1922 p. 213ss. macht, auf die wir uns bei diesen Mitteilungen vor- 
nehmlich stützen. 
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Sammlung und Veröffentlichung des auf Belgiens Geschichte bezüg- 
lichen Urkunden- und Aktenmaterials der nicht belgischen Archive. 
So verstand er es, Ideen und Unternehmungen, die anderwärts bereits 
in vollem Zuge waren und große Erfolge gezeitigt hatten, auf Belgien 
zu übertragen und für dieses fruchtbar zu machen. Zu eigener literarischer 
Tätigkeit in großem Stile ist er ob alledem kaum gekommen. Eine 
stattliche Zahl von kleineren Untersuchungen und Studien sind aber 
aus seiner Feder geflossen. Dauernden Wert besitzt seine zweibändige 
Doktorthese: La querelle des investitures dans les dioceses de Litge 
et de Cambrai 1890. Außerdem begründete er 1900 die Revue d’histoire 
eccelesiastique de Louvain, der man ja im Text- und im bibliographi- 
schen Teil etwas mehr Übersichtlichkeit und Konzentration sowie 
eine straffere Beherrschung des Stoffes wünschen möchte, die aber, zu- 
mal jetzt, nachdem sie 1921 mit dem XVII. Bande wieder zu erscheinen 
begonnen hat, namentlich durch ihre fast überreichen, immer muster- 
haft genauen und gewissenhaften Literaturangaben und Besprechungen 
wie durch manche trefflichen Aufsätze der Wiederaufnahme des inter- 
nationalen gelehrten Austausches wertvolle Dienste leistet. 

Ebenfalls zu Rom starb am 22. April 1922 der Direktor der Ecole 
francaise de Rome, Abbe Louis Duchesne, ein Kirchenhistoriker 
von Weltruf. Er war von Geburt Bretone, am 13. September 1843 in 
Saint-Servan geboren, wandte sich schon früh der Geschichte zu, wurde 
eines der ersten Mitglieder der Ecole frangaise de Rome und Schüler 
von Giovanni Battista de Rossi, dem Meister der Roma Sotteranea, 
unter dessen Einfluß er sich vornehmlich der alten Kirchengeschichte 
widmete. 1882 veröffentlichte er seine berühmte Etude sur le Liber 
pontificalis und ließ ihr 1887—1892 seine immer noch am meisten ge- 
brauchte Ausgabe des Papstbuches folgen. 1889 übernahm und voll- 
endete er binnen kurzem die von Paul Fabre begonnene erstmalige 
Ausgabe des Liber censuum, den 1199 Cencius camerarius, später Papst 
Honorius IIL., verfaßt hatte. Schon früh wandte er sich den Anfängen 
der kirchlichen Einteilung zu und verfolgte er den Ausbau der Bistums- 
verfassung. So entstanden seine Fastes Episcopaux de l’ancienne Gaulel 
1894, 2° Edit. 1907, 11 1900, 2e edit. 1910; Band III 1915 behandelt auch 
die linksrheinischen deutschen Bistümer Köln, Tongern (Maastricht, Lüt- 
tich, Utrecht), Mainz, Worms, Speier, Straßburg, Trier, Metz, Toul, Verdun 
und von der Kirchenprovinz Besangon Avenches, Windisch, Lausanne, 
Basel, steht jedoch, wie auch die französische Kritik hervorgehoben hat, 
nicht mehr auf der alten Höhe; so sind z.B. nicht einmal die Bischofs- 
listen in Haucks Kirchengeschichte benutzt. Auch die autonomen und 
abgetrennten Kirchen sowie die Anfänge des Kirchenstaates interessierten 
Duchesne: Autonomies ecelesiastiques, Eglises s6parees 1896, Les pre- 
miers temps de l’Etat pontifical 1904. Lange wirkte er als Professor 
der Kirchengeschichte am Institut catholique in Paris. Seine Vor- 
lesungen über Les origines chretiennes waren berühmt und geraume 
Zeit in mechanischer Vervielfältigung viel verbreitet und benutzt. Aus 
ihnen gingen zunächst seine Origines du culte chretien, 5° edit. 1921 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLII. Kan, Abt. XII. 36 
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hervor und dann seine gleichfalls mehrfach aufgelegte Histoire ancienne 
de l’Eglise, die es aus gleich zu erwähnenden Gründen aber nur auf 
3 Bände (1906—1910) brachte. Beide Werke sind glänzend geschrieben, 
von einer außergewöhnlichen Beherrschung der Quellen getragen und 
zeichnen sich durch weitgehende, geschickte Benutzung der neuzeit- 
lichen Kritik und der neuesten, auch nichtkatholichen Forschung im 
Dienste katholischer Grundanschauung aus. Gerade diese Kritik und 
vielleicht auch seine erfolgreiche Mitarbeit am Bulletin eritique zogen 
ihm schon in Paris eine starke Gegnerschaft zu. Er verlor die Stellung 
am Institut catholique, erhielt aber zunächst eine Studiendirektion an der 
Ecole des Hautes-Etudes und wurde dann Leiter der Ecole frangaise in 
Rom, in deren M&langes d’arch&ologie et d’histoire er zahlreiche seiner 
gelehrten Untersuchungen veröffentlichte. Doch seine älteste Kirchen- 
geschichte erregte auch da im Zusammenbang mit PiusX. Kampf gegen 
den Modernismus Bedenken; die Histoire ancienne de l’Eglise wurde zu- 
erst von der Konsistorialkongregation unterm 1. September 1911 für die 
italienischen Seminare verboten und dann unterm 22.24. Januar 1912 
von der Indexkongregation verurteilt und auf den Index gesetzt. Seine 
Amtsstellung und sein überragendes wissenschaftliches Ansehen — er 
war Membre de l’Institut, Mitglied der Accademia dei Lincei in Rom 
und u. a. Korrespondent der Preußischen Akademie der Wissenschaften — 
bewahrten ihn aber vor Weiterem und ermöglichten ihm auch ferner 
die Arbeit in alter Weise; 1920 hat er z.B. noch in den Melanges 
geschrieben über Le Liber pontificalis aux mains des Guibertistes et 
des Pierl&onistes (XXXIII p. 165— 193). 

Am 17. Juni 1922 verschied in Erlangen nach langem schweren 
Lungenleiden, das er tapfer und bis zum Schlusse unermüdlich wissen- 
schaftlich tätig ertrug, der am 30. Juli 1878 zu Sandau an der Elbe gebo- 
rene 0. Professor der Kirchengeschichte Hermann Jordan. Er hatte 
ın Erlangen und Greifswald studiert und habilitierte sich 1904 an der 
letztgenannten Universität nach vorübergehender Tätigkeit am Berliner 
Domkandidatenstift. 1907 wurde er in Erlangen a. o. Professor; das 
Ordinariat erhielt er daselbst ı1. J. 1914 nach dem Tode Theodor Koldes. 
Dessen Nachfolger wurde er auch in der Herausgabe der Beiträge zur 
bayerischen Kirchengeschichte sowie der von jenem ihnen beigesellten 
Quellen und Forschungen zur bayerischen Kirchengeschichte, um die er 
sich hochverdient machte, wiewohl ihm diese Dinge als Vertreter vor- 
nehmlich des Neuen Testamentes, der alten Kirchengeschichte sowie 
der christlichen Archäologie ursprünglich fernlagen. Auch im Dienste 
des Vaterlandes entfaltete er in der Kriegs- und Nachkriegszeit eine 
Tätigkeit, die ihm unvergessen bleiben wird. 

Am 19. August starb auf seinem Besitztum in Friesdorf bei Godes- 
berg, wohin er sich von seinem Marburger Ordinariat zurückgezogen 
hatte, und von wo aus er noch als Honorarprofessor an der Bonner 
Universität lehrte, der Vertreter der praktischen Theologie Eduard 
Simons, geboren am 27. Mai 1855 zu Elberfeld, 1880 Lizentiat der 
Theologie in Straßburg ı. E,, 1893 Privatdozent in Bonn, 1902 a. o. Pro- 
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fessor in Berlin, 1911 Ordinarius in Marburg. Man braucht nur an 
seine Schrift über Niederrheinisches Synodal- und Gemeindeleben unter 
dem Kreuz 1897, an seine 1905 im Auftrage und in den Publikationen 
der Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde veröffentlichten Köl- 
nischen Konsistorialbeschlüsse (Presbyterialprotokolle der heimlichen 
Kölnischen Gemeinde 1572— 1596), an sein von der Rheinischen Pro- 
vinzialsynode ihm aufgetragenes Synodalbuch (Akten der Synoden und 
Quartierkonsistorien in Jülich, Cleve und Berg 1570— 1610) 1909 und 
an sein von derselben Synode veranlaßtes Generalsynodalbuch (Akten 
der Generalsynoden von Jülich, Cleve, Berg und Mark 1610— 1793) zu 
erinnern, um zu erkennen, daß wir allen Anlaß haben, seiner hier zu 
gedenken. Das letztgenannte Werk ist zwar mit der 1. Lieferung 1910 
zum Stillstand gekommen, das Manuskript soll aber, wie verlautet, 
abgeschlossen sein. Noch eben hatte Simons in den Theologischen Ar- 
beiten aus dem Rheinischen wissenschaftlichen Predigerverein N.F. XIX 
1922 8.59 ff. eine tiefschürfende Studie über Bittmessen, Fast- und Bet- 
tage am Niederrhein veröffentlicht und im Anschluß daran für uns die 
Besprechung von Schaufelbergers Geschichte des eidgenössischen Bet- 
tages 1920 übernommen. Da raffte den allerdings schon längere Zeit 
Leidenden der Tod hinweg. 
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Berufen wurden: Der Privatdozent in BerlinLeopoldZscharnack 
als o. Professor der Kirchengeschichte nach Breslau; der o. Professor 
des Staats- und Kirchenrechts an der Universität Bonn RudolfSmend 
in gleicher Eigenschaft an die Universität Berlin; der a. o. Professor 
in Heidelberg Friedrich Niebergzll als Ordinarius der prak- 
tischen Theologie nach Marburg; der o. Professor der systematischen 
Theologie in Marburg Horst Stephan in gleicher Eigenschaft 
sowie für Dogmatik nach Halle; der o. Professor der mittleren und 
neueren Geschichte in Halle Albert Werminghoff in gleicher 
Eigenschaft nach Leipzig; der Privatdozent in Breslau Hans Erich 
Feine als o. Professor des deutschen und Kirchenrechtes nach Rostock. 


Ernannt wurden: der a. o. Professor in Breslau Hans Frhr. von 
Soden zum Ordinarius der Kirchengeschichte daselbst; der o. Professor 
der praktischen Theologie an der evang.-theol. Fakultät der Wiener Uni- 
versität Karl Völker zum o. Professor der Kirchengeschichte daselbst; 
der Privatdozent in Münster H. Weber zum o. Professor der christ- 
lichen Gesellschaftslehre in der kathol.-theol. Fakultät daselbst. 


Es habilitierten sich an der kathol.-theol. Fakultät in Bonn 
Joseph Greven für Kirchengeschichte und Theodor Steinbüchel 
für Moraltheologie und Gesellschaftslehre, in Köln in der rechts- und 
staatswissenschaftlichen Fakultät für Kirchenrecht Joseph Lam- 
meyer. Dem Privatdozenten des deutschen bürgerlichen und Handels- 
rechts in Breslau Walter Schönfeld wurde die venia auf das Kirchen- 
recht ausgedehnt. H.E.F. 
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